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Vorwort  zur  2.  Auflage. 


Die  erste  Auflage  dieses  Werices  erschien  im  Herbste  1903.  Seit- 
dem ist  das  Bilanzwesen  in  Deutschland  ein  beliebter  Gegenstand 
wissenschaftlicher  Behandlung  geworden,  hauptsächlich  infolge  der 
Errichtung  von  Handelshochschulen.  Die  Besonderheit  des  vorliegen- 
den Buches  ist  dadurch  nicht  berührt.  Es  betrachtet  die  Bilanz  nicht 
nur  handeis-,  sondern  auch  steuerrechtlich.  Zwischen  kaufmännischer 
und  Steuerbilanz  bestehen  aber  große  Unterschiede.  Wer  die  Bilanz 
kaufmännisch,  wirtschaftlich,  handelsrechtlich  beherrscht,  beherrscht 
sie  lange  noch  nicht  steuerrechtlich.  Gewinn-,  Verlust-,  Abschreibungs- 
und Reservenlehre  sind  da  und  dort  verschieden.  Die  Unterschiede 
mit  aller  Schärfe  klarzulegen,  ist  das  Hauptziel,  das  sich  meine 
Darstellung  steckt. 

Das  Ausarbeiten  der  neuen  Aufgabe  hat  mir  große  Freude  be- 
reitet. Es  gibt  wenige  Gebiete,  wo  sich  Recht,  Wirtschaft  und  Technik 
so  durchdringen  wie  hier.  Eine  ganze  Reihe  juristischer  Fragen  läßt 
sich  z.  B.  nur  mit  Hilfe  der  Buchhaltungstechnik  lösen  und  andrer- 
seits zeigt  oft  erst  die  Erkenntnis  des  rechtlichen  Wesens  den  richtigen 
Buchungsweg  auf.  Am  eindringlichsten  tritt  die  Notwendigkeit  des 
Zusammenwirkens  rechtlicher,  wirtschaftlicher  und  technischer  Aus- 
legung bei  der  Lehre  von  der  Aktieneinziehung  und  Obligationen- 
amortisation (§§  54  und  58)  hervor. 

Der  Umfang  des  Werkes  ist  ganz  wesentlich  verringert.  Möglich 
war  es  dadurch,  daß  ich  alles  allgemeine  Handels-  und  bürgerliche 
Recht  und  die  ganze  Lehre  vom  Anteil  der  Gesellschaftsorgane  am 
Bilanzverfahren,  die  jeder  Kommentar  zum  HGB.  enthält,  ausge- 
schieden habe.  Dafür  ist  das  Buch  auf  Grund  der  vielen  praktischen 
Erfahrungen,  die  ich  seither  genoß,  in  den  besonderen  materiellen 
Fragen  erheblich  ausgebaut. 

Der  Leitstern  meiner  Darlegungen  in  der  ersten  Auflage  war, 
dem  Kaufmanne  vor  Augen  zu  führen,  daß  zu  einer  ordnungsmäßigen 
Buchführung  und  zu  einer  ordnungsmäßig  geführten  Bilanz  im  Sinne 
des  HGB.  nicht  nur  formell,  sondern  auch  und  zwar  in  erster  Linie 
materiell  richtig  geführte  Bücher  gehören.  Der  Gedanke  ist  in  die 
Kreise  der  Buchhaltungsrevisoren  eingedrungen.  Auch  der  neuen 
Auflage  sei  der  Satz  vorangestellt:  das  wichtigste  an  der  Jahresbilanz 
ist  die  richtige  Bewertung.  Die  Aktiva  dürfen  nicht  über,  die  Passiva 
nicht  unterbewertet  werden. 

Straßburg,   18.  Januar  1914. 

Hermann  Rehm. 
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Erstes  Buch. 

Das  materielle  Bilanzrecht. 


Erstes  Kapitel. 

Die  Bewertungsgegenstände  oder  Bilanzposten 
im  allgemeinen. 


I.  Die  oberste  Einteilung  der  Bilanzposten. 

Die  wirtschaftliclie  Nattir  der  Begriffe  Vermögeusgegenstände 

vLJxd  Schulden. 

§  1- 
Das  materielle  Bilauzrecht  behandelt  die  zwei  Fragen:  1.  was  darf 
und  muß  in  die  B.  eingestellt  werden  (Lehre  von  der  Büanzfähigkeit  und 
Büanzpflichtigkeit),  2.  wie  ist  das  Eingestellte  zu  bewerten  (Lehre  vom 
Bilanzwert).  Die  Fragen  beantworten  sich  nicht  für  alle  B.en  gleich.  Es 
kommt  auf  den  Zweck  der  aufzustellenden  B.  an.  Für  die  Verkaufs- 
( Vermögenermittlungs-)bilanz  gelten  zum  Teil  andere  Bilanzrechtssätze 
als  für  die  Betriebs{Ertrags-,  Gewinnverteilii)igs-)bilanz})  Die  eine 
soll  den  Verkaufsw^ert,  die  andere  den  Ertrag  des  Unternehmens  fest- 
stellen. Ich  beurteile  ein  Geschäft  nicht  gleich,  wenn  ich  frage,  wieviel 
Gewinn  darf  ich  jährlich  herausnehmen,  und  wenn  ich  frage,  um  wieviel 
kann  ich  es  verkaufen.  Die  gewöhnliche  B.  ist  die  Gewinnverteilungsbilanz. 
Von  ihr  sei  daher  im  allgemeinen  ausgegangen. 

I.  Nach  HGB.  §  39  sind  Inventar  und  B.  Fe-z^Tiö^e/isverzeichnisse, 
das  Inventar  ein  in  das  Einzelne  gehendes,  die  B.  ein  summarisches,  eine 
Vermögensübersicht. 

II.  Die  Vermögensbestandteile,  die  aufgezeichnet  und  bewertet  werden, 
nennt  das  G.  Vermögensgegenstände  und  Schulden.  Das  Vermögen  im 
weiteren  Sinne,  dessen  Lage  durch  Inventar  und  B.  ersichtlich  gemacht 
werden  soU,  zerfäUt  nach  §  40  in  ,, Vermögensgegenstände"  und  ,, Schulden". 
Die  B.  ist  nach  §  39  ein  das  Verhältnis  des  Vermögens  (d.  h.  der  Ver- 
mögensgegenstände) und  der  Schulden  darstellender  Abschluß. 

III.  Vermögensgegenstand  und  Schulden  sind  in  diesem  Zusammen- 
hang keine  Rechts-,  sondern  wirtschaftliche  Begriffe.  Was  der  Kauf- 
mann, somit  derjenige,  der  sein  Vermögen  wirtschaftlich  betrachtet,  als 
Vermögensgegenstand,  insbesondere  Forderung,  und  als  Schuld  ansieht, 
ist  einzustellen.  Im  allgemeinen  stimmt  seine  Anschauung  mit  der  des 
allgemeinen  wirtschaftlichen  Verkehrs,  d.h.  mit  der  Laienauffassung  überein. 

')  §  92. 

Rebm,  Bilanzen.    2.  Aofl.  1 


2    §  1.   Die  wirtschaftliche  Natur  der  Begriffe  Vermögensgegeustände  und  Schulden. 

A.  Daß  Vermögeusgegenstand  und  Schulden  keine  Bechfshegiiffe 
sind,  beweist  der  Ausdruck  \ermögens</effenstand  selbst.  Nicht  Ver- 
mögeussr echt e^  sondern  Vermögensgegenstände  bilden  den  einen  Teil  des 
Kaufmannsvermögens  und  Yerniögensgegenstände  sind  auch  Vermögens- 
verliältnisse,  die  nicht  zu  subjektiven  Rechten  ausgestaltet  sind,  rein  tat- 
sächliche Beziehungen  von  Geldwert,  wie  Kundschaft,  Kredit  usw.,  Fabri- 
kations- und  (.leschäl'tsgeheimuis. 

B.  1.  Daß  Vermögensgegenstände  und  Schulden  wirtschaftliche 
Begiifte  sind,  beweist  vor  allem  der  Umstand,  daß  das  positive  Recht  die 
Beendigung  dieser  Schuldverbindlichkeiten  durch  Leistung  nicht  Schulden- 
erfüllung, sondern  ,, Schuldenberichtigung"  nennt:  ,,Das  nach  Berichtigung 
der  Schulden  verbleibende  Vermögen  der  Gesellschaft  wird  unter  die 
Aktionäre  verteüt"  lautet  HGB.  §  302  und  ähnlich  HGB.  §  155. 

a)  Von  Schuldenberichtigung  spricht  man  nur  bei  Verbindlichkeiten, 
deren  Erfüllung  die  Hergabe  von  eigenem  Vermögen,  von  Geld  oder  geld- 
wertigen Gegenständen,  die  dem  Leistenden  zugehören,  erforderlich  macht 
(z.  B.  Lieferung  von  Scliiffen,  Maschinen,  Kanonen  durch  eine  Schüfs- 
werft  usw.).  Keine  Schulden  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  sind  daher 
Schulden,  bei  denen  „das  zu  Leistende  in  einem  Tun,  Unterlassen,^)  Dulden 
besteht,  solange  dieses  Tun  usw.  selbst  erfüllt  zu  werden  vermag  und  an 
dessen  Stelle  nicht  die  Verbindlichkeit  zur  Übertragung  eigenen  Ver- 
mögens in  das  Vermögen  Dritter  definitiv  getreten  ist".^  Daher  fallen 
unter  den  Begriff  Schulden  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  nicht  einmal  alle 
auf  ein  Geben  gerichtete  Schulden.  Z.  B.  ist  die  Verbindlichkeit,  eine 
hinterlegte  fremde  Sache  herauszugeben,  keine  Schuld  im  Sinne  des  HGB. 
§§  89  f.  Erst  dann  tritt  eine  solche  ein,  wenn  an  die  Stelle  dieser  Heraus- 
gabepflicht, z.  B.  weil  die  Herausgabe  unmöglich  ist,  die  definitive  Ver- 
bindlichkeit zu  irgendwelcher  Hergabe  aus  eigenem  Vermögen  tritt. 
Schulden  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  sind  nur  Verbindlichkeiten  zu 
Leistungen  aus  eigenem  Vermögen.'^ 

b)  Ist  Leistung  aus  eigenem  Vermögen  das  Charakteristikum  des 
bilanzrechtlichen  Schuldbegriffes,  so  liegt  das  Wesen  der  bilanzrechtlichen 
Schuld  nicht  sowohl  in  der  Leistungspflicht  als  solcher,  als  vielmehr  in 
dem  Gegenstand  der  Leistung,  darin  daß  die  Verpflichtung  Hergabe,  also 
VeiTÜigerung  eigener  wirtschaftlicher  Güter  mit  sich  bringt.  Hieraus 
aber  folgt,  daß  für  das  Bilanzrecht  die  Schulden  nicht  als  Leistungs- 
pflichten, sondern  als  Vennögensmiuderungen,  als  negative  Vermögens- 
werte und  damit  als  wirtschaftliche  Erscheinungen  in  Betracht  kommen. 

c)  Und  dazu  stimmt  dann,  daß  das  G.  die  Bestandteile  der  anderen 
Hälfte  des  Vermögens  nicht  als  Vermögensrechte,  sondern  als  Vermögens- 
gegeustände bezeichnet.  Nicht  Vermögensrechte  und  vermögensrechtliche 
Verbindlichkeiten,  sondern  Vermögensi«;^/^^^  positive  und  negative,  sind 
es,  in  die  das  Vermögen  des  Kaufmanns  im  bilanzrechtlichen  Sinne  zer- 
fällt. M.  a.  W. :  Die  Begriffe  „Vermögensgegenstände"  und  „Schulden" 
in  §§  39 f.  sind  in  erster  Linie  nicht  rechtlich^  sondern  wirtschaft- 
lich zu  erklären. 


')  Z.  B,  Verpflichtung,  innerhalb  bestimmter  Zeit  keine  Konkurrenzartikel  zu 
vertreiben. 

•)  So  sehr  gut  Strombeck,  Grundkapital,  Grundvermögen  und  B.  der  A.en,  ins- 
besondere der  Eisenbahngesellschaften  in  Busch,  Archiv  |ür  Theorie  und  Praxis  des 
Handels-  und  Wechselrechts  Bd.  38  (1878)  S.  40. 

*;  Weiteres  §  17. 
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2.  a)  Dies  Ergebnis  bestätigen  auch  die  „Grundsätze  ordnungs- 
mäßiger Bucliführung",  nach  denen  docli  gemäß  HGß.  §  38  der  Kauf- 
mann seine  Bücher  zu  führen  hat.  Sie  lassen  erkennen,  daß,  vom  In- 
ventar abgesehen,  für  die  Eechnungsführung  die  einzelnen  Vermögens- 
bestandteile nicht  in  ihrer  konkreten  Verschiedenheit,  sondern  in  der 
ihnen  gemeinsam  innewohnenden  Natur  als  Träger  von  Vermögenswerten, 
als  Bewertungsobjekte  in  Betracht  kommen. 

b)  Bei  der  Inventarisierung  sind  die  Vermögensgegenstände  nach 
ihrer  konkreten  Individualität,  nach  Gattung,  Menge,  Einheitspreis  und 
Einzelbetrag  zu  bestimmen,  die  Waren  finden  hier  zuvörderst  als  Waren, 
die  Geräte  als  Geräte,  Geld  als  Geld  Berücksichtigung.  Bei  der  eigentlichen 
Eechnungsführung,  der  laufenden  Rechnung  und  ihrem  Abschluß  durch 
die  B.j  kommen  sie  ausschließlich  als  Träger  von  Geldwert  in  Betracht. 

a)  Wenn  der  Kaufmann  um  10  000  Mk.  Waren  gegen  bar  absetzt, 
so  wird  auf  Warenkonto  im  Haben  gebucht  ,,Per  Kassenkonto  10  000  Mk.". 
Also  müßte,  rein  wörtlich  genommen,  das  Warenkonto  an  Kassenkonto 
10  000  Mk.  gegeben  haben.  Aber  es  hat  doch  nur  Waren  in  diesem 
Werte  gegeben. 

/5)  Wenn  der  Käufer  einer  Ware  im  Werte  von  10000  Mk.  den 
Kaufpreis  vor  Lieferung  leistet,  so  bucht  er  in  seinen  Büchern: 

Kassenkonto 

Haben 
[  Per  Konto  Schulze  .     .     .     10000 

Konto  Schulze 
Soll 

An  Kassenkowto      .     .     .     10000  I 

Der  Verkäufer  erscheint  als  Geldschuldner,  obwohl  er  lediglich 
Warenschuldner  ist. 

■/)  Das  zeigt  endlich  auch  die  Buchung  nach  Lieferung: 

Konto  Schulze 

Haben 
!  Per  Warenkonto 

W^arenkonto 
SoU 

An  Konto  Schulze    .     .     .     10000  | 

rv.  A.  Aus  der  hiermit  nachgewiesenen  wirtschaftlichen  Natur  der 
Begriffe  Vermögensgegenstand  uud  Schulden  und  damit  auch  des  Begriffes 
, .Vermögen"  in  §§  38  f.  ziehen  wir  den  nichtigen  Schluß :  A^wr  diejenigen 
Vermögensyegenstände  und  Schulden  sind  Vermögensgegenstände  und 
Schulden  im  Sinne  des  Bilanzrechtes,  die  einen  Vermögenswert  dar- 
stellen^ d.  h.  für  das  Geschäft  einen  Veräußerungs-  (Verkehrs-)  oder 
Gebrauchswert  besitzen  und  infolgedessen  geeignet  sind,  die  wirtschaft- 
liche Lage  des  Kaufmanns  zu  beeinflussen  und  dadurch  ersichtlich  zu 
machen.  Gemeint  ist  hiermit:  Wohl  haben  alle  Sachen  und  alle  Ver- 
mögensrechte uud  Verbindlichkeiten  einen  Geldwert,  aber  er  ist  im  Ver- 
hältnis zu  der  zu  beurteilenden  Vermögenslage  zum  Teil  so  gering,  daß 
diese  ihre  Eigenschaft  als  geldwertige  Sachen,  Eechte  und  Verbindlich- 
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keiten  gar  nicht  ins  Gewicht  fällt  und  sie  selbst  daher  gar  nicht  als 
Vermögenswerte  betrachtet  werden.^) 

B.  Um  ein  Beispiel  anzuführen,  so  kann  der  Vorrat  an  Briefpapier, 
der  für  das  Kontor  angeschalft  ist,  zwar  in  Inventar  und  B.  aufgenommen 
werden,  aber  er  muß  es  nicht,  denn  er  ist  wegen  seines  verhältnismäßig 
geringfügigen  Wertes  kein  Vermögensgegenstand  im  Sinne  des  G.,  kein 
Vermögenstt'^rf.  Das  Gegenteil  gilt  hinsichtlich  der  Vorräte  an  Brief- 
papier, die  eine  Papierhandlung  besitzt. 

C.  1.  Anders  die  herrschende  Lehre.  Nach  Simon^)  und  anderen') 
sind  alle  Vermögensbestandteile  auch  Vermögensgegenstände  im  Sinne 
des  G.  Dann  müßten  auch  Vermögensteile  von  geringfügigem  Werte 
inventarisiert  und  bilanziert  werden. 

2.  Wenn  dies  trotzdem  nicht  geschieht,  so  sucht  man^)  die  Er- 
klärung hierfür  in  der  Buchführung.  Derartige  Anschaffungen  würden 
üblicherweise  als  Handlungsunkosten  verrechnet  und  demgemäß  sofort 
über  Gewinn-  und  Verlustkonto  abgeschrieben,  d.  h.  über  das  Bilanzkonto 
(als  Aktivum)  gar  nicht  geführt.  Allein  damit  ist  die  Wirkung  zur  Ur- 
sache gemacht.  Daß  solch  vorrätiges  Briefpapier  für  Korrespondenz- 
zwecke des  Geschäftes  nicht  auf  Inventarkonto,  sondern  auf  Geschäfts- 
unkostenkonto gesetzt  wird,  hat  seinen  Grund  in  der  Geringfügigkeit 
seines  Wertes.  Vom  Standpunkt  der  Buchführung  aus  stünde  nichts  im 
Wege,  für  das  angeschaffte  Briefpapier  das  Kassenkonto  zu  erkennen  und 
das  Geräte-  oder  Einrichtungskonto  zu  belasten  und  davon  mit  fort- 
schreitenden Verbrauch  abzuschreiben  und  den  Wert  des  abgeschriebenen 
Papiers  auf  Verlust-  und  Gewinnkonto  als  Verlust  vorzutragen,  ebenso, 
wie  ja  das  Geschäftsunkostenkonto  eine  Belastung  des  Verlustkontos 
darstellt. 

D.  Ein  anderes  Beispiel  wären  die  eingelaufenen  Handelsbriefe.  Auch 
diese  besitzen  einen  Papierwert,  aber  trotzdem  werden  sie  nicht  verbucht, 
eben  wegen  der  Geringfügigkeit  ihres  Vermögenswertes.  Buchführungs- 
schwierigkeiten wären  nicht  dagegen.  Man  könnte  ein  Handelsbriefkonto 
als  Hilfskonto  des  Inventarkontos  belasten. 

V.  Wir  fassen  zusammen: 

A.  Nicht  nur  Vermögensrechte  und  nicht  alle  Vermögensrechte 
sind  Vermögensgegenstände  im  Sinne  des  Bilanzrechtes :  1.  nicht  nur 
Vermögensrechte,  denn  Vermögensgegenstände  sind  auch  rein  tatsächliche 
Vermögenswerte;  2.  nicht  alle  Vermögensrechte ;  ausgeschlossen  sind  solche 
geringfügigen  Wertes. 

B.  Nicht  alle  Schulden  im  Rechtssinne  sind  Schulden  im  Sinne 
des  BilanzrechteSj  sondern  nur  solche  juristische  Schulden,  bei  denen 
das  zu  Leistende  in  Hergabe  aus  (eigenem)  Vermögen  besteht. 

Die  wirtschaftliche  und  bachtechnische  Bedeutung 
der  Begriffe  Aktiva  und  Passiva. 

§  2. 
I.  Die  Begriffe  Vermögensgegenstände  und  Schulden  haben  die  dar- 
gelegte Bedeutung  auch  im  Bilänzrecht  der  A.en,    Nicht  nur,  daß  HGB. 
§  261  ausdrücklich  die  Vorschriften  des  §  40  als  für  die  Aufstellung  der 

')  Ähnlich  wie  bei  der  Konkursmasse, 

*)  S.  1.^6. 

»)  Z.  B.  Goldmann  40.2. 

*)  Simon  157. 
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aktienrechtliclien  B.en  geltend  erklärt;  sondern  §  261  bedient  sich  selbst 
in  Ziff.  2  und  3  des  Ausdruckes  „Vermögensgegenstände".  Und  daß  dieser 
Begriff  ein  wirtschaftlicher  ist,  das  geht  aus  HGB.  §  261  insofenie  hervor, 
als  §  261  Ziff.  1—3  nur  von  der  Bewertung  von  Yermögensgegenständen 
handelt. 

II.  Aber  schreibt  §  261  auch  die  Anwendung  von  §  40  auf  die 
B.en  der  A,  vor,  so  tut  er  dies  doch  nur  unter  Modifikationen.  Eine 
Hauptmodifikation  besteht  darin,  daß  §  261  wohl  die  einzelnen  positiven 
Vermögenswerte  Vermögensgegenstände  nennt,  aber  nicht  sie  alle  zu- 
sammen; er  bezeichnet  den  Gegensatz  der  Werte,  die  jede  B.  enthält, 
nicht  wie  §  39,  auf  dem  §  40  fußt,  als  Verhältnis  des  ,, Vermögens"  und 
der  „Schulden",  sondern  als  Verhältnis  der  ,^Aktiva"^  und  „Passiva". 
M.  a.  W. :  Die  zwei  Seiten  der  B,  unterscheidet  er  nicht  als  Vermögens- 
und Schulden-,  sondern  als  Aktiven-  und  Passivenseite.  Aus  einer  ,,Ver- 
gieichung  sämtlicher  Aktiva  und  Passiva"  ergibt  sich  nach  §  261  Ziff.  6 
der  Saldo,  die  positiven  Werte  werden  laut  §  261  Ziff.  4  und  5  ,,als 
Aktiva",  die  negativen  ,, unter  die  Passiva"  in  die  B.  eingesetzt.  Dem- 
gemäß liegt  ein  Wechsel  in  der  Terminologie  vor. 

III.  Diesen  Wechsel  auf  das  Interesse  der  Gemeinverständlichkeit 
zurückzuführen,  geht  nicht  an.  Dann  dürfte  auch  in  §§  39  f.  nicht  Ver- 
mögensgegenstände stehen,  sondern  müßte  dafür  Aktiva  gebraucht  sein. 
Daher  ist  anzunehmen,  daß  sich  der  Gegensatz  Aktiva  und  Passiva  mit 
dem  Gegensatz  Vermögen  und  Schulden  nicht  völlig  deckt. 

IV.  Wo  die  Differenz  liegt,  ist  leicht  festgestellt.  Wohl  ginge  es 
noch  an,  wenn  §  261  Ziff.  4  lautete:  „Die  Kosten  der  Errichtung  und 
Verwaltung  dürfen  nicht  als  Vermögensgegenstände  in  die  B.  aufgenommen 
werden,"  aber  nicht  ließe  sich  hören:  „Der  Betrag  des  Grundkapitals 
und  der  Betrag  eines  jeden  Reservefonds  sind  unter  die  Schulden  auf- 
zunehmen." Grundkapital  und  Reservefonds  schuldet  die  Gesellschaft 
niemandem.  Ge"\^iß  haben  die  Organe  der  A.  die  wirtschaftliche  Pflicht, 
die  Geschäfte  so  zu  führen,  daß  bei  Auflösung  der  G.  den  Aktionären 
mindestens  der  Wert  ihrer  Einlage  zurückerstattet  werden  kann.  Aber 
juristisch  stellen  Grundkapital  und  Reservefonds  keine  Schulden  der  Ge- 
sellschaft dar.  Die  Gesellschafter  sind  Mitglieder,  nicht  Gläubiger  der 
Gesellschaft.  Die  sich  nicht  deckenden  Begriffe  heißen  „Passiva"  und 
,, Schulden".     Nicht  alle  Passiva  besitzen  Schul  den  Charakter. 

V.  Auch  Aktiva  und  Passiva  stellen  nicht  juristische,  sondern 
wirtschaftliche  Begriffe  dar.  Das  zeigt  zunächst  der  allgemeine  Zu- 
sammenhang. In  §  261  ist  von  Grundkapital,  Reservefonds,  Gewinn, 
Verlust  die  Rede.  Das  sind  unbestreitbar  Begriffe,  deren  Grundbedeutung 
wirtschaftlich  ist.  Dazu  kommt  aber  die  besondere  Bestimmung  des  >j  261 
Ziö\  4,  daß  die  Kosten  der  Errichtung  und  Verwaltung  nicht  als  Aktiva 
in  die  B.  eingesetzt  werden  dürfen.  Eirichtungs-  und  Verwaltungskosten 
besitzen  jedenfalls  nicht  die  Natur  von  Rechtsbegiiffen.  Wenn  von  ihnen 
gesagt  wird,  sie  dürfen  nicht  als  Aktiva  eingesetzt  werden,  so  folgt 
hieraus,  daß  sie  dies  ihrer  Natur  nach  an  sich  könnten ;  ist  dies  aber 
an  sich  möglich,  so  kann  Aktivum  kein  Rechts-,  sondern  nur  ein  Wirt- 
schaftsbegriff sein.  Denn  Kosten  sind  keine  Vermögensrechte,  sondern 
nur  Vermögenswerte. 

VI.  Den  Begriffen  Aktiva  und  Passiva  eignet  sogar  noch  in  stärkerem 
Maße  wirtschaftlicher  Charakter,  als  den  Begriffen  Vermögensgegenstand 
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und  Schulden.  Sclmlden  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  sind,  wie  wir  sahen, 
immerhin  nur  solche  wirtschaftliche  Schulden,  die  zugleich  auch  Schulden 
im  jui'istischen  Sinne  darstellen.  Der  Passivabegriif  als  solcher  entbehrt 
eines  jeden  juristischen  Elements,  obschon  natürlich,  soweit  er  den  Schulden- 
begriff umfaßt,  auch  unter  ihn  nur  solche  Schulden  im  Rechtssinne  gehören, 
deren  Leistungsgegenstand  in  Hergabe  aus  eigenem  Vermögen  besteht.^) 

VlI.  Der  Unterschied  von  Unterbilanz  und  Überschuldung.  Aber  die 
Ausdrücke  Aktiva  und  Passiva  gehören  noch  einer  anderen  Begriffsreihe 
an.  Sie  sind  Doppelbegiifte,  nicht  bloß  wirtschaftliche,  sondern  auch  biich- 
fiUiningstechnische.  Es  gibt  Passiva  und  Aktiva^  die  nur  rechnuntjs- 
mäßige,  arithmetische,  nicht  auch  wirtschaftliche  Bedeutung  besitzen. 
Dies  beweist  der  Unterschied  von  Überschuldung  und  Unterbilanz  und 
der  Gegensatz  von  effektiver  und  nur  rechnungsmäßiger  Herabsetzung  des 
Grundkapitals.  ' 

A,  Kein  Zufall  ist  es,  daß,  während  das  Aktienrecht  die  zwei  Seiten 
der  B.  sonst  als  Aktiva  und  Passiva  bezeichnet,  §  240  ii  des  HGB.  nicht 
formuliert :  Der  Vorstand  hat  die  Eröffnung  des  Konkurses  zu  beantragen, 
wenn  sich  bei  Aufstellung  der  Jahresbilanz  oder  einer  Zwischenbilanz 
ergibt,  daß  die  Aktiva  die  Passiva  nicht  mehr  decken,  sondern  daß 
§240 II  lautet:  Der  Vorstand  hat  die  Konkurseröffnung  zu  beantragen, 
wenn  sich  bei  einer  solchen  Aufstellung  ergibt,  daß  das  „  Vermögen 
nicht  mehr  die  Schulden^)  deckt". ^) 

2.  Würden  Passiva  und  Schulden  dasselbe  bedeuten,  so  bestünde 
eine  Verpflichtung  des  Vorstandes,  Eröffnung  des  Konkurses  über  die  A. 
zu  beantragen,  beispielsweise  schon,  wenn  die  Jahresbilanz  lautete: 

Aktiva  Passiva 

Kassa  etc 1000000  ]  Schulden 700000 

Verlust 200000  I  Grundkapital      ....  400000 

!  Reservefonds      .     .     .     .  100000 

Hier  liegt  ein  rechnungsmäßiger  Verlust,  eine  Unterbilanz  von 
200  000  vor,  obwohl  das  Vermögen  die  Schulden  noch  um  300  000  über- 
steigt. Aber  aus  dem  innigen  Zusammenhang,  in  dem  §  240  u  mit  dem 
Konkursrechte,  mit  dem  vom  Konkurs  der  A.  handelnden  §  207  der  KO. 
steht,  ergibt  sich,  daß  Schulden  und  Passiva  im  positiven  Rechte  nicht 
sich  deckende  Begriffe  sind. 

3.  HGB.  §  240 II  macht  dem  Gesellschaftsvorstand  Beantragung  der 
iTowÄ^zrseröffnung  zur  Pflicht,  a)  wenn  Zahlungsunfähigkeit  eintritt,  b)  sich 
Überschuldung  ergibt.  Zahlungsunfähigkeit  und  Überschuldung  sind  aber 
auch  nach"  KO.  §  207  die  Voraussetzungen  der  Eröffnung  des  Konkurs- 
verfahrens. Bei  HGB.  §  240  könnte  an  sich  an  ein  Hereinspielen  buch- 
technischer Begriffe  gedacht  werden,  da  dem  §  240  unmittelbar  der 
Rechtssatz  vorausgeht:    ,,Der  Vorstand  hat  Sorge  dafür  zu  tragen,   daß 

')  Ausnahmen  werden  uns  in  §  17  begegnen. 

')  Einschließlich  der  in  §  17  zu  erwähnenden  Verbindlichkeiten  anderer  Art. 

*)  Vgl.  dagegen  HypBG.  §  7:  „ausschließlich  zur  Deckung  einer  U^iterhilanz 
.  .  .  be.stimmter  Reservefonds",  und  HGB.  §  329  Abs.  1:  „Ergibt  sich  für  die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  nach  dem  Jahreserträgnis  ein  Gewinnanteil,  der  nicht  auf  ihre 
Aktien  fällt,  so  hat  die  Auszahlung  zu  unterbleiben,  falls  eine  Unterbilanz  vorhanden 
ist,  die  ihren  nicht  in  Aktien  bestehenden  Kapitalanteil  tibersteigt.  Solange  eine  solche 
Unterbilanz  besteht,  ist  auch  eine  sonstige  Entnahme  von  Geld  auf  den  Kapitalanteil 
ausgeschlossen". 
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die  erforderlichen  Bächer  geführt  werden".  Anders  dagegen  bei  der 
Konkursordnung.  Hier  fehlt  jede  Beziehung  zu  Buchführungstechnischem. 
Hier  kann  Überschuldung  nur  wirtschaftlich  aufgefaßt  werden.  Der  Zu- 
sammenhang von  HGB.  §  240  n  mit  dem  Konkursrechte  ist  aber  ein 
engerer,  speziellerer,  als  mit  HGB.  §  239.  Somit  bedeutet  auch  in  §  240  n 
Überschuldung  ein  Überwiegen  von  Schulden  im  wirtschaftlichen  Sinne 
über  das  Vermögen.  Gesellschaftskapital  und  Reservefonds  sind  aber 
keine  solchen  Schulden.  Demgemäß  kann  der  Begriff'  Passiva  nicht  bloß 
wirtschaftliche  Bedeutung  haben. 

B.  1.  Welche  Bedeutung  er  außerdem  noch  positiv  besitzt,  das 
zeigt  der  Gegensatz  von  effektiver  und  bloß  rechnungsmäßiger  Grund- 
kapitalsherabsetzung. Es  gibt  eine  Herabsetzung  des  Grundkapitals,  die 
den  Bestand  an  positiven  Werten,  über  welche  die  A.  verfügt,  völlig  un- 
berührt läßt. 

2.  Nehmen  wir  folgenden  Vermögensstand  einer  A.  an: 

Kassa 30  000     Schulden 200000 

Gebäude    150000 

Waren 200  000 

Debitoren 170  000 

Verlust 50000 

800  000  800  000 

Wird  hier  das  Grundkapital  um  50  000  herabgesetzt,  so  wird  der 
Stand  der  Passiva  verändert,  ohne  daß  die  positiven  oder  negativen  Werte 
irgendwelche  Veränderungen  erfahren.     Denn  die  neue  B.  lautet: 


Grundkapital      ....     600000 


Kassa 30  000 

Gebäude    150  000 

Waren 200  000 

Debitoren 170  000 


Kreditoren 200000 

Grundkapital      ....     550000 


750000  I  750  000 

Unverändert  ist  der  Stand  der  Kassa,  der  Gebäude,  Waren,  Forde- 
rungen, Schulden  und  doch  ist  eine  Veränderung  in  den  Passiven  ein- 
getreten. Somit  kann  der  Begriff"  Passiva  nicht  bloß  wirtschaftliche  Be- 
deutung besitzen.  An  dem  Bestand  von  wirtschaftlichen  Werten  ist  nichts 
geändert.  Würden  bei  Herabsetzung  des  Grundkapitals  Schulden  bezahlt, 
so  müßten  auch  die  Aktiva  verringert  sein.  Nur  in  der  Buchführung, 
nicht  in  den  Wertbesiänden  sind  somit  Veränderungen  vor  sich  gegangen. 
Der  Begriff  Passiva  muß  also  auch  eine  nur  buchtechnische  Bedeutung 
haben,  unter  Umständen  nur  Buchwerte,  d,  h.  nur  in  den  Büchern,  in 
der  Buchführung,  aber  nicht  in  der  Wirtschaft  vorhandene  Werte  dar- 
stellen. Schulden  und  Passiva  sind  nicht  sich  deckende  Begriffe.  Auch 
wenn  die  Aktivseite  hinter  der  Passivseite  ziffernmäßig  zurücksteht, 
braucht  doch  noch  nicht  Überschuldung  vorzuliegen,  solange  nur  die  Summe 
der  Aktiven  höher  bleibt  als  die  Summe  der  Schulden.  Und  selbst  wenn 
die  Gesellschaft  keinen  Pfennig  Schulden  hat,  kann  Unterbilanz  gegeben 
sein,  sofern  nur  die  Ziff'er  des  Grundkapitals  die  Summe  der  Aktiven 
übersteigt.  Überschuldung  ist  in  dem  oben  angeführten  Beispiele  vor- 
handen, wenn  die  B.  lautet: 


Aktiva 1000000 

Verluste 500001 


Schulden 100001 

Grundkapital      ....     400000 
Reservefonds      .     .     .     .     100000 
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Die  Unterbilanz  beträgt  hier  500001,  die  Überschuldung  1.  Wenn 
Über  schuldun  ij  vorUe(/t,  ist  wuner  auch  Unterbilanz  gegeben;  wenn 
Unterbilanz  gegeben  ist,  liegt  nicht  notwendig  auch  Überschuldung 
vor.  Oder  anders  ausgedrückt:  die  Unterbilanz  ist  entweder  nur  eine 
buchmäßige  oder  auch  eine  wirtschaftliche.  Nur  eine  buchmäßige  ist  sie, 
wenn  nicht  zugleich  Überschuldung  gegeben  ist,  auch  eine  wirtschaftliche, 
wenn  letzteres  der  Fall  ist. 

C.  Der  Verlustbegriff.  Der  Gegensatz  von  nur  buchmäßiger  oder  auch 
wirtschaftlicher  Bedeutung  des  Unterbilanzbegritfes  läßt  sich  noch  von 
anderer  Seite  her  nachweisen. 

1.  Ein  anderer  Name  für  Unterbilanz  ist  bilanzmässiger  Verlust. 
§  240  u  des  HGB.  enthält  nun  den  Satz :  der  Vorstand  hat  die  General- 
versammlung unverzüglich  zu  berufen,  wenn  der  ,, Verlust",  der  sich  bei 
Aufstellung  der  B.  ergibt,  die  Hälfte  des  Grundkapitals  erreicht.  Aus 
dem  Zusammenhange  mit  §  240  n  erhellt,  daß  hier  unter  „Verlust"  bilanz- 
mäßiger gemeint  ist.  Denn  hat  der  Vorstand  die  Verpflichtung,  Konkurs- 
eröffnung zu  beantragen,  schon  in  dem  Falle,  daß  die  Schulden  das  Aktiv- 
vermögen überhaupt,  obschon  vielleicht  nur  um  1,  übersteigen,  so  kann 
ihm  nicht  erst  dann,  wenn  die  Schulden  über  das  Aktivvermögen  um 
die  Hälfte  des  Grundkapitals  hinausgehen,  die  Pflicht  obliegen,  die  General- 
versammlung zu  berufen.  Denn  die  Generalversammlung  entbehrt  jetzt 
des  grundsätzlich  maßgebenden  Willens.  Auf  den  Konkursverwalter  geht 
nach  KO.  §  6  mit  der  Konkurseröffnung  das  Verwaltungs-  und  Ver- 
fügungsrecht über  das  Gesellschaftsvermögen  über.  Also  bezieht  sich 
der  ,, Verlust",,  von  dem  HGB.  §  240 1  spricht,  auf  einen  Verlust,  der 
nicht  in  einer  Überschuldung,  d.  h.  einem  Überwiegen  der  Schulden  über 
das  Aktivvennögen  besteht,  sondern  auf  einen  Verlust,  der  in  einem  Über- 
wiegen der  BilsLUzpassiva  über  die  Aktiva  besteht,  also  auf  ein  Über- 
wiegen von  Buchwerten,  auf  eine  Vergleichung  von  Rechnungs-,  nicht 
von  Effektivposten. 

2.  a)  Der  bilanzmäßige  Verlust  kann  ziffernmäßig  höher  sein  als  der 
effektive  durch  Überschuldung  und  doch  ist  die  Vermögenslage  der  Gesell- 
schaft im  ersteren  Falle  wirtschaftlich  günstiger,  als  bei  Überschuldung. 

b)  Stellen  "«ir  folgende  B.en  einander  gegenüber: 

Aktiva 1000000  I  Schulden 1000001 

Verlust 1   1 

Aktiva 1000000  :  Schulden 750000 

Verlust 250000  !  Grundkapital      ....     500000 

Im  zweiten  Falle  beträgt  der  bilanzmäßige  Verlust  250000,  im 
ersten  Falle  1  und  doch  ist  die  Lage  der  Gesellschaft  im  zweiten  Falle 
Avirtschaftlich  erheblich  günstiger.  Hier  ist  noch  das  halbe  Grundkapital 
gedeckt.  Im  ersten  Falle  dagegen  finden  sogar  zum  Teil  nicht  einmal 
die  Schulden  mehr  Deckung. 

Die  effektiven  und  die  nur  rechnungsmäßigen  Bilanzpassiven. 

§3. 

I.  A.  Aus  dem  Bisherigen  folgt,  daß  es  Bilanzpassiva  gibt,  die  keine 
Schulden  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  darstellen.  Alle  Bilanzpassiva 
stehen  in  der  B.,  alle  haben  also  buch  technische  Bedeutung,  aber  sie 
zerfallen  in  solche,  die  nur  rechnungsmäßige  Bedeutung  besitzen,  und 
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in  solche,  die  auch  wirtschaftlicher  Natur  d.  h.  Schulden  sind.  Alle  sind 
Abziigsposten,  die  Aktiven  mindernde  Posten,  aber  die  einen  solche,  welche 
die  A^ktiva  lediglich  buchmäßig  mindern,  die  anderen  solche,  welche  das 
Bruttovermögen  auch  effektiv  herabdrücken.  Die  einen  sind  nur  formelle, 
ideelle,  die  anderen  effektive,  wirtschaftliche,  materielle  Vermögen- 
minderungsposten oder  Wertabgänge,  die  einen  nur  (negative)  Buch- 
werte, die  anderen  auch  (negative)  effektive  Werte. 

B.  Nicht  so  zutreifend  ist  es,  die  einen  Passiva  als  fiktive,  die 
anderen  als  wirkliche  Passiva  zu  bezeichnen.  Denn  diese  Terminologie 
erweckt  die  Vorstellung,  als  seien  die  Passiva,  die  nur  den  Buchwert 
des  Bruttovermögens  mindern,  keine  echten  Passiva.  Aber  sie  sind  echte, 
nur  keine  Schulden.  Die  Bezeichnung  der  bloß  rechnungsmäßigen  Passiva 
als  fiktive  beruht  auf  der  unrichtigen  Vorstellung,  daß  Passiva  und  Schulden 
identische  Begriffe  seien.  Will  man  von  fiktiv  sprechen,  so  läßt  sich 
höchstens  sagen:  fiktive  Schulden  (fiktive  Verbindliclikeiten). 

IL  Bloß  rechnungsmäßige,  nichteffektive  Passiva  gibt  es  aus 
einem  doppelten  Grunde: 

A.  Erstens  bringt  das  Vorhandensein  solcher  die  Aufstellung  von 
Gewinnermittlung s})ilanzen  mit  sich.  Gewinnermittlungsbilanzen  sind 
B.en,  durch  die  der  in  einer  Wirtschaftsperiode  erzielte  oder  erzielbare 
Reingewinn  ermittelt  werden  soll.  Um  ihn  zu  ermitteln,  müssen  von 
den  Aktiven  nicht  nur  die  Schulden,  sondern  auch  das  bei  Beginn  der 
Wirtschaftsperiode  vorhandene  Reinvermögen  abgezogen  werden;  also: 
Aktiva  —  Schulden  —  Grundkapital  —  Reservefonds  =  Gewinn,  oder  in  der 
Gleichungsform  des  Bilanzschemas:  Aktiva  =  Schulden  +  Grundkapital 
+  Reservefonds -{- Gewinn.  Die  Schulden  sind  abzuziehen,  weil  vorher 
kein  Reinvermögen  vorhanden  ist,  somit  aus  wirtschaftlichen  Gründen; 
Grundkapital  und  Reservefonds  sind  abzuziehen,  weil  vorher  nicht  bekannt 
ist,  wieviel  von  dem  vorhandenen  Reinvermögen  Neuvermögen  ist,  somit 
nur  aus  rechnungsmäßigen  Gründen.  Je  mehr  solch  rechnungsmäßige 
Passivposten  eingestellt  werden,  um  so  geringer  ist  der  Reinvermögens- 
zuwachs, der  Reingewinn;  um  so  weniger  kann  demzufolge  unter  die 
Aktionäre  verteilt  werden.  Insofern  können  wir  diese  Passivposten  Reiii- 
gewinnermittlungskonten  oder  -posten  nennen. 

B.  Der  andere  Grund  für  das  Vorkommen  nur  rechnungsmäßiger 
Passivposten  liegt  in  der  Kontoform  der  kaufmännischen  Buchführung 
und  ist  darum  bei  allen  Arten  von  Gesellschaftsbilanzen  möglich. 

1.  Weil  die  Abzugsposten  vom  Bruttovermögen  nicht  unter  dieses, 
sondern  diesem  gegenüber  gestellt  werden,  erfolgt  die  Feststellung  der 
Diöerenz  nicht  durch  Abzug  der  niedrigeren  (^resamtsumme  von  der  höheren 
Gesamtsumme,  sondern  durch  Abgleichung  beider  Gesamtsummen  auf  die- 
selbe Ziffer.  Es  wird,  wenn  die  Aktiva  8  -f  ö,  die  Passiva  7  +  4  betragen, 
nicht  gebucht  14  —  11  =  3,  sondern: 


14 


14 


11 
3 


14 


2.  Damit  ist  aber,  ohne  daß  eine  weitere  umständliche  Rechnung 
erforderlich  wird,  auch  möglich  gemacht,  eine  Wertminderung  der  Aktiva 
um  2  statt  durch:  12  I  11 

I     1 
12  I  12 
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durch : 


14 

2 

11 

1 

14 

14 

zu  buchen.  Die  Differenz  bleibt  immer  1.  Weil  die  Differenz  aber  die 
nämliche  bleibt  und  es  bei  der  Gewinnfeststellung  nur  auf  diese  ankommt, 
so  ist  gleichgültig,  aus  welchen  Vergleichssummen  die  Differenz  gebildet 
wird.  Es  können  somit  sowohl  auf  der  Aktiv-  wie  auf  der  Passivseite 
nur  rechnungsmäßige  Posten  eingestellt  werden.  Wir  sprechen  hier  von 
den  Passiven.  Ein  solcher  bloß  rechnungsfähiger  Posten  ist  in  unserem 
Beispiel  die  2.  Die  Summe  der  effektiven  Passivwerte,  der  Schulden,  ist 
dadurch  nicht  vermehrt  —  sie  ist  1 1  geblieben  — ,  aber  die  Summe  der 
Passivwerte.  Die  2  sind  nur  Buchwerte  und,  weil  ihr  Zweck  ist,  den 
Wert  gegenüberstehender  Posten  zu  berichtigen,  Wertberichtigung s-, 
Beivertungs-j  Korrektnrkojiten.  Die  nur  rechnungsmäßigen,  die  nicht- 
effektiven, die  fiktiven  Passivposten  sind  demnach  entweder  Gewinn- 
ermittlungs-  oder  Wertberichtigungskonten. 

III.  A.  So  haben  wir  drei  Arten  Fassivkonten :  Schulden-,  Gewinn- 
ermittlungs-  und  Wertberichtigungskonten,  ^.lle  drei  Kontenarten  dem 
Begi'ifie  Passiva  unterzuordnen,  ist  dem  Sinne  des  G.  gemäß.  Denn  einmal 
spricht  HGB.  §  261  Zift\  6  von  einem  aus  der  Vergleichung  sämtlicher 
Aktiva  und  sämtlicher  Passiva  sich  ergebenden  Gewinn  und  nichts  hindert, 
die  Wendung  ,, sämtliche  Passiva"  nicht  bloß  auf  eine  Gesamtheit  der 
einzelnen  Passivposten,  sondern  auch  auf  eine  Gesamtheit  der  Passivarten 
zu  beziehen,  also  davon  auszugehen,  daß  der  Gesetzgeber  mehrere  Arten 
von  Passivkonten  unterscheidet.  Dazu  aber  sagt  HGB.  §  261  Ziff.  5 
ausdrücklich,  der  Betrag  des  Grundkapitals  und  der  Betrag  eines  jeden 
Eeserve-  und  eines  jeden  Erneuerungsfonds  seien  ,, unter  die  Passiva" 
aufzunehmen.  Das  G.  erklärt  demzufolge  die  ReingewinnfeststeUungs-  und 
die  \\'ertberichtJgungskonten  auf  der  Passivseite  ausdrücklich  für  Passiva. 

B.  1.  Anders  ist  die  Meinung  von  Reisch  und  Kr  eibig  und  auch 
von  Seidler.  Nach  ihnen  sind  Passiva  nur  die  Schulden  und  zerfallen 
die  Posten  der  Habenseite  der  B.  in  Passiva,  Reinvermögenskonten  und 
Bewertuiigskonten. ') 

2.  Der  Grund  für  sie  ist:  würden  auch  der  Grundkapitalposten  und 
die  ReseiTefonds-  und  Erneueningsfondskonten  zu  den  Passiven  gehören, 
so  müßte  dazu  auch  rechnen  der  auf  der  Passivseite  stehende  Saldoposten. 
Alleni  dies  ist  keineswegs  der  Fall. 

3.  Der  Saldoposten  teilt  nach  dem  Wesen  der  Kontoform  nicht  die 
Natur  der  Bilanzposten,  auf  deren  Seite  er  steht,  sondern  die  Natur  der 
Bilanzposten  der  Gegenseite.  Denn  der  Saldo  ist  die  Ausgleichs-,  die 
die  Bilanz,^)  das  Gleichgewicht  herstellende  Ziffer.  Demgemäß  muß, 
wenn  die  Aktiva  überwiegen,  der  Ausgleich  dadurch  geschaffen  werden, 
daß  eine  dem  Übergewichte  entsprechende  Ziffer  auf  der  Passivseite  ein- 
gesetzt wird.  Diese  Ziffer  steht  auf  der  kleineren  Kontoseite,  stellt 
somit  das  Übergewicht  der  Aktiv-,  also  der  größeren  Kontoseite  dar  und 
rührt  demgemäß  von  der  Aktivseite  her,  d.  h.  enthält  rechnerische  Aktiv- 
werte, ist  rechnerisch  ein  Aktivum,  Am  deutlichsten  kommt  es  darin 
zum  Ausdruck,   daß  dieser  Saldo,  obwohl  auf  der  Passivseite  stehend. 


»)  Reisch  11  5,  Kreibig,  Über  Bilanztypen  1911  S.  7  und  Seidler  a.  a.  0.  S.  64. 
')  Franz.,  engl.,  span. :  balance. 
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Aktivsaldo  heißt  und  bei  Vortrag  auf  neue  Rechnung-  auf  der  entgegen- 
gesetzten Seite,  d.  h.  als  Verraögensmehrungsposten,  als  Aktivum  ein- 
gesetzt wird.  Der  Aktivsaldo  der  B.  wird  auf  dem  Gewinn-  und  Verlust- 
konto des  neuen  Jahres,  soweit  er  übertragen  wird,  unter  Gewinn,  dem- 
gemäß unter  Haben  —  und  das  bedeutet  hier  Yermögensmehriinf/, 
Aktivum  —  eingestellt. 

4.  Die  Ausdrucksweise  des  positiven  Rechts  entspricht  diesem  Wesen 
des  Saldos.  Nach  §  261  Ziff.  6  ist  am  Schlüsse  der  B.  anzugeben  ,,der 
aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und  sämtlicher  Passiva  sich 
ergebende  Gewinn  und  Verlust".  Daher  gehört  der  Posten  ,, Gewinn" 
gar  nicht  zu  den  Passiva,  wie  der  Posten  Verlust,  der  auf  der  Aktivseite 
steht,  gar  nicht  zu  den  Aktiva. 

5.  Richtig  ist  natürlich,  daß  der  buchtechnische  Name  Passivum 
von  Schulden  kommt.  Die  Passivseite  ist  die,  auf  der  die  Schulden  stehen. 
Da  auf  sie  auch  andere  Posten  kommen,  ist  ein  engerer  und  ein  weiterer 
Passivumbegriff  entstanden.  In  HGB.  §  142  ist  das  Wort  im  engeren 
Sinne,  für  Schulden,  Verbindlichkeiten  gebraucht. 

Die  effektiven  und  die  bloß  rechnungsmäßigen  Bilanzaktiven. 

§  4. 

I.  Ebenso,  wie  die  Bilanzpassiva,  zerfallen  nach  dem  in  §  2  Er- 
örterten die  Bilanzaktiva  in  solche,  die  nicht  nur  arithmetische  Bedeutung, 
sondern  auch  wirtschaftlichen  Inhalt  besitzen,  d.  h.  zugleich  Wertträger 
sind,  und  in  solche,  welche  lediglich  Rechnungsposten  darstellen.  Den  wirk- 
lichen Vermögensposten,  materiellen  Wertzugängen  stehen  positive  Werte 
gegenüber,  die  nur  Buchyvevie,  nur  fiktive  Vermögensmehrungen  sind. 

II.  Auch  hier  hat  das  Vorhandensein  von  nur  rechnungsmäßigen 
Bilanzposten  einen  doppelten  Grund.  Die  lediglich  rechnungsmäßigen 
Aktiven  sind  entweder  Wertberichtigungs-  oder  Erfolgregulierungskonten. 

A.  Wertherichtigiingskonten,  d.  h.  das  rechnerische  Hilfsmittel,  um 
eine  Wertberichtigung  von  Passivposten  kontomäßig  zum  Ausdruck  zu 
bringen.  Eine  noch  nicht  fällige  Schuld,  die  auf  100  lautet,  ist  für  die 
Zeit  der  Bilanzaufstellung  erst  92  wert.  Nichtsdestoweniger  kommt  vor, 
daß  sie  mit  100  als  Passivum  eingesetzt  wird;  nur  unter  der  Voraus- 
setzung ist  dies  statthaft,  daß  man  ihr  gegenüber  eine  8  als  rechnungs- 
mäßiges Aktivum  einstellt.  Der  effektive  Schuldbetrag  macht  dann  doch 
nur  92,  denn  die  Wertdifferenz  zwischen  Soll  und  Haben  ist  92 : 

100 

B.  Erfolgregiilierungskonten.  In  die  Aktiva  einzusetzende  Posten 
haben  unter  Umständen  einen  ähnlichen  Zweck,  wie  unter  die  Passiva 
aufzunehmende  Reservefonds. 

Je  mehr  solcher  Reservefonds  unter  die  Passiva  aufgenommen  werden, 
um  so  geringer  ist  der  sich  ergebende  und  damit  der  verteilbare  Rein- 
gewinn. Es  kann  auf  diese  Weise  auch  eine  Regulierung  der  Reingewinns- 
höhe zwischen  den  einzelnen  Betriebsjahren  herbeigeführt,  d.  h.  für  eine 
von  Jahr  zu  Jahr  möglichst  sich  gleichbleibende  oder  wenigstens  nicht 
stark  nach  unten  schwankende  Dividende  Vorsorge  getroffen  werden. 
Z.  B.  werden  Dividendenausgleichungsfonds   zu  diesem  Zwecke  gebildet. 
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2.  Unter  die  Passiva  werden  nur  reclinungsmäßige  Bilanzposten  ein- 
gesetzt, um  die  Entstellung  zu  gi'oßen  Eeingewinnes  im  einzelnen  Jahre 
zu  vemieiden,  denn  je  höher  die  Summe  der  Passivposten,  um  so  geringer 
ist  der  Überschuß  der  Aktiven  über  die  Passiven,  also  der  bei  den  Passiven 
als  Ausgleichs-  oder  Saldoposten  einzustellende  Gewinn.  In  die  Aktiva 
werden  andererseits  nur  rechnungsmäßige  Posten  eingestellt,  um  der  Ent- 
stehung zu  starken  Gewinnrückganges  im  einzelnen  Jahre  oder  gar  der 
Entstehung  von  Verlust  in  ihm  vorzubeugen.  Die  Aufnahme  von  ent- 
sprechenden Posten  in  die  Aktiva  gibt  die  Möglichkeit,  die  Wirkung  hoher 
Ausgaben,  starken  Verlust  auf  mehrere  Jahre  so  zu  verteilen,  daß  der 
Gewinnsaldo  nicht  zu  sehr  dadurch  beemträchtigt,  der  Verlustsaldo  nicht 
zu  sehr  dadurch  gesteigert  wird.  Denn  je  höher  die  Summe  der  Aktiv- 
posten, um  so  größer  wird  die  Ausgleichungsziffer  auf  der  Passivseite, 
wenn  die  Aktivensumme  überhaupt  überwiegt,  bzw.  um  so  kleiner  wird 
die  Ausgleichszilfer  aiif  der  Aktivseite,  also  die  Verlustziffer,  wenn  an 
sich  die  Summe  der  Passivposten  die  überragende  ist. 

11.  Die  bilanzfähigen  Vermögensgegenstände. 
1.  Die  Frage  der  Bilanzfähigkeit  der  Arbeitskraft. 

§  5. 

I.  A.  Nicht  jedes  wirtschaftliche  Giitj  d.  h.  jedes  Mittel  der  Be- 
dürfnisbefriedigung ist  fähig,  Bilanzaktivum  zu  sein.  AVirtschaftliches 
Gut  oder  Vermögenswert  und  Vermögensgegenstand  sind  nicht  identische 
Begriffe.  Gegenstand  ist  Gegensatz  zu  Person,  zu  Mensch,  etwas  von 
der  Person,  dem  ^Menschen  Getrenntes,  demgemäß  etwas,  was  von  Mensch 
zu  Mensch  übergehen  kann,  verkehrsfähig  ist.  Die  Arbeitskraft  ist  ein 
wirtschaftliches  Gut,  aber  mit  der  Person  des  Menschen  verbunden,  somit 
die  Arbeitskraft  als  solche  kein  Vermögensgegenstand.*) 

B.  Selbst  wenn  man  der  ]\Ieinung  wäre,  die  vom  Gesetzgeber  in 
§§  39  f.  implicite  geäußerte  Ansicht,  das  Vermögen  bestehe  nur  aus  Ver- 
mögensgegenständen, nicht  aus  Vermögenswerten,  sei  unrichtig,  so  würde 
sich  das  nämliche  Resultat  doch  daraus  ergeben,  daß  die  B.  nach  §  39 
das  Verhältnis  von  Vermögen  und  Schulden  darstellt,  und  zum  Vermögen 
gehört  die  Arbeitskraft  nicht.  Sie  ist  ein  Bestandteil  der  Person,  nicht 
des  Vermögens  des  Vermögensinhabers.  Die  eigene  Arbeitskraft  unter- 
liegt nicht  der  Vermögenssteuer,  die  Arbeitskraft  des  Gemeinschuldners 
gehört  nicht  zur  Konkursmasse. 

n.  Aber  nur  die  Arbeitskraft  als  solche  bildet  kein  bilanzfahiges 
AktivTim,  d.  h.  der  Kaufmann  kann  nicht  seine  eigene  Arbeitskraft  zu 
seinem  Vermögen  rechnen.  Dagegen  bildet  einen  Vermögensgegenstand 
der  Anspruch  auf  fremde  Arbeit,  die  Arheitspßicht  gegen  andere,  die 
Dienstleistung,  denn  das  Recht,  fremde  Arbeitsleistung  zu  verlangen,  ist 
etwas  von  der  Person  Getrenntes,  Selbständiges. 

A.  Dies  ergibt  schon  das  nach  EG.  z.  HGB.  Art.  2  auch  für  A.en 
subsidiär  geltende  Gesellschaftsrecht  des  BGB.  Nach  §  706  m  des  BGB. 
kann  der  Beitrag  eines  Gesell  Schaftes  auch  in  der  Leistung  von  Diensten 
bestehen.  Die  Beiträge  der  Gesellschafter  bilden  aber  neben  den  durch 
die  Geschäftsführung  für  die  Gesellschaft  erworbenen  Gegenständen  gemäß 

*)  Arbeitseinlagen  (BGB.  §  705  Abs.  3)  sind  im  Gegensatze  zu  Kapitalseinlagen 
nicht  buchungsfähig.    Ebenso  Leitner  36.    Abw.  Berliner  §§  44  und  46. 


§  5.   Die  Frage  der  Bilanzfähigkeit  der  Arbeitskraft.  13 

§  718i  daselbst  das  Gesellschafts  vermögen.  Also  ist  Dienstleistungspfliclit 
des  Gesellschafters  Vermögensbestandteil.  Ja  sie  ist  sogar  im  Sinne  des 
BGB.  auch  Vermögensgegenstand;  denn  wenn  §  719  dem  Gesellschafter 
keine  Verfügungsbefugnis  über  seinen  Anteil  am  Gesellschaftsvermögen 
und  an  den  dazu  gehörenden  Gegenständen  einräumt,  so  steht  doch  nach 
dem  vorausgehenden  §  718i  außer  Zweifel,  daß  zu  den  Gegenständen 
des  Gesellschaftsvermögens  auch  jene  Dienstleistungsbeiträge  zählen. 

B.  Aber  auch  aus  dem  Handelsgesellschaftsrecht  erhellt  das  gleiche. 

1.  Ausdrücklich  erwähnt  das  deutsche  Handelsgescllschaftsrecht 
nicht,  daß  die  Einlagen  der  Gesellschafter  auch  in  Dienstleistungs- 
versprechen zu  bestehen  vermögen.  Ein  Künstler,  ein  Arzt,  ein  Schauspieler 
könnte  also  ,, gegründet"  werden,  d.  h.  seine  Dienstleistung  für  die  Gesell- 
schaft das  wertvollste  Gut  sein.  Aber  das  ausländische  Gesellschaftsrecht 
kennt  derartige  Bestimmungen,  insbesondere  die  Einlage  von  Diensten 
auf  Aktien,  sog.  Industrie-  oder  Fleißaktien  (actions  industrielles,  azioni 
industriali).^)  Da  die  Unterscheidung  von  Arbeits-  und  Kapitaleinlagen 
der  Vorstellung  des  kaufmännischen  Lebens  entspricht,  im  täglichen  Leben 
davon  die  Rede  ist,  daß  der  eine  Gesellschafter  Kapital,  der  andere  seine 
Arbeitskraft  einlege,  darf  die  gleiche  gesetzliche  Möglichkeit  auch  für 
das  deutsche  Recht  angenommen  werden,  denn  die  Gesetzgebung  pflegt 
sich  den  Vorstellungen  der  Kreise  anzuschließen,  für  deren  Bedürfnisse 
sie  Rechtsnormen  schalft.  Dies  wäre  nur  dann  nicht  zulässig,  wenn  aus- 
drückliche Gesetzesbestimmungen  solcher  Annahme  entgegenstünden. 

2.  a)  Man  hat  drei  solche  Bedenken  geäußert.  Vor  allem  sagt 
man,  die  Annahme  der  Statthaftigkeit  von  Dienstleistungen  widerspreche 
der  Natur  der  A.  als  Kapitalgesellschaft.*)  Diese  reine  Natur  der  A. 
als  Kapitalgesellschaft  ist  aber  durchbrochen,  seit  den  Aktionären  durch 
Statut  auch  die  Verpflichtung  zu  wiederkehrenden,  nicht  in  Geld  be- 
stehenden Leistungen  auferlegt  werden  darf. 

b)  Dann  war  man  der  Meinung,  die  Annahme  der  Möglichkeit  von 
Einlagen  von  Diensten  auf  das  Aktienkapital  scheitere  daran,  daß  §  186 
als  das  Einzulegende  nur  Vermögensgegenstände  bezeichne  —  und  Arbeits- 
kraft sei  kein  Vermögensgegenstand. ^)  Allein  ein  Vermögensgegenstand 
ist  jedes  Recht  auf  Leistung  von  Vermögenswerten  und  ein  solches  Recht 
liegt  bei  Einschuß  von  Dienstleistungen  vor.  Der  Einschießende  legt  einen 
Anspruch  gegen  sich  selbst  ein.  Er  legt  nicht  seine  Arbeitski'aft,  sondern 
seine  Dienstleistungs^flicht  ein.^) 

3.  a)  Endlich  wurde  angeführt,  die  erwähnte  Annahme  scheitere 
am  Einlagebegiiff.  Einlage  sei  Eingelegtes,  also  immer  etwas,  was  ge- 
leistet ist,  nicht  etwas,  was,  wie  versprochene  Dienste,  erst  geleistet 
wird.°)  Allein  auch  bei  der  Einlage  der  eigenen  Dienstleistung  hat  der 
Gesellschafter  etwas  geleistet,  den  Anspruch  auf  seine  Dienste. 

b)  Abgesehen  davon  trägt  der  Gesellschafter  dadurch,  daß  er  sich 
statt  zu  einer  anderen  Einlage  zur  Leistung  von  Diensten  verpflichtet, 
zu  der  Gesellschaft  etwas  bei  und  nach  dem  subsidiär  auch  für  Handels- 
gesellschaften geltenden  Gesellschaftsrecht  des  BGB.  sind  Beiträge  und 
Einlagen  nur  verschiedene  Bezeichnungen  für  dasselbe  Ding. 

*)  Vgl.  Lehmann,  A.en  I  194  u.  217;  Lehrb.  des  Handelsrechts  §  73. 
*)  Lehmann,  A.en  I  'J17. 
*)  Lehmann,  Kommentar  186;;. 

*)  Daß  Dienstleistungspflichten  Gegenstand  eines  Übernahmevertrages  sein  können, 
erkennt  auch  Lehmann,  A.en  I  375  an. 
*)  Behrend  746,3. 
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2.  Die  Arten  der  Vermögensgegenstände,  insbesondere  der 
Forderungsbegriff. 

§6. 

I.  A.  Wie  schon  in  §  1  Nr.  III  angedeutet,  lassen  sich  zwei  Gruppen 
vonVermögensgegenständen unterscheiden;  solche,  ^eVerinöf/enswerte und 
Vermöyensreclite  sind,  und  solche,  die  niw  Vermögenswert e  darstellen. 

B.  Zu  der  ersten  Gruppe  rechnen  bewegliche  und  unbewegliche  Sachen 
und  Rechte  wirtschaftlichen  Inhalts :  Forderungs-^),  Urheber-,  Firmenrechte*), 
Recht  auf  Warenzeichen,  Mitgliedschaftsrechte  bei  anderen  Gesellschaften, 
Rechte  aus  Verträgen,^)  Konzessionen,  Beteiligungsziffern,  Titel  Hof- 
lieferant usw. 

C.  Beispiele  der  zweiten  Gruppe,  der  rein  wirtschaftlichen  Güter, 
sind  zu  keinem  subjektiven  Recht  ausgestaltete  Fabrikationsgeheimnisse^), 
Pläne  auszuführender  Anlagen^),  Kredit,  Ruf  des  Geschäftes,  Organisation 
des  Geschäftes*^),  Kenntnis  der  Bezugs-  und  Absatzquellen,  Umsatz,  Kund- 
schaft, Abonnentenstock,  Goldene  Medaillen,  Preisdiplome,  Ausdehnungs- 
fähigkeit, günstige  Lage,  Umbau  von  Miet-  zu  Geschäftsräumen'^),  tat- 
sächliche Möglichkeit,  Patentlizenzen  zu  veräußern,  die  Zusammensetzung 
des  Aufsichtsrates  aus  Leuten,  dm-ch  deren  geschäftliche  Beziehungen  der 
Absatz  erweitert  zu  werden  vermag  u.  dgl.  mehr  ^),  ferner  das  Unternehmen 
oder  der  Geschäfts  wert  d.  h.  Organisation,  Bezugsquellen,  gesicherte  Ab- 
satzmöglichkeit (Kundschaft),  Firma,  Etablissementname  und  alles  andere, 
was  Grundlage  eines  guten  Erträgnisses  ist,  zusammen.^) 

IL  Eine  besondere  Bedeutung  hat  noch  der  Forderungsbegriff  des 
Bilanzi*echts. 

A.  §  39  des  HGB.  zählt  nicht  die  einzelnen  Aktiva  nacheinander 
auf,  um  dann  die  Schulden  anzuführen,  sondern  nennt  mitten  unter  den 
Aktiven  Forderungen  und  Schulden  zusammen.  Jeder  Kaufmann,  sagt 
§  39 1,   hat  ,, seine  Grundstücke,   seine  Forderungen  und  Schulden,   den 


*)  Z.  B.  Verzicht  auf  Ausübung  einer  Wirtscbaftskonzession,  Abstehen  von  jedem 
Konkurrenzbetrieb,  Garantie  eines  bestimmten  Reineinkommens,  Verpflichtung  zur  Leitung 
des  Geschäfts.    Vgl.  Friedberg  im  Verwaltungsarchiv  Bd.  9  S.  15  f. 

2)  Beispiel  §  68. 

»)  OVG.  15,  344. 

*)  Manche  Firmen  suchen  für  Geheiraverfahren  um  patentrechtlichen  Schutz  nicht 
nach,  weil  bei  der  Anmeldung  zum  Patent  die  Grundsätze  dem  Patentamt  mitgeteilt 
werden  müssen  und  so  immerhin  manches  bekannt  wird,  worauf  andere  weiter  bauen  könnten. 

*)  Nicht  Pläne  von  Projekten,  deren  Ausführung  nicht  mehr  beabsichtigt  ist. 

*)  Organisation  ist  hier  zweckmäßige  Einrichtung  (Gliederung)  der  Betriebstätig- 
keit, also  zweckentsprechende  Bemessung  und  Verteilung  der  Arbeitskräfte. 

'J  Jemand  mietet  leere  Räume  auf  längere  Zeit,  um  sie  zu  Geschäftszwecken  um- 
zubauen. Die  bauliche  Einrichtung  soll  bei  Mietbeendigung  dem  Vermieter  verbleiben. 
Dann  kann  neben  dem  Utensilienkonto,  das  die  beweglichen  Sachen  verzeichnet,  ein 
Baudurchführungskonto  ins  Aktivum  gesetzt  werden,  das  bis  zum  Ablauf  des  Mietver- 
hältnisses abgeschrieben  sein  muß. 

*)  Entsch.  in  Steuers.  X  309 :  „Eine  A.  kauft  das  gesamte  Unternehmen  einer  Ge- 
sellschaft m.  b.  H.  mit  Aktiven  und  Passiven  einschließlich  Firma  um  1500000  Mk.  und 
bucht  davon  1000000  für  die  Anlagen,  500  000  Mk.  („Geschäftserwerbungskonto")  als 
Kaufgeld  dafür,  daß  die  A.  eine  wohleingeführte  Firma  mit  organisierter  Fabrik,  ge- 
schultem Personal,  reichen  Geschäftserfahrungen  und  bedeutenden  noch  unerledigten  Auf- 
trägen erworben  hat."  Oder:  Erreichung  der  Majorität  (man  kauft  von  jemand  Kuxe 
nur  zum  Tagespreis,  zahlt  ilim  aber  dafür,  daß  er  so  viele  Kuxe  verkauft,  daß  man 
die  Mehrheit  erhält,  50000  Mk.). 

*)  Müller-Erzhach,  Schutz  der  Untemehmfrarbeit  (ZHR.  64,  540) ;  Berliner,  Ver- 
gütung für  den  Wert  des  Geschäfts  bei  dessen  Übergang  in  andere  Hände  1913. 
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Betrag  seines  baren  Geldes  und  seine  sonstigen  Vermögensgegenstände" 
genau  zu  bezeichnen, 

B.  Forderungen  und  Schulden  stehen  nebeneinander.  Wir  wissen 
bereits  aus  §  1,  daß  der  Ausdruck  „Schulden"  im  Kaufmannsrecht  eine 
andere  als  die  allgemeinrechtliche  Bedeutung  hat.  Schuld  ist  nur  die  Ver- 
bindlichkeit zur  Hergabe  aus  eigenem  Vermögen.  Forderung  ist  aber 
dasselbe  Rechtsverhältnis,  wie  das  Schuldverhältnis,  von  der  anderen  Seite 
her  betrachtet.  Hieraus  folgt  bei  dem  Nebeneinanderstehen  von  Schuld 
und  Forderung,  daß,  wenn  das  Wort  Schuld  eine  engere  Bedeutung  be- 
sitzt, dies  auch  bei  Forderung  der  Fall  ist.  Forderungen  im  Sinne  des 
Bilanzrechtes  sind  nur  die  Forderungen  im  Rechtssinnne,  kraft  deren  der 
Forderungsberechtigte  Anspruch  auf  eine  die  Zahl  der  ihm  gehörenden 
Vermögensgegenstände  steigernde  Leistung  hat.  Forderung  im  Sinne  des 
Bilanzrechtes  ist  der  persönliche  Anspruch  auf  eine  aus  eigenem  Ver- 
mögen des  Schuldners  erfolgende  und  darum  das  Vermögen  des  Gläubigers 
mehrende  Leistung. 

C.  Somit  ist  keine  Forderung  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  der  per- 
sönliche Anspruch  auf  Rückgabe  verliehener  oder  in  Verwahrung  gegebener 
Sachen  oder  der  Anspruch  auf  Dienstleistung  oder  auf  ein  Dulden  oder 
Unterlassen,  wie  z.  B.  der  Anspruch  auf  Nichteintritt  in  ein  Konkurrenz- 
geschäft. 

D.  Damit  ist  nicht  gesagt,  daß  die  obligatorischen  Ansprüche,  die 
keine  Forderungen  im  vorstehenden  Sinne  darstellen,  im  Sinne  des  Bilanz- 
rechtes  überhaupt  nicht  Vermögensgegenstände  seien.  So  ist  der  obliga- 
torische Anspruch  auf  Dienstleistung  zwar  keine  Forderung  im  vorstehenden 
Sinn,  trotzdem  abei-,  wie  wir  in  §  5  darlegten,  ein  Vermögensgegenstand. 

3.  Erwerb  unter  Aufwendungen  als  Voraussetzung  der  Bilanzfähig- 
keit von  Vermögensgegenständen  nach  allgemeinem  Bilanzrecht. 

§  7. 

I.  Nicht  jeder  Vermögensgegenstand  im  Sinne  des  Bilanzrechtes 
ist  auch  schlechthin  bilanzfähig,  d.  h.  darf  ohne  weiters  in  die  Gewinn- 
ermittlungsbilanz als  Aktivum  eingestellt  werden,  sondern  bei  einem  Teil 
ist  dies  nur  unter  Voraussetzung  möglich. 

n.  In  dieser  Hinsicht  ist  zwischen  Sachen  und  Forderungen  einer- 
und den  übrigen  Vermögensgegenständen  andererseits  zu  unterscheiden. 
Erstere  sind  reell,  greifbar,   materiell,   die  anderen  ideell,   immateriell. 

III.  Sachen  und  Forderungen  im  Sinne  des  Büanzrechtes  tragen  den 
Wert,  den  sie  darstellen,  in  sich.  Sachen  bestehen  in  körperlichen  Gegen- 
ständen und  Forderungen  sind  insofern  Träger  ihres  eigenen  Wertes,  als, 
solange  und  soweit  sie  existent  sind,  andere  durch  sie  erzeugte  Werte 
neben  ihnen  in  den  Bilanzaktiven  nicht  erscheinen.  Finden  durch  die 
Forderungen  erzeugte  Werte  in  die  B.  Aufnahme,  so  sind  die  sie  er- 
zeugenden Forderungen  so  weit  von  selbst  verzelu't  und  aus  der  B.  ver- 
schwunden. 

IV.  Anders  bei  den  übrigen  Vermögensgegenständen,  Rechten  und 
rein  wirtschaftlichen  oder  tatsächlichen  Gütern.  Ihr  wii'tschaftlicher  Wert, 
z.  B.  der  von  Dienstleistungen  und  von  Gebrauchs-  und  Nutzungsbefug- 
nissen  bei  Miete  und  Pacht,  liegt  darin,  daß  sie  dazu  beitragen,  daß 
neue  reelle  Werte  erzeugt  oder  von  dem  vorhandenen  reellen  Werte 
weniger  vernichtet   werden.     Sie   steigern   die   Betriebseinnahmen   oder 


16  §  7.   Aufwendungen  als  Voraussetzung  der  Bilanzfähigkeit. 

mindern  die  Betriebsausgaben.  Der  wirtschaftliche  Wert  der  Kundschaft, 
des  Gelieimverfahrens,  eines  ausgearbeiteten  Projektes  zeigt  sich  in  dem 
vermehrten  Absatz,  der  Wert  eines  Patentes  in  Gleichem  oder  in  einer 
Einsparung  von  Betriebsausgaben.  Dasselbe  gilt  vom  Kredit  und  anderem. 
Der  Wert  einer  Eisenbahnkouzession  erscheint  in  den  Betriebseinnahmen. 
Bilanzmäßig  kommt  dies  alles  aber  darin  zum  Ausdruck,  daß  der  Kauf- 
mann wegen  des  vermehrten  Absatzes  ein  größeres  Warenlager  und  mehr 
Bargeld  oder  Effekten  oder  Wechsel-  und  andere  Forderungen  besitzt. 
Bei  Einsparung  an  Geschäftsunkosten  gehen  weniger  AVerte  aus  seinem 
Vermögen  hinaus.  M.  a.  W. :  der  Wert  aller  derartiger  Güter  tut  sich 
schon  in  anderen  in  der  B.  enthaltenen  Aktiven  kund.  Wollte  man  sie 
selbst  noch  ins  Aktivum  bringen,  so  ^Yürde  eine  Doppelbewertung  statt- 
finden und  eine  solche  ist  durch  HGB.  §  40  verboten,  indem  nach  ihm 
alle  Vermögensgegenstände  nicht  über  ihren  wirklichen  Wert  angesetzt 
werden  dürfen.^)  Die  Doppelbewertung  ist  nur  vermieden,  w^enn  man 
die  anderen  Aktiva  unter  ihrem  wirklichen  Gebrauchs-  oder  Veräußerungs- 
werte, in  dem  der  Wert  jener  immateriellen  Vermögensgegenstände  un- 
trennbar mitenthalten  ist,  ansetzt,  was  dem  §  40  nicht  widerspricht.  Er 
erlaubt  Unterbewertung. 

V.  A.  1.  Die  nicht  greifbaren  Vermögensgegenstände  sind  bilanz- 
fähig, wenn  für  ihren  Erwerb  oder  ihre  Herstellung  (z.  B.  Akquisition 
der  Kundschaft)  Aufwendungen  gemacht  wurden.^)  Dann  haben  sie  einen 
nicht  schon  in  anderen  Vermögensstücken  mit  dargestellten  Wert.^)  Ver- 
ursachte eine  Erfindung  einen  Versuchsaufwand  von  50000  oder  wurde 
die  Erfindung  für  diesen  Preis  käuflich  erworben,  so  darf  ein  Patentkonto 
mit  50  000  als  Aktivum  in  der  B.  erscheinen.  Nur  die  ohne  allen  Auf- 
wand von  Geldwerten  erworbenen  immateriellen  Güter,  die  selbstgew^ählte 
Firma,  das  selbsterworbene  Renommee  des  Geschäftes,  die  ohne  alle  Ex- 
perimentierkosten erfundene  Fabrikationsmethode,   die  selbst  entdeckten 


')  Eine  Gesellschaft  hatte  die  Beteiligungsziöer  am  Knochenmehlsyndikat  mit 
2,5  Mill.  Kr.  als  Aktivum  in  die  B.  eingestellt.  Dies  Kontingentskonto  war  unzulässig. 
Denn  die  in  der  Ziffer  liegende  Chance  war  schon  in  den  übrigen  Aktiven  greifbar 
dargestellt.  Das  wertvollste  Vermögensstück  einer  Omnibusgesellschaft  in  Berlin  bildet 
ihre  Konzession ;  aber  sie  ist  bereits  in  den  anderen  Aktiven  mit  bewertet.  Läßt  die 
Gesellschaft  Linien  eingehen,  so  schädigt  sie  den  Wert  dieses  Vermögensstückes;  aber 
die  Schädigung  kommt  im  Rückgang  anderer  Aktiven  zum  Ausdruck. 

*)  OVG.  11,  422;  15,  344.  Die  Konzession,  welche  die  Internationale  Schlaf- 
wagengesellschaft 1905  von  Italien  durch  einen  Vertrag  dahin  erhielt,  daß  sie  auf  30  Jahre 
im  italienischen  Eisenbahnnetz  das  Monopol  für  LuxuszUge,  Schlaf-  und  Speisewagen 
besitzt,  ist  also  bilanzfähig  nur,  wenn  sie  dafür  Gegenleistungen  übernahm.  Dasselbe 
gilt  z.  B.  für  eine  Straßenbahnkonzession  auf  90  Jahre.  Ist  sie  unentgeltlich  erworben, 
so  kann  sie  nicht  im  Aktivum  stehen.  Die  Große  Berliner  Straßenbahn  hat  1911  für 
Verlängerung  ihrer  Konzession  bis  1949  20  Mill.  aufgewendet  und  daher  die  Konzession 
so  aktiviert.  —  In  die  B.  der  Deutsch-Luxemburg  A.-G.  für  1910  kam  ein  Posten:  „Be- 
teilifirungsziffern  an  Verbänden  sowie  Kundschaft"  mit  3,9  Mill.  Mk.  Beim  Übergang 
der  Dortmunder  Union  auf  die  A.  wurden  eingestellt  a)  2  225  000  Mk.  ideeller  Wert 
der  Beteiligungen  an  Rhein.-Westf.  Kohlensyndikat,  Stahlwerksverband  usw.  (die  bis  zum 
Ablauf  der  Verbände  abgeschrieben  werden),  b)  750000  Mk.  ideeller  Wert  der  Kund- 
schaft. —  Jemand  kauft  ein  Geschäft,  dessen  Überschuldung  170000  Mk.  beträgt,  auch 
mit  den  Passiven  und  verbucht  die  Summe  als  Firmenerwerbungskonto.  Jemand  tritt 
sein  Geschäft  an  eine  A.  ab.  Als  ein  besonderes  Übernahmeob.iekt  wird  dabei  die  Firma 
behandelt.  Der  Firmeninhaber  bedingt  sich  dafür  eine  lebenslängliche  Rente  aus.  Ihr 
Kapitalswert  kommt  als  Schuldkonto  ins  Passivum,  als  Firmenerwerbskonto  ins  Aktivum 
{Reisch  I  §  278). 

*)  Z.  B.  das  Projekt  einer  Kraftübertragungsanlage,  das  die  A.  um  5000  Mk. 
von  einer  elektrotechnischen  Firma  hat  ausarbeiten  lassen. 
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Bezugs-  und  Absatzquellen  dürfen  nicht  ^)  als  besondere  Aktiva  in  die 
B.  Aufnahme  finden.''') 

2.  Anderes  gilt  nur,  soferne  das  kostenlose  Gut  nicht  mehr  im 
Geschäfte  dauernd  verwendet,  sondern  baklmöglichst  veräußert  werden 
soll.  Dann  kommt  es  nicht  mehr  als  Gebrauchs-,  sondern  als  Veräußerungs- 
gegenstand in  Betracht.  In  dieser  Eigenschaft  kann  es  einen  durch  den 
Wert  der  greifbaren  Aktiva  nicht  dargestellten,  also  selbständigen  Wert 
besitzen,  einen  sicheren  Veräußerungswert.  Nicht  selten  sinkt  damit 
gleichzeitig  der  Wert  der  greitT)aren  Aktiva.  Anders  ausgedrückt :  nicht 
in  der  Betriebs-,  aber  in  der  Verkaufs-  oder  Auseinandersetzungsbilanz 
kann  ein  kostenlos  erworbenes  oder  hergestelltes  immaterielles  Gut 
Aktivum  sein.^)  Die  Beteiligungsziffer  z.  B.  ist  da  vielleicht  das  einzig 
wertvolle  Aktivum.^) 

3.  Das  führt  noch  weiter  auf  den  Grund,  warum  die  ideellen  Werte 
in  Gewinnverteilungsbilanzen  nur  bei  Aufwendungen  bilanzfähig  sind. 
Gewinn  hat  praktischen  Wert  bloß,  wenn  er  in  realisierbaren  Gegen- 
ständen besteht.  Ideelle  Werte  haben  ihre  Umsetzbarkeit  in  greifbare 
Werte  nur  erwiesen,  wenn  sie  gegen  Aufwendung  erworben  wurden.  Dann 
ist  anzunehmen,  daß  sie  sich  versilbern  lassen. 

4.  Dadurch  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  selbstgewonnene  immaterielle 
Güter  auch  in  die  Gewinnverteilungsbilanz  als  Aktivum  gesetzt  werden. 
Nur  ist  dann  notwendig  zu  verhindern,  daß  sie  den  Gewinnsaldo  oder 
das  Kapitalkonto  erhöhen.  Das  geschieht  dadurch,  daß  ihnen  im  Passivum 
in  gleicher  Höhe  ein  Reservekonto  gegenübergestellt  wird.  Dadurch  ist 
ihre  Unverteilbarkeit  konstatiert.  Dieses  Einsetzen  ideeller  Posten  mit 
gleichhohem  Gegenkonto  empfiehlt  sich  beim  ideellen  Gute:  Geschäfts- 
wert, um  für  die  Auseinandersetzung  unter  Gesellschaftern  und  Erben, 
wenn  ein  Gesellschafter  und  ein  Erbe  das  Geschäft  übernimmt,  Streitig- 
keiten vorzubeugen.^)  Die  übrigen  Gesellschafter  und  Erben  verlangen 
da,  wenn  das  Geschäft  gut  geht,  eine  Abfindung  für  ihren  Verzicht  auf 
das  Geschäft  als  Ertragsquelle.  Nur  für  die  Betriebsbilanz  ist  der  Ge- 
schäftswert nicht  anrechenbar.  Für  die  Auseinandersetzung  ist  er  an- 
rechenbar. Hier  wird  das  Gegenkonto  ,, Reserve  für  Geschäftswert"  weg- 
gelassen. 

5.  In  der  Praxis  begegnet  dieses  Geschäftswertskonto  bis  jetzt 
nicht.  Aber  auch  der  entgeltlich  erworbene  Geschäfts  wert  (Geschäfts- 
erwerbskonto) kommt  seiton  vor.  Bilanzrechtlich  steht  nichts  im  Wege, 
daß  der  Aufwand  für  Reisende,  die  zum  Gewinnen  und  Erweitern  des 
Kundenkreises  mit  Erfolg  tätig  sind,  als  Kundschafterwerbskonto  (Kund- 


^)  Abw.  Müller-Erzbach  S.  541  £f.  —  Andrerseits  muß  ein  auf  eine  Auflage  be- 
schränktes besonderes  Verlagsrechtskonto,  das  als  Aktivum  in  der  B.  stand,  in  dem 
Momente  aus  ihr  verschwinden,  in  dem  die  Auflage  fertiggestellt  ist;  denn  von  da  au 
ist  das  entgeltlich  erworbene  Verlagsrecht  in  dem  Vorrat  liergestellter  Bücher  bewertet. 

'')  Immaterialgüter  findet  man  nur  bei  Ben  von  A.en  und  Gesellschaften  m.  b.  H., 
die  aus  Privatbetrieben  oder  von  A.en  gebildet  werden.  Der  Vorbesitzer  oder  die  Mutter- 
gesellschaft läßt  sich  für  Firma,  Kundschaft,  Patente,  Marken-  und  Mnsterschutzrechte 
und  ähnliches  Gesellschaftsanteile  geben.  So  haben  die  Tochtergesellschaften  der  Kasseler 
Trebertrocknungsgesellschaft  von  dieser  Patentverwertuugslizenzen  als  Einlage  erhalten 
(wofür  sie  die  Hälfte  ihrer  Aktien  als  Entgelt  leisteten).  Bei  Gesellschaften  m.  b.  H. 
bestehen  die  Einlagen  oft  nur  aus  immateriellen  Gütern  {Zimmermann  §  74). 

")  Reisch  I  §  279. 

*)  Kleine  Kohlenzechen  mit  hohen  Erzeugungskosten  werden  von  den  großen  nur 
wegen  ihrer  Beteiligungsziffer  am  Kohlen.'*yndikat  aufgekauft. 

^)  Vgl.  Berliner,  Vergütung  für  den  Wert  des  Geschäftes  1913  S.  23. 

E  e  h  m ,  Bilanzen.    2.  Aufl.  2 
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Schaftskonto)  eingesetzt  wird.  Allein  das  Konto  wird  in  Wirklichkeit 
kaum  angetroffen.  Nichtgreifbare  Werte  im  Aktivum  tragen  nicht  zur 
Kreditfähigkeit  des  Unternehmens  bei.  Im  Gegenteil :  nach  kaufmännischer 
Anschauung  schädigen  sie  ihn  sogar.  So  bleibt  dem  Kaufmann  nichts 
anderes  übrig,  als  die  Kosten  den  W^aren  zuzuschlagen.  Der  gewöhnliche 
Kaufmann  darf  dies.  Denn  er  darf  in  den  Bilanzpreis  Vertriebskosten 
einrechnen.  Der  A.  ist  es  bei  den  Jahresbilanzen  (Gewinnverteilungs- 
bilanzen) nicht  gestattet.  Denn  sie  darf  hier  höchstens  zum  Herstellungs-, 
nicht  zum  Selbstkostenpreise  bewerten.  Allein  es  ist  das  nur  eine  positiv- 
rechtliche Ausnahme.  In  die  Übernahme-,  die  Eröffnungsbilanz  bei  Sach- 
gründung den  Preis  der  erworbeneu  immateriellen  Werte  in  den  Wert 
der  materiellen  Einlagen  einzurechnen  ist  erlaubt.  Es  wird  dadurch  deren 
Anschaffungspreis  erhöht.  Ohne  Übernahme  der  nicht  greifbaren  Güter 
hätte  man  auch  sie  nicht  bekommen.  Die  Wirldichkeit  ist  treffend  ge- 
schildert, wenn  Schmälenbach  schreibt :  ^)  „Verkauft  der  Unternehmer 
seine  Unternehmung  oder  bringt  er  sie  in  eine  A.  ein,  so  will  er  diese 
Werte  (Beziehungen  zur  Kundschaft,  Ruf  der  Firma)  nicht  umsonst  her- 
geben. Nun  entspricht  es  aber  im  allgemeinen  nicht  den  Geschäftsgewohn- 
heiten, diese  ziffernmäßig  schwer  zu  erfassenden  Werte  zu  einer  besonderen 
Position  in  der  Übernahmebilanz  zu  machen  .  .  .  Das  Gewöhnliche  ist  viel- 
mehr, daß  der  Inferent  als  Ersatz  ...  bei  der  Bewertung  der  materiellen 
Gegenstände  ein  besonderes  Entgegenkommen  erwartet  und  zu  finden 
pflegt.  Auch  die  unabhängigen  Revisoren  pflegen  auf  derartige  Zustände 
des  Verkehrs  Rücksicht  zu  nehmen." 

B.  Im  einzelnen  ist  über  Errichtung,  Einrichtung  (Organisation), 
Verwaltung  des  Unternehmens  (Errichtungs-,  Organisations-,  Verwaltungs- 
kosten)  noch  folgendes  zu  beachten: 

1.  Sie  sind  rein  "wirtschaftliche  Güter  und  tragen  ihren  Wert  in 
sich.  Allein  regelmäßig  wird  der  Wert  dieser  sog.  Generalunkosten  auf 
den  Wert  der  im  Betrieb  hergestellten  oder  veräußerten  Gegenstände 
repartiert.  Sie  bilden  anteilsmäßig  einen  Bestandteil  des  Herstellungs- 
oder Verkaufspreises  und  kommen  insoweit  bereits  in  dem  Wertansätze 
der  Warenvorräte,  bzw.  der  für  veräußerte  Waren  empfangenen  Gegen- 
werte zum  Ausdruck.  Eine  Einstellung  der  Errichtungs-  und  Verwaltungs- 
kosten als  solcher  im  Aktivum  wäre  also  Doppelbewertung. 

2.  Hieraus  folgt,  daß  von  ohne  jeden  Betriebsaufwand  erworbenen 
immateriellen  Gütern  sich  nur  dann  sprechen  läßt,  w^enn  die  Errichtungs- 
und Verwaltungskosten,  soweit  sie  nicht  in  anderen  Vermögensgegen- 
ständen mitbewertet  sind,  in  der  B.  als  besonderes  Aktivum  Vortrag 
fanden.  Denn  ohne  dies  fällt  immer  ein  Teil  der  Eirichtungs-  und  Ver- 
waltungsk'osten  auch  auf  die  Vermögensgegenstände,  deren  Existenz  ledig- 
lich eine  Wirkung  der  Tatsaclie  der  Geschäftserrichtung  und  des  Geschäfts- 
betriebes ist,  wie  die  selbsterworbene  Firma  oder  Kundschaft,  der  selbst- 
erworbene Kredit.  Werden  die  Errichtungs-  und  Verwaltungskosten  als 
Aktivum  gesondert  vorgetragen,  so  lassen  sich  daher  jene  immateriellen 
Güter  nur  dann  als  selbständige  Bilanzaktiva  einsetzen,  wenn  ihre  Her- 
stellung oder  ihr  Erwerb  besondere,  d.  h.  in  den  Generalunkosten  nicht 
enthaltene  Aufwendungen  verursachte.  Erscheinen  die  Errichtungs-  und 
Verwaltungskosten  in  der  B.  nicht  als  eigenes  Aktivum,  so  ist  ein  Vor- 
trag jener  immateriellen  Güter  im  Aktivum  auch  zulässig,  wenn  ihr  Er- 

*)  In  seiner  Zeitschrift  6,  495. 
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werb  keine  besonderen  Aufwendungen  notwendig  machte.  Sie  können 
dann  mit  dem  Anteile  in  die  B.  eingestellt  werden,  der  von  den  Er- 
richtungs-  und  Verwaltungskosten  auf  sie  entfällt. 

VI.  Der  Satz,  daß  nichtgreifbare  Güter  bilanzfähig  bloß  sind,  wenn 
sie  unter  Aufwendungen  erworben  werden,  läßt  sich  auch  anders  wenden : 
Aufwendungen,  Ausgaben  dürfen  nur  dann  als  Aktivum  eingesetzt  w^erden, 
wenn  durch  sie  ein  wirtschaftliches  Gut,  also  ein  Verhältnis  oder  eine 
Beziehung  von  wirtschaftlichem  Wert,  ein  Mittel  der  Bedürfnisbefriedigung 
geschaifen  wird.  Dieses  Gut  muß  am  Jahresschlüsse  noch  vorhanden  sein. 
In  die  Jahresschlußbilanz  kann  als  Aktivum  nur  gelangen,  w^as  am  Bilanz- 
tag noch  wirtschaftliches  Gut  ist,  nicht  das,  was  wirtschaftliches  Gut  für 
die  Vergangenheit  war,  denn  dies  ist  kein  positiver  Wert,  kein  Vermögens- 
gegenstand mehr.  Ausgaben  besitzen  somit  Bilanzfähigkeit  als  Aktivum 
nur,  soferne  sie  nicht  bloß  dem  Jahre  ihrer  Entstehung,  sondern  auch 
dem  oder  den  folgenden  Betriebsjahren  wirtschaftlichen  Vorteil  bringen, 
auch  noch  in  diesem  W^erte  erzeugend  wirken.  M.  a.  W.  die  Regel  hat 
Bedeutung  nur  für  den  Erfolgsausgleich  zwischen  mehreren  Jahren.  Ge- 
schäftsausgaben sind  aktiv  bilanzfähig,  w^enn  durch  sie  über  das  Bilanz- 
jahr hinaus  ein  wirtschaftliches  Gut  geschaffen  wird '). 

Der  vorsichtig  bewertende  Kaufmann  unterläßt  nichtgreifbare  Aktiva 
in  die  B.  einzustellen ;  d.  h.  er  deckt  die  Aufwendungen  aus  dem  ünkosten- 
oder  einem  Reservekonto  (für  Vorarbeiten  usw.).  Eine  Ausnahme  hat  sich 
in  der  Praxis  nur  für  Patente  ausgebildet.  Jedenfalls  schreibt  der  für 
die  Zukunft  vorsorgende  Kaufmann  solche  Aktiva  rasch  ab. 

VII.  Wenn  auch  Vermögensgegenstände,  die  nicht  körperliche  Sachen 
oder  Forderungen  darstellen,  unter  der  Voraussetzung,  daß  sie  mit  Auf- 
wendungen erworben  wurden,  dieselbe  Bilsrnzfähigkeit,  wie  Sachen  und 
Forderungen,  besitzen,  so  ist  es  doch  „nach  den  Grundsätzen  ordnungs- 
mäßiger Buchführung"  bei  einem  Teil  davon  nur  bedingungsweise  üblich, 
sie  wirklich  zu  verbuchen  und  damit  zu  einem  unmittelbaren  oder  mittel- 
baren Bilanzposten  zu  gestalten. 

A  Dienst^,  Werk-,  6esellschafts=,  Miet-,  und  Pachtverträge.  Obligatorische 
Ansprüche,  die  nicht  unter  den  Forderungsbegriff  des  Bilanzrechtes  fallen, 
z.  B.  Ansprüche  auf  Arbeitsleistung  oder  auf  Gebrauchs-,  Nutzungs-Ge- 
stattung  pflegen,  w^enn  diesen  Ansprüchen  Verpflichtungen  zur  Gegen- 
leistung gegenüberstehen,  grundsätzlich  nicht  verbucht  zu  werden,  weil 
sich  diese  Arsprüche  und  die  Ansprüche  auf  Gegenleistung  die  Wage 
halten.  Würde  der  Anspruch  auf  Dienstleistung  der  Angestellten  gebucht, 
so  müßte  in  gleicher  Höhe  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Gehälter 
als  Schuld  eingetragen  werden.  Leistung  und  Gegenleistung  sind  rech- 
nerisch gleichwertig;  also  ist  es  überflüssig,  die  Buchführung  mit  solchen 
sich  aufhebenden  Gegenwerten  zu  belasten. 

B.  1.  Die  in  der  kaufmännischen  Praxis  zur  Ausbildung  gelangten 
Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung  gehen  noch  weiter.  Die  Nutzung 
fremder  Arbeitskraft^  das  Gebrauchs-  und  Fruchtbezugsrecht  bei  Miete 
und  Pacht  wird  selbst  dann  nicht  in  die  Rechnungsbücher  eingetragen, 
wenn  der  Gegenwert  vorgeleistet  wird,  das  Gehalt  oder  der  Mietzins 
bereits  im  voraus  gezahlt,  die  Vergütungsverbindlichkeit  erfüllt  ist. 

2.  a)  Der  Grund  hiefür  liegt,  wie  in  §^  10  f.  dargelegt  wird,  darin,  daß 
es  im  allgemeinen   Prinzip  kaufmännischer  Buchführung  ist,   Geschäfts- 

»)  Näheres  §  30  IV,  §§  31  ff. 
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vorfalle   erst  dann  in  den  Büchern  vorzutragen,   wenn  sie  zu  Ein-  oder 
Ausgang  von  Sachen  führen. 

b)  Die  Voraussetzung  dazu  liegt  weder  bei  Nutzung  fremder  Arbeits- 
kraft noch  bei  Gebrauch  und  Nutzung  fremder  Sachen  vor.  Die  fremde 
Arbeitski'aft  bleibt  trotz  ihrer  Ausnutzung  durch  andere  auch  nach  kauf- 
männischer Vorstellung  doch  dem  Individuum,  das  sie  leistet,  wirtschaft- 
lich zugehörig  und  überdies  kann  dieselbe,  weil  von  ihrem  Träger  un- 
trennbar, nicht  tatsächlich  in  andere  Gewalt  übertragen  werden.  Was 
die  gemieteten  oder  (jepachteten  Gegenstände  angeht,  so  findet  bei  ihnen 
ein  Übergang  in  die  körperliche  Gewalt  des  Mieters  und  Pächters  statt, 
aber  sie  bleiben  ti'otz  Besitzübergang  nicht  bloß  rechtlich,  sondern  auch 
wirtschaftlich  eigene  des  Vermieters  und  Verpächters.     Vgl.  §  11. 

3.  Aber  eine  Einschränkung  müssen  wir  noch  machen.  Die  Nutzung 
fremder  Arbeitskraft ^  und  gemieteter  oder  gepachteter  Sachen  bleibt 
trotz  bereits  eingetretener  Erfüllung  der  Gegen  Verpflichtung  nur  soweit 
als  Aktivum  ungebucht,  als  Nutzung  und  Aufwendung  dafür  sich  auch 
zeitlich  decken,  d.  h.  beide  derselben  Wirtschaftsperiode,  demselben  Ge- 
schäftsjahr wirtschaftlich  zurechnen,  somit  vermögensmehrend  zugute 
kommen,  vermögensmindernd  zur  Last  fallen. 

4.  Ist  also  z.  B.  am  1.  November  Gehalt  oder  Miete  für  ein  Viertel- 
jahr vorausbezahlt,  endet  aber  das  Rechnungsjahr  am  31.  Dezember,  so 
ist  der  Anspruch  auf  Dienstleistung  bzw.  Gebrauchsüberlassung  für  die 
Zeit  des  Älonats  Januar  in  die  B.  als  Aktivum  einzustellen  oder,  wie  dies 
in  der  Sprache  der  kaufmännischen  Buchführung  anschaulicher  und  mehr 
wirtschaftlich  ausgedrückt  wird :  ein  Drittel  des  Gehaltes  oder  Mietzinses 
wird  als  „vorausbezahltes  Gehalt",  ,, vorausbezahlter  Mietzins"  in  die  B. 
als  Aktivum  eingesetzt. 

VIII.  Ausnahmsweise  haben  auch  i^orrfe/vz/i^swertpapiere  und  ver- 
mögensrechtliche Mitgliedschaf  tsrecht  e  nur  die  Natur  rein  wirtschaftlicher 
Güter.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  die  Unternehmung  Forderungen  gegen 
sich  selbst.  Mitgliedschaftsrechte  bei  sich  selbst  erwirbt,  (Erwerb  eigener 
Schuldverschreibungen,  eigener  Aktien,  eigener  Kuxe,  eigener  Geschäfts- 
anteile usw.). 

A.  An  sich  gilt  ja  der  Satz,  daß  Vereinigung  von  Recht  und  Pflicht 
in  einer  Person  den  Untergang  des  Rechtes  zur  Folge  hat.  Aber  die 
moderne  Gesetzgebung  kennt  zahlreiche  Ausnahmen  von  diesem  aus  der 
Natur  der  Sache  fließenden  Rechtssatz.  Der  Erwerb  von  Forderungs- 
rechten gegen  sich  selbst  und  Mitgliedschaftsrechten  bei  sich  selbst  bewirkt 
positivrechtlich  in  einer  Reihe  von  Fällen  lediglich  ein  Ruhen  des  Rechtes. 

B.  Allein  das  positive  Recht  vermag  nur  das  rechtliche,  nicht  das 
wirtschaftliche  Wesen  der  wirklichen  Sachlage  zu  ändern.  Eine  Forderung 
gegen  sich  selbst  ist  an  sich  wirtschaftlich  wertlos.  Also  kann  ein  ver- 
mögensrechtlicher Anspruch  gegen  sich  selbst  wirtschaftlich  nur  insofern 
Bedeutung  haben,  als  er  unter  Aufwendungen  erworben  wurde. 

C.  Dabei  braucht  der  Aufwand  keineswegs  in  positiven  Ausgaben 
zu  bestehen;  auch  entgehende  Einnahmen  genügen.  Das  ist  z.  B.  der 
Fall  bei  Geschäftsanteilen  und  Kuxen,  die  der  Gesellschaft  m.  b.  H.  bzw. 
Gewerkschaft  durch  Preisgabe  des  Mitgliedschaftsrechtes  zufallen.  Hier 
ist  der  Anschafl'ungspreis  durch  den  Wert  des  ,, rückständigen  Nach- 
schusses'V)  der  rückständigen  Zubuße  dargestellt,   um  derentwillen  das 


')  GmbHG.  27  Abs.  4. 
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Mitglied  seine  Mitgliedschaftsstellung  aufgab.  Dieser  Wert  ist  als  Pas- 
sivum  ^)  gegenüberzustellen.  Denn  wird  die  Forderung  gegen  sich  selbst 
bewertet,  so  muß  es  auch  die  Schuld  gegen  sich  selbst.  Hieraus  aber 
wieder  folgt:  den  Buchführungsprinzipien  entspricht  wegen  dieses  Sich- 
wagehaltens mehr,  unter  Weglassung  auch  des  Passivums  von  jedem  Vor- 
trag solcher  Rechte  in  der  B.  abzusehen. 

Erwerb  gegen  Aufwendung  als  Voraussetzung  der  Bilanzfälligkeit 

im  Aktienrecht. 

§8. 

I.  Was  wir  vorstehend  als  Grundsätze  des  allgemeinen  Bilanzrechtes 
aufstellten,  gilt  auch  für  die  B.en  der  A.en.  Das  bestätigt  HGB.  §  261 
Ziff.  2.  Diese  Vorschrift  lautet:  ,, Vermögensgegenstände  sind  höchstens 
zu  dem  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  anzusetzen".  Das  bedeutet: 
wenn  Vermögensgegenstände  unter  Aufwendungen  hergestellt  oder  er- 
worben wurden,  so  dürfen  sie  höchstens  zu  jenem  Preise  angesetzt  werden; 
für  Vermögensgegenstände  ohne  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  gilt 
das  allgemeine  Recht  des  §  40 :  sie  dürfen  mit  ihrem  Gegenwartswerte 
eingestellt  werden.  Immaterielle  Güter  ohne  Erwerbs-  oder  Herstellungs- 
preis haben,  solange  sie  im  Betriebe  mitarbeiten,  keinen  solchen  Wert. 
Er  steckt  in  anderen  Aktiven.  Würden  sie  in  die  B.  eingestellt,  so  würde 
das  rechnerischen,  aber  nicht  greifbaren  Gewinn  ergeben.  Stellt  eine 
Gesellschaft  den  kapitalisierten  Bergwerksertrag  (den  Wert  der  Beteili- 
gungsquote am  Kalisyndikat)  als  Aktivkonto  ein,  so  muß  sie  auch  die 
gleiche  Summe  als  Gerechtsam-Reservekonto  in  das  Passivum  stellen. 
Sonst  würde  sie  einen  nicht  greifbaren,  reinen  Buchgewinn  verteilen. 
Das  widerspräche  dem  Grundgedanken  des  §  261  Ziff.  2. 

II.  A.  Eine  Abwandlung  von  dem,  was  aus  dem  Wesen  der  im- 
materiellen Güter  folgt,  weist  jedoch  das  Aktienrecht  auf.  Immaterielle 
Güter  besitzen  hier  leichter  Bilauzfähigkeit,  weil  HGB.  §  261  Ziff.  4-  die 
Einsetzung  des  Errichtungs-  und  Verwaltungsaufwandes  als  besondere 
Bilanzposten  verbietet.  Infolgedessen  werden  die  Errichtungs-  und  Ver- 
waltungskosten unter  anderen  Bilanzaktiven  zerlegt  und  versteckt,  als 
Erwerbungs-  oder  Herstellungskosten  anderer  Vermögensgegenstände  er- 
scheinen. Immaterielle  Güter^  deren  Herstellung  keinen  sonstigen 
besonderen  Aufwand  erforderlich  machte^  dürfen  jederzeit  insofern 
und  insoweit  als  Bilanzaktivum  eingesetzt  werden,  als  auf  sie  ein 
unterscheidbarer  Teil  der  Errichtungs-  und  Verwaltungskosten 
entfällt.     Ihr  Herstellungspreis  deckt  sich  dann  mit  diesem  Teile. 

B.  In  praxi  wird  freilich  schwer  sein,  diesen  Teil,  z.  B.  den  auf 
den  Wert  der  selbsterworbenen  Kundschaft  besonders  entfallenden  Teil 
des  Personalaufwandes  annähernd  der  Wirklichkeit  entsprechend  zu  be- 
stimmen. Aus  dem  Grunde  will  Simon^)  rein  wirtschaftliche  Güter,  die 
lediglich  eine  Folge  der  Verwaltung  sind,  daher  nur  mit  dem  in  den  all- 
gemeinen Errichtungs-  und  Verwaltungskosten  enthaltenen  Aufwände  ge- 
wonnen wurden,  überhaupt  nicht  als  Bilanzaktiva  zulasseu.  Es  fehle  an 
jedem  Maßstab  für  ihre  reale  Existenz.     Allein,   was  fehlt,   ist  nur  ein 


^)  Fanden  positive  Aufwendungen  statt,  dann  ist  ein  anderes  Aktivum  gemindert, 
z.  B.  bei  Ankauf  das  Kassakonto. 
»)  S.  169. 
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einigermaßen  sicherer  jMaßstab.  Die  Unsicherheit  der  Bewertung  ist  aber 
kein  Grund  zur  Nicht-,  sondern  lediglich  ein  Grund  zu  vorsichtiger  Be- 
wertung. Die  Bewertung  solcher  rein  wirtschaftlicher  Güter  ist  vielleicht 
unwirtschaftlich,  nicht  aber  unzulässig.  Ein  Rechtssatz  hindert  sie  nicht. 
Nicht  nur  die  gekaufte,  soudern  auch  die  ohne  sonstigen  besonderen  Auf- 
wand selbsterworbene  Kundschaft  darf  als  Bilanzaktivum  eingesetzt  werden, 
soweit  sich  der  auf  sie  besonders  entfallende  Teil  der  Grüudungs-  und 
Yerwaltungskosten  einigermaßen  feststellen  läßt. 

III.  A.  Smion^)  geht  weiter.  Weil  es  an  jedem  Maßstabe  für  die 
reale  Existenz  jener  Gegenstände  fehle,  spricht  er  sogar  den  rein  wirt- 
schaftlichen Gütern,  die  ebenfalls  nur  durch  die  eigene  Organisation  oder 
Verwaltung,  aber  unter  besonderen  d.  h.  in  den  Organisations-  und  Ver- 
waltungskosten nicht  mitbegriffenen  Aufwendungen  erworben  wurden, 
Bilanzfälligkeit  ab.        * 

B.  1.  Im  übrigen  gelangt  Simon  für  das  Aktienrecht  im  allgemeinen 
zu  demselben  Ergebnis,  wie  wir.  Nur  seine  Begründung  ist  eine  andere. 
Die  Ursache  dafür,  daß,  wie  er  formuliert,  im  Gegensatz  zu  Sachen  und 
Forderungen  von  Rechten  nur  solche,  für  die  Aufwendungen  gemacht 
wurden,  und  von  rein  tatsächlich- wirtschaftlichen  Gütern  allein  solche, 
welche  gegen  Entgelt  von  Anderen,  nicht  unter  sonstigen  Aufwendungen 
originär  erworben  wurden,  Bilanzfähigkeit  als  Aktivum  besitzen  sollen, 
findet  er  im  Wesen  der  doppelten  Buchführung.  Nach  diesem  dürfe  kein 
Posten  in  die  Bücher  kommen,  der  nicht  eine  Gegenleistuiiff  in  einem 
anderen  Posten  aufweise. 

2.  Allein  Simon  verwechselt  Gegenposten  und  Gegenleistung.  Das 
Wesen  der  doppelten  Buchführung  verlangt  für  jeden  Posten  einen  Gegen- 
posten, nicht  eine  Gegenleistung,  nur  Buchung  auf  einem  entgegengesetzten 
Konto,  nicht  als  Gegensatz  zur  Vermögensmehrung  eine  Vermögens- 
minderung. Werden  Vermögensbestandteile  ohne  Aufwendungen  erworben, 
so  werden  sie  eben  gewonnen  und  das  Gegenkonto,  auf  dem  sie  auch  ge- 
bucht werden,  ist  demgemäß  nicht  ein  Konto  der  Vermögensbestandteile, 
des  Bruttovermögens,  sondern  des  Reinvermögens,  das  Konto,  auf  dem 
die  Veränderungen  des  Reinvermögens  vorgetragen  werden,  das  Verlust- 
und  Gewinnkonto. 

3.  Dies  ist  z.  B.  bei  Schenkungen^  Erbschaften^  Lotteriegewinnen, 
gefundenen  Sachen  der  Fall.  Hier  haben  wir  ausschließlich  unentgelt- 
lich oder  nahezu  unentgeltlich  erworbene  Gegenstände.  Ein  Bankier  ge- 
winnt in  seinem  Geschäftsbetriebe  mit  einem  Lose  1000  Mk.:  dann  wird 
das  Kassenkonto  belastet.  Es  erhält  1000  Mk.  Sie  werden  ihm  in  das 
Soll  geschrieben.  Es  soll  sie  herausgeben.  Und  andererseits  wird-  das 
Verlust-  und  Gewinnkonto  damit  erkannt.  Die  1000  werden  ihm  in  das 
Haben,  auf  die  rechte  Seite  gestellt. 

4.  Dies  erkennt  auch  Simon  an.  Er  bemerkt  selbst:  ,,Im  Falle 
der  Schenkung  findet  sich  der  Gegenposten  in  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung" und  sagt  dazu:  ,, Diese  Buchung  ist  völlig  reell,  denn  durch 
die  Schenkung  wird  die  Gesellschaft  ausnahmsweise  ohne  Gegenleistung 
bereichert."  Simon  räumt  also  ein,  daß  hier  bei  der  doppelten  Buch- 
führung keine  Gegenleistung  notwendig  ist.  Ist  eine  solche  aber  in  einem 
Falle  übei-flüssig,  so  kann  Gegenleistung  nicht  zum  Wesen  der  doppelten 
Buchführung  gehören, 

0  S.  169. 
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Bilanzfähigkeit  geschenkter,  gewonnener,  gefundener  Gegenstände. 

§  9. 

1.  Nach  den  allgemeinen  Grundsätzen,  die  wir  aufstellten,  ist  un- 
zweifelhaft, daß  geschenkte,  gewonnene  oder  auf  ähnliche  außerordent- 
liche Weise  erworbene  greifbare  Güter  0  (Sachen  und  Forderungen)  als 
Aktiva  in  die  B.  eingestellt  werden  dürfen.  Allein  für  das  Aktienrecht 
und  das  Recht  der  übrigen  Gesellschaften,  für  die  HGB.  §  261  gilt,  er- 
geben sich  Schwierigkeiten. 

n.  Früher  wurde  manchmal  behauptet,  es  sei  unzulässig,  in  die  nach 
HGB.  §  261  aufzustellenden  B.en  geschenkte^),  gewonnene,  gefundene  Sachen 
usw.  als  Aktiva  aufzunehmen.  Aus  dem  Wortlaut  des  §  261  Ziff.  2  folge 
dies:  Vermögensgegenstände  dürfen  höchstens  zum  Anschaffungs-  oder 
Herstellungspreis  angesetzt  werden;  Vermögensgegenstände  ohne  solchen 
Preis  also  gar  nicht  •^). 

III.  A.  1.  Diese  Meinung  übersah,  daß,  wie  §  299 n  bestätigt,  §  261 
nur  für  Gewinnverteilungsbilanzen  gilt.  Hieraus  folgt,  daß  §  2t;  1  so  aus- 
zulegen ist,  wie  es  der  Gewinnverteilungszweck  erfordert,  daß  daher  Ab- 
weichungen vom  Prinzip  des  §  40  lediglich  soweit  angenommen  werden 
dürfen,  als  der  Gewinnverteilungszweck  es  notwendig  macht.  Dieser  heischt 
aber  lediglich  die  Verhinderung  der  Verteilung  nur  buchmäßigen  Gewinns. 
Gewonnene,  geschenkte,  gefundene  Sachen  und  Forderungen  sind  daher 
bilanzfähig,  wenn  sie  veräußerlich  (realisierbar)  sind  und  bald  veräußert 
werden  sollen.  Sonst  ist  es  nur  statthaft,  wenn  zugleich  ein  Gegenkonto 
gleicher  Höhe  eingesetzt  wird,  das  Eeservekonto  ist,  wenn  das  Gut 
Wert  hat,  und  Abschreibungskonto,  wenn  es  wertlos  ist.  Dem  Zweck 
des  §  261  Ziff.  1  und  2  würde  es  nicht  entsprechen,  wenn  man  solche 
Gegenstände  von  der  Aufnahme  unter  die  Aktiva  ausschlösse. 

2.  Dazu  kommt,  daß  diesem  Gedanken  auch  im  Wortlaut  der  Ziff.  1 
und  2  des  §  261  Ausdruck  verliehen  ist,  §  261  deshalb  nicht  so  „klar" 
für  das  Gegenteil  spricht.  §  261  Ziff.  1  und  2  sagen,  die  Vermögens- 
gegenstände dürfen  ,, höchstens"  zum  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis 
angesetzt  werden.  Damit  ist  zum  Ausdruck  gebracht:  Ansetzung  über 
diesen  Preis  hinaus  wäre  Ansetzung  zu  einem  nicht  effektiv,  nicht  reell 
vorliegenden  Preis.  Also  nur  Ansetzung  nicht  realisierter  Werte  ist  durch 
§  261  Ziff.  1  und  2  verboten.  Geschenkte,  gefundene,  gewonnene  Sachen 
und  Forderungen  dürfen  daher  auch  in  Gewinnverteilungsbilanzen  der  Aktien- 
und  ähnlichen  Gesellschaften  zu  ihrem  nach  §  40  zu  ermittelnden  Ver- 
äußerungs-,  bzw.,  wenn  sie  Gebrauchsgegenstände  sind,  Gebrauchswert 
angesetzt  werden^).  Der  auf  diese  Weise  ermittelte  Wert  gilt  dann  für 
künftige  B.en  als  Anschaffungspreis. 

^)  Was  immaterielle  Güter  angeht,  so  begegnen  Schenkungen  neuerdings  in  folgen- 
dem Zusammenhange:  Nichtgreifbare  Gebrauchsgegenstände  (erworbenes  Firmen-  und 
Patentrecht)  darf  eine  Bank  oder  Finanzgesellschaft  im  Interesse  ihres  Ansehens  nicht 
als  Aktivum  einsetzen ;  würde  sie  derartiges  gegen  Entgelt  erwerben,  so  müßte  sie  den 
Gegenstand  sofort  freiwillig  abschreiben ;  daher  überläßt  sie  ein  Aktivum  (neue  Aktien) 
dem  Veräußerer  unter  dem  Wert;  dieser  schenkt  dafür  das  ideelle  Aktivum  (§  68: 
stille  Agioreserve). 

*)  Stille  Beihilfen  von  Gründern,  Banken,  Vorbesitzern  usw.  sind  nichts  seltenes. 
Vgl.  Simon,  Betrachtungen  408  und  Zimmermann  §  59.  Auch  offene  Beihilfen  kommen 
vor,  z.  B.  Zeichnung  eines  Organisationsfonds  ä  fonds  perdu. 

')  Ein  Anschaffungspreis  wurde  nur  angenommen,  sofern  für  den  Gegenstand  kleine 
Aufwendungen  (Abtragsporto,  Trinkgeld  an  den  Überbringer  des  Geschenkes)  gemacht 
waren. 

*)  Herrschende  Ansicht,  vgl.  die  Angaben  bei  Zimmermann  §  59. 
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B.  Aber  noch  ein  anderer  Grund  kommt  in  Betracht.  HGB.  §  261 
Ziff.  1  und  2  setzt,  wie  das  ,, höchstens"  zeigt,  Gegenstände  voraus,  die 
zwei  Werte,  einen  Verkaufs-  bzw.  Gebrauchs-  und  einen  Anschaffungs- 
oder Herstellungspreis,  haben.  Er  nimmt  es  als  selbstverständlich  an, 
daß  die  Gegenstände,  von  denen  er  handelt,  einen  Anschaffungs-  oder 
Herstellungspreis  besitzen.  Also  handelt  er  nur  von  solchen  Gegenständen. 
Auf  andere,  auf  solche  ohne  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  bezieht 
er  sich  nicht.     Für  sie  gilt  §  40. 

IV.  Anders  steht  es  mit  Gegenständen,  die  nur  teilweise  aus  un- 
entgeltlich zur  Verfügung  gestellten  Mitteln  hergestellt  sind,  wie  dies  bei 
Eisenbahnbauten  der  Fall  ist,  zu  welchen  Interessenten  kostenfrei  das 
Bauterrain  abgeben  oder  Staat  oder  Gemeinden  Zuschüsse  ä  fond  perdu^) 
leisten.  Diese  Gegenstände  haben  einen  Herstellungspreis,  also  gilt  für  sie 
§  261.  Aber  jene  kostenlosen  Leistungen  dürfen  nicht  als  Reinverraögens-, 
Stammvermögensmehrung,  als  Gewinn  im  bilanzrechtlichen  Sinn^)  vorge- 
tragen werden,  sondern  sie  haben  bei  Bemessung  des  Herstellungspreises 
außer  Ansatz  zu  bleiben,  bzw.  was  jene  Zuschüsse  anlangt,  der  Her- 
stellungspreis ist  um  sie  zu  kürzen.  Denn  sie  stellen  keine  Aufwendungen 
aus  Gesellschaftsmitteln,  keine  Kosten  dar.^) 

4.  Das  Merkmal  der  Zugehörigkeit  zum  Eäufmannsvermögeu 
als  Voraussetzung  der  Eilanzfähigkeit. 

§  10. 
I.  Nach  HGB.  §  39  sind  es  seine  Vermögensgegenstände,  die  der 
Kaufmann  in  Inventar  und  B.  zu  verzeichnen  hat.  Wir  haben  gesehen, 
daß  die  Begriffe  Forderung,  Schulden,  Vermögensgegenstände  in  erster 
Linie  wirtschaftlich  zu  verstehen  sind.  Hieraus  folgt  logisch,  daß  auch 
die  Frage  der  Zugehörigkeit  eines  Gegenstandes  zum  Kaufmannsvermögen 
sich  wirtschaftlich  bestimmen  muß.  Dies  gilt  auch  in  der  Tat  bei  Dingen, 
die  Gegenstand  des  Handelsverkehrs  sind,  daher  rasch  umlaufen.  Hier  ist 
die  Zugehöriffkeit  im  bilanzrechtlichen  Sinne,  also  die,  welche  Voraus- 
setzung der  Bilanzfähigkeit  ist,  wirtschaftliche,  nicht  rechtliche  Zu- 
gehörigkeit. Der  Vermögensgegenstand  gehört  dem  Kaufmannsvermögen, 
bildet  bilanzrechtlich  Eigentum  des  Kaufmanns,  wenn  er  beginnt,  über- 
wiegend der  Wirtschaft  des  Kaufmanns  dienstbar  zu  sein,  als  Mittel  zur 
Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  zu  dienen,  und  er  hört  auf,  ihm  zuzu- 
gehören,  wenn  diese  Beziehung  zur  Wirtschaft  des  Kaufmanns  ihr  Ende 
erreicht.  Nicht  ausschlng gehend  ist  die  rechtliche  Zugehörigkeit^ 
das  bürgerlichrechtliche  Eigentum.^)  Demgemäß  kommt  vor,  daß  Ver- 
mögensgegenstände dem  Kaufmann  noch  nicht  oder  nicht  mehr  reclrtlich 
zugehören  und  doch  für  ihn  schon  oder  noch  Bilanzaktiva  sind,  ebenso, 
wie  begegnet,  daß  Vermögensstücke  für  den  Kaufmann  bereits  aufgehört 
haben,  die  Eigenschaft  von  Bilanzaktiven  zu  besitzen,  und  doch  noch  ihm 
junstisch  gehören.  In  dem  einen  Falle  haben  die  Vermögensgegenstände 
eben  schon  früher  begonnen,  dem  Kaufmann  wirtschaftlich  als  rechtlich 


*)  Znrückzahlbare  Subventionen  bilden  Schulden. 

')  Gewinn  im  wirtschaftlichen  Sinn,  Ertrag  sind  sie  an  sich  nicht. 

*;  Simon  375  und  428.  Wird  der  Herstellun^^spreis  dem  Gesetz  zuwider  um  sie 
nicht  gekürzt,   so  treten  sie  als  Bewertungskonto  (nicht  als  Schuld)   in   das  Passivum. 

*)  Längere  rechtliche  Zugehörigkeit  kann  nur  als  Beweis  dafür  in  Betracht  kommen, 
welcher  Wirtschaft  die  Sache  in  erster  Reihe  dienen  soll.  Es  ist  z.  B.  vereinbart,  daß 
der  Einkaufskommissionär  längere  Zeit  Eigentümer  des  Kommissionsgutes  sein  soll. 
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zuzugehören,   bzw.  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  dauert  länger  fort, 
als  die  rechtliche. 

n.  A.  Einkaufskommission  über  vertretbare  Wertpapiere.  Am  klarsten 
kommt  der  Gedankt;,  daß  dem  Kaufmann  etwas  zwar  nicht  rechtlich,  aber 
wirtschaftlich  zugehört,  in  der  Art  und  Weise  zum  Ausdruck,  wie  die 
kaufmännische  Praxis  bei  der  Einkaufskommission  über  vertretbare 
Wertpapiere  das  Kommissionsgut  für  die  Einstellung  in  die  B.  behandelt. 

1.  Der  Kommissionär  erwirbt  die  gekaufte  Ware,  weil  er  sie  im 
eigenen  Namen  kauft,  zunächst  zu  Eigentum.  Also  bedarf  es  zum  Eigen- 
tumserwerb des  Kommittenten  noch  einer  besonderen  Besitzübertragung. 
Allein  in  den  Büchern  des  Kommissionärs  wird  die  eingekaufte  Ware, 
sofern  es  sich  um  vertretbare  Wertpapiere  handelt,  dem  Kommittenten 
ohne  Eücksicht  auf  den  Zeitpunkt  des  Besitzübergangs  schon  von  Ab- 
sendung der  Faktura  über  die  eingekauften  Wertpapiere  ab  zugerechnet, 
also  unter  Umständen  schon  vor  Besitzübertragung,  somit  früher,  als  sie 
ihm  rechtlich  zugehören. 

2.  Gewöhnlich  ist  der  Hergang  bei  einem  solchen  Eechtsgeschäft 
dieser.  Der  Einkauf  erfolgt  nicht  gegen  bar,  sondern  auf  &edit  in  laufender 
Eechnung  und  der  von  seinem  Kunden  A  mit  dem  Einkauf  beauftragte 
Provinzbankier  B  überträgt  die  Einkaufskommission  weiter  einer  Bank 
am  Sitze  einer  Börse.  Sofort  nach  Ausführung  des  Auftrags  schickt  diese 
Bank  dem  Provinzialbankier  Rechnung  und  dieser  stellt  noch,  ehe  er  die 
Stücke  empfängt,  auch  dem  Kunden  Rechnung  und  bucht  daher  noch  vor 
Eintreffen  der  Papiere  folgende  zwei  Vorgänge: 

a)  den  Kauf  von  der  Deutschen  Bank :  Deutsche  Bank  gibt ;  Effekten- 
konto empfängt  und 

b)  den  Verkauf  an  seinen  Kommittenten  A:  Effektenkonto  gibt, 
Kunde  empfängt;  also  zusammen: 

Konto  der  Deutschen  Bank 
Soll  Haben 

i  Per  Effektenkonto      .     .     .     4000 

Effektenkonto 
Soll  Haben 

An  Deutsche  Bank    .     .     .     4  000  j  Per  A 4  000 

Konto  des  A 
Soll  Haben 

An  Effektenkonto       .     .     .     4000  ! 

3.  Nehmen  wir  an,  daß  auf  Übersendung  des  Stückeverzeichnisses 
allseits  verzichtet  war,  auch  zwischen  Deutscher  Bank  und  Provinzial- 
bankier kein  constitutum  possessorium  vorliegt,  so  hat  zur  Zeit  der 
Buchung,  weil  die  Stücke  bei  ihm  noch  nicht  eingetroffen  sind,  weder  der 
Bankier  B  noch  der  Kunde  A  Eigentum  an  den  Stücken.  In  der  Buchung 
steht  aber,  daß  der  Bankier  die  Stücke  schon  erhalten  und  sogar  schon 
weitergegeben  hat.  Daß  dies  möglich  ist,  erklärt  sich  allein  wirtschaft- 
lich. Wirtschaftlich  gehören  die  Stücke  seit  Ausführung  des  Auftrages 
dem  Kunden  A.  Wirtschaftlich  ist  das  ganze  Geschäft  für  den  A  besorgt 
vom  Abschluß  des  Kaufvertrags  an  der  Börse  durch  die  Deutsche  Bank 
an.  Die  weiteren  Übertragungen  haben  noch  rechtliche,  aber  nicht  mehr 
wirtschaftliche  Bedeutung.    Von  dem  Ankauf  an  der  Börse  an   dienen 
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die  Stücke  dem  Interesse  der  Wirtschaft  des  Kunden.  Wirtschaftlich 
und  damit  bilanzmäßig  ist  das  Koinmissiotisgut  für  den  Kommissionär 
als  solchen  fremdes  Gut.*) 

B.  Ein  weiteres  Beispiel  liefert  der  Verkauf  einer  Ware  auf 
Kredit  (Abzahlung)  *)  unter  Eiyentumsvorbehalt.  Das  rechtliche  Eigen- 
tum geht  hier  im  Zweifel  erst  mit  vollständiger  Zahlung  des  Kaufpreises 
über.  Trotzdem  wird  die  ^^'are  in  der  Regel  mit  der  Absendung  als 
Ausgang  gebucht.  Grund:  weil  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  aufhört. 
Dagegen  wird  der  Verkäufer,  wenn  er  der  Solvenz  des  Käufers  nicht 
traut,  die  Ware  nicht  als  ausgegangen  (verkauft)  buchen,  sondern  nur 
eine  Notiz  in  den  Büchern  machen,  daß  sich  ,, seine"  Ware  bei  einem 
anderen  befindet. 

C.  Ein  Beispiel  dafür,  daß  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  noch 
da  ist,  obwohl  das  Eigt?ntum  aufgegeben  ist,  bildet  die  Sicherung siiber- 
eigjiung  von  Warenlagern.  Wirtschaftlich  liegt  hier  nur  eine  pfand- 
ähnliche Sicherung,  Beleihung,  keine  Übereignung  vor.'**)  Wäre  letzteres 
der  Fall,  so  müßten  in  der  Höhe  des  Sicherungs wertes  des  Warenlagers 
(Beleihuugssumme)  die  Kreditoren,  zu  deren  Sicherung  die  übereigneten 
Waren  dienen,  als  wirtschaftlich  nicht  mehr  vorhanden  aus  der  B.  ver- 
schwinden. Die  B.  würde  dann  nicht  mehr  ihr  gesetzliches  und  praktisch 
sehr  wichtiges  Wesen  erfüllen,  das  Verhältnis  darzustellen,  das  zwischen 
Vermögen  und  Schulden  besteht  (HGB.  §  39). 

III.  Andererseits  kann,  wie  erwähnt,  etwas  im  Eigentum  des  Kauf- 
manns stehen,  aber  nicht  in  seine  Vermögensbilanz  eingesetzt  werden 
dürfen.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  es  ihm  wirtschaftlich  nicht  mehr 
oder  noch  nicht  zugehört. 

A.  Wirtschaftlich  gehört  die  Sache  dem  Kaufmann  nicht  mehr  zu 
in  folgendem  Falle.  Uhrenhändler  B  in  Y  bestellt  bei  dem  Uhrenfabri- 
kanten A  in  X  20  Uhren  ä  40  Mk.  zu  sofortiger  Lieferung,  Der  Kauf- 
vertrag ist  abgeschlossen  mit  Ausführung  des  Auftrags.  Aber  Eigen- 
tümer der  Uhren  bleibt  A  bis  zur  Übergabe  der  Uhren  an  ß  durch  die 
Post,  denn  die  zur  Ausführung  der  Versendung  gewählte  Anstalt  hat  im 
Zweifel  nicht  Vollmacht  des  Käufers  zur  vertretungsweisen  Entgegen- 
nahme des  Traditionsaktes.  Trotzdem  und,  obwohl  er  bis  zur  Ablieferung 
der  Ware  an  den  Käufer  die  Verfügung  über  sie  hat  (BGB.  §  649),  schreibt 
der  Uhrenfabrikant  die  20  Stück  Uhren  von  seinem  Warenkonto  bei  ihrer 
Auslieferung  an  die  Post  ab. 

B.  Sehen  wir  den  vorliegenden  Fall  vom  Standpunkt  des  Käufers 
aus  an,  so  stellt  der  letztere  die  Ware  unter  Umständen  erst  später, 
als  sie  ihm  rechtlich  zugehört,  in  die  Bilanz  ein,  weil  sie  ihm  noch  nicht 
wirtschaftlich  zugehört. 

')  Dies  ist  die  Verkehrsregel.  Ausnahmsweise  kann  der  Wille  der  Parteien  auch 
sein,  daß  die  gekaufte  Ware  nicht  rasch  umlaufen,  nicht  rasch  übergehen,  sondern  lange 
Zeit  in  erster  Linie  der  Wirtschaft  des  Kommissionärs  dienen  soll.  Dann  ist  sie  bilanz- 
rechtlich ihm  zugehörig.  Die  Dresdener  Bank  durfte  die  kommissionsweise  für  den 
preußischen  Fiskus  gekauften  Hiberuiaaktien  bis  zur  Genehmigung  des  Landtags  für 
sich  verwerten  (z.B.  sie  in  Report  geben,  also  Geld  darauf  leihen).  Daher  hat  die 
Bank  den  Gewinn  aus  dem  Ankauf  für  Preußen  auch  nicht  auf  Provisionskouto,  sondern 
als  Gewinn  ans  ,,Effekttn  und  Konsortialbeteiligung"  gebucht.  Es  waren  auch  wirt- 
schaftlich ihre,  also  eigene  Effekten. 

*)  Die  Forderung  oder,  wenn  durch  Wechsel  gesichert,  der  Wechsel  steht  in  dem 
Falle  im  Aktivum  für  mehrere  Jahre  (langfristige  Schuld). 

';  Hiezu  Uönifjer,   Die  Sicherungsübereignung  von  Warenlagern'  1912  S.  138  ff . 
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1.  Obwohl  auf  den  Käufer  die  Gefahr  des  Transportes  übergeht, 
sobald  der  Verkäufer  das  Paket  an  die  Postanstalt  ausgeliefert  hat,  dem 
Käufer  ferner  die  Kosten  der  Übersendung  zur  Last  fallen  und  er  viel- 
leicht durch  Anzeige  der  Absendung  der  Ware  von  der  Annahme  seines 
Antrags  Kenntnis  erhalten  hat,  betrachtet  B  die  Ware  doch  nicht  schon 
von  dem  Momente  der  Absendung  an  ihn  an  als  ihm  wirtschaftlich  zugehörig. 

2.  Nicht  hält  ihn  davon  ab,  wie  Simon  ^)  sekundär  meint,  daß  der 
Verkäufer  bis  zur  Ablieferung  der  Sache  durch  die  Post  an  ihn  das  Recht 
der  Verfügung  über  die  Sache  besitzt,  denn  keineswegs  entspricht  der 
Regel  des  täglichen  Lebens,  daß  der  Verkäufer  von  diesem  Verfügungs- 
rechte zum  Nachteil  des  Käufers  Gebrauch  macht,  sondern  w^as  ihn  davon 
abhält,  ist  allein  der  Umstand,  daß  es  seinen  wirtschaftlichen  Interessen 
nicht  entspricht,  die  Ware  früher  als  die  seinige  zu  betrachten,  als  er 
sie  auf  ihre  Empfangbarkeit  geprüft,  sie  nachgemessen,  nachgewogen  und 
sonst  auf  das  Vorhandensein  von  Mängeln  untersucht  hat.  Erst  wenn 
er  die  Ware  als  empfangbar  befunden,  dient  sie  seinen  wii'tschaftlichen 
Interessen. 

3.  Und  das  gilt  eben  auch  für  den  Fall,  daß  der  Käufer  schon  vor 
dieser  Untersuchung  den  Aneigiiungs^\illen  betätigt,  die  Ware  zu  Eigen- 
tum erworben  hat.  Im  Zweifel  allerdings  wird  nicht  anzunehmen  sein, 
daß  er  das  Eigentum  früher  erwerben  will,  als  bis  er  die  Empfangbarkeit 
festgestellt  hat.  Er  erwirbt  durch  tatsächliche  Abnahme  der  ihm  durch 
die  Post  abgelieferten  W^are  jedenfalls  Besitz  an  der  Sache,  die  Sache  ist 
ihm  damit  übergeben.  Aber  die  Einigung,  daß  das  Eigentum  übergehen 
soll,  ist  im  Zweifel  damit  noch  nicht  vorhanden.  Indes  selbst  wenn  der 
Käufer  das  Eigentum  schon  früher  erworben  hat,  sei  es,  daß  er  seinen 
Aneignungswillen  bei  der  Abnahme  bekundete,  sei  es,  daß  er  ihn  bereits 
vorher  dadurch  zu  erkennen  gab,  daß  er  die  Post  zu  seiner  Stellver- 
tretung im  Besitzerwerb  am  Absendeorte  bevollmächtigte,  erblickt  der 
Käufer  in  der  Ware  doch  wirtschaftlich  nicht  eher  die  seinige,  als  sie  auf 
ihre  Empfangbarkeit  geprüft  ist.  In  der  Regel  wird  diese  Prüfung  und 
Billigung  erst  stattfinden,  wenn  die  Ware  beim  Käufer  eintriift,  es  müßte 
denn  dieser  den  Frachtführer  (die  Post)  nicht  bloß  zur  Besitzübernahme, 
sondern  auch  zur  Prüfung  und  Billigung  der  Ware  bevollmächtigt  haben. 

IV.  A.  Daß  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  ausschlaggebend  ist, 
erklärt  sich  aus  den  kaufmännischen  Anschauungen,  die  nach  der  Natur 
von  Handel  und  Gewerbe  als  wirtschaftKcher  Tätigkeit  im  Zweifel  auf 
wirtschaftlichen  Vorstellungen  beruhen. 

B.  Ohne  diese  prinzipiell  wirtschaftliche  Auffassung  der  Dinge  wäre 
nicht  möglich,  daß  die  kaufmännische  Praxis  und  ihr  folgend  die  Handels- 
gesetzgebung^)  nur  das  Kaufen  sofort  fälliger  Inkassowechsel  ein  Wechsel- 
kaufen, das  Kaufen  noch  nicht  fälliger  Wechsel  dagegen  Wechseldiskon- 
tieren nennt.  Ohne  diese  grundsätzlich  wirtschaftliche  Vorstellung  wäre 
nicht  möglich,  daß  die  Bekanntmachung  des  Bundesrates  vom  15.  Januar 
1877  über  den  Inhalt  der  Jahresbilanzen  der  Notenbanken  den  Bilanz- 
bestand an  ,, Effekten"  in  die  Gruppen  a)  „diskontierte  Wertpapiere"^, 
b)  „eigene  Effekten",  c)  „Effekten  des  Reservefonds"  zerlegt.  Denn 
juristisch  eigene  Effekten  sind  auch  die  diskontierten  Wertpapiere  und 
die  Effekten  des  Reservefonds.     Es  waltet  zwar  bei  dem   ,, diskontierte 


•)  S.  151. 

^)  BankG.  13  Ziff.  2. 
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und  eigene  Effekten"  auch  eine  juristische  Vorstellung  ob.  Nach  dem 
Wesen  des  Diskontos  ist  bei  diskontierten  Wertpapieren  der  Inhaber  nie 
mehr  der  erste  Gläubiger  und  insofern  sind  die  im  Besitze  des  Diskonteurs 
befindlichen  Diskonten  für  ihn  nicht  eigene,  sondern  fremde,  d.  h.  anderen 
Gläubigern  ausgestellte  Wertpapiere.  Aber  aus  dieser  juristischen  Vor- 
stellung erklärt  sich  nur  die  Terminologie  des  Gegensatzes,  seine  Be- 
deutung ist  rein  wirtschaftUch.  Diskontierte  Schuldverschreibungen  sind 
kurzfällige  Schuldverschreibungen,  eigene  Wertpapiere  solche  mit  längeren 
Verfallfristen.  Und  ebenso  ist  der  Gegensatz  zwischen  eigenen  Effekten 
und  solchen  des  Reservefonds  wirtschaftlich.  Die  ersten  sind  insofern 
eigen,  als  über  sie  die  Verfügung  freier  ist,  w^ährend  die  letzteren  in 
ihrem  Zwecke  wirtschaftUch  gebundener  sind. 

C.  So  ist  erklärlich,  daß  auch  der  für  die  Bilanzfähigkeit  bedeut- 
same Unterschied  zwischen  eigenen  und  fremden  Vermögensgegenständen 
wirtschaftlich  auszulegen  ist.  Damit  verbindet  sich  ein  wesentlicher  Vor- 
teil. Hiedurch  ist  herbeigeführt,  daß  die  Buchungsfähigkeit  der  Vermögens- 
gegenstände unabhängig  ist  von  der  Verschiedenartigkeit  der  Gesetzgebung 
über  den  Zeitpunkt  des  Besitzüberganges.  Die  wirtschaftlichen  An- 
schauungen der  Kaufleute  sind  in  derselben  Kulturzone  im  allgemeinen 
die  nämlichen,  während  die  Handels-  und  Privatrechtsgesetzgebungen  in 
den  Staaten  der  nämlichen  Kulturzone  sehr  verschiedenartig  sein  können. 

D.  Die  starke  Abweichung  des  buchhalterischen  von  dem  zivilrecht- 
lichen Eigentum  —  am  stärksten  bei  der  Sieherungsübereignung  —  ist 
nur  möglich  bei  rasch  umlaufsfähigen  Dingen,  bei  Handelsartikeln.  Da 
kommt  auf  die  Eigentumsfrage  nicht  viel  an.  Sie  gehen  rasch  von  Hand 
zu  Hand.  Daher  beziehen  sich  alle  vorgeführten  Beispiele  auf  Waren 
und  Wertpapiere.  Deswegen  darf  aber  nicht  gesagt  werden:  die  Ab- 
weichung gilt  nicht  bei  unbeweglichen  Sachen.  Sagen  läßt  sich  nur: 
die  Abweichung  gilt  allein  bei  vertretbaren  Sachen.  Nur  sie  besitzen 
die  Fähigkeit,  rasch  umzulaufen.  AVenn  die  Grundstücke  wirtschaftlich 
als  Ware  in  Betracht  kommen,  gilt  der  Begriff  der  wirtschaftlichen  Zu- 
gehörigkeit bilanzrechtlich  auch  ftir  sie.  Eine  Hypothekenbank  läßt  ein 
Grundstück  wohl  an  eine  Immobilien verkehrsbank  auf,  aber  nur  zur  Ver- 
wertung. Dann  bleibt  es  in  der  B.  der  Hypothekenbank  stehen;  die 
lmmo\)i\ieni-erkehrs\)a.nk  ist  wirtschaftlich  nur  ihr  Kommissionär. 

E.  Die  rechtliche  Zugehörigkeit  ist  buchhalterisch  (bilanzrechtlich) 
bedeutsam,  wenn  der  Gegenstand  nicht  rasch  umlaufsfähig,  kein  Handels- 
artikel ist.')  Aber  auch  dann  nicht  allein.  Bilanz-  und  zivilrechtliche  Zu- 
gehörigkeit decken  sich  auch  hier  nicht  völlig.  Keineswegs  gilt  der  Satz : 
der  Kaufmann  darf  als  Eigentum  erst  buchen,  was  er  als  Eigentum  hat, 
und  als  Eigentum  so  lange  buchen,  als  er  Eigentum  besitzt.  Sondern 
es  genügt,  wenn  der  juristische  Eigentumsübergang  als  sicher  gewollt 
angesehen  werden  kann.  Es  braucht  noch  keine  Auflassung,  ja  nicht 
einmal  eine  Verlautbarung  eines  formgerechten  Veräußerungsvertrags  vor- 
zuliegen; es  reicht  hin,  wenn  die  Parteien  tatsächlich  einig  sind.     Nach 


*)  Ein  Bankier  envirbt  kommissionsweise  ein  Grundstück  oder  eine  Hypothek 
nnd  behält  sie  auf  seinen  Namen,  weil  es  dem  Kunden  nicht  erwünscht  ist,  mit  seinem 
Namen  hervorzutreten.  Obwohl  der  Bankier  nur  seinen  Namen  hergibt,  der  Gegenstand 
aber  wirtschaftlich  dem  anderen  zugehört,  muß  der  Gegenstand  in  der  B  des  Bankiers  als 
Aktivum  stehen,  da  es  sich  um  etwas  Nichtvertretbares  handelt.  Natürlich  ist  gleich- 
zeitig der  Anspruch  des  Kunden  auf  Übertragung  in  das  Passivum  zu  stellen.  —  Nicht- 
vertretbar sind  Grundstücke  besonders,  wenn  sie  zum  Gebrauch  bestimmt  sind. 
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der  Anschauung-  des  täglichen  Lebens  hört  der  Kaufgegenstand  auf,  ein 
eigener  des  Verkäufers  zu  sein,  sobald  dieser  mit  dem  Käufer  tatsächlich 
handelseins  geworden  ist  und  annehmen  darf,  daß  er  erfüllen  wird  und 
erfüllen  kann.  Von  dem  Augenblicke  ab  darf  das  Grundstück  usw.  ab- 
gebucht und  dafür  die  Kaufpreisforderung  usw.  zugebucht  werden.  M.  a.  W. : 
neben  der  rechtlichen  kommt  auch  die  wirtschaftliche  Seite  der  Beziehung 
zum  Kaufmannsvermögen  in  Betracht.^)  Von  dem  Augenblicke  an,  in  dem 
die  Parteien  unter  sich  einig  werden,  dient  die  Sache  mehr  der  Wirt- 
schaft des  Erwerbers.^)  Einer  A.  werden  zum  Bahnbau  Grundstücke 
unentgeltlich  überlassen ;  auch  wenn  die  Auflassung  noch  nicht  statthatte, 
bilden  sie  ein  Bahnaktivum.  Oder:  Grundstücke  werden  sogar  ohne  Auf- 
lassung und  ohne  Verlautbarung  verkauft ;  trotzdem  sind  sie  zum  Jahres- 
schluß vom  Terrainkonto  abzusetzen  und  dürfen  wieder  zui^esetzt  werden, 
sobald  sie  etwa  im  nächsten  Jahre  ebenso  formlos  zurückgekauft  sind; 
es  bedarf  nur  eines  tatsächlichen  Kaufübereinkommens. ^)  Verträge,  durch 
die  Sacheinlagen  oder  Sachübernahnien  für  eine  zu  errichtende  A.  be- 
schlossen werden,  müssen  vor  Anmeldung  des  A.  zum  Handelsregister 
erfolgen,  nicht  aber  die  zu  ihrer  Ausführung  erforderlichen  Rechtsgeschäfte 
(HGB.  §  195  n  Ziff.  2).  Somit  brauchen  die  Grundstücke,  die  eingelegt 
oder  übernommen  werden  sollen,  bei  Entstehung  der  Gesellschaft  noch 
nicht  aufgelassen  zu  sein.  Nichtsdestoweniger  sind  sie  in  der  Eröff- 
nungsbilanz aufzuführen.  Simon  (S.  149 1)  gibt  als  Grund,  warum 
die  Einlagen,  auch  wenn  die  Auflassung  noch  nicht  stattfand,  in  die 
B.  einzustellen  sind,  an,  daß  das  Aktienkapital  sofort  in  die  Passiva 
einzustellen  sei  und  nach  dem  Begriff  der  doppelten  Buchhaltung  jeder 
Posten  auch  einen  Gegenposten  haben  müsse.  Allein  der  Gegenposteu 
braucht  nicht  gerade  in  der  B.  zu  stehen ;  er  kann  sich  auf  einem  anderen 
Konto  finden ;  in  unserem  Falle  findet  er  sich  auf  dem  Aktienkapitalkonto. 
Und  daß,  wenn  ein  Wert  in  die  B.  eingestellt  wird,  auch  der  Gregenwert 
hiezu  in  ihr  vorzutragen  sei,  ist  ebenfalls  nicht  zutreffend.  Denn  zum 
Wesen  der  doppelten  Buchführung  gehört  lediglich  Vortrag  eines  Gegen- 
postens, nicht  einer  Gegenleistung  (§  b). 

V.  Ein  lehrreiches  Beispiel  der  Zugehörigkeitsfrage  liefert  die  Re- 
organisation des  Pommernbajik-Konzerns.     Diese  Gemeinschaft  bestand 


*)  Der  Gedanke  tritt  auch  im  gewöhnlichen  Zivilrecht  hervor.  Beim  Versendungs- 
kauf trägt  der  Käufer  die  Gefahr  von  der  Abgahe  der  Sache  an  den  Spediteur  ixsw.  ab, 
obschou  er  noch  nicht  Eigentümer  ist. 

^)  Die  theoretischen  Ansichten  über  kaufmännisches  Eigentum  im  bilanzrechtlichen 
Sinne  gehen  auseinander;  s.  RGSt.  43,  418;  Zimmermann  §  10;  Knappe  S.  39ff.  — 
Wer  die  rechtliche  Zugehörigkeit  auch  bei  Handelssachen  für  ausschlaggebend  hält,  will 
die  Erscheinung,  daß  bei  Sicherungsübereignung  das  Warenlager,  trotzdem  es  in  das 
Eigentum  des  Kreditgebers  übergeht,  auf  den  Wareukonten  des  Schuldners  stehen  bleibt, 
buchtechnisch  erklären  (s.  Höniger  S.  119).  Es  finde  nur  deswegen  keine  Abbuchung 
statt,  weil  keine  GegenZf/s^»«^?,  also  kein  Eingang  gebucht  werden  könnte;  das  Dar- 
lehen, zu  dessen  Sicherung  die  Übereignung  erfolgt,  sei  schon  gegeben  und  daher  schon 
völlig  verbucht  (im  Aktivum  als  Kassa,  im  Passivum  als  Schuld).  Allein  das  Wesen 
der  doppelten  Buchhaltung  verlangt  nur  einen  Gegenposten,  keine  Gegenleistung.  Der 
Gegenposten  wäre  vorhanden.  Es  wäre  der  Rückgabeanspruch.  An  die  Stelle  des 
Warenkontos  käme  als  Aktivum  der  Anspruch  auf  Rückübereignung,  den  der  Schuldner 
für  den  Fall  hat,  daß  die  Waien  zur  Sicherung  nicht  erforderlich  sind. 

')  Ein  Grundstück  wird  einer  A.  zum  Bau  eines  Fabrikgebäudes  abgetreten  und 
auch  tatsächlich  zur  Benutzung  überlassen,  aber  die  Auflassung  an  die  A.  unterbleibt, 
wird  vielmehr  an  eine  andere  Gesellschaft  vorgenommen ;  trotzdem  die  Überlassung  an  A. 
fortdauert,  darf  die  A.  das  Grundstück  nicht  mehr  auf  ihrem  Grundstüekskonto  fort- 
führen (RGSt.  43,  408). 
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in  der  Hauptsache  aus  drei  Bankeu,  zwei  Hypotliekeu-  und  einer  Grund- 
stücks- und  Hypothekenluindelsbank.  Die  eine  Hypothekenbank  war  die 
Pommersclie  Hypotheken-Aktien-Bank.  Diese  errichtete  die  Mecklenburg- 
Strelitzsclie  Hypothekenbank  und  die  Immobilienverkehrsbank.  Die  letztere 
erhielt  die  Mittel  zum  Ankauf  von  Grundstücken  durch  Hypothekdarlehen, 
die  üir  die  beiden  Hypothekenbanken  unter  starker  Überbewertung  der 
Immobilien  gewährten.^)  Dadurch  war  der  Zusammenbruch  des  Konzerns 
in  absehbarer  Zeit  unvermeidlich.  Er  trat  1901  ein.  Um  den  Konkurs 
der  Immobilienverkehrsbank  aus  HGB.  §  240  zu  umgehen,  verzichteten 
Gesellschafter  und  Gläubiger  der  Hypothekenbanken  auf  ihre  ungedeckten^) 
Forderungen  gegen  die  Verkehrsbank.  Auf  diese  Weise  war  das  in  Grund- 
stücken bestehende  Vermögen  der  Verkehrsbank  vor  Verschleuderung 
bewahrt.  Es  mußte  aber  verwertet  werden.  Zu  dem  Zwecke  übernahm 
jede  der  beiden  Hypothekenbanken  aus  der  Grundstücksmasse  der  Ver- 
kehrsbank die  Grundstücke,  die  von  ihr  an  erster  Stelle  beliehen  waren, 
aber  nur  zur  Verwaltung  und  Verwertung,  nicht  zu  Eigentum.  Das 
letztere  nicht  wegen  HGB.  i;  803  und  wegen  irriger  Auslegung  von 
HypBG.  §  6  Abs.  3.  D.  h.  bei  Übereignung  hätte  doch  die  den  Verkauf 
zu  annehmbaren  Preisen  hindernde  formelle  Liquidation  der  Immobilien- 
verkehrsbank erfolgen  müssen  und  die  Hypothekenbanken  hätten  ihre 
auf  den  bisher  der  Verkehrsbank  gehörigen  Grundstücken  haftenden  Hypo- 
theken nur  noch  mit  der  Hälfte  ihres  Nennbetrages  als  Deckungshypo- 
theken verwenden  dürfen.'^)  Es  fragt  sich,  ob  die  Grundstücke  der  Ver- 
kehrsbauk  dadurch,  daß  sie  unwiderruflich  und  mit  dreifacher  Sicherheit 
den  Hypothekenbanken  zur  selbständigen  Verwaltung  und  Verwertung 
überwiesen  wurden,  aufhörten,  bilanzrechtlich  der  Immobilienverkehrsbank 
zuzugehören.  Dies  ist  zu  behaupten.  Die  Hypothekenbanken  sollten  die 
Grundstücke  verwerten,  als  wären  sie  Immobüienr^rÄre/ir-sbanken,  somit 
als  Verkehrs-,  als  Handelsware.  Nach  außen,  gegen  andere  und  damit 
für  HypBG.  §  6  Abs.  3  (Pfandbriefgläubiger)  und  HGB.  §  303  (Verkehrs- 
bankgiäubiger)  blieben  sie  Eigentum  der  Verkehrsbank,  aber  intern,  bilanz- 
rechtlich, kaufmännisch  wurden  sie  Eigentum  der  Hypothekenbanken.  Tat- 
sächlich wurde  bei  der  Sanierung  nicht  so  verfahren:  die  Grundstücke 
blieben  in  der  B.  der  Verkehrsbank  als  Eigentum  stehen;  in  den  B.en 
der  Hypothekenbanken  standen  nur  die  Hypotheken  daran.*)  Daß  es 
richtiger  gewesen  wäre,  die  Grundstücke  bei  den  Hypothekenbanken  als 
,, wirtschaftlich"  eigene  zu  buchen  und  dafür  als  Kreditoren,  bei  der  Immo- 
bilienverkehrsbank als  Debitoren  eine  Herausgabeverbindlichkeit  bzw.  einen 
Herausgabeanspruch  einzusetzen,  ergab  die  Folgezeit.  Die  Verwaltung  der 
Grundstückmasse  (Regulierung  der  Terrains,  Wiederherstellung  der  Häuser) 
erforderte.  Mittel.  Die  Verkehrsbank  besaß  solche  nicht.  Wareir  die 
Grundstücke  bilanzrechtlich  eigene  der  Hypothekenbanken,  so  durften 
diese  ihre  Gelder  hiezu  verwenden,  denn  für  die  Verbesserung  eigenen 
Grundbesitzes  dürfen  Hypothekenbanken  eigene  Gelder  ohne  weiteres 
gebrauchen.  Anders  wenn  sie  der  Immobilien verkehrsbank  bilanzrechtlich 
gehörten.  Anderen  darf  die  Hypothekenbank  Geld  nur  gegen  Pfand  und 
und  zwar  nur  gegen  die  im  HypBG.  §  5  zugelassenen  Pfandarten  (Grund- 
stücks-, Lombardpfand)  vorschießen.     Die  Immobiliehverkehrsbank  hatte 

')  Budde,  Immobilien  verkehrsbank  Iff. 
\  S.  §  117  VII. 

»)  Budde  34  ff.,  84  ff.  und  unten  §  103  II  A. 
*)  Ebenda  37,  68. 
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keine  Werte  zum  Verpfänden.  Man  half  sich  dadurch,  daß  man  jetzt 
sagte,  die  Grundstücksmasse  der  Verkehrsbank  geliöre  wirtschaftlich  den 
Hypothekenbanken.^)  Das  war  ein  Widerspruch.  Bilanzrechtlich,  also 
kaufmännisch  wurden  die  Grundstücke  als  solche  der  Verkehrsbank  be- 
handelt und  trotzdem  sollten  sie  wirtschaftlich,  also  wieder  kaufmännisch 
den  Hypothekenbanken  gehören.  Richtiger  wurde  1903  vorgegangen. 
Damals  erwarb  die  reorganisierte  Immobilienverkehrsbank  die  Verwaltung 
und  Verwertung  ihrer  Immobilien  zurück  und  dazu  die  Verwaltung  und 
Verwertung  von  Terrains  und  Häusern,  die  einem  Terrainhändler  gehörten, 
aber  von  der  Berliner  Hypothekenbank  (dies  ist  die  Nachfolgerin  der 
Pommernbank)  geradeso  wie  der  Besitz  der  Verkehrsbank  verwaltet  waren. 
Die  Berliner  Hypothekenbank  hatte  auch  diese  Immobilien  nicht  in  ihre 
B.  als  eigenes  Vermögen  aufgenommen.  Die  wieder  selbständig  gemachte 
Immobilienverkehrsbank  tat  es  mit  der  Begründung,  sie  sei  wirtschaftlich, 
wenn  auch  nicht  rechtlich,  Eigentümerin  geworden.^) 

Das  äußere  Kennzeichen  der  wirtschaftlichen  Zugehörigkeit 
zum  Kaufmanns  vermögen. 

§  11. 

1.  A.  Die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  eines  beweglichen  Gegen- 
standes zum  Kaufmannsvermögen  wird  regelmäßig  durch  ein  äußeres 
Kennzeichen  bestimmt,  durch  seine  körperliche  (räumliche)  Zugehörigkeit 
zum  Vermögen  des  Kaufmanns.  Die  Ware,  das  Geld  wird  dann  als  dem 
Vermögen  des  Kaufmanns  zugehörig  gebucht,  wenn  sie  körperlich  in  die 
Verfügung  des  Kaufmanns  gelangt,  bei  ilim  eingeht,  und  sie  wird  in  den 
Büchern  des  Kaufmanns  abgebucht,  wenn  sie  aus  der  körperlichen  Gewalt 
des  Kaufmanns  hinausgeht.  Tatsächlicher  Eingang  und  Ausgang,  Ein- 
nahme und  Ausgabe,  Abnahme  und  Hingabe  sind  die  Momente  des 
Beginns  und  der  Beendig-ung  wirtschaftlicher  Zugehörigkeit. 

B.  1.  Dies  ist  eine  Folge  des  Umstandes,  daß  a)  nach  den  Grund- 
sätzen ordnungsmäßiger  Buchführung  der  Inhalt  der  B.  und  der  ein- 
zelnen diesem  Sammelkonto  zugrunde  liegenden  Konti  mit  den  ent- 
sprechenden Ansätzen  des  Inventars,  also  mit  den  durch  tatsächliche 
Besichtigung  und  Aufnahme  der  Gegenstände  festgestellten  Summen  der 
Vermögenswerte,  b)  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Kassa- 
führung der  Inhalt  der  Kassa  mit  den  Angaben  des  Kassakontos  über- 
einstimmen muß. 

2.  a)  Das  letztere  ergibt  sich  aus  dem  Wesen  einer  geordneten 
Kassaführung.  Dit^se  ist  nur  dann  geordnet,  wenn  ihr  Sollbestand  jeder- 
zeit mit  dem  Istbestaud  übereinstimmt,  also  Geld  im  Kassabuch  erst 
verzeichnet  wii'd,  wenn  es  körperlich  in  die  Kassa  zu  liegen  kommt,  aus 
ihm  erst  abgeschrieben  wird,  wenn  es  körperlich  aus  der  Kassa  ge- 
nommen wird. 

b)  Das  erstere  folgt  aus  der  teilwei«en  Wesensgleichheit  von  In- 
ventar und  B.  Beide  sind  Zusammenstellungen  der  Aktiva  und  Schulden 
mit  Wertangabe.  Die  Zusammenstellung  in  der  B.  kann  durch  Auszug 
aus  dem  Inventar  gefertigt  werden,  so  bei  der  Eingangs-  oder  Eröfihuugs- 
bilanz,   aber  sie  muß  es  nicht.     Die  im  Jahreslauf  und  am  Jahresschluß 


0  Ebenda  42. 
»)  Ebenda  45. 
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aufgemachten  Bilanzen  werden  aus  den  Konti  der  Vermögensbestandteile 
zusammengestellt.  Sie  beruhen  auf  während  des  Jahres  geschehenen 
Buchungen,  während  das  Jahresschlußinventar  erst  am  Jahresschlüsse 
aufgenommen  wird.  Beide  Zusammenstellungen  sind  aber  vom  Gesetze 
gefordert.  Der  Grund  ist  die  Kontrolle  der  B.  durch  das  Inventar ;  denn 
das  Inventar  wird  auf  Grund  unmittelbarer  Aufnahme  der  Vermögens- 
gegenstände gefertigt,  die  B.  aus  Rechnungen  entnommen.  Die  Kontrolle 
bezweckt  demgemäß,  zu  garantieren,  daß  die  B.  mit  dem  wirklichen  Ver- 
mögensstaude übereinstimmt,  und  damit  dies  der  Fall  sei,  ist  erforderlich, 
daß  die  Verbuchungen  in  den  einzelnen,  der  B.  zugi'unde  liegenden  Konten 
nicht  anders  und  nicht  früher  geschehen,  als  die  Eintragungen  in  die  dem 
Inventar  zugi'unde  liegenden  Hilfs-  oder  Lagerbücher.  In  diese  werden 
die  Waren  aber  erst  eingeschrieben,  wann  sie  körperlich  in  das  Lager 
gelangen,  und  abgeschrieben,  wenn  sie  tatsächlich  das  Lager  verlassen. 
Somit  entscheidet  über  den  Eintrag  in  das  Inventar  die  körperliche  Zu- 
gehörigkeit zum  Warenlager  und  darum  ebenso  über  den  Eintrag  in  die 
B.  und  ihre  Hilfskonten  das  Eingehen  in  und  das  Ausgehen  aus  der 
körperlichen  Gewalt  des  Kaufmanns. 

IL  A.  Aber  die  körperliche  Zugehörigkeit  ist  kein  selbständiges 
Erfordernis,  sondern  nur  äußeres  Kennzeichen  wirtschaftlicher  Zugehörig- 
keit.    Dies  zeigt  der  Umstand,  daß  es  Fälle  gibt,  in  denen 

a)  die  Waren  trotz  vorhandener  körperlicher  Zugehörigkeit  keine 
Berücksichtigung  bei  den  Eintragungen  in  die  Grundbücher  der  Bilanz 
finden, 

b)  trotz  fehlender  körperlicher  Zugehörigkeit  als  zugehörig  gebucht 
wird. 

B.  1.  Kautionen.  Der  erste  Fall  ist  überall  gegeben,  wo  der  Kauf- 
mann ihm  wirtschaftlich  fremde  Gegenstände  in  körperlicher  Gewalt 
hat;  z.  B. 

a)  bei  Wertpapieren,  die  Angestellte  als  Biensteskaution  hinter- 
legen. Sie  befinden  sich  im  unmittelbaren  Besitze  des  Kaufmanns,  aber 
werden  nicht  auf  seinem  Effektenkonto  gebucht.  Denn  sie  gehören  ihm 
wie  nicht  rechtlich,  so  auch  nicht  wirtschaftlich.  Es  sind  für  ihn  fremde 
Wertpapiere.  In  ein  Kautions-  oder  Depositenbuch  mögen  sie  eingetragen 
werden,  aber  dies  sind  keine  Bücher,  die  der  Bilanzaufstellung  als  Grund- 
lage dienen. 

b)  Depots  und  bewegliche  Pfänder:  bei  allen  dem  Kaufmann  zur  Auf- 
bewahrung übergebenen  fremden  Wertpapieren.  Er  hat  sie  in  seiner  tat- 
sächlichen körperlichen  Gewalt.  Nichtsdestoweniger  gehören  sie  ihm  nicht 
wirtschaftlich  zu  *).  Wird  fremdes  Vermögen  (z.  B.  das  bei  der  A.  hinter- 
legte Verflögen  der  Pensionskasse  ihrer  Arbeiter)  dem  Prinzip  entgegen 
in  die  B.  (selbstverständlich  als  Aktivum)  eingestellt,  so  ist  in  der  gleichen 
Bewertungshöhe  die  Wiederherausgabepflicht  (als  Passivum)  in  der  B. 
aufzuführen. 

c)  Kommissions-  und  Konsignationswaren.  Waren,  die  dem  Kaufmann 
zum  Verkauf  in  Kommission  oder,  wie  es  bei  überseeischen  Kaufleuten 
erteilten  Verkaufskommissionen  heißt,  in  Konsignation  gegeben  sind,  sind 
für  den  Verkaufskommissionär  wirtschaftlich,  wie  rechtlich,  fremde.  Das 
Eigentum  des  Kommittenten  (Konsignanten)  daran   wird  durch  die  Hin- 


*)  Anderes  Beispiel:   Ein  Kaufmann  verkauft  Waren,   behält  sie  aber  kraft  con- 
stitutum possessorium  (BGB.  930)  vereinbarungsgemäß  einstweilen  leihweise  weiter. 


§  11.   Das  äuß.  Kennzeichen  der  wirtschaftl.  Zugehörigkeit  z.  Kaufraannsvermögen.     33 

gäbe  der  Waren  an  den  Kommissionär  (Konsignaten)  nicht  berührt.  Die 
Veränderung,  welche  durch  die  Übersendung  bewirkt  wird,  betrifft  nur 
den  Besitz.  Der  Kommissionär  wird  unmittelbarer  Besitzer.  Daher  ist 
es  unrichtig^),  wenn  H3-pothekenbanken  ihre  Pfandbriefe  in  Kommissions- 
lagern unter  „(diverse)  Debitoren"  buchen.^) 

2.  Anders  dagegen,  wenn  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  gegeben  :  z.B. 

a)  Effekten-  oder  Warenreports:  wenn  Waren  vom  Kaufmann  in  Kost, 
Report  genommen  werden.  Diese  Waren  hat  der  Kaufmann  gegen  bar 
gekauft.  Sie  gehören  ihm  also  wirtschaftlich  zu,  obschon  nur  vorüber- 
gehend, weil  er  verpflichtet  ist,  sie  zu  einem  bestimmten  Termin  an  den 
Verkäufer  zurückzuverkaufen ^).  Dieser  Giund  macht  die  reportierten 
Waren  und  Effekten  für  den  sie  hereinnehmenden  Kaufmann  nicht  zu 
fremden;  wenn  er  sie  auch  in  seiner  B.  wegen  dieser  Herausgabepflicht 
nicht  unter  der  Kubrik  ,, eigene  Waren  oder  Effekten'-  aufzuführen  pflegt, 
sondern  sie  neben  diesen  als  ,,reportierte"  bezeichnet,  unter  eigenen 
versteht  er  dann  nur  die  ihm  dauernd  zugehörenden.  Daß  der  Kaufmann 
die  in  Kost  genommenen  Effekten  etc.  trotzdem  als  ihm  zugehörig  an- 
sieht, beweist  die  Tatsache,  daß  er  sie  ohne  Gegenposten  einstellt.  Effekten, 
die  er  als  Kaution  erhält,  sind  für  ihn  fi^emde.  Stellt  er  sie  in  die  B., 
so  muß  er  auch  ihre  Herausgabeverbiudlichkeit  einsetzen.  Bei  herein- 
genommenen Effekten  ist  dies  nicht  notwendig  und  außer  dem  Falle,  daß 
gleichzeitig  die  Kaufpreisforderung  gegenübergestellt  wird,  auch  nicht 
erlaubt.     Grund:  weil  sie  eigene  des  Kaufmanns  sind. 

b)  Selbsteintritt  des  Verkaufskommissionärs:  wenn  der  Verkaufskom- 
missionär von  dem  ihm  zustehenden  Selbsteintrittsrechte  Gebrauch  macht. 
In  dem  Moment,  wo  er  Käufer  wird,  gehören  ihm  die  Waren  wirtschaft- 
lich zu.  Er  hat  sie  bereits  in  Gewalt.  Also  darf  er  sie  unter  seinen 
Aktiven  buchen.  Juristisch  eigen  sind  ihm  die  Waren  mit  Ausübung  des 
Selbsteintrittsrechtes  noch  nicht.  Er  ist  nur  Käufer,  der  im  Besitz  der 
gekauften  Ware  ist.  Noch  bedarf  es  gemäß  BGB.  §  929  Satz  2  eines 
Einverständnisses  des  Kommittenten  zum  Eigeutumsübergang.  Meist  wird 
nach  Lage  der  Sache  stillschweigendes  Einverständnis  anzunehmen  sein. 

3.  Inventarisiert  und  bucht  der  Kaufmann  ihm  fremde  Sachen,  z.  B. 
Dienstkautionen  oder  Faustpfänder,  als  Aktiva,  weil  er  sie  in  körperlicher 
Gewalt,  in  unmittelbarem  Besitze  hat  und  darum  für  ihm  zugehörig  an- 
sieht, so  haben  diese  Inventarisierung  und  diese  Buchung  doch  nur  die 
Bedeutung  von  Einträgen  ,,zum  Gedächtnis",  pro  memoria  und  jedenfalls 
ist  zum  Ausgleich  solcher  Aktiva  ein  ebenso  hoher  Gegenwert  in  das 
Passivum  einzustellen,  weil  sonst  die  Vermögenslage  des  Kaufmanns  in 
den  Büchern  unwahr  dargestellt  würde.  Werden  also  z.  B.  die  Kom- 
missionswaren, die  der  Kaufmann  zum  Verkauf  empfing,  von  ihm  be- 
wertet, so  ist  ein  gleich  hoher  Passivposten  in  die  B.  aufzunehmen. 


1)  Ebenso  Zimmermann  §  10;  abw.  RGE.  v.  12.  Okt.  1911  (Eecht"  1911  Nr.  3272a). 

*)  Der  Ausdruck  „Kommission"  wird  andrerseits  im  Verkehrsleben  auch  in  anderen 
Bedeutungen  als  in  den  juristisch-technischen  gebraucht.  Wenn  Detaillisten  Waren  „in 
Kommission  gegeben  werden",  so  liegt  meist  (Hut-,  Schirm-,  Schuhwarenbranche)  Trödel- 
vertrag oder  schlechtweg  Eigentumsvorhehalt  vor.  Der  Fabrikant  muß  das  Nichtverkaufte 
nicht  zurücknehmen  {Höniger,  Sicherungsübereignung  S.  80). 

')  Irreführend  ist,  wenn  ein  Sachverständiger  im  Leipziger  Baukprozeß  1902  (Fraukf. 
Zeitg.  vom  2.  Juli  1902  Nr.  181  Abendblatt)  bemerkte,  Reportgeschäfte  könnten  außer 
auf  Effekten-  auch  auf  P/"aHfZkonto  gebucht  werden.  Dann  dürften  die  reportierten 
Effekten  als  solche  nicht  in  der  B.  erscheinen  oder  wenigstens  nur  unter  gleichzeitiger 
Einsetzung  eines  ebenso  hohen  Passivums. 

Eehm,  Büanzen.    2.  Aufl.  3 
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C.  Auf  der  anderen  Seite  stehen  die  Fälle,  in  denen  Vermögens- 
objekte trotz  mangelnder  körperlicher  Zugehörigkeit  zum  Vermögen 
des  Kaufmanns  in  dessen  B.  als  Aktiva  eingestellt  werden  dürfen,  weil 
sie  ihm  wirtschaftlich  zugehören. 

1.  In  Kooimission,  Verwahrung,  Leihe,  Miete  gegebene  Waren.  Unbe- 
stritten rechnen  hierher  die  zum  Verkauf  in  Kommission  (Konsignation) 
und  die  in  Verwahrung  (Depot),  zu  Leihe  oder  in  Miete  gegebenen 
Vermögensgegenstände. 

2.  a)  Verpfändete  und  insbesondere  lombardierte  Sachen.  Zweifel  könnten 
entstehen  wegen  der  zu  Faustpfand  (Lombard)  gegebenen  Gegenstände. 

o)  Sie  sind  gewiß  auch  dem  Faustpfandbesitzer  wirtschaftlich  dienst- 
bar. Aber  trotzdem  sind  sie  auch  wirtschaftlich  nicht  seine  Sachen. 
Ihre  wirtschattliche  Beziehung  zum  Eigentümer  bleibt  die  nähere,  innigere, 
stärkere.  Ihm  gehöret}  sie  zu,  auch  wirtschaftlich.  Daher  darf  der  Kauf- 
mann Gegenstände,  die  er  zu  Faustpfand  gab,  unter  seine  Aktiva  ein- 
setzen. Würde  dies  nicht  geschehen  und  das  Faustpfand  demgemäß  beim 
Pfandgläubiger  als  Aktivum  verbucht,  so  müßte  der  Rückforderungs- 
anspruch beim  Verpfander  als  Aktivum,  beim  Gläubiger  als  Passivum 
gebucht  werden,  denn  sonst  wäre  der  Verpfander  buchmäßig  doppelt 
belastet,  da  die  Einsetzung  der  durch  das  Pfand  gesicherten  Forderung 
unter  seine  Schulden  auf  keinen  Fall  unterlassen  werden  darf.^) 

ß)  Würde  man  für  unzulässig  halten,  daß  der  Kaufmann  die  von 
ilim  zu  Faustpfand  gegebenen  W^aren  in  seine  B.  als  Aktiva  einsetzt, 
weil  sie  wirtschaftlich  auch  dem  Pfandgläubiger  dienstbar  sind,  so  müßte 
aus  gleichem  Grunde  Einstellung  der  an,  einen  Verkaufskommissionär  zum 
Verkauf  fortgegebenen  Waren  in  die  Aktiva  unterbleiben,  denn  auch 
diese  Kommissionswaren  sind  wirtschaftlich  einem  anderen  dienstbar.  Der 
Kommissionär  hat  daran  gesetzliches  Pfandrecht,  ist  er  gutgläubig,  sogar 
dann,  wenn  die  Waren  dem  Kommittenten  gar  nicht  gehören. 

b)  Der  Kaufmann  muß  es  nicht  tun,  aber  er  macht  den  Stand  seiner 
Vermögensverhältnisse  klarer  ersichtlich,  wenn  er  die  Bestände  an  Waren, 
Effekten  und  anderem  getrennt  nach  dem  Gesichtspunkt  ausweist,  ob  sie 
verpfändet  sind  oder  nicht.  Er  muß  es  nicht  tun,  weil  das  G.  nur  vor- 
schreibt, daß  er  „seine  Vermögensgegenstände"  verzeichnet  und  bewertet, 
und  seine  Vermögensgegenstände  bleiben  die  ihm  gehörigen  Werte  auch, 
wenn  er  sie  verpfändet.  Die  Schuld,  zu  deren  Sicherung  sie  dienen, 
figuriert  ja  unter  den  Passiven. 

3.  Sicherungsubereignung.  Dasselbe  wie  bei  der  Verpfändung  gut  bei 
Waren,  über  die  der  Kaufmann  eine  Sicherungsübereignung  mit  Besitz- 
vorbehalt eingeht. 

III.-  A.  Geld  und  Ware  auf  dem  Transport.  Die  Kennzeichnung  der 
wirtschaftlichen  Zugehörigkeit  durch  das  äußere  Merkmal  der  körper- 
lichen Zugehörigkeit  zum  Istbestand  des  Warenlagers  oder  Kassabestands 
hat  zur  Folge,  daß  Ware  und  Geld,  solange  sie  sich  auf  dem  Transport 
zwischen  Absender  und  Empfänger,  d.  h.  im  unmittelbaren  Besitz  der 
zur  Ausführung  der  Versendung  bestimmten  Person  befinden,  weder  dem 
Absender  noch  dem  Empfänger  buch-  und  damit  bilanzmäßig  zugehören. 

B.  Wenn  der  Kaufmann  A  in  X  von  dem  Fabrikanten  B  in  Y 
20  Eisschränke  zum  Preise  von  je  50  Mk.  bezieht,   so  darf  B   die  erste 


*)  Bei  einer  Sparkasse  wird   viel   erhoben.    Der  Vefkauf  ihrer  Eifekten  brächte 
nach  dem  Kursstand  Verlust;  daher  verpfändet  sie  sie  nur. 
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Buchung  erst  iu  dem  Augenblicke  vornehmen,  in  dem  er  die  Bestellung 
an  den  Spediteur  gibt.  Er  erkennt  dann  sein  Warenkonto  mit  1000  und 
belastet  das  Personenkonto  des  A  mit  derselben  Summe.  Der  Käufer  A 
andererseits  nimmt  die  Buchung  erst  vor,  nachdem  er  die  Ware  abge- 
nommen und  gebilligt  hat.  Die  bestellten  Eisschränke  stehen  somit  von 
ihrer  Auslieferung  an  den  Spediteur  an  bis  zu  ihrer  Abnahme  und  Billigung 
durch  den  Käufer  weder  beim  Verkäufer,  noch  beim  Käufer  als  Aktivum 
zu  Buch.  Beim  Verkäufer  erscheinen  sie  buchmäßig  nur  als  Passivum 
(Warenkonto  hat  gegeben)  und  beim  Käufer  sind  sie  überhaupt  noch  nicht 
verbucht.  Erst  nach  Billigung  belastet  er  sein  Warenkonto  und  erkennt 
er  das  Personenkonto  des  Verkäufers  B.^) 

C.  Sendet  nun  der  Käufer  A  den  Kaufpreis  an  den  Verkäufer  ab, 
so  bucht  er  nach  Absendung  des  Geldbriefes  die  Ausgabe  (Personenkonto 
des  B  wird  belastet,  Kassenkonto  erkannt),  obwohl  er  bis  zur  Empfang- 
nahme des  Verkäufers  Eigentümer  des  Geldes  und  Träger  der  Gefahr 
bleibt.  Auch  der  Verkäufer  bucht  das  Geld  erst  nach  Empfang  (Kassa- 
konto wird  belastet,  Personenkonto  A  erkannt).  Somit  gehört  auch  in 
diesem  Falle  das  versandte  Geld  in  der  Zwischenzeit  keinem  der  beiden 
Vermögen  bilanzmäßig  zu. 

D.  Übersendung  der  Faktura.  Vollkommen  gleichgültig  ist  für  den 
Beginn  der  Buchungsfahigkeit  versandter  Vermögensgegenstände  das  Ein- 
treffen einer  Anzeige  von  der  Absendung.  Der  Verkäufer  pflegt  den 
Käufer  von  Annahme  und  Ausführung  der  Bestellung  durch  briefliche 
Übersendung  der  Faktura  zu  benachrichtigen.  Aber  der  Käufer  bucht 
doch  die  Ware  erst  mit  ihrer  Empfangnahme  und  Billigung. 

Ausuahmeu  von  der  körperlichen  Zugehörigkeit. 

§  12. 

I.  Von  dem  Grundsatz,  daß  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  mit 
der  körperlichen  Zugehörigkeit  beginnt,  gibt  es  Ausnahmen. 

II.  Teils  beginnt  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  früher,  teils  später, 

A.  Empfangbarkeit,  Um  zunächst  von  letzterem  zu  sprechen,  weil 
wir  hier  nur  ein  Beispiel  anzuführen  haben,  so  tritt,  wenn  der  Kaufmann 
eine  Untersuchung  der  Waren  oder  Wertpapiere  auf  ihre  Empfangbarkeit 
für  notwendig  oder  zweckmäßig  hält,  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit 
zu  seinem  Veraiögen  für  ihn  regelmäßig  später  ein,  als  die  körperliche 
Zugehörigkeit  beginnt.  Denn  regelmäßig  findet  die  Untersuchung  und 
Billigung  durch  den  Erwerber  nicht  vor,  sondern  nach  Empfangnahme, 
also  nach  Erwerb  des  Besitzes  durch  oder  für  ihn  statt.  Es  kommt  auf 
den  Charakter  der  empfangenen  Gegenstände  an,  ob  zwischen  Empfang 
und  Billigung  ein  küi'zerer  oder  längerer  Zwischenraum  Hegt.  Bei  Geld 
fallen  Empfang  und  Billigung  tatsächlich  wohl  zumeist  in  einen  Akt  zu- 
sammen. Anders  dagegen  bei  Baumwollballen,  die  eine  Spinnerei  in  über- 
seeischer Verpackung  bezieht.  Hier  muß  jeder  einzelne  Ballen  vor  Billigung 
gewogen  werden. 

B.  Früher,  als  die  körperliche  Zugehörigkeit,  beginnt  die  wirtschaft- 
liche in  folgenden  zwei  Fällen: 

1.  a)  Vertretbare  Wertpapiere.  Bei  Einkauf  von  vertretbaren  Wert- 
papieren (mit  Ausnahme  von  Papiergeld  und  Banknoten)  durch   einen 


^)  Vgl.  Simon  151. 
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Kommissionär  gehören,  weil  diese  Papiere  in  der  Regel  empfangbar  sind 
und  binnen  kurzem  doch  in  den  Besitz  des  Erwerbers  übergehen,  nach 
kaufmännischem  Brauche  die  Papiere  dem  Vermögen  des  erwerbenden 
Kunden  schon  von  Empfang  der  Eaktura  an  wirtschaftlich  zu,  ebenso 
wie  sie  von  dem  Moment  der  Absendung  der  Faktura  an  aufliören,  dem 
Vermögen  des  Kommissionärs  wirtschaftlich  beigeordnet  zu  sein. 

b)  An  diesen  Kaufmannsbrauch  knüpft  das  Depotgesetz  vom  5.  Juli 
1896  bestätigend  an,  Avenn  es  in  §  7  für  den  Fall,  daß  der  Einkaufs- 
kommissionär Vollkaufmann  ist  und  es  sich  um  vertretbare  Wertpapiere 
mit  Ausnahme  von  Papiergeld  und  Banknoten  handelt,  vorschreibt,  daß 
das  Eigentum  an  den  eingekauften  Wertpapieren  spätestens  mit  Ab- 
sendung des  Stückverzeichnisses  auf  den  Kommittenten  übergehe. 

2.  Verpfändete  und  deponierte  Sachen.  Der  körperlichen  Zugehörigkeit 
zum  Kaufmannsvermögen  steht  gleich  Besitzerwerb  der  Sache  durch  einen 
Nießbraucher,  Pfandgläubiger,  Verwahrer  oder  einen  in  einem  ähnlichen 
Rechtsverhältnisse  zum  Kaufmann  Stehenden.^)  Trotz  mangelnder  körper- 
licher Zugehörigkeit  sind  also  für  den  Kaufmann  bilanzfällig  von  ihm 
verpfändete,  deponierte,  vermietete,  zum  Kommissionsverkauf  gegebene 
Sachen. 

III.  Auf  der  anderen  Seite  stehen  die  Fälle,  in  denen  wirtschaftliche 
Zugehörigkeit  früher  oder  später  als  körperliche  aufhört. 

A.  Dorthin  rechnet  der  Verkauf  von  Waren  mit  der  Vereinbarung, 
daß  der  Verkäufer  die  Ware  als  Nießbraucher,  Pfandgiäubiger,  Pächter, 
Mieter,  Verwahrer  oder  in  einem  ähnlichen  Verhältnis  behält  (BGrB.  §§  869 
mit  930).  Das  Aufhören  körperlicher  Zugehörigkeit  ist  hier  überhaupt 
nicht  in  Aussicht  genommen. 

B.  Später  als  mit  körperlicher  Zugehörigkeit  hört  die  wirtschaft- 
liche auf,  wenn  der  Verkäufer  die  Ware  zwar  an  den  Käufer  ausgehen 
läßt,  aber  glaubt  mit  der  Wahrscheinlichkeit  rechnen  zu  müssen,  daß 
der  Käufer  die  Ware  beanstandet.  Hier  kann  der  Verkäufer  die  Ware 
trotz  Ausgangs  noch  als  ihm  zugehörig  ansehen  und  sie  vom  Warenkonto 
erst  absetzen  (sie  ihm  erst  dann  gutschreiben),  wenn  er  sicher  weiß,  daß 
die  AVare  nicht  wieder  zurückkommt.  Weiß  er  bestimmt,  daß  die  Ware 
zur  Verfügung  gestellt  wird,  so  darf  er  sie  wohl  als  ausgegangen  buchen,*) 
aber  nicht  zum  Verkaufs-,  sondern  nur  zum  niedrigeren  Anschafiungs- 
oder  Herstellungspreis,    die  Kaufpreisforderung  wäre   sonst  überwertet. 

5.  Die  Bilanzfähigkeit  der  Forderungen  insbesondere. 

§  13. 

I.  Der  Forderungs-  und  Schuldenbegriflf  des  Bilanzrechtes  hangt, 
wie  wir  sahen,  enge  mit  dem  Begriff  der  körperlichen  Gegenstände  zu- 
sammen. Nach  §  1  sind  Schulden  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  nur  per- 
sönliche Vei'Xjflichtungen,  bei  welchen  das  zu  Leistende  in  Hergabe  aus 
eigenem  Vermögen  besteht,  und  nach  §  6  Forderungen  lediglich  solche 
persönlichen  Ansprüche,  die  auf  eine  die  Vermögensgegenstände  des  Gläu- 
bigers mehrende  Leistung  gehen,  also  in  Ansprüchen  aut  Leistung  aus 
eigenem  Vermögen  bestehen.  Die  Hauptai't  der  Vermögensgegenstände 
sind  aber  die  körperlichen  Vermögensgegenstände,  die  Sachen. 


*)  Der  Käufer  läßt  z.  B.  den  Verkäufer  vereinbarungsgemäß  im  Besitz  (BGB.  930). 
'j  Knappe  43  nimmt  das  Gegenteil  an. 
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IT.  1.  Da  sich  aus  dem  Bisherigen  ergibt,  daß  körperliche  Ver- 
mögensgegenstände  der  Eegel  nach  buchungs-  und  damit  bilanzfähig  erst 
werden,  wenn  sie  beim  Kaufmanne  eingehen,  so  folgt  daraus,  weil  der 
Eingang  von  Sachen  zumeist  die  Folge  eines  obligatorischen  Anspruchs 
ist,  daß  Forderungen  auf  Leistung  körperlicher  Gegenstände  und  ebenso 
Verpflichtungen  zu  Leistungen  solchen  Inhalts  grundsätzlich  nicht  gebucht 
werden,  oder  anders  formuliert:  gebucht  wird  nicht  die  Entstehung, 
sondern  die  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten,  nicht  der  Abschluß,  sondern 
die  Ausführung  der  obligatorischen  Verträge^)  oder,  wie  es  die  Denk- 
schrift zum  neuen  HGB.^)  ausdrückt:  ,,In  den  Handelsbüchern  werden 
nicht  die  Geschäftsabschlüsse  als  solche,  sondern  nur  die  infolge  der 
Geschäfte  eintretenden  Vermögensänderungen  ersichtlich  gemacht."  Erst 
die  Veränderungen  in  der  wirtschaftlichen  und  körperlichen  Zu- 
gehörigkeit der  Sachen,  die  das  Objekt  der  Leistung  bilden,  werden 
gebucht.  Nur  die  tatsächlichen  Aenderungen  des  Vermögensstandes  nimmt 
die  Bjichhaltung  auf. 

2.  Wohl  schreibt  HGB.  §  39  vor,  daß  der  Kaufmann  alle  seine 
Forderungen  und  Schulden  in  Inventar  und  B.  zu  verzeichnen  und  zu 
bewerten  habe.  Allein  §^9  steht  in  Unterordnung  unter  §  38,  wonach 
der  Kaufmann  die  Lage  seines  Vermögens  nach  den  Grundsätzen  ord- 
nungsmäßiger Buchführung  ersichtlich  zu  machen  hat.  Nach  den  Grund- 
sätzen ordnungsmäßiger  Buchführung  darf  der  Kaufmann  seine  Forderungen 
und  Schulden  nur  buchen,  soweit  sie  buchungsfähig  sind.  Das  ist  aber 
lediglich  so  weit  der  Fall,  als  durch  Erfüllung  von  Verpflichtungen  beim 
Kaufmann  Forderungen  eingehen,  d.  h.  Forderungen  ohne  körperliche 
Unterlage,  nicht  Sachen  den  Gegenstand  der  Erfüllung  bilden  (z.  B.  Kauf 
von  Forderungen). 

ni.  Vorleistung  bei  gegenseitigen  Verträgen.  Doch  ergibt  sich  aus  dem 
Wesen  der  doppelten  Buchführung  wieder  eine  wesentliche  Einschränkung 
dieses  Grundsatzes  für  den  Fall  der  Vorleistung  eines  Vertragsteiles, 
also  beim  Darlehen  und  Depositengeschäft ,  und,  wenn  bei  ihnen  ein 
Teil  vorleistet,  bei  den  gegenseitigen  Verträgen,  die  eine  „Forderung" 
im  bilanzrechtlichen  Sinne  erzeugen. 

A.  Handelt  es  sich  bei  diesen  gegenseitigen  Verträgen  um  Zug  um 
Zuggeschäfte,  also  Kauf  gegen  bar,  so  wird  sowohl  beim  Verkäufer  wie 
beim  Käufer  über  das  ganze  Geschäft  nicht  früher  eine  Buchung  gemacht, 
als  bis  die  Wi-re  geliefert,  der  Kaufpreis  gezahlt  ist. 

B.  Pränunierations=  und  Kredit=Kauf,  Werkvertrag  usw.  1.  Anders  wenn 
der  Käufer  oder  der  Verkäufer  vorleistet,  der  Käufer  z.  B.  Anzahlungen 
zu  machen,  der  Lieferant  Stundungen  zu  gewähren  hat.  Hier  geht,  um 
die  Sachlage  vom  Standpunkte  des  Verkäufers  aus  zu  betrachten,  bei 
Pränumerationskauf  Geld  ein,  bei  Kreditkauf  Ware  aus;  also  ist  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  wegen  vorliegender  wirtschaftlicher  und  körper- 
licher Zugehörigkeit  bzw.  Aufhörens  solcher  Zugehörigkeit  eine  Buchung 
vorzunehmen:  bei  Pränumerationskauf,  wenn  der  Käufer  B  heißt, 

Kassenkonto 
SoU 
An  Herrn  B 1000  1 


^)  Literatur  bei  Zimmermann  §  11;   insbesondere  Simon,   Betrachtungen  385  fE. ; 
OUo,  Verpflichtung  zur  kaufm.  Buchführung  1912  S.  65  ff. 
»)  I  45. 
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beim  Kreditkauf: 

Warenkonto 

Haben 
I  Per  Herrn  B 1000. 

Aber  andererseits  erfordert  das  Wesen  der  doppelten  Buchführung 
Eintrag  eines  Gegenpostens ;  bei  Pränumerationskauf  wird  das  Konto  des 
B  erkannt.     B  hat  1000  gezahlt,  also: 

Konto  des  B 

Haben 
I  Per  Kassenkonto       .     .     .     1000; 

beim  Kreditkauf  wird  dessen  Konto  belastet;  B  soll  1000  bezahlen: 

Konto  des  B 
Soll 
An  Wareukonto     ....     1000  | 

Damit  ist  aber  eine  Warenlieferungspflicht  bzw.  eine  Kaufpreis- 
forderung gebucht,  also  ein  erst  auszuführendes  Geschäft,  nicht  ein  effek- 
tiver AVarenausgang  oder  Geldeingang,  sondern  ein  erst  künftiger,  eine 
Verpflichtung  zu  Leistung  und  ein  Anspruch  auf  Leistung;  der  Grund- 
satz, daß  nur  die  Geschäftsausführuug  gebucht  wird,  ist  durchbrochen. 
Bloße  Forderungen  werden  hier  gebucht. 

2.  Die  Abweichung  kommt  beim  Kreditkauf  in  der  B.  auch  äußerlich 
zum  Ausdruck.  Ein  Vergleich  zwischen  Buchung  eines  Verkaufs  gegen 
bar  und  auf  Kredit  beweist  es. 

a)  Verkauf  gegen  bar.  Verkauf  gegen  bar  und  Verkauf  auf  Kredit 
haben  gemein,  daß  als  Kreditor  das  Wareukonto  des  Verkäufers  und 
als  Debitor  das  des  Käufers  erscheint.  Das  Warenkonto  des  ersteren 
wird  erkannt,  denn  es  hat  1000  gegeben,  es  soll  1000  „haben",  und  das 
Warenkonto  des  anderen  wird  belastet,  es  ,,soH"  Waren  im  Wert  von 
1000  herausgeben.  Die  Buchung  der  Warenlieferung  ist  somit  jedesmal 
die  nämliche,  dagegen  verschieden  die  Buchung  des  Kaufpreises. 

b)  Bei  Kauf  gegen  bar  wird  der  Kaufpreis  auf  ein  Sach-,  ein  un- 
persönliches, ein  ,, totes"  Konto  gebucht,  weil  hier  körperliche  Gegen- 
stände zu-,  bzw.  abgehen,  auf  das  Kasseiikonio.    Der  Verkäufer  bucht: 


1000 


Warenkonto 

Haben 
1  Per  Kassenkonto    . 

und 
An 

Soll 
Warenkonto     .     . 

Und  der  Käufer 

bucht: 

Kassenkonto 
1000  1 

Soll 
An  Kassenkonto     .     . 

Warenkonto 
1000  1 

Kassenkonto 
1  Per  W 

'    Haben 
arenkouto    .. 

1000 


§  13.   Die  Bilanzfähigkeit  der  Forderungen  insbesondere.  39 

Bei  Kauf  auf  Kredit  wird  dagegen  der  Gegenposten  auf  Personen- 
konto vorgetragen.  Waren-  und  Kundenkonto  treten  in  Beziehung.  Der 
Verkäufer  bucht: 

Warenkonto 

Haben 
I  Per  Konto  des  Käufers       .     1000 

Konto  des  Käufers 
SoU 
An  Warenkonto     ....     1000  | 

und  der  Käufer  bucht: 

Warenkonto 

Soll 
An  Konto  des  Verkäufers   .     1000  | 

Konto  des  Verkäufers 

Haben 
I  Per  Warenkonto    ....     1000 

In  der  B.  erscheint  die  Forderung  unter  KontokoiTent-Debitoren. 

3.  Nicht  so  klar  tritt  bei  Vorleistung  (Anzahlung)  des  Bestellers 
heraus,  daß  er  nun  eine  Lieferungsforderung  hat.  Wohl  versteht  der 
Kaufmann  unter  Debitoren  auch  Forderungen  auf  andere  Sachen  als  Geld. 
Aber  immerhin  bringt  er  sie,  wenn  er  sie  unter  Debitoren  einstellt,  geld- 
lich zum  Ausdruck,  weil  sie  durch  Hergabe  aus  dem  Kassenkonto  ent- 
standen. Er  nennt  den  Anspruch  auf  Lieferung  von  Schiffen,  Maschinen 
usw\  Anzahlung,  Abschlagszahlung  an  Lieferanten  usw.;  er  benennt  die 
Forderung  also  nach  einer  Vorleistung.  Will  er  wirklich  die  Forderung 
auf  die  Sache  buchen,  so  bucht  er  die  Sache  unmittelbar,  d.  h.  er  stellt 
dann  statt  der  Forderung  auf  Herstellung  und  Lieferung  das  in  Auftrag 
gegebene  Werk,  die  zu  liefernde  Sache,  daher  ein  Sachkonto  ein,  obwohl 
er  sie  noch  nicht  hat,  ihre  Herstellung  \delleicht  noch  gar  nicht  begonnen 
hat.  Immerhin  kommt  die  Tatsache,  daß  die  Sache  noch  nicht  fertig, 
noch  nicht  eingegangen,  abgeliefert,  abgenommen  ist,  also  nur  eine  For- 
derung vorliegt,  darin  zum  Ausdruck,  daß  die  erst  herzustellende  oder 
fertig  zu  machende  Sache  nicht  auf  das  Anlagekonto,  d.  h.  mit  den  fertigen 
Sachen  (Schiffen,  Maschinen,  Gebäuden)  auf  dasselbe  Konto,  auf  das  Konto 
der  fertigen  Sachen  (Schiffs-,  Mascliinen-,  Gebäudekonto),  sondern  auf  ein 
Zwischen  (Interims) -Konto  (Schiffsbau-,  Maschineninterims-,  Neubaukonto, 
bei  einer  Schiffswerft :  Konto  Neue  Werft)  gebracht  und  erst  von  diesem, 
das  dadurch  aufgelöst  wird,  nach  Abnahme  auf  Anlagenkonto  übertragen 
wird.^  Dabei  ist  üblich,  auf  dem  Interimskonto  mehr  zu  buchen,  als  nötig 
ist.  Gebucht  muß  nur  werden,  was  vorgeleistet  (angezahlt)  ist,  aber  ge- 
bucht darf  auch  werden,  was  auszuführen,  zu  fordern  ist,  dann  bedarf 
es  natürlich  zum  Ausgleich  eines  Schuldgegenpostens.  Bei  Maschinenbau 
ist  üblich :  ^/s  des  Kaufpreises  bei  Bestellung,  \  s  nach  Montage,  ^h  nach 


*)  Eine  Schiffabrtsgesellschaft  hat  mit  einer  Werft  einen  Schiffsbauvertrag  zum 
Preise  von  4  Mill.  abgeschlossen.  An  sich  wäre  er  erst  zu  buchen,  wenn  das  Schiff 
fertig,  d.  h.  abgenommen  ist,  aber  es  wurde  vereinbart,  */*  des  Preises  bei  Unterzeich- 
nung des  Vertrages,  V*  bei  Legen  des  Kiels,  V*  bei  Stapellauf,  V*  nach  beendeter  Probe- 
fahrt zu  leisten.  Bezahltes  Baugeld,  dem  bereits  ein  greifbarer  Teil  des  Schiffes  ent- 
spricht (halbfertig),  ist  also  Name  für  ein  Sachkonto.  Etwas  anderes  ist  vorausbezahltes 
Baugeld  (tatsächlich  geleistete  Baranzahlungj. 
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Übernahme.  Es  genügte  daher  nach  Abschluß  des  Vertrages  die  erste 
Anzahlung  ins  Aktivum  zu  setzen  —  die  Maschine  koste  900  000  Mk.  — , 
also  300  000  Mk.  Aber  es  ist  üblich,  das  Interimskonto  gleich  mit  900  000 
zu  buchen  und  dafür  ins  Passivum  unter  Kontokorrent  Kreditoren  600  000 
schuldige  Bangelder  (Bau-Kreditoren)  zu  bringen.^) 

4.  Wie  bei  Kreditkauf  die  Stundung  beim  Lieferanten  als  Forderung 
erscheint,  so  muß  sie  beim  Empfänger  als  Schuldposten  hervortreten.  Eine 
Dampfergesellschaft  hat  ein  Schiff  zu  4  Mill.  bestellt.  Der  Preis  ist  in 
vier  Eaten  zu  zahlen.  Die  Gesellschaft  läßt  sich  die  zwei  letzten  Raten 
stunden.  Hier  müssen  im  Aktivum  4  Mill.  fertige  Schiffe  und  im  Passivum 
2  Mill.  noch  nicht  fällige  oder  gestundete  Bauschulden  (Bau-Kreditoren) 
auf  bereits  gelieferte  Schiffe  erscheinen.  Nicht  zulässig  ist,  fertige  Schiffe 
unter  Abzug  der  ,, kontraktmäßig  später  zu  zahlenden"  Baugelder  nur  mit 
2  ;Mill.  einzusetzen.  Die  B.  muß  nach  §  39  Forderungen  und  Schulden 
ersichtlich  machen. 

5.  Prämien-  und  Stellagegeschäfte  sind  auch  Käufe,  Käufe  mit 
Wahlrecht.     Also  wird  erst  gebucht,  wenn  ein  Teil  liefert.^) 

C.  Tausch'  und  Geseilscbaftsverträge  (Konsortialgeschäfte,  Konsorlial- 
beteiligung).  Das  gleiche,  was  hier  für  den  Kauf  dargelegt,  gilt  auch  für 
andere  gegenseitige  Verträge,  die  Forderungen  im  Sinne  des  Bilanzrechtes 
erzeugen.  Auch  Tauschverträge,  Gesellschaf tsverträge ,  bei  denen  die 
wechselseitigen  (BGB.  §  705 1)  Verpflichtungen  der  Gesellschafter  den 
Forderungsbegriff  des  Bilanzrechtes  erfüllen,  uudWei^kverträge,  bei  welchen 
das  herzustellende  A\'erk  mit  Hergabe  aus  eigenem  Vermögen  verbunden 
ist,  dürfen  somit  grundsätzlich  erst  bei  Erfüllung  der  übernommenen  Ver- 
bindlichkeiten gebucht  werden.  Die  aus  ihnen  entstehenden  vertrags- 
mäßigen Ansprüche  und  Verpflichtungen  als  solche  gelangen  lediglich 
dann  zur  Buchung,  wenn  ein  Teil  vorleistet.  Von  einer  Seite  muß  also 
auch  hier  immer  erfüllt  sein.'^ 

1.  Eine  Hauptart  der  Gesellschaftsverträge  sind  die  Konsortial- 
oder  Syndikats^ 6'5c7zä//e  und  Konsort ialunt erbet eiligungen.  Solange 
beim  Konsortialgeschäft  nichts  bezahlt  wird,  besteht  es  für  die  Rech- 
nungsbücher nicht.  Sowie  und  soweit  das  Konsortialmitglied  einzahlt, 
wird  in  der  gleichen  Höhe  der  Anspruch  auf  Ausschüttung  als  Forderung 
gebucht.*) 

2.  a)  Werkverträge.  Ausarbeitung  von  Gutachten.  Oder  nehmen  wir 
einen  Werkvertrag.  Eine  A.,  deren  Unternehmensgegenstand  lediglich 
in  Ausarbeitung  von  Projekten  (Entwürfen)  für  elektrische  oder  für  Wasser- 
versorgungsanlagen besteht,  übernimmt  gegenüber  einer  Stadtgemeinde 
die  Verpflichtung,  für  sie  das  Projekt  einer  Quellenleitung  um  20  000-Mk. 
auszuarbeiten. 


'j  In  dem  Schiffsbeispiel:  „Schiffe  im  Bau":  4  Mill.;  schwebende  Bauverpfiich- 
tungen:  3  Mill.     Weiteres  über  die  Buchung  bei  Leitner  2,  173. 

*)  Zimmermann  §   16. 

^)  Die  Kasseler  Trebertrocknungsgesellschaft  buchte  die  Lieferungsverträge  über 
Trebertrocknungsapparate,  die  sie  mit  ihren  Tochtergesellschaften  einging,  schon  mit 
Vertragsabschluß  Dem  Warenkonto  wurden  also  Waren  kreditiert,  die  es  noch  nicht 
hergegeben  hatte,  die  Tochtergesellschaften  wurden  mit  der  Lieferung  belastet,  ohne 
die  Waren  erhalten  zu  haben.  Die  Avirkliche  Lieferung  wurde  dann  als  Nachlieferung 
gebucht  und  die  Tochtergesellschaften  noch  einmal  damit  belastet.  So  war  doppelter 
Gegenwert  gebucht  und  dadurch  hoher  Gewinn  lierausgerechnet.  —  Zum  Teil  erfolgten 
„Lieferung"  und  „Nachlieferung"  in  Form  von  Sacheinlage'n  auf  das  Aktienkapital. 

*)  Hiezu  Zimmermann  §  15. 


§  13.   Die  Bilanzfähigkeit  der  Forderungen  insbesondere.  41 

b)  In  diesem  Falle  ist  jedenfalls  eine  Schuld  und  eine  Forderung 
im  Sinne  des  Bilanzrechtes  gegeben.  Die  A.  stellt  Sachen,  Pläne,  Be- 
schreibungen, Denkschriften  her;  sie  sind  ihr  Vermögen;  und  sie  über- 
gibt diese  Bestandteile  ihres  Vermögens  dem  Besteller.  Also  entsteht 
mit  Vertragsschluß  eine  Verpflichtung  zu  Hergabe  aus  eigenem  Ver- 
mögen. Und  auf  der  anderen  Seite  ist  mit  Abschluß  des  Vertrages  ein 
Anspruch  auf  Zahlung  von  20  000  Mk.,  somit  ein  Anspruch  auf  Leistung 
aus  dem  Vermögen  des  Schuldners  vorhanden.  Trotzdem  ist  eine  Buchung 
dieses  Werkvertrages  nach  den  Grundsätzen  ordentlicher  Buchführung 
erst  statthaft,  wenn  der  Vertrag  von  der  einen  oder  anderen  Seite  erfüllt 
ist,  die  A.  die  Pläne  usw.  geliefert  oder  der  Besteller  die  Vergütung  im 
voraus  gezahlt  hat. 

c)  Im  ersteren  Falle  ist  dann  der  Anspruch  auf  Vergütung  als 
Bilanzaktivum,  im  zweiten  Falle  die  Verpflichtung  zur  Lieferung  des 
Projektes  als  Bilanzpassivum  zu  buchen. 

d)  Im  einzelnen  ist  die  Buchung  diese. 

a)  Nennen  wir  die  bestellende  Gemeinde  X.  Hat  die  A,  zuerst 
geliefert,  so  wird  das  Konto  der  X  mit  20  000  belastet,  Gewinn-  und 
Verlustkonto  oder  ein  Hilfskonto  davon,  ein  Projektenkonto,  dafür  er- 
kannt.    Wir  buchen  also: 

Konto  der  X 
SoU 
An  Gewinn- und  Verlustkonto  20  000  j  Per  Bilanzkonto  .     .     .     .     20  000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
SoU  Haben 


An  Geschäftsunkosten       .     15000 
An  Bilanzkonto   ....       5000 


Per  Konto  der  X     .     .     .     20000 


Bilanzkonto 

An  Debitoren      .     .     .     .     20  000 
(=  Forderungskonto) 


Per  Ge\\inn-  u.  Verlustkonto     5000 


Oder  wenn  wir  die  Forderung  über  ein  Projektenkonto  führen: 

Konto  der  X 
Soll 
An  Projektenkonto  .     .     .     20  000  i 

Projektenkonto 

Haben 
An  Gewinn- U.Verlustkonto     20  000  :  Per  Konto  der  X     .     .     .     20  000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Haben 
I  Per  Projektenkonto       .     .     20  000 
im  übrigen,  wie  oben. 

ß)  Im  Falle  der  Vorleistung  der  Bestellerin  ist  zu  buchen: 

Konto  der  X 

Haben 
An  Bilanzkonto    .     .     .     .     20000  i  Per  Kassenkonto      .     .     .     20  000 

Kassenkonto 
An  Konto  der  X      ...     20000  1 
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Bilanzkonto 

I  Per  Konto  der  X  (=  Schul- 

I       den  oder  Kreditoren)     .     20000 

e)  Wir  sehen  also:  im  ersteren  Falle  erscheinen  die  20000  in  der 
B.  als  Aktivum,  im  anderen  als  Passivum. 

f)  Nicht  ist  mit  vorstehendem  gesagt,  daß  das  Projekt  unter  keinen 
Umständen  vor  Fertigstellung  Bilanzfähigkeit  besitzt.  Indes  das  Nähere 
hievou  gehört  in  die  Lehre  von  der  Bewertung.     Hier  nur  soviel. 

o)  Allerdings  als  eine  Art  Rohmaterial  oder  Halbfabrikat  kann  das 
Projekt  nicht  bewertet  werden. 

««)  Nehmen  wir  an,  ein  Teil  der  Pläne  ist  bereits  fertig,  das  Projekt 
zeichnerisch  in  der  Ausführung  begriä'en.  Wenn  eine  mit  einer  bedeutenden 
Lieferung  beauftragte  'Waggonfabrik  einen  großen  Teil  der  bestellten 
Wagen  fertiggestellt  hat,  ohne  daß  schon  der  Ablieferungstermin  da  ist, 
so  hat  die  Fabrik  diese  bestellten,  aber  noch  nicht  gelieferten  Waren  in 
der  unterdessen  aufzumachenden  B.  als  Vermögensbestandteile  vorzu- 
tragen, ohne  die  Lieferungsverbindlichkeit  irgendwie  als  Passivposten 
gegenüberstellen  zu  müssen.^)  Denn  diese  Wagen  tragen  einen  Wert  in 
sich.  Werden  sie  geliefert,  so  wird  die  Zahl  der  Aktivposten  nicht  ver- 
mehrt, sondern  an  die  Stelle  des  einen  Aktivpostens  tritt  nur  ein  anderer, 
ein  Forderungs-,  ein  Wechsel-  oder  Geldposten,  wie  sie  in  der  B.  an  die 
Stelle  anderer  Aktivposten  (Rohmaterialien,  Halbfabrikate,  Geld,  wofür 
die  Materialien  angeschafft  wurden)  getreten  waren. 

ßfi)  Anders  das  in  der  Ausführung  begriffene  technische  Gutachten. 
Dieses  hat  wirtschaftlichen  Wert  nur  als  Gegenstand  des  Werkvertrages, 
dadurch,  daß  er  bestellt  ist  und  damit  einen  Anspruch  auf  Geldleistung 
vermittelt.  Losgelöst  von  dieser  Vergütungsforderung  entbehrt  das  teil- 
weise hergestellte,  in  einem  Teil  der  erforderlichen  Pläne,  Untersuchungen 
usw.  vorliegende  Gutachten  als  solches  besonderen  wii'tschaftlichen  Wertes. 
Die  Herstellungskosten  sind  verhältnismäßig  gering.  Anschaffungen  sind 
nicht  nötig.  Nur  technischer  Wert  kann  ihm  zukommen.  Wollte  man 
es  als  Aktivum  in  die  B.  einsetzen,  so  wäre  dies  nur  möglich  unter  gleich- 
zeitiger Einsetzung  eines  den  Wert  der  entsprechenden  Lieferungsverbind- 
lichkeit repräsentierenden  Postens  in  die  Passiva.  Denn  sein  wirtschaft- 
licher Wert  beruht  lediglich  auf  dem  Lieferungsanspruch  der  Bestellerin : 
ohne  Lieferung  kein  Recht  auf  Vergütung. 

ß)  Anders,  wenn  das  Projekt  einen  Anschaffungspreis  hat,  also  von 
der  A.  käuflich  übernommen  wurde.  Ein  drittes  Unternehmen  hatte  den 
Werkvertrag  abgesclilossen,  die  Lieferung  des  Gutachtens  versprochen. 
Es  tritt  seinen  Auftrag  käuflich  an  unsere  A.  ab.  Dann  liegt  Kauf  einer 
Forderung,  des  Anspruches  auf  Honorar,  vor.  Die  Forderung  geht  in 
entsprechender  Anwendung  von  BGB.  §  446 1  auf  den  Käufer  mit  den 
auf  ihr  ruhenden  Lasten  über.  Auf  der  Forderung  ruht  aber  als  Last 
die  Verpflichtung  zur  Schuldübernahme,  d.  h.  Übernahme  der  Verpflichtung 
zur  Herstellung  des  Gutachtens.  Hier  repräsentiert  das  Projekt  als  solches 
vor  jeder  Ausführung  für  die  Gesellschaft  einen  Vermögenswert,  aber 
nicht  als  Gegenstand  des  Werk-,   sondern  als  Erfolg  des  Kaufvertrages. 


^)  Von  der  Möglichkeit,  daß  neben  den  fertigen  Waggons  der  Vergütungsanspruch 
aus  dem  Lieferangsvertrag  und  als  Gegenposten  zu  ihm  die  Lieferungsverbiudlichkeit 
zu  setzen  ist,  ist  hier  nicht  zu  sprechen. 
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Es  ist,  wenn  um  10  000  Mk.  erworben,  an  Stelle  der  10000  Mk.  Kassa- 
bestand getreten,  die  bisher  die  Aktiven  aufwiesen. 

D.  Krediteroffnungsvertrag.  Erst  wenn  der  Kreditnehmer  etwas  ent- 
nimmt oder  AVechsel  für  ihn  akzeptiert  werden  oder  sonst  effektiv  Kredit 
gewährt  wird,  erfolgt  Buchung. 

E.  Darlehen.  Aus  dem  Wesen  des  Darlehens  folgt  die  gleiche  Aus- 
nahme, wie  für  gegenseitige  Verträge  bei  Vorleistung.  Im  Wesen  des 
Darlehens  liegt  Vorleistung  eines  Teils.  Daher  wird  hier  die  Forderung 
als  solche  als  Aktivum  gebucht.^)  Sie  tritt  an  Stelle  der  dargelielienen 
Sachen. 

F.  Depositengeschäft.  Dasselbe  ist  beim  Depositengeschäft  oder  un- 
eigentlichen Verwahrungsvertrag  (BGB.  §  700)  der  Fall.  Der  Hinterleger 
ist  infolge  der  Hinterlegung,  also  seiner  Vorleistung  berechtigt,  den  bloßen 
Anspruch  auf  Zurückgewährung  von  Sachen  gleicher  Art,  Güte  und  Menge 
zu  buchen.     Eine  Art  des  Depositengeschäftes  ist  das  Girodepot. 

IV.  A.  Lohn-,  Miet-  und  Pachtverträge.  Ganz  anders  liegt  die  Sache, 
soferne  bei  gegenseitigen  Verträgen  nur  der  Anspruch  des  einen  Teils 
den  Charakter  einer  Forderung  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  besitzt,  dagegen 
der  des  anderen  Teils  lediglich  auf  Inanspruchnahme  fremder  Arbeits- 
leistung oder  Überlassung  von  Gebrauch  und  Nutzung  fremder  Sachen 
geht.^)  Hier  findet  selbst,  wenn  der  eine  Teil  vorleistet,  grundsätzlich 
keine  Aufnahme  des  anderen  Anspruchs  als  solchen  in  die  B.  statt. 

B.  Der  Grund  ist,  daß  geschäftliche  Vorfälle  im  allgemeinen  nur 
soweit  rechnungsmäßig  vorgetragen  werden,  als  sie  Veränderungen  in  der 
wirtschaftlichen  und  tatsächlichen  Zugehörigkeit  von  Sachen  zu  den  ein- 
zelnen Konten  mit  sich  bringen. 

1.  Leistet  der  Dienstberechtigte,  der  Besteller,  Mieter,  Pächter  vor, 
gelangen  Vergütung  (Provision),  Mietzins  usw.  zuerst  zur  Leistung,  so 
wird  auf  Seite  des  Dienstverpflichteten,  Vermieters  usw.  wohl  selbst- 
verständlich der  Eingang  des  Gehalts  oder  Mietzinses  gebucht: 

Kassenkonto 
An  Mietertragskonto     .    .    .    1000  | 

Mietertragskonto 

Haben 
i  Per  Kasseukonto 


aber  nicht  gebucht  wird  nun  die  Verpflichtung,  die  Arbeit  zu  leisten,  das 
Werk  zu  liefern,  die  Sachen  zum  Gebrauche  zu  überlassen,  weil  damit 
kein  Aufliören  der  wirtschaftlichen  Zugehörigkeit  und  kein  Ausgang  von 
Sachen  verbunden  ist. 

2.  Viel  schroffer  tritt  der  Gegensatz  noch  hervor,  wenn  der  Dienst- 
verpflichtete, der  Vermieter  usw.  vorleistet,  Gehalt,  Mietzins  somit  erst 
postnumerando  gezahlt  werden.  Hier  findet  überhaupt  keine  Buchung  statt. 
Aus  dem  gleichen  Grunde,  wie  oben,  wird  der  Anspruch  auf  Vergütung 
nicht  verbucht ;  denn  es  findet  noch  kein  Eingang  von  Sachen  statt.  Aber 
auch  die  Vorleistung  gelangt  nicht  zur  Buchung.  Mit  der  Arbeitsleistung 
und  Überlassung  von  Sachen  zu  Gebrauch  und  Nutzung  gehen  im  Sinne 


')  Z.  B.  Beleihuug  der  Police,  Vorauszahlung  darauf;  Kautionsdarlehen  gegen 
Hinterlegung  der  Police  und  Verpfändung  der  Kautionsurkunde. 

^)  Eine  A.  verpachtet  z.  B.  ihre  ganzen  Anlagen  (Wollkämmerei)  an  eine  A.  der- 
selben Branche. 
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der  kaufmännischen  Buclituhrung-  keine  Vermög-ensgegenstände  aus  dem 
Yermügen  weg.  Arbeitskraft  kann  nicht  weggegeben  werden  und  ver- 
mietete oder  verpachtete  Sachen  bleiben  doch  wirtschaftlich  eigene^). 

C.  Allein  beide  vorstehend  skizzierten  Sätze  erfahren  eine  Ein- 
schränkung, wenn  die  Vorleistung  sich  über  das  Ende  des  Rechnungsjahres 
hinaus  erstreckt. 

1.  In  §  26  wird  darzulegen  sein,  daß  es  Prinzip  kaufmännischer 
Rechnungsführung  ist,  jedem  Geschäftsjahr  die  in  ihm  verdienten,  wenn 
auch  noch  nicht  bezogenen  Vermögensmehrungen  (Einnahmen)  und  ebenso 
die  durch  die  Geschäftstätigkeit  in  ihm  verursachten,  wenn  auch  noch 
nicht  geleisteten  Vermögensminderungen  (Ausgaben)  zuzuschreiben. 

2.  Im  voraus  bezogenes  Gehalt,  im  voraus  vereinnahmter  Mietzins. 
Wenden  wir  dies  auf  unsere  Fälle  an  und  ziehen  wir  zuerst  den  Fall 
der  Vorleistung  des  Dienstberechtigten,  Mieters  usw.  in  Betracht,  so 
ergibt  sich,  daß  eine  Buchung  der  gegenüberstehenden  Verpflichtung  in 
der  B.  nur  unterbleiben  kann,  wenn  Gehalt  oder  Mietzins  nicht  weiter, 
als  für  das  Ende  des  Geschäftsjahres  vorausbezahlt  sind.  Sind  sie  weiter 
vorausbezahlt,  so  hat  der  Dienstverpflichtete,  Vermieter  usw.  in  der  Höhe 
des  Wertes  dieses  Gehalts-  oder  Mietzinsteiles  seine  Leistungsverbindlich- 
keit als  Passivum  in  die  B.  einzusetzen.  Denn  das  abgelaufene  Geschäfts- 
jahr hat  eine  Vermögensmehrung  erfahren,  welche  wirtschaftlich  erst  dem 
nächsten  Betriebsjahre  zugut  kommen  sollte,  weil  erst  in  ihm  die  Gegen- 
leistung stattfindet.  Um  den  wirtschaftlichen  Erfolg  des  abgelaufenen 
Jahres  der  Wirklichkeit  gemäß  zu  bestimmen,  wird  daher  ein  entsprechend 
hoher  Posten  ,,im  voraus  erhaltenes  Gehalt",  ,,im  voraus  erhaltener  Miet- 
zins" oder,  was  dieser  Posten  eigentlich  bedeutet,  die  Verpflichtung  zur 
Dienstleistung,  bzw.  zu  Gebrauch-  und  Nutzungsüberlassung  als  Passivum 
in  die  B.  eingesetzt. 

3.  Ebenso  gestaltet  sich  die  Sachlage,  wenn  der  Dienstverpflichtete 
oder  Vermieter  vorleistet,  Gehalt  und  Mietzins  erst  nachbezahlt  werden. 
Ist  vierteljährlich  Gehaltstermin  und  wird  die  nächste  Gehaltszahlung 
mit  900  Mk.  am  1.  Februar  fällig,  so  ist,  um  das  Ergebnis  des  ablaufenden 
Rechnungsjahres  zutreffend  zu  bemessen,  der  Anspruch  auf  Gehalt  (oder 
Mietzins)  für  die  zwei  Monate  November  und  Dezember  in  die  B,  als 
Aktivum  einzusetzen, 

V,  In  der  Praxis  kommt  vor,  daß  gegenseitige  Verträge  schon  bei 
Abschluß  gebucht  werden,  auch  wenn  keine  Vorleistung  gegeben  ist. 
Rechtswidrig  ist  es  nicht.     Es  sind  dann  gleich  hohe  Posten  links  und 


^)  Also  wird  z.  B.  nicht  gebucht: 

Mietertragskonto 

Haben 
'   Per  Mieter  X  (Mietzinsforderung)    .   lOOU 

Konto  des  Mieters  X 
Soll 
An  Mietertragskonto 1000   | 

sondern  es  wird  gebucht,  wenn  der  Mietzins  eingeht 

Kassakonto 
Soll 
An  Mietertragskonto 1100   1 

Mietertragskonto 

Haben 
i  Per  Kassakonto 1000. 
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rechts  zu  buchen;  es  gibt  dann  durchlaufende  Posten.  Das  GmbHG. 
§  42  bestimmt:   das  Recht  der  Gesellschaft  auf  Nachschüsse   „ist"   als 

Aktivum  in  der  B einzustellen.    Die  Vorschrift  wäre  unrichtig, 

wenn  nicht  gleich  die  andere  angefügt  wäre:  „den  in  die  Aktiva  der  B, 
aufgenommenen  Nachschußr//? Sprüchen  muß  ein  gleicher  Kapitalbetrag  in 
den  Passiven  gegenübergestellt  werden." 

Der  Verkauf  von  Forderungen  gegen  Dritte  und  von  Forderungen 

gegen  sich,  selbst. 

§  u. 

1.  Die  Ausgabe  von  Teilschuldverschreibimgen,  also  die  sog.  Auf- 
nahme von  öffentlichen  Anleihen,  ist  nicht  Empfang  von  Darlehen,  sondern 
Verkauf  von  Forderungen  gegen  sich  selbst^).  Denn  der  Ausgeber  ver- 
spricht dem  Geldgeber  nicht  notwendig,  die  gleiche  Summe,  die  er  erhielt, 
zurückzugeben,  sondern  er  verspricht,  bald  mehr  bald  weniger  zurück- 
zuerstatten, je  nachdem  eben  die  Anleihescheine  unter  oder  über  dem  Nenn- 
wert ausgegeben  werden.  Was  der  Ausgeber  von  Schuldverschreibungen 
somit  empfängt,  ist  Kaufpreis,  börsengängiger  Kaufpreis,  Börsenpreis. 

IL  A.  1.  Der  Verkauf  von  Forderungen  gegen  sich  selbst  stellt 
sich  bilanzmäßig  anders  dar,  als  der  Verkauf  von  Forderungen  gegen 
andere.  Verkauf  von  Forderungen  gegen  andere  ruft  eine  Veränderung 
nur  unter  den  Bilanzaktiveu,  Verkauf  einer  Forderung  gegen  sich  selbst 
eine  Veränderung  unter  den  Aktiven  und  Passiven  der  B.  hervor. 

2.  Lautet  die  Forderung  auf  100  und  beträgt  der  Kaufpreis  80, 
so  tritt,  ist  die  verkaufte  Forderung  eine  Forderung  an  einen  Anderen, 
die  Veränderung  in  der  B.  ein,  daß  unter  den  Aktiven  der  Posten  ,,An 
Debitorenkonto  100"  durch  den  Posten  „An  Kassenkonto  80"  ersetzt 
wird.  Ist  die  verkaufte  Forderung  dagegen  eine  Forderung  gegen  sich 
selbst,  so  erfolgt  ein  selbständiger,  d.  h.  nicht  an  die  Stelle  eines  anderen 
Eintrags  tretender  Eintrag  in  die  Aktiva:  80  und,  weil  durch  den  Ver- 
kauf ein  Zahlungsversprechen  abgegeben  wird,  gleichzeitig  ein  Eintrag 
einer  Schuld  in  die  Passiva:  100. 

B.  Trotz  dieser  Verschiedenheit  der  Buchung  liegt  doch  nach  dem 
Wesen  des  Kaufes  in  beiden  Fällen  wirtschaftlich  ein  Umsatz,  d.  h.  Aus- 
tausch von  Vermögenswerten  vor.  Nur  erfolgt  er  hier  und  dort  in  ver- 
schiedener FoiQi.  Im  ersteren  Falle  tritt  ein  Zuwachs  an  Aktivwerten 
unter  gleichzeitiger  Minderung  derselben,  im  zweiten  Falle  ein  Zuwachs 
an  Aktivwerten  ohne  gleichzeitige  Minderung  der  Aktivwerte,  aber  mit 
gleichzeitiger  Mehrung  der  Passivwerte  ein.  Es  bedarf  keines  Beweises, 
daß  dies  bei  gleichen  Summen  zu  dem  nämlichen  wirtschaftlichen  Ergebnis 
führen  muß.     Ob  wir  zuerst  schreiben: 

Aktiva 

100      I 
und  dann: 

Aktiva 

80       I 

^)  Dies  wirtschaftlich  gemeint.  Juristisch  ist  es  nicht  Verkauf  eines  Rechtes, 
denn  das  Forderungsrecht  wird  nicht  derivativ  erworben ;  er  soll  erst  entstehen.  Was 
juristisch  vorliegt,  ist  Verkauf  einer  Sache,  des  eine  Forderung  gegen  den  Ausgeber 
verkörpernden  Anleihescheines. 
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oder  ob  wir  zuerst  schreiben: 

Aktiva  Passiva 

0  0 
und  dann : 

Aktiva  Passiva 

80       I  100; 

der  bilanzmäßige  Verlust  beträgt  in  beiden  Fällen  20. 

Die  Unabhängigkeit  der  Bilanzfälligkeit  der  Forderungen 
von  rechtlichen  Gesichtspunkten. 

§  1^. 

I.  In  §  10  hatten  wir  darzulegen,  wie  für  die  Frage  der  Zugehörig- 
keit von  Sachen  des  Hajidelsverkehrs  zum  Vermögen  des  Kaufmanns  recht- 
liche Gesichtspunkte  keine  Rolle  spielen  und  wie  sich  dies  daraus  erklärt, 
daß  für  die  Bestimmung  der  Bilanzfähigkeit  in  erster  Linie  wirtschaftliche 
Gesichtspunkte  maßgebend  sind. 

II.  Das  gilt  in  gleichem  Maße  bei  den  in  Wertpapieren  verkörperten 
Forderungen.  Wir  werden  davon  später  am  Schlüsse  der  Lehre  von  der 
Bilanzfähigkeit  der  Forderungen  und  Schulden  zu  reden  haben. ^)  Ebenso 
gilt  es  aber  für  andere  Forderungen,  wenn  auch  nicht  in  der  gleich  aus- 
geprägten AVeise,  weil  im  Gegensatz  zu  den  in  Wertpapieren  versach- 
lichten das  Wesen  der  reinen  Forderungen  nur  aus  rechtlichen  Elementen 
besteht.  Immerhin  gibt  es  auch  Fälle,  in  welchen  sich  die  reine  Forderung 
bilanzmäßig  früher  verwendbar  erweist,  als  rechtlich,  und  Fälle,  wo 
sie  bilanzmäßig  noch  fortbesteht,  obwohl  sie  rechtlich  bereits  auf- 
gehört hat,  zu  existieren. 

A.  Nach  BGB.  §  387  kann  der  Schuldner  eine  ihm  gegen  den 
Gläubiger  zustehende  Forderung  gegen  seine  Schuld  erst  aufrechnen, 
wenn  er  die  ihm  kraft  seines  Rechtes  gebührende  Leistung  fordern  kann, 
d.  h.  seine  Forderung  föllig  ist.  Bilanzmäßig  ist  seine  Forderung  auch, 
wenn  sie  nicht  fällig  ist,  schon  von  ihrem  Erwerb  an  zur  Aufrechnung 
verwendbar;  d.  h.  erwirbt  der  Kaufmann  eine  Gegenforderung  gegen  seinen 
Gläubiger,  so  schreibt  er  ihren  Betrag  dem  Gläubiger  zur  Last  und  damit 
ist  seine  Schuld  bis  zur  Höhe  der  Gegenforderung  ausgeglichen,  mag  diese 
fällig  sein  oder  nicht.  Auch  wenn  sie  noch  nicht  fällig  ist,  hält  sie  doch 
schon  wirtschaftlich  der  Schuld  die  Wage. 

B.  1.  Oder  der  Kaufmann  tritt  eine  Forderung  an  einen  anderen 
ab.  Wohl  hört  er  juristisch  sofort  mit  Abschluß  des  Übertragungs- 
vertrages auf,  Gläubiger  des  Schuldners  zu  sein.  ,,Mit  dem  Abschlüsse 
des  Vertrages,  sagt  BGB.  §  398,  tritt  der  neue  Gläubiger  an  die  Stelle 
des  bisherigen".  Bilanzmäßig  wird  seine  Gläubigerstellung  nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen  über  Buchung  von  Forderungen  erst  mit  Ein- 
gang der  Valuta  für  Übertragung  (des  Kaufpreises)  beendigt.  Er  schreibt 
sie  dem  Konto  des  Schuldners  in  seinen  Büchern  gut  und  damit  ist  dessen 
Schuld  ihm  gegenüber  erloschen.  Er  hat  auch  wirtschaftlich  aufgehört, 
sein  Schuldner  zu  sein.    Die  Buchung  ist,  wenn  der  Schuldner  X  heißt: 

Konto  des  X 
SoU 
An  Warenkonto     ....     1000  | 

')  §  25. 
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Kassakouto 
SoU 
Au  Konto  X 1000  i 

Konto  des  X 

Soll  Haben 

1000  I  Per  Kassakonto     ....     1000. 

2.  Diskontierung  von  Buchforderungen.  Wenn  Buchausstände  zu  Siche- 
rungszwecken  abgetreten  werden,  so  liegt  dasselbe  Verhältnis  wie  bei  der 
Sicherungsübereignung  von  Warenlagern  vor.  Wirtschaftlich  bleibt  der 
Kreditnehmer  (Diskontnehmer),  der  Zedent  Gläubiger,  Die  Bezeichnung 
des  Geschäftes  als  Diskontierung  führt  irre.  Diskontieren  heißt  kaufen 
einer  Forderung  unter  Abzug  des  Zwischenzinses.  Wirtschaftlich  wird 
die  Forderung  nicht  gekauft,  sondern  nur  beliehen.  Sie  wird  nur  zur 
Sicherung,  nicht  käuflich  abgetreten.  Der  Zedent  behält  die  Einziehungs- 
befuguis.^)  Die  Zession  ist  nur  Sicher uugszession.^)  Also  erfolgt  keine 
Umbuchung.  Im  anderen  Falle  ergäbe  sich  auch  hier  die  Konsequenz, 
daß  in  der  Höhe  der  Beleihung  die  Kreditoren,  zu  deren  Sicherung  die 
diskontierten  Ausstände  dienen,  aus  der  B.  wegbleiben  müßten.  Sie  wären 
wirtschaftlich  getilgt.  Wären  die  Ausstände  wirtschaftlich  nicht  mehr 
vorhanden,  dann  auch  nicht  mehr  die  Schulden.  Nehmen  wir  an,  für 
eine  Bankschuld  von  1 000  000  seien  Debitoren  von  gleichem  Werte  zur 
Sicherung  diskontiert.  Es  ist  ein  großer  Unterschied,  ob  eine  Firma 
250000  Ausstände  und  keine  Bankschuld  oder  1250  000  Debitoren  und 
1000  000  Bankschulden  hat.  In  dem  einen  FaUe  gibt  die  B.  ein  ganz 
anderes  Verhältnis  zwischen  Aktiven  und  Passiven  an. 

3.  Verpfändete  Forderungen  darf  der  Kaufmann  aus  seiner  B.  nicht 
weglassen;  sie  gehören  ihm  stärker  zu.  Unstatthaft  ist  auch,  sie  weg- 
zulassen, wenn  man  gleichzeitig  die  Schulden  aus  der  B.  streicht,  zu  deren 
Sicherung  sie  dienen.  Die  Pflicht  des  Ersichtlichmachens  (HGB.  §  38), 
also  die  Bilanzklarheit  verbietet  es. 

4.  Von  der  bilanzmäßigen  Beendigung  des  Forderungsrechtes  durch 
Annahme  von  Wechseln,  die  Zahlung shalber  gegeben  werden,  wird  im 
Zusammenhang  der  ganzen  Wechselbilanzlehre  (§  22)  zu  handeln  sein. 

iil.  Die  Bilanzfähigkeit  der  Schulden  und  anderer  Verbindlichkeiten. 
Bilanzfähigkeit  der  Schulden  (im  bilauzrechtlicheu  Sinne). 

§  16. 

I.  Die  Frage  der  Bilanzfähigkeit  der  Schulden  und  anderer  Ver- 
bindlichkeiten ist  vielfach  schon  in  der  Lehre  von  den  Voraussetzungen 
der  Bilanzfähigkeit  von  Forderungen  berührt  worden.  Im  folgenden  handelt 
es  sich  nur  noch  um  S3^stematische  Gruppierung  der  Grundsätze. 

II.  Bei  den  Schulden  im  Sinne  des  Bilanzrecht es,'^)  d.  h.  bei  den 
Schulden  im  engeren  oder  buchtechnischen  Sinne,  wie  wir  sie  im  Gegen- 


*)  Vgl.  dazu  Höniger,  Sicherungsübereignung  121;  ders.,  Diskontierung  von  ßuch- 
forderungen  (1912)  §  9  (S.  63). 

')  Auch  steuerlich  ist  diese  Zession  wie  eine  Verpfändung  zu  behandeln  i^OVG^. 
15,  24). 

")  S.  oben  §  1. 
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satz  zu  dem  aUgemeiiien  Schulden-  oder  VerbindlichkeitsbegTiff  bezeichnen 
können,  ist  zu  untersclieiden  zwischen  Schulden,  welchen  ein  Anspruch 
auf  Gegenleistung-,  also  ein  Gegenwert  gegenübersteht,  und  solchen,  bei 
denen  dies  nicht  der  Fall  ist. 

A.  1,  a)  Schulden  mit  gleichartigem  Gegenleistungsanspruch, 
d.  h.  Verbindlichkeiten  zur  Hergabe  von  Sachen  aus  dem  eigenen  Vermögen, 
mit  welchen  ein  Anspruch  auf  gleichartige  Gegenleistung  verbunden  ist, 
sind  grundsätzlich  nicht  bilanzfähig,  d.  h.  sie  werden  nicht  in  die 
Bücher  eingetragen,  aus  denen  sich  die  B.  rechnerisch  aufbaut.  Nur  in 
Hilfsbücher,  zur  Unterstützung  des  Gedächtnisses,  pro  notitia,  pro  memoria 
mögen  sie  Aufnahme  finden '). 

b)  Der  Grund  ist  nicht,  daß  die  kaufmännische  Buchführung  ge- 
schäftliche Vorgänge  im  allgemeinen  nur  so  weit  rechnungsmäßig  behandelt, 
als  sie  Veränderungen  in  der  wirtschaftlichen  und  tatsächlichen  Zugehörig- 
keit von  Sachen  zu  den  einzelnen  Konten  mit  sich  bringen,  also  Aus- 
oder Eingänge  von  Sachen  effektiv  herbeiführen.  Denn  wir  werden  nachher 
sehen,  daß  das  gleiche  auch  zutrifft,  wenn  die  Verpflichtungen  nicht  auf 
Leistung  von  körperlichen  Gegenständen  gehen.  Der  Grund  für  die  an- 
gegebene Erscheinung  liegt  vielmehr  in  der  Tatsache  des  Vorhandenseins 
eines  Gegenwertes.  Bei  Verpflichtungen,  die  auf  andere  Leistungen  als 
Hergabe  eigener  Sachen  gehen,  gilt  dasselbe.  Sie  sind  nicht  bilanzfähig. 
Für  Verpflichtungen  ohne  solchen  Gegenwert  gilt  dagegen,  wie  nachher 
anzuführen,  anderes,  das  Gegenteil ;  sie  sind  bilanzfähig.  Also  muß  in 
dem  Vorhandensein  solch  eines  Gegenanspruchs  der  Grund  der  mangelnden 
Bilanzfähigkeit  liegen.  Weil  ein  Gegenwert  vorhanden  ist,  wird  zur  Ver- 
einfachung der  Eechnungsführung  von  Buchung  der  Schuld  abgesehen. 
Es  ist  überflüssig,  sich  gegenseitig  aufhebende  Posten  zu  buchen. 

2.  Aber  der  Satz,  daß  Schulden  mit  gleichartigem  Gegenanspruch 
der  Bilanzfähigkeit  entbehren,  weist  zwei  Einschränkungen  auf. 

a)  Die  eine  Einschränkung  ist  schon  aus  der  Forderungslehre  be- 
kannt. Es  ist  folgende :  Die  Verpflichtung  zur  Hergabe  körperlicher  Gegen- 
stände aus  dem  Vermögen  ist  zu  buchen,  wenn  der  Gegenanspruch  er- 
füllt wird,  der  Gegner  vorleistet,  beim  Schuldner  die  Gegenleistung  ein- 
geht. Also  ist  die  Verpflichtung  zur  Leistung  bei  Verkauf,  Kauf,  Tausch, 
Werk-  und  Gesellschafts  vertrag  zu  buchen,  sobald  der  andere  Vertrags- 
teil erfüllt.  Zahlt  der  Käufer  den  Kaufpreis,  so  sind  dadurch  die  Aktiv- 
werte vermehrt,  denn  die  zu  liefernden  Waren  sind  noch  nicht  ausgegangen, 
stehen  unter  dem  Aktivposten  Warenvorrat.  Deshalb  muß  zum  Ausgleich 
ein  Passivum  in  die  B.  kommen,  ein  Schuld-,  ein  Kreditoren-,  ein  Gläubiger- 
posten. Dabei  hat  der  Kaufmann,  wie  bei  den  Forderungen,  die  -nicht 
auf  Geld  gehen^),  auch  bei  Schulden,  die  zur  Leistung  anderer  Dinge 
als  Geld  verpflichten,  die  Gepflogenheit,  sie  zwar  unter  die  Kreditoren 
mitaufzunehmen,  aber  nicht  als  Schulden  aus  Lief erungs vertragen,  sondern 
als  (empfangene)  ,, Anzahlungen"  (z.  B.  bei  einer  Schiffswerft:  Anzahlungen 
auf  Neubauten).  Dies  kommt  auch  hier  von  der  Beziehung  zum  Kasse- 
konto.   Das  Kasse-  oder  Bankkonto  hat  die  Anzahlung  empfangen. 

b)  Die  andere  Beschränkung  ist  diese:  Nur  wenn  Schuld  und 
Gegenanspruch  gleichwertig,  d.  h.  zu  dem  nämlichen  Werte  anzusetzen 


')  z.  B.  Ultiraoengagementsbuch ;  Prämienbuch  (für  Börsenprämiengeschäfte). 
»)  §  13  m. 
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sind,  unterbleibt  die  beiderseitige  Buchung.  Anders  bei  Wertver- 
schiedenheit. 

a)  Lieferungsverträge.  Wir  nehmen  einen  Maschinenherstellungs-  und 
Lieferung  SV  ertrag.  Der  Lieferungspflicht  steht  der  Kaufpreisanspruch 
gegenüber.  Als  Aktivum  ist  dieser  Anspruch,  als  Passivum  jene  Lieferungs- 
verbindlichkeit zu  bewerten.  Stehen  sich  die  Werte  gleich,  dann  unter- 
bleibt nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  d.  h.  nach 
Kaufmannsbrauch  jede  Buchung.  Aber  im  allgemeinen  wird  der  Ver- 
kaufswert der  Maschinen  höher  als  ihr  Lieferungs-  d.  h.  Herstellungswert 
sein.  Der  Verkaufs  wert  ist  dem  Anspruch,  der  Herstellungswert  der 
Lieferungspflicht  zugrunde  zu  legen.  Wegen  Wertverschiedenheit  sind 
daher  beide  Posten  zu  buchen^). 

^)  Aber  dies  gilt  nicht  für  B.en,  die  unter  HGB.  §  261  Ziff.  2 
fallen.  Hiernach  dürfen  bei  Gewinnverteilungsbilauzen  alle  Vermögens- 
gegenstände, somit  auch  Forderungen,  höchstens  zu  ihrem  Herstellungs- 
preis angesetzt  werden.  Herstellungspreis  der  Kaufpreisforderung  ist  aber 
der  Bilanzwert  der  Lieferungsverbindlichkeit.  Somit  kommt  nur  für 
Bilanzen  zu  anderen  Zwecken,  z.  B.  Liquidations-  oder  Verkaufsbilanzen 
die  obige  Regel  zur  Anwendung. 

3.  So  lange  bei  gegenseitigen  Verpflichtungen  noch  kein  Teil  erfüllt 
hat,  spricht  man  von  schwebenden  Engagements.^)  Die  beiderseits  noch 
nicht  erfüllten  Verbindlichkeiten  rechnen  zu  den  schwebenden  Ver- 
bindlichkeiten. 

B.  Für  Schulden  zwar  mit  Gegenanspruch,  aber  mit  einem,  der 
nicht  auf  Hergabe  körperlicher  Gegenstände  aus  eigenem  Vermögen 
geht,  ist  anderes  maßgebend. 

Eine  Buchung  der  Schuld  unterbleibt  hier  nicht  bloß,  solange  kein  Teil 
erfüllt,  sondern  auch  grundsätzlich,  wenn  der  andere  Teil  i?orleistet.  Dies 
kommt  daher,  daß  die  Vorleistung  keinen  ,, Eingang"  körperlicher  Sachen 
beim  Schuldner  herbeiführt.  Es  handelt  sich  um  einen  Dienst-  oder  Miet- 
vertrag. Der  Dienstverpflichtete,  der  Handlungsgehilfe,  leistet  vor;  der 
Vermieter  überläßt  die  Sache  zum  Gebrauch,  der  Mietzins  wird  post- 
numerando gezahlt.  Hier  geht  durch  die  Vorleistung  nichts  in  das  Ver- 
mögen des  Schuldners  über.  Somit  bedarf  es  auch  keines  Ausgleichs  in 
der  B.  durch  einen  Gegenposten. 

C.  1.  Garantieübernahme.  Den  bisher  genannten  Schuldarten  stehen 
die  Schulden  ohne  Gegenwert  gegenüber.  Sie  sind  ohne  weiteres  bilanz- 
fähig.  Hier  fehlt  der  Grund,  um  dessentwillen  bei  Schulden  mit  Gegen- 
anspruch Bilanzfähigkeit  abgeht,  Ausgleichung  der  Werte.  Die  Eintragung 
bringt  eine  Wertsveränderung  mit  sich.  Z.  B.  ist  demnach  bilanzfähig 
die  Garantieverbindlichkeit  ^)  oder,  wie  sie  in  den  B.en  oft  irreführender- 
weise, als  wäre  sie  ein  Reservefonds,^)  genannt  wird,  der  Garantiefonds. 
Denn  Garantie  ist  Übernahme  von  Risiko  ohne  Entgelt. 

2.  Sind  Schulden  ohne  Gegenanspruch  im  vorstehenden  als  ohne 
weiters  bilanzfähig  bezeichnet,   so   ergibt  der  Zusammenhang,  daß  diese 


»)  Näheres  §  28. 

^)  Hiezu  Bellardi  im  Bankarchiv  12,  205. 

')  Z.  B.  Garantieübernahme  für  bestimmte  Ausbeuteprozente  eines  Patents,  be- 
stimmter Dividendeuhöhe  in  Kost  gegebener  Effekten. 

*)  Damit  will  nicht  gesagt  sein,  daß  es  nicht  echte  Garantiereservefonds  geben 
kann.    Vgl.  §  70. 

B  e  h  m  ,  Bilanzen.     2.  Aiifl.  4 
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Bemerkung  sich  nur  auf  die  Frage  bezieht,  ob  eine  solche  Schuld  nach 
ihrem  Wesen  bihmzfähig  ist.  Eine  nach  ihrem  Wesen  bilanzfällige 
Schuld  ist  darum  noch  nicht  nach  ihrem  Werte  bilanzfähig.  Laut  §  40 
des  HOB.  sind  auch  die  Schulden  nach  ihrem  augenblicklichen  Werte 
anzusetzen.  Ist  aus  eiwev  (iaranfievcrbind/iclikeif  erst  in  fernerer  Zeit 
luanspruchnahnic  möglich  oder  wahrscheinlich,  so  darf  sie  trotz  ihrer 
Eigenschaft  als  Schuld  ohne  Gegenwert  nicht  in  den  Reclinungslm ehern, 
aus  welchen  die  B.  zusammengestellt  wird,  vorgetragen  werden.  Doch 
dies  gehört  in  die  Lehre  von  der  Bewertung. 

in.  A.  Nicht  bilanzfähig  sind  Schulden,  die  aus  dem  Reingewinn 
oder  Reinvermögen  zu  zahlen  sind  (Reingewinn-  und  Reinvermögens- 
Schulden) ').  Denn  sie  sind  nur  zu  zahlen,  soferne  Reingewinn  (Rein- 
vermögen) vorliegt,  und  mindern  daher  das  Reinertiägnis  (Rein vermögen) 
nicht.  Die  B.  soll  doch,  wenn  sie  Gewinnermittlungsbilanz  ist,  den  Rein- 
gewinn, wenn  sie  Vermögensermittlungsbilanz  (z.  B.  Liquidationsschluß- 
Bilanz)  ist,  das  Reinvermögen  angeben ;  also  dürfen  Schulden,  die  auf 
dem  Reingewinn  (Rein vermögen)  lasten,  nicht  vorher  abgezogen  werden. 
Die  Dividendenanwartschaften  sind  nicht  bilanzfähig.  Bilanzfähig  (zu 
kapitalisieren)  sind  nur  Schulden,  die  aus  dem  Rohgewinn,  aus  dem 
Bruttovermögen  zu  entrichten  sind;  mag  auch  ihre  Höhe  sich  nach  dem 
Reingewinn  bemessen;  vor  ihrem  Abzug  ist  kein  Reingewinn  (Reinver- 
mögen) vorhanden.^) 

B.  Der  Unterschied  hat  weitere  Konsequenzen. 

1.  Die  A.  kauft  Ansprüche  auf  Reingewinn  oder  Liquidations-Anteile 
zurück  (löst  z.  B.  Dividenden-  oder  Liquidations- Vorrechte  ab).  Sie  be- 
freit sich  dadurch  von  einer  Schuld.  Der  Aufwand  für  die  Ablösung  darf 
trotzdem  nicht  in  das  Aktivum  gesetzt  w^erden  (etwa  Konto  zurück- 
erworbener Vorzugsaktienrechte).  Die  Vermögenslage  der  A.  wird  dadurch 
für  die  Zukunft  besser ;  sie  ist  in  der  Verfügung  über  den  Gewinn  (Rein- 
vermögen) freier,  aber  diese  bessere  Lage  kann  in  der  B.  nicht  ersicht- 
lich gemacht  werden,  weil  die  B.  nur  ein  Abschluß  zwischen  Aktiven  und 
Passiven,  d.  h.  zwischen  Aktiven  und  den  Abzugsposten  sein  soll,  deren 
Abzug  den  Reingewinn  (das  Reinvermögen)  ergibt  Die  A.  empfängt 
dadurch  in  der  Zukunft  nicht  mehr  Gewinn,  sondern  nur  mehr  freien 
verteilbaren  Gewinn. 

2.  Oder  die  entgegengesetzte  Konsequenz.  Die  A.  räumt  gegen 
Entgelt  Ansprüche  auf  Reingewinn  ein.  Sie  verkauft  also  Genußrechte. 
Sie  muß  aus  dem  Grunde  diese  Ansprüche  nicht  ins  Passivum  bringen. 
Z.  B. :  Ein  Konsortium  übernimmt  700  Stück  neue  Aktien  ä  1000  Mk. 
zu  100  und  500  Gewinnanteilscheine  gegen  Zahlung  von  je  50Q  Mk., 
wobei  der  Gewinn  so  verteilt  werden  soll:  zuerst  2'.  Mk.  jedem  Gewinn- 
anteil, dann  4"/o  an  die  Aktionäre,  dann  25 ''/o  des  Gewinns  für  Amorti- 


')  OVG.  14,  329;  1,3  271:  Anteil  der  Stadt  oder  von  CTenußscheinbesitzern  am 
Reingewinn  und  Liquidationsverniögen;  Pflifht  der  Zurückzahlung  von  Garantievor- 
schüssen aus  dem  Reingevi^inn.     Näheres  §§  57  und  HS. 

*j  Jemandem  ist  eine  feste  Jahresrente  von  3  Millionen  als  Kaufpreis  versprochen; 
dann  ist  dieser  Posten  kapitalisiert  als  Rohgewiunsdiuld  einzusetzen  Rentensicher- 
stellungskonto).  In  einem  prakti>chen  Falle  war  als  kapitalisierter  Wert  einer  festen 
Jahresrente  von  3  Millionen  Mk  der  Wert  der  verkauften  Sache  (60  Millionen)  ein- 
gesetzt und  davon  allmählich  abgeschrieben  (nach  5  Jahren  anf  50  iMillionen).  Die  Be- 
wertung erwies  sich  als  zu  niedrig,  da  die  Rente  von  3  Millionen  der  jährlichen  Zinsen- 
last einer  4''2 "/eigen  Anleihe  von  6S  j\Iillionen  entsprach;  deshalb  wurde  die  feste  Ver- 
zinsung durch  Ausgabe  von  32  Millionen  neuer  Aktien  abgelöst  .  Dazu  §  70. 
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sation  der  Gewiiiiianteilscheiiie  zu  550.  Hier  muß  das  Unternehmen  den 
500  000  Mk.  Einzahlungen  für  Gewinnanteile  nicht  einen  Passivposten 
von  500  000  Mk.  Gewinnanteilrechte  gegenüberstellen,  sondern  die  Gesell- 
schaft hat  die  Möglichkeit,  mit  der  Einzahlung  eine  Unterbilanz  von 
500  000  zu  beseitigen. 

C.  Keine  Rein-,  sondern  eine  Rohgewinn-Schuld  liegt  vor,  soferne 
die  Firma  zwar  beabsichtigt,  eine  Schuld  nur  aus  dem  Reingewinn  zu  tilgen, 
sie  aber  auch  zahlen  muß,  wenn  sie  keinen  Reingewinn  erzielt.  Eine 
Zentraldarlehenskasse  erhält  von  jeder  Betriebsgenossenschaft,  die  ihr  an- 
gehört, ein  Darlehen  von  750  Mk.  auf  15  Jahre.  Die  Kassa  will  den 
Betrag  aus  dem  Reingewinn  zurückzahlen  und  bucht  daher  die  Schuld 
gar  nicht  als  Passivum,  sondern  verwendet  sie  zu  Abschreibungen  und 
Rückstellungen,  weil  Schulden,  die  nur  den  Gewinn  belasten,  nicht  unter 
den  Passiven  aufzuscbreiben  seien.  Letzteres  ist  richtig,  liegt  aber  nicht 
vor.  Das  Geld  ist  nicht  Geschenk  und  daher  Gewinn,  sondern  Schuld, 
die  unter  allen  Umständen  gezahlt  werden  muß  ^). 

Bilanzfähigkeit  anderer  Verbindlichkeiten. 

§  17. 

1.  Darüber  kann  kein  Zweifel  sein  —  und  wir  haben  es  in  §  l 
dargelegt  — :  der  Schuldbegrilf  des  Bilanzrechtes  umfaßt  nicht  alle  ob- 
ligatorischen Verpflichtungen,  sondern  lediglich  die  mit  bestimmten  Leistungs- 
inhalt: Hergabe  aus  Vermögen.  Wenn  HGB.  §  39  die  B.  als  einen  das 
Verhältnis  von  Vermögen  und  Schulden  darstellenden  Abschluß  bezeichnet, 
so  dürfte  die  Behauptung  nicht  auf  Widerspruch  stoßen,  daß  unter  diese 
Schulden  nicht  auch  die  Verpflichtung  des  Kaufmanns  zu  einer  vertrags- 
mäßigen Dienstleistung  oder  die  Verpflichtung  aus  dem  Mietvertrage  ge- 
hört, dem  Mieter  ,,den  Gebrauch  der  vermieteten  Sache  während  der 
Mietzeit  zu  gewähren".  Der  Dienstverpflichtete  und  der  Vermieter  sind 
nach  der  Sprache  des  kaufmännischen  Lebens,  die  doch  den  Ausdrücken 
des  Bilanzrechtes  zugrunde  liegt,  nicht  Schuldner  eines  Gläubigers.  Sie 
sind  zu  Leistungen  verpflichtet,  aber  sie  haben,  indem  sie  hierzu  ver- 
pflichtet sind,  keine  Schulden. 

IL  1.  Trotzdem  das  HGB.  die  B.  einen  Abschluß  des  Verhältnisses 
des  Vermögens  und  der  Schulden  nennt,  sind  nach  den  Grundsätzen 
ordnungsmäßiger  Buchführung  doch  auch  andere  Verbindlichkeiten,  als 
Schuldverbindlichkeiten,  unter  Umständen  bilanzfähig.  Wir  wissen  dies 
schon  und  haben  lediglich  die  Pflicht,  die  bereits  an  anderer  Stelle  ^)  an- 
geführten Fälle  hier  in  das  System  einzureihen. 

2.  Vorausbezahlter  Mietzins  usw.  Verpflichtung  zu  Dienstleistungen 
und  zu  Gebrauchsiiherlassnngen  sind  an  sich  nicht  buchungsfähig,  selbst 
dann  nicht,  wenn  der  andere  Teil  vorleistet.  Nur  in  dem  Fall  besteht 
eine  Ausnahme,  daß  der  Vertragsgegner  schon  für  einen  der  nächsten 
Geschäftsperiode  angehörenden  Teil  der  Dienst-  oder  Mietzeit  Vergütung 
vorgeleistet  hat. 

3.  Wird  der  Posten  in  der  kaufmännischen  Praxis  auch  voraus- 
bezahltes Gehalt,  vorauserhaltener  Mietzins  genannt,  so  ist  er  doch  in 
Wahrheit  Bewertung  einer  Verbindlichkeit,  der  Verbindlichkeit  zu  Arbeits- 


1)  OVG.  13,  276. 

*)  §  7  VII  und  §  13  a.  E. 
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leistung  uud  Gebrauclisüberlassiing.  Denn  Dienstlolin  und  Mietzins  als 
solcher  sind,  auch  wenn  vorausbezahlt,  doch  eingegangene  Aktiva :  Geld, 
Forderungen  u,  dgl.  \\'m\  der  Posten  als  vorausbezahlte  Provision,  voraus- 
bezahlter Mietzins  bezeichnet,  so  kommt  dies  lediglich  daher,  daß  die 
VerpÜichtung  in  Höhe  dieses  Einganges  bewertet  \Nird.  Und  bei  der 
Bilanzaufstellung,  wie  überhaupt  bei  der  kaufmännischen  Eechnungsführung, 
kommen  doch  die  einzelnen  Posten  in  erster  Linie  nicht  als  rechnerische 
Kepräsentanten  bestimmter  Vermögensstücke,  sondern  als  solche  bestimmter 
A'ermügenswerte  in  Betracht. 

4.  Nicht  geht  an,  in  diesen  Posten:  vorausbezahlter  Pachtzins^ 
vorausbezalilte  Provision  lediglich  ein  rechnungsmäßiges  Passivum,  ein 
"Wertberichtigungskonto  zu  erblicken.  Die  reellen  Aktiva  sind  nicht  zu 
hoch  bewertet.  Das  Geld,  mit  dem  der  Pachtzins,  die  Pro-\dsion  bezahlt 
wurde,  ist  reell  vorhffnden,  es  ist  eingegangen.  Berichtigt  wird  nur  die 
Erfolgsberechnung.  Zu  hoch  bewertet  sind  keineswegs  die  einzelnen 
Aktivposten;  zu  hoch  bewertet  wurde  nur  der  gesamte  Erfolg.  Die 
Posten  ,,im  voraus  vereinnahmte  Provision,  im  voraus  empfangener  Miet- 
zins" sind  reelle  Passiva,  reelle  Passiva  neben  den  Schulden,  effektive  Ver- 
bindlichkeiten, wie  diese,  reelle  Erfolgregulierungskonten  auf  passiver  Seite. 

III.  Diesen  nicht  unter  den  Schuldenbegriff  des  Bilanzrechtes  fallenden 
Verbindlichkeiten  wird  ihre  Bilanzfähigkeit  für  das  Handelsrecht  nicht 
dadurch  geraubt,  daß  HGB.  §  30  die  B.  lediglich  als  einen  das  Ver- 
hältnis des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellenden  Abschluß  bezeichnet. 
Der  Gesetzgeber  will  damit  keineswegs  vorgeschrieben  haben,  daß  in  die 
B.  auf  der  Schuldenseite  bloß  Schulden  im  bilanzmäßigen  Sinne  eingestellt 
werden,  sondern  er  geht  nur  von  der  Meinung  aus,  daß  die  B.  nach  den 
Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  auf  der  Schuldenseite  nichts 
anderes  enthalte.  Obenan  steht  in  dem  von  den  Handelsbüchern  handelnden 
Abschnitt :  Der  Kaufmann  hat  in  seinen  Handelsbüchern  die  Lage  seines 
Vermögens  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  ersicht- 
lich zu  machen.  Der  Gesetzgeber  meint  daher,  nach  den  Grundsätzen 
ordnungsmäßiger  Buchführung  sei  die  B.  nichts  anderes  als  eine  Ab- 
gleichung  der  Forderungen  und  Schulden.  Ergibt  sich  aus  den  Grund- 
sätzen ordnungsmäßiger  Buchführung,  daß  die  B.  auf  der  Schuldenseite 
auch  noch  weiteres  enthalten  kann,  so  soll  auch  nach  dem  Willen  des 
Gesetzgebers  dies  von  der  Aufnahme  in  die  B.  nicht  ausgenommen  sein. 

IV.  Auf  der  anderen  Seite  kommt  aber  in  Betracht  —  in  §  27 
wird  davon  zu  reden  sein  — ,  daß  diese  weiteren  Verbindlichkeiten  für 
die  Bilanzaufstellung  nur  als  sog.  Erfolgregulierungskonten  Bedeutung 
besitzen;  Hieraus  folgt,  daß  die  Verbindlichkeiten  lediglich  für  B.en  der 
Erfolgregulierung,  d.  h.  solche,  die  den  Geschäftsertrag  ausweisen  sollen, 
bilanztähig  sind. 

Die  Unabhängigkeit  der  Bilauzfähigkeit  der  Schulden 
von  rechtlichen  Momenten. 

§  18. 

I.  Wie  für  die  Beurteilung  der  Frage:  was  sind  für  den  Kaufmann 
„seine  Forderungen?"  wirtschaftliche  Momente  rechtlichen  Gesichtspunkten 
vorgehen,  so  gilt  das  gleiche  auch  für  die  Frage:  was  sind  für  den  Kauf- 
mann jjSeine  Schulden"   im  Sinne  von  HGB.  §  39?     Oder  anders  aus- 
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gedrückt:  es  kommen  Fälle  vor,  in  welchen  eine  Verbindlichkeit  für  den 
Kaufmann  früher  wirtschaftlich  und  damit  bilanzmäßig  entsteht,  als 
rechtlich,  und  Fälle,  in  denen  sie  wirtschaftlich  und  damit  bilanzmäßig 
schon  aufhört,  aber  rechtlich  noch  fortbesteht. 

IL  A.  Wechselakzept.  Der  erste  Fall  ist  beim  Wechselakzept  gegeben. 
Eechtlich  entsteht  die  Wechselverbindlichkeit  des  Bezogenen  erst  durch 
die  Annahmeerklärung  auf  dem  Wechsel.  Aber  wirtschaftlich  hält  sich 
der  Bezogene  regelmäßig  schon  für  verpflichtet  von  dem  Empfang  des 
,, Berichtes"  an,  daß  auf  ihn  ein  Wechsel  gezogen  sei.  Von  da  an  trägt 
er  seine  Wechselverbindlichkeit  in  das  Tratten-  oder,  wie  es  auch  heißt, 
in  das  Akzept-  oder  Akzeptationskonto  ein.  Der  Wechsel  kann  zuerst 
an  den  Remittenten  gehen  und  doch  ist  der  Bezogene,  was  die  kauf- 
männische Rechnungsführung  angeht,  bereits  wechselmäßig  verpflichtet.^) 

B.  Ein  anderer  Fall  ist  die  Schuldenzahlung  mittels  Wechsels.  Der 
Schuldner  schickt  seinem  Gläubiger  eine  Rimesse  zum  Einzug  auf  eigene 
Rechnung.  Die  Hingabe  desW^echsels  erfolgt  zahlungshalber,  der  Gläubiger 
ist  also  durch  Empfang  des  Wechsels  noch  nicht  bezahlt.  Erst  wenn 
der  Wechsel,  d.  h.  die  Wechselsumme  bei  ihm  eingeht,  ist  die  Verbind- 
lichkeit rechtlich  erloschen.  Aber  der  Schuldner  betrachtet  wirtschaftlich 
seine  Schuld  schon  mit  Hingabe  des  Wechsels  als  beendigt,  weil  bei 
gewöhnlichem  Laufe  der  Dinge  die  Einlösung  des  Wechsels  zu  erwarten 
steht.  Er  bucht  daher  mit  Wegschicken  des  Wechsels  seine  Schuld  als 
beglichen.^)    Auf  dem  Konto  des  Gläubigers  X  stand: 

Konto  X 

Haben 
I  Per  Warenkonto     ....     1000 

Nun  übersendet  der  Schuldner  den  Wechsel.     Er  bucht: 

Rimessenkonto 

Haben 
I  Per  Konto  X 


Konto  X 

Soll 

An  Rimessenkonto      .     .     .     1000  \ 

Da  hier  schon  unter  Haben  1000  stehen,  ist  die  Schuld  buchmäßig, 
wenn  auch  noch  nicht  rechtlich,  getilgt: 

Konto  X 
SoU  Haben 

An  Rimessenkonto      .     .     .     1000  j  Per  Warenkonto   ....     1000. 

III.  Dieses  Beispiel  führt  uns  zur  Lehre  von  der  Buchungs-  und 
Bilanzfähigkeit  der  Wechselverbindlichkeiten  und,  was  damit  enge  zu- 
sammenhängt, der  Wechselforderungen.  Sowohl  die  Grundsätze  über 
Bilanzfähigkeit  von  Forderungen  und  Schulden,  wie  die  Grundsätze  über 
die  Bilanzfähigkeit  von  Sachen  kommen  bei  dieser  Lehre  in  Betracht. 
Hierdurch  ist  ihre  Erörterung  erst  an  dieser  Stelle  gerechtfertigt. 

')  Ygl.  §  19  III. 

^)  Über  die  Auffassung  des  Gläubigers  s.  §  21  IV. 
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IV.  Die  Bilanzart  der  Wechselforderungen  und  Wechselschulden  insbesondere. 
1.  Die  Buchung  des  Gefälligkeitswechsels. 

§  19. 

1.  Die  Wecliselforderuiig"  ist  eine  urkundlich  verkörperte  Forderung. 
Sie  haftet  an  einem  Stück  Papier.  Sie  wird  dalier  rechtlich  in  erster 
Linie  als  Sache  behandelt.  Ihr  Erwerb  erfolgt  rechtlich  nach  sachen- 
rechtlichen Grundsätzen.  Um  so  mehr  liegt  nahe,  daß  auch  die  Rech- 
nungsführung, die  in  ihren  grundlegenden  Begriifen  ,, Eingang  und  Aus- 
gang", ,, Einnahme  und  Ausgabe"  an  körperliche  Vorgänge  anknüpft, 
SVechselforderungen  und  Wechselschulden  an  erster  Stelle  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte ihrer  Verkörperung  in  Urkunden  in  Betracht  zieht,  sie  nach 
den  Prinzipien  der  Sachenbuchung  behandelt.  In  der  Tat  ist  dies  der 
Fall.  Eingetragen  werden  die  Wechself  orderungen^  soweit  sie  am  Wechsel 
hängen,  auf  der  Aktivseite  nicht  als  Forderungen,  unter  den  ,, Debitoren", 
sondern  als  Sachen.  Wechselverbindlichkeiten  können  keine  Sachen  sein, 
aber  die  Form  auch  ihrer  Buchung  erfolgt  nach  Grundsätzen  über  Buchung 
von  Änderungen  in  den  Sachbeständen,  soweit  ihre  Entstehung  und  ihr 
Bestand  vom  Besitz  der  Wechselurkunde  und  seinen  Veränderungen 
abhängt. 

n.  A.  1.  Buchung  beim  Trassanten.  Nehmen  wir  zunächst  die  Buchung 
des  Trassanten.  X  zieht  den  Wechsel  auf  Y.  Hier  wird  gebucht,  wenn 
die  Wechselsumme  1000  beträgt: 

Konto  des  Y 
Soll  Haben 

1  Per  Eimessenkonto     .     .     .     1000 

Rimessenkonto 
Soll  Haben 

An  Konto  Y      .....     1000  j 

Die  Buchung  lautet  hier  also:  Y  hat  1000  gegeben  und  Rimessen- 
konto  (Wechsel-,  Besitzwechselkonto)  hat  1000  empfangen  und  soll  sie 
daher  herausgeben. 

2.  Eine  solche  Buchung  ist  nur  möglich,  wenn  die  Beziehung  zwischen 
Aussteller  und  Bezogenem  sachenrechtlich  aufgefaßt  wird.  Denn  Y  hat 
noch  keine  1000  gegeben,  sondern  soll  erst  1000  zahlen.  Wohl  aber 
kann  gesagt  werden :  beim  Rimessenkonto  ist  ein  Wechsel  im  Werte  von 
1000  eingegangen  und  hereingegeben  hat  ihn  der,  auf  den  er  gezogen  wird. 

3.  Angängig  ist  dies,  weil  der  Wechsel  eine  Sache  und  insbesondere 
ein  Präsentationspapier  ist.  Der  Bezogene  hat  nur  gegen  Aushändigung 
des  quittierten  A\'echsels  zu  zahlen.  Die  Zahlung  ist  der  der  Ziehung 
des  Wechsels  entgegengesetzte  Akt.  Also  gilt  der  mit  ihr  verbundene 
Empfang  des  Wechsels  als  Rückgabe  an  den  Bezogenen,  die  Ziehung  des 
Wechsels  als  Hingabe  seitens  des  Bezogenen.  Weil  der  Trassant  nach 
dem  gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge  nur  auf  einen  solchen  Dritten  einen 
Wechsel  zieht,  von  dem  er  nach  der  Beziehung  zwischen  ihnen  Annahme 
des  Wechsels  voraussetzen  darf,  behandelt  die  kaufmännische  Buchführung 
den  Bezogenen  von  der  Ziehung  an  schon  als  Akzeptanten  und  daher 
als  den,  von  welchem  die  Wechselurkunde  übei'haupt  ausgeht.  Indem 
der  Aussteller  die  Tratte  auf  den  Dritten  zieht,  bucht  er  sie  als  von  dem 
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Bezogonen  eingegangen.  Mit  Ziehung  des  Wechsels  durch  den  Aus- 
steller geht  der  Wechsel  bei  dem  Aussteller  buchfiihrungsmäßig  vom 
Bezogenen  ein. 

B.  1.  Trotz  dieser  Art  der  Buchung  wird  das  wirtschaftliche  Ver- 
hältnis zwischen  Aussteller  und  Bezogenem  aber  nicht  buchmäßig  ver- 
dunkelt, die  Vermögenslage  dos  Ausstellers  in  den  Büchern  unersichtlich 
gemacht.  Der  Wechsel  ist  Beurkundung  einer  Forderung,  einer  Zahlungs- 
anweisung. Indem  der  Bezogene  die  Urkunde  buchmäßig  hereingibt,  über- 
gibt er  der  buchmäßigen  Bedeutung  der  Tratte  nach  ein  Zahlungs- 
versprechen. Der  Aussteller  hat  also  durch  Ziehung  des  Wechsels  eine 
Forderung  hereinbekommen,  eine  bedeutende  Vermögensmehrung  erfahren. 
Das  zeigt  uns  sofort  der  Abschluß  der  Buchungen  mit  Bilanzkonto. 

2.  AVir  buchen: 

Konto  des  Y 
Soll  Haben 

An  Gewinn-  U.Verlustkonto     1000  j  Per  Rimessenkonto     .     .     .     1000 

Rimessenkonto 
SoU  Haben 

An  Konto  Y 1000     Per  Bilanzkonto     .... 

Bilanzkonto 
Soll 
An  Rimessenkonto      .     .     .     1000  | 

Verlust-  und  Gewinnkonto 

Gewinn 
I  Per  Konto  Y 1000. 

Im  Aktivum  der  Bilanz  steht  also  eine  Rimesse  im  Werte  von  1000. 
X  hat  eine  Wechselforderung  von  1000  und  damit  1000  gewonnen. 

III.  Buchung  beim  Bezogenen.  Betrachten  wir  denselben  Tatbestand 
von  Seite  des  Bezogenen. 

A.  1.  Auch  er  behandelt  seine  Wechselverbindlichkeit  in  seinen 
Büchern  wie  eine  Sache.  Er  kreditiert  sein  Tratten-  (Akzept-,  Schuld- 
wechsel-)konto  nach  erfolgtem  Akzept  oder,  weil  doch  regelmäßig  die 
Tratte  zuerst  an  Remittenten  und  Indossatare  geht,  also  ihm  nicht  zu 
Gesicht  kommt,  auf  Empfang  des  Avisbriefes  d.  h.  des  ^,Berichtes'^'  hin, 
daß  der  Aussteller  auf  ihn  einen  Wechsel  gezogen  hat.  Der  Bezogene 
blicht  somit: 

Akzeptkonto 
Soll  Haben 

I  An  Konto  X 1000 

Konto  X 
Soll 
An  Akzeptkonto     ....     1000 

Er  bucht  den  Wechsel  demnach  als  Ausgang,  als  Vermögensminderung. 
2.  Dies  zeigt  klar  die  Einstellung  der  Buchungen  in  die  B.  des  Be- 
zogenen.    Die  weiteren  Eintragungen  zu  diesem  Zwecke  lauten: 

Akzeptkonto 
Soll 
An  Bilanzkonto      .     .     .     .     1000 
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Bilanzkonto 

Haben  (Passivum) 
I  Per  Akzeptkonto    ....     1000 

Konto  X 

Haben 

I  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto  1000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust 
An  Konto  X 1000  \ 

Im  Bilanzkonto  stellt  somit  das  Akzeptkonto  als  Passivum  und  im 
Gewinn-  und  Verlustkonto  1000  auf  der  Verlustseite. 

B.  Bis  hierher  stimmen  Buchung  auf  Seite  des  Ausstellers  und  des 
Bezogenen  überein.  In  einem  weiteren  Punkte  aber  trennen  sie  sich. 
Die  Wechselforderung  gegen  Y  wird  beim  Trassanten  in  der  B.  nicht 
unter  den  „Debitoren",  als  Forderung,  sondern  als  „Wechsel",  somit  als 
Sache  vorgetragen.  Dies  ist  möghch,  weil  die  Wechselurkunde  ja  körper- 
lich beim  Aussteller  vorhanden  ist,  indem  sie  bei  ihm  eingmg.  Beim  Be- 
zogenen ging  sie  dagegen  aus.  Sie  steht  nicht  mehr  in  seinem  Besitz. 
Er  hat  sie  buchmäßig  weggegeben.  Also  kann  die  Wechselverbindlichkeit 
bei  ihm  nur  unter  den  ,^ Kreditoren'^  als  Schuldposten  erscheinen.  Dies 
entspricht  auch  der  gesetzHchen  Definition  der  B.  Auf  der  Aktivseite 
stehen  nach  ihr  ,, Vermögensgegenstände",  also  nicht  bloß  Forderungen, 
auf  der  Passivseite  aber  lediglich  ,, Schulden":  ,,B.  ist  ein  das  Verhältnis 
des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellender  Abschluß." 

IV.  A.  Wie  die  ganze  Erörterung  zeigt,  beruht  die  Art  der  kauf- 
männischen Buchung  der  Wechselforderu?igen  auf  dem  Gedanken,  daß  der 
Trassant  den  Wechsel  vor  Eintrag  in  die  Bücher  an  den  Trassaten  zum 
Akzept  schickt.  Erst  dieser  erzeugt  durch  seine  Unterschrift  den  Wechsel 
und  gibt  ihn  nun  an  den  Trassanten.  Von  ihm  geht  er  aus ;  beim  Trassanten 
geht  er  ein. 

B.  Diese  Vorstellung  erklärt  sich  aus  der  wirtschaftlichen  Bedeutung 
des  Akzepts.  Das  Wechselakzept  bildet  die  Grundlage  des  Wechsel- 
umlaufes, der  Verkäuflichkeit  des  Wechsels ;  ist  der  Akzeptant  gut,  dann 
ist  der  Wechsel  gut.  Der  Akzeptant  ist  der  oberste,  der  Hauptwechsel- 
schuldner. Die  anderen  Wechselschuldner  versprechen  nur,  daß  er  zahle. 
Er  ist  der  letzte  Wechselschuldner;  er  ist  nur  Wechselschuldner,  nicht 
auch  Gläubiger  aus  dem  Wechsel. 

C.  Weil  die  Wechselannahme  diese  grundlegende  Bedeutung  für  den 
Wechselverkehr  hat,  setzt  die  kaufmännische  Buchführung  das  Akzept 
in  allen  Fällen  als  gegeben  voraus.  Sie  fingiert  den  Ausgang  des 
Wechsels  vom  Bezogenen.  Auch  wenn,  was  die  Regel,  der  Trassant 
den  Wechsel  nach  Aufstellung  nicht  an  den  Bezogenen  zur  Annahme 
schickt,  sondern  dem  Remittenten  (Z)  ausantwortet,  wird  dies  doch  als 
ein  zweites,  als  ein  Weitergeben  des  Wechsels  gebucht.  Y  gibt;  das 
Rimessenkonto  des  AussteUers  X  empfängt  und  gibt  ihn   weiter  an  Z: 

Konto  Y 

Haben 

I  Per  Rimessenkonto    .... 
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Eimessenkonto 


Soll 


Haben 


An  Konto  Y 


Per  Konto  Z 


Konto  Z 


SoU 
An  Eimessenkonto     ....  | 

D.  In  §  lim  lernten  wir  den  Fall  kennen,  daß  Waren  auf  dem 
Transport  buchungsmäßig  unter  Umständen  niemanden  zugehören,  nicht 
mehr  dem  Absender,  noch  nicht  dem  Empfänger.  Hier  bringt  die  Fiktion 
des  Ausgangs  des  Wechsels  vom  Bezogenen  mit  sich,  daß  in  den  Büchern 
des  Ausstellers  die  Wechselschuld  des  Trassaten  früher  entsteht,  als 
in  den  Büchern  des  letzteren.  Der  Aussteller  erkennt  den  Bezogenen 
als  Geber  des  Wechsels  bei  Ziehung  desselben,  vor  seiner  Weitergabe 
an  den  Eemittenten.  Der  Bezogene  kreditiert  sein  Trattenkonto  für  die 
abgegebene  Tratte  frühestens  nach  Empfang  des  Berichtes  von  der  Ziehung '). 
Die  Wechselforderung  entsteht  also  buchmäßig  früher,  als  die  entsprechende 
Wechselschuld. 

Die  Buchung  des  bedeckten  Wechsels. 

§  20. 

I.  Wir  setzten  bisher  einen  Gefälligkeitswechsel  voraus,  d.  h.  einen 
Wechsel,  den  der  Bezogene  ohne  Deckung  akzeptiert.  Nichts  anderes 
gilt  aber  auch  für  den  bedeckten  Wechsel,  d.  h.  den,  für  dessen  Zahlung 
der  Bezogene  Gegenwert  bereits  erhalten  hat  oder  zu  fordern  berechtigt  ist. 

II.  A.  Nehmen  wir  den  regelmäßigen  Fall  Eegelmäßig  dient  die 
Tratte  zur  Einziehung  einer  Forderung.  Mittels  Eimesse  (gekauften 
Wechsels)  zahlt  man  Schulden,  mittelst  Tratte  zieht  man  Schulden  ein. 
Akzept  Avird  also  regelmäßig  ,,auf  Schuld"  gegeben. 

1.  Wir  setzen  daher  voraus,  Y  hat  von  X  auf  Kredit  um  1000 
Waren  bezogen,  und  buchen  deshalb  auf  Seite  des  X,  wenn  für  2000  Mk. 
Waren  vorrätig  waren: 

Warenkonto 
Soll                                                      Haben 
An  Bilanzkonto  1901      .     .     2000     Per  Konto  Y 1000 


Konto  des  Y 


Soll 


An  Warenkonto     ....     1000  [ 

2.  Nun  zieht  X  die  Tratte  auf  Y.     Er  bucht  deshalb  weiter: 

Konto  des  Y 


Soll 


An  Warenkonto 


Haben 
1000     Per  Wechselkonto 

Wechselkonto 


1000 


Soll 


An  Konto  Y 1000  i 

3.  Wir  machen  die  B.  für  Ende  1902  zurecht.    Die  Buchungen,  die 
dahin  führen,  lauten: 
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Warenkonto 
Soll  Haben 


An  Bilanzkonto  1901      .     .     2000 


Per  Konto  Y     .....     1000 
Per  Bilanzkonto  1902     .     .     1000 


Wechselkonto 
Soll  Haben 

An  Konto  Y |  An  Bilanzkonto  1901      .     .     1000 

und  die  B.  selbst  lautet  dann: 

Bilanzkonto  1912 
SoU  Haben 

Waren 1000 

Wechsel ^  .     .     1000 

4.  Auch  hier  steht  daher  die  Wechselforderung  nicht  als  Debitoren-, 
sondern  als  Sachposten  in  der  B. 

B.  1.  Kein  anderes  Ergebnis  ergibt  sich  bei  Betrachtung  des  Vor- 
gangs von  Seite  des  Bezogenen  aus: 

Warenkonto 
Soll 
An  Konto  X 1000  | 

Konto  des  X      - 

Haben 
I  Per  Warenkonto    ....     1000 

2.  Nach  Empfang  des  Berichts  von  der  Wechselziehung  auf  ihn 
bucht  er:  Akzeptkonto  an  Konto  X,  somit 

Akzeptkonto 

Haben 
i  Per  Konto  X 1000 

Konto  X 
An  Akzeptkonto     .     .     .     .     1000  |  Per  Warenkonto    ....    1000. 
Wir  ziehen  die  Schlußbilanz: 

Warenkonto 
An  Konto  X 1000  |  Per  Bilanzkonto     ....     1000 

Akzeptkonto 
An  Bilanzkonto      ....     1000     Per  Konto  X 1000 

Bilanzkonto 
An  Warenkonto     ....     1000  |  Per  Akzeptkonto    ....    1000. 

Einlösung  des  Wechsels. 

§  21. 

I.  A.  Nicht  nur  die  Entstehung,  sondern  auch  die  Erfüllung  der 
Wechselverbindlichkeiten   geschieht  nach   den  Regeln   der   Sachbuchung. 

B.  Wie  der  in  der  kaufmännischen  Sprache  übliche  Ausdruck  , .Ein- 
lösung des  Wechsels"  bekundet,  ist  die  Wechselzahlung  ein  Zug  um  Zug- 
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Geschäft,  d.  li.  ein  Geschäft  mit  gleichzeitigen  Leistungen  beider  Teile. 
Die  AVechselverpflichteten  haben  nur  gegen  Auslieferung  der  Wechsel- 
urkunde zu  leisten.  Dabei  handelt  es  sich  beiderseits  um  Hergabe  aus 
eigenem  Vermögen.  Demgemäß  steht  die  Wechselzahlung  unter  Buchungs- 
normen, die  den  für  den  Barkauf  geltenden^)  entsprechen,  d.  h.  unter 
den  Buchungsgrundsätzen  des  Bargeschäftes.  Ihr  Charakteristikum  ist: 
die  beiderseitigen  Leistungen  werden  unmittelbar  von  Sachkonto  auf  Sach- 
konto übertragen,  nicht  über  das  Personenkonto  des  Gläubiger-Schuldners 
geführt. 

IL  A.  L  Um  dies  zunächst  an  der  Einlösung  des  GefälUgkeits- 
akzeptes  zu  erweisen,  so  buchten  wir  oben  §  19  III  die  Begründung  der 
Wechselverbindlichkeit  auf  Seite  des  Trassaten,  wie  folgt:  Akzeptkonto 
an  Konto  X.  Dem  Sachkonto  ,, Akzeptkonto"  wird  die  Tratte  gut,  dem 
Personenkonto  X  zu  Last  geschrieben: 

Akzeptkonto 

Haben 
I  An  Konto  X      .     .     •     .     .     1000 

Konto  X 
Soll 
An  Akzeptkonto     .     .     .     .     1000  ] 

2.  Die  Einlösung  des  Wechsels  bildet  nun  an  sich  zwei  Rechts- 
akte, an  denen  der  Wechselgläubiger  X  teil  hat.  Er  empfängt  die  Wechsel- 
summe und  gibt  die  Wechselurkunde.  An  sich  wäre  somit  zu  buchen: 
Kassa-,  also  Sachkonto,  an  Konto  X,  also  Personenkonto  und  Konto  X 
an  Akzept-,  also  Sachkonto.  Aber  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger 
Buchführung  von  Zug  um  Zug-Geschäften  wird  unmittelbar  von  Sach- 
konto auf  Sachkonto  übertragen:  Kassakonto  (2000  Bestand)  gibt  an 
Akzeptkonto.  Das  Kasseukonto  wird  bei  Wechselzahlung  kreditiert,  das 
Wechselkonto  debitiert. 

Statt 

Kassakonto 

Haben 
An  Bilanzkonto  1901       .     .     1000  j  Per  Konto  X 1000 

Konto  X 

Soll 
An  Akzeptkonto     .     .     .     .     1000  i  Per  Akzeptkonto    ....     1000 
An  Kassakonto       ....     1000  \ 

Akzeptkonto 
Soll                                                      Haben 
An  Konto  X      .....     1000  1  Per  Konto  X 1000 

wird  gebucht: 

Kassakonto 

Haben 
An  Bilanzkonto  1901      .     .     2000     An  Akzeptkonto     ....     1000 

Akzeptkonto 
Soll                                                      Haben 
An  Kassakonto  X |  An  Konto  X 1000 
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und  es  bleibt  dazu: 

Konto  X 

Soll 

An  Akzeptkouto     . 

.     .     .     1000  1 

3.  Wirtschaftlich  ist  das  Ergebnis  das  gleiche,  wie  die  Bilanzziehung 
für  beide  Rechnungen  ergibt. 

a)  Im  ersten  Falle  haben  wii'  zu  buchen 

Kassakonto 


An  Bilanzkonto  1901      .     .     2000 


Per  Konto  X 1000 

An  Bilanzkonto  1902      .     .     1000 


Konto  X 
An  Akzeptkonto     ....     1000  1  Per  Akzeptkonto    ....     1000 
An  Kassakonto       ....     1000  |  Per  Gewinn-  u.  Verlustkonto     1000 

Bilanzkonto 
Soll 

Kassabestand 1000  | 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust 
An  Konto  X 1000  | 

somit  nur  mehr  1000  Mk.  Kassabestand  und  demgemäß  1000  Mk.  Verlust, 
b)  Nichts  anderes  ergibt  aber  die  zweite  Buchungsart: 

Kassakonto 

An  Bilanzkonto  1901      .     .     2000  [  An  Akzeptkonto     ....     1000 

1  An  Bilanzkonto  1902      .     .     1000 

Konto  X 
An  Akzeptkonto     ....     1000  |  Per  Gewinn- und  Verlustkonto    1000 

Bilanz-  und  Gewinn-  und  Verlustkonto  wie  oben.  Die  zweite  Buchungs- 
weise ist  nur  einfacher  und  darum  ist  sie  Buchführungsgrundsatz. 

B.  Nach  den  nämlichen  Normen  erfolgt  die  Einlösung  des  bedeckten 
Wechsels. 

1.  Wir  bleiben  beim  gleichen  Beispiel  wie  in  §  20  :  Akzept  auf 
Schuld,  Deckung  in  Waren.     Wir  buchten  auf  Seite  des  Bezogenen:: 

Warenkonto 
Soll 
An  Konto  X 1000  ! 

Konto  X 
Soll  Haben 

An  Akzeptkonto     ....     1000  \  Per  Warenkonto     ....     1000 

Akzeptkonto 

•     Haben 

I  Per  Konto  X 1000 
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2.  Nun  gibt  Kassenkonto  unmittelbar  an  Akzeptkonto;  Akzeptkonto 
wird  zugunsten  von  Kassenkonto  belastet.     Wir  schreiben: 

Kassenkonto 

Haben 
An  Bilanzkonto  1901      .     .     2000  1  Per  Akzeptkonto    ....     1000 

Akzeptkonto 

Haben 
An  Kassenkonto     ....     1000  |  Per  Konto  X 1000 

3.  Die  B.  für  Ende  1902  bestätigt  die  wirtschaftliche  Richtigkeit 
der  Buchung.     Wir  buchen  : 

AVarenkonto 
Soll  Haben 

An  Konto  X 1000  \  Per  Bilanzkonto  1,02     .     .     1000 

Kassenkonto 

An  Bilanzkonto  1901       .     .     2000     Per  Akzeptkonto    ....     1000 

I  Per  Bilanzkonto  1902     .     .     1000 

Bilanzkonto 

An  Kassakonto       ....     1000  i 
An  W^arenkonto      ....     1000  | 

An  die  Stelle  von  1000  Kassa  sind  1000  Waren  getreten. 

Schuldenzahlung  durch  Wechsel. 

§  22. 

1.  Auch  die  Art,  wie  vSchuldendeckung  durch  Wechsel  gebucht  wird, 
zeigt  die  Anwendung  der  Regeln  der  Sachenbuchuug  auf  die  Wechsel- 
forderungen. 

11.  A.  Wer  durch  Wechsel  zahlt,  zahlt  wirtschaftlich  betrachtet  mit 
Forderungen.  Das  Stück  Papier  als  solches,  das  der  Gläubiger  erhält,  ist 
wirtschaftlich  wertlos.  Aber  die  Forderung  haftet  an  der  Sache.  Darum 
gilt  für  ihren  Übergang  von  Schuldner  auf  Gläubiger  das  Prinzip  der 
Sachbuchung. 

B.  1.  Wir  nehmen  als  Beispiel:  X  bezog  von  Z  um  1000  Waren 
auf  Kredit.     Er  hat  einen  Wechsel  auf  Y  über  1000.    So  buchen  wir: 

Warenkonto 
SoU 
An  Konto  des  Z    .     .     .     .     1000  ] 

Wechselkonto 
An  Konto  Y 1000  | 

Konto  Z 

Haben 
i  Per  Warenkonto    ....    1000. 

2.  Nun  Übermacht  X  dem  Z  als  dem  Remittenten  den  auf  Y  ge- 
zogenen W^echsel.     Daher  wird  gebucht: 

Wechsel-  (Rimessen-)konto 
An  Konto  Y 1000     Per  Konto  Z 1000 


62 


§  21.   Schuldenzahlung  durch  Wechsel. 


Konto  Z 
An  Rimessenkonto      ,     .     .     lOUO  |  Per  Warenkonto    ....    1000. 

3.  Ziehen  wir  die  B.     \  or  dem  Geschäft  lautet  sie: 

Soll 
Wechsel 1000  | 

nach  dem  Geschäft: 

Soll 

Waren 1000  | 

denn  Warenkonto  wird  mit  Bilanzkonto  abgeschlossen: 

Warenkonto 
Soll       .  Haben 

An  Konto  Z 1000     Per  Bilanzkonto     ....     1000 

III.  Und  ebenso  bucht  der  Gläubiger.  Er  erkennt  den  Wechsel- 
aussteller für  die  Rimesse: 

Waren  konto 
Haben 
Warenvorrat 2000  |  Per  Konto  X 1000 

Konto  des  X 
SoU  Haben 

An  Warenkonto      ....     1000     Per  Rimessenkonto     .     .     .     1000 

Rimessenkonto 

An  Konto  X 1000  | 

Die  B.  lautet: 

Soll 

Waren 1000  I 

Wechsel 1000  ' 

IV.  A.  1 .  Die  Schuld  des  X  erscheint  somit  als  getilgt.  Aber  doch 
nur  buchmäßig,  nicht  wirtschaftlich  und  nicht  rechtlich,  der  Gläubiger 
müßte  denn  den  Wechsel  an  Zahlungs  Statt  angenommen  haben.  Allein 
dies  entspricht  nicht  der  Erwerbsnatur  des  Gewerbebetriebs  und  dem- 
gemäß auch  nicht  dem  Geschäftsgebiauche.  Es  stünde  nicht  mit  dem 
Erwerbszweck  geschäftlichen  Betriebes  im  Einklang,  wüide  sich  der 
Gläubiger  für  befriedigt  erklären,  ehe  der  Wechsel  d.  h.  die  Wechsel- 
summe bei  ihm  einging.  Daher  nimmt  er  den  Wechsel  im  Zweifel  nur 
zahlungshalber  an.  Nicht  schon  durch  Empfang,  sondern  erst  durch  Ein- 
gang des  Wechsels  will  er  bezalilt  sein. 

2.  Trotzdem  tilgt  dei'  Gläubiger  die  Schuld  des  Käufers  bei  Empfang 
des  Wechsels;  er  schreibt  ihm  den  Wechsel  gut  (Konto  X  per  Rimessen- 
konto jOOO)  und  stellt  ihm  vielleicht  sogar  Quittung  etwa  mit  den  Worten: 
,, beglichen  durch  Rimesse"  aus ;  aber  zugleich  teilt  er  dem  Wechselgeber 
brieflich  mit,  daß  er  ihn  nur  ,, unter  Vorbehalt",  „unter  üblichem  Vor- 
behalt" erkenne.  Unter  dem  Vorbehalt  ist  aber  gemeint  der  Vorbehalt 
der  jßtornierung'^,  d.  h.  der  Zurückschreibung,  wenn  die  Wechselsumme 
nicht  richtig  eingeht.  D.  h.  der  Gläubiger  behält  sich  vor,  für  diesen 
Fall  die  Gutschrift  des  Wechsels  im  Konto  des  Schuldners  durch  Ein- 
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tragung  eines  Gegenpostens  von   gleichem  Betrage   auf  der  Debetseite 
wettzumachen. 

B.  Unter  Umständen  geht  der  Gläubiger  aber  weiter  und  erkennt 
den  Schuldner  überhaupt  nicht  vor  „Eingang"  d.  h.  Eingang  der  Wechsel- 
summe für  Bezahlung. 

1.  Nur  bei  Bankwechseln  schreibt  er  mit  der  bloßen  Klausel  „unter 
Vorbehalt"  gut.  Bankwechsel  sind  die  Wechsel,  welche  den  Diskont- 
vorschriften der  Hauptnotenbank  des  betreffenden  Landes  genügen  und 
daher  von  dieser  jederzeit  diskontiert  werden. 

2.  Nichtbankfähige  Wechsel  nimmt  der  Kaufmann  lediglich  „unter 
Vorbehalt  des  Eingangs",  zur  Buchung  ins  Kredit  des  Remittenten  erst 
,,nach  Eingang"  an  ^)  oder,  wenn  er  trotz  dieser  Klausel  sie  dem  Remittenten 
sofort  nach  Empfang  gut  bringt,  so  will  er  mit  ihr  doch  angedeutet  haben, 
daß  die  Einschreibung  noch  nicht  wirtschaftliche  (z.  B.  schuldentilgende) 
Kraft  haben,  sondern  dem  Remittenten  Verfügung  über  den  Betrag  erst 
gestattet  sein  soll,  wenn  die  Wechselsumme  eingelaufen  ist. 

Die  Buchungsfähigkeit  der  Verbindliclikeiten  und  Ansprüche  aus 

dem  Wechselregreßc 

§  23. 

I.  Nur  soweit  ein  obligatorischer  Anspruch  auf  Besitz  der  Wechsel- 
urkunde beruht  oder  eine  Schuld  durch  schriftliche  Niederlegung  auf  der 
Wechselurkunde  körperliche  Grundlage  erhält,  also  nur  so  weit,  als  Forde- 
rung und  Schuld  Verkörperung  finden,  gelten  für  die  Buchung  wechsel- 
mäßiger Forderungen  und  Verbindlichkeiten  die  Grundsätze  über  Sachen- 
buchung. Sowie  diese  Art  Beziehung  von  Recht  und  Pflicht  zum  Körper 
der  Wechselurkunde  für  Entstehung  und  Bestand  beider  bedeutungslos 
ist,  kommt  auch  in  der  Buchungsweise  der  reine  Forderungs-  und  Schuld- 
charakter zum  Ausdruck. 

IL  A.  Giro=Obligo.  Mit  Weitergabe  des  Wechsels  durch  Aussteller, 
Remittent  und  Indossant  entsteht  für  jeden  dieser  Weitergebenden  Garantie- 
oder Regreßverbindlichkeit,  Giro  Verbindlichkeit,  wie  der  Kaufmann  sagt, 
dafür,  daß  der  Bezogene  den  Wechsel  am  Verfalltage  einlöse.  Diese  Ver- 
bindlichkeit ist  nicht  in  der  Wechselurkunde  beurkundet.  In  der  Art 
der  Fassung  von  Tratte  und  Indossament  kommt  lediglich  die  Zahlungs- 
anweisung, nicnt  das  Garantieversprecheu  des  Weitergebenden  zum  Aus- 
druck. Darum  fehlt  auch  für  das  Konto,  auf  das  diese  Verpflichtungen 
der  Wechselregreßschuldner  gesetzt  werden,  ein  von  der  Wechselurkunde 
als  solcher  genommener  Name.  Das  Konto,  auf  welches  die  Akzept- 
verbindlichkeiten zu  stehen  kommen,  heißt  nicht  bloß  Akzept-,  sondern  auch 
Traffejikonto,  das  Konto  über  die  Wechselforderungen  erster  Hand  d.  h. 
das  Konto  des  Wechselinhabers  Besitzwechsel-,  Rimessen-,  Devisenkonto. 
Für  das  Konto  dagegen,  auf  dem  jene  aus  der  Wechselhingabe  entstehen- 
den Garantieverbindlichkeiten  verrechnet  w^erden,  besteht  lediglich  der 
Name  Wechsely/roA-o^^/o,  Girokonto,  Giro-Obligo ;  Giro  (Indossament)  ist 
aber    nur  der  Name   für  Erklärung   auf  einer  Urkunde,    nicht  für   eine 


^)  „Gesandte  Rimesse  Mk.  200  p.  17/5  er.  auf  Frankfurt  werden  wir  Ihnen  nach 
Eingang  unter  Aufgabe  gutbringen."  Und  nach  Eingang  die  Aufgabe  (Mitteilung): 
„Zeigen  Ihnen  an,  daß  Ihre  frühere  Rimesse  über  Mk.  200  p.  17/5  er.  auf  Frankfurt 
eingegangen  ist,  wofür  wir  Sie  laut  Nota  mit  Mk.  199  Val.  p.  dato  erkennen  " 
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Urkunde,  eine  Sache  selbst.  Giro-OhJigo  ist  Giroscliuld.  Der  Schulden- 
charakter ist  hier  also  bereits  im  Namen  ausgedrückt. 

B.  Nicht  anders  steht  es  mit  den  Regreßforderungen,  die  aus  der 
Wechsel  weitergäbe  durch  Eemittent  und  Indossant  entstehen.  Sie  rechnen 
im  Sinne  des  Bilanzrechtes  nicht,  wie  die  xA.nsprüche  des  Wechselinhabers, 
zu  den  Sachbeständen  des  kaufmännischen  Vermögens,  zu  den  Wert- 
papieren, sondern  werden  als  das  vorgetragen,  was  sie  wirtschaftlich  sind, 
als  Forderungen,  als  Debitoren. 

III.  Das  Fehlen  aller  Anwendung  von  Eegeln  der  Sachbuchung  hat 
zur  Folge,  daß  diese  Verbindlichkeiten  und  Ansprüche  aus  dem  Wechsel- 
giro unter  Umständen  buchungsfrei  bleiben  ^). 

A.  Sachen,  wennn  nicht  sehr  geringfügigen  Wertes,  müssen  immer 
in  die  B.  aufgenommen  werden.  Das  kommt  von  der  Art  der  Inventars- 
errichtung für  Sachen.*  Für  diese  erfolgt  die  Inventarserrichtung  unab- 
hängig von  den  laufenden  Rechnungsbüchern  durch  unmittelbare  Aufnahme 
der  Bestände.  Das  Inventar  bildet  die  Materialiensammlung  für  die 
Bilanzherstellung,  Also  enthält  auch  die  B.,  was  unmittelbar  die  Auf- 
nahme aus  der  Natur  ergibt. 

B.  1.  Anders  bei  Forderungen  und  Schulden.  Sie  leben  nur  in  den 
Büchern  und  Korrespondenzen  des  Kaufmanns.  Für  Feststellung  des 
Forderungs-  und  Schuldenbestandes  ist  der  Inventarisierende  auf  den  Aus- 
weis der  Bücher  angewiesen.^)  Das  Streben  nach  möglichster  Kürzung 
und  Vereinfachung  der  Buchungen  führt  dazu,  alle  überflüssigen  Einträge 
zu  vermeiden.  Forderungen  und  Schulden,  die  demselben  Geschäftsvorfall 
entspringen  und  sich  wirtschaftlich  —  nicht  bloß  dem  Nennbetrage  nach 
—  die  Wage  halten,  werden  daher  nicht  gebucht. 

2.  Durch  Weitergabe  des  Wechsels  seitens  des  Remittenten  und 
jedes  weiteren  Indossanten  wird  immer  eine  Regreßverbindlichkeit  gegen 
den  Kachmann,  aber  auch  ein  RegTeßanspruch  gegen  den  Vormann  für 
den  Fall  der  Inanspruchnahme  aus  der  Regi^eßverbindlichkeit  begründet. 
Im  allgemeinen  stehen  sich  beide  Posten  im  Werte  gleich.  Ist  aber  die 
Wahrscheinlichkeit  größer,  daß  der  Kaufmann  aus  der  Regi-eßverbindlich- 
keit  in  Anspruch  genommen  wird  (notleidender  Wechsel),  als  daß  er  dann 
Ersatz  von  seinen  Vormännern  oder  dem  Akzeptanten  erhält,  d.  h.  ist 
deren  Zahlungsfähigkeit  zweifelhaft,  dann  müssen  die  beiden  Posten  ge- 
bucht werden.  Denn  dann  sind  sie  einander  nicht  gleichwertig  und  heben 
sich  deshalb  nicht  auf. 

3.  a)  Wir  buchen  daher  in  Anschluß  an  die  Buchung,  welche  die 
Weiterbegebung  des  Wechsels  zum  Gegenstande  hat: 

Wechselgiro-  (Wechselregreß-)konto 
Soll     Haben 
900      1000. 

Links  stehen  die  Veraiögensmehrungsposten  —  das  sind  die  Regi'eß- 
ansprüche,  —  rechts  die  Vermögensminderung:  die  Regreßverbindhchkeiten. 

b)  Noch  richtiger  ist  im  Hinblick  auf  den  Umstand,  daß  dem  Buchenden 
als  Regreßchuldner  andere  Persönlichkeiten  gegenüberstehen,  als  er  sich 
als  Regreßgläubiger  gegenüber  hat,  das  Wechselregreßkonto  in  zwei 
Konti  zu  zerlegen  und  demgemäß  die  Regreßverpflichtung  aus  der  Wechsel- 


'j  Simon,  Betrachtungen  386. 

*)  Sinwn  173;  derselbe,  Betrachtungen  383,  386. 
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girierung  einem  „Nachmännerkonto"  mit  1000  auf  Haben  und  den  Regreß- 
anspruch hieraus  einem  „Zweitschuldner-  oder  Vormännerkonto"  mit  900 
auf  Soll  zu  setzen.^) 

3.  Um  kein  Mißverständnis  aufkommen  zu  lassen:  nur  soferne  die 
einander  gleichwerten  Posten  demselben  Geschäftsvorfall  entspringen,  also 
sachlich  zusammenhängen,  kann  ihre  Buchung  unterbleiben.  Nicht  ist  es 
statthaft,  wenn  alle  Forderungen,  welche  der  Kaufmann  gegen  die  ver- 
schiedensten Schuldner  hat,  zusammen  200  000  und  alle  Schulden,  die  ihm 
gegen  die  verschiedensten  Gläubiger  obliegen,  zusammen  190  000  Mk.  be- 
tragen, in  der  B.  nur  zu  buchen:  Debitoren  10  000.  Die  wirtschaftliche 
Lage  eines  Geschäftes,  das  keine  Schulden  und  nur  10  000  Mk.  Forde- 
rungen hat,  ist  ganz  anders,  als  die  eines  Geschäftes,  in  dem  190  000  Mk. 
Schulden  und  200000  Mk.  Forderungen  gegenüberstehen.  Es  können  die 
190  000  Mk.  Schulden  alle  zu  bezahlen,  der  Eingang  der  200  000  Mk. 
Forderungen  nicht  so  sicher  sein.  Gegen  den  Grundsatz  der  Bilanzwahr- 
heit wäre  gefehlt,  würde  trotzdem  nur  die  Diiferenz,  10  000  Mk.,  gebucht. 

Wechselaval  und  Bürgschaftsschuld  überhaupt. 

§  24. 

I.  Anderes,  als  bei  Wechselregreß,  gilt  sofort  wieder,  wenn  irgend- 
wie Beziehung  zu  urkundlichen  Erklärungen,  also  zu  körperlichen  Gegen- 
ständen hereinspielt. 

n.  A.  Der  Bürge  für  Wechselschulden  ^)  wird  wechselmäßig  nur 
dann  verpflichtet,  wenn  er  die  Erklärung  der  Person,  für  deren  Verbindlich- 
keit er  einsteht,  mit  unterzeichnet.  Dabei  hat  seine  Erklärung  immer  die 
Bedeutung  einer  Verpflichtungserklärung.  Bei  Mitunterschrift  des  Wechsels- 
akzepts ist  dies  selbstverständlich.  Denn  hier  ist  die  Erklärung  dessen, 
für  den  der  Avalist  einsteht,  selbst  eine  Verpflichtungserklärung.  ,, An- 
genommen" wird  das  ,, Zahlen  Sie",  also  der  Zahlungsauftrag.  Aber  auch 
bei  dem  Wechselbürgen  des  Aufstellers,  Remittenten,  Indossanten  ist  dies 
der  Fall.  Die  Wechselerklärung  derjenigen,  für  die  er  sich  verbürgt, 
lautet  liier  nicht  Pflicht  aufnehmend,  sondern  Pflicht  auferlegend.  Der 
Erklärende  erteilt  Zahlungsordre.  Aber  die  Erklärung  des  Mitunterzeich- 
nenden kann  nicht  so  aufgefaßt  werden.  Das  ist  von  selbst  einleuchtend, 
wenn  er  sich  ,,als  Bürge",  ,,per  Aval"  benennt.  Allein  auch,  wenn  er 
solchen  Beisatz  unterläßt  und  lediglich  seine  Unterschrift  beifügt,  gilt  dies. 
Denn  wenn  auch  ein  Bürge  mitunterschreibt,  lautet  doch  die  Erklärung 
des  Ausstellers  nicht  ,, gegen  diesen  unseren",  sondern  „gegen  diesen  meinen 
Wechsel"  und  die  Erklärung  des  Remittenten  und  des  weiteren  Indossanten 
nicht  ,,Für  uns  an  Herrn  X",  sondern  ,,für  mich  an  Herrn  X".  Die 
Zahlungsanweisung  geht  somit  allein  von  der  Hauptperson  aus.  Die  Unter- 
schrift des  Avalisten  bezieht  sich  lediglich  auf  die  mit  dem  Zahlungs- 
auftrag von  selbst  entstandene  Verbindlichkeit  der  Hauptperson,  bedeutet 
nur  und  zwar  äußerlich  erkennbar,  urkundlich  klargelegt,  eine  Verpflich- 
tungserklärung. 

B.  Daher  wird  diese  Erklärung,  wie  Weggabe  einer  Sache,  d.  h. 
immer  gebucht.  Das  Avalkonto  führt  unter  Haben  die  Bürgschaftsverbind- 
lichkeit, unter  Soll  den  Regreßanspruch  gegen  den  Hauptschuldner;   es 


*)  Vgl.  Beigel  in  Zeitschrift  für  das  gesamte  Aktienwesen,  Jahrg.  XHI  (1903)  S.  35. 
^)  Banken  übernehmen  z.  B.  Avalverpflichtungen  für  Steuer-  und  Frachtkredite. 

K  e  h  m    Bilanzen.     2.  Auflage.  0 


66    §  25.  Die  Stelluug  d.  "Wertpapiere  (Effekteu)  i.  d.  kaufmäimiscben  Buchführung. 

wird  für  Uberniilime  der  Bürgschaft  erkannt,  mit  dem  .Regreßanspruche 
gegen  den  Hauptschuldner  belastet.  In  der  B,  stehen  dem  Avalkonto  der 
Passivseite  die  Avaldebitoren  des  Aktivums  gegenüber. 

C.  Hier  gilt  somit  anderes  als  für  wechselmäßige  Verpflichtung  des 
Hauptschuldners.  Seine  Haftungsverbindlichkeit  bleibt  ungebucht,  solange 
und  soweit  der  ihr  parallel  laufende  Kegreßanspruch  ihr  auch  wirtschaft- 
lich die  Wage  hält,  was  der  Kegel  entspricht. 

D.  Auch  in  dieser  Hinsicht  weicht  die  Wechselbürgschaft  ab.  Der 
Wechselbürge  des  Remittenten  und  der  Indossanten  hat  nicht,  wie  diese, 
gegen  deren  Vormäuner  Gläubigerrechte.  Ihm  stehen  Gläubigerrechte 
lediglich  gegenüber  seinem  Hauptschuldner  zu  und  diese  sind  mangels 
besonderen  Versprechens  in  Wechselform  keine  wechselmäßigen. 

in.  Wo  nicht  Wechsel-,  sondern  zivilrechtliche  Bürgschaft  vor- 
liegt,^) gelten  die  allgemeinen  Buchungsgesetze.  Zwar  ist  nach  BGB. 
§  766  zur  Gültigkeit  des  Bürgschaftsvertrags  schriftliche  Erteilung  der 
Bürgschaftserklärung  erforderlich.  Aber  der  Bürgschaftsschein  ist  kein 
AVertpapier,  Zur  Geltendmachung  der  Bürgschaftsschuld  gehört  nicht 
Besitz  des  Bürgschaftsscheines  und  Verfügungsrecht  über  ihn.  Also  sind 
Bürgschaftsverbindlichkeiten  nicht  zu  buchen,  wenn  und  solange  der  Eück- 
griifsanspruch  gegen  den  Hauptschuldner  der  Verpflichtung  aus  der  Bürg- 
schaftsübernahme wirtschaftlich  gleichwertig  ist.^)  Ist  dies  nicht  der 
Fall,  so  ist  das  Bürgschaftskonto  für  die  Übernahme  zu  erkennen,  für 
das  Rückgrifi'srecht  zu  belasten. 

2.  Die  Stellung  der  Wertpapiere  (Effekteu)  in  der  kaufmännischen 

Buchführung. 

§  25. 

In  den  §§  10  —  12  haben  wir  bereits  von  der  Art  der  Buchung  der 
Wertpapiere  gehandelt.  Es  ist  hierfür  nur  noch  das  Prinzip  aufzustellen. 
Welches  es  ist.  Hegt  auf  der  Hand.  In  den  eben  abgeschlossenen  Para- 
graphen ist  ausführlich  vom  Wechsel  gesprochen  und  hervorgehoben,  daß 
für  ihn  die  Grundsätze  der  Sachenbuchung  gelten.  Der  Wechsel  ist  die 
Hauptart  der  Wertpapiere.  Mithin  ist  der  allgemeine  Satz  aufzustellen: 
Wertpapiere,  Effekten  gelten,  welches  Recht  auch  immer  in  ihnen  verbucht 
ist,  ob  dingliche  Rechte  (Grundschuldbriefe  auf  den  Inhaber)  oder  Mitglied- 
schaftsrechte (Aktien,  Kuxe)  oder  Forderungen  (Schuldverschreibungen, 
Banknoten,  Papiergeld),  weil  sie  das  Recht  verkörpern,  d.  h  reell  greifbar 
machen,  für  die  Buchführung,  wie  die  Ware,  als  Sachen.^)  Ein  praktisch 
wichtiger"  allgemeiner  Grundsatz,  der  daraus  folgt,  ist :  nach  den  Grund- 
sätzen ordnungsmäßiger  Buchführung  dürfen  Wertpapiere,  die  Forderungs- 
rechte verkörpern,  sog.  Forderungspapiere,  in  der  B.  nicht  unter  den 
Forderungen  (Debitoren)  vorgetragen  werden.  Dies  wäre  Verstoß  gegen 
das  Piinzip  der  Bilanzwahrheit. 


*)  Z.B.  für  Steuerkredite  oder  Verträge  mit  Behörden.- 

*)  Ebenso  Zimmermann  §  63.  Simon,  Betrachtungen  397  meint,  wo  der  Betrag 
der  Bürgschaft  feststehe,  gehöre  er  immer  auf  die  Passivseite;  wenn  ein  Bürgschafts- 
konto in  der  B.  regelmäßig  fehle,  so  erkläre  es  sich  daraus,  dalJ  man  bürgerliche  Bürg- 
schaft auch  auf  Avalkonto  zu  buchen  pflege. 

»)  Simon  153. 
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V.  Die  Erfolgsregulierung  zwischen  verschiedenen  Geschäftsjahren. 
Der  innere  Grund  der  Erfolgsregulierung. 

§  26. 

1.  Schüii  wiederholt  hatten  wir  Veranlassung,  von  der  Erfolgsregu- 
lierung zwischen  verschiedenen  Betriebs-  oder  Rechnungsjahren  zu  reden. ^) 
Hier  sei  davon  im  Zusammenhang  gehandelt.  Was  in  Frage  steht,  ist, 
in  der  Sprache  der  kaufmännischen  Buchführung  ausgedrückt,  die  Lehre 
von  den  transitorischen  Buchungen.  Sie  zerfallen  in  zwei  Arten :  in 
ganze  transitorische  Konti  {Antizipationskonten^  Jahresübertragungs- 
konten, Interimskonti,  interne  Abrechnungskonten,  conti  a  nuovo)  und  in 
einzelne  fransitoriscJie  Posten  (Antizipationsposten). 

II.  Wie  die  ganze  kaufmännische  Buchhaltung  der  Natur  der  Ge- 
schäftsvorfälle entsprechend  in  materieller  Hinsicht  grundsätzlich  auf  wirt- 
schaftlichen Vorstellungen  beruht,  so  erklärt  sich  auch  die  Erscheinung 
der  sog.  Antizipationsposten  rein  wirtschaftlich. 

A.  1.  Immer  für  den  Schluß  eines  Geschäftsjahres  hat  nach  HGB. 
§  39  der  Kaufmann  Inventar  und  B,  aufzustellen.  Die  Buchungen  eines 
Geschäftsjahres  stellen  somit  ein  in  sich  geschlossenes  Ganzes  dar.  Die 
Eechnungen  des  Kaufmanns  sind  ,, Jahresrechnungen". ^) 

2.  Ein  Geschäftsjahr  ist  aber  ein  Jahr  der  Geschäftsführung,  der 
Geschäftsfäfigkeif.  Geht,  wie  HGB.  §  38  vorschreibt,  die  Aufgabe  der 
kaufmännischen  Buchhaltung  dahin,  die  wirtschaftliche  Lage  des  Kauf- 
manns ersichtlich  zu  machen,  so  hat  die  Buchführung  eines  Geschäfts- 
jahres die  wirtschaftlichen  Wirkungen  der  Geschäftstätigkeit  zu  ver- 
zeichnen, die  in  diesem  Jahre  geleistet  wurde.  Anders  ausgedrückt: 
maßgebend  für  den  Eintrag  der  wirtschaftlichen  Wirkungen  der  Geschäfts- 
tätigkeit in  die  Rechnuugsbücher  eines  Geschäftsjahres  ist  nicht,  in  welches 
Jahr  die  wirtschaftliche  Wirkung  der  Geschäftstätigkeit  fällt,  sondern 
maßgebend  ist,  in  welches  Jahr  die  geschäftliche  Betätigung  fällt,  durch 
die  jene  wirtschaftliche  Wirkung  hervorgerufen  wird.  Dem  Jahre  der 
geschäftlichen  Betätigung  sind  auch  die  Wirkungen  rechnerisch  zu- 
zurechnen, die  reell  d.  h.  in  Form  von  Einnahme  und  Ausgabe  erst  in 
einem  anderen  Jahre  erscheinen.  Jedem  Geschäftsjahre  ist  buchmäßig 
der  positive  und  negative  Erfolg  der  in  ihm  geleisteten  GeschäftsfäYz"^- 
keit  zuzurechnen,  mag  der  Erfolg  in  Form  von  Einnahme  bzw.  Ausgabe 
erst  in  einer  anderen  Geschäftsperiode  sich  verwirklichen :  die  in  einem 
Geschäftsjahr  verdiente^  wenn  auch  noch  nicht  gezogene  Einnahme  und 
die  durch  die  Geschäftstätigkeit  eines  Jahres  verursachte^  für  das  Ge- 
schäftsjahr zu  entrichtende,  in  dem  Geschäftsjahr  entstandene,  wenn 
auch  nicht  geleistete  Ausgabe  ist  in  diesem  Geschäftsjahre  auch  bilanz- 
mäßig zu  berücksichtigen.^ 

B.  Die  Richtigkeit  dieser  Ausführung  bestätigt  nicht  bloß  die  kauf- 
männische Übung,  sondern  auch  die  Gesetzgebung.  Nach  HypBG.  §  27 
sind  von  den  Hypothekenbanken  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  in 


»)  §§  7  VI  B  und  13  IV. 

')  HGB.  §  2461. 

')  Siehe  auch  Entsch.  in  Steuers.  X  405  und  Fuisting,  Steuerlehre  §  53  S.  136 
mit  140  für  das  Steuerrecht :  „Betriebs-  (Wirtschafts-,  Geschäfts-)kosten  sind  die  in  der 
maßgebenden  Jahresfrist  .  .  .  zum  Zwecke  der  Erzielnng  des  Roliertrags  in  irgendeiner 
Form  —  durch  Zahlung  oder  Eingehung  von  Schuldverbindlichkeiten  —  tatsächlich  ent- 
standenen Auseaben". 
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getrennten  Posten  namentlich  die  (.Tesamtbeträge  der  //?  dem  Geschäfts- 
jahre von  der  Bank  ..nTdiefifc/i  Hypothekenzinsen,  Dsivlehensprovisionen 
und  sonstigen  Nebenleistungen  der  Hypothekschuldner"  sowie  der  Ge- 
samtbetrag „der  für  das  Geschäftsjahr  zu  entrichtenden  Pfandbrief- 
zinsen" ')  anzugeben  und  nach  §  27  daselbst  sind  die  durch  Ausgabe  von 
Pfandbriefen  „entstandenen"  Kosten,  mit  Einschluß  der  für  die  Unter- 
bringung gezahlten  Provisionen,  ihrem  vollen  Betrage  nach  zu  Lasten 
des  Jahres  zu  verrechnen,  in  dem  sie  ,, entstanden"  sind;  d.  h.  also  jeden- 
falls nicht  zu  Lasten  des  Jahres,  in  dem  sie  bezahlt  werden. 

in.  Aus  dem  aufgestellten  Prinzipe  ergibt  sich  im  einzelnen  folgendes. 

A.  L  Jedem  Geschäftsjahr  ist  der  in  ihm  verdiente  Mietzins  (Dar- 
lehens-, Obligationenzins,  Provision '-),  F(?rsicherungsprämie,  Dividende, 
Versicherungssumme,')  Konjunkturgewinn  usw.)  zuzurechnen.^)  Den  Gegen- 
satz dazu  bildet 

a)  der  in  dem  Jahre  fällige,  aber  nicht  verdiente, 

b)  der  in  dem  Jahre  eingegangene,  aber  nicht  verdiente  Mietzins, 
Eückdiskont  auf  Wechselbestände,  Provisionsbetrag  ^)  usw. 

2.  Also  ist  dem  Jahre  nicht  zuzurechnen: 

a)  a)  der  in  dem  Jahre  fälh'ge,  aber  in  einem  früheren  Geschäfts- 
jahre verdiente  Mietzins.  Der  Mietzins  ist  postnumerando  zu  zahlen; 
der  Zinstermin  ist  ein  halbjähriger.  Der  Zins  beträgt  600  Mk.  Fällig 
wird  er  erst  L  April  1903.  Trotzdem  sind  300  Mk.  davon  für  L  Oktober 
bis  3L  Dezember  dem  Jahre  1902  zuzurechnen. 

ß)  Der  im  Jahre  fällige,  aber  erst  in  einem  späteren  Geschäfts- 
jahre zu  verdienende  Mietzins.  Die  Miete  ist  nach  Mietvertrag  im  voraus 
zu  entrichten.  Am  1.  Oktober  1903  werden  die  6U0  Mk.  gezahlt;  300  Mk. 
davon  sind  dem  Jahre  1904  zu  überweisen. 

b)  a)  Der  in  dem  Geschäftsjahr  eingegangene,  aber  in  em^m  früheren 
Geschäftsjahr  verdiente  Mietzins,  wobei  gleichgültig  ist,  ob  der  einge- 
gangene ]\Iietzins  bereits  im  Vorjahre  fällig  wurde,  also  nur  aus-  oder 
rückständig  ist,  oder  ob  auch  seine  Fälligkeit  erst  im  gegenwärtigen 
Jahre  eintrat. 

ß)  Der  in  dem  Geschäftsjahr  eingegangene,  aber  in  einem  späteren 
Geschäftsjahr  zu  verdienende  Mietzins,  mag  er  in  dem  Jahre,  in  dem  er 
eingeht,  bereits  auch  fällig  geworden  sein  oder  nicht.  Am  1.  Oktober 
1902  wird  der  Mietzins  bis  31.  März  1903  gezahlt.    Gleichgültig  ist  dabei, 

')  Siehe  auch  preuß.  EinkStG.  §  8 1  Nr.  3 :  Abzugsfähig  sind  „die  von  dem  Grund- 
eigenturae  zu  entrichtenden  direkten  Kommunalsteuern". 

*j  Z.  B.  Darlehensriickzahlungsprovisionen,  welche  der  Hypothekdarlehensemp- 
fänger zahlt. 

*)  Z»  B. :  Am  15.  Dezember  brennt  ein  Haus  ab;  daraus  entsteht  eine  Entschädfgungs- 
forderung  von  90  00Ü;  sie  ist  am  31.  Dezember  noch  nicht  bezahlt;  daher  ins  Aktivum 
90000,  weil  bereits  verdient. 

*)  Vgl.  Adler,  Rückstellungs-  und  Ergänzungszinsen  im  Bankarchiv  6,  88  ff. 

*)  In  der  Regel  haben  die  Darlehensprovisionen  (aktiven  Abschlußprovisionen) 
wirtschaftlich  für  die  ganze  Zeit  des  Bestehens  des  Darlehens  Bedeutung  gerade  so,  wie 
die  Abschlußprovisionen,  welche  die  Bank  an  Agenten  zahlt.  Die  Darlehensprovision 
ist  doch  nur  so  hoch,  weil  das  Geld  für  längere  Zeit  gegeben  wird.  Wenn  also  eine 
Hypothekenbank  ein  mit  5  %  verzinsliches  Hypothekdarlehen  von  10  000  Mk.  unter  Ab- 
zug einer  Ab.schlußprovision  (Damno)  von  2  °/o  auf  10  Jahre  gewährt,  daher  tatsächlich 
nur  9800  Mk.  zahlt,  so  darf  sie  die  200  Mk  nicht  dem  Jahre  der  Darlehensgewäbrung 
allein  als  Gewinn  anrechnen,  sondern  180  Mk.  davon  sind  im  ersten  Jahre  noch  nicht 
verdient:  also  formell  eingegangener,  aber  noch  nicht  verdienter  Mietzins.  Somit  Ein- 
stellung eines  alljährlich  zu  mindernden  Passivums  180  (Pro Visionsvorträge ;  sog.  Provi- 
sionsreserve). 
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ob  der  Mietpreis  1.  Oktober  fällig  war  oder  ob  die  Mietzinszahlimg  frei- 
willig* vor  dem  erst  auf  den  1.  April  1903  fallenden  Zahlungstermin  geschah. 

3.  Dagegen  ist  jedem  Geschäftsjalir  zuzurechnen  der  in  ihm  ver- 
diente, wenn  auch 

a)  schon  früher  fällige  oder  eingegangene  oder 

b)  noch  nicht  in  ihm  fällige  oder  eingegangene  Mietzins  usw. 

4.  Daß  das  in  einem  Jahre  Verdientsein  nicht  von  der  Fälligkeit 
des  Anspruchs  abhängig  ist,  erklärt  sich  aus  dem  wirtschaftlichen  Charakter 
des  Gedankens  der  Erfolgsregulierung  im  allgemeinen  und  des  Begriffes 
Verdienen  im  besonderen.  Der  Erfolgsbegriff,  die  Frage  der  Mehrung 
oder  Minderung  der  Vermögenswerte,  ist  rein  wirtschaftlich  und  ebenso 
der  Begriff  des  Verdienens.  Verdienen  heißt  (/eldwertige  Leistungen  voll- 
bringen. Der  Fälligkeitsbegriff  hat  dagegen  rechtliches  Wesen.  Vor  der 
Zeit,  die  für  die  Leistung  bestimmt  oder  aus  den  Umständen  zu  entnehmen 
ist,  hat  der  Gläubiger  keine  Willens-,  also  keine  rechtliche  Macht  über 
den  Schuldner,  die  Leistung  von  ihm  zu  verlangen^).  Somit  gehören 
Verdienen  und  Fälligsein  verschiedenen  Vorstellungskreisen  an.  Auch 
wenn  der  Vierteljahrslohn  erst  am  1.  Februar  fällig  ist,  verdient  ist  der 
Lohn  für  die  Monate  November  und  Dezember  doch  schon  am  31.  Dezember. 
Verdient  ist  der  erst  am  1.  April  fällige  Hypothekenhalbjahrzins  für  die 
Monate  Oktober  bis  Dezember  doch  Ende  Dezember. 

B.  Was  für  den  im  Geschäftsjahr  verdienten  Mietzins  usw.  gesagt 
ist,  gilt  in  entsprechender  Weise  auch  über  den  für  das  Geschäft  zu 
entrichtenden  Mietzins  (Gehalt,  Steuern  usw.). 

1.  Jedem  Geschäftsjahr  ist  aufzurechnen  der  für  es  zu  entrichtende 
Mietzins  (Hypothekenzins,  Erbbauzins,  Abschluß-  oder  Inkassoprovision 
an  Agenten,  Courtage,  Gratifikationen  und  sonstige  Betriebsausgaben  und 
Verluste  usw.),  also  nicht 

a)  der  in  dem  Geschäftsjahr  fällige  Mietzins  (Gehalt  usw.),  soweit 
er  nicht  zugleich  Vergütung  für  die  in  dieses  Jahr  fallende  Gebrauchs- 
überlassung bzw.  Arbeitsleistung  ist,  daher  nicht,  soweit  er  betrifft  Miete 
usw.,  die  in  das  vorausgehende  oder  in  das  nachfolgende  Jahr  fällt, 

b)  der  in  dem  Geschäftsjahr  gezahlte  Mietzins  usw.,  soweit  er  für 
Miete  usw.  eines  früheren  oder  späteren  Geschäftsjahres  gezahlt  ist. 

2.  Mietzins,  Hypothekenzins  usw.  für  ein  Geschäftsjahr  ist  Ver- 
gütung für  die  Leistung  während  eines  Geschäftsjahres,  also  Vergütung 
für  die  Leistung  während  dieses  und  nicht  während  eines  anderen  Geschäfts- 
jahres. 

3.  Für  ein  Geschäftsjahr  zu  entrichtender  Mietzins  usw.  ist  endlich 
nicht  gleichbedeutend  mit  in  einem  Geschäftsjahr  zu  entrichtender.  In 
einem  Geschäftsjahre  zu  entrichtender  Mietzins  ist  Mietzins,  der  in  einem 
Geschäft.=?jahr  fällig  wird.  Vorausbezahlter  Mietzins  im  Sinne  von  zu 
früh  bezahlter  Mietzins  und  vorausbezahlter  Mietzins  im  Sinne  von  vor- 
geleistetem  Mietzins,  also  von  Mietzins,  der  vorgeleistet  ist,  weil  nach 
dem  Vertrag  der  Mieter  praenumerando  zu  zahlen  hat,-)  sind  wohl  zu 
unterscheiden.  Der  für  ein  Geschäftsjahr  zu  entrichtende  Mietzins  kann 
vor  Beginn  oder  nach  Ablauf  dieses  Geschäftsjahres  fällig  werden.  Ent- 
zieht sich  das  „in  einem  Geschäftsjahre  Verdientsein"  juristischer  Auf- 
fassung, so  muß  wiegen  anzunehmender  Gleichheit  des  (Grundes  dasselbe 


^)  BGB.  271. 

^}  über  Vorleistung  §§  13  und  16. 
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auch  bei  der  "Wendung  ,,für  ein  Geschäftsjalir  zu  entrichtender  Mietzins" 
gelten  ^). 

IV.  Ein  wichtig-es  Beispiel  der  Erfolgsregulierung  ist  dieses:  Nach 
HGB.  §  40  ist  für  die  Bewertung  der  Tag,  für  den,  nicht  der  Tag,  an 
dem  bewertet  wird,  maßgebend,^)  also  bei  der  B.  für  das  Geschäftsjahr  1913 
der  31.  Dezember  1913,  nicht  der  1.  März  1914,  wenn  das  der  Tag  ist, 
an  dem  der  Gegenstand  für  die  B.  bewertet  wird.  Nehmen  wir  nun  den 
Fall,  ein  Wertpapier  stand  31.  Dezember  265,  am  1.  März  ist  sein  Kurs 
290  und  eine  Verbindlichkeit  (Haftpflichtentschädigung)  ist  für  31.  Dezember 
auf  50  000,  am  1.  März  dagegen  wegen  Verbesserung  der  Konjunktur 
(der  Prozeß  wird  wahrscheinlich  größtenteils  gewonnen)  auf  10  000  zu 
schätzen.  Hier  darf  das  Wertpapier  doch  nicht  zu  2900  und  die  Schuld 
zu  10  000  eingesetzt  werden.  Vor  Jahresschluß  entstandene,  wenn  auch 
erst  nach  dem  Jahresschluß  in  Erfahrung  gebrachte  A\'ertverscliiebungen 
zum  Guten  dürfen  beachtet  werden,  nicht  aber  erst  nach  dem  Jahres- 
schluß entstehende  vorteilhafte  Wertveränderungen.  Der  Gewinn  in  den 
Beispielen  ist  erst  im  neuen  Jahre  verdient.  Ein  entgegenstehender  General- 
versammlungsbeschluß ist  auch  nicht  durch  HGB.  §  271  Abs.  3  geschützt. 
Denn  er  erschwert  nur  die  Anfechtung  ungesetzlicher  Unterbewertung 
von  Aktiven  und  Überbewertung  von  Passiven.  Hier  liegt  infolge  ungesetz- 
lichen Vorbewertens  eine  unstatthafte  Überbewertung  von  Aktiven  und 
Unterbewertung  von  Passiven  vor.  Der  umgekehrte  Fall  ist:  der  Kurs 
fällt,  die  Schuld  steigt  seit  dem  Stichtag,  von  290  auf  265,  von  10  000 
auf  50  000.  Hier  ist  der  Verlust  erst  im  neuen  Jahre  entstanden ;  daraus 
folgt  aber  keineswegs  ohne  weiteres,  daß  das  Aktivura  und  das  Passivum 
nicht  nach  dem  Werte  des  Tages  der  Büanzziehung  angesetzt  werden 
dürfen.  Unterbewertung  von  Aktiven  und  Überbewertung  von  Passiven 
ist  erlaubt;  also  auch,  wenn  der  abweichende  Wert  gerade  der  des  Bilanz- 
ziehungstages  ist.  Natürlich  braucht  der  Gesellschafter  oder  sonst  Gewinn- 
beteiligte sich  Unter-  oder  Überbewertung  nicht  gefallen  zu  lassen.  Bei 
den  Voraussetzungen  des  HGB.  §  271  Abs.  3  ist  sie  aber  unanfechtbar. 
Über  das  gesetzlich  zulässige  Maß  ist  auch  abgeschrieben,  wenn  zu  einem 
niedrigeren  Werte  als  dem  des  Stichtages  angesetzt  wird. 

Die  formelle  Art  der  Erfolgsregulierung. 

§  27. 

I.  Aber  wie  wird  diese  Erfolgsregulierung  zwischen  mehreren  Geschäfts- 
perioden buchungsmäßig  ausgeführt?  Diese  Frage  leitet  uns  zur  Be- 
trachtung der  sog.  Antizipatiotiskonten  und  Antizipations/)os^e«  %  _ 

II.  Gleichgültig  ist  die  Frage  der  Fälligkeit  der  Forderung  bzw. 
Schuld.  Worauf  es  ankommt,  sind  die  Gegensätze:  verdient  und  ein- 
gegangen, verursacht  und  bezahlt.  Oder  anders  ausgedrückt:  zwei  Gruppen 
mit  je  zwei  Fällen  sind  zu  unterscheiden: 


*)  Die  ausschließliche  Herrschaft  wirtschaftlicher  Vorstellungen  in  diesen  Fragen 
zeigt  am  besten  folgendes:  Die  Miete  ist  vertragsmäßig  halbjährlich  voraus  zu  entricliten. 
Am  1.  Oktober  besteht  also  eine  fällige  Schuld  im  Rechtssinne  auch  bezüglich  des  Miet- 
zinses für  die  Zeit  vom  1.  Januar  bis  31.  März.  Aber  wirtschaftlich  ist  die  Bezahlung 
des  Mietzinses  für  dieses  Vierteljahr  erst  eine  Schuld  des  nächsten  Jahres. 

«)  S.  auch  OVG.  15,  11.^. 

*)  Hierzu  Gerstner  123  ff.,  224  ff. ;  Zimmermann  %  21 ,-  Schigut  170;  Stern,  Kaufm. 
B.  §  226;  Leitner,  Zwischenkonten  in  Z.  f.  Handelsw.  6,  66  ff. 
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A.  1.  Der  Mietzins  ist  verdient,  aber  am  Jahresende  noch  nicht 
eingegangen. 

2.  Der  Mietzins  ist  am  Jahresende  eingegangen,  aber  noch  nicht 
verdient. 

B.  1.  Der  Mietzins  ist  am  Jahresende  verursacht  (zu  entrichten), 
aber  noch  nicht  bezahlt. 

2.  Der  Mietzins  ist  am  Jahresende  entrichtet,  aber  erst  nachher 
verursacht. 

III.  Weil  hier  die  Buchungen  nur  auf  Bekanntem  aufbauen  und 
noch  nicht  zu  neuen  Buchungserscheinungen  führen,  sei  zuerst  die  Buchung 
je  des  ersten  Falles  jeder  der  beiden  Gruppen  dargestellt. 

A.  1.  Verdienter,  aber  noch  nicht  eingegangener  Mietzins,  a)  Der 
Mietzins  ist  verdient.  Für  das  Monat  macht  er  lUO  Mk.  aus.  Es  handelt 
sich  um  den  IMietzins  für  Dezember  1902.  Am  Jahresende  ist  er  noch 
nicht  berichtigt.  Gleichgültig  ist,  ob  er  schon  1.  Dezember  fällig  war 
oder  31.  Dezember  fällig  wurde  ^)  oder  ob  er,  weil  Vierteljahrszaliluug 
postnumerando  vereinbart  wurde,  erst  1.  März  zu  erlegen  ist.  In  allen 
diesen  Fällen  ist  er  31.  Dezember  verdient. 

b)  Daher  wird  zwecks  Rechnungsabschlusses  eine  Mietzinsforderung 
als  Bilanzaktivum  gebucht.  Der  Vermieter  heißt  X,  der  Mieter  Y.  Wir 
buchen  also: 

Konto  des  Mieters 
Soll                                                      Haben 
An  IVIietertragskonto    .     .     .     100  |  Per  Bilanzkonto 100 

Mietertragskonto  {Mietekonto) 
Soll  Haben 

An  Gewinn-  und  Verlustkonto     100     Per  Konto  des  Mieters  Y     .100 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Soll  Haben  (Gewinn) 

Per  Mietkonto 100 

Bilanzkonto 
An  Debitoren  (Konto  Y)  .     .     100 

2.  a)  Daß  der  verdiente  Mietzins,  die  Mietzinsforderung,  lediglich 
verbucht  wird,  weil  eine  Erfolgsausgieichung  zwischen  zwei  Geschäfts- 
jahren erfolgen  soll,  beweist  am  greifbarsten  die  Tatsache,  daß,  wenn 
ein  Eingehen  des  Mietzinses  noch  in  demselben  Geschäftsjahre  zu  er- 
warten stünde,  nach  schon  früher  vorgetragenen  Buchführungsgrundsätzen 
eine  Buchung  der  Älietpreisforderung  überhaupt  nicht  stattfände. 


*)  Dagegen  ist  die  Fälligkeit  von  Bedeutung  für  den  Begriff  „rückständiger 
Mietzins".  Rückständiger  Mietzins  ist  der  verdiente  Zins  nur,  Avenn  er  auch  schon 
fällig  ist,  wie  ein  Mietzins  rückständig  sein  kann,  ohne  schon  verdient  zu  sein.  Dies 
ist  bei  Auslegung  ,, rückständige  Hypothekenzinsen"  in  HypBG.  §§  24  Ziff  2  und  28 
Abs.  1  Ziff.  5  zu  beachten.  Rückständige  Hypothekenzinsen  werden  in  der  Regel  auch 
schon  verdient  sein,  aber  „verdiente  Hypothekenzinsen"  (§  27  daselbst)  ist  doch  kein 
damit  zusammenfallender  Begriff.  Da  das  HypBG.  §  24  Ziff.  1  vorschreibt,  daß  die  B. 
als  selbständige  Post  „den  Ge.samtbetrag  der  rückständigen  Hypothekenzinsen"  zu  ent- 
halten hat,  sind  die  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  in  einem  Gesamtbetrage  aus- 
zusetzenden „verdienten  Hypothekenziusen",  soweit  sie  den  Begriff  ,, rückständiger 
Hypothekenzins"  erfüllen,  nicht  als  „verdiente",  sondern  als  „rückständige  Hypotheken- 
zinsen" in  der  B.  vorzutragen,  somit  von  Gewinn-  und  Verlustkonto  auf  Hypotheken- 
zinsenrückstandskonto  zu  übertragen. 
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b)  In  §  13  TV  legten  wir  dar,  daß,  wenn  der  Vermieter  vorleistet 
und  der  Eingang  des  Mietpreises  noch  in  dem  nämlichen  Jahre  zu  er- 
warten steht,  die  Vorleistung  niclit  gebucht  wird,  weil  bei  Vermieten 
niclits  aus  dem  Vermögen  ausgeht,  und  der  Anspruch  auf  Mietzins  nicht 
zur  Bucliung  gelangt,  da  in  einer  bloßen  Forderung  kein  Eingang  Uegt. 
Somit  wird  nicht  gebucht: 

Mietekonto 

Haben 
Per  Konto  Y 100 

Konto  des  Mieters 
Soll 
An  Mietekonto 100  | 

sondern  eine  Buchung  findet  erst  statt,  wenn  der  Mietzins  eingeht: 

Kassakonto 
Soll 
An  Mietekonto 100  | 

IMietekonto 

Haben 
I  Per  Kassakonto 100. 

Und  bei  Jahresabschluß  lautet  die  Berechnung: 

Kassakonto 
SoU  Haben 

An  Mietekonto 100  j  Per  Bilanzkonto       .     .     .     .     100 

Mietekonto 
Soll                                                      Haben 
An  Gewinn-  u.  Verlustkonto      100  '  Per  Kassakonto 100 

Bilanzkonto 
An  Kassakonto 100 

Gewinn-  und  Verlustrechnung 

Haben 
I  Per  Mietekonto 100 

3.  a)  Aber  auch  das  ergibt  unsere  Buchung,  daß  wirklich  im  Bilanz- 
aktivum :  Debitoren  (an  Konto  Y)  nur  ein  Erfolgregulierungsposten  enthalten 
ist.  Es  ist  nicht  an  dem,  daß,  wenn  nun  im  nächsten  Jalire  die  100  Miet- 
zins eingehen,  sie  auch  in  ilim  eine  Vermögensmehrung,  also  einen  posi- 
tiven Erfolg  darstellen. 

b)  Wir  haben  bei  Eingang  der  100  im  neuen  Jahre  zu  buchen: 

Kassakonto 
SoU 
An  Konto  Y 100  | 

Konto  des  Mieters  Y 

Haben 

1  Per  Kassakonto      ....     100. 
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Aber  auf  dem  Konto  des  Y  steht  schon: 

Konto  des  Y 
Soll 
An  Mietekonto 100  | 

Denn  der  Posten  des  Bilanzkontos: 

Bilanzkonto 
Aktiva 
An  Konto  Y 100  | 

muß,  rückgebucht  auf  die  Bücher  des  neuen  Jahres,   in  dem  Konto  des 
Mieters  Y  wieder  ebenso  lauten,  als  er  dort  vor  Rechnungsabschluß  lautet: 

Konto  des  Y 

An  Mietekonto 100  | 

Somit  erhalten  wir  als  Buchung: 

Konto  des  Mieters  Y 

An  Mietekonto 100  j  Per  Kassakonto 100 

und  am  Schlüsse  des  neuen  Jahres  lautet  das  Ergebnis: 

Kassakonto 
An  Konto  Y 100  |  Per  Bilanzkonto       ....     100 

Bilanzkonto 
An  Kassabestand     .     .     .     .     100  j 

Am  Anfang  des  Jahres  stand  auf  Bilanzkonto: 

Soll 
An  Debitoren  (Mieter  Y)  .     .     100  | 
jetzt  steht  auf  ihm 

Soll 
An  Kassakonto 100  | 

Der  Aktivbestand  ist  demgemäß  der  nämliche  geblieben;  nur  seine 
Zusammensetzang  hat  gewechselt.  Eine  Vermögensmehrung  trat  infolge 
Eingangs  der  100  nicht  ein.  Der  Wert  des  Mietzinses  kam  allein  dem 
vorausgehenden  Jahre  als  Erfolg  zu  gute.  In  dem  Jahre,  in  welchem  der 
Mietzins  verdient  wurde,  sind  die  100  auch  als  Gewinn  verrechnet.  Das 
Mittel  hierzu  war  die  Einsetzung  eines  besonderen  Erfolgregulierungs- 
postens. Als  solcher  fungierte  eine  wirkliche  Mietzmsfo7^de?'U7ig,^)  ein 
reeller  Aktivposten.  Ein  reelles  erfolgregulierendes  Aktivum,  ein  affek- 
tiver und  aktiver  Erfolgregulierungsposten,  liegt  vor  oder,  wie  wir  auch 
sagen  können,  eine  effektive  Antizipation  ist  gegeben;  denn  eine  Ein- 
nahme, die  erst  in  der  nächsten  Geschäftsperiode  zu  erwarten  steht,  wü'd 
durch  Einsetzung  des   genannten   Forderungsposten,   buchmäßig,   büanz- 


^)  Daher  gebraucht  HypBG.  §§  25  und  50  für  solche  schon  verdiente,  aber  noch 
nicht  eingegangene  Leistungen  auch  „Ansprüche  der  Bank  auf  Jahresleistungen  der 
Hypothekschuldner  für  die  auf  das  Bilanzjahr  folgende  Zeit",  „Ansprüche  auf  künftige 
Jahresleistungen". 
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mäßig:  in  die  Betriebsperiode  vorgezogen,  der  sie  wirtschaftlich  als  Aus- 
gleich zuzukommen  hat\)-). 

B.  Verursachter,  aber  noch  nicht  bezahlter  Mietzins.  1.  Der  Metzins 
ist  am  Jo /in sende  zu  entrichten,  aber  noch  nicht  entrichtet,  ist  verur- 
sacht, entstanden,'-^  aber  noch  nicht  erlegt.  Wir  betrachten  das  gleiche 
■wirtschaftliche  Verhältnis  also  vom  Standpunkte  des  Mieters.  Gleichgültig 
ist  demgemäß,  ob  der  Mietzins  am  Jahresende  schon  fällig  war  oder  fällig 
wurde  oder  der  Fälligkeit  noch  entbehrte,  und  die  Buchung  gestaltet  sich 
notwendigerweise  gerade  entgegengesetzt.  Ausmünden  muß  sie  daher  auf 
ein  erfol(jreyulierendes  BUanzpassivum.^) 

2.  Folgende  Entwicklung  ergibt  sich. 

a)  Nach  allgemeinen  Buchhaltungsgrundsätzen  wird  nicht  die  Ver- 
pflichtung aus  dem  Mietvertrage,  die  Mietzinsschuld,  sondern  nur  ihre  Er- 
füllung, die  Mietzinszahlung  gebucht.^)  Also  unterbleibt  an  sich,  wenn 
der  Mietzins  nicht  im  voraus  bezahlt  wird,  jede  Buchung  des  Mietvertrages 
in  den  Büchern  des  Mieters  bis  zur  Zahlung.     Nicht  wird  gebucht: 

Konto  des  Vermieters  X 

Haben 
I  Per  Mietekonto 100 

Mietekonto 
Soll 
An  Konto  X 100  I 

und,  wenn  dann  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  —  hier  Ende  Dezember  — 
gezahlt  \\ird: 

Konto  X 
Soll                                                    Haben 
An  Eassenkonto       ....     100  |  Per  Mietekonto 100 

Kassenkonto 

Haben 

Bisheriger  Kassabestand    .     .     200  |  Per  Mietekonto 100 

wodurch  dann  weiter  sich  über: 

Mietekonto 
An  Konto  X 100  j  Per  Gewinn- und  Verlustkonto     100 


')  Ein  anderes  sehr  häufiges  Beispiel  bilden  die  Darlehenszinsen.  Eine  A.  besitzt 
Hypothekeupfandbriefe  mit  April-  und  Oktoberkoupons.  Der  Zins  wird  postnumerando 
gezahlt.  Am  31.  Dezember  1902  ist  die  Hälfte  der  1.  April  1903  fällit^eu  Zinsen  verdient. 
In  die  B.  per  ultimo  1902  wijd  daher  die  Hälfte  der  Aprilzinsen  als  Gewinn  pro  1902 
verrechnet  und  als  „Vortiagszinseu"  unter  die  Bilanzaktiva  eingesetzt. 

*)  Natürlich  kann  ausnahmsweise  die  Einsetzung  solcher  Posten  verboten  sein ;  so 
HypBG.  §  25  Abs.  4  im  Gegensatz  zu  §  50  Abs.  2. 

*)  VAG.  22 :  „Die  im  ersten  Geschäftsjahr  entstandenen  (Gegensatz :  gezahlten) 
Kosten  der  Einrichtung."  Ebenso  HypBG.  §  25:  „Die  durch  die  Ausgabe  der  Hypo- 
thekeupfandbriefe entstandenen  Kosten". 

*)  Unrichtig  ist,  fällige,  aber  noch  nicht  bezahlte  Betriebsausgaben  (Löhne,  Zinsen, 
Mieten,  Steuern)  aus  dem  Gewinu  gebildete  Schulden»-eserren  zu  nennen.  Es  sind  Schuld- 
posten,  nicht  Gewinnrücklagen  zum  Zwecke  zukünftiger  Schuldentilgung.  Vor  ihrer 
Einsetzung  ist  Gewinn  nicht  da. 

')  Vgl.  oben  §§  7  IV  und  13  VI. 
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auf  Gewinn-  und  Verlustkonto 

An  Mietekonte 100 

100  Mk.  Verlust  (Handlungsunkosten)  und  über: 

Kassakonto 

Bisher 200     Per  Mietekonto 100 

Per  Bilanzkonto 100 

auf  Bilanzkonto 
Kassabestand 100  | 

100  Mk.  Vermögensminderung  ergeben  würden,  sondern  gebucht  wird 
lediglich  —  nach  „Ausgang"  des  Mietzinses  — 

Kassakonto 
Bisheriger  Bestand  ....     200  j  An  Mietekonto 100 

Mietekonto 
An  Kassakonto 100 

was  natürlich  denselben  Eechnungsabschluß,  d.  h,  100  Mk.  Verlust  auf 
Gewinn-  und  Verlustkonto  und  100  Mk.  Minderung  auf  Bilanzkonto  ergibt. 

b)  a)  Dann  jedoch  wird  die  Mietzinsschuld  eingetragen,  wenn  der 
Mietzins  für  eine  Mietsperiode,  die  noch  dem  abgelaufeneu  Geschäftsjahr 
angehört,  nicht  mehr  in  dieser  gezahlt  wird.  Dem  Geschäftsbetrieb  des 
abgelaufenen  Jahres  ist  die  Gebrauchsnutzung  im  abgelaufenen  Jahre  zu 
gute  gekommen,  also  soll  er  rechnungsmäßig  auch  die  Ausgabe  hierfür 
tragen.  Um  dies  zu  ermöglichen,  muß  der  positive  Erfolg  des  abgelaufenen 
Jahres  rechnerisch  geschmälert  werden,  das  geschieht  durch  Erhöhung  der 
Passivwerte.  Die  Spannweite  zwischen  Aktiven  und  Passiven  wii'd  dadurch 
verringert,  der  Aktivenüberscbuß  weiter  reduziert. 

ß)  Wir  buchen  daher: 

Konto  des  Vermieters  X 

Haben 
I  Per  Mietekonto 100 

Mietekonto 
Soll 
An  Konto  X 100  ' 

Vermögensminderung  ist  damit  gegeben,  denn  die  beiden  Konten  lauten 
abgeschlossen : 

Konto  X 
SoU                                                      Haben 
An  Bilanzkonto 100  !  Per  Metekonto 100 

Mietekonto 
Soll  Haben 

An  Konto  X 100  j  Per  Gewinn- und  Verlustkonto     100 

d.  h.  Bilanzkonto 

Passiva 
I  Per  Kreditoren  (Konto  X)     .     100 


76  §  27,   Die  formelle  Art  der  Erfolgsregulierung. 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust 
An  Mietekonto 100  | 

y)  Um  der  Erfolgregulierung  zwischen  zwei  Geschäftsjahren  willen 
erscheint  in  der  B.  ein  Passivposten  und  zwar  ein  Schuldi^osten,  ein 
effektiver  passiver  Erfolgregulierungsposten,  eine  effektive  Passiv- 
antizipation ;  denn  eine  Vermögensminderung,  die  an  sich  erst  im  nächsten 
Geschäftsjahr  eintreten  würde,  ist  zum  Ausgleiche  des  Vorteils,  den  das 
abgelaufene  Jahr  aus  der  Gebrauchsüberlassung  zog,  rechnungsmäßig  bei 
der  Berechnung  des  Erfolges  des  abgelaufenen  Jahres  auf  die  Rechnung 
dieses  Jahres  vorgezogen  und  so  dem  folgenden  Jahre  vorweggenommen  und 
zwar  durch  Einsetzung  einer  reellen  Mietzinsschuld  in  die  Abschluß- 
bilanz und  ihre  Grundlagen.  ^)^) 

d)  Das  Einstellen  der  Zinsschuld  hat  praktische  Bedeutung,  wenn 
sie  nicht  alle  Jahre  gleich  ist.  Eine  Privatbahn  hat  ein  Anlehen  mit 
April-  und  Oktobercoupons  ausgegeben,  Sie  lastet  die  Halbjahrszinsen 
ganz  dem  Jahre  an,  in  dem  sie  fällig  werden.  Das  Jahr  1904  trägt  also  den 
Zins  von  Oktober  bis  Dezember  1902  mit,  ist  dagegen  von  dem  auf  Ok- 
tober bis  Dezember  1904  entfallenden  Zins  befreit.  Keines  der  Jahre  1903, 
1904,  1905  kommt  dabei  zu  kurz  weg,  wenn  die  Zinsschuld  nicht  wechselt. 
Anders,  wenn  sie  infolge  von  Anlehen,  Tilgung  oder  Erhöhung  stufen- 
weise zurückgeht  oder  steigt.  Das  ist  wichtig  für  den  Fall,  daß  nach 
dem  Reingewinn  eines  bestimmten  Jahres,  des  Jahres  1904,  bei  Verstaat- 
lichung der  Übernahmepreis  berechnet  wird.  Der  Reinge"«Tnn  des  Jahres 
1904  wird  geringer,  wenn  die  Erhöhung  der  Zinsschuld  um  jährlich 
20  000Mk.,  die  dui'ch  Ausgabe  eines  neuen  ab  I.Oktober  1904  lautenden 
Anlehens  von  500  000  Mk.  zu  4"u  entsteht,  soweit  sie  auf  das  Jahr  1904 
entfällt  —  das  sind  5000  Mk.  für  Oktober  bis  Dezember  —  diesem  auch 
belastet  wird.     Der  Übernahmepreis  geht  entsprechend  zurück. 

IV.  Wir  gehen  zu  den  beiden  anderen  Fällen  über.  Sie  unterscheiden 
sich  buchhaltungsmäßig  von  den  zwei  ersten  dadurch,  daß  sie  nicht  bloß 
in  Form  von  Einzelposten,  sondern  in  Form   von   ganzen  Antizipations- 


*)  Ein  anderes  Beispiel:  eine  Hypothenbank  gibt  Pfandbriefe  mit  April-Oktober- 
conpons  aus.  Der  Aprilconpon  1903  ist  in  der  B.  per  ultimo  1902  zur  Hälfte  als 
„Vortragszinsen",  „anteilige  Pfandbriefzinsen''  in  das  Passivum  zu  setzen. 

*)  Nichts  dagegen  einzuwenden  ist,  wenn  diese  Passivantizipationen  als  zwar 
gegenwärtig  nicht  effektiv  bestrittene,  aber  wirtschaftlich  doch  bereits  der  abgelaufenen 
Verrechnungsperiode  anzulastende  „Auslagen"  bezeichnet  werden,  obwohl  ihr  bilanz- 
rechtliches Wesen  dadurch  nicht  klargestellt  wird,  aber  zurückgewiesen  werden  muß, 
wenn  man  sie  als  (zwar  noch  nicht  effektiv  bestrittene,  aber  wirtschaftlich  bereits  die 
abgelaufene  Verrechnungsperiode  pro  rata  belastende)  Verluste  bezeichnet.  Verlust  ist 
Mindening  von  wirtschaftlichen  Werten  ohne  ausgleichende  Mehrung  anderer  wirtschaft- 
licher Werte.  Hier  hat  der  Unternehmer  doch  auch  ein  wirtschaftliches  Gut  empfangen, 
das  Recht  der  Nutzung  des  Mietgegenstandes.  Die  Steuerfreiheit  der  Passivantizipationen 
kann  daher  nicht  aus  österr.  PersStG.  §§  95  f.  erklärt  werden.  Dort  ist  von  „Verlust- 
reservefonds" die  Rede,  die  zur  Deckung  von  „Verlusten"  dienen,  die  „bereits  eingetreten 
sind  oder  als  voraussichtliches  Ergebnis  der  Geschäftsverhältnisse  zu  gewärtigen  sind". 
Nicht  nur,  daß  es  sich  hier  um  Wertabgänge  handelt,  welchen  kein  Empfangen  wirtschaft- 
licher Vorteile  gegenübersteht,  sondern  auch  unterscheiden  sich  diese  Verlustreservefonds 
von  den  Passivantizipationen  dadurch,  daß  sie  eine  in  der  abgelaufenen  Rechnungsperiode 
wegen  eingetretener  oder  sehr  wahrscheinlicher  Verluste  schon  effektiv  vorgenommene 
Wertabschreibnng  konstatieren.  In  Wahrheit  folgt  die  Steuerfreiheit  dieser  Antizipations- 
konten daraus,  daß  sie  eine  GeschMtsschuld  darstellen.  Zur  Erzielung  des  Ertrags  ein- 
gegangene Verbindlichkeiten  bilden  einen  Bestandteil  der  Betriebsausgaben  und  sind 
darum  steuerfrei. 
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rechnungen,  Anüziyationskojifen  (in  diesem  engeren  Sinne)  zum  Ausdruck 
geb)-acht  zu  werden  vermögen. 

A.  Vorausempfangener,  aber  noch  nicht  verdienter  Mietzins.  Der  Miet- 
zins ist  am  Jahresende  ein(/ef/angen^  aber  noch  nicht  verdient  (aktiver 
Antizipandozins)})"^)  Der  Mieter  hat  vorgeleistet.  Auf  Seite  des  Ver- 
mieters ergibt  sich  hieraus  folgende  Buchung,  wenn  wir  annehmen,  es 
handle  sich  um  den  Mietzins  für  Januar  des  nächsten  Geschäftsjahres 
und  die  am  1.  November  gezahlte  Vierteljahrsmiete  betrage  300. 

1.  Würde  das  Vierteljahr,  für  das  der  Mietpreis  voraus  empfangen 
ist,  ganz  in  das  abzuschließende  Rechnungsjahr  fallen,  so  wäre  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  die  Buchung: 

Kassakonto 
Soll 
An  Mietertragskonto     .     .     .     300  |  Per  Bilanzkonto 300 

Mietertragskonto 

Haben 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto    300     Per  Kassakonto 300 

Bilanzkonto 
Aktiva 
An  Kassakonto 300  | 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Gewinn 
I  Per  Mietekonto 300. 

2.  So  aber  lautet  die  Buchung 

a)  entweder : 

Kassakonto 
SoU 

An  Mietekonto 300  ! 

Mietekonto 

Haben 

An  Bilanzkonto 100     Per  Kassakonto 

An  Gewinn-  und  Verlustkonto     200  j 

und  bei  Bücherabschluß: 

Kassakonto 
Soll                                                      Haben 
An  Mietekonto 300  I  Per  Bilanzkonto 300 


')  Vgl.  OVG.  10,  405. 

')  Ein  anderes  Beispiel  in  OVG.  10,  279 :  Eine  Akkumulatorenaktiengesellschaft 
übernimmt  auf  Grund  besonderer,  gewöhnlich  für  10  Jahre  abgeschlossener  Verträge  die 
Instandhaltung  der  von  ihr  gelieferten  Akkumulatoren  gegen  ZaKlung  einer  gleichmäßigen 
Jahresprämie.  Da  die  Prämien  kaum  die  Selbstkosten  decken,  stellen  die  in  einem  Jahre 
vereinnahmten,  aber  nicht  verwendeten  Prämien  nur  Vorauszahlungen  für  die  folgenden 
Jahre  dar.  Daher  ist  die  Verpflichtung  der  A.  zu  Leistungen  w^ährend  der  folgenden 
Jahre  als  Passivum  zu  buchen  (Prämienübertrag  für  laufende  Verbindlichkeit) ;  es  liegt 
Vorausbezahlung  auf  noch  laufende  Unterhaltungsverträge  vor.  Vgl.  Simon,  Betrach- 
tungen 399. 
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Bilanzkonto 

An  Kassakonto 300  j  Per  Mietekonto  (=Vorausemp- 

I     fangene  Miete) 100 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Gewinn 
I  Per  Mietekonto 200 

Mietekonto  des  neuen  Jahres  1903 

Haben  (Gewinn^)) 

I  Per  Bilanzkonto 100 

und  bei  Eechnungsabscliluß : 

Mietekonto 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto  j  Per  Bilanzkonto  1902  .     .     .     100 

1913 100  ! 

Gewinn-  und  Verlustkonto  1003 

Gewinn 

Per  Mietekonto 100 

b)  oder  die  Buchung  ist: 

Kassakonto 
SoU 
An  Mietekonto 300  ! 

Mietekonto 


An  transitorisches  Konto  .     ,     100 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto    200 


Per  Kassakonto 100 


Transitorisches  Konto 
An  Bilanzkonto 100     Per  Mietekonto 100 

Bilanzkonto 
An  Kassenkonto 300     Per  transitorisches  Konto      .     100 

Mietekonto  des  neuen  Jahres 

Haben 
I  Per  Bilanzkonto 100 

und  von  hier  an  weiter,  wie  unter  a. 

3.  Um  was  es  sich  handelt,  ist,  die  im  alten  Jahre  noch  eingegangene 
Mietsumme-  von  100  als  positiven  Erfolg,  d.  h.  als  Vermögensmehrüng 
nicht  dem  alten,  sondern  dem  neuen  Jahre  zuzurechnen,  weil  in  dieses 
erst  die  Leistung  des  Gegenwertes,  die  Gebrauchsiiberlassung  für  Monat 
Januar,  fällt  Zu  dem  Zwecke  muß  in  der  B.  des  alten  Jahres  der  Aktiven- 
überschuß um  100  herabgesetzt  werden.  Das  geschieht  dadurch,  daß  man 
den  Mietertrag  des  abgelaufenen  Jahres  um  100  kürzt  und  diese  100  in 
die  Bücher  des  neuen  Jahres  als .  Mietertrag  einsetzt.  Materiell  werden 
dadurch  die  Vermögenswerte  des  neuen  Jahres  nicht  geraehrt,  aber  der 
Aktivenüberschuß  ist  um  100  rechnerisch  höher,  weil  die  100,  die  in  der 


')  Bei  Konti  des  Reinvermögens,  der  Reinverraögensmeljrung  bedeutet  Haben  Ver- 
mögensmehrnntr  und  da»  Mietekonto  gehört  zu  dieser  Gruppe,  denn  es  ist  ein  Hilfs- 
konto der  Gewinn-  und  Verlustrechnung. 
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B.  des  alten  Jahres  unter  den  Kreditoren,  also  unter  den  Abzugsposten 
standen,  nun  bei  dem  ja  auch  unter  den  Passiven  als  Abschlußziffer 
stehenden  Reingewinnposten  untergebracht  sind. 

Das  alte  Bilanzkonto  schließt  ab  mit: 

Bilanzkonto 

andere 

An  Kassakonto 300  j  Per  Ki-editoren 200 

j  Per    Mietzinsschuld    (voraus- 

I       empfangene  Miete)    .     .     .     100 

Das  Abschlußkonto  des  neuen  Jahres  lautet: 

Bilanzkonto 

An  Kassakonto 300  1  Per  Kreditoren 200 

'  Reingewinn  (per  Gewinn-  und 

Verlustkonto) 100. 

4.  a)  Der  formelle  Weg  der  Überführung  der  vorausempfangenen  100 
auf  die  neue  Rechnung  ist,  wie  unter  Ziff.  2  gezeigt,  ein  doppelter.  In 
das  Mietekonto  wird  ein  Schuldposten  von  100  eingesetzt  und  dieser  un- 
mittelbar oder  mittelbar  als  Passivum  auf  Bilanzkonto  überführt. 

b)  Mittelbar  geschieht  es  durch  Einfügung  eines  besonderen  Über- 
führungskontos, auf  dem  alle  überzutragenden  Werte  von  den  verschiedenen 
Einzelkonti  gesammelt  werden,  das  aber  nur  bis  zu  Bilanzkonto  führt, 
d.  h.  mit  Bilanzkonto  sich  auflöst.  Rückgebucht  wird  das  Passivum  auf 
das  neue  Mietekonto  in  beiden  Fällen  unmittelbar  von  Bilanzkonto  aus. 

5.  Zutreffend  ist  die  für  beide  Arten  dieser  Buchungen  übliche  Be- 
zeichnung transitorische  Buchungen,  Überträge  (conti  ä  nuovo).  Sie 
sind  in  der  Tat  Buchungen,  die  den  Übergang  von  Werten  auf  die  neue 
Rechnung  vermitteln.  Im  erster en  Falle  liegen  nur  transitorische  Einzel- 
posten,  im  zweiten  Falle  ein  vollständiges  transitorisches  Konto  vor. 
Die  letztere  Form  ist  die  umständlichere  und  daher  in  neuerer  Zeit  mehr 
und  mehr  der  ersteren  gewichen. 

6.  a)  Der  Name  transitorische  Buchungen  ist  übrigens  auch  für  die 
beiden  schon  abgehandelten  Fälle  des  noch  nicht  eingegangenen  und  noch 
nicht  bezahlten  Mietzinses  in  Gebrauch,  aber,  wie  keiner  Ausführung 
bedarf,  hier  ni'^ht  recht  angebracht ;  denn  sie  führen  Vermögensmehrungen 
oder  Minderungen  nicht  über,  sondern  zurück.  Vermögensmehrungen  und 
Minderungen,  die  erst  im  nächsten  Jahre  eintreten,  werden  rechnerisch 
in  das  ablaufende  Jahr  vorgezogen,  dem  neuen  vorweggenommen.  Passender 
ist  hierfür  daher  der  andere  für  sie  in  Übung  stehende  Ausdruck  Antizi- 
pationsposten. 

b)  Andererseits  ist  dieser  auch  für  die  hier  zur  Erörterung  stehenden 
Fälle  des  vorausempfangenen  bzw.  vorausbezahlten  Mietzinses  im  Schwange. 
ADein  von  selbst  versteht  sich,  daß  der  Name  Antizipation  hier  anderes 
bedeutet.  In  den  ersten  beiden  Fällen  bedeutet  er  buchmäßiges  Vorweg- 
nehmen erst  im  nächsten  Betriebsjahre  ein-  bzw.  ausgegebener  Gelder. 
Dort  handelt  es  sich  um  rechnerische,  hier  um  materielle,  effektive  Vor- 
wegnahme. 

7.  a)  Wir  haben  die  beiden  vorher  erörterten  Buchungen  als  Fälle 
der  ErfolgsreguHerung,  als  aktive  und  passive  Erfolgregulierungsposten 
oder  Konten  bezeichnet.    Unter  die  gleiche  Rubrik  ist  auch  der  zur  Be- 
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handlung  stehende  Fall  einzureihen.  Durch  das  Einsetzen  eines  Bilanz- 
passivunis  „vorausemptangener  Mietzins"  wird  der  Erfolg  zweier  Ge- 
schäftsjahre rechnerisch  ausgeglichen. 

b)  Indes  könnte  man  innerhalb  dieser  Eubrik  gegenüber  jenen  ersten 
Fällen  doch  einen  Unterschied  annehmen  wollen.  Man  könnte  sagen : 
Dort  handelt  es  sich  um  effektive  Aktiva  bzw.  Passiva;  insbesondere 
stellt  bei  dem  korrespondierenden  Falle  „verdienter,  aber  noch  nicht 
bezogener  Mietzins"  der  erfolgregulierende  Aktivposten  ein  reelles  Aktivum, 
eine  Mietzinsforderung  vor.  Hier  dagegen  wird  eine  Schuld  des  Miete- 
kontos an  transitorisches  oder  Bilanzkonto  gebucht.  Somit  steht  nur  ein 
nur  rechnungsmäßiger  passiver  Erfolgregulierungsposten  in  Frage.  Allein 
der  Posten  „vorausempfangener  Mietzins"  bildet  eine  reelle  Verpflichtung, 
wenn  auch  keine  Schuld  im  Sinne  des  Bilanzrechtes.  Wir  wiesen  in  §  17 
nach,  daß  unter  Umständen  auch  andere  obligatorische  Pflichten,  als 
„Schulden",  buchungsfahig  sind.  Als  eine  solche  Pflicht  nannten  wir  die 
Verbindlichkeit  aus  dem  Mietvertrag  zur  Gebrauchsüberlassung.  Diese  Ver- 
bindlichkeit ist  in  unserem  Falle  in  dem  Passivposten  ,, vorausempfangener 
Mietzins"  buchmäßig  ausgedrückt.  Auch  dieser  Erfolgsregulierungsposteu 
zählt  somit  zu  den  effektiven  Eechnungsposteu. 

B.  Vorausbezahlter  Mietzins.  1.  Der  Mietzins  ist  bezahlt^  aber  wirt- 
schaftlich und  eventuell  auch  rechtlich  erst  im  nächsten  Geschäftsjahre 
zu  entrichten  (passiver  A?itizipandozins).  Also  derselbe  Fall  wie  eben, 
nur  betrachtet  von  Seite  des  Mieters.  Die  Überführung  des  eingegangenen 
Mietzinses  auf  das  nächste  Geschäftsjahr  muß  somit  in  der  B.  als  erfolg- 
regulierender Aktivposten  zum  x4.usdi'uck  gelangen.  In  der  Tat  ist  dies 
der  Fall. 

2.  Wir  buchen 

a)  nur  mit  transitorischer  Einzelpost: 

Kassakonto 

Haben 
Kassabestand 500  |  Per  Metekonto 300 

Mietekonto 
Soll  Haben 


An  Kassakonto 300 


Per  Bilanzkonto  (,, vorausbe- 
zahlte Miete"  =  transito- 
rischer Posten)    .     .     .     .     100 

Per  Gewinn-  und  Verlustkonto     200 


Bilanzkonto 
Aktiva 

An  Kassakonto 200 

Vorausbezahlte  Miete   .     .     .     100 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  Gewinn 

An  Mietekonto 200  |. 

Mietekonto  des  neuen  Jahres  1903 
Soll  Haben 


An  Bilanzkonto  1902   ...     100 


Per  Gewinn- und  Verlustkonto 
des  neuen  Jahres      .     .    .     100 
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Abschlußbilaiizkonto  des  neuen  Jahres 

An  Kassakonto 200  j 

An  Verlust-  und  Gewinnkonto 

1903  (Verlust)      ....     100  ' 

b)  mit  selbständigem  trän si torischen  Konto: 

Mietekonto  1902 
SoU  Haben 

An  Kassakonto 300     Per  transitorisches  Konto      .     100 

j  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto     200 

Transitorisches  Konto 
An  Mietekonto 100  j  Per  Bilanzkonto       .     .     .     .     100 

Bilanzkonto 

An  Kassakonto 200 

An  transitorisches  Konto       .     100 

Mieteunkostenkonto  des  neuen  Jahres  1903 
Soll 
An  Bilanzkonto  1902  .     .     .     100  j 
und  von  hier  an  weiter,  wie  unter  a. 

3.  Es  erheUt:  Das  Bilanzkonto  weist  ein  erfolgregulierendes  Aktivum 
„vorausbezahlter  Mietzins"  auf.  Eine  „Forderung"  im  bilanzrechtlichen 
Sinne  ist  dies  nicht.  Denn  der  Vermieter  hat  nichts  herauszugeben.  Aber 
um  deswillen  liegt  doch  nicht  eine  bloß  rechnungsmäßige  xlktivantizipation 
vor.  Was  der  Posten  ,, vorausbezahlter  Mietzins"  umschreibt,  ist  der 
obligatorische  Anspruch  auf  Gebrauchsüberlassung.  ^)  Forderuugscharakter 
im  bilanzrechtlichen  Sinne  hat  dieser  Anspruch  nicht.  Aber  nicht  geleugnet 
werden  kann,  daß  der  Anspruch  ein  wirtschaftliches  Gut  darstellt.  Der 
Anspruch  kann  z.  B.  gegen  Entgelt  abgetreten  werden.  Daher  haben 
wir  es  auch  in  diesem  Falle  mit  einem  reellen  Antizipationsposten  zu  tun. 
Alle  genannten  Antizipationsposten  sind  somit  reelle  Bilanzposten,  teils 
aktive,  teils  passive.  Die  vorgetragenen  Antizipationsposten  sind  voti 
Reserve-  und  Wertberichtigungskonten  demnach  streng  zu  scheiden. 

4.  Nur  das  ist  richtig  —  und  dadurch  kann  die  Meinung  veranlaßt 
werden,  als  handele  es  sich  bei  vorausempfangenem  oder  vorausbezahltem 
Mietzins  usw.  um  lediglich  rechnungsmäßige  Buchposten  — :  diese  tran- 
sitorischen  Posten  dienen  allein  dem  Zwecke  der  Erfolgi-egulierung.  Wo 
eine  solche  nicht  in  Frage  kommt,  können  sie  wegfallen.  Nötig  sind  sie 
daher  bloß  bei  Geu-imiertnittlungsbi tanzen. 

5.  Verwendet  ward  die  Form  auch,  um  vorausbezahlte  Betriebs- 
ausgaben den  Jahren  zuzuschreiben,  durch  die  sie  wirtschaftlich  verursacht 
sind.  Z.  B.  ein  Schiff  wird  im  Dezember  für  eine  Eeise  ausgerüstet,  die 
zu  zwei  Dritteln  erst  in  das  neue  Geschäftsjahr  fällt  oder  erst  in  ihm 
angetreten  wird.  Daher  unter  den  Debitoren  ^)  als  fiktive  (interne)  Forderung: 


')  Ähnlich  bei  vorausbezahlter  Steuer  der  Anspriich  auf  Freilassung  von  Steuer- 
erhebung im  nächsten  Jahre;  bei  vorausbezahltem  Gehalt  an  Angestellte  Anspruch  auf 
Dienstleistung  im  nächsten  Jahre;  bei  im  voraus  verrechnetem  Erbbauzins  das  Recht, 
ein  Bauwerk  auf  dem  Grundstück  zu  haben. 

»)  OVO.  15,  263;  14,  133,  180. 

Rehm,  Bilanzen.    2.  Aufl.  6 
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„Ausrüstung  für  laufende  Reisen".    Dagegen  ist  unstatthaft,  auch  steuer- 
rechtlich, in  einem  Jahre  renii'sachfe  Awsgaben  auf  spätere  mitzu verteilen. 

V.  Lediglich  zum  Zwecke  der  Erfolgsregulierung  sind  solche  transi- 
torische  Buchungen  zulässig.  Somit  sind  Überträge  unstatthaft,  um  Gewinne 
oder  Verluste,  zweifelhafte  Forderungen,  Bestände  an  unsicheren  Eltekten 
und  ähnliches  als  solches  nicht  in  der  B.  erscheinen  lassen  zu  müssen. 
Es  würde  gegen  die  Bilanzklarheit  verstoßen,  wollten  derartige  Posten  nicht 
als  das,  was  sie  sind,  sondern  unter  dem  Rubrum  „Transitorisches  Konto" 
in  der  B.  vorgetragen  und  so  von  Gewinn-  und  Verlust-,  Debitoren-  oder 
Etfektenkonto  abgesetzt  werden.  Unangängig  ist  auch,  die  Posten  ,, Voraus- 
bezahlter Mietzins  (Gehalt,  Provision)"  unter  ,, Debitoren"  ,,im  voraus 
empfangener  Mietzins"  unter  „Kreditoren"  einzustellen;  der  eine  Posten 
repräsentiert  keine  „Forderungen"  und  der  andere  keine  , .Schulden"  im 
Sinne  des  Bilanzrechtes,' weil  sie  nicht  auf  Hergabe  von  Vermögen,  sondern 
nur  auf  Gebrauchsüberlassung,  Dienstleistung  usw.  gehen. 

Das  Einstellen  von  Übertragsposten  unter  Debitoren  und  Kreditoren 
ist  nur  eilaubt.  wenn  die  Leistung  auf  Geld  geht.  Die  ordnungsmäßige 
Buchführung  behandelt  die  Geschäftsjahre,  zwischen  denen  abgerechnet 
wird,  wie  Gläubiger  und  Schuldner.  Soll  Gewinn  übertragen,  d.  h.  noch 
nicht  verteilt  werden,  so  wird  eine  innere  (fiktive)  Schuld  an  das  nächste 
Jahr  ins  Passivum  gestellt.  S.  §  30.  Soll  Gewinn  vorgezogen,  d.  h.  schon 
verteilt  werden,  dann  geschieht  es  durch  fiktive  Forderung. 

VI.  A,  Grundsatz  ordnungsmäßiger  Buchführung,  also  erlaubt  ist, 
das  Einsetzen  erfolgreguKerender  Posten  zu  unterlassen,  w^enn  sie  sich 
annähernd  die  Wage  halten.  Die  A.  hat  ein  Darlehen  zu  1  000  000  zu 
5"/o  aufgenommen,  für  das  1.  April  und  1.  Oktober  die  Zinsen  zu  zahlen 
sind,  und  ein  Guthaben  gleicher  Höhe  zu  5,25  *^/o  mit  gleichen  Zinsterminen 
ausstehen.  Hier  sind  12  500  Mk.  Passivzins  am  31.  Dezember  1912  ver- 
ui'sacht,  aber  noch  nicht  entrichtet  und  andrerseits  am  1.  Januar  1912 
13125  Aktivzins  verdient,  aber  noch  nicht  eingegangen.  Das  gleiche  er- 
gibt sich  beim  Gegensatze:  Aktivzins  vorauserhalten  und  Passivzins  voraus- 
bezahlt. 

Unternehmen,  bei  welchen  die  Bilanzaufstellung  längere  Zeit  erfordert, 
weichen  nicht  selten  von  der  Ordnungsmäßigkeit  ab.  Sie  ziehen  Geschäfte, 
die  erst  nach  Jahres-,  aber  vor  Bilanzschluß  erledigt  werden,  noch  in 
den  Abschluß  ein,  obwohl  die  Erledigung  dem  neuen  Jahre  zuzurechnen 
wäre,  indem  sie  die  alten  Konten  noch  einige  Wochen  offen  lassen.  Sie 
vermeiden  so  transitorische  Konti  *). 

B.  Wenn  sonst  in  den  Bilanzen  Zwischenkonti  selten  begegnen,  so 
erklärt  sich  dieses  daraus,  daß  in  der  Praxis  der  Regulierungsposten  meist 
mit  dem  Konto,  das  er  reguliert,  durch  Zuzählen  oder  Abziehen  verrechnet 
wird,  also  z.  B.  mit  dem  Provisions-  oder  Unkostenkontof). 

Oft  werden  auch  alle  aktiven  und  alle  passiven  Übertragsposten 
zu  je  einem  Sammel- Übertragskonto  zusammengezogen,  z.  B. 

im  Aktivum:  Konto  neuer  Rechnungen: 

noch  laufende  Zinsen 20  000 

vorausbezahlte  Miete 5  000 

vorausbezahlte  Versicherung 5  000 

30  000 


')  Vergl.  Reisch  I  §  144,  Leitner  117. 
*)  SchmcUenbach  in  seiner  Z.  6,  586  f. 
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und  ebenso  im  Passivum:  Konto  neuer  Rechnungen: 

Rückstellungen  für  Inkassospesen    .     .     .  3000 

noch  zu  zahlende  Courtage 2  000 

noch  zu  zahlende  Gratifikationen     .     .     .  3000 

~  8  000. 

VII.  Zum  Schluß  seien  noch  drei  Hauptfälle  von  passiven  Antizi- 
pationsposten der  B.en  erwähnt,  welche  die  Praxis  kennt:  vorausbezahlte 
Passagen,  vorausbezahlte  Prämien  (Prämien Überträge)  und  die  sogenannte 
Schadenreserve. 

A.  Vorausbezahlte  Passagen  und  Frachten.  Bei  SchitfahrtsgeseUschaften 
findet  sich  regelmäßig  ein  Bilanzpassivposten  für  eingegangene,  aber,  weil 
die  Überfahrt  erst  im  folgenden  Jahre  stattfindet,  noch  nicht  verdiente 
Vberfahrfsgelder  (Frachten):  , .unerledigte  Fahrscheine",  „Passagenkonto", 
,, vorausbezahlte  ÜlDerfahrten"  (Prepaids^);  ,,pendente"  oder  ,, unerledigte 
Reisen"  (laufende  Passagieranweisungen  und  vorausbezahlte  Frachten 
umfassend)  ^. 

B.  Die  beiden  anderen  Fälle  gehören  dem  Yersicherungsgeschäfte  an : 
1.  Prämienuberträge.  In  Versicherungsbilanzen  ■^)  begegnet  als  ständiger 

Posten  der  Passivseite  der  Posten  „Prämienüberträcje^' . 

a)  Prämienüberträge  sind  noch  nicht  verdiente  Teile  gezahlter  Jahres- 
prämien, daher  empfangene,  aber  noch  nicht  verdiente  Versicherungs- 
vergütungen. 

b)  Der  Posten  verdankt  einem  doppelten  Umstände  seine  Entstehung. 
d)   Die   Versicherungen    werden   nicht    sämtlich   am    ersten   Tage 

(1.  Januar),  sondern  zu  jeder  beliebigen  Zeit  des  Geschäftsjahres  ab- 
geschlossen. Nach  den  Versicherungsbedingungen  ist  aber  die  Prämie 
für  das  ganze  erste  Versicherungsjahr  vorauszuzahlen.  Die  Rate  der  in 
dem  Rechnungsjahr  voll  einbezahlten  Prämie,  der  dem  Prämienreserve- 
fonds des  nächsten  Jahres  zuzuweisen  ist,  weil  ein  Teil  des  ersten  Ver- 
sicherungsjahres in  das  nächste  Rechnungsjahr  fäUt,  darf  nicht  dem  Erfolge 
des  Rechnungsjahres  der  Einzahlung  zugerechnet  werden,  sondern  ist  auf 
das  nächste  Jahr  als  Erfolg  zu  ,, übertragen"  und  daher  als  den  Aktiven- 
überschuß mindernde  Versicherungsverbindlichkeit  einzustellen.  Bei  älteren 
Versicherungsunternehmungen  ist  die  Entwicklung  des  Versicherungs- 
geschäftes eine  gleichmäßig  fortschreitende.  Die  Termine  der  Prämien- 
zahlungen veiteilen   sich   ziemlich  gleichmäßig   über  das   Geschäftsjahr. 


^)  Ähnlich  bei  Theater-,  Hotels-,  Bade-,  Konzertaktiengesellschaften  ein  Abonnements- 
konto über  eingegangene,  aber,  weil  in  das  nächste  Jahr  übergreifend,  noch  nicht  ver- 
diente Abonnementsgelder. 

')  Soweit  auf  eingezahlte  Frachten  und  Überfahrtsgelder  im  alten  Jahre  bereits  Aus- 
gaben gemacht  wurden,  ist  die  Reise  erledigt,  Fracht  und  Überfahrtsgeld  zu  entrichten 
gewesen,  nicht  vorausbezahlt.  Somit  können  im  abgelaufenen  Jahre  vereinnahmte  Fracht- 
und  Überfahrtsgelder  noch  nicht  erledigter  Reisen  nur  soweit  als  vorausbezahlt  im 
Passivum  eingesetzt  werden,  als  diese  Ausgaben  abgezogen  sind.  Es  kommt  aber  un- 
richtigerweise vor,  daß  Reedereien  die  vereinnahmten  Gelder  in  voller  Höhe  ins  Passivum 
setzen.  Dann  müssen  sie  natürlich  die  bereits  darauf  gehabten  Ausgaben  zur  Wert- 
berichtigung ins  Aktivum  buchen.  Bei  einer  großen  Reederei  steht  dieser  Posten  im 
Aktivum  unter  Diverse  Debitoren  (mit  Bankguthaben  zusammen)  oder  als  besonderer 
Posten :  (bezahlte)  „Ausrüstung  für  laufende  Reisen".  Vgl.  Leitner,  Grundriß  der 
Buchh.  u.  Bilanzkunde  27  (1911)  S.  173;  Berliner  §  46. 

^)  Während  bei  anderen  B.en  die  transitorischen  Posten  Nebenposten  sind,  bilden 
bei  der  Versicherungsbilanz  Übergangsbuchungen  die  Hauptposten.  S.  Rehm  Art.  Bilanzen 
im  Versich.-Lexikon  (hrsg.  v.  Manes)  Ergänzungsband  1913  S.  148, 
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Deshalb  können  sie  auf  umständliche  Berechnung  des  Prämienübertrags 
verzichten.  Sie  setzen  seine  Höhe  der  Hälfte  der  Jahresprämieneinnahme 
gleich.  Im  Durchschnitt  gehört  also  die  Haltte  der  Prämieneinnahme 
wirtschaftlich  dem  nächsten  Jahre  zu. 

fi)  Vor  kommt  aber  auch,  daß  nicht  bloß  ein  Teil  der  Jahresprämie, 
sondern  volle  Jahresprämien  auf  das  nächste  Jahr  zu  übertragen  sind. 
Dies  ist  der  Fall,  wenn  die  Versicherungsprämie  gleich  für  mehrere  Jahre 
voi-ausbezahlt  wird.  Mag  der  Versicherungsvertrag  auch  am  ersten  Tage 
des  Geschäftsjahres  eingegangen  sein,  im  ersten  Jahr  ist  hier  doch  nur 
eine  Jahresprämie  verdient.  Die  übrigen  sind  auf  das  nächste  Jahr  zu 
übertragen.  Und  so  geht  es  bis  zum  letzten  Jahre  fort.  Man  nennt  diese 
Art  von  Überträgen  Prämienüberträge  im  weiteren  Sinne. 

2.  Schadenreserve,  a)  Das  andere  Beispiel  aus  dem  Gebiete  des  Ver- 
sicherungswesens ist  die' sog.  Scliodeiireserve  hei  der  Schadenversicherung. 
Vor  Schluß  des  Geschäftsjahres  entstandene  (angemeldete),  aber  aus  irgend- 
welchem Grunde  in  ihm  nicht  mehr  regulierte  Schäden  *)  werden  bei  der 
Bilanzaufstellung  als  besonderes  Schadenreservekonto  unter  die  Passiven 
eingestellt. 

b)  Der  Name  Schadenreserve  ist  irreführend ;  denn  der  Posten  stellt 
keinen  Reservefonds  im  technischen  Sinne,  d.  h.  nur  ein  rechnungsmäßiges 
Passivum  dar,  sondern  der  Posten  Schadenreserve  ist  Bewertung  reeller 
Verbindlichkeiten. 

ff)  Die  Prämienüberträge  werden  in  der'  Schadenversicherung  (ins- 
besondere Feuerversicherung)  wohl  auch  Prämienreserve  genannt  und 
doch  bezweifelt  niemand,  daß  sie  Bewertung  der  über  das  Rechnungsjahr 
hinaus  validierenden  Versicherungsverbindlichkeiten  sind.  Ebenso  aber  ist 
in  dem  Posten  Schadenreserve  Bewertung  von  Versicherungsverbindlich- 
keiten  enthalten.  In  dem  einen  Falle  handelt  es  sich  um  erhaltene,  aber 
noch  nicht  verdiente  Versicherungsbeiträge,  also  um  Buchung  von  Verbind- 
lichkeiten künftiger  Zeiten;  in  dem  anderen  Falle  um  geschuldete,  aber 
noch  nicht  gezahlte  Versicherungssummen,  somit  um  Buchung  gegenwärtiger 
Verbindlichkeiten.  Dort  wird  eine  zukünftige,  hier  eine  gegenwärtige 
Versicherungsschuld  gebucht. 

ß)  Bei  der  Schadenversicherung  ist  an  sich  eine  Buchung  der  aus  dem 
Versicherungsvertrag  für  den  Versicherungsunternehmer  entspringenden 
Verbindlichkeit,  bei  Eintritt  des  schädigenden  Ereignisses  den  Schaden  zu 
ersetzen,  nicht  erforderlich,  denn  bei  Schadenversicherung  deckt  die  Jahres- 
prämie auch  nur  das  jeweilige,  d.  h.  auf  dieses  Jahr  entfallende  Risiko 
einschließlich  der  Verwaltungskosten  dieses  Jahres.  Die  Jahreseinnahmen 
und  Jahresausgaben  heben  sich  gegenseitig  auf.  Nehmen  wir  z.  B.  "eine 
Feuerversichei  ungsgesellschaft.  Auf  der  einen  Seite  25  Millionen  Prämien- 
einnahme, auf  der  anderen:  10  Millionen  gezahlte  Schäden,  13  Millionen 
Rückversicherungsprämien,  2  Millionen  Verwaltungskosten: 


')  Das  öäterr.  PersStG.  vom  25.  Oktober  1896  §  95  d  umschreibt  den  Begriff  Schaden- 
reserve mit  „Beträge,  welche  für  die  bereits  angemeldeten  Schäden  oder  sonstigen  Ver- 
sicherungsfälle am  .Jahresschlüsse  noch  nicht  zur  Auszahlung  gelangt  sind";  das  österr. 
Vers. -Reg.  §  33  Ziff.  9  mit  „der  zur  Bedeckung  bereits  fälliger  Leistungen  aus  Ver- 
sicheningsverträgen  erforderliche  Betrag",  die  deutschen  Rechnung8legnu<,'svorschriften 
mit  „Überträge  für  angemeldete,  aber  noch  nicht  bezahlte  Schäden"  oder  „Reserven  für 
schwebende  Versicherungsfälle",  „Zurückgestellte  Zahlungen  für  VersicherungsveipHich- 
tungen",  „Beträge,  welche  am  Schlüsse  des  Vorjahrs  für  bereits  eingetretene,  aber  im 
Vorjahre  nicht  durch  Zahlung  erledigte  Versicherungsfälle  zurückge;itellt  waren." 
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Einnahmen  Ausgaben 

Prämien  einnahmen      ....     25     Gezahlte  Schäden      ....     10 

Gezahlte  Eückversicherung    .     13 
Verwaltungskosten    ....       2. 

y)  Aber  dazu  kommen  nun  die  Beziehungen  der  Geschäftsjahre  unter- 
einander.   Im  Vorjahre  gingen  Prämien  ein,  für  die  das  Risiko  zum  Teil 
erst  diesem  Jahre  angehört,  und  traten  Schäden  ein,   deren  tatsächliche 
und  rechtliche  Prüfung  bei  Jahresschluß  noch  nicht  vollendet,  die  daraus 
entstandene  Versicherungsschuld  also  noch  nicht  fällig  (liquide)  war.  Ebenso 
kommen   aber  im   Jahre   selbst    erst   auf  das   nächste  Jahr   entfallende 
Prämien  ein  und  entstehen  in  ihm  Schäden,  die  bis  zum  Jahresende  nicht 
reguliert  sind.     Jedes  Jahr  soll  aber  nur  die  Prämie  für  das  Risiko   er- 
halten, das  es  wirklich  trägt,  und  soll  für  die  Prämie,  die  es  erhielt,  auch 
das  in  dieses  Jahr  fallende  Risiko  tragen.     Daher  hat  jedes  Jahr  noch 
aa)  folgende  Einnahmen:  Überträge  aus  dem  Vorjahre  und  zwar: 
aaa)  Prämienüberträge,   d.  h.  im  Vorjahr  eingegangene,   aber 
nicht  verdiente  Prämien, 

ßßß)  Schadenreserve,  d.  h.  im  Vorjahr  erwachsene,  aber,  weil 
noch  nicht  liquid,  zurückgestellte  Schäden 
und  ßß)  folgende  Ausgaben: 

aaa)  zu  übertragende  Prämien  (passive  Prämienüberträge), 
ßßß)  zu  entrichtende,  aber  noch  nicht  gezahlte  Schäden  (passive 
Schadenreserve). 

Vnä  so  erhalten  mr,  wenn   wir  die  Überträge  aus   dem  Vorjahre 
den  Überträgen  auf  das  Nachjahr  ziffernmäßig  ungefähr  gleichsetzen: 


Einnahmen 
Prämienüberträge  aus  dem  Vor- 
jahre    8 

VomVorjahre  übertragene  Scha- 
denreserve     2,1 

Prämieneinnahme 25 


Ausgaben 

Gezahlte  Schäden 10 

Zurückgestellte  Schäden  (auf  das 
Nachjahr    zu     übertragende 
Schäden,  Schadenreserve)     .       2 
Prämienüberträge  auf  das  Nach- 
jahr       

Gezahlte  Rückversicherung 
Verwaltungskosten     .     .     . 


7 

13 

2 


und  als  Gewinn-  und  Verlustrechnung 

Verlust 

Gezahlte  Schäden    j 
Gezahlte     .     .     .     .  1 10 
Schadensreserve  vom 

Vorjahr  .     .     .     .  j 


2.1 


Zurückgestellte  Schäden  .  . 
Prämienüberträge     auf     das 

Nachjahr 

Verwaltungskosten  .... 
Gezahlte  Eückversicherung  . 
Gewinnsaldo 


7.9 
2 


7.0 
2.0 
13 
1.1 


Gewinn 

Prämieneinnahmen 

Übertrag  vom  Vorjahr     .     8 

Neue  Prämien     .     .     .     .25 


33 


33 


33 


86  §  28.  Erfolgsverrechuung  bei  nicht  abgewickelten  Geschäften. 

f)  Diese  Gewinn-  nnd  Verlustrechnung  auf  Bilanzkonto  übertragen 
ergibt : 

Aktiva  Passiva 

Grundstücke 2  1  Versicherungsverbindliclikeiten 

Hypotliekenforderungen      .     .  4  !       (=  zurückgestellte  Schäden 

Wertpapiere 5  ;       =  Schadenreserve)    ...     2 

Debitoren 1         Prämienüberträge      ....     7 


Kassa 0.1 


10.1 


Gewinn .     1.1 

10.1 


Erfolgsverreclinung  bei  nicht  abgewickelten  Geschäften. 

§  28. 

I.  An  sich  ist  die'  kaufmännische  Buchhaltung  von  dem  Grundsatze 
beherrscht:  gebucht  wird  erst  die  Ausführung  des  Eechtsgeschäftes. 
Mindestens  ein  Teil  muß  vorgeleistet  haben.  Der  Abschluß  von  Lieferungs- 
und ähnlichen  Verträgen  bleibt  grundsätzlich  ungebucht.  Aber  der  Ab- 
schluß kann  in  das  eine,  die  Lieferung  in  das  andere  Geschäftsjahr  fallen. 
Ist  der  aus  dem  Geschäft  resultierende  Gewinn  allein  dem  zweiten  Jahre 
zuzurechnen,  da  erst  in  ihm  körperliche  Aus-  und  Eingänge  erfolgen? 
Die  tatsächlich  geltenden  Buchungsregeln  sind  folgende. 

A.  Erfolgsverrechnung  zwischen  Abschlufs-  und  Ausfuhrungsjahr.  1.  Vor 
allem:  wir  erinnern  uns,  der  Satz,  daß  Geschäftsabschlüsse  als  solche 
nicht  gebucht  werden,  erleidet  eine  Ausnahme,  wenn  der  Wert  der  sich 
gegenüberstehenden  Leistungen  für  den  Geschäftsherrn  verschieden  ist. 
Dann  findet  Verbuchung  statt,  falls  die  Abwicklung  nicht  mehr  in  das 
nämliche  Rechnungsjahr  fällt.^)  Daraus  scheint  zu  folgen,  daß,  wenn  A 
dem  B  verspricht,  für  20  000  IVIk.  Waren  am  1 .  April  nächsten  Jahres  zu 
liefern,  und  die  bestellten  Waren  um  18  000  herstellen  oder  anschalfen 
kann,  er  am  Jahresende  den  Gewinn  von  2000  Mk.  auch  dann  buchen 
darf,  wenn  er  um  diese  Zeit  von  der  Ware  noch  nichts  angeschafft  oder 
hergestellt  hat.     Die  Buchung  würde  lauten: 

Aktiva  Passiva 


Lieferungsverbindlichkeit     18  000 
Saldo 27000 


Kassa 25  000 

Kaufpreisforderung  .     .     .     20  000 

45 000  i  45000 

oder  kürzer: 

Kassa 25000     Saldo 27  000 

Debitoren 2  000  , 

Würde  im  nächsten  Jahr  geliefert,  so  wäre  das  Verhältnis  zwischen 
Aktiva  und  Passiva  kein  anderes.  Denn  an  die  Stelle  der  Kaufpreis- 
forderung träte  der  bezahlte  Preis,  gezahlt  in  Wechseln.  Die  Waren 
mußten  um  18  000  gekauft  werden.  Somit  fiele  zwar  die  Schuldpost  weg, 
aber  der  Kassastand  wäre  um  18  000  gemindert.     Zu  buchen  wäre 

Aktiva  Passiva 

Kassa 7  000  i  Kreditoren       0 

W^echsel 20  000  |  Saldo 27  000. 

»)  §  16  II. 
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Der  Aktivüberschuß  betrüge  also  nicht  mehr,  wie  im  Vorjahre,  27  000. 
Der  Erfolg  käme  allein  dem  ersten  Jahre  zugut. 

2.  Wäre  dies  richtig,  so  hätte  als  kaufmännische  Anschauung  zu 
gelten:  mit  dem  Abschlüsse  ist  das  Geschäft  gemaclit,  d.  h.  der  Gewinn 
verdient.  Dies  trifft  aber  nicht  zu.  Es  findet  nicht  einmal  eine  Gewinn- 
verteilung statt.  Nicht  wird  die  Hälfte  des  Gewinns  etwa  auf  das  nächste 
Jahr  übertragen  und  gebucht: 

Kaufforderung      .     .     .     .     20  000     Lieferungsverbindlichkeit.     18  000 

Transitorische  Post      .     .       1000 
Gewinn 1000, 

sondern  was  der  kaufmännischen  Gepflogenheit  entspricht,  ist  dieses :  ehe 
nicht  die  bestellten  Waren  hergestellt  oder,  wenn  nur  Weiterveräußerung 
stattfindet,  angeschafft  sind,  gilt  dem  Kaufmann  die  Kaufpreisforderung 
nicht  als  entstandene;  demgemäß  ist  auch  der  Gewinn  kaufmännisch, 
wirtschaftlich,  noch  nicht  entstanden.  Selbst  wenn  der  Rohstoff  im  alten 
Jahre  angeschafft  oder  die  Ware  halbfertig  ist  (Halbfabrikat),  darf  beides 
nur  zum  Selbstkostenpreis  gebucht  werden ;  höheres  Ansetzen  wäre  Vor- 
ziehen eines  noch  nicht  verdienten  Gewinnes;  erst  mit  Herstellung  oder 
Kauf  der  Fertigware  ist  der  Gewinn  verdient.  Sonst  bestünde  die  Gefahr, 
daß  oft  noch  nicht  eingegangener  Gewinn  verteilt  würde.  Durch  die  Ab- 
schlußtätigkeit (die  Bewegung  des  Vertragsgegners  zum  Abschluß)  ist 
der  Gewinn  noch  nicht  verdient. 

3.  Scheidet  am  Ende  des  Jahres  des  Geschäftsabschlusses  ein  Ge- 
sellschafter aus,  so  hat  er  an  dem  ganzen  Gewinn  nicht  teil. 

B.  Erfolgsverrechnung  zwischen  Herstellungs-  und  Lieferungsjahr.  1.  Anders 
liegt  die  Sache,  wenn  am  Jahresende  die  bestellten  Waren  bereits  ganz 
hergestellt  oder  angeschafft  sind,  die  Lieferung  aber  erst  im  nächsten 
Jahre  erfolgt.  Hier  dürfen  die  Waren  zu  ihrem  Verkaufswerte  an- 
gesetzt,^) also  der  Gewinn  allein  dem  Jahre  der  Herstellung  oder  An- 
schaffung zugerechnet  werden.  Kein  Gewinnteil  wird  auf  das  nächste 
Jahr  übertragen.^    Gebucht  wird: 

Waren 20  000 

2.  Diese  Buchung  ist  eine  abgekürzte  statt  folgender: 

Warenkonto 18000 

Kaufpreisford 3rung   .     .     .     20  000  1  Lieferungsverbindlichkeit  .     18  000. 

An  die  Stelle  von  18  000  Kassakonto  —  das  sind  die  18  000  Mk. 
Herstellungskosten  —  sind  Waren  in  einem  Herstellungswert  von  18000Mk. 
getreten.  Dieser  Warenbestand  ändert  nichts  an  dem  schwebenden,  d.  h. 
noch  von  keiner  Seite  erfüllten  Kaufvertrage,  aber  der  allgemeine  Grund- 
satz möghchst  kurzer  Bucliführung  greift  ein :  wenn  die  aus  einem  Geschäfts- 
vorfall zwischen  denselben  Konten  sich  ergebenden  Posten  auf  einem 
Konto  verbucht  werden,  gelangt  nach  den  Prinzipien  ordnungsmäßiger 
Buchführung  nur  die  Differenz  beider  Posten  zur  Verbuchung.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  lautet  das  Bilanzkonto  dann: 


1)  Der  Kaufmann  pflegt  es  aber  erst  zu  tun,  wenn  er  dem  Käufer  die  Rechnung 
einsendet.  Er  tut  es  vor  Jahresschluß,  um  die  Inventur  d.  h.  das  Warenlager  buch- 
mäßig zu  vei'kleinern.  Waren,  die  noch  lagern,  werden  so  behandelt,  als  wären  sie 
schon  geliefert.     Berliner  §  94  F. 

*)  Der  Gewinnbeteiligte  braucht  es  sich  nicht  gefallen  zu  lassen.    S.  §  90. 
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Warenkonto 18  000 

Überscliuß  der  Kaufpreis- 
forderung über  die  Liefe- 
ningsschuld       ....       2000 

und  dies  wird,  weil  der  mit  2000  Mk.  vorgetragene  Überschuß  der  Kauf- 
preisforderung über  die  Lieferungsverbindliclikeit  aus  einem  Verkaufs- 
vertrage über  jenen  Warenbestand  entstand,  also  mit  dem  Posten  Warenkonto 
wirtschaftlich  ein  (ranzes  bildet,  zu  dem  einen  Posten  zusammengezogen : 

Bestand  verkaufter  aber  noch 
nicht  abgesandter  Waren 
(verkaufte  Waren)  ...  20  000 

Der  Posten  ,, verkaufte  Waren"  begreift  somit  zwei  Posten  in  sich: 
den  Herstellungswert  eines  Warenbestandes,  Wareneigentums,  und  den 
Wert  eines  Verkaufsengagements,  also  den  Überschuß  wert  einer  Kauf- 
preisforderung. 

C,  Verdienter,  aber  noch  nicht  verrechneter  Gewinn  ist  wohl  zu  unter- 
scheiden von  verdientem,  aber  noch  nicht  eingegangenem  Gewinne. 
Näheres  §  30. 

II.  Erfolgsverrechnung  im  Aktienrecht.  Für  die  Erfolgsverrechnung 
bei  B.en,  welche  unter  HGB.  §261  Ziff.  2,  in  Österreich  unter  GmbHG. 
§  23  Ziff.  2  fallen,  also  insbesondere  bei  Gewinnverteilungsbilanzen  der 
A.en,  gibt  es  ausdrückliche  Bestimmungen^). 

1.  Ausschlaggebend  ist  hier  der  Satz:  Alle  Vermögensgegenstände, 
somit  auch  Forderungen''),  dürfen  höchstens  zum  Anschaffungs-  oder 
Herstellungspreise  angesetzt  werden, 

2.  a)  Hieraus  folgt  für  den  Fall,  daß  der  Vertragsabschluß  in  das 
eine,  die  Lieferung  in  das  andere  Jahr  fällt:  der  Abschluß  wird  nicht 
gebucht;  erworben  ist  die  Kaufpreisforderung  nur  gegen  Übernahme  der 
Lieferungspflicht;  diese  hat  keinen  höheren  Wert  als  18  000.  Demgemäß 
ist  auch  der  Herstellungswert  der  Kaufpreisforderung  nicht  höher.  Der 
Gewinn  kommt  auch  hier  also  ausschheßlich  dem  Jahre  der  Ausführung 
zugut. 

b)  Ebenso  ist  aber  zu  unterscheiden,  wenn  die  Ware  bereits  her- 
gestellt, aber  erst  im  nächsten  Jahre  zu  liefern  ist.  Die  Waren  dürfen 
hier  höchtens  zu  18  000  bewertet  werden,  denn  der  Herstellungspreis  der 
Waren  beträgt  nur  18  000  Mk.  und  für  die  Kaufpreisforderung  gilt  eben- 
falls nach  wie  vor  Bewertung  nach  ihrem  Herstellungspreise ;  also  bleibt 
wegen  der  gegenüberstehenden  Schuld  von  gleichem  Betrage  18  000 — 
18  000  =  0.  Der  Gewinn  kommt  in  diesem  Falle  nicht  dem  Jahre^  in 
dem  er  verdient,  sondern  dem,  in  welchem  er  reell  bezogen,  realisiert  ist, 
zu  gute. 

3.  Esser  ^)  ist  für  LieferurKjsvertrwje,  bei  welchen  die  zu  verkaufenden 
Waren  bereits  fertiggestellt  sind  und  zur  Verfügung  des  Käufers  stehen, 
obwohl  sie  sich  noch  auf  Lager  befinden,  also  noch  der  Absendung  harren, 
anderer  Meinung,  aber  er  stimmt  unserer  Anschauung  über  die  Gewinne 
und  Verluste  aus  nicht  der  Spekulation,  sondern  dem  laufenden  Geschäfte 
dienenden  Lieferungsverträgen  zu,  die  erst  im  neuen  Geschäftsjahre  zur 


')  Literatur  hierzu  Zimmermann  §  60. 
*)  Z.  B.  Konsortialbeteiligung. 
')  §  261  Anm.  4. 
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Abwicklung  gelangen,  d.  h.  für  deren  Ausführung  erst  im  neuen  Geschäfts- 
jahre Anschauung  und  Fabrikation  erfolgt. 

b)  Esser  ^)  behauptet,  die  in  Ausführung  der  Bestellung  bereits  an- 
geschafften oder  hergestellten  Waren  gingen,  trotzdem  sie  noch  im 
Lager  des  Verkäufers  sind,  und  sogar,  wenn  sie  noch  nicht  einmal 
fakturiert  sind,  bereits  vom  Bestände  der  ,, eigenen"  Waren  ab,  sofern  sie 
im  Lager  zur  Verfügung  des  Käufers  gehalten  werden.  Dies  widerspricht 
vollständig  der  kaufmännischen  Anschauung.  Nach  ihr  gehören  bestellte 
Waren  dem  Besteller  wirtschaftlich  erst  zu,  wenn  sie  das  Lager  des  Ver- 
käufers verlassen.  Nur  bei  einer  ausdrücklichen  Vereinbarung,  daß  sie 
schon  auf  Lager  zur  Verfügung  des  Käufers  stehen,  würden  sie  vorher 
aufhören,  eigene  des  Verkäufers  zu  sein.  Dann  wären  sie  aber  in  der  B. 
des  Verkäufers  überhaupt  nicht  mehr  zu  bewerten.  Das  entsprechende  Konto 
dürfte  nicht  lauten:  Warenkonto  20  000,  sondern  die  20  000  wären  unter 
die  Debitoren  als  Kaufpreisforderungen  einzustellen.  Meint  Esser  nur  diesen 
Fall,  dann  durfte  er  nicht  formulieren :  ,,Für  vorhandene  Wsiren,  welche 
definitiv  verkauft  sind  und  zur  Verfügung  des  Käufers  stehen,  muß  (selbst 
wenn  sie  noch  nicht  fakturiert  werden)  der  Verkaufspreis  (abzüglich  der 
Zinsen  bis  zum  Fälligkeitstermin)  unter  die  Debitoren  in  die  B.  eingestellt 
werden."  Denn  dies  erweckt  den  Anschein,  als  wären  die  Waren  noch 
als  eigene  vorhanden  und  nur  ungenauerweise  unter  ,, Debitoren"  bewertet. 
Femer  würden  unter  dieser  Voraussetzung  die  Waren  nach  Handelsbrauch 
schon  fakturiert  sein. 

4.  Simon^)  gibt  der  zutreffenden  Anschauung  Raum,  daß  die  verkauften 
Waren,  solange  sie  noch  nicht  abgesandt  sind,  im  Zweifel  noch  eigene  des 
Verkäufers  sind,  nimmt  aber  auch  für  das  Aktienrecht  an,  daß  sie  bereits 
zum  höheren  Verkaufspreise  angesetzt  werden  dürfen,  während  er  wegen 
des  Gewinnes  aus  noch  nicht  angeschafften  oder  hergestellteu  Waren,  wie 
wir,  der  Ansicht  ist,  daß  eine  Buchung  des  Kaufgeschäftes  unterbleibt. '') 

a)  ß)  Die  Begründung  Simons  unterscheidet  sich  dadurch  von  der 
Essers,  daß  er  die  beiden  entgegengesetzten  Behauptungen  —  daß  vor- 
handene Waren  zum  höheren  Verkaufspreis,  noch  nicht  hergestellte  oder 
angeschaffte  höchstens  zum  Anschaffungspreis  angesetzt  werden  dürfen  — 
aus  einem  einheitlichen  Gesichtspunkte  und  obendrein  aus  einem  speziell 
aktienrechtlichen  erklärt.  In  dem  ersten  Falle  dürfe  der  Gewinn  ein- 
gestellt werden,  weil  er  bereits  realisiert  sei,  in  dem  zweiten  nicht,  weil 
seine  Realisat'on  noch  nicht  vorliege. 

ß)  So  zweifellos  richtig  letzteres  ist,  so  wenig  trifft  ersteres  zu. 
Der  Gewinn  ist  im  ersten  -  wie  auch  übrigens  im  zweiten  Falle  —  schon 
verdient,  aber  noch  nicht  realisiert.  Zur  Realisation  gehört  zwar  nicht 
Umsatz  in  Geld,  aber  zum  mindestens  Verwandlung  in  eine  andere  Wert- 
form."*) Eine  solche  liegt  aber  hier  nicht  vor.  Was  bewertet  wird,  ist 
jetzt  nicht ,, Waren"  und  früher  ,, Forderung",  sondern  nach  wie  vor  Forde- 
rung, die  Forderung  aus  dem  schwebenden  Verkaufsengagement,  aus  dem 
noch  von  keiner  Seite  erfüllten  Kaufvertrage,  denn  wir  wissen,  die  Bilanzpost 


')  A.  a.  0. 

»)  S.  352 f.;  184—186. 

*)  Weil  Kaufpreisforderungs-  und  Lieferungsverbindlichkeitswert  sich  aufheben: 
Kaufpreisforderuug 18  000      Lieferungsverbiudlichkeit     .     .     .     18  000. 

*)  Vgl.  Simon  selbst  186 :  „Realisiert  ist  ein  Gewinn  in  gleicher  Weise,  ob  ich 
denselben  in  barem  Gelde  besitze  oder  ob  mii'  durch  das  Realisierungsgeschäft  erst  eine 
Forderung  erwachsen  ist." 
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Waren 20  000  | 

ist  nur  eine  Zusammenzieliung  von 

Waren 18  000  1 

Forderungsüberscliuß     .     ,       2  000  | 

Staub  ^)  scheint  die  Begi'ündung,  daß  realisierter  Gewinn  vorliege, 
zu  teilen.  Dagegen  bringt  er  für  die  andere  Anschauung,  daß,  wenn  die 
bestellte  Ware  erst  anzufertigen  ist,  „das  betreffende  Yerkaufgeschäft  nicht 
in  Betracht  kommt",  die  zutreffende  Begründung,  auch  bei  schwebenden 
Engagements  müsse  bei  A.en  der  Anschaffungspreis  als  Höchstbetrag  gelten. 

III.  Die  Abweichung  des  Aktienrechtes  von  der  Regel  ist  verständig. 
Denn  die  Regel  führt  zur  Verteilung  von  noch  nicht  eingegangenem  Gewinn.^) 

VI.  Inventar  und  Bilanzfälligkeit. 

§  29. 

1.  Die  B.  soll  gemäß  HGB.  §  39i  regelmäßig  in  erster  Linie  nicht  auf 
dem  Abschluß  der  laufenden  Jahresrechnungen,  sondern  auf  dem  Inventar 
beruhen.  Nur  wenn  der  Kaufmann  ein  Warenlager  hat,  läßt  das  Gesetz  unter 
Umständen-^  Aufstellung  der  B.  hierüber  ohne  dessen  Inventarisierung  zu. 

n.  1.  Nach  dem  Wesen  der  Inventarisierung  als  einer  Aufnahme 
nach  der  Natur  d.  h.  eines  Aufzeichnens  auf  Grund  unmittelbarer  Be- 
sichtigung der  körperlichen  Gegenstände  wäre  zu  erwarten,  daß  in  das 
Inventar  nur  Sachen,  von  diesen  aber  alle  aufgenommen  werden,  die  sich 
in  der  tatsächlichen  Gewalt  des  Kaufmanns  befinden.  Allein  nach  der 
gesetzlichen  Umschreibung  des  Inventarbegriffes  ist  der  Inhalt  des  Inventars 
nach  doppelter  Richtung  ein  anderer.  Gemäß  HGB.  §  39  hat  das  Inventar 
zu  enthalten 

a)  nicht  bloß  Sachen,  sondern  alle  Verraögensgegenstände  (alle  Aktiva) 
und  die  Schulden  des  Kaufmanns, 

b)  ,, seine"  Vermögensgegenstände  und  ,, seine"  Schulden,  also  nicht 
alle,  die  sich  in  seiner  Verfügungsgewalt  befinden,  und  andrerseits  auch 
in  fremder  tatsächlicher  Gewalt  befindliche,  wenn  sie  ,, seine"  d.  h.  ihm 
gehörige  sind. 

2.  Daher  sind  in  das  Inventar 

a)  nicht  aufzunehmen:  dem  Kaufmann  als  Pfand  oder  zur  Verwahrung, 
IMiete,  Leihe  oder  zum  Verkauf  in  Kommission  übergebene  Gegenstände. 

b)  aufzunehmen :  vom  Kaufmann  verpfändete,  deponierte,  vermietete, 
in  Leihe  oder  in  Kommissionsverkauf  gegebene  Gegenstände  oder  für  ihn 
gekaufte,  aber  noch  im  Besitz  des  Einkaufskommissionärs  befindliche  ver- 
tretbare Wertpapiere. 

3.  Somit  gilt  das  gleiche,  wie  für  die  Einstellung  in  die  Bilanz. 
Inventur-  und  Bilanzfähigkeit  der  Aktiva  und  Passiva  fallen  zusammen. 

in.  Aus  den  Vorschriften  über  Inventarisierung  ergibt  sich  aber 
unmittelbar  und  mittelbar  auch,  daß  die  Aufnahme  des  Inventars  im 
einzelnen  nach  denselben  Grundsätzen  wie  die  Bilanzaufstellung  geschieht. 


')  §  261 2s ;  ebenso  Knappe  43. 
»)  Rehm  in  DJZ.  10,  985  ff. 
•)  HGB.  39  m. 
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A.  Unmittelbar  folgt  dies  aus  der  Bestimmung-  von  HGB.  §  38,  daß 
der  Kaufmann  die  Lage  seines  Vermögens  in  seinen  Büchern  nach  den 
Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  ersichtlich  zu  machen  hat. 
Ein  solches  Handelsbuch  ist  das  Inventar.  Sonst  könnte  der  Gesetzgeber 
in  dem  Abschnitt  ,,HaHdelsbücher"  nicht  eingehend  auch  vom  Inventar 
handeln.  Und  die  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung  d.  h.  die 
gi'undlegenden  Bestimmungen  kaufmännischer  Buchhaltung  sind  für  alle 
Handelsbücher  dieselben. 

B.  Mittelbar  erhellt  das  nämliche  aus  folgenden  zwei  Vorschriften: 

1.  Das  Inventar  ist  auch  Aufnahme  der  Forderungen  und  Schulden. 
Diese  aber  können,  mit  Ausnahme  der  in  Sachen  verkörperten  Forderungen, 
der  Forderungspapiere,  nicht  unmittelbar  aus  der  Natur  aufgenommen 
werden.  Sie  sind  lediglich  aus  den  Büchern  und  Briefen  ersichtlich.  Also 
bilden  insofern  dieselben  Bücher,  auf  welchen  die  Bilanzaufstelluug  beruht, 
auch  die  Grundlage  der  Inventarsverzeichnung. 

2.  Das  gleiche  gilt  aber  ausnahmsweise  auch  für  die  Inventarisierung 
der  Sachbestandteile  des  Vermögens.  An  sich  hat  diese  durch  unmittel- 
bare Aufschreibung  der  Bestände  zu  erfolgen.  AUein,  wie  schon  bemerkt, 
nach  HGB.  §  39 m  kann  die  jährliche  Aufnahme  des  Warenlagers  unter- 
bleiben, wenn  seine  Inventarisierung  nach  der  Beschaffenheit  des  Geschäftes 
füglich  nicht  jedes  Jahr  geschehen  kann.  Hieraus  folgt,  daß  in  solchen 
Jahren  die  Warenbestände  in  der  B.  allein  auf  Grund  der  Bestandskonti, 
der  laufenden  Rechnungen  des  Jahres,  festgestellt  werden.  Hieraus  aber 
ist  der  Rückschluß  erlaubt,  daß  auch  sonst  die  Inventaraufstellung  in 
Anlehnung  an  die  Bücher  der  laufenden  Rechnung  und  daher  nach  den 
gleichen  Eintragungsgrundsätzen  geschieht,  wie  sie  für  die  Führung  der 
laufenden  Konten  üblich  sind. 

IV.  Abweichungen  zwischen  Inventar  und  Sachkonten,  A.  Immerhin 
können  sich  Abweichungen  zwischen  Inventar  und  Abschlüssen  der  laufenden 
Sachkonten  in  den  Angaben  über  die  Sachbestände  ergeben.  In  den 
laufenden  Konten  werden  nur  solche  Zu-  und  Abgänge  ausgedrückt,  die  auf 
gewollten  oder  wahrgenommenen  Bestandsveränderungen,  z.  B.  auf  Ver- 
wendung von  Kohlen  zur  Verarbeitung  oder  entdecktem  Diebstahl  beruhen. 
Das  Inventar  dagegen  gibt,  wenn  sorgfältig  aufgenommen,  den  Istbestand 
an  und  damit  auch  die  Bestandsveränderungen,  welche  die  Folge  anderer 
Ursachen,  z.  B.  nicht  wahrgenommener  Diebstähle,  von  Eintrocknen,  Ver- 
dunsten und  ähnlichem  sind. 

B.  Hieraus  folgt:  bestehen  zwischen  den  Abschlüssen  der  Sachkonti 
und  den  Angaben  des  Inventars  Unterschiede,  so  sind  der  B.  die  Ansätze 
zugrunde  zu  legen,  die  das  Inventar  aufweist,^)  es  müßte  denn  der 
Inventaransatz  auf  fehlerhafter  oder  betrügerischer  Aufnahme  beruhen. 
Denn  das  Inventar  ist  das  Ergebnis  der  unmittelbaren  Behandlung  der 
körperlichen  Gegenstände,  ihres  Besichtigens,  Messens  und  Wagens  etc.; 
die  Eintragungen  in  die  laufenden  Konten  dagegen  beruhen  nur  auf  ur- 
kundlichen Angaben. 

V.  A.  Nach  dem  Vorgetragenen  leuchtet  die  praktische  Bedeutung 
der  Inventarserrichtung  für  die  richtige  Abschätzung  der  wirtschaftlichen 
Lage  des  Kaufmanns  ein. 

1.  Zum  ersten  bildet  die  Inveutarserrichtung  eine  Kontrolle  richtiger 
Buchung  in  den  laufenden  Sachkonten.   Ist  in  diesen  richtig  gebucht,  so 


*)  Simon  156;  Reisch  1  §§  273,  276. 
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muß  das  Eesultat  der  Bostandskonti  mit  den  Angaben  des  Inventars  über 
die  Bestandsgrüße  im  allgemeinen  übereinstimmen.  Kleinere  Differenzen 
werden  sich  leicht  rechtfertigen.  Sie  sind  die  Folge  von  Eintrocknen, 
Verdunsten,  Versenden  zur  Ansicht  und  ähnlichem.  Größere  Unterschiede 
weisen  im  Zweilei  auf  Buchungsfehler  in  den  Sachkonten  hin. 

2.  Zum  anderen  ermügliclit  die  Inventarserrichtung  die  Entdeckung 
von  Veruntreuungen  und  ähnlichem  oder  sonst  nicht  wahrgenommenen 
Verlusten. 

B.  Selbstverständlich  ist,  daß  die  Sachkonti  im  Falle  von  Ab- 
weichungen gegenüber  dem  Inventar  durch  entsprechende  Buchungen  mit 
den  Angaben  des  letzteren  in  Übereinstimmung  zu  bringen  sind. 

VII.  Bilanzpflichtige  und  nichtbilanzpflichtige  Posten. 

§  30. 

Aus  dem  Bisherigen  ergibt  sich,  was  nicht  in  die  B.  gesetzt  werden 
darf,  von  selbst.  Bilanzfähig  ist  z.  B.  nicht,  was  ohne  Aufwendung  er- 
langt wurde.  Eine  andere  Frage  ist,  ob  alles,  was  eingesetzt  werden 
darf,  auch  eingesetzt  werden  muß. 

I.  Die  Frage  beantwortet  sich  aus  HGB.  §  40.  Er  schreibt  vor, 
daß  sämtliche  Vermögensstücke  und  Schulden  nach  dem  "Werte  anzusetzen 
sind,  der  ihnen  in  dem  Zeitpunkte  beizulegen  ist,  für  welchen  die  B. 
aufgestellt  wird.  Aus  dem  klaren  Wortlaute  dieser  Vorschrift  folgt  an 
sich:  1.  Aktiva  dürfen  nicht  über-,  Schulden  nicht  unterbewertet,  2.  Aktiva 
dürfen  aber  auch  nicht  unter-,  Schulden  nicht  überbewertet  werden.  Allein 
für  Gewinnverteilungsbilanzen  ist  die  zweite  Folgerung  nicht  zu  ziehen. 
Das  wirtschaftliche  Bedürfnis  und  die  wirtschaftliche  Grundlage  des  HGB. 
verbieten  es.  Wirtschaftlich  wichtiger  als  der  Grundsatz,  daß  der  Bilanz- 
wert dem  Wirklichkeitswerte  entspricht  (Bilanzwahrheit),  ist  der  Grundsatz 
der  wirtschaftlichen  Festigkeit  des  Unternehmens.^)  Je  niedriger  seine 
Aktiva,  je  höher  seine  Passiva  bewertet  werden,  um  so  fester  steht  es. 
Unterbewertung  der  Aktiva,  Überbewertung  der  Passiva  stärkt  die  Zahlungs- 
fähigkeit und  Kreditfähigkeit  des  Kaufmanns  seinen  Gläubigern  gegenüber. 
Je  niedriger  die  Aktiva  angesetzt  sind,  je  höher  er  die  Passiva  bewertet, 
um  so  weniger  verteilbarer  Gewinn  ergibt  sich,  um  so  weniger  Kapital 
wird  dem  Unternehmen  als  Kreditbasis  entzogen.  Demgemäß  dient  Unter- 
bewertung der  aktiven,  Überbewertung  der  passiven  Vermögensbestand- 
teile den  Interessen  der  Gläubiger.  In  ihrem  Interesse  ist  die  Vorschrift 
der  ^^'ertwahrheit  aufgestellt.  Ihr  Schutz  fordert  nur  Unzulässigkeit  der 
Überbewertung  der  Aktiva,  der  Unterbewertung  der  Passiva.  Varbot 
der  Unterbewertung  der  Aktiva  und  des  Überbewertens  der  Schulden 
wäre  den  Gläubigerinteressen  sogar  schädlich.  Nicht  minder  den  Interessen 
des  Unternehmers  selbst.  Je  weniger  Gewinn  verteilt  wird,  um  so  mehr 
bleibt  nicht  nur  den  Gläubigern  Garantie-,  sondern  auch  dem  Unter- 
nehmen Betriebsfonds,  denn  je  niedriger  die  Aktiva  und  je  höher  die 
Passiva,  um  so  weniger  Gewinn  gibt  es.  Nehmen  wir  ein  Aktienkapital 
von  1000  000  und  1800  000  Mk;  Aktiva  und  500  000  Mk.  >^chulden,  so 
ist  der  Gewinn  1  800  000  —  (1  000  000  +  500  000)  =  300  000.  Setzen  wir 
dagegen  1700  000  Mk.  Aktiva  und  öOOOOO  Mk.  Schulden,  so  beträgt  der 
Gewinn  nur  1  700  000  —  (1  000  000  +  600  000)  =  100  000.    Es  kann  ferner 

')  Berliner  §  75. 
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unmöglich  der  Satz  gelten,  daß  der  Kaufmann  ein  Vermögensstück,  das 
am  Jahresschluß  (81.  Dezember  1913)  3ü0Ü0  Mk.  wert  war,  zur  Zeit  der 
Bilanzziehung  (1.  j\Iärz  1914)  aber  nur  mehr  20  000  Mk.  wert  ist,  in  die 
B.  mit  30  000  Mk.  einsetzen  muß.  Und  ebensowenig  kann  rechtens  sein, 
daß  eine  Versicherungsunternehmung,  deren  Eisiko  an  einer  Haftpflicht- 
sache nach  der  Prozeßlage  vom  31.  Dezember  1913  nur  50  000  Mk.  beträgt, 
diesen  Schuldposten  nur  in  dieser  Höhe  einsetzen  darf,  wenn  zur  Zeit 
der  Bilanzaufstellung  (1.  März  1914)  die  Prozeßaussichten  sich  so  ver- 
schlechtert haben,  daß  wohl  SOOOOMk.  zu  zahlen  sind.  Sie  muß  hier 
das  Passivum  überbewerten  dürfen  und  nicht  nur  befugt  sein,  eine  Reserve 
zu  bilden,  weil  der  Verlust  am  31.  Dezember  1913  nur  als  möglich,  aber 
nicht  als  wahrscheinlich  anzusehen  war.  Ja  noch  mehr,  der  Kaufmann 
muß  hier  im  Interesse  der  Gläubiger  sogar  als  verpflichtet  gelten,  das 
Passivum  höher  und  das  Aktivum  niedriger  anzusetzen.^)  Dazu  kommt 
noch  ein  anderer  Gedankengang.  Wie  darzulegen  sein  wird,^)  ist  der 
Wert,  mit  dem  die  Vermögensstücke  in  die  Kaufmannsbilanz  einzusetzen 
sind,  regelmäßig  der  Wert,  den  die  Stücke  unter  der  Voraussetzung  des 
Fortbestandes  des  Geschäftes  haben.  Der  Kaufmann  muß  daher  berechtigt 
sein,  bei  der  Bewertung  an  die  Möglichkeit  von  Rückschlägen  in  der 
Zukunft  zu  denken,  also  die  Gegenstände  bedächtig  und  vorsichtig,  daher 
unter  ihrem  Gegenwartswerte  zu  bemessen,')  In  Wahrheit  ist  die  Be- 
wertung nach  dem  Werte  bei  Fortbestand  des  Geschäftes  nur  ein  anderer 
Ausdruck  für  den  Grundsatz  der  wirtschaftlichen  Festigkeit  des  Unter- 
nehmens, eine  Konsequenz  daraus.  Sorge  für  die  Festigkeit  des  Geschäftes 
heißt  Sorge  für  seinen  Fortbestand,  seine  Zukunft.  Somit  ist  §  40  für 
Gewinnverteilungsbilanzen  einschränkend  auszulegen).^)  Unterbewertiing 
der  Aktiva,   Überbewerten  der  Passiva  ist  erlaubt. 

IL  Das  Gesetz  zieht  dem  Unterbewerten  der  Aktiva  keine  Grenze. 
Ihr  Wirklichkeitswert  darf  aus  der  B.  ganz  weggelassen  w'erden.  Aktiva 
brauchen  in  der  B.  somit  gar  nicht  zu  erscheinen.  Die  bilanzfähigen 
Aktiva  sind  nicht  bilanzpflichtig.  ,, Abschluß"  (HGB.  ^  39)  ist  dann  doch 
gegeben,  so  gut  wie  in  dem  Falle,  daß  der  Kaufmann  keine  Schulden  hat. 

III.  Die  Schulden,  das  Aktienkapital  und  die  Reserveposten  der 
Passivseite  sind  dagegen  bilanzpflichtig.  Sie  dürfen  nicht  unter  ihrer 
wirklichen  Höhe  angesetzt  und  demgemäß  nicht  aus  der  B,  weggelassen 
werden. 

Dem  Weglassen  von  Aktiven  entspricht  das  Einstellen  unechter 
Passiva,  Das  Überbewerten  der  Passiva  kann  nicht  nur  durch  zu  hohes 
Bewerten  vorhandener,  sondern  auch  durch  Einstellen  fiktiver  Schulden 
geschehen. 

Verdienter  Gewinn  wird  so  versteckt.    Man  spricht  dann  von  noch 


')  §  27  IV. 

')§  92 

»)  Berliner  S.  IV  und  §  75. 

*)  Ehrenherg  in  Goldschmidts  Z.  52,  215  3.;  Rehm  in  Z.  f.  Handelswissensehaft 
und  Handelspraxis  1  (1908),  41;  derselbe  Art.  Öifentlicbe  Rechnungslegung  im  Österr. 
Staatswörterbuch  2.  Aufl.  Bd  3  (1907)  S.  742;  aber  OVG.  14,  277,  282 f..  290;  13,  158; 
12,  314;  10,  303.  Vüringer-Hachenburg  erklärt  unter  Berufung  auf  RG.  in  JW.  02, 
590  und  in  LZ.  07,  587 ;  08,  444  und  die  Deukscbr.  zum  IL  Entw.  des  HGB.  wenigstens 
die  geschäftsübliche  Unterbewertung  für  gesetzlich.  Geschäftsüblich  aber  sei  die  Unter- 
bewertung zur  Bildung  stiller  Reserven  für  Deckung  künftiger  unerwarteter  Ausfälle 
(also  Statthaftigkeit  von  Verlustreserven).  Lit.  bei  Zimmermann  §  79;  Kovero  12615., 
Schigut  163.  , 
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iiuverrechnetem  Gewinn.  Eine  Bohrgesellscliaft  hat  31.  Dezember  1912 
Kalifekler  mit  lOüOOüjMk.  Gewinn  verkauft,  aber  sie  noch  nicht  über- 
geben. Trotzdem  ist  dies  Gewinn  des  Jahres  1912.  Die  Gesellschaft  be- 
schließt aber,  solange  die  Felder  nicht  abgebohrt  nnd  fertig  übergeben 
sind,  den  Gewinn  nicht  als  solchen  in  der  B.  erscheinen  zu  lassen. 
Daher  bringt  sie  ihn  in  die  Schlußbilanz  für  1912  nicht  auf  das  Gewinn-, 
sondern  auf  das  Kreditoren-Konto ;  d.  h.  sie  bucht  ihn  als  eine  Schuld  des 
Jahres  1912  an  das  Jahr  1913.  Die  50  000  sind  in  der  B.  vom  31.  De- 
zember 1912  in  dem  Posten  Kreditoren,  nicht  in  dem  Posten  Gewinn  ent- 
halten. Noch  nicht  verrechneter,  noch  nicht  abgewickelter  Gewinn  heißt: 
Gewinn,  der  noch  nicht  als  solcher  buchhalterisch  behandelt,  noch  nicht 
auf  das  Ge\Ninn-  und  Verlustkonto  gebracht,  daher  noch  nicht  verteilt, 
sondern  auf  das  nächste  Jahr  übertragen  wird. 

Verdienter,  aber' noch  nicht  verrechneter  und  verdienter ^  aber 
noch  nicht  eingegangener  Gewinn  darf  begriiflich  nicht  verwechselt 
werden.  Noch  nicht  eingegangener  Gewinn  erscheint  in  der  B.  als  ein 
Aktivum-,  als  Debitorenposten,  noch  nicht  verrechneter  Gewinn  als  fingierte 
Schuld  unter  den  Kreditoren.  Der  noch  nicht  verrechnete  Gewinn  kann 
überdies  eingegangen  (die  verkauften  Kalifelder  werden  31.  Dezember  1912 
gleich  gezahlt)  oder  noch  nicht  eingegangen  sein  (der  Kaufpreis  steht  aus). 
Sachlich  hängen  noch  nicht  eingegangener  und  noch  nicht  verrechneter 
Gewinn  manchmal  zusammen.  Er  wird  noch  nicht  verrechnet,  weil  er 
noch  nicht  eingegangen  ist.^)  Zumeist  jedoch  pflegt  der  Gewinn,  den  die 
A.en  noch  nicht  verrechnen,  solcher  zu  sein,  der  in  der  Höhe  noch  nicht 
feststeht,  sondern  sich  nur  schätzen  läßt.^)  Noch  mehr  sind  zu  unterscheiden 
eingegangener,  aber  noch  nicht  verdienter  und  verdienter,  aber  noch  nicht 
verrechneter  Gewinn.  Beide  stehen  im  Passivum,  beide  können  denselben 
Namen  haben,  unter  ein  und  demselben  Posten  zusammengefaßt  sein  und 
doch  sind  sie  verschiedener  rechtlicher  Natur.  Der  Posten:  Pendente  oder 
unerledigte  Reisen  bedeutet  entweder  Reisen,  die  noch  nicht  ausgeführt, 
aber  schon  bezahlt,  oder  Eeisen,  die  schon  gemacht,  aber  rechnerisch  noch 
nicht  erledigt,  d.  h.  noch  nicht  auf  Gewinnkonto  überführt  sind.  Dort 
bildet  der  Posten  eine  wirkliche  Schuld,  hier  zurückgestellten  Gewinn, 
Der  Gewinn  wird  einstweilen  geschätzt  und  als  fiktive  Schuld  unter  den 
Kreditoren  auf  das  nächste  Jahr  übertragen.  Auf  dem  Konto  Pendente 
Eeisen  können  vorausbezahlte  Frachten  (Überfahrtsgelder)  und  zurück- 
gestellte Gewinne  aus  Reisen  vereinigt  sein."^)  Es  gibt  Schiffahrtsgesell- 
schaften, die  das  dadurch  kenntlich  machen,  daß  sie  das  Konto  ,, Pendente 
Reisen  und  interne  Abrechnungskonten"  nennen.  „Pendente  Reisen"  be- 
deutet dann  unbeendigte,  „Interne  Abrechnungs-  (besser  wäre:  Verrech- 
nungs-)Kortten"  un verrechnete  Reisen. 

IV.  A.  Das  Prinzip,  daß  Aktiva,  nicht  aber  Schulden  weggelassen 
w' erden  dürfen,  ist  auch  für  die  Erfolgsregulierung  zwischen  Geschäfts- 
jahren bedeutsam.  Verursachter,  aber  noch  nicht  bezahlter  und  voraus- 
empfangener, aber  noch  nicht  verdienter  Mietzins  bilden  eine  Schuld,  ver- 
dienter,  aber  noch  nicht  eingegangener  und  vorausbezahlter,  aber  noch 


')  Das  Statut  der  Leipziger  Iinraobiliengesellschaft  §  27  ermächtigt  den  Vorstand, 
wenn  die  Gesellschaft  ein  Grundstück  mit  Nutzen  veräußert,  aber  der  Kaufpreis  nicht 
voll  bar  bezahlt  wird,  den  rückständigen  Kaufpreis  ganz  oder  zum  Teil  als  Gewinn  erst 
einzustellen,  wenn  er  wirklich  bezahlt  ist.     Steuerpflicht  besiteht  trotzdem  schon. 

*)  Weiteres  §§  68,  7!,  IV. 

*;  Hiezu  Leitner  a.  a.  0.  173. 


§  31.    Die  bilanzrechtl.  Natur  d.  Errichtungs-,  Einrichtungs-  u.  Verwaltuugskosten.  95 

nicht  verursachter  Mietzins  bilden  ein  Aktivum.  Die  letzten  beiden  Posten 
dürfen  aus  der  B.  wegbleiben,  die  beiden  ersten  nicht;  statthaft  ist,  den 
Gewinn  niedriger,  aber  unzulässig  ist,  ihn  höher  zu  berechnen,  als  der 
Wirklichkeit  entspricht.  Durch  Weglassen  der  Schulden  würde  er  niedriger. 
Weglassen  von  Passiven,  um  den  bilanzmäßigen  Gewinn  zu  steigern,  ist 
nur  insoferne  erlaubt,  als  rein  rechnungsmäßige  Passiva  (Grundkapital, 
Eeserven)  herabgesetzt  und  aufgelöst  werden  dürfen.  Hier  wird  nicht 
das  Reinvermögen  fiktiv  erhöht,  sondern  nur  vorhandenes  Reinvermögen  für 
verteilbar  erklärt.  Wenn  eine  B.  lautet:  1  800 000 Mk.  Aktiva  =  1  000000 
Grundkapital  +  500  000  Mk.  Schulden  +  200  000  Mk.  Reserve  -f  100  000 
Gewinnsaldo  und  es  werden  die  500  000  Mk.  Kreditoren  weggelassen,  so 
daß  600  000  Mk.  Gewinn  entstehen,  so  ist  das  Reinvermögen  fiktiv  um 
500  000  Mk.  erhöht,  während  es  in  Wirklichkeit  nicht  1  800  000,  sondern 
bloß  1  000  000  +  200  000  +  100  000  =  1 300  000  Mk.  beträgt.  Löst  man  da- 
gegen die  Reserve  200  000  Mk.  auf,  so  bedeutet  das  nicht  eine  Erhöhung 
des  Reinvermögens  über  1  300  000  Mk.  hinaus,  sondern  nur  eme  Erhöhung 
des  verteilbaren  Reinvermögens.  Bisher  waren  lediglich  100  000  verteilbar, 
jetzt  300  000 ;  denn  die  B.  lautet  nun  =  1  800  000  =  1 000  000  Grund- 
kapital 4-  500  000  Schulden  +  300  000  Gewinn. 

B.  Für  die  Erfolgsregulierung  ergibt  sich  aber  auch  noch  etwas  aus 
dem  Verbot  der  Überbewertung  der  Aktiva.  Als  erfolgregulierendes  Akti- 
vum darf  nur  ein  wirkliches  Aktivum  eingesetzt  werden.  Zulässig  ist, 
den  rechnungsmäßigen  Gewinn  durch  fiktive  Passiva  zu  mindern,  denn 
Überbewerten  der  Passiva  ist  gestattet;  aber  verboten  ist,  den  Gewinn 
durch  fiktive  Aktiva  zu  erhöhen,  also  nichtvorhandenes  Vermögen  als 
vorhanden  zu  erklären.  Ausgaben,  Aufwendungen  dürfen  als  Aktiva  ein- 
gesetzt werden,  wenn  sie  einen  wirtschaftlichen  Vorteil,  ein  wirtschaft- 
liches Gut  auf  mehrere  Jahre  schaifen.^)  Dann  darf  die  Ausgabe  auf  all 
die  Jahre,  denen  sie  zugut  kommt,  rechnerisch  verteilt  werden.  Das  Mittel 
dazu  ist  die  Einsetzung  eines  Aktivum,  von  dem  jährlich  ein  Teil  ab- 
geschrieben wird.^) 

Zweites  Kapitel. 

Einzelne  Aktivposten. 

1.  Die  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten. 

Die   bilauzrechtliche  Natur   der  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und 

Verwaltungskosten. 

§  31. 
I.  Man  hat   die  Natur   der   Einrichtungs-,  Organisations-   und  Ver- 
waltungskosten als  Bilanzaktivum  geleugnet.    Sie  widerstreite  dem  Kosten- 
begriff.     Kosten  seien  buchhaltungsmäßig  Ausgaben  und  gehörten   daher 
auf  das  Unkostenkonto  und,  da   dieses  ein  Hilfskonto  der  Gewinn-  und 

')  §  7  VI. 

^)  Die  Ausgaben  für  Einführung  von  Obligationen  eines  Unternehmens  an  der 
Börse  sind  hoch  (Provision,  Zulassungsgebühr).  Auch  die  folgenden  Jahre  hat  das  Unter- 
nehmen davon  Vorteil.  1912  zahlt  die  Gesellschaft  die  alle  10  Jahre  zu  entrichtende 
Talonsteuer  200000  Mk. ;  die  nächsten  9  Jahre  haben  den  Vorteil,  davon  befreit  zu  sein; 
deshalb  dürfen  180000  als  Aktivum  in  die  B.  kommen. 
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Verlustreclinung:  sei,  als  Veilustposten  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto,  aber 
nicht  auf  Bilanzkonto.  Nur  soweit  die  Kosten  unbezahlt  seien,  dürften  sie 
auf  Bilanzkonto  gesetzt  werden,  dann  aber  nicht  in  das  Aktivum,  sondern 
als  Schulden  in  das  Passivura. 

II.  Wii-  meinen,  die  Frage  ist  nicht  richtig  formuliert.  Es  muß 
weiter  zurückgegangen  werden. 

1.  Die  erste  Frage  hat  zu  lauten:  ist  die  Errichtung,  die  Einrichtung,*) 
die  Verwaltung  ein  Vermögensgegenstand  und  damit  an  sich  geeignet,  als 
Aktivum  in  die  B.  eingesetzt  zu  werden?  Und  da  wüßte  ich  nicht,  wo- 
durch sich  Organisation  oder  Verwaltung  von  Kundschaft,  Kredit,  Re- 
nommee, Geschäftsgeheimnis  und  ähnlichem  unterschiede.  Dies  sind  Ver- 
hältnisse und  Beziehungen  von  wirtschaftlichem  Wert,  Mittel  zur  Bedürfnis- 
befriedigung der  A.  Dienen  Errichtung,  Einrichtung  und  Verwaltung  nicht 
auch  solchem  Zweck?  , 

2.  Zur  Konkurrenzfähigkeit  einer  neuen  Versicherungsunternehmung 
gehört  z.  B.,  daß  sie  ihr  Geschäft  schon  mit  einem  gewissen  Stock  von 
Versicherten  beginnt ;  sonst  muß  sie  am  Anfang  die  Risiken,  statt  sie  auf 
die  Versicherten  verteilen  zu  können,  selbst  tragen,  also  ihren  Garantie- 
fonds zu  sehr  in  Anspruch  nehmen.  Hieraus  folgt :  die  Gewinnung  eines 
Stockes  von  Versicherten  vor  Betriebserötfnung  bildet  einen  Bestandteil 
der  Errichtungstätigkeit.  Sollte  dieser "  Versicherungsbestand  nicht  ein 
Bedürfnis,  die  Konkurrenzfähigkeit,  der  A.  befriedigen? 

B.  1.  Errichtung,  Einrichtung,  Verwaltung  der  Unternehmung  sind 
wirtschaftliche  Güter  und  zwar,  wie  Kundschaft,  Fabrikationsgeheimnis 
usw.,  Gebi'auchsgegenstände,^)  Güter,  welche  für  die  Unternehmung  mit 
ihrem  Gebrauchswert,  nicht  mit  ihrem  Veräußerungswert  in  Betracht 
kommen.'^) 

2.  Aber  des  weiteren  sind  Errichtung,  Einrichtung,  Verwaltung,  wie 
jene  anderen  genannten  Güter,  nicht  greifbare  Vermögensgegenstände  und 
hieraas  folgt  gemäß  §  7v:  Bilanzfähigkeit  wohnt  ihnen  nur  bei,  wenn 
sie  unter  Aufwendungen  erworben  sind.  Bilanzfähig  ist  nur  die  Errichtung, 
Einrichtung  und  Verwaltung,  welche  Kosten  verursachte,  und  insofern 
läßt  sich  sagen :  Emchtungs-,  Einrichtungs-  und  VerwaltungsÄ:os/e/i  sind 
als  solche  geeignet,  Bilanzaktiva  zu  bilden.  Sie  stellen  ein  zwar  imma- 
terielles, aber  effektives  Bilanzaktivum  dar. 

3.  In  Einklang  damit  steht  ausländische  Gesetzgebung  und  Praxis. 
Das  ungarische  und  bosnische  HGB.  lassen  die  Aufnahme  der  Kosten  der 
ersten  Organisation,  das  schweizerische  Obligationenrecht  ^)  die  Aufnahme 
aller  Organisationskosten  in  die  Bilanzaktiven  zu,  welche  in  den  Statuten 
oder  den  Beschlüssen  der  Generalversammlung,  sei  es  für  die  ursprüngliche 

*)  Errichtung  von  Agenturen,  Verkaufsstellen,  Herstellung  von  Preislisten  und 
anderen  Drucksachen. 

'j  Dies  übersehen  die  Begründungen  zum  ersten  und  zweiten  Entwurf  der  Aktien- 
novelle von  18*S4,  wenn  sie  (Erster  Entwurf  S.  182,  Zweiter  S.  173)  erklären,  es  sei 
prinzipiell  nicht  zu  verkennen,  „daß  die  Organisationskosteu  kein  eigentliches  Gesellschafts- 
aktivum  bilden,  da  ihr  Wert  erst  aus  den  durch  sie  herbeigeführten  Erträgnissen  erhellt". 
Das  ist  auch  bei  anderen  immateriellen  Gebrauchsgegenständen,  wie  Kundschaft  usw., 
der  Fall. 

*)  Darum  ist  auch  der  Einwand  nicht  durchschlagend  (Staub  26187),  Organisations- 
kosten könnten  nicht  Bilanzaktiva  sein,  weil  sie  nicht  Verkehrsobjekte  seien.  Vermögens- 
gegenstände brauchen  nur  Gebrauchswert  zu  besitzen,  um  bilanzfähig  zu  sein.  Übrigens 
gibt  es  auch  Organi-sationskosteii  mit  eventuellem  Liquidatipns-,  also  Veräußerungswert, 
7..  B.  Ausgaben  zur  Schaffung  eines  Stocks  von  Versicherten. 

*)  Art.  656. 
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Einrichtung,   sei   es   für   einen   später  hinzugekommenen  Geschäftszweig 
oder  eine  Geschäftsausdelmung,  vorgesehen  sind.^) 

C.  Aber  sind  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten  auch 
geeignet,  Bilanzaktiva  zu  sein,  so  sind  sie  es  doch  nur  mit  Einschränkung. 

1.  a)  Weil  immaterielle  Güter,  sind  sie  es  nur  soweit,  als  sie  nicht 
bereits  in  ihren  Erzeu<jnissen  Verkörperung  fanden.  Mittelst  der  Er- 
richtungs-, Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten  hergestellte  oder  an- 
geschaffte greifbare  Güter,  Errichtungs-,  Einrichtungs-,  Verwaltungsgegen- 
stände, wie  Fabrikgebäude  und  Fabrikeinriclitung,  müssen  als  körperliche 
Gegenstände  in  das  Inventar  und  damit  auch  in  die  B.  aufgenommen  werden. 

b)  In  ihnen  sind  nacli  Maßgabe  ihrer  Herstellungs-  und  Anschaffüngs- 
kosten  die  Güter  Errichtung,  Einrichtung,  Verwaltung  schon  repräsentiert, 
und  somit  bewertet.  Nur  um  ihren  Betrag  gemindert,  können  Errich- 
tungs-, Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten  als  Bilanzaktiva  vorgetragen 
werden. 

2.  a)  Zum  anderen  besitzen  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Ver- 
waltungskosten Bilanzfähigkeit  als  Aktivum  nur,  sofern  sie  auch  den 
folgenden  Betriebsjahren  wirtschaftlichen  Vorteil  brmgen,  auch  noch  in 
diesen  Werte  erzeugend  wirken. 

b)  Besitzen  die  genannten  Kosten  noch  wirtschaftlichen  Wert  für  die 
Zukunft,  so  entspricht  es  nur  dem  Prinzipe  der  Ausgleichung  von  Erfolg 
und  Last  zwischen  den  einzehien  Verwaltungsjahren,  wenn  ein  Teil  hievon 
vom  Jahre  ihrer  Entstehung  auf  die  folgenden  Jahre  zur  rechnungsmäßigen 
Bestreitung  übertragen  wird.  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungs- 
kosten bilden  Aktivantizipationen. 

Die  Behandlung  der  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungs- 
kosten im  positiven  deutschen  Recht. 

§  32. 

I.  A.  Erst  in  der  Lehre  von  der  Bewertung  ist  davon  zu  sprechen, 
ob  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten  in  den  Anschafiungs-, 
bzw.  Herstellungspreis  anderer  Aktiva  eingerechnet  werden  dürfen  oder 
müssen.  Nehmen  wir  einstweilen  an,  es  sei  zulässig,  so  kann  nicht  ge- 
leugnet werden,  daß  in  Wirklichkeit  sich  nur  wenig  genau  bestimmen 
läßt,  wieviel  von  diesen  allgemeinen,  regelmäßig  dem  ganzen  Betriebe 
zugute  kommenden  Kosten  anteilsmäßig  auf  die  einzelne  Anschaffung  oder 
Herstellung  entfällt.  Die  Gefahr  und  für  den  weniger  redlichen  Kauf- 
mann die  Versuchung  der  Doppelbewertung  liegt  nahe.  Ein  Kaufmann 
kann  die  sog.  Generalunkosten  vollkommen  in  den  Preis  der  angeschafften 
oder  hergestellten  Vermögensgegenstände  einrechnen  und  doch  noch  Er- 
richtungs-, Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten  als  besondere  Aktiva 
aufführen. 

B.  Diese  Möglichkeit  bewußter  oder  unbewußter  Doppelbewertung 
wird  für  andere  gefährlich,  wenn  der  aus  der  B.  sich  berechnende  Gewum 
jährlich  verteilt   wii^l.     Er  bringt   die   Gefahr  der  Verteilung   fiktiven 


^)  Simon  159.  An  sich  sagt  das  Schweiz.  Oblig.-Recht  wohl:  „Die  Grüudungs-, 
Organisations-  und  Verwaltungskosten  sind  in  der  Jahresrechnuug  vollständig  in  Aus- 
gabe zu  bringen."  Aber  es  fügt  hinzu:  „Ausnahmsweise  dürfen  Organisationskosten, 
welche  in  den  Statuten  usw.  vorgesehen  sind,  auf  den  Zeitraum  von  höchstens  fünf 
Jahren  in  dem  Sinne  verteilt  werden,  daß  in  jedem  Jahre  mindestens  der  entsprechende 
Bruchteil  als  Ausgabe  zu  verrechnen  ist."    Hiezu  Zimmermann  §  23. 

Rehm,  Bilanzen.    2.  Aiifl.  7 
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Gewinns.  Die  Verteiluno;  liktiver  Dividenden  ist  aber  für  Gläubiger,  die 
Verteilung-  fiktiver  Tantiemen  für  Gläubiger  und  Gesellschaftsmitglieder 
von  Nachteil.  Daher  schreiben  für  die  Gewinnverteilungsbilanzen  HGB. 
§  261  Zitf.  4  und  GmbHG.  §  42  Ziff.  2  vor:  „Die  Kosten  der  Errichtung 
imd  Verwaltung  dürfen  nicht  als  Aktiva  in  die  B.  eingesetzt  werden". 
IL  Wie  der  "Wortlaut  ergibt,  verbieten  sie  jede  Einsetzung  der  Er- 
richtungs-  und  Verwaltungskosten  in  die  Bilanzaktiva.  Weder  ein  allgemeines 
noch  ein  besonderes  Ürganisations-  oder  Verwaltungskonto  ist  im  Aktivum 
erlaub  t.^^ 

III.  Die  Spezialgesetzgebung  bestätigt  dies  zum  Teil ;  zum  Teil  hat 
sie  das  Prinzip  aber  durchbrochen. 

A.  Auf  der  einen  Seite  steht  das  HijpBG.,  indem  es  in  §  25  ni  ver- 
bietet, die  durch  die  Ausgabe  von  Hijpothe1xenpfandbri('fen  entstandenen 
Kosten,  mit  Einschluß  der  für  die  Unterbringung  gezahlten  Provisionen, 
nicht  zu  ihrem  vollen  Betrage  zu  Lasten  des  Jahres  zu  verrechnen,  in 
dem  sie  entstanden.^) 

B.  L  Daß  mit  dem  in  §  261  Ziff.  4  des  HGB.  aufgestellten  Grund- 
satz etwas  ausgesprochen  ist,  was  nicht  aus  dem  AVesen  der  Kosten  folgt, 
zeigt  die  Tatsache,  daß  sich  im  Statut  der  deutschen  Reichsbank  §  13 
die  gerade  entgegengesetzte  Vorschrift  findet.  Wohl  ist  auch  hier  für 
Aufmachung  der  Jahresbilanz  als  Eegel  vorgeschrieben,  daß  die  Kosten 
der  Organisation  und  Verwaltung  von  dem  Jahre  zu  tragen  sind,  in  dem 
sie  entstanden,  aber  eine  Ausnahme  hiervon  wird  zugelassen:  die  Aus- 
gaben für  Herstellung  der  Bauknoten  darf  die  Eeichsbank  auf  mehrere 
Jahre  verteilen,  sie  also  im  Jahre  der  Entstehung^)  zum  Teil  als  trausi- 
torische  Aktivpost  behandeln. 

2.  a)  Ähnliches  läßt  VAG.  §  36  Ziff.  3  zu.  Hiernach  kann  Privat- 
versicherungsvereinen  auf  Gegenseitigkeit  gestattet  werden,  die  Kosten 
der  Errichtung  und  die  im  ersten  Geschäftsjahr  entstehenden^)  Kosten 
der  Einrichtung,  soweit  sie  weder  die  Hälfte  des  gesamten  Gründungs- 
fonds noch  seinen  bar  eingezahlten  Teil  übersteigen,  auf  mehrere,  höchstens 
jedoch  fünf  Jahre  zu  verteilen. 

b)  Der  Grund  ist,  daß  die  Errichtung  eines  neuen  Versicherungs- 
unternehmens erst  nach  Ablauf  einiger  Jahre  als  abgeschlossen  erachtet 
werden  darf  und  außerordentlich  hohe  Kosten  verursacht,  so  daß  es  un- 
billig wäre,  die  genannten  Kosten  den  Versicherten  des  ersten  Jahres 
allein  aufzubürden. 

c)  Zu  den  Kosten  der  Einrichtung  des  ersten  Jahres  gehören  auch 
die  Abschlußprovisionen.  Sie  kommen  insofern  auch  den  späteren  Ge- 
schäftsjähren zugute,   als  sie  den  Grundstock  von  Versicherten  mit  ver- 


^)  Eine  Hotel-A.  errichtet  ein  weiteres  Hotel.  Das  erste  Betriebsjahr  bringt  außer- 
ordentliche Unkosten.  Es  ist  unerlaubt,  sie  als  Organisationskonto  ins  Aktivum  zu 
bringen,  um  Unterbilauz  zu  vermeiden. 

*)  Kosten  sind  im  Sinne  der  kaufmännischen  Terminologie,  die  hier  maßgebend 
ist,  nicht  erst  entstanden,  wenn  sie  getilgt,  sondern  wenn  sie  verursacht  sind.  Also  sind 
jedem  Jahre  die  in  ihm  zu  entrichtenden,  wenn  auch  noch,  nicht  entrichteten  Kosten 
anzulasten.  Hieraus  folgt,  daß  „gezahlte  Provisionen"  nicht  mehr  als  zu  zahlende  Pro- 
visionen bedeutet. 

•)  Nicht:  ihrer  Bezahlung. 

*)  Gleichbedeutend  mit  „zu  entrichtenden".  Gleichgültig  ist  somit,  ob  sie  schon 
bezahlt  sind  oder  erst  im  zweiten  Jahre  bezahlt  werden. 'Ausschlaggebend  ist  das  Jahr 
der  Verursachung. 
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schaffen,  ohne  den  eine  Unternehmung  nicht  Ivonkurrenzfähig'  wird.  Aus 
diesem  Grunde  gewährt  die  Verwaltung  anfangs  liöhere  als  übliche  Agenten- 
provisionen, 

3.  Zillmersche  Methode.^)  Durchbrochen  wird  das  Prinzip  des  §  261 
Ziff.  4  auch  in  eigenartiger  Weise  durch  Zulassung  der  sog.  Zillmersdien 
Methode  bei  Berechnung  der  Prämienreserve  in  der  Lebensversicherung 
und  der  ihr  ähnlich  betriebenen  Kranken-  und  Unfallversicherung  in  VAG. 
§11.  Sie  hängt  mit  den  besonders  hohen  Abschlußprovisionen  der  Lebens- 
versicherung zusammen.  Um  die  Methode  zu  verstehen,  ist  zu  beachten, 
daß  jede  Jahres-Nettoprämie  bei  der  Lebensversicherung  den  Berechnungs- 
grundlagen nach  in  zwei  Teile  zerfällt,  in  eine  Verbrauchs-  oder  Risiko- 
prämie und  eine  Spar-  oder  Reserveprämie.  Der  Verbrauchsteil  dient  zur 
Deckung  der  in  dem  Jahre  ihrer  Zahlung  fällig  werdenden  Versicherungs- 
gelder, also  zur  Deckung  der  gegenwärtigen  Sterblichkeit,  der  andere 
Teil  zur  Ansammlung  des  Prämienreservefonds.  Nach  Zillmer  wird  nun 
der  Rücklageteil  der  ersten  Jahresprämie  statt  zur  Bildung  des  Prämien- 
Reservefonds  ganz  oder  teilweise  zur  Deckung  der  beim  Abschluß  der 
Versicherung  entstandenen  Kosten  verwandt  und  der  Ausfall  erst  in  einer 
Reihe  von  Jahren  oder  während  der  ganzen  Dauer  der  Versicherung  aus- 
geglichen,  somit  die  Bildung  des  vollen  Prämienreservefonds  verzögert. 

Bis  nach  1850  erhielten  die  Lebensversicherungsagenten  nur  Inkasso- 
provisionen. Der  Wettbewerb  führte  auch  zur  Einführung  von  Abschluß- 
provisionen. Das  brachte  Vorteil :  raschere  Zunahme  des  Bestandes  und 
damit  erhöhten  Ausgleich  des  Risikos.  Aber  auch  Nachteile.  Zunächst 
die  Gefahr,  daß  der  Agent  nicht  mehr  auf  möglichst  nachhaltige,  sondern 
auf  möglichst  viele  Prämienzahler  sah,  denn  die  Inkassoprovision  ging 
zurück.  Dann  aber :  die  Erwerbskosten  wurden  außerordentlich  gesteigert, 
die  Abschlußprovision  betrug  1 — lV2°/o  der  Versicherungssumme.  Ältere 
Unternehmungen  konnten  diese  hohen  Aquisitionskosten  aus  Jahresüber- 
schüssen zahlen,  die  sie  von  den  alten  Versicherten  bezogen.  Aber  nicht 
junge.  Daher  die  Methode  ZiUnier.  Ihr  wirtschaftlicher  Grundgedanke 
ist  gerecht:  die  auf  den  einzelnen  Versicherten  entfallenden  Anwerbe- 
kosten sollen  nicht  in  ihrer  vollen  Höhe  von  allen  Versicherten  der  Gegen- 
wart, sondern  bis  zum  Betrage  des  Sparprämien  teils  seiner  ersten  Jahres- 
Nettoprämie  von  dem  Versicherten  getragen  werden,  dessen  Aufnahme 
die  Kosten  verursacht.  Erforderlich  ist  hierzu  also  ein  Zuschlag  zur 
Nettoprämie.  Würde  er  in  seiner  ganzen  Höhe  sofort  erhoben,  so  wäre 
der  Betrag  sehr  bedeutend.  Das  versicherungssuchende  Publikum  würde 
von  der  Gesellschaft  abgeschreckt.  Daher  eine  Verteilung  des  Zuschlags 
auf  die  ganze  Versicherungsdauer.  Am  Ende  ist  dann  die  volle  Prämien- 
reserve des  ersten  Jahres  nachgezahlt.  Statt  eine  nach  und  nach  zu 
tilgende  rechnungsmäßige  Abschlußkostenforderung  in  der  Höhe  der 
Prämienreservequote  der  ersten  Nettoprämie  in  das  Aktivum  und  den 
Prämienreserveteil  der  Nettoprämie  des  ersten  Jahres  in  das  Passivum 
zu  setzen,  wird  in  der  Bilanz  des  Abschlußjahres  eine  Prämienreserve 
für  den  neu  Versicherten  nicht  zurückgestellt.  Ein  rohes  Beispiel:  163  Mk. 
Tarifprämie,  85  Mk.  davon  zur  Deckung  der  Sterblichkeitsfälle  des  Ab- 
schlußjahres (Verbrauchsprämie),  5  Mk.  zur  Deckung  der  dauernden  Un- 
kosten des  Jahres,  70  Mk.  Anwerbekosten  des  Neuversicherten,  70  Mk. 
Prämienreserve  (Sparprämie),  2  Mk.  Zuschlag  zur  Sparprämie  für  Tilgung 

')  So  genannt  nach  dem  Mathematiker  Zillmer. 
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der  in  35  Jahren  zu  tilgenden  Abschlußkostenforderung.     An  sich  wäre 
zu  buchen : 

Präniieneinnahme      .     .     .     .     163  '  Allgemeine  Verwaltuugskosten  5 

Abschlußkosteuabwicklungs-                  Gezahlte  Versicherungssummen  85 

konto 68  I  Prämienreserve 70 

Abschlußkosten 70 

Gewinn 1 

281  231 

Statt  dessen  wird  nach  Zillmer  gebucht,  wenn  die  Prämieneinnahme  aus- 
gegeben (5  +  85  +  70)  ist: 

Kassarest 3  j  Prämienreserve  (70—68)       .     .     2 

:  Gewinn 1 

Der  praktische  Vorteil  der  Zillnierschen  Methode  besteht  darin,  daß 
trotz  der  hohen  Ausgaben  Aktionären  und  Versicherten  eine  Dividende 
(1  Mk.  Gewinn)  gewährt  werden  kann.  Ihr  beträchtlicher  Nachteil  ist: 
Die  Abzahlung  des  Zuschlages  erst  in  der  Zukunft  setzt  voraus,  daß  der 
Versicherte  so  lange  am  Leben  und  zahlungsfähig  bleibt. 

Die  Abschlußkosten  sind  Verwaltungskosten.  Wird  das  Zillmern 
gestattet,  so  wü"d  somit  erlaubt,  Verwaltungskosten  in  der  Bilanz  als 
Aktivum  zu  bewerten,  wenn  dies  auch  äußerlich  nicht  als  Einstellung 
eines  Aktivpostens  hervortritt,  weü  statt  dessen  der  Passivposten  Prämien- 
Reservefonds  in  entsprechend  niedrigerem  Betrage  augesetzt  wird. 

IV.  A.  Soweit  nicht  Bilanzen  in  Frage  stehen,  die  unter  HGB. 
§  261  Ziff.  4  oder  GmbHG.  §  42  Ziff.  2  fallen,  gilt  an  sich  die  Regel:  Er- 
richtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten  dürfen,  wenn  sie  auch  für 
das  nächste  oder  die  nächsten  Jahre  Vorteil  bringen,  in  verhältnismäßigem 
Betrage  in  die  B.  eingesetzt  werden. 

B.  Das  gilt  also  für  alle  übrigen  Gewinnverteilungsbilanzen,  somit 
für  die  der  offenen  Handelsgesellschaft,  der  Kommandit-,  der  stülen  Gesell- 
schaft, der  eingetragenen  Genossenschaft. 

C.  Bei  Liquidationsbilanzen  schließt  Wesen  und  Zweck  der  Liquidation 
Aufnahme  der  Errichtungs-  usw.  Kosten  in  die  B.  auf.  Eine  Ausnahme 
besteht,  wenn  die  geschaffenen  Werte  Veräußerungswert  besitzen.^) 

V.  Von  der  Frage,  ob  zwischen  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und 
Organisationskosten  Unterschiede  bestehen,  ferner  davon,  w^as  Verwaltungs- 
kosten bedeutet,  und  von  dem  Verhältnis  aller  dieser  Kosten  zum  Preise 
der  mit  ihnen  angeschafften  oder  hergestellten  Gegenstände  ist  erst  in  der 
Lehre  von  der  Bewertung  zu  reden. 

Die  gesetzliche  Behandlung  der  Organisations-  und 
Verwaltungskosten  im  österreichischen  Recht. 

§  33. 

I.  In  ÖsteiTeich  gilt  für  A.en  noch  das  allgemeine  deutsche  HGB. 
Dort  fehlen  also  grundsätzlich  besondere  gesetzliche  Weisungen  über  Bilanz- 
aufstellung  bei  A.en.  Somit  gilt  an  sich,  was  aus  dem  Wesen  der  Organi- 
sations- und  Verwaltungskosten  folgte,  auch  für  Gewinnverteüungsbilanzen. 
Sie  sind  aktiv  bilanzfähig. 


')  Also  Auslagen  zum  Erlangen  einer  Bahnkonzession,  Kosten  der  Erwerbung  eines 
Versichemngsgmndstockes,  wenn  Kaufliebhaber  dieser  "Werte  vorausgesetzt  werden  dürfen. 
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]I.  Indes  sind  neuerdings  für  bestimmte  Kategorien  von  A.en  und 
für  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  einschränkende  Be- 
stimmungen erlassen. 

A.  Die  allgemeinen  und  weitergehenden  Einschränkungen  enthält 
das  Aktienregulütiv  vom  20.  September  1899. 

1.  Es  bestimmt  in  §  51  über  die  Griinduiigskosten:  Bei  Errichtung 
der  A.  soll  im  Statut  bestimmt  werden  können,  daß  die  in  demselben  zu 
spezialisierenden  Gründungskosten  als  Auslagen  auf  die  ersten  Geschäfts- 
jahre, und  zwar  auf  höchstens  fünf  Jahre  verteilt  werden. 

2.  Als  solch  amortisierbare  Gründungsauslagen  dürfen  lediglich  die 
baren,  bei  der  Errichtung  notwendig  zu  bestreitenden  Kosten  einschließlich 
der  aus  Anlaß  der  Gründung  zu  leistenden  öffentlichen  Abgaben  zugelassen 
werden. 

3.  Wie  das  ganze  Regulativ,  so  gilt  auch  dieser  Paragraph  nur  für 
A  en,  die  Handelsgesellschaften  sind;  von  diesen  aber  wieder  nicht  für 
solche,  bei  welchen  a)  Bank-,  Kredit-  und  Versicherungsgeschäfte,  b)  Bau 
oder  Betrieb  von  Schiffahrtskanälen  oder  von  Eisenbahnen  (einschließlich 
Lokal-,  Klein-  und  Straßenbahnen),  oder  c)  der  Betrieb  der  Dampfschiff- 
fahrt den  Gegenstand  des  Unternehmens  bilden.  Im  allgemeinen  fallen 
unter  ihn  nur  die  A.en  der  Industrie  und  des  Handels  im  engeren  Sinne. 

B.  AVeniger  weit  gehen  die  Einschränkungen  bei  Versicherungs- 
unternehmungen. 

1.  Nach  dem  Versicherung sregiilativ  vom  5.  März  1896,  das  sowohl 
für  Versicherungsaktiengesellschaften,  wie  für  Versicherungsvereine  auf 
Gegenseitigkeit  gilt,  kann  neu  errichteten  Versicherungsanstalten  gestattet 
werden,  die  „Organisationskosten  und  Abschluß  Provisionen  als  zu 
amortisierende  Aktiva  einzusetzen". 

2.  Die  Amortisierung  der  mit  der  Begründung  verbundenen  Organi- 
sationskosten hat  längstens  binnen  fünf  Jahren  vom  Zeitpunkte  der  Kon- 
stituierung an  zu  geschehen;  die  Amortisation  von  Abschlußprovisionen 
und  damit  die  Einsetzung  solcher  als  Aktiva  ist  zulässig  für  die  „innerhalb 
der  ersten  zehn  Jahre  des  Bestandes  der  Gesellschaft  verausgabten  Ab- 
schlußprovisionen". Die  einzelnen  Abschlußprovisionen  müssen  innerhalb 
einer  Amortisationsdauer  von  je  zehn  Jahren  getilgt  sein.  Diese  Amorti- 
sationsdauer ist  entsprechend  herabzusetzen,  wenn  sich  nach  den  Erfah- 
rungen die  mittlere  Versicherungsdauer  niedriger  stellt. 

3.  Bei  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  darf,  solange 
alle  vorgenannten  Amortisationskosten  nicht  vollständig  getilgt  sind,  ein 
Überschuß  überhaupt  nicht  verteilt  werden;  bei  Versicherungsaktiengesell- 
schaften darf  so  lange  nur  eine  Dividende  von  höchstens  fünf  Prozent  des 
eingezahlten  Aktienkapitals  zur  Verteilung  gelangen. 

4.  Ausdrücklich  ist  noch  bestimmt:  ,,Die  ärztlichen  Kosten  sind 
vollständig  in  die  Betriebsauslageu  einzustellen  und  hat  daher  eine  Amorti- 
sation derselben  nicht  stattzufinden,"  d.  h.  kein  Teil  darf  nach  dem  Schema 
des  schon  bezahlten,  aber  noch  nicht  in  voller  Höhe  verursachten  Miet- 
zinses als  erfolgregulierendes  Aktivum  eingesetzt  werden. 

III.  Das  österr.  GmbHG.  (§  7)  schreibt  wie  das  deutsche  vor,  daß  Er- 
richtungs-  und  Verwaltungskosten  nur  als  Unkosten  gebucht  werden  dürfen. 

Der  Unterschied  des  österr.  Rechts  gegenüber  dem  deutschen  ist, 
was  die  Methode  Zillmer  angeht,  nur  ein  technischer.  Das  Versich.-Reg. 
(^  28)  schreibt  vor:  „Die  Berechnung  der  Prämienreserve  hat  unverkürzt j 
ohne  Einrechnung  der  Abschlußprovisionen,  stattzufinden,"  aber  es  gestattet, 
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jungen  l'nternehnuingcn  zu  erlauben,  die  Abschlußprovisionen  als  erfolg- 
regulierende Aktiva  einzustellen.  Es  verbietet  somit  nur,  die  Abschluß- 
provisionen im  A\'ege  rechnerisclier  Kürzung  der  Prämienreserven  zu  ver- 
stecken. Sie  sollen  als  Aktivum  in  der  B.  erscheinen;  dann  kann  die 
Prämienreserve  im  Passivum  unverkürzt  lileiben. 

IV.  Der  Bedeutung  der  Abschlußprovisionen  der  ersten  Jahre  für 
die  Konkurrenzfähigkeit  der  Unternehmung  ist  in  stärkerem  ]\Iaße  Rech- 
nung getragen,  sogar  in  einem  Maße,  das  die  Gefahr  einer  raschen  äußeren 
Entwicklung  auf  Kosten  innerer  Konsoldierung  mit  sich  bringen  kann. 

Die  praktische  Bedeutung  der  verschiedenen  rechtlichen 
Behandlung  der  Gründungskosten. 


I.  Aus  dem  bisherigen  erhellt :  teils  dürfen  die  Kosten  der  Errichtung 
der  A.  in  die  Jahresbilanz  als  Aktivum  aufgenommen  werden,  teils  ist 
ihre  Einsetzung  unter  die  Aktiva  völlig  verboten. 

II.  Der  praktische  Unterschied  zwischen  beiden  Behandlungsweisen 
liegt  darin,  daß  die  erste  Art  leichter  ermöglicht,  schon  im  ersten  Jahre 
mit  Ge^^•inn  und  dadurch  mit  Dividendenverteilung  abzuschließen,  was  für 
die  Entwicklung  des  Vertrauens  zu  deui  Unternehmen  von  Bedeutung  ist. 

A.  Die  Errichtungskosten  einer  A.  sind  meist  sehr  beträchtlich.  Für 
Verhandlungen,  Prüfungen,  Vermittlungen,  Pläne,  Registrierungen,  Druck- 
sachen usw.  erwachsen  hohe  Auslagen.  Sind  sie  von  Geschäftsunkosten- 
oder Gründungskostenkonto  ausschließlich  auf  Verlust-  und  Gewinurech- 
nung  zu  übertragen,  so  führt  dies  nicht  selten  zu  einem  Passivsaldo  dieser 
Rechnung  und  damit  auch  zu  einem  Verlustsaldo  der  ersten  Jahresbilanz. 

B.  Der  schädliche  Eindruck  wird  vermieden,  wenn  ihrem  regelmäßigen 
Wesen  entsprechend  sie  vom  Errichtungskonto  nur  zum  Teil  auf  Verlust- 
und  Gewinnrechnung  übertragen^  im  übrigen  buchtechnisch  wie  voraus- 
bezahlter Mietzins  behandelt  werden. 

III.  Aber  diese  Fürsorge  für  Erhöhung  des  Vertrauens  in  das  Unter- 
nehmen läuft  leicht  Gefahr,  auf  Kosten  innerer  wirtschaftlicher  Kräftigung 
zu  geschehen.  Nicht  nur,  daß  die  erste  Verfahren sw^eise  zur  Verteilung 
von  Gewinn  führt,  der  nicht  in  greifbaren  Gütern  vorliegt;  vor  allem 
wird  der  Möglichkeit  Tür  und  Tor  geöffnet,  daß  Gewinn  verteilt  wird,  der 
überhaupt  nicht  durch  wirtschafthche  Güter,  auch  nicht  durch  immaterielle, 
repräsentiert,  also  rein  fiktiv  ist.  Denn  die  Gefahr  der  Doppelbewertung,  und 
dieser  wollte  der  deutsche  Gesetzgeber  vorbeugen,  entsteht.  ^)  Nicht  zu  ver- 
kennen ist  auch,  daß  das  Organisationskostenkonto  sich  leicht  zur  Unter- 
bringung "bedeiiklicher  Posten  verwenden  läßt,  die  dadurch  der  Publizität 
mehr  entzogen  werden,  weil  dieses  Konto  als  transitorische  Post  nicht 
über  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  sondern  unmittelbar  auf  Bilanzkonto 
übergeht. 

IV.  Man  hat  gemeint,  die  Gesellschaften  könnten  das  Verbot  völligen 
Ausschlusses  der  Errichtungskosten  aus  dem  Bilanzaktivum  dadurch  um- 


i 


*)  Wenn  in  der  Begründung  zur  Novelle  von  1884  noch  gesagt  ist,  das  Verbot 
rechtfertige  sich  auch  dadurch,  daß  kein  Reingewinn  vorhanden  sei,  bevor  die  Kosten 
gedeckt  seien,  die  zur  Erzeugung  desselben  notwendig  sind,  so  ist  dies  unbehelflich, 
weil  zur  Erzeugung  des  in  dem  einzelnen  Geschäftsjahr  im  Sinne  kaufmännischer  An- 
schauung „verdienten"  Reingewinns  die  Kosten  nicht  notwendig  sind,  bei  denen  der 
aus  ihnen  entspringende  Vorteil  erst  späteren  Jahren  zugute  kommt. 
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gehen,  daß  sie  zur  Vermeidung'  eines  passiven  Abschlusses  der  ersten  B. 
diese  Organisationskosten  als  transitorische  Posten  unter  den  Debitoren 
verstecken.  Allein  dann  läge  ein  N'erstoß  gegen  das  Prinzip  der  Bilauz- 
wahrheit  vor,  wonach  es  verboten  ist,  etwas  als  Forderung  zu  bezeichnen, 
was  seinem  Wesen  nach  nicht  Forderung  ist.  Die  Post  müßte  als  Orga- 
nisationskonto aufgeführt  werden. 


II.  Das  Oisagio  bei  Ausgabe  von  Teilschuldverschreibungen. 

1.  Die  einseitig  rechtlich-wirtschaftliche  Konstruktion  der  Natur 
des  Emissionsdisagios  (sog.  Schuldtheorie). 

§  35. 

1.  Bleibt  der  Zinsfuß,  der  versprochen  wird,  hinter  dem  Zinsfuße  des 
Geldmarktes  zurück,  so  ist  die  Nachfrage  nach  solchen  Obligationen  ge- 
ringer und  die  Unternehmungen  bringen  ihre  Schuldverschreibungen  nur 
unter  pari  weg.  Der  Unterschied  zwischen  Begebungs-  und  Eückzahlungs- 
preis  bildet  das  sog.  Emissionsdisagio. 

IL  Welche  Behandlung  diesem  Disagio  in  der  B.  zukommt,  ist  leb- 
haft bestritten.  ^)  Wirtschaftliche,  rechtliche,  buchführungstechnische  Ge- 
sichtspunkte sind  dabei  zu  berücksichtigen ;  aber  das  ist  eben  die  Frage, 
welcher  von  diesen  drei  Gesichtspunkten  den  Ausschlag  gibt. 

in.  Angesichts  der  hüanzr  echt  liehen  Vorschriften  des  HGB.  ist 
man  leicht  geneigt,  rechtlich-wirtschaftliche  Gesichtspunkte  in  den  Vorder- 
grund zu  stellen. 

A.  Die  Ausgabe  von  Teilschuldverschreibungen  ist  wie  wirtschaft- 
lich so  juristisch  Verkauf  einer  Forderung  gegen  sich  selbst.  Das  HypBG. 
(§v5  26  und  25)  bestätigt  es.  Es  spricht  von  „Mehref^lös"',  wenn  die  Be- 
gebung der  Pfandbriefe  zu  einem  Überparikurse  geschieht,  von  ,,Minder- 
erlös'\  wenn  die  Pfandbriefe  unter  dem  Nennwerte  ausgegeben  werden. 
Was  begründet  wird,  ist  eine  Schuld,  eine  Rückzahlungsschuld. 

B.  1.  Schulden  sind  aber  —  so  wird  man  bei  Voranstellunf/  recht- 
licher GesichtsjJ unkte  schließen  —  gemäß  HGB.  §  40  nach  ihrem 
gegenwärtigen  Werte,  nicht  höher  anzusetzen.  Teilschuldverschreibungen 
sind  nicht  sofort  fällig,  sondern  immer  erst  nach  einer  Reihe  von  Jahren 
rückzahlbar,  verkörpern  daher  betagte  Verbindlichkeiten.  Das  Versprechen, 
100  zurückzuz".hlen,  besitzt  deshalb  zur  Zeit  der  Begebung  nicht  den  Wert 
100,  sondern  sein  gegenwärtiger  Wert  beträgt,  wenn  die  Obligation  zu  94 
begeben  wurde,  P4.  94  war  ihr  Verkaufspreis.  94  ging  als  Aktivwert 
dafür  ein.  Mangels  besonderer  Buchführungsregeln  darf  vom  wirtschaftlich- 
rechtlichen  Standpunkte  aus  die  Schuld  nicht  höher  bemessen  werden. 
Wir  buchen  also  in  der  B.: 

Aktiva                                                 Passiva 
Kassa 94  1  Schulden 94. 

2.  ;per  Obligationsschuldner  hat  noch  ein  anderes  Schuldversprechen 
abgegeben,  jährlich  vom  Nennw^ert  seiner  Kapitalschuld  3  V2  Prozent  Zins 
zu  leisten.  Aber  diese  Zinsverbmdlichkeit  wird  nicht  gebucht,  weil  ihr 
gleichmäßig   als    Gegenwert   der  Anspruch   auf  Nichtzurückzahlung  des 


^)  Übersicht  bei  Weinherger,  Agio  und   Disagio  der  Pfandbriefe   iu   der  B.   der 
deutschen  Hyiiothekeubauken  1913,  52  ff. 
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Kapitals  vor  dorn  nach  dem  Amortisationsplan  vorgesehenen  Zeitpunkte, 
also  der  Anspruch  auf  Kapitalnutzuug-  gegenübersteht.  Zins  ist  Vergütung 
für  Kapitalnutzung. 

(\  Aber  der  A\'ert  der  Eückzahlungs Verbindlichkeit  steigt  allmählich. 

1.  Das  Kückzalilungsversprechen  auf  100  ist  im  Begebungsjahre 
rechtlich  entstanden.  Damit  ist  der  Rechtsgrund  zu  einer  Ausgabe  von 
6  erwachsen,  der  keine  Einnahme  gegenübersteht.  Denn  der  Obligations- 
schuldner verspricht  100  zu  zahlen,  obwohl  er  nur  94  erhielt.  Somit  ist 
der  Grund  zu  einem  ziffcriiDiäßigcn  Verlust  von  6  gelegt.') 

2.  a)  Aber  die  Ausgabe  ist  im  Obligationenemissionsjahr  noch  nicht 
zu  entrichten.  Zu  entrichten  ist  die  Ausgabe  erst  im  Jahre  der  Heim- 
zahlung.  Indes  nur  förmlich,  äußerlich  greifbar  ist  die  Ausgabe  erst  im 
Jahre  der  Rückzahlungspflicht  zu  entrichten.  Wirtschaftlich  und  infolge- 
dessen buchführungstechnisch  ist  sie  ciiicti  schon /w/'  die  voraufgehenden 
Jahre  seit  der  Begebtiug  eine  zu  entrichtende^  d.  h.  fällt  sie  teilweise 
schon  diesen  Jahren  zur  Last. 

b)  Es  ist  nicht  an  dem,  daß  es  nur  ein  Gebot  wirtschaftlicher  Vor- 
sicht ist,  wenn  der  Wert  der  Heimzahlungsschuld  jährlich  etwas  gesteigert 
wird,  so  daß  der  Schuldner  lediglich,  um  im  planmäßigen  Tilgungsjahre 
ohne  Schwierigkeit  und  ohne  zu  starke  Belastung  dieses  Jahres  die  6  bereit 
zu  haben,  vorher  allmählich  einen  DeQkungsfonds  ansammelt.  Die  Er- 
wägung des  Obligationsschuldners  ist  nicht:  es  dürfte  zweckmäßig  sein, 
wenn  ich  sofort  vom  Jahre  der  Begebung  an  für  Bereitstellung  von  Mitteln 
zu  der  erhöhten  Rückzahlung  Vorsorge,  sondern  die  Grundsätze  der  Er- 
folgsregulierung zwischen  mehreren  Geschäftsjahren  kommen  zur  An- 
wendung. Der  Obligationsschuldner  hat  schon  in  den  voraufgehendeu 
Jahren  einen  Posten  für  Rückzahlung  auch  der  6  in  die  B.  einzusetzen, 
weil  er  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung,  an  die  er 
rechtlich  gebunden  ist,  es  muß. 

3.  Zurückweisung  der  sog.  Verlusttheorie.  AUe  Jahre  bis  zum  Jahre 
der  Heimzahlungspflicht  haben  nämlich  von  der  zu  entrichtenden  Ausgabe 
zu  6  auch  wirtschaftlichen  Vorteil.  Zwar  steht  der  Ausgabe  keine  ent- 
sprechende Einnahme,  aber  eine  durch  sie  erzielte  Minderausgabe  gegen- 
über.  Dadurch  wird  wirtschaftlich  der  rechnerische  Verlust  wettgemacht. 

a)  Der  Obligationsschuldner  hat  für  seine  Schuldverschreibung  nur 
94  erhalten,  weil  er  geringere  Verzinsung  versprach,  als  dem  allgemeinen 
Geldpreise  zur  Zeit  der  Begebung  entsprach.  Wir  sagen  z.  B.,  der  allgemeine 
Zinsfuß  jener  Zeit  war  3^/i;  er  versprach  nur  3Vj  Prozent. 

u)  Dabei  kam  der  Käufer  der  Obligation  auf  seine  Rechnung. 

aa)  Wir  wollen  nicht  genau  rechnen  und  erheben  auch  nicht  Anspruch 
auf  wirtschaftliche  Richtigkeit  unserer  Kalkulation,  sondern  wir  wollen  nur 
die  Sache  veranschaulichen.  Dann  liegt  das  Verhältnis  folgendermaßen:  der 
Zins  wird  nach  dem  Nennwert  der  Obligation  bezahlt.  Der  Käufer  erhält 
also  3^,2  Prozent;  aber  weil  er  nur  94  gegeben  hat,  erhält  er  3  Va  nicht  von 
100,  sondern  von  94;  94:3,5=100:x  ergibt  aber  3,723  Prozent.  Wohl 
hätte  Käufer  hiernach  noch  weniger  als  94  zahlen  müssen,  damit  die  Ver- 
zinsung 3,75  ist.  Aber  wir  haben  ein  weiteres  Moment  zu  berücksichtigen, 
das  preiserhöhend,  das  Disagio  herabmindernd  wirkt.    Die  Höhe  des  Wert- 

')  In  diesem  Sinne  kann  der  im  Reichsanzeiger  vom  26.  Mai  1898  Nr.  123,  erste 
Beilage  veröffentlichte  Entwurf  §  22  des  HyitBG.  von  bei  der  Ausgabe  von  Hypotheken- 
pfandbriefen  „entstandenen  Kursverlusten'',  das  geltende  H^-pBG.  1§  25  und  26  von  hei 
Begebung  von  Pfandbriefen  unter  pari  sich  ergebendem  MindererZös  sprechen. 
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Unterschiedes  zwischeu  Nominal-  und  Begebungspreis  bestimmt  sich  nicht 
bloß  nach  dem  Verhältnis  des  Zinsfußes  der  Obligationen  zu  dem  der 
Lage  des  Geldmarktes  entsprechenden  Zins,  sondern  auf  den  Begebungs- 
kurs wirkt  bestimmend  und  zwar  in  entgegengesetzter  Richtung  auch 
der  Umstand,  daß  die  Pfandbriefe  zum  Nennwerte  zurückzuzahlen  sind. 
Die  Aussicht  darauf,  daß  man  mehr  zurückgezahlt  erhält,  als  man  hingab, 
steigert  den  Begebungskurs,  führt,  um  mit  der  amtlichen  Begründung 
des  Entwurfs  des  Hypothekenbankgesetzes  zu  sprechen,^)  ,,zu  einer  Er- 
höhung des  Preises,  der  für  die  Obligationen  bei  der  Ausgabe  zu  bezahlen 
sein  würde,  wenn  nur  das  Verhältnis  des  Obligationenzinsfußes  zum  Markt- 
zinsfuße maßgebend  wäre".  Würde  nur  letzteres  preisbestimraend  wirken, 
so  würde  der  richtige  Begebungskurs  etwa  93,3  sein. 

f)f))  Genau  gerechnet,  d.  h.  bei  Anwendung  der  Zinseszinsrechnung 
ergibt  sich  ein  anderer  Begebungskurs.  Nimmt  man  an,  die  Obligation 
wird  in  10  Jahren  zurückgezahlt,  so  reicht  ein  Preisabschlag  von  2,05 
vom  Hundert  aus,  um  dem  Käufer  eine  Verzinsung  von  3^/4  Prozent  zu 
verschalfen.  2,05  Mk.  10  Jahre  lang  zu  3,75  Prozent  mit  Zinseszins  ver- 
zinslich angelegt,  bedeuten  für  den  ObKgationenkäufer  eine  jährliche  Zusatz- 
rente von  V4  Prozent  durch  10  Jahre.  Der  Begebungskurs  ohne  Berück- 
sichtigung des  angegebenen  preissteigerndeu  Moments  wäre  somit  97,95.^) 

1^)  Aber  auch  das  die  Obligationen  ausgebende  Institut  zieht  während 
des  ganzen  Zeitraumes,  der  zwischen  Emission  und  Rückzahlung  liegt, 
aus  der  Begebung  unter  dem  allgemeinen  Geldstande  wirtschaftlichen 
Vorteil.  Ziffernmäßig,  äußerlich,  aber  nicht  wirtschaftlich  entsteht  für 
sie  ein  Verlust.  Wirtschaftlich  macht  die  Gesellschaft  eine  Zinsersparnis. 
Sie  spart  während  dieser  ganzen  Periode  jährlich  SU  Prozent  Zins. 

b)  Jedem  der  dazwischen  liegenden  Jahre  kommt  daher  die  Begebung 
unter  pari  zugute.  Deshalb  ist  für  die  Buchführung  der  Erfolgsberech- 
uung,  also  für  Gewinnverteilungsbilanzen,  die  Ausgabe  von  6  nicht  bloß 
dem  Heimzahlungs-,  sondern  anteilsmäßig  auch  den  vorausgehenden  Jahren 
zu  Last  zu  schreiben. 

c)  u)  Buchtechnisch  geschieht  dies  durch  Belastung  des  Gewinu- 
und  Verlustkontos.  AVas  das  emittierende  Institut  jährlich  erspart,  sind 
25  Pfg.  Zu  zahlen  hätte  es  nach  dem  allgemeinen  Zinsfuß  3,75  Mk. ; 
da  es  die  Schuldverschreibung  unter  diesem  verzinst,  nur  3,50  Mk.  Also 
beträgt  die  jährliche  Zinsersparnis  25  Pfg.  Jedes  Jahr  ist  demgemäß 
in  dieser  Höhe  an  der  Aufbringung  der  fehlenden  Summe  des  Disagios 
beteiligt. 

p)  Legen  wir  den  genau  berechneten  Begebungskurs  zugrunde,  so 
lautete  ursprünglich  das  Obligationeneinlösungskonto: 

Soll  Haben 

I  Per  Kassakouto     .     .     .     .     97,95 

und  das  Bilanzkonto: 

Soll  Haben 

An  Kassakonto      .     .     .     .     97,95  1  Per   Obligationeneinlösuugs- 

konto 97,95. 


1)  RT.  X  LP.,  Sess.  1898/1900,  Drucks.  10  Nr.  106  S.  945. 

2)  Vgl.  Hecht  bei  Holdheim  VI!  (1898)  259. 
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Am  Ende  des  nächsten  Jahres  dagegen  haben  wir  zu  buchen: 

Obligationeneinlösungskonto 

Per  Kassenkonto  ....     97,95 
i  Per  Gewinn-  u.  Verlustkonto      ü,25 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust 

An    Obligationeneinlösungs- 
konto    0,25 

und  das  neue  Sclilußbilanzkonto  lautet  auf  Grund  Abschlusses  des  Obli- 
gationeneinlösungskontos mit  Bilanzkonto: 

An  Bilanzkonto     .     .    ^.     .     98,20  |  Per  Kassakonto     ....     97,95 

I  Per  Gewinn-  u.  Verlustkonto      0,25 
folgendermaßen : 

Bilanzkonto 
An  Kassenkonto    ....     97,95  i  Per  Obligationeneinlösungs- 

I       konto 98,20 

d)  Indes  brauchen  selbstverständlich  nicht  jährlich  25  Pfg.  dem  Ge- 
winn- und  Verlustkonto  angelastet  zu  weiden.  Nehmen  wir,  wie  beim 
Begebungskurs  von  97,95  vorausgesetzt,  an,  daß  die  Obligation  nach 
10  Jahren  einzulösen  ist,  so  würden,  wenn  jedes  Jahr  25  Pfg.  der  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  zur  Last  geschrieben  würden,  nicht  bloß,  wie  nötig, 
2,05,  sondern  2,50  Mk.  zur  Rückzahlung  der  Disagiosumme  verfügbar  sein. 
Somit  ist  eine  dauernd  gleichmäßige  Zuschreibung  von  je  25  Pfg.  zu  viel. 
Beachtet  muß  werden,  daß  die  jährlichen  Bereitstellungen  verzinslich  an- 
zulegen sind.  Dazu  noch  den  Zinseszins  berücksichtigt,  machen  die  jähr- 
lichen Belastungen  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  0,17  +  0,18 -f- 0,19 
+  0,19  +  0,20  -t-  0,21  -f  0,22  +  0,22  +  0,23  +  0,24  ==  2,05  Mk.  aus.  Um 
es  in  Kontenform  darzulegen :  am  Schlüsse  des  ersten  Jahres  lautet  die  B : 

An  Kassakorto      ....     97,95  I  Per  Obligationeneinlösungs- 

I      konto 98,12, 

am  Schlüsse  des  fünften: 

97,95  i  98,88. 

e)  a)  Aber  auch  für  B.en  der  Vermögensverteilung  ergibt  sich  das- 
selbe Resultat.  Hier  folgt  es  nicht  aus  dem  wirtschaftlichen  Prinzipe 
der  Erfolgsregulierung,  sondern  aus  dem  privatrechtlichen  Grundsatze,- daß 
Schulden  nach  ihrem  jeweiligen  Effektivwerte  anzusetzen  sind. 

ß)  Im  vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  um  eine  unverzinsliche 
betagte  Schuld  (von  2,05  Mk.).  Solche  Schulden  werden  aber  nach  den 
Grundsätzen  rein  wirtschaftlicher  Bewertungsprinzipieu,  wie  wir  noch 
sehen  werden,*)  unter  Abzug  des  Zwischenzinses  bewertet.  Also  beträgt 
auch  hier  die  Schuld  am  Ende  des  ersten  Jahres  nur  17  Pfg.  und  steigt 
wie  oben. 

Noch  ist  zu  verfolgen,  wie  diese  in  erster  Linie  rechtliche  Konstruktion 
in  Einklang  mit  der  tatsächlich  üblichen  Buchung  gebracht  werden  kann. 

»)  S.  §  105. 


i 
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Die  Konsequenzen  der  einseitig  rechtlich-wirtschaftlichen 

Konstruktion. 

§  36. 

I.  Der  bisherigen  Ausführung"  zufolge  bildet  das  Emissionsc//sr/^i'o 
keinen  selbständigen  Bilanzposten.  Es  stellt  nur  ein  Element  in  der  Wert- 
hestimmuiuj  der  Ohlifjatioiienriicksiahliiruisschtild  dar  (Schiild- 
theon'e).  Nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  —  werden 
\\ir  weiter  sagen  —  ist  üblich,  die  Obligationenschulden  in  der  Buchführung', 
also  auch  in  der  B.,  soweit  sie  als  Passiva  in  Betracht  kommen,  mit 
ihrem  Nennwert  auszuweisen. 

II.  Dies  wirkt  notwendig  auf  die  buchmäßige  Stellung-  des  Emissions- 
disagios zurück.  Es  wird  zu  einem  selbständigen  Posten,  insbesondere  zu 
einem  selbständigen  Bilanzposten.  Wir  haben  nach  Ausgabe  der  Obli- 
gation zu  buchen: 

Obligationeneinlösungskonto 
An  Bilanzkonto      ....       100  j  Per  Kassakonto     ....     97,95 

I  Per  Disogiokonto  ....       2,05 

Disagiokonto 
An    Obligationeneinlösungs-  j  Per  Bilanzkonto    ....       2,05 

konto    .......       2,05  | 

und  am  Jahresschluß: 

Disagiokonto 
An    Obligationeneinlösungs-  !  Per  Gewinn- und  Verlustkonto     0,17 

konto 2,05  I  Per  Bilanzkonto      .     .     .     .     1,88 

Bilanzkonto 

An  Kassa 97,95     Per  Obligationenkonto      .     .     100. 

An  Disagio 1,88 

III.  A.  Au  der  materiellen  Natur  des  Emissionsdisagios  —  werden 
wk  schließen  —  wird  dadurch  nichts  geändert.  Es  bleibt  Beivertiing 
desjenigen  Teils  der  Rückzahlung,  der  über  den  Begebiingspreis  hinaus- 
geht, also  Bewertung  eines  reellen  Passivums.  Denn  ob  wir  am  Ende 
des  ersten  Jahres  im  Bilanzkonto  buchen : 

Bilanz 

An  Kassakonto      ....     97,95  I  Per  Obligationen einlösungs- 

konto 98,12 

oder  ob  wir  in  dem  gleichen  Zeitpunkt  im  Bilanzkonto  schreiben: 

Bilanz 

An  Kassa 97,95  I  Per  Obligationeneinlösungs- 

An  Disagio 1,88  !      konto 100, 

ist  gleichgültig,  denn  100—1,88   macht  98,12,   gibt   also   den  Wert   der 
Rückzahlungsschuld  wieder. 

B.  Diese  Rückzahlungsschuld  läßt  sich  in  ihrer  ursprünglichen  Form 
—  aber  lediglich  zwecks  Veranschaulichung  ihrer  Elemente  ist  dies  statt- 
haft —  auf  der  Passivseite  auch  in  zwei  Posten  zerlegen,  in  die  Rück- 
zahlungszusatzschuld : 
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Bilanz 

"J7,9ö  !  97,94 
0,17. 
Vergrübeni  Avir  diese  Form,  indem  wir  den  Begebungskurs  auf  94, 
die  jährliche  Steigerung  auf   1  ^Ik.,   die  Kückzalilungsfrist  auf  6  Jahre 
festsetzen,  so  ist  gleichbedeutend,  ob  wir  buchen: 


94      oder  6      100 


94      oder  4  i   100 

2  ! 

9  t     oder  3  '  100, 


94      oder  5      liiO 
1 

C.  1.  Bedeutet  die  zweite  Art  der  Buchung  nichts  anderes,  als  die 
erste,  so  folgt  —  werden  wir  weiter  schließen  — ,  daß  der  Disagioposten 
im  Bilanzaktivum,  wo  er  bei  der  zweiten  Bucliungsweise  erscheint,  nur 
ein  rechnungsmäßiges  'Aktivum  darstellen  kann.  Denn  dann  muß  die 
wirtschaftliche  Bedeutung  des  Disagios  dieselbe  geblieben  sein. 

2.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  ist  der  selbständige  Aktivposten  ,,Disagio" 
eine  rechnungsjnäßiye  Aktivantizipation  und  ein  aktiver  Wertberich- 
tigungskonto. 

a)  a)  Die  Obligationen einlösuugsschuld  ist  schon  im  ersten  Jahre 
auf  100  gewertet.  Würde  kein  Gegenposten  eingesetzt,  so  hätte  das  erste 
Jahr  die  ganze  Rückzahlungsverbindlichkeit,  soweit  sie  den  Begebungs- 
erlös übersteigt  (2,05  Mk.),  zu  tragen,  obwohl  der  Vorteil  aus  dieser 
höheren  Rückzahlungssclmld  auch  den  späteren  Jahren  zugute  kommt. 
Daher  wii'd  der  negative  Erfolg,  die  xlusgabe  für  die  höhere  Rückzah- 
lung zum  Teil  auf  die  Nachjahre  ,, übertragen"  und  so  der  Erfolg  regu- 
liert. Es  geschieht  durch  Einsetzung  eines  die  Höhe  der  Übertragung 
(2,05  —  17  =  1,S8)  zum  Ausdruck  bringenden  Übertragungskontos.  Weil 
der  Posten,  von  dem  zu  übertragen  ist  (100  —  1,88),  auf  der  Passivseite 
steht,  muß  das  Erfolgregulierungskouto  auf  die  entgegengesetzte  Seite  zu 
stehen  kommen. 

ß)  Einen  Vermögeusgegenstand  stellt  dieser  Posten  nicht  dar.  In 
Sachen,  d.  h.  körperlichen  Gegenständen,  Geldstücken  u.  dgl.  besteht  er 
nicht.  Was  er  repräsentieren  könnte,  wäre  lediglich  eine  Forderung  oder 
ein  nur  tatsächliches  immaterielles  wirtschaftliches  Gut. 

au]  Eine  Forderung  im  bilanzrechtlichen  Sinne  hat  das  Obligationen 
ausgebende  Unternehmen  gegen  den  Käufer  seiner  Schuldverschreibungen 
nach  Leistung  des  Kaufpreises  nicht  mehr.  Eine  Forderung  im  weiteren 
Sinne  steht  ihm  noch  zu,  der  Anspruch  auf  Nichtgeltendmachung  der  Ein- 
lösungspflicht vor  Ablauf  einer  gewissen  Reihe  von  Jahren,  also  auf  länger 
währende  Überlassung  der  Nutzung  eines  Kapitals  im  Betrage  von  97,95- Mk. 
Allein  dieser  Anspruch  auf  Kapitalsnutzung  kann  nach  Grundsätzen  ord- 
nungsmäßiger Buchführuiig  nur  bewertet  werden,  wenn  er  unter  Aufwen- 
dungen erworben  wurde.  Aufwendungen  hat  die  Unternehmung  dafür 
nicht  gemacht,  sondern  lediglich  eine  Verbindlichkeit  zu  jährlicher  Zins- 
zahlung datür  eingegangen.  Obligatorischer  Anspruch  und  gegenüber- 
stehende Schuld  werden  lediglich  gebucht,  wenn  sie  sich  nicht  im  Werte 
gleichkommen.  Hier  stehen  sie  sich  im  Werte  gleicli.  Das  emittierende 
Institut  verspricht  3,50  Mk.  für  Überlassung  der  Nutzung  von  97,95  Mk. 
Dies  ist  also  der  Wert  des  Überlassungsanspruches. 

;v)  Man  könnte  auch  unmittelbar  die  Kapitalnutzung  als  das  im- 
materielle wirtschaftliche  Gut  ansehen  wollen,  das  im  Disagioposten  be- 
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wertet  ist.  Das  Disagio  stellt  den  Wert  dar,  den  die  Kapitalnutzung 
über  die  Höhe  des  kapitalisierten  Zinsversprechens  hinaus  hat.  Aber 
solche  Auffassung  widerspricht  der  Intention  der  Parteien,  der  kauf- 
männischen Anschauung,  aus  der  heraus  kaufmännische  Verhältnisse  zu 
beurteilen  sind.  Disagio  heißt  Unbequemlichkeit,  Nachteil,  Verlust.  Ein 
Verlust  will  also  mit  dem  Disagio  bewertet  sein.  Verlust,  Vermögens- 
minderung ist  eine  Eückzahlungsschuld.  Diese  ist  im  Disagioposten  mit- 
bewertet.    Schuld  ist  aber  reelles  Passivum. 

b)  Kürzer  ist  die  Begründung  zu  geben,  daß  das  Disagioaktivum 
nur  ein  Korrektur-,  ein  A\'ertbericlitigungs-,  ein  Bewertungskonto  dar- 
stellt. Der  Schuldposten:  Schuldverschreibungseinlösungsschuld  ist  mit 
100  über  den  gegenwärtigen  Wert  angesetzt.  Das  Disagiokonto  korri- 
giert die  Wertansetzung. 

Die  Vertreter  der  einseitig  rechtlich-wirtsciiaf  tlichen  Konstruktion 

des  Disagios. 

§  37. 

I.  Die  dargelegte  Auffassung  liegt  der  Disagiotheorie  Sijnons  zu- 
grunde. Aus  nachfolgenden  Sätzen  geht  dies  hervor.  SijJion  schreibt: 
,,Es  würde  für  die  Aktiengesellschaft  nicht  nur  unbillig,  sondern  un- 
richtifj  sein,  wenn  man  von  ihr  die  alsbaldige  Einstellung  des  Rückzah- 
lungsbetrages in  die  Passiven  verlangen  wollte."  . . .  ,,In  dem  AugenbUck 
der  Aufnahme  der  Obligationen  ist  die  Schuld  der  Gesellschaft  (nur)  der 
erzielte  Erlös;  der  Wert  des  Passivums  wächst  .  .  .  allmählich  bis  zu  dem 
Nennbetrag.^)  ,,Der  Unterschied  zwischen  dem  Werte,  mit  welchem 
für  eine  Gesellschaft  die  von  ihr  ausgegebenen  Obligationen  in  Betracht 
kommen,  und  dem  Nennbetrage  derselben  kann  in  der  B.  in  verschie- 
dener Weise  zum  Ausdruck  gebracht  werden.  Entweder  wird  dieser 
Unterschied  unmittelbar  bei  dem  Wertansatz  zum  Ausdruck  gebracht,  so 
daß  Obligationen  nicht  zu  ihrem  Nennbetrage,  sondern  dem  rechnerisch 
ermittelten  Wert  derselben  ausgeworfen  werden.  Oder  es  wird  zwar 
der  Nennbetrag  in  die  Passivseite  gesetzt,  jener  Unterschied  aber  durch 
ein  besonderes  Beivertunff skonto  zum  Ausdruck  gebracht"  ....  „Das 
Disagiokonto  ist  ein  Bewertungskonto;  es  ist  dazu  bestimmt,  den  Wert 
einer  Schuld,  welche  deren  Nennbetrag  nicht  erreicht,  zum  Ausdruck  zu 
bringen.  Da  die  Schuld  auf  der  Passivseite  steht,  gehört  das  Disagio- 
konto auf  die  Aktivseite."-) 

IL  Aber  die  Theorie  Simons  weist  doch  eine  wesentliche  Ab- 
weichung auf. 

A.  Wohl  beträgt  die  Schuld  der  emittierenden  Gesellschaft  zur  Zeit 
der  Aufnahme  der  Obligation  nach  Simon  nicht  mehr  als  den  erzielten 
Erlös,  aber  was  die  Gesellschaft  darüber  hinaus  schuldig  wird,  ist  ihm 
nicht  ein  Bestandteil  der  Rückzahhmgspflicht,  sondern  Gegenstand  eüier 
besonderen  Verbindlichkeit,  einer  Zinsverbindlichkeit  in  Form  eines  Kapital- 
zuschlages. Der  Unterschied  zwischen  dem  Ausgabe-  und  Einlösungsbetrag 
sei  wirtschaftlich  Zins,  ein  Teil  der  Vergütung  für  die  Kapitalnutzung, 
der  Teil,  welcher  nicht  in  jährlich  wiederkehrenden  Leistungen,  sondern 
in  Form  eines  Kapitalzuschlages  erst  bei  Rückzahlung  zu  vergüten  sei.^ 

*)  S.  430. 

*j  S.  435  f. 

*)  S.  430.    Dazn  S.  443 :  „Eine  besondere  Art  der  Zinsvergütung". 
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Das  Disagio  stellt  (/cschuJdctcii  Kapitalzins  dar  und  ist  deshalb  reelle 
Passirposf,  die  aber  auch  als  (nur)  rechnungsmäßiges  ^A7/rkonto,  als 
sog.  aktives  Bewertnngskonto  gebucht  werden  darf.^) 

B.  1.  Allein  wäre  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des  Disagios  eine 
Zin'sverbindlichkeit,  so  müßte  sie  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger 
Buchführung  als  solche  d.  h.  als  selbständige  Verbindlichkeit  neben  der 
Einlüsungsptlicht  im  ßilanzpassivum  eine  Stelle  finden.  Dies  ist  aber  nicht 
der  Fall. 

2.  Ähnlichkeit  mit  einer  Zinsverbindlichkeit  liegt  vor.  Das  Disagio 
hat  dieselbe  wirtschaftliche  Wirkung,  wie  Zins,  und  wird  wie  Zins  be- 
rechnet; aber  darum  ist  es  nicht  schon  Zins,  wie  nicht  rechtlich,  so  auch 
nicht  wii'tschafthch. 

a)  (0  Eingeräumt  werden  muß:  der  Obligationsschuldner  verspricht 
mehr  Kapital  zurückzuzahlen,  als  er  erhielt.  Insofern  tritt  dieselbe  wirt- 
schaftliche ^^'irkung  ein,  wie  wenn  er  höheren  Zins  entrichten  müßte. 
Seine  höhere  Eückzahlungsschuld  charakterisiert  sich  als  wirtschaftlicher 
Ersatz  höherer  Zinsleistung.  Aber  darum  bildet  sie  nicht  selbst  zum  Teil 
ein  Zinsversprechen. 

fi)  Die  kaufmännische  Anschauung  erblickt  den  Verlust  nicht  darin, 
daß  der  Kaufmann  mehr  Zins  —  einen  ,, Zuschlag"  zum  ordentlichen 
Zins  (von  S^x)  — ,  sondern  darin,  daß  €r  mehr  Kapital,  als  er  erhielt, 
zahlen  muß.  Das  Disagio  wird  als  Mindereinnahme  an  Kapital,  nicht  als 
Mehrausgabe  an  Zins  angesehen.  Die  Vorstellung  ist:  der  Kaufmann 
empfängt  bei  Ausgabe  unter  pari  der  wirtschaftlichen  Wirkung  nach  an 
Kapital  weniger,  als  er  an  Kapital  zurückzuzahlen  hat;  nicht:  er  hat 
höheren  Zins,  als  den  ausdrücklich  verbrieften,  zu  leisten. 

y)  AVohl  spielt  auch  die  Zinsvorstellung  in  das  Begebungs-  und  Rück- 
zahlungsgeschäft als  ein  Ganzes  herein.  Aber  soweit  es  der  Fall  ist, 
betriöt  dies  nicht  das  Disagiokonto.  Die  Meinung  schwebt  den  Beteiligten 
vor,  daß  der  Obligationsschuldner  Zins  für  eiiwn  höheren  Kapitalbetrag, 
als  er  erhielt  (für  lUO  statt  für  97,95),  entrichtet. 

b)  Auch  darum  kann  dem  Kapitalzuschlage  nicht  Zinscharakter  bei- 
gelegt werden,  weil  seine  jeweilige  Höhe  und  Zunahme  nach  Art  der 
Zinsberechnung  festgestellt  wird.  Die  Höhe  der  noch  nicht  fälligen  Wechsel- 
verbindlichkeit wird  ebenfalls  in  dieser  Weise  berechnet  und  doch  ist  sie 
keine  Zinsenschuld.  Die  Zinseszinsrechnung  wird  bei  aller  Terminrechnung, 
d.  h.  überall  augewandt,  wo  die  Frage  entweder  ist,  auf  welche  Höhe 
wird  sich  der  Betrag  von  a  (10)  Mk.  in  x  (15)  Jahren  belaufen,  oder 
wieviel  Kapital  muß  ich  heute  verzinslich  anlegen,  wenn  ich  in  x  Jahren 
a  Mk.  zur  Verfügung  haben  will. 

3.  Völlig  aber  tritt  der  Fehler  der  Ä'/wo/? sehen  Konstruktion  hervor, 
wenn  wir  seine  Buchung  formell  durchführen. 

a)  a)  Was  die  Konstruktion  Simons  fordert,  ist  strenges  Festhalten 
daran,  daß  das  Disagio  mit  der  zurückzuzahlenden  Kapitalschuld  gar  nichts 
zu  tun  hat.  Disagio  ist  Zi/issclmld  (wenn  auch  kapitalisierte),  also  ge- 
sondert zu  buchen.  Eine  Einrechnung  des  Disagios  in  die  Hauptschuld 
verstößt  gegen  das  Prinzip  der  Bilanzklarheit.  Wir  haben  am  Schlüsse 
des  ersten  Zinsjahres  zu  buchen: 

Bilanzkonto 

j  Obligationenschuld     .     .     .     97,95 
'  Disagioschüld 0,17, 

»)  S.  435. 
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am  Ende  des  zelinten  Jahres : 

Bilanzkonto 

i  Oblig-ationenschuld     .     .     .     97,95 
Disagioschuld 2,05. 

ß)  Über  diese  Trennung  sich  hinwegsetzen,  heißt  die  Konstruktion 
nicht  folgerichtig  durchführen.  Simon  läßt  nicht  mit  wünschenswerter 
Deutlichkeit  erkennen,  ob  er  die  Notwendigkpit  solcher  Trennung  beachtet. 
Seme  Ausführungen  lassen  eher  das  Gegenteil  annehmen.  Er  spricht  von 
„dem"  Passivum,  das  für  die  Gesellschaft  aus  der  Obligationenausgabe 
erwächst:  ,,In  dem  Augenblick  der  Obligationsaufnahme  ist  die  Schuld 
der  Gesellschaft  der  erzielte  Erlös;  der  Wert  G^ß-s  Passivums  w^ächst  dann 
allmählich  bis  auf  den  Nennbetrag  durch  Zuschlag  derjenigen  Zinsen, 
welche  erst  bei  Eückzahlung  der  Obligation  in  Form  eines  Kapitalzuschlages 
vergütet  werden,  bis  schließlich  bei  der  Fälligkeit  der  Obhgation  der 
Wert  mit  dem  Rückzahlungsbetrage  übereinstimmt.') 

y)  Diese  Ausführung  spricht  doch  ^delmehr  dafür,  daß  Simon  unter 
Kapitalzuschlag  nicht  einen  kapitalisierten,  aber  selbständigen  Zinszuschlag, 
sondern  einen  Zuschlag  zum  Kapital,  d.  h.  zur  Eückzahlungsschuld  sieht. 
Bei  folgerichtiger  Durchführung  der  Simonschen  Lehre  bleibt  die  Eück- 
zahlungsschuld in  dem  ganzen  Zeitraum  bis  zur  Eückzahlung  auf  dem 
Werte  von  97,95.  Was  steigt,  ist  die  besondere  Vergütungsschuld  von 
anfänglich  0,17  Mk.  Allein  Simon  scheint  schon  am  Ende  des  ersten 
Jahres  buchen  zu  wollen: 

Bilanzkonto 

Obligationenschuld     .     .     .     98,12, 

denn  er  sagt,  das  Disagio  könne  so  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  daß 
die  Obligation  nicht  zu  ihrem  Neunbetrage,  sondern  zu  ihrem  rechnerisch 
ermittelten  (will  sagen:  jeweils  effektiven)  Werte  ausgeworfen  wird.^) 

b)  Noch  stärker  tritt  der  Gegensatz  zwischen  Konstruktion  und 
Buchung  hervor,  wenn  wir  die  Simonsche  Auffassung  von  einer  Anfangs- 
bewertung der  Eückzahlungsschuld  zu  100  aus  buchtechnisch  darstellen. 

«)  Bei  konsequenter  Durchführung  der  Simonschen  Theorie  kann 
die  Art  der  Buchung  der  Zinsschuld  von  dieser  anderen  Bewertung  des 
Hauptschuldpostens  gar  nicht  berührt  werden.  Sie  bleibt  selbständiger 
reeller  Passivposten. 

ßß)  Wir  hätten  zu  buchen :  unmittelbar  nach  Begebung  der  Obligation : 

Bilanzkonto 

2,05  100 
am  Ende  des  ersten  Zinsjahres: 

2,05  Obligationenschuld    .     .     .     100 

i  Disagio 0,17 

am  Ende  des  zehnten  Jahres : 

2,05  Obligationenschuld    ...     100 

I  Disagio 2,05. 

ßß)  Der  Gegenposten  2,05  im  Aktivum  kann  vom  Standpunkte  Simons 
aus  nicht  als  Disagio  bezeichnet  werden,  denn  Disagio  ist  nach  Simonscher 

1)  S.  430. 
*j  S.  435. 
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Lehre  geschuldeter,  aber  noch  rückständiger  Zins,  also  Bilanzpassivum 
und  zwar  reelles.  2,05  im  Aktivum,  das  in  dieser  Höhe  unvermindert 
bis  zur  Rückzahlung  bleibt,  besitzt  vom  Standpunkte  einseitig  rechtlich- 
wirtschaftlicher Konstruktion  aus  überhaupt  nicht  den  Charakter  eines 
reellen  Wertpostens.  Die  Zifter  ist  nur  Wertberichtigung  zum  Passiv- 
posten 100.  Vereinigung  des  Zinspostens  mit  diesem  Wertberichtigungs- 
konto zu  einem  Posten  durch  Abzug  (2,05—0,17  =  1,88)  und  Bilanz- 
buchung in  der  Form: 


Disasfio 


1,88  i  Obligationenschuld 


100 


wäre  Verstoß  gegen  die  Bilanzwahrheit,  wonach  in  der  B.  alle  Schulden 
anzugeben  sind  und  kein  Posten  unter  einer  das  Wesen  des  Dinges  un- 
richtig angebenden  Bezeichnung  verbucht  werden  darf. 

ß)  Nur  so  ließe'  sich  von  der  wirtschaftlichen  Grundauffassung 
Simons  aus  ein  aktives  Bewertungskonto  ,,Disagio"  denken,  daß  man 
bewertete : 

Bilanzkonto 

Disagioaktivum 2,05     Obligationenschuld      .     .     .     97,95 

Disagioschuld 2,05 

und  nun  den  Passivposten  Disagio  allmählich  bis  auf  4,10  steigerte.  Allein 
die  Bewertung  des  Disagios  in  dieser  Weise  rechts  und  links  entbehrte 
aller  praktischen  Bedeutung. 

y)  Somit  ergibt  sich:  die  Ä'mo/zsche  Erklärung  der  wirtschaftlichen 
Natur  des  Disagios  folgerichtig  durchgeführt,  bleibt  das  Disagio  auch  bei 
Bewertung  der  Obligationsschuld  zum  Nennwerte  ausschließlich  das,  was 
es  nach  der  bisher  vorgetragenen  einseitig  rechtlich-wirtschaftlichen  Kon- 
struktion von  Haus  sein  soll,  reelle  Passivpost.  Es  kann  zu  gleicher  Zeit 
aktives  Bewertungskonto  sein,  aber  nicht  ein  Bewertungskonto  der  Obli- 
gaticns-,  sondern  der  Zinsschuld.  Wird  das  Disagio  zugleich  als  aktives 
Bewertungskonto  vorgetragen,  so  muß,  will  nicht  ein  weiteres  Bewertungs- 
konto noch  daneben  gesetzt  werden,  die  Obligationsschuld  zu  ilirem  je- 
weiligen wirklichen  Werte,  somit  anfangs  zu  97,95  angesetzt  werden. 

d)  Nun  nimmt  Simon  allerdings  eine  Korrektur  seiner  Lehre  vor. 
Er  nennt  das  Disagio  auch  für  die  zweite  Buchungsart,  obschon  einen  Zins- 
zuschlag, der  in  Form  eines  Art/; /Yr/ /Zuschlages  (erst  bei  Rückzahlung  in 
Obligation)  vergütet  wird  *),  doch  immerhin  ^Z7z.szuschlag,  also  etwas  von 
der  Obligationsschuld  Verschiedenes,  aber  in  der  Buchung  selbst  läßt  er 
den  Unterschied  verschwinden. 

aa)  Wir  wiesen  bereits  darauf  hin,  daß  er  dies  auch  bei  der  ersten 
Buchungs-weise  tut.  Er  verschmilzt  die  zwei  Schuldposten  97,95  und'0,l7 
zu  einem.  Hier  tritt  die  darin  enthaltene  Aufgabe  des  aufgestellten 
Prinzips  noch  nicht  schroff  hervor.  Dagegen  ist  dies  der  Fall,  wenn  wir 
den  anderen  A\'eg  der  Buchung  so  gehen,  wie  ihn  Simon  schildert. 

ßß)  Simon  sagt : ')  Die  Buchung  des  Disagios  kann  auch  so  erfolgen, 
daß  der  Nennbetrag  in  die  Passivseite  gesetzt,  das  Disagio  durch  ein  be- 
sonderes Bewertungskonto  ausgedrückt  wird,  so  daß  wir  also  buchen : 

Bilanzkonto 
Disagio 2,05     Obligationenschuld    ....     100 


M  S.  430. 
*)  S.  435. 


Obligationenscliuld  ,  . 
Disagioschiild      .     .     . 

.     100 
0 

Obligationenschiüd  .  . 
Disagioschiild      .     .     . 

.     100 
0,17 
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und  das  nächste  Jahr: 

Disagio 1,88  |  Obligationenschuld    ....     100 

yy)  Was  damit  ausgedrückt  ist,  sagt  Simon  selbst:  „Der  Unterschied 
zwischen  dem  Werte,  mit  welchem  für  eine  Gesellschaft  die  von  ihr  aus- 
gegebenen Obligationen  in  Betracht  kommen,  und  dem  Nennbetrage  der- 
selben" ist  „ein  Bewertungskonto"  ^).  Aber  ist  denn  das  Disagio  ein  Be- 
wcrtungskonto?  Ist  es  nicht  eine  Zinsschuld?  Kann  geschuldeter  Kapital- 
zins im  Aktivum  stehen?    Es  müßte  doch  gebucht  sein: 

2,05 

0,25 

Indem  Simon  seinen  Zinsschuldposten  0,17  mit  dem  Aktivposten  2,05 
zu  einem  Posten  vereinigt,  hat  er  tatsächlich  die  Konstruktion  des  Disagios 
als  Zinsschuld  aufgegeben  und  das  Disagio  als  das  behandelt,  was  es  vom 
Standpunkte  einseitig  rechtlich-wirtschaftlicher  Konstruktion  aus  allein  ist, 
wertberichtigendes  Aktivum.  Jede  Natur  des  Disagios  als  Passivum  und 
damit  als  reeller  Posten  ist  aus  der  Buchung  verschw^unden.  M.  a.  W. : 
es  ergibt  sich:  das  Disagio  kann  nicht  beides  sein,  reelles  Schuld-  und 
aktives  Bewertungskonto ;  eines  schließt  das  andere  aus.  Nur  unter  An- 
wendung der  Zinsenberechnungsmethode,  nach  Art  des  Zwischenzinses 
wird  der  Wertunterschied  zwischen  Begebungs-  und  Nennwert  berechnet; 
aber  er  ist  nicht  Zins  nach  Abzug  des  Zwischenzinses,  sondern  lediglich 
Bewertungskonto. 

2.  Berücksichtigung  der  buchtechnischen  Seite  bei  Konstruktion 

der  Disagionatur. 

§  38. 

I.  Der  Ausgangspunkt  der  einseitig  rechtlich-wirtschaftlichen  Kon- 
struktion des  Disagios  ist  zweifellos  richtig.  Die  Teilschuldverschreibung 
ist  bei  ihrer  Ausgabe  zu  ihrem  gegenwärtigen  Werte,  nicht  höher  anzu- 
setzen. Allein  hieraus  folgt  keineswegs  die  UnStatthaftigkeit  der  Bewer- 
tung der  Obligationenschuld  sofort  zu  100.  Ja,  die  Schuld  muß  sogar 
von  Anfang  ?n  mit  dem  Werte  100  angesetzt  werden.  100  gilt  nach 
Rechtsvorschrift   (Gewohnheit,   Gesetz)   als   ihr   gegenwärtiger  Wert. 

II.  Das  erklärt  sich  so. 

A.  1.  Der  Satz  von  HGB.  §  40  Abs.  2,  daß  alle  Yermögensgegen- 
stände  und  Schulden  nach  ihrem  gegenwärtigen  Werte  anzusetzen  seien, 
buchstäblich  genommen,  würde  zu  einer  ganz  unglaublichen  Schwierigkeit 
der  kaufmännischen  Buchhaltung  führen.  Bei  Bewertung  betagter  For- 
derungen und  Schulden  müßte  jederzeit  der  Zwischenzins  bis  zum  Fällig- 
keitstermine in  Abzug  gebracht  werden.  Je  nach  dem  Zeitpunkt  der 
Eintragung  änderte  sich  ihr  Wert  fortgesetzt.  So  oft  sie  vor  Fälligkeit 
zu  verschiedenem  Zeitpunkt  zu  buchen  wären,  immer  hätte  eine  Neu- 
bewertung zu  erfolgen.  x\m  1.  Juli  1902  wird  eine  am  ;-0.  Juni  1903 
fällige  Schuld  eingegangen.  Ohne  Zinseszins  zu  berücksichtigen,  wäre 
sie  am  1.  Juli  zu  \)6,   am  31.  Dezember  1902   bei  der  Büanzziehung  zu 


^)  Ebenda. 

Bebm,  Bilanzen.    2.  Aufl. 
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98  lind  erst  am  30.  Juni  1908  zu  100  einzustellen.  Die  umständlichsten 
Wertausgleicliungen  zwischen  der  verschiedenen  Konten  würden  erforder- 
lich sein.  Aus  diesem  Grunde  werden  betagte  Forderungen  und  Schulden 
in  den  kaufmännischen  Büchern  sofort  in  der  Regel  mit  ihrem  Effektiv- 
werte  zur  Zeit  ihrer  Fälligkeit  angesetzt. 

2.  Nachdom  das  HGB.  in  §  38  als  Prinzip  der  kaufmännischen  Buch- 
haltung voranstellt,  daß  der  Kaufmann  verpflichtet  sei,  die  Lage  seines 
Vermögens  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  ersicht- 
lich zu  machen,  und  Ansetzung  betagter  verzinslicher  Forderungen  und 
Schulden  zu  ihrem  Fälligkeitswerte  einen  Grundsatz  ordnungsmäßiger 
Buchführung  darstellt,  die  Nichtbeachtung  dieses  Grundsatzes  aber  ganz 
außerordentliche  Umständlichkeiten  verursachen  würde,  während  das  End- 
ziel aller  kaufmännischen  Buchführung  doch  möglichst  rasche  Erledigung 
der  Eintragungen  ist,  ergibt  sich  als  die  allein  richtige  Auslegung  von 
HGB.  §  40  diejenige,  die  sagt :  als  gegenw^ärtiger  Wert  hat  bei  betagten 
verzinslichen  Forderungen  und  Schulden  ihr  Fälligkeitswert  zu  gelten. 

3.  Die  buchführungs/('c/z7H'sf//f  Seite  ist  also  zu  beachten.  Sie  führt 
zu  einer  Korrektur  der  rein  juristisch-wirtscliaftlicJien  Auffassung 
von  HGB.  §  40.  Als  Gegenwartswert  der  Teilschuldverschreibung  gilt 
ihr  Nennwert. 

B.  1.  Aber  als  Gegenwartswert  gilt  der  Nennwert  lediglich,  w^nn 
er  mit  dem  Eückzahlungswert  übereinstimmt.  Übersteigt  der  Effektiv- 
wert der  Obligation  zur  Zeit  ihrer  Fälligkeit  ihren  Nominalbetrag,  so  gilt 
als  ihr  Wert  von  der  Ausgabe  an  nicht  ihr  Nenn-,  sondern  ihr  höherer 
Rückzahlungswert. 

2.  Wohl  könnte  man  sagen  wollen:  der  Jahreszins  wird  nach  dem 
Nennwerte  berechnet.  Setzt  man  daher  die  Schuldverschreibungen  in 
der  B.  zu  ihrem  Nennwert  an,  so  läßt  sich  aus  der  B.  mit  Leichtigkeit 
die  Höhe  der  Zinsverbindlichkeit  der  emittierenden  Firma  ersehen.  Das 
erhöht  die  Ersichtlichkeit  der  Vermögenslage  aus  den  Handelsbüchern  und 
diese  ersichtlich  zu  machen,  ist  der  oberste  gesetzliche  Zweck  kauf- 
männischer Buchführung.  Allein  HGB.  §  40  geht  als  die  speziellere  Vor- 
schrift der  allgemeinen  des  §  38  vor.  Als  Gegenwartswert  ist  bei  be- 
tagten Schulden  ihr  Fälligkeitswert  zu  nehmen. 

3.  Somit  gilt  als  gegenwärtiger  Wert  der  Obligationen  ihr  Rück- 
zahlungswert. 

Die  wahre  Natur  des  Emissionsdisagios. 

§  39. 

Der  eben  aufgestellte  Satz  wirkt  in  ganz  erheblichem  Maße  auf 
die  Konstruktion  der  Disagionatur  zurück. 

I.  Vor  allem  folgt  aus  ihm  negativ,  daß  das  Disagio  nicht  die  Natur 
eines  bloßen  Bewertungskontos  besitzt. 

A.  Beachtet  man  lediglich  die  wirtschaftliche  Seite  des  Disagios, 
dann  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  der  besondere  Disagloposten 
auf  der  Aktivseite  lediglich  Wertberichtigungsposten  ist. 

B.  Anders  dagegen,  wenn  als  effektiver  Wert  der  Obligationenschuld 
von  Anfang  an  lOU  zu  gelten  hat.  Dann  ist  vom  Standpunkt  der  Be- 
wertung des  Passivpostens  Obhgationenschuld  aus  kein  Raum  für  ein 
Disagio.  100  ist  dann  der  gesetzliche  Efiektivwert  der  Obligations- 
verbindlichkeit. 
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C.  Dies  ist  nichts  Abnormes.    Wenn  der  Kaufmann  auf  einjährigen 
Kredit  Waren  um  den  Preis  von  lOOü  Mk.  liefert,  so  bucht  er: 

Warenkonto 

;  Per  Konto  des  X  .     .     .     .     1000 

Konto  des  X 
Soll 
An  Warenkonto     ....     1000  i 

und  nicht: 

Warenkonto 

I 960 

Konto  des  X 
960  I 


D.  Also  muß  es  ein  besonderer  Grund  sein,  warum  in  der  Eechnung 
das  Disagio  —  der  Wertunterschied  zwischen  Ausgabe-  und  Neunbetrag 
—  Berücksichtigung  findet.  Der  Posten  Obligationenschuld  bedarf  keiner 
Berücksichtigung.  100  ist  sein  wahrer  und  effektiver  kaufmännischer  Wert. 

E.  Und  noch  ein  weiteres  folgt  aus  dem  Bisherigen:  Wird  das 
Disagio  in  den  Handelsbüchern  des  Kaufmanns  berücksichtigt,  so  muß  es 
grundsätzlich  als  besonderer  Posten  erscheinen.  An  dem  Werte  der 
Obligationenschuld  kann  es  nichts  ändern.    Dieser  ist  ein  für  allemal  100. 

II.  Ein  zweifacher  Grund  ist  es,  um  dessentwillen  ein  Disagio- 
posten  in  das  Bilanzaktiinun  eingesetzt  werden  kann  und  grundsätzlich 
sogar  eingesetzt  werden  muß.  Dabei  besitzt  der  Disagioposten  in  jedem 
der  beiden  Fälle  eine  andere  wirtschaftliche  und  rechtlich-buchtechnische 
Natur. 

A.  1.  Regelmäßig  hat  das  Vorhandensein  des  Disagiosunterschieds 
zwischen  Ausgabe-  und  Nenn-  (oder  Rückzahlungs-)betrag  seinen  Grund 
in  der  Tatsache,  daß  der  Nominalzins,  zu  dem  die  Obligationenschuld 
verzinst  wird,  hinter  dem  normalen  Zinsfiiße  zurückbleibt. 

2.  Die  Tatsache,  daß  der  Rückzahlungsbetrag  den  Ausgabepreis  über- 
steigt, steUt  den  wirtschaftlichen  Ausgleich  für  den  Umstand  dar,  daß 
der  Obligationsschuldner  seine  Schuld  zu  einem  geringeren  als  dem  normalen 
Zinssatz  zu  verzinsen  hat.  Die  höhere  Kapitalschuld  bildet  den  Ausgleich 
für  die  niedrigere  Zinsschuld. 

3.  Hierausfolgt:  die  Verpflichtung  des  Emittenten,  mehr  an  Kapital 
zurückzuzahlen,  als  er  erhielt,  kann  nicht  eine  Verschlechterung  seiner 
wirtschaftlichen  Lage  bedeuten.  Diesem  Nachteil  steht  der  Vorteil  gegen- 
über, weniger  Zins  zahlen  zu  müssen,  als  der  Lage  des  allgemeinen  Geld- 
marktes entspricht. 

4.  a)  Wird  somit  das  eine,  die  erhöhte  Kapitalschuld,  bilanzmäßig 
ausgedrückt,  so  muß  es  auch  das  andere,  die  niedrigere  Zinsschuld,  und 
zwar  kann  dies  nach  dem  Wesen  ö«7rt/?2:mäßigen  Ausgleichs  nicht  anders 
geschehen,  als  dadurch,  daß  der  Vorteil  niedrigerer  Zinspflicht  in  der  B, 
in  die  der  Seite  der  Eintragung  der  Kapitalschuld  entgegengesetzte  Spalte 
eingesetzt  wird.  Die  Kapitalschuld  wird  als  Schuld  bei  den  Passiven 
eingestellt.  Demgemäß  ist  der  Vorteil  niedrigerer  Zinspflicht  als  Aktivuni 
vorzutragen. 

b)  Das  Aktivum  soll  einen  Ausgleich  darstellen.  Deshalb  ist  der 
Vorteil  ebensohoch  zu  bewerten,  wie  der  Nachteil.    Dieser  besteht  darin, 
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daß  der  Obligationsschuldner  statt  97,95    100  zurückzuzahlen  hat.    Also 
beträgt  auch  der  Vorteil  2,05.     Das  bilanzmäLUge  Verhältnis  ist: 


3i/„o;„ 


97,95      100 
2,05 

oder: 

97,95  !  100 
3^/4%  i  S'h'lo. 

c)  2,05,  das  Disagio,  stellt  demnach  bilanzmäßig  das  ersparte 
V  4  Prozent  Zins  dar.  Es  bildet  den  rechnerischen  Ausdruck  dieser  Zins- 
ersparnis  von  \4  Prozent.     2,05  Disagio  ist  =  ^'4  Prozent. 

5.  Die  wirtschaftlich-buchtechnische  Natur  dieses  Bilanzpostens  tritt 
damit  klar  vor  Augen. 

a)  Ansprüche  auf  künftige  Leistungen  werden  nicht  gebucht,  wenn 
ihnen  gleichwertige  Verbindlichkeiten  gegenüberstehen,  der  Anspruch  auf 
Einräumung  von  Kapitalnutzung  demgemäß  nicht,  wenn  die  mit  ihm 
korrespondierende  Verbindlichkeit  zur  Leistung  von  Entgelt  für  die  Nutzungs- 
überlassung wirtschaftlich  gleichwertig  ist. 

b)  Anderes  gilt,  wenn  sich  Forderung  und  Verbindlichkeit  nicht 
decken.  Das  ist  in  unserem  FaDe  gegeben.  Auf  der  einen  Seite  Ver- 
ptlichtuug  nur  zur  Zahlung  von  3^/2  Prozent- Zins,  auf  der  anderen  Seite, 
weü  der  normale  Zinsfuß  \'4  Prozent  höher,  ein  Nutzungsanspruch  im 
AVerte  von  '/^i  Prozent.  In  den  2,05  ist  somit  der  Mehrwert  der  KapitnJ- 
jiutzimg  über  die  Zinsverbindlichkeit  bewertet.  Anspruch  auf  Kapital- 
nutzung ist  eine  Forderung,  ein  wirtschaftliches  Gut.  Das  Disagio  stellt 
demzufolge  in  dem  Falle^  in  dem  das  Disagio  seine  Ursache  in  der 
Verzinsung  der  Pfandbriefe  unter  dem  normalen  Zinsfuße  hat,  ein 
reelles  Aktivuni  dar.  Es  ist  Bewertung  eines  Kapitala/zspr/zc/ifs,' 
also  gerade  das  Gegenteil  von  dem,  was  es  nach  Simons  Theorie  sein 
soll:  Bewertung  geschuldeten  Kapitalzinses. 

6.  Die  also  gewertete  Kapitalnutzung  verliert  natürlich  alljährlich 
an  "Wert.  Mit  Eintritt  des  Rückzahlungstermines,  mit  Aufhören  der  Über- 
lassung des  Kapitals  zur  Nutzung  —  in  unserem  Beispiel  nach  10  Jahren  — 
entfällt  der  Kapitalnutzungsanspruch,  wie  die  Verpflichtung  zur  Zinsleistung. 
Bis  dahin  muß  demgemäß  das  Disagio  abgeschrieben  sein.  Die  Ab- 
schreibung erfolgt,  wie  es  an  sich  bei  allen  Abschreibungen  sein  sollte, 
nicht  alljährlich  gleichmäßig  —jedes  Jahr  ^lo  — ,  sondern  nach  Art  des 
Zwischenzinses,  zuerst  weniger,  später  mehr.  Wir  haben  die  Skala -früher 
angeführt:  0, 1 7  +  0, 18  +  0,19  +  0, 1 9  +  0,20  +  0,21  +  0,22  +  0,22  +  0,23 
+  0,24  =  2,05. 

B.  Der  andere  Grund,  wodurch  die  Einstellung  eines  Disagiopostens 
ins  Aktivum  veranlaßt  sein  kann,  liegt  in  mangelnder  Bonität  der 
emittierenden  Firma.  Die  Firma  gibt  Pfandbriefe  mit  Verzinsung  zum 
normalen  Zinsfuße,  also  3 'Aiprozentige  01)ligationen  aus.  Trotzdem  ver- 
mag sie  ihre  Teilschuldverschreibungen  nur  zum  Kurse  von  98,50  unter- 
zubringen. Grund:  geringeres  Vertrauen  in  die  Zahlungsfähigkeit  des 
Unternehmens. 

1.  In  diesem  Falle  steht  der  höheren  Rückzahlungsverbindlichkeit 
keine   geringere  Zinsenschuld  als  Ausgleich   gegenüber.     Es  liegt  allein 
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ein   wirtschaftlicher  Nachteil   und  demgemäß  effektiver  Verlust  vor;  die 
B.  lautet: 

98,50  I   100 
Verlust I,ö0  I 

2.  Wenn  hier  ein  Disagioaktivum  in  die  B.  Aufnahme  findet,  so  ge- 
schieht es  zur  Er folgsreg ulier nn(j.  An  der  Nutzung  des  Kapitals,  das 
durch  das  Anlehen  der  Firma  zugeführt  wird,  nimmt  jedes  der  zwischen 
Ausgabe  und  Rückzahlung  liegenden  Geschäftsjahre  teil.  Hat  jedes  dieser 
Jahre  davon  Vorteil,  so  muß  es  auch  an  dem  Verlust  mittragen,  der  durch 
die  Kapitalsaufnahme  erlitten  wurde.  Würde  dies  nicht  geschehen,  so 
würde  die  wirtschaftliche  Lage  der  einzelneu  Jahre  nicht  der  Wirklich- 
keit entsprechend  ersichtlich  gemacht.  Dem  Emissionsjahre  läge  allein 
die  rechnungsmäßige  Verlusttilgung  ob,  den  folgenden  Jahren  würde  nur 
der  Vorteil  der  Kapitalaufnahme  zu  gut  kommen.  Daher  ist  ein  erfolg- 
regulierender Bilanzposten  notwendig  und,  weil  es  sich  um  Verteilung 
einer  Ausgabe,  also  eines  Passivums  handelt,  nach  Analogie  des  voraus- 
bezahlten Mietzinses  eine  Aktivantizipation.  Ein  reelles  Gut  bringt  sie 
nicht  zum  Ausdruck.  Es  handelt  sich  lediglich  um  Verlustverteilung. 
Nicht  liegt,  wie  beim  vorausbezahlten  Mietzins,  Bewertung  eines  Miet- 
überlassungsanspruches  vor.  Ein  Verlust  ist  rechnungsmäßig  im  voraus 
vom  ersten  Jahre  getragen  und  er  soll  nun  anteilsmäßig  auf  die  folgen- 
den Jahre  verteilt  werden.  Ein  rechnungsmäßiger  Verlust  des  Aus- 
gabejahres wird  gleichheitlich  verteilt.  Eine  nur  rcchnungsmäßi(;e 
Aktiviantizipaiion  ist  gegeben;  auch  hier  andererseits  nicht  ein  bloßes 
Bewertungskonto. 

in.  A.  Die  Möglichkeit  dieses  zweiten  Grundes  eines  Disagiopostens 
hat  Düringer-Hachenburg ')  richtig  erkannt.  Er  unterscheidet  ein  nor- 
males und  ein  anomales  Disagio.  Letzteres  liege  im  Falle  des  mangelnden 
Vertrauens  des  Papiers,  der  mangelnden  Bonität  des  Emittenten  vor.  Er 
bemerkt  mit  Eecht,  daß  hier  das  Disagio  nicht  „die  Bewertung  der  Forde- 
rung mit  Rücksicht  auf  ihre  Verzinslichkeit  ausdrücke"  ;  es  bedeute  hier 
einen  „effektiven  außerordentlichen  Vermögensverlust" ;  allein  die  Folge- 
rung, die  er  daraus  zieht,  daß  das  Disagio  in  diesem  Falle  unter  keinen 
Umständen  als  Aktivposten  in  die  B.  eingestellt  werden  dürfe,  ist  unzu- 
treffend. 

B.  Dürirger-Hachenburg  hat  insofern  Recht,  als  bei  dieser  Sach- 
lage das  Disagio  als  reelles  Aktivum  unmöglich  ist.  Dadurch,  daß  aber 
seine  Einstellung  als  reelles  Aktivum  nicht  angeht,  ist  keineswegs  aus- 
geschlossen, daß  es  als  rechnungsmäßiges  eingestellt  wird. 

1.  Düringer-Hachenburg  übersieht,  daß  der  effektive  Vermögens- 
verlust nicht  im  Emissionsjahre  auch  zu  eöektuieren  ist.  Dieses  Jahr 
bringt  die  Ursache  zur  Entstehung,  aber  zurückzuzahlen  ist  die  höhere 
Summe  erst  im  Jahre  der  Fälligkeit  der  Schuld,  nach  10  Jahren.  Der 
Erfolgsregulierung  halber  wird  alljährlich  eine  Quote  auf  Verlustkonto  ab- 
geschrieben und  so  von  der  Verteilung  ausgeschlossen  und  in  der  Gesell- 
schaftskassa zurückbehalten,  auf  daß,  wenn  der  Fälligkeitstermin  heran- 
kommt, aus  den  Vorjahren  angesammelte  Vermögenswerte  mit  zur  Schul- 
denzahlung  Verwendung  finden  und  auf  diese  Weise  die  erhöhte  Rück- 
zahlungsschuld    effektiv   nicht   allein    dem  letzten  Jahre    zur  Last  fällt. 

»)  40  IV. 
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Auch  hier  sind  die  jährlichen  Abzuffsteilchen  0,17  +  0,18  +  0,19  +  0,19-1- 
0,20  +  0.2 1  +  0,22  +  0,22  +  0,23  +  0,24  =  2,05. 

2.  Äußerlich,  buchtechnisch,  liegt  hier  und  dort  die  nämliche  Er- 
scheinung vor.  In  die  B.  wird  ein  Aktivposten  Disagiokonto  2,05  ein- 
gesetzt und  von  ihm  alljährhch  ein  Teil  der  Verlustseite  der  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  angelastet.  Aber  in  dem  einem  Falle  handelt  es  sich 
um  jährliche  Abschreibung  der  Minderung,  welche  der  AVert  der  Kapital- 
nutzung erleidet;  der  Wert  eines  wirklichen  Aktivums,  eines  Gebrauchs- 
gegenstandes, sinkt  durch  Abmü:uu(/.  Im  anderen  Falle  dagegen  werden 
rechnungsmäßig  Mittel  zur  Deckung  einer  zu  entrichtenden  Ausgabe  ge- 
sammelt und  zu  diesem  Zwecke  alljährlich  an  einem  fiktiven  Erfolg- 
regnUcruug skowio  Abschreibungen  gemacht.  Dort  hat  die  Abschreibung 
ihren  Grund  in  Abnutzung,  hier  in  der  Notwendigkeit  der  Erfolgsregulierung. 

3.  Wirkungen  der  Disagionatur. 

§  40. 

I.  AVie  dargelegt,  stellt  das  Disagio  entweder  ein  reelles  oder  ein 
nui-  rechnungsmäßiges  AAY/rkonto,  einen  Kapitalnutzungsanspruch  oder 
eine  ideelle  Erfolgregulierungspost  dar. 

II.  A.  Ob  es  das  eine  oder  das  andere  ist,  jedenfalls  liegt  immer  ein 
Aktivum  vor  und  daraus  folgt  ein  Doppeltes: 

1.  Das  Disagio  uiuß  in  die  B.  des  Emissionsjahres  eingestellt, 
es  darf  aus  ihr  nicht  ganz  weggelassen  werden. 

2.  Das  Disagio  darf  aber  auch  nicht  bis  zum  Eückzahlungstermin 
der  Obligationenschuld  in  unveränderter  ursprünglicher  Höhe  im  Büanz- 
aktivum  stehen  bleiben. 

B.  Oder  wie  wir  den  Gegensatz,  auf  seine  Wirkung  sehend,  auch 
formulieren  können: 

Das  Disagio  darf  nicht  in  seiner  vollen  Höhe  dem  Jahre  der 
Emission  nnd  es  darf  niclit  in  seiner  vollen  Höhe  dem  Jahre  der 
Obligafionszurückzahlung  angelastet  werden. 

C.  1.  Daß  das  Disagio  in  die  B.  des  Begebungsjahres  als  Aktivposten 
einzustellen  ist,  folgt  für  das  Disagio,  das  einen  Kapitalnutzungsanspruch 
darstellt,  aus  dem  Satze  des  HGB.  §  38,  daß  der  Kaufmann  in  der  B. 
seine  Vermögensgegenstände  genau,  somit  alle  zu  bezeichnen  hat. 

2.  Für  das  Disagio  anderer  Natur,  das  Disagio  als  nur  rechnungs- 
mäßiges Erfolgregulierungskonto,  leitet  sich  das  gleiche  aus  dem  allgemeinen 
Grundsatze  ab,  daß  die  Pflicht,  welche  der  Kaufmann  durch  seine  Buch- 
führung zu  erfüllen  hat,  die  Pflicht  ist,  die  Lage  seines  Vermögens  ersichthch 
zu  machen.  Die  Lage  seines  Vermögens  im  einzelnen  Geschäftsjahre 
würde  nicht  der  Wahrheit  entsprechend  dargestellt  werden,  wenn  der 
Kaufmann  die  wirtschaftlich  nachteiligen  Folgen  von  Geschäftsvorgängen, 
deren  A\'irkungen  sich  über  eine  Keilie  von  Jahren  erstrecken,  einem  der 
in  Betracht  kommenden  Jahre  anlastete. 

D.  Ähnhche  Gründe  verbieten,  daß  Disagio  in  unveränderter  Höhe 
bis  zum  Rückzahlungstermin  in, der  Jahresbilanz  stehen  zu  lassen.  Im 
ersteren  Falle,  im  Falle  des  reellen  Disagios,  läge  hierin  ein  Verstoß  gegen 
HGB.  §  40,  wonach  alle  Vermögensgegenstände  nicht  ///^r^r  ihrem  jeweiligen 
Werte  angesetzt  werden  dürfen.  Der  Wert  der  Kapitalnutzung  mindert 
sich  von  Jahr  zu  Jahr.  Im  anderen  Falle  würde  die  Vermögenslage  des 
T"^nt€rnehmens  für  den  dem  Rückzahlungsjahre  vorausgehendem  Zeitraum 
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insofern  nicht  wahr,  sondern  unersichtlicli  dargestellt,  als  wirtschaftliche 
Nachteile,  die  diesen  Zwischenjahren  anteilsmäßig-  anzulasten  wären,  ihnen 
nicht  zu  Last  geschrieben  würden. 

III.  Indes,  von  den  beiden  Sätzen,  daß  das  Disagio  wieder  dem 
Gewinn-  und  Verlustkonto  des  Begebungs-,  noch  dem  Gewinn-  und  Verlust- 
konto des  Rückzahlungsjahres  ausschließlich  angelastet  werden  darf,  ist 
der  erste  durchbrechbar.  Unter  Umständen  ist  statthaft,  das  Disagio 
vollständig  dem  Begebungsjahre  anzulasten  oder,  wenn  nicht  dies,  es  all- 
jälirlich  stärker  als  notwendig  abzuschreiben. 

A.  Wie  wir  wissen,  dürfen  Aktiva  unter  ihrem  Wirklichkeitswerte 
angesetzt  werden.  Daher  kann  das  Discif/io  auch  vollständig  gleich  dem 
Jahre  seiner  Entstehung  zur  Last  geschrieben,  also  in  ihm  gar  nicht 
auf  Bilanz-,  sondern  lediglich  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  in  Erscheinung 
gebracht  werden. 

B.  Niclit  dagegen  ist  statthaft^  vom  Dissigio  Jährlich  weniger^  als 
notwendig,  abzuschreiben,  oder  es  gar  bis  zum  Rückzahlungsjahre  stehen 
zu  lassen.  Das  Verbot  der  Überbewertung  von  Aktiven  und  das  Verbot, 
die  Vermögenslage  eines  Geschäftsjahres  günstiger,  als  der  Wirklichkeit 
entspricht,  erscheinen  zu  lassen,  bilden  zwingendes  Recht.  Die  Praxis 
mancher  Eisenbahn-  und  Industriegesellschaften,  das  Disagio  bis  zum  Rück- 
zahlungstermine in  voller  ursprünglicher  Höhe  als  Bilanzaktivum  vor- 
zutragen oder  nur  gelegentlich  und  dann  nicht  in  der  erforderlichen  Höhe 
abzuschreiben,  ist  durchaus  unerlaubt.^) 

IV.  Es  kommt  vor,  daß  die  Hypothekenbanken  das  hypothekarische 
Darlehen,  das  sie  gewähren,  nicht  in  Geld,  sondern  in  ihren  Pfandbriefen 
auszahlen.  Da  ist  bedeutsam,  ob  der  Darlehensempfänger  nach  dem  Ver- 
trage die  Pfandbriefe  zum  Nennwert  oder  zu  dem  niedrigeren  Kurse  an- 
zunehmen hat.  Im  ersteren  Falle  erleidet  die  Bank  keinen  Verlust.^)  Im 
letzteren  Falle  pflegt  sich  die  Bank  den  Verlust  durch  einen  Jahreszuschlag, 
also  einen  Nebenleistungsanspruch  erstatten  zu  lassen. 

4.  Übertragung  des  Disagios  auf  Anlagekonto. 

§  41,. 

I.  A.  Einen  Fall  gibt  es,  wo  auch  das  Disagio,  das  seine  Ursache 
nicht  in  dem  Zurückbleiben  des  Obligationenzinsfußes  hinter  dem  allgemeinen 
Zinsfuß,  sondern  in  mangelnder  Bonität  des  Emittenten  hat,  den  Charakter 
eines  reellen  Aktivums  besitzt.  Das  Disagio  kann  nämlich  zu  den  Er- 
richtungs-,  Einrichtungs-  oder  Verwaltungskosten  zu  rechnen  sein.  Diese 
Kosten  sind  von  Haus  aus  bilanzfähig,  demnach  unter  Umständen  auch 
das  Disagio. 

1.  a)  EinUnternehmenbedarf  teurer  Gebrauchsgegenstände  zu  seiner 
Inbetriebsetzung  oder  zur  Ausdehnung  seiner  Geschäftstätigkeit.  Die  Eisen- 
bahnaktiengeseUschaft  muß  zuerst  die  Bahn  bauen,  die  junge  industrielle 
Unternehmung  ihre  Fabrikgebäulichkeiten  anlegen.  Die  Mittel  hierzu 
können  nicht  bloß  durch  Aktien-,  sondern  auch  durch  Obligationenemission 
gewonnen  werden. 

b)  Wir  nehmen  an,  es  gelingt  ihr  nur  unter  Gewährung  von  Disagio. 
Das  Disagio  dient  demgemäß  als  Mittel  zur  Befriedigung  von  Gesellschafts- 
bedürfnissen,  ist   wirtschaftliches   Gut.     Die   Übernahme   einer   höheren 


^)  Näheres  über  Rückzahlung  HypBG.  §  ü. 
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Rückzahhmgspriiclit  ist  Auslage,  Bestandteil  der  Ürgauisations-  bzw.  Ver- 
■waltungskosten,  somit  gniiidsätzlicli  Aktivum.^) 

2.  Der  Unterschied  macht  sich  natürlich  auch  buchtechnisch  geltend. 
Das  Disagio  verschwindet  als  ein  selbständiger  Aktivposten  in  der  B. 

a)  Von  Haus  aus  lautet  die  Buchung: 

Obligationeneinlösungskonto 

An  Bilanzkonto 100  j  Per  Kassakonto     .     .     .     .     99,75 

I  Per  Disagiokonto  ....      2,05 

Disagiokonto 
An    Obligationeneinlösungs-  Per  Bilanzkonto    ....       2,05 

konto 2,05 

'             Bilanzkonto 
Au  Kassakonto      ....     97,95  ,  Per  Obligationeneinlösungs- 
An  Disagiokonto    ....       2,05  J      konto 100 

b)  Nun  wird  das  Disagio  von  Disagiokonto  nicht  auf  Bilanz-,  sondern 
auf  Organisationskonto  (z.  B.  bei  Bahnen:  Baukontö)  übertragen  und  erst 
dieses  Konto  auf  Bilanzkonto,  so  daß  wir  buchen: 

Disagiokonto 


An    Obligationeneinlösungs- 
kouto 2,05 


Per  Organisationskonto    .     .     2,05 


Organisationskonto 
An  Disagiokonto     ....     2,05  |  Per  Bilanzkonto     ....       2,05 

Bilanzkonto 
An  Kassakonto      ....     97,95  I  Per   Obligationeneinlösungs- 

An  Organisationskonto   .     .      2,05  |      konto 100; 

das  Disagio  ist  somit  aus  der  B.  verschwunden. 

3.  Daß  das  Disagio,  das  seinen  Grund  in  mangelnder  Bonität  des 
Emittenten  hat,  damit  seine  Natur  geändert  hat,  zeigt  sich  in  der  buch- 
technischen Art  seines  Verschwindeus  aus  der  B. 

a)  Auch  als  ideelles  Aktivum,  als  erfolgregulierender  Aktivposten 
verschwindet  das  Disagio  allmählich  oder  auf  einmal  aus  der  B.,  nämlich 
durch  allmähliches  oder  einmaliges  Abschreiben  auf  Gewinn-  und  Verlust- 
konto. Wir  buchen  für  den  Fall  des  einmaligen  sofortigen  Abschreibens 
des  ganzen  Disagios: 

Disagiokonto 
An     Obligationeneinlösungs-  1  Per  Gewinn- und  Verlustkonto     2,05 

konto 2,05  : 

und  das  Disagio  ist  dadurch  aus  der  B.  verschwunden.     Aber  doch  auf 
ganz  andere  Art. 

b)  Wird  das  Disagio  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  abgeschrieben, 
so  hat  das  Verschwinden  des  Aktivpostens  Disagio  aus  der  B.  zugleich 
eine  Veränderung  der  Passivseite  der  B.  zur  Folge.  Der  Gewinnsaldo 
wird  gemindert.  Ein  geminderter  Abgang  von  Akivwerten  als  Gewinn 
findet   statt.     Im   anderen  Falle   dagegen  verbindet   sich   mit  dem  Ver- 

*J  S.  auch  Reisch  II  136. 
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schwinden  des  Disagios  cius  den  Bilanzaktiven  eine  Veränderung  der  Aktiv- 
seite der  B.  Ein  neuer  Aktivposten  tritt  dafür  in  die  B.  Die  Passiv- 
seite, der  Gewinnsaldo  bleibt  unberührt.  Nehmen  wir  z.  B.  an,  die  vor- 
handenen reellen  Aktivwerte  betragen  100,  so  lautet  die  B.  vor  Beseitigung 
des  besonderen  Disagiopostens : 

Bilanzkonto 
Reelle  Aktiva      ....     100  Obligationen  schuld  ...     100 

Disagio 2,05     Gewinn-  und  Verlustkonto        2,05. 

Bei  Abschreiben  des  Disagios  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  ver- 
wandelt sich  dieses  Bilanzkonto  in: 

Reelle  Aktiva 100     Obligationenschuld       .     .     .     lOü 

Disagio 0  [  Gewinn-  und  Verlustkonto    .        0; 

bei  Übertragung  des  Disagios  auf  Organisationskonto  bleibt  der  Gewinn- 
saldoposten unberührt;  hier  lautet  die  B.: 


Reelle  Aktiva      ....     102,05 
Disagio 0,00 


Obligationen  schuld  .     .     .     100 
Gewinnsaldo 2,05. 


Ist  aber  die  Art  des  Verschwindens  im  Falle  der  Zurechnung  jenes 
Disagios  zu  den  Organisationskosten  buchtechnisch  ganz  anders,  so  darf 
angenommen  werden,  daß  das  Disagio  in  diesem  Falle  eine  völlig  andere 
Natur  besitzt. 

4.  Dies  wird  noch  durch  ein  weiteres  Moment  bestätigt.  AVird  jenes 
Disagio  zu  den  Organisationskosten  als  Bestandteil  geschlagen,  so  gelten 
für  seine  weitere  Abschreibung  durchaus  andere  Prinzipien,  als  wenn  es 
als  Erfolgregulierungsposten  eingesetzt  ist.  Im  letzteren  Falle  muß  eben 
zum  Zwecke  der  Erfolgsverteilung  alljährlich  eine  Quote  auf  Gewinn-  und 
Verlustkonto  abgeschrieben  werden.  Ob  vom  Disagio  als  Organisations- 
kostenbestandteil  alljährlich  eine  Abschreibung  zu  geschehen  habe,  richtet 
sich  danach,  ob  der  als  Gebrauchsgegenstand  zu  bewertende  Aktivposten 
,, Organisationskosten"  in  den  betreffenden  Jahren  an  Gebrauchswert  ein- 
büßt oder  nicht. 

B.  Keiner  Ausführung  bedarf,  daß  auch  das  normale  Disagio,  d.  li. 
das,  welches  seinen  Grund  in  der  Verzinsung  der  Schuldverschreibungen 
unter  dem  allgemeinen  Geldfuße  hat,  auf  Organisationskostenkonto  über- 
tragen werden  kann.  Dieses  Agio  repräsentiert,  wie  wir  sahen,  ein  reelles 
Aktivum.  Demgemäß  kann  es  ebenso,  wie  als  selbständiger  reeller  Aktiv- 
posten, auch  als  Bestandteil  eines  anderen  reellen  Aktivpostens,  hier  des 
Organisationskostenkontos  aufgenommen  werden. 

IL  A.  Die  nach  Vorstehendem  für  beide  Arten  des  Disagios  mög- 
liche Übertragung  auf  Organisationskostenkonto  erleidet  im  positiven  Recht 
eine  Einschränkung,  was  die  Gewinnverteilungsbilanzen  der  unter  HGB. 
§261  fallenden  Gesellschaften  angeht.  Denn  für  sie  gilt  der  uns  schon 
bekannte  Satz :  „die  Kosten  der  Errichtung  und  Verwaltung  dürfen  nicht 
als  Aktiva  in  die  B.  eingesetzt  werden".  Allein  diese  Einschränkung 
wird  ausgeglichen  durch  die  Möglichkeit,  das  Disagio  auf  ein  dem  Organi- 
sationskostenkonto  ähnliches   Konto   der  Bilanzaktivseite   zu  überführen. 

1.  HGB.  §  261  Ziff.  4  verbietet  nur  die  Einstellung  der  Errich- 
tungs-  und  Verwaltungskosten  als  solcher  in  jene  B.en,  nicht  dagegen 
die  Einstellung  der  Gegenstände,  die  mit  den  Organisations-  und  Ver- 
waltuiigkosten   hergestellt    sind.     Eingetragen  werden  dürfen  als  Aktiva 


122  §  41.    Übertragung  des  Dlsagios  auf  Aulagekonto. 

bei  Gründung  einer  industriellen  A.  die  durch  die  Errichtung-skosten  her- 
gestellten Fabrikanlagen,  nicht  aber  die  Kosten,  welche  die  Errichtung 
der  Unternehmung  als  Ganzes  verursachte,  oder  bei  Gründung  einer 
Trambahnaktiengesellschaft  die  Kosten  der  Herstellung  der  Trambahn, 
aber  nicht  ilie  Kosten  der  Errichtung  der  Trambahnaktiengesellschaft 
als  solcher. 

2.  Nimmt  eine  A.  zur  Erbauung  einer  Fabrik  oder  einer  Eisenbahn 
Schuldverschreibungen  auf  und  kann  sie  das  Anlehen  nur  durch  Ein- 
räumung eines  Disagios  gewinnen,  so  rechnet  dies  Disagio  zweifellos  zu 
den  Anlagekosten  der  Fabrik  oder  Eisenbahn.  Die  Anlage  ist  um  das 
Disagio  verteuert. 

3.  Freilich  dürften  die  Disagiokosten  an  sich  nur  dann  in  den  Wert 
der  betretenden  Anlage  eingerechnet  werden,  wenn  der  positive  Wert, 
den  die  Anlage  besitzt,  wirklich  die  Herstellungskosten  erreicht.  Denn 
HGB.  §  20 1  Ziff.  2  und  GmbHG.  §  41  schreiben  für  die  in  Gewinn- 
verteilungsbilanzen als  Aktiva  einzusetzenden  Werte  vor:  sie  dürfen 
höchstens  zu  ihrem  Herstellungspreise  bewertet  werden;  ist  ihr  gegen- 
wärtiger Geschäftswert  also  unter  dem  Herstellungspreise,  nur  unter 
diesem.  Aber  §  261  Ziff.  3  fügt  eben  hinzu,  daß  Betriebsgegenstände, 
d.  h.  Gegenstände,  die  nicht  zur  Weiterveräußerung  bestimmt  sind,  nicht 
zu  ihrem  gegenwärtigen  Veräußerungswerte  angesetzt  werden  müssen, 
sondern  zu  ihrem  Herstellungspreise  angesetzt  werden  dürfen  und  nur  eine 
etwaige  Wertminderung  durch  Abnutzung  hiervon  in  Abzug  zu  bringen  ist. 

4.  Von  dieser  Einräumung  machen  Industrie  und  Eisenbahn- 
gesellschaf ien  gerne  Gebrauch.')  Technische  und  wirtschaftliche  Um- 
stände veranlassen  sie  dazu. 

a)  Technisch  werden  sie  dazu  veranlaßt  durch  die  Schwierigkeit, 
den  jeweiligen  Wert  umfassender  Anlagen  zu  bestimmen.  Aus  wieviel 
Tausenden  von  Vermögensgegeuständen  setzt  sich  ein  Bahnunternehmen 
zusammen!  Nur  ein  Wert  läßt  sich  leicht  feststellen,  der  Herstellungs- 
wert. Er  ist  aus  den  Bau-  und  Einkaufskosten  unschwer  zu  be- 
rechnen. So  kommt,  daß  bei  Eisenbahngesellschaften  das  Konto,  auf 
dem  die  Eiseubahnanlagen  jeweils  bewertet  werden,  noch  lange,  nachdem 
der  Bau  der  Eisenbahn  vollendet  ist,  und  für  immer  den  Namen  Bau- 
konto träg't.  Der  Wert  der  Eisenbahnanlage  wird  dadurch  festgestellt, 
daß  auf  einem  Konto  die  Kosten  der  Vorarbeiten  (Trazierung),  der  Aktien- 
und  Obligationeuemission,  der  Grund-  und  Gebäudeerwerbung,  des  Unter- 
und  Oberbaus,  der  Gebäudeerrichtung,  der  Gebäude-  und  Bahneinrich- 
tung, des  Ankaufs  des  Fahraiaterials  zusammengetragen  werden.  Das 
alles  zusammen  macht  gekürzt  um  die  Wertminderung  durch  Abnutzung 
den  jeweiligen  Wert  der  Eisenbahnanlagen  aus.  Baukonto  ist  das  Konto 
der  Bewertung  der  Eisenbahnanlagen. 

b)  Aber  auch  wirtschafthche  Erwägungen  veranlassen  die  Gesell- 
schaften, das  Disagio  voll  und  ganz  sofort  auf  Anlagekonto  zu  setzen, 
also  zu  den  Herstellungskosten  zu  schlagen.  Je  höher  das  Anlagekonto 
sich  beziffert,  um  so  zuverlässiger  ergibt  sich  die  Möglichkeit,  gleich  im 
ersten  Jahre  des  Betriebes  zu  einem  Überschuß  .  der  Aktiva  über  die 
Passiva  und  damit  zu  Dividenden  zu  gelangen. 

5.  Hier  ist  noch  nicht  der  Ort,  darzulegen,  wie  die  den  Gesell- 
schaften in  HGB.  §201  Ziff.  3  erteilte  Ermächtigung,  Betriebsgegenstände 

»  -       * 
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Über  ihrem  gegeiiwärtigen  Veräußerungs-  und  Gebrauchswert  zum  Her- 
stellung-spreis  anzusetzen,  die  Fol ue  haben  kann,  daß  fiktiver  Reingewinn, 
d.  h.  statt  Reingewinn  Reinvermögen  als  Gewinn  verteilt  wird,  weil  von 
dem  Herstellungspreis  nur  die  Wertminderung  der  Anlage  abgezogen 
wird,  die  durch  Abnutzung,  nicht  aber  die,  welche  durch  andere  Ursachen 
entsteht,  allein  als  Beispiel  hierfür  sei  an  dieser  Stelle  doch  schon  her- 
vorgehoben, daß  diese  Bestimmung  zur  Folge  hat,  daß  die  Minderung, 
welche  das  Disagio  seinem  Wesen  nach  jährlich  erfährt,  wenn  es  als  selb- 
ständiger Aktivposten  eingestellt  ist,  bei  Einrechnung  des  Disagios  in  den 
Herstellungspreis  und  Ansetzung  der  Anlage  zu  ihrem  Herstellungspreis 
unberücksichtigt  bleibt,  weil  diese  Minderung  keine  Minderung  des  Her- 
stellungspreises durch  Abnutzung  darstellt.  Wirtschaftlich  solide  Gesell- 
schaften, die  wegen  der  außerordentlichen  Schwierigkeit,  den  jeweiligen 
Gebrauchswert  ihrer  Betriebsanlagen  festzustellen,  von  der  Befugnis  des 
HGB,  §  261  Ziff.  3  Gebrauch  machen  und  ihre  Anlagen  mit  den  Ge- 
stehungskosten ansetzen,  werden  der  damit  verbundenen  Gefahr  der  Ver- 
teilung fiktiven  Gewinns  freiwillig  dadurch  vorbeugen,  daß  sie  von  den 
Gestehungskosten  jährlich  mehr  abschreiben,  als  der  einen  Ursache  der 
Abnutzung  der  Anlage  entspricht.  Abgesehen  davon  aber  besteht  für 
Aktien-  und  verwandte  Gesellschaften,  wenn  auch  nur  im  Wege  aus- 
dehnender Gesetzesausleguug,  rechtliche  Pflicht,  diese  weiteren  Wert- 
minderungen zum  Gegenstand  von  Abschreibungen  zu  machen. 

B.  1.  Dem  alten  allgemeinen  deutschen  HGB.  ist  die  Bestimmung  des 
§261  Zifl".  3  noch  unbekannt.  Das  allgemeine  österreichische  Aktieuvecht 
kennt  somit  keine  solche  Ermächtigung,  Betriebsgegenstände  ohne  Rück- 
sicht auf  ihren  wirklichen  Yeräußerungs-  und  Gebrauchswert  zu  ihrem 
Herstellungspreise  zu  bewerten.^)  Hier  ist  es  kraft  unmittelbarer  G-esetzes- 
bestimmuug  nur  dann  zulässig,  das  Disagio  auf  Anlagekonto  zu  übertragen, 
wenn  der  Gebrauchswert  der  Anlage  nicht  hinter  ihren  Herstellungskosten 
zurückbleibt.  Im  anderen  Falle  läge  rechtlich  (HGB.  Art.  31)  unstatt- 
hafte Überbew^ertung  von  Aktivgegenstäuden  vor.  Damit  stimmt  überein 
das  österreichische  A.-Reg.,  wenn  es  in  §49  Abs.  5  verfügt:  ,, Bei  Vermögens- 
stücken, welche  nach  ihrer  Beschaftenheit  einer  Abnützung  oder  Wert- 
minderung unterliegen,  ist  eine  der  sachgemäßen  Veranschlagung  ent- 
sprechende Abschreibung  an  dem  Buchwert  derselben  vorzunehmen".^) 

2.  Trotzdem  kann  nicht  geleugnet  werden,  daß  gerade  in  Österreich 
wegen  der  teclinischen  Schwierigkeiten,  den  jeweiligen  Gebrauchswert  fest- 
zustellen, umfassende  Anlagen  nicht  ohne  weiteres  mit  ihrem  Herstellungs- 
preise angesetzt  werden.  Insbesondere  pflegt  in  ihn  auch  das  voUe  Emissions- 
disagio eingerechnet  zu  werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ihm  eine  Wert- 
steigerung der  Anlage  entspricht,  welch  letzteres  nicht  ohne  weiteres  ange- 
nommen werden  kann,  weil  das  außerordentliche  Disagio  unter  allen  Um- 
ständen eine  Verteuerung  der  Herstellungskosten  darstellt. 

3.  Freilich  ist  das  richtig:  die  wirtschaftlich  nachteilige  Wirkung 
dieser  ungesetzlichen  Verfahrensweise  wü"d  unter  Umständen  im  Laufe 
der  Zeit  durch  eine  andere  für  die  Gesellschaft  unumgängliche  Maßnahme 
wieder  ausgeglichen.  Der  Regel  nach  besteht  die  Eisenbahnkonzession 
nur  für  eine  bestimmte  Periode.  Ist  in  diesem  Falle  die  Bahn  nach  Ab- 
lauf der  Konzessionsdauer   dem  Staat  unentgeltlich  zu  überlassen,  so  ist 


^)  Das  österr.  GnibHG.  kennt  den  Satz. 
*)  Beisch  II  136. 
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es  notweiulig,  den  ganzen  bilanzmäßigen  Wert  des  Baukontos  während 
der  Konzessionszeit  aus  dem  Ertrage  zu  amortisieren,  weil  sonst  bei  Ab- 
lauf der  Zeit  die  zur  Heimzahlung  von  Aktien-  und  Obligationeukapital 
erforderlichen  Mittel  nicht  vorhanden  sind.  Ist  der  Wert  der  Anlagen  zu 
hoch  angesetzt,  so  muß  dann  eben  dieser  höhere  Wert  amortisiert  werden. 
Dadurch  bleiben  aber  während  der  Konzessionszeit  mehr  Werte  von  der 
Verteilung  als  Gewinn  ausgeschlossen.  Was  somit  einerseits  durch  Steigerung 
der  Aktivwerte  am  Anfang  erreicht  wurde,  wird  nachher  allmählich  durch 
Steigerung  der  Araortisationsquote  wieder  weggenommen. 

4.  Indes,  es  bedarf  keines  Beweises,  daß  diese  möglicherweise  später 
statthabende  Ausgleichung  der  wirtschaftlich  nachteiligen  Wirkung  der 
ursprünglichen  ^Maßnahme  an  der  rechtlichen  Unzulässigkeit  der  letzteren 
nichts  ändern  kann.  Nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  damit  der  wirk- 
liche Gebrauchswert  dps  Betriebsgegenstandes  nicht  überschritten  wird, 
darf  nach  österreichischem  Aktienrecht  das  entstandene  Emissionsdisagio 
sofort  ganz  dem  Anlagekonto  angelastet  werden.*) 

C.  Strenger  als  die  hier  für  das  deutsche  und  österreichische  Recht 
vertretene  Meinung  ist  die  Sinwtis.  Er  hält  es  schlechthin  für  unstatt- 
haft, das  Emissionsdisagio  dem  Anlagekonto  anzulasten.^)  Der  Grund  für 
ihn  ist,  daß  er  im  Disagio  nur  ein  Wertberichtigungskonto  erblickt.  Die 
auf  100  Nominal  lautende,  zu  99  ausgegebene  Obligation  sei  nach  ihrer 
Begebung  nur  99  wert.  Allein  es  ist  nichts  regelwidriges,  sondern  nur 
regelrecht,  wenn  die  Obligatiousschuld  sofort  mit  100  bewertet  wii*d. 

5.  Das  Disagio  im  positiven  Recht. 

§  -12. 

I.  Schweizerisches  Obiigationenrecht  und  deutsches  Hypothekenbaakgesetz. 

A.  Was  bisher  über  die  Art  und  A\'eise,  wie  das  Disagio  bilanzrechtlich 
zu  behandeln  sei,  bemerkt  wurde,  leiteten  wir  aus  allgemeinen  Erwägungen, 
insbesondere  aus  der  Natur  der  Sache  ab.  Selbstverständlich  ist,  daß 
das  Gesetzesrecht  eine  hiervon  abweichende  bilanzrechtliche  Behandlung 
vorsehen  kann. 

B.  Im  Aktienrecht  des  schweizerischen  Obligationenrechts  (§657 
Ziff.  7)  und  im  Hypothekenbankgesetz  (§§  24  und  25)  liegen  Abweichungen 
vor.  Um  zunächst  den  grundlegenden  AVortlaut  anzuführen,  so  heißt  es 
im  schweizerischen  Obligationenrecht  §  G57  Ziff.  7 :  Von  der  Gesellschaft 
ausgegebene  Obligationen  sind  zu  dem  vollen  Betrage,  zu  welchem  sie 
zurückgezahlt  werden  müssen,  anzusetzen.  Dagegen  kan?i  die  Differenz 
zwischen  dem  Emissions-  und  dem  Rückzahlungsbetrage,  welche  durch 
jährliche  Abschreibungen  bis  zum  Verfalltage  zu  amortisieren  ist,  unter 
die  Aktiva  aufgenommen  werden." 

Und  ähnlich  bemerkt  HypBG.  §§  24  f. :  ,,Die  Jahresbilanz  einer  Hypo- 
thekenbank hat  .  .  .  namentlich  zu  enthalten  ...  7.  den  Gesamtbetrag 
der  im  Umlaufe  befindlichen  Hypothekenpfandbriefe  nach  ihrem  „Nenn- 
werte'' (§  24).  ,,Smd  Hypothekenpfandbriefe  zu  einem  geringeren  Betrag 
als  dem  Nennwert  ausgegeben  worden,  so  darf  in  die  Aktiveji  der  B.  ein 
Betrag  aufgenommen  werden,  der  vier  Eünf teilen  des  Mindererlöses  gleich- 
kommt" (g  25  Abs.  1). 


»)  Reisch  II  136. 

*]  S.  380  Tinrl  443  gegen  v.  Strombeck  bei  Busch  38  (1878)  S.  56  f. 
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II.  A.  Aus  diesen  Bestimmungen  folgt  zwar,  daß  das  positive  Recüt 
ebenfalls  meint,  sofortiges  Ansetzen  der  Obligationenschuld  zum  vollen 
Rückzalilungsbetrage  sei  notwendig,  aber  zugleich  ergibt  sich  aus  ihnen, 
daß  das  positive  Recht  von  unserer  Anschauung  abweicht.  Es  stellt  nicht 
den  Grundsatz  auf:  das  Disagio  muß  als  Aktivum  in  die  B.  emgesetzt 
werden,  sondern  bestimmt  nur:  das  Disagio  darf  als  Aktivum  in  die  B. 
eingesetzt  werden.  Allein  verfehlt  wäre,  hieraus  zu  schließen,  die  positive 
Gesetzgebung  hätte  die  Natur  des  Disagios  verkannt.  Ledighch  aus  einem 
praktischen  Grunde,  um  die  Vermögenslage  möglichst  sicher  zu  gestalten, 
haben  die  Gesetzgebungen  vorgeschrieben,  daß  das  Disagio  nur  aufge- 
nommen werden  kann. 

B.  Dies  geht  deutlich  aus  dem  ersten  Entwurfs  des  HypBG.  hervor. 
Dieser  enthielt  sogar  in  §  22  die  Bestimmung:  ,,Die  bei  der  Ausgabe  von 
Hypothekenpfandbriefen  entstehenden  Kursverluste  .  .  .  dürfen  nicht  als 
Aktivum  in  die  B.  aufgenommen  werden,  sind  vielmehr  ihrem  vollen 
Betrage  nach  zu  Lasten  des  Geschäftsjahres  zu  verrechnen,  in  welchem 
sie  entstehen,"  und  erläutert  war  dies  eben  mit  dem  Satze:  ,,Die  Ver- 
mögenslage der  Hj^pothekenbanken  wird  auf  diese  Weise  sicherer  gestaltet."  ^) 

C.  In  der  Tat  kann  keinem  Bedenken  unterliegen,  daß  die  zukünftige 
Vermögenslage  des  Unternehmens  in  erhöhtem  Maße  gesichert  ist,  wenn 
das  durch  Begebung  unter  pari  an  sich  verursachte  Bilanzaktivum  Disagio 
möglichst  rasch  wieder  aus  der  B.  verschwindet. 

in.  Am  wirksamsten  wird  dies  zweifelsohne  eiTeicht,  wenn  das 
Disagio  überhaupt  nicht  als  solches  in  die  B.  aufgenommen,  sondern  sofort 
ganz  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  des  Begebungsjahres  zur  Last  ge- 
schrieben wird.  Allein  es  wäre  über  das  Ziel  hinausgegangen,  würde 
man  hiernach  als  das  allein  Richtige  das  Verbot  jeder  Einsetzung  des 
Disagios  in  das  Aktivum  ansehen.  Es  gibt  Fälle,  wo  die  Anlastung  des 
Disagios  in  seiner  vollen  Höhe  an  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  des 
Emissionsjahres  die  Vermögenslage  der  A.  nicht  sicherer,  sondern  un- 
sicherer gestalten,  ja  sogar  von  volkswirtschaftlichen  Nachteilen  begleitet 
sein  würde. 

A.  Bei  jungen  Unternehmungen,  die  zu  ihrer  Einrichtung  außer  dem 
Aktien-  auch  Obligationenkapital  heranziehen,  würde  die  absolute  Un- 
möglichkeit, Disagios  bilanzmäßig  zu  berücksichtigen,  die  Folge  haben, 
daß  wegen  des  hohen  Standes  der  Schuldenwertziflfer  keine  oder  nur  eine 
sehr  niedrige  Dividende  verteilt  werden  könnte.  Solches  schwächt  aber 
den  Kurs  der  Aktiva  und  damit  den  Kredit  und  führt  daher  eventuell 
zu  einer  unsicheren  wirtschaftlichen  Lage. 

B.  Bei  schon  länger  bestehenden  Unternehmungen  kann  das  Verbot 
jeden  Einstellens  des  Disagios  in  die  B.  bewirken,  daß  die  Geschäfts- 
leitung gezwungen  ist,  länger  mit  teuerem  Gelde  zu  arbeiten,  als  es  nach 
Lage  des  allgemeinen  Geldpreises  sein  müßte.  Oder  anders  ausgedrückt: 
dadurch,  daß  das  Disagio  sofort  zu  tilgen  wäre,  kann  sich  ein  Unter- 
nehmen von  Konvertierungen  seiner  Obligationenschuld  abhalten  lassen, 
die  es  nach  dem  Rückgang  des  allgemeinen  Zinsfußes  vorzunehmen  hätte. 
Nehmten  wir  an,  eine  A.  hat  eine  Obligationenschuld  zu  3  ^  i  Prozent  zu 
verzinsen.  Der  allgemeine  Geldpreis  für  gute  Anlagewerte  sinkt  auf 
3^4  Prozent.  Würde  die  Gesellschaft  mit  der  Konvertierung  da  zuwarten, 
bis  3prozentige  Obligationen  den  Parikurs  erreichen,  um  ein  Disagio  zu  ver- 


*)  Eeichsanzeiger  Nr.  123  vom  26.  Mai  1898,  erste  Beilage. 
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meiden,  so  würde  sie  längere  Zeit  mehr  Zins  zahlen,  als  dem  allgemeinen 
Geldpreisstande  entspricht.  Somit  besteht  die  Gefahr,  daß  wegen  der 
notwendigen  Aufbürdnng  des  ganzen  Disagios  auf  ein  Jahr  die  Gesell- 
schaft nicht  sofuil  in  dem  Zeitpunkte,  in  dem  sie  billigeres  Geld  bekommen 
kann,  das  teuere  abstößt. 

C.  Insbesondere  bei  den  Jli/poi hekcnbanken  besteht  eine  dringende 
Notwendigkeit,  das  Abstoßen  teueren  Geldes  im  Wege  der  Pfandbrief- 
konvertierung nicht  durch  ein  absolutss  Verbot  der  Einsetzung  des  Disagios 
in  die  B.  zu  erschweren. 

1.  So  lange  der  allgemehie  Zinsfuß  den  Pfandbriefzinsfuß  über- 
steigt, also  keine  Veränderung  im  allgemeinen  Geldpreise  eintritt  und  die 
Pfandbriefinstitute  demgemäß  in  Gewinnung  guter  Deckungshypotheken 
keinen  Schwierigkeiten  begegnen,  bringt  es  keine  Härte  für  die  Bank  und 
keinen  Nachteil  für  die  Volkswirtschaft  mit  sich,  wenn  von  den  Hyi)0- 
thekenbanken  gefordert  wird,  daß  sie  bei  Ausgabe  von  Pfandbriefen  je- 
weils sofort  das  ganze  Disagio  decken.  Anders  dagegen,  w^enu  der  all- 
gemeine Zinsfuß  sinkt. 

2.  Angenommen,  der  allgemeine  Zinsfuß  geht  von  3  '-^U  auf  3  ^U  Pro- 
zent zurück.  Der  bisherige  Pfandbriefzmsfuß  war  SVa  Prozent.  Nun 
könnten  3  prozentige  ausgegeben  werden. 

a)  Die  Ausgabe  von  Pfandbriefen  zu  niedrigem  Zinse  ist  an  sich 
schon  privatwii'tschaftlich  für  die  Bank,  wie  volkswirtschaftlich  für  Pfand- 
briefgläubiger und  Hypothekschuldner  von  Vorteil. 

a)  Der  Vorteil  für  die  Bank  besteht  nicht  in  erster  Linie  darin, 
daß  sie  mit  billigerem  Gelde  (billigeren  Darlehen  im  wirtschaftlichen  Sinne) 
arbeitet;  denn  hat  die  Bank  weniger  Pfandbriefzins  zu  geben,  so  bringt 
sie  auch  die  Hypotheken  nur  zu  niedrigerem  Zinse  unter.  Der  erste 
Vorteil,  welcher  dem  Pfandbriefinstitut  aus  Emission  zu  niedrigerem  Zins 
erwächst,  ist  vielmehr  der,  daß  es  bessere  Deckungshypotheken  gewinnt. 
Denn  wie  Hecht ^)  überzeugend  nachweist:  die  sichersten  Hypotheken 
bringen  den  niedrigsten  Zins.  ,,Je  billiger  das  Geld  ist,  das  einem  Boden- 
ki-editinstitut  zur  Verfügung  steht,  desto  eher  kann  es  bei  den  besten 
und  daher  niedriger  verzinslichen  Hypotheken  konkurrieren."  Je  besser 
aber  die  Unterlagen  für  die  Pfandbriefe,  um  so  weniger  Ausfälle  an  den 
Unterlagen  sind  zu  erwarten.  Dies  kann  allerdings  auch  wieder  zurück- 
wirken auf  den  Pfandbriefzinsfuß.  Bodenki-editanstalten  mit  guten  Deckungs- 
hypotheken genießen  größeren  Kredit,  vermögen  daher  niedriger  verzins- 
liche Pfandbriefe  unterzubringen  und  sind  so  in  der  Lage,  das  zur  Ge- 
währung von  Hypothekdarlehen  nötige  Geld  billiger  zu  kaufen,  also  weniger 
für  Pfandbriefzinsen  aufzuwenden. 

{j)  Aber  auch  für  Dritte,  für  die  Volkswirtschaft  ergeben  sich  Vor- 
teile aus  nieder  verzinslichen  Pfandbriefen.  Zunächst  steigt  mit  der  Güte 
der  Deckungshypotheken  die  wirtschaftliche  Sicherstellung  der  Pfandbrief- 
gläubiger. Vor  allem  aber  zieht  der  darlehensbedürftige  Grundbesitz  daraus 
Nutzen.  Hat  die  Hypothekenbank  weniger  Passivzins  zu  leisten,  so  ist 
sie  auch  in  der  Lage  niedrigeren  Aktivzins  zu  fordern. 

b)  Zum  Wegfall  aller  eben  geschilderten  Vorteile  kommen  im  Falle 
des  Unterlassens  von  Pfandbriefkonvertierungen  bei  sinkendem  Zinsfuße 
indes  noch  folgende  Nachteile.  Entweder  übersteigen  die  zahlenden  Pfand- 
briefzinsen  die    eingehenden  Hypothekzinsen   oder  bleiben  wenigstens  in 


»)  Bei  EoMheim  VII  (1894)  252,  25S. 
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ihrer  Höhe  hinter  der  Höhe  der  letzteren  nicht  zurück  oder  das  Hypo- 
thekeninstitut erhält  zwar  höheren  Hypothekenzins,  aber  auf  Kostsn  der 
Hypothekengüte.  Will  die  Bodenkreditanstalt  trotz  Eückgangs  des  all- 
gemeinen Zinsfußes  an  ihrem  bisherigen  Beleihungszins  festhalten,  weil  es 
auch  ihre  Pfandbriefe  nicht  konvertiert,  so  ist  dies  bei  Neubeleihungen  nur 
in  der  Weise  möglich,  daß  sie  auf  den  Erwerb  erstklassiger  Hypotheken 
verzichtet,  also  nur  auf  Kosten  der  Solidität.  Geht  das  Streben  der 
Hypothekenbank  andererseits  dahin,  ihre  bisherigen  Hypothekenschuldner 
sich  zu  erhalten,  Rückzahlungen  des  Hypothekkapitals  also  abzuwenden, 
so  muß  sie  in  Herabsetzung  des  Hypothekenzinsfußes  willigen,  daher  auf 
Überschuß  des  Aktivzinses  über  den  Passivzins  verzichten.  In  gleicher 
Weise  muß  die  Bank  mehr  Geld  ausgeben,  wenn  sie  auch  neue  Hypo- 
theken überhaupt  nur  zum  niedrigeren  Zinsfuße  unterbringen  kann.^) 

3.  a)  Somit  ist  es  gegebenenfalls  von  erheblichem  Nachteil  für  die 
Vermögenslage  des  Unternehmens,  wie  für  die  allgemeine  Volkswirtschaft, 
wenn  die  Bodenkreditgesellschaft  infolge  des  Um  Standes,  daß  sie  das  bei 
Pfandbriefemission  entstehende  Disagio  sofort  in  seiner  ganzen  Höhe  ab- 
zuschreiben hat,  davon  abgehalten  wird,  Pfandbriefe  mit  niedrigerem  Zins- 
fuße abzugeben. 

b)  Und  sie  wird  in  der  Regel  davon  abgehalten,  denn,  muß  das 
ganze  Disagio  einem  Jahre  angelastet  werden,  so  führt  dies,  weil  doch 
von  Zeit  zu  Zeit  neue  Serien  emittiert  werden,  nur  zu  leicht  zu  größeren 
Schwankungen  in  den  Jahreserträgen,  diese  aber  wieder  zu  schw^ankendeu 
Aktienkursen  und  so  zu  der  Gefahr,  daß  die  Pfandbriefe  des  Institutes 
an  Vertrauen  einbüßen  und  sich  für  notwendig  werdende  Kapitalerhöhungen 
nicht  die  nötigen  Aktionäre  finden;  und  Grundkapitalerhöhungen  werden 
bei  Zunahme  des  Pfandbriefgeschäftes  um  deswillen  von  Zeit  zu  Zeit 
nötig,  weil  nach  gesetzlicher  Vorschrift  zwischen  Höhe  der  Pfandbrief- 
summe und  Grundkapital  eine  bestimmte  Relation  bestehen  muß. 

c)  Schrecken  die  Hypothekenbanken  wegen  dieser  Folgen  einer  even- 
tuellen Ausgabe  niedriger  verzinslicher  Pfandbriefe  längerer  Zeit  vor  solcher 
Pfandbriefkonvenierung  zurück,  so  ist  dies  gleichbedeutend  mit  der  Not- 
wendigkeit privat-  und  volkswirtschaftlich  ungesunden  Betriebes  des  Hypo- 
theken- und  Pfandbriefgeschäftes. 

IV.  Um  dem  allen  vorzubeugen,  hat  die  positive  Gesetzgebung  der 
Schweiz  und  Deutschlands  das  Verbot  der  Einstellung  des  Disagios  in 
die  B.  nur  als  ein  relatives  aufgestellt:  Es  ,,kann"  die  Differenz  zwischen 
Emissions-  und  Rückzahlungsbetrag,  es  ,,darf'  der  Emissionsmindererlös 
unter  die  Aktiven  der  B.  aufgenommen  werden. 

V.  A.  Indem  die  beiden  Gesetzgebungen  hinzufügen,  die  eingestellte 
Disagiapost  müsse  bis  zum  Verfalltage  der  Rückzahlungsschuld  allmählich 
abgeschrieben  und  mit  der  Abschreibung  bereits  im  ersten  Jahre  begonnen 
werden,  haben  sie  das  Emissiondisagio  als  wenig  zuverlässiger,  weil  sicher 
der  Entwertung  unterliegendes  Aktivum  gekennzeichnet. 

B.  Die  Vorschiiften  des  deutschen  Rechtes  über  die  Abschreibung  sind 
eingehender,  als  die  des  schweizerischen.  Die  Erklärung  dafür  fäUt  nicht 
schwer.  Das  schweizerische  Obligationenrecht  beschäftigt  sich  nur  mit  den 
A.en  im  allgemeinen.  Bei  ihnen  ist  die  Aufnahme  von  Obligationsanleihen 
in  der  Regel  nur  Mittel  zur  Erreichung  des  auf  anderes  gerichteten  Ge- 
schäftszweckes;  bei  den  Hypothekenbanken    dagegen  bildet  die  Ausgabe 


1)  Hecht  ebenda  253. 
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von  Scliiildverschreibungen  den  einen  Hauptgegenstand  des  Unternehmens. 
Daher  sind  hier  eingehendere  Vorschriften  teils  zweckmäßig,  teils  erforder- 
lich, vor  allem  wegen  der  Notwendigkeit  sicher  erfolgender  Tilgung  aller 
Emissionsdisagien. 

1 .  Das  sclureizerische  Obligationenrecht  überläßt  den  Organen  der  A., 
wie  sie  die  Abschreibung  gestaltet  wollen.  Es  bestimmt  nur,  daß  die  Differenz 
durch  jährliche  Abschreibungen  bis  zum  Verfalltage  zu  amortisieren  sei. 
Es  bestimmt  also  lediglich,  daß  alle  Jahre  und  auch  schon  im  ersten  Jahre 
eine  Abschreibung  zu  betätigen  ist.  In  welcher  Höhe  und  damit  nach 
welcher  Berechnungsmethode,  das  zu  bestimmen,  ist  der  A.  vorbehalten. 
Selbstverständlich  kann  die  Abschreibung  schon  vor  dem  Verfalltage  vollendet 
werden.  Denn  wenn  die  Einsetzung  des  Disagios  als  Aktivum  sogar  von 
Anfang  an  unterlassen  werden  darf,  so  muß  auch  gestattet  sein,  die  Ab- 
sclireibung  bereit  s  vor  dem  Verfalltage  zu  Ende  zu  führen .  Die  Abschreibungen 
brauchen  deshalb  auch  nicht  jährlich  gleich  zubleiben;^)  sie  dürfen  ansteigen. 

2.  Das  deutsche  HypBG.  schreibt  genau  vor,  in  irelcliem  Zeitraiwie 
und  wie  rz>/ jährlich  abzuschreiben  sei.  Dadurch  liat  es  dem  Disagioaktivum 
durchaus  die  rechtliche  Natur  eines  ideellen  und  darum  aus  Soliditäts- 
grüuden  rasch  abzuschreibenden  Aktivums  gegeben.  Das  Emissionsdisagio 
ist  im  deutschen  HypBG.  ein  ideelles  aktives  Erfolgregulierungskonto,  ein 
rechnungsmäßiges  Aktivum,  ein  aktiver,  ideeller  Übertragungsposten.  Nur 
rechnungsmäßige  Aktiva  haben  Fii-men,  die  auf  Ansehen  halten,  in  ihren 
B.en  ungern.  Und  so  ergibt  die  Praxis:  alle  deutschen  Hypothekenbanken 
schreiben  den  Disagioverlust  im  Jahre  seines  Entstehens  sofort  ab.  Sie 
benutzen  das  Privileg  allmählicher  Tilgung  nicht.^)  HypBG.  §  25  ist 
praktisch  bedeutungslos. 

6.  Natur  des  Obligationeu-Emissions-Agios. 

§  43. 

Um  das  wirtschaftlichrech tliclie  und  buchtechnische  Wesen  des  Disagios 
in  voller  Schärfe  hervortreten  zu  lassen,  sei  an  dieser  Stelle,  obwohl  es 
keinen  Bilanzaktivposten  darstellt,  noch  die  Rede  von  dem  das  gerade 
Gegenteil  bildenden  Agio.')  Das  Agio  hat  seinen  Grund  in  Veranlassungen, 
die  den  Ursachen  des  Disagios  direkt  gegenüberstehen. 

I.  Emissionsagio  ist  gegeben,  wenn  der  Ausgabepreis  den  Rückzahlungs- 
betrag  übersteigt. 

n.  Die  regelmäßige  Ursache  liegt  in  der  Tatsache,  daß  der  Nominal- 
zins, zu  dem  das  Institut  den  Nennbetrag  verzinst,  den  normalen  Zinsfuß 
übersteigt. 

A.  I.  Nehmen  wir  mit  ^6'cA^'*)  für  unser  Beispiel  dieselben  allgemeinen 
Bedingungen  wieder  an,  wie  bei  dem  Beispiel,  mit  dem  wir  bei  Darstellung 
des  Disagios  operierten,  d.h.  als  normalen  Geldpreis  3  ^U  Prozent  und  ehie 
nach  zehn  Jahren  rückzahlbare  Obligation,  hier  aber  einen  Obligationen- 
zinsfuß von  4  Prozent,  so  bezieht  der  Obligationenkäufer  jährlich  V4  Prozent 
mehr  Zins,  als  die  Lage  des  Geldmarktes  bedingt,  und  aus  diesem  Grunde 
zahlt  er  für  die  Obligation  einen  höheren  Kaufpreis,  nicht  bloß  100,  zu 
welchem  Betrage  die  Rückzahlung  geschieht,  sondern.  103,05.  Dieser  Preis- 
zuschlag entspricht  vollkommen  dem  Preisabschlag  bei  Ausgabe  zu  '/-i  Prozent 

')  Abw.  Zimmermann  §  22. 
'j  S.    Weinherger  8G,  'J*3. 
*)  Hierzu   Weinhergei-  63  ff. 
*)  Bei  Holdheim  Vil,  2'.9. 
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unter  dem  allg-emeineu  Geldstand.  Hier  folgt  aus  100 -|- 2,05  ein  Emissions- 
kurs von  102,05.  Der  Betrag-  von  2,05,  den  der  Emittent  erhält,  bringt, 
zum  normalen  Zinsfuß  von  3  ^U  Prozent  mit  Zinseszins  angelegt,  dem 
Emittenten  durch  die  10  Jahre  seiner  Zinsverbindlichkeit  von  4  Prozent 
eine  Rente  von  V4  Prozent  jährlich  ein,  so  daß  er  tatsächlich  für  100  Kapital 
doch  nur  3^'n  Zins  Zins  gibt.  Anders  ausgedrückt:  durch  den  Zins  der 
überschießenden  2,05  gewinnt  der  Emittent  das  V4  Prozent  Zins,  das  er 
für  die  100  jährlich  über  den  normalen  Zinsfuß  hinaus  zu  entrichten  hat. 
2.  Demgemäß  läßt  sich  über  dieivirtschrfftliche  Natur  des  Emissions- 
agios sagen :  Bei  Ausgabe  über  pari  erhält  der  Emittent  ein  Entgelt  vom 
Käufer.  Er  empfängt  ein  Entgelt  dafür,  daß  er  mehr  Nominalzins  leistet, 
als  die  Lage  des  allgemeinen  Geldmarktes  bedingt.  Also  stellt  das  normale 
Agio,  wie  das  normale  Disagio,  einen  Ausgleich  dar.  Wie  dieses  wirt- 
schaftlich nicht  Verlust,  sondern  Ausgleich  eines  Vorteils  ist,  so  ist  auch 
das  normale  Agio  nicht  Gewinn^  sondern  Ausgleich  eines  Nachteils.  Die 
Posten,  die  sich  die  Wage  halten,  sind  einerseits  102,05,  welche  der 
Emittent  erhält,  und  auf  der  anderen  Seite  Verpflichtung  nur  zur  Rück- 
zahlung von  100,  dafür  aber  weiter  die  Verbindlichkeit,  V4  Prozent  über  den 
ordentlichen  Zinssatz  hinaus  Zinsen  zu  zalüen.    Das  Verhältnis  ist  also : 

102,05      100 

3'U'IO    i     3^4%\_,0/ 

oder  kürzer: 

102,05      100 

I     V4% 

oder  das  Vi  Prozent  kapitalisiert  ausgedrückt: 

102,05      100 

2,05. 

B.  Damit  ist  auch  schon  die  biicktechnisch-rechtliche  Natur  des 
regulären  Agios  klargelegt. 

1 .  Das  Entgelt,  das  der  Emittent  für  Übernahme  der  höheren  Zins- 
zahlung empfängt,  muß  nach  der  Buchführungstechnik  in  der  B.  not- 
wendig als  Aktivum  erscheinen.  Denn  dadurch  wurden  dem  Vermögen 
des  Emittenten  Aktivwerte  zugeführt,  in  der  Regel  sein  Kassabestand 
vermehrt.  Vom  Kassakonto  übertragen  wir  auf  B.  hier  nicht  bloß  97,95, 
sondern  102,05.  Demgemäß  muß  der  Ausgieichsposten  in  das  Passivum 
zu  stehen  kommen.  Das  Agio  kommt  ins  Fassivum.  Wie  wir  schon 
oben  buchten: 

102,05  I  100 

i       2,05. 

2.  Und  zwar  bildet  das  Agio  ein  reelles  Fassiiiun.  2,05  ist  nach 
Obigem  =  \'4  Prozent  Zinspflicht.  Das  normale  Agio  ist  Bewertung  einer 
Zinsverbindlichkeit,  rechnerischer  Ausdruck  einer  Zinspflicht.  Das 
normale  Agio  ist  regelrechter  Schuldposten,  Forderungsposteu,^)  keine 
Reserve  (Agioreserve)  und  kein  Übertragungsposten  (Agiovortrag). 

C.  Andere  Theorien.  Auch  bei  der  Lehre  von  Wesen  und  Natur  des 
normalen  Agios  müssen  wii-  bekennen,  daß  die  in  dieser  Frage  herrschende 


*)  So  auch  Weinherger  65,  96.     tJber  andere  Theorien   s.  ebenda  63  ff.   {Simon, 
Die  Staatseinkommenstener  der  A.en  .342;  Hecht  bei  Holdheim  VII  263). 

Behm,  Bilanzen.     2.  Aufl.  9 
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Anschauung  eine  von  der  unsrigen  verschiedene  ist.  Wie  bei  der  Lehre 
vom  normalen  Disagio,  betinden  wir  uns  mit  der  herrschenden  Anschauung 
in  Übereinstimmung,  was  die  Negative  angeht.  Wie  sich  dort  als  all- 
gemeine Anschauung  ergab,  daß  das  reguläre  Disagio  wirtschaftlich  keinen 
Verlust  darstellt,  so  geht  auch  hier  die  herrschende  Meinung,  wie  die  unsrige, 
dahin,  daß  das  normale  Agio  wirtschaftlich  nicht  Gewinn  d.  h.  Reinertrag 
bildet.  ,,Das  wirtschaftliche  Äquivalent  des  Aufgeldes,"  sagt  Simon_, 
,, besteht  in  einer  Zinsminderuug" :  „der  Jahreszins  mindert  sich  ent- 
sprechend um  die  Difterenz"  zwischen  Ausgabepreis  und  Einlösungsbetrag; 
,,die  Bildung  des  Agiokontos  bildet  keine  Gewinnrücklage".  Aber  auch 
hier  trennen  wir  uns  von  der  herrschenden  Anschauung  in  der  Positive. 
Dieselbe  dürfte  auch  in  dem  normalen  Agio  nur  einen  ideellen  Bilanz- 
posten, ein  Wertberichtigungskonto  erblicken. 

ni.  Das  außerordentliche  Emissionsagio.  Das  Emissionsagio  kann  noch 
eine  andere  Veranlassung  haben,  als  Verzinsung  der  Schuld  zu  einem  den 
allgemeinen  Geldpreis  übersteigenden  Zinsfuß.  Wie  der  Emittent,  selbst 
wenn  er  zum  regulären  Zinsfuße  verzinst,  ein  Disagio  einräumen  muß, 
sobald  er  nicht  sicheren  Kredit  genießt,  so  ist  möglich,  daß  der  Ausgeber 
wegen  vorzüglicher  Sicherheit  seiner  Lage  ein  Emissionsagio  erzielt,  obwohl 
er  nicht  niehi'  Zins  gewährt,   als  dem  allgemeinen  Geldpreise  entspricht. 

A.  Dieses  Ac/io  wegen  besonderer  Bonität  des  Emittenten  hat  eine 
andere  Natur  als  das  bisher  betrachtete.  Letzterem  mußten  wir  Gewinn- 
charakter absprechen.  Das  hier  in  Frage  stehende  hat  Gewinneigenschaft, 
bringt  wii-tschaftlichen  Vorteil,  dem  kein  wirtschaftlicher  Nachteil  gegen- 
übersteht, ebenso  wie  dem  anomalen  Disagio  Verlustcharakter,  d.  h.  die 
Natur  eines  durch  einen  Vorteil  nicht  ausgeglichenen  Nachteils  beizu- 
messen war. 

B.  Stellt  dieses  Agio  Gewinn  dar,  so  folgt  hieraus  an  sich,  daß  es 
in  der  B.  überhaupt  nicht  selbständig  vorgetragen,  sondern  als  selbständiger 
Posten  lediglich  in  die  Gewinn-  und  Verlustrechuung  aufgenommen  wird, 
aber  dieser  Gewinn  ist,  was  das  Verhältnis  der  einzelnen  Geschäftsjahre 
zueinander  angeht,  im  Emissionsjahre  allein  nicht  verdient.  An  der  Ver- 
zinsung der  Übligationenschuld,  die  im  Begebungsjahre  aufgenommen  wurde, 
haben  weitere  Jahre  mitzutragen.  Daher  erfordert  die  Erfolgregulierung 
Verteilung  des  Gewinnes  auf  alle  diese  Jahre.  Das  Mittel  bildet  Ein- 
setzung des  Gewinnes  in  die  B.  Der  Gewinn  wurde  schon  bezogen.  Also 
ist  das  Schema  des  empfangenen,  aber  noch  nicht  verdienten  ]\[ietzinses 
einschlägig.  Ein  passives  ErfolgreguUeriingskonto,  eine  nur  rechnungs- 
mäßige, ideelle  Passivantizipation  liegt  vor.  Es  ist  Agioübertrag,  Agio- 
vortrag,.  Übertrag  von  Rohgewinn. 

C.  Die  Neigung  könnte  bestehen,  das  Wesen  dieses  Emissionsagios 
noch  weiter  dadurch  zu  erklären,  daß  man  es  Gewinnrücklage,  Agio- 
reserv^e  nennen  würde.  Allein  schon  jetzt  sei  bemerkt,  daß  dies  Agio 
nicht  unter  die  Gewinn-Rücklagen  und  Reservefonds  im  technischen  Sinne 
fällt.  Dazu  gehört  die  Rückstellung  von  verdientem  d.  h.  über  die 
Gewinnspalte  der  Verlust-  und  Gewinnrechnung  gegangenem  Gewinn.  Hier 
handelt  es  sich  um  Gewinn,  der  erst  nach  und  nach  über  Gewinn-  und 
Verlustkonto  zu  führen  ist,  d.  h.  erst  nach  und  nach  zu  einem  ver- 
dienten wird. 

IV.  Wirkungen  der  Agionatur.  A.  Eine  dreifache  Wirkung  ergibt  sich 
aus  der  Natur  des  Emissionsagios  beider  Arten: 
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1.  Das  Emissionsagio  niiij's  in  die  B.  eingestellt  iver^den  und 
zwar  als  Passiviim,  denn  es  ist  einerseits  Schuld-,  andererseits  Erfolg- 
regulierungsposten. 

2.  Das  Ernissionsagio  ist  bis  zum  Schuldverschreibungsrückzahlungs- 
termin (Verfalltag)  allmählich  abznschreibe?i ;  denn 

a)  beim  normalen  Agio  nimmt  der  kapitalisierte  Wert  der  Zins- 
schuld (von  \4  Prozent)  mit  jedem  Tag  der  Zinsleistung  ab.  Wie  das 
Disagio,  fällt  es  in  dem  von  uns  angenommenen  Beispiel  innerhalb  der 
zehnjährigen  Tilgungsperiode  allmählich,  zuerst  um  17,  zuletzt  um  24  Pf. 

b)  Das  gleiche  gilt  für  das  anßergeivöhnlicJie  Agio.  Alljährlich 
wird  ein  Teil  desselben  verdient.  Die  Quote  steigt  nach  den  Regeln  der 
Zwischenzinsrechnung  von  17  auf  24  Pf. 

3.  Es  darf  nicht  von  beiden  Agios  mehr  jährlich  abgeschrieben 
d.  h.  als  Gewinn  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  übertragen  werden,  als 
der  Wert  der  Zinsschuld  abnimmt,  bzw.  beim  normalen  Agio  vom 
Gewinn  verdient  ist.  Denn  Unterbewertung  von  Passiven  ist  schlechter- 
dings unerlaubt. 

B.  Überbewertung  von  Passivposten  ist  erlaubt.  Hieraus  folgt  eine 
Konsequenz  für  den  aufgestellten  Satz  2.  Jede  Abschreibung  am  Em  issions- 
agio  kann  unterlassen  werden. 

C.  Eine  wichtige  Folgerung  haben  wir  noch  zu  ziehen.  Dui'chaus 
unstatthaft  ist  es,  vom  Emissiojisagio  jährlich  mehr  auf  Gewinn-  und 
Verlustkonto  (als  Gewinn)  zu  übertragen,  als  der  Wert  der  Zinsschuld 
abgenommen  hcd  bzw.  vom  Gewinn  verdient  ist,  oder  gar  das  Emissions- 
ar/io  überhaupt  nicht  als  Bilanzpassivum  einzustellen,  sondern  sofort 
ganz  als  Gewinn  auf  Gewinn-  und  Verlustrechnung  zu  bringen  (und 
als  Dividende  zu  verteilen).  Ein  solches  Verfahren,  das  übrigens  häufig 
begegnet,  ist  nicht  bloß  wirtschaftlich  und  buchhalterisch  nicht  gerecht- 
fertigt, sondern  ungesetzlich.  Denn  es  verstößt  gegen  den  Rechtssatz, 
daß  Passiva  nicht  unterbewertet  werden  dürfen, 

V.  Das  Emissionsagio  im  positiven  Recht.  A.  Keineswegs  läßt  sich  be- 
haupten, daß  das  Emissionsagio  im  positiven  Recht  eine  seinem  Wesen 
und  seiner  wirtschaftlichen  Bedeutung  gerecht  werdende  Behandlung  ge- 
funden hat.  Das  schweizerische  Obligationenrecht,  das  in  §  657  Ziff.  7 
über  die  büanzrechtliche  Behandlung  des  Emissionsdisagios  bei  A.en  nähere 
Vorschrift  gibt,  schweigt  über  die  Stellung,  welche  dem  Emissionsagio 
in  der  B.  zuzuweisen  ist,  völlig  und  das  deutsche  HypBG.  §  26  geht 
sogar  soweit,  daß  es  der  Hypothekenbank,  falls  sie  nicht  auf  das  Recht  jeder- 
zeitiger  Zurückzahlung  der  Pfandbriefe  verzichtet  hat,  das  positiv  gestattet, 
was  wir  oben  aus  dem  Wesen  des  Emissionsagios  als  direkt  rechtswidrig  ab- 
geleitet haben.  Nach  dem  genannten  G.  ist  es  den  Hypothekenbanken  unter  jener 
Voraussetzung  sowohl  erlaubt,  von  dem  Agio  jährlich  mehr  abzuschreiben, 
als  der  Wertminderung  der  Zinspflicht  bzw.  der  Höhe  des  verdienten  Ge- 
winnes entspricht,  wie  sogar,  das  Emissionsagio  von  Anfang  an  aus  der 
B,  ganz  wegzulassen  und  sofort  in  seiner  vollen  Höhe  dem  bilanzmäßigen 
Gewinne  zuzuweisen.  Der  erste  Entwurf  des  HypBG,  hatte  den  Hypotheken- 
banken für  die  Verwendung  des  Emissionsagios  überhaupt  keine  Beschränkun- 
gen auferlegt,  also  auch  nicht  für  den  Fall,  daß  die  Bank  auf  jederzeitige 
Kündbarkeit  ihrer  Pfandbriefe  verzichtet. 

B.  Der  Grund  hierfür  liegt,  wie  aus  den  Einzelbestimmungen  von 
HypBG.  §  26  und  aus  der  Begi'ündung  des  ersten  Entwurfes  deutlich  zu 
entnehmen,  in  der  Vorstellung,  daß  die  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen 
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unter  pari  iiuter  allen  Umständen  ein  Zeichen  geringerer  Avirtschaftlicher 
Solidität,  das  wirtschaftlich  Ungesundere  und  Gefährlichere  sei  und  es 
lediglich  zur  sicheren  Tilgung  des  Emissionsdisagios  auch  besonderer  Vor- 
schriften über  die  Verwendung  des  Emissionsagios  bedürfe.  Und  doch 
ist  gerade  die  Ausgabe  von  Obligationen  über  pari  sehr  gefährlich.  Sie 
bringt,  ist  die  Verwendung  des  Agios  freigegeben,  augenblicklich  Über- 
schüsse ein.  Unternehmungen,  deren  Vermögenslage  weniger  gut  geworden 
ist,  können  dadui'ch  verleitet  werden,  hochverzinsliche  Schuldverschreibungen 
auszugeben.  Sie  vermögen  dann  in  der  Gegenwart  hohen  Gewinn  auszu- 
weisen. Aber  um  so  gi'ößer  ist  die  Zinsenlast  der  Zukunft  und,  stehen  Hypo- 
thekenbanken in  Frage,  um  so  weniger  sicher  die  Hypothekendeckung.  Denn 
hochverzinsliche  Pfandbriefe  fordern  hochverzinsliche  Darlehen ;  hohen  Dar- 
lehenszins zahlt  aber  nur  der  Darleheussucher,  der  weniger  gute  Deckung 
einzuräumen  vermag.  ,Mit  Eecht  forderte  Hecht  für  das  deutsche  HypBG; 
die  uneingeschränkte  Bestimmung :  ,,Das  bei  der  Ausgabe  von  Pfandbriefen 
über  pari  entstehende  Agio  ist  unter  die  Passiven  der  B.  einzustellen. 
Diese  Einnahme  darf  in  jedem  Jahre  höchstens  zu  ein  Zehntel  auf  Ge- 
winnkonto übertragen  werden."  Jede  andere  Regelung  widerspricht  dem 
Wesen  des  Emissionsagios. 

C.  Das  Emissionsagio  hat  im  positiven  deutschen  Hypothekenbank- 
recht  die  rechtliche  Natur  eines  Erfolgregulierungskontos,  eines  Gewinnüber- 
tragungspostens. Der  Posten  dient  dazu,  noch  nicht  verdienten  Gewinn, 
also  Rohgewinu,  auf  das  Jahr  zu  übertragen,,  wo  er  verdient  ist  und  dem- 
gemäß verwendet  werden  darf. 

Das  G.  nennt  das  Ausgabeagio  Mehrerlös,  also  Gewinn  und  sagt 
von  ihm,  daß  er,  soweit  er  101  übersteige  —  das  eine  Prozent  ist  als 
Emissionskostendeckung  gedacht  — ,  in  die  Passiven  einzustellen  sei.  Also 
handelt  es  sich  bei  dem  Posten  um  von  der  Verteilung  zurückgehaltenen 
Gewinn.  Deswegen  hat  das  Agio  aber  noch  nicht  Reservenatur  (Agio- 
reserve).') Denn  das  G.  fährt  fort:  Die  Bank  darf  über  den  zurück- 
gestellten Mehrerlös  alljährlich  nur  zu  einem  Bruchteüe  verfügen.  Über 
Reserven  darf  sofort  ganz  verfügt  werden,  denn  sie  sind  Reingewinn.  Hier 
ist  gesagt:  das  Agio  wird  erst  allmählich  verdient,  somit  Reingewinn. 
Daher  ist  es  zur  Übertragung  gelangender  Rohgewinn,  der  Posten  Über- 
trags-, Vortragskonto,  der  richtige  Name  k^ovortrag. 

D.  Die  Praxis^)  nennt  es  auch  öfter  so  (Agiovortrag,  Vortrags- 
konto). Häufiger  begegnet  allerdings  Agioreserve,  Agiorückstellungskonto, 
Agiorücklage. 

Diese  unechte  AgioreseiTe  darf  nicht  verwechselt  werden  1 .  mit  der 
Aktienagioreserve,  die  im  obligatorischen  Reservefonds  mit  enthalten  oder 
still  versteckt  ist,^)  oder  2.  was  näher  liegt,  mit  der  echten  Obligationen- 
Agioreserv'e,  d.  h.  eine  Reserve,  die  freiwillig  gebildet  wird  aus  von  An- 
fang an  freiem  oder  aus  verfügbar  gewordenem  Eraissionsagiogewinn. 
Freier,  von  Anfang  an  ungebundener  Ausgabeagiogewinn  ist  gegeben 
a)  in  allem  Agiogewinn,  wenn  die  Bank  auf  das  Recht  der  jederzeitigen 
Pfandbriefrückzalilung  nicht  verzichtet  hat;  hier  muß  sie  gemäß  HypBG. 
§  26  vom  Ausgabeagio  gar  nichts  als  Übertragsposten  in  die  B.  stellen, 
denn  hier  kann  sie  sich  von  den  höheren  Pfandbiiefzinsen  jederzeit  durch 
Einziehen  der  Pfandbriefe  befreien;   b)  in  dem  Agiogewinn  bis  zu  einem 

')  Zutreffend  Weinherger  97.    Näheres  unten  §  77. 
»)    Weinherger  90,  97.  " 

•)  §§  68  f. 
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Prozent  (bis  101  °/o),  wenn  sie  auf  das  Eeclit  jederzeitiger  Rückzahlung 
verzichtet  hat;  denn  erst  Agio  über  101 ''/o  hinaus  muß  in  die  B.  als 
Vortrag  eingestellt  werden.  Verfügbar,  frei  gewordener  Agiogewinn  ist  all- 
jährlich verfügbar  werdender  Teil  des  Agiovortrags.  Jener  von  Anfang 
an  ungebundene  und  dieser  frei  gewordene  Agiogewinn  ist  verdienter  Ge- 
winn, also  Reingewinn.  V\'m\  er  zurückgestellt,  so  ist  es  echte  Reserve. 
Es  ist  unklar,  wenn  auch  nicht  strafbar,  diese  Agioreserve,  wie  es 
geschieht,^)  mit  dem  Agiovortrag  zu  einem  Posten  zu  verbinden  und  ihn 
Agioreserve  oder  Agio  Vortragskonto  zu  nennen.  Es  ist  nicht  nur  unklare, 
sondern  unwahre  Bezeichnung  des  Wesens  des  Kontos,  wenn  man  auf 
dieses  Konto  auch  noch  den  Gewinn  aus  Rückkaufdisagio  setzt.  Dagegen 
ist  wohl  zulässig,  den  freien  Agiogewinn  und  die  ratierlichen  Abschreibungen, 
also  freiwerdenden  Teile  des  Agiovortrags  mit  dem  Rückkaufsdisagio  auf 
ein  Reservekonto  zu  bringen.  Nur  ist  dann  unwahr,  wenn  man  es  Agio- 
reserve  nennt;  denn  der  eine  Gewinn  ist  Disagiogewinn.  ,, Reserve  aus 
Pfandbriefausgabe  und  Rückkauf",  ,, Reserve  aus  dem  Pfandbriefgeschäft" 
ist  ein  wahrer  und  klarer  Name  dafür. 


7.  Ansetzung  der  Teilschiildverschreibuugen  zum  Nenn-  und  Rück- 
zahlungsbetrage. 

§  44. 

Die  Frage,  ob,  wenn  Nenn-  und  Rückzahlungsbetrag  nicht  zusammen- 
fallen, bei  Ausgabe  unter  oder  über  dem  Rückzahlungsbetrage  die  Teil- 
schuldverschreibungen in  die  B.  grundsätzlich  mit  dem  Nenn-  oder  grund- 
sätzlich mit  dem  Rückzahlungsbetrage  einzustellen  sind,  haben  wir  oben 
bis  zur  Erledigung  der  Lehre  vom  Emissionsagio  zurückgestellt. 

I.  Theoretische  Norm.  A.  Ihre  Beantwortung  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Nach  HGB.  §  40  sind  auch  Schulden 
zu  ihrem  Gegenwartswerte  anzusetzen.  Als  gegenwärtiger  AVert  betagter 
verzinslicher  Verbindlichkeiten  gilt  der  Wert  zur  Zeit  ihrer  Fälligkeit. 
Also  ist  die  Teilschuldverschreibung  in  der  B.  mit  ihrem  Rückzahlung s- 
betrage  zu  bewerten,  demgemäß  auch  dann,  wenn  er  von  ihrem  Nenn- 
beträge abweicht. 

B.  Allerdings  bringt  dies  für  die  Frage  der  Ersichtlichmachung  der 
wirtschaftlichen  Lage,  die  der  gesetzliche  Zweck  aller  kaufmännischen 
Buchhaltung  isu,  einen  Nachteil  mit  sich.  Die  Einstellung  der  Teilschuld- 
verschreibungen mit  ihrem  Nennwerte  ermöglicht  dem  Interessenten,  aus 
der  B.  die  jährliche  Zinsverbindlichkeit  zu  berechnen,  die  dem  Unter- 
nehmen auf  Grund  seiner  Obligationenschulden  obliegt,  und  an  sich  wäre 
es  daher  als  Grundsatz  ordnungsmäßiger  Buchführung  zu  bezeichnen,  daß 
Obligationsschulden  in  der  B.  zu  ihrem  Nennwerte  vorgetragen  werden. 
Allein  der  speziellere  Satz  von  HGB.  §  40  geht  dem  allgemeineren  des 
§  38  vor.  In  ersterem  ist  ausdrücklich  bestimmt,  daß  Schulden  nach 
dem  Effektivwerte  angesetzt  werden.  Dieser  ist  bei  Teilschuldverschrei- 
bungeu  ihr  Rückzahlungswert. 

IL  Die  Praxis.  A.  Die  Praxis  gibt  ungern  den  Vorteil  auf,  den  die 
Einstellung  zum  Nennwert  für  die  Zinsberechnung  mit  sich  bringt.  Sie 
ergreift   folgenden   Ausweg.     Ein    Obligationenanleihen    wird  zu  98  aus- 

')  Hiezu  Weinherger  92,  97. 
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gegeben,  ist  aber  zu  102  lieimzuzahlen.  Man  stellt  4  als  Disagio  in  die 
B.  und  2  als  Agio: 

Bilanz 

Disagio 4     Obligationenscliuld    ....     100 

Agio 2 

und  die  4  Disagio  werden  nach  und  nach  abgeschrieben.  Die  2  Agio 
bleiben  die  ganze  Zeit  bis  zur  Heimzahlung  unverändert  stehen. 

B.  1.  Der  mit  2  bezift'erte  Passivposten  würde  hiernach  eine  Art  Wert- 
berichtigungskouto  darstellen,  aber  ein  Wertberichtigungskonto  eigener  Art, 
eines,  das  auf  derselben  Seite,  wie  der  zu  berichtigende  Bilanzposten  steht. 

2.  Gegen  diese  Art  der  Wertberichtigung  ist  an  sich  nichts  ein- 
zuwenden. Wird  durch  solche  Konten  die  Erkenntnis  der  wirtschaftlichen 
Lage  aus  der  B.  audi  erschwerter,  so  laufen  doch  Wertberichtigungs- 
konten den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchhaltung  nicht  zuwider. 
Die  ordnungsmäßige  Buchhaltung  kennt  Wertberichtigungskonten.  Aber 
zu  verwerfen  ist  die  Bezeichnung  Agiokonto  für  diese  Berichtigungsposten. 
Sie  ist  geeignet,  irre  zu  führen.  Denn  wie  schon  daraus  hervorgeht,  daß 
dieses  Agio  die  ganze  Ausleihezeit  hmdurch  unverändert  bleibt,  steht 
hier  kein  eigentliches  Emissionsagio,  sondern  ein  Fseudoemissionsagio  in 
Frage.  Die  Bezeichnung  Agio  kann  beiin  Publikum  die  Meinung  erwecken, 
als  handle  es  sich  um  wirkliches,  und  die  Gesellschaftsorgane  könnten  sich 
dazu  verleiten  lassen,  auch  dieses  Agio  als  Gewinn  auf  Gewinn-  und  Ver- 
lustkonto zu  übertragen,  während  es  doch  nur  ergänzende  und  zwar  er- 
höhende Bewertung  eines  Schuldpostens  ist. 

3.  Die  Gefahr  für  das  Agio,  falsch  behandelt  zu  werden,  ist  noch 
gi'ößer,  wenn  der  Fall  vorliegt,  daß  die  Obligationenschuld  nicht  bloß  über 
pari  heimzuzahlen  ist,  sondern  bereits  über  pari  ausgegeben  wurde.  Wir 
nehmen  an:  der  Ausgabepreis  beträgt  102,  der  ßückzahlungskurs  110. 
Dann  ist  nach  dieser  Methode  zu  buchen: 

Disagio 8  1  Obligationenschuld  ....     100 

I  Agio 10. 

Das  Disagio  müidert  sich  nach  und  nach,  Agio  10  bleibt  immer.  Das 
könnte  im  besonderem  Maße  die  Meinung  entstehen  lassen,  als  dürften 
die  10  nach  und  nach  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  zugeführt  werden. 

4.  Also:  wegen  völliger  Ungeeignetheit,  dem  gesetzlichen  Zwecke 
der  kaufmännischen  Buchführung  —  Ersichtlichmachung  der  Vermögens- 
lage des  Kaufmanns  —  zu  dienen,  ist  die  geschilderte  Form  der  Bewertung 
der  Obligationenschuld  ungesetzlich. 

C.  In  noch  stärkerem  Grade  widerspricht  dem  besagten  Zwecke  die 
Form,  in  der  die  herrschende  Disagiotheorie  den  Fall,  daß  der  Eück- 
zahlungsbetrag  den  Nennbetrag  übersteigt,  buchen  will.') 

1.  Nach  ihr  stellt  der  Rückzahlungsbetrag  nicht  sofort  den  gegen- 
wärtigen Wert  der  Schuld  dar,  ist  es  aber  doch  üblich,  sie  mindestens 
zum  Nennwert  einzusetzen.  \\\yü  ein  Anlehen  zu  98  ausgegeben,  das  zu  102 
zurückzubezahlen  ist,  so  wird  gebucht : 

Disagio 2     Obligationenschuld  .     .     .     .     100. 

Dieses  Disagio  verschwindet  aber  nicht   bloß   allmählich,  sondern,  wenn 

')  Simon  43.t  f. 
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es  verschwunden  ist,  beginnt  auf  der  anderen  Seite  ein  Agioposten  zu 
wachsen,  der  als  Höchstziffer  die  Ziffer  2  erreicht : 

Disagio 0  :  Obligationenschuld  ....     100 

I  Agio 2. 

Also  ein  Agio,  das  nicht  allmählich  verschwindet,  sondern  wächst. 

2.  Oder  um  ein  noch  drastischeres  Beispiel  anzuführen :  Die  Obligation 
wird  zu  102  emittiert,  zu  110  heimgezahlt.     Hier  wird  gebucht: 

Obligationenschuld  ....     100 
Agio 2 

und  dieses  Agio  steigt  allmählich  auf  10. 

3.  Es  bedarf  keines  Beweises,  das  ein  Agio,  das  nicht  fällt,  sondern 
steigt,  nicht  echt  sein  kann. 

III.  Positives  Recht.  Soweit  sich  das  positive  Recht  zur  vorliegenden 
Frage  äußert,  steht  es  auf  dem  Standpunkt,  den  wir  aus  allgemeinen 
Normen  ableiteten:  Disagio  und  Agio  sind  Wertiinterscliiede  zwischen 
Ausgabe-  und  Eiickzahhuigshetrsig.  Fallen  Nenn-  und  Rückzahlungs- 
betrag nicht  zusammen,  so  sind  die  Schuldverschreibungen  zum  Rück- 
zahlungsbetrage einzustellen. 

A.  Für  das  Schweiz eii sc] le  Obligationenrecht  folgt  dies  unmittelbar 
aus  dem  Wortlaute.  §  657  Ziff.  7  lautet:  ,,Von  der  Gesellschaft  ausgegebene 
Obhgationen  sind  zu  dem  vollen  Betrage,  zu  welchem  sie  zurückgezahlt 
werden  müssen,  anzusetzen.  Dagegen  kann  die  Differenz  zwischen  dem 
Emissions-  und  dem  Rückza]ilnngs\)%iY2^,gQ,  welche  durch  jährliche  Ab- 
schreibungen bis  zum  Verfalltage  zu  amortisieren  ist,  unter  die  Aktiva  auf- 
genommen werden." 

B.  Das  Gregenteil  scheint  auf  den  ersten  Blick  für  das  deutsche  HypBG, 
zu  gelten. 

1.  Zu  der  Bestimmung  des  §  24  Ziff.  7:  ,,Die  Jahresbilanz  .  . .  hat 
in  getrennten  Posten  ...  zu  enthalten :  7.  den  Gesamtbetrag  der  im  Um- 
laufe befindlichen  Hypothekenpfandbriefe  nach  ihrem  Nenn^Y&i:W■  kommen 
noch  die  Vorschriften  der  §§  25  Abs.  1,  26  und  28  Abs.  3 :  „Sind  Hypotheken- 
pfandbriefe zu  einem  geringeren  Betrag  als  dem  Nennvs&ci  ausgegeben 
worden,  so  darf  in  die  Aktiven  der  B.  ein  Betrag  aufgenommen  werden, 
der  vier  Fünfteilen  des  Mindererlöses  gleichkommt"  (§  25  Abs.  1).  ,,Sind 
Hypothekenpfandbriefe  zu  einem  höheren  als  dem  i\%^7^wert  ausgegeben 
worden,  und  hat  die  Bank  auf  das  Recht  verzichtet,  die  Hypotheken- 
pfandbriefe jederzeit  zurückzuzahlen,  so  ist  der  Mehrerlös^  soweit  er  den 
Betrag  von  eins  vom  Hundert  des  Nennwerts  übersteigt,  in  die  Passiven 
der  B.  aufzunehmen"  (§  26  Satz  1).  ,,In  dem  Geschäftsbericht  oder  in 
der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  sind  der  Mehrerlös  und  der  Minder- 
erlös anzugeben,  welche  in  dem  Geschäftsjahre  durch  die  Ausgabe  von 
Hypothekenpfandbriefen  zu  einem  höheren  oder  geringeren  Betrag  als  dem 
iVe/i;iwert  entstanden  sind"  (§  28  Abs.  3). 

2.  Abgesehen  davon,  daß  hier  überall  vom  Nennwert  die  Rede  ist, 
kann,  will  man  nicht  am  Wortlaute  künsteln,  die  wörtliche  Auslegung 
zu  keinem  anderen  Ergebnisse  gelangen,  als  zu  dem,  daß  der  Gesetzgeber 
unter  Mehr-,  bzw.  Mindererlös  den  Betrag  versteht,  um  den  der  Erlös 
den  Nenn^xQYi  übersteigt,  bzw.  hinter  ihm  zurückbleibt. 

3.  Die  Buchung  wäre  dann  bei  Vermeidung  des  Wortes  Agio  in 
Fällen,  wo  kein  echtes  Agio  vorliegt,  und  unter  Beschränkung  des  Wortes 
Disagio  auf  Wertabschlag  gegenüber  dem  Neunbetrage  folgende: 
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a)  bei  Ausgabe  unter  pan  (zu  98)  und  Heimzalilung  über  pari  (zu  102): 

Disagio 2     Obligationenschuld  .     .     .     .     100 

Weiterer  Mindererlös  ....     2  i  Kückzahlungszuschlag  hierzu        2; 

h)  boi  Rückzahlung  und  Ausgabe  über  pari  und  zwar  Rückzahlung  zu 
110,  Ausgabe  zu  102: 

Mindererlüs 8  ,  Obligationenschuld  ....     100 

Wertzuschlag  hierzu  ...  2 
Kückzahlungszuschlag  hierzu        8; 

c)  bei  Ausgabe  mit  Agio  (Ausgabekurs  110,  Heimzahlungspreis  102): 

Obligationen  schuld  .  .  .  .  100 
Rückzahlungszuschlag  .  .  2 
Agio 8. 

4.  Die  rmständlichkeit  dieser  Buchungsweise  allein  könnte  nicht  der 
Grund  sein,  die  buchstäblich- wörtliche  Auslegung  der  Bestimmungen  für 
unzutreffend  zu  halten.  Ausschlaggebend  sind  die  Konsequenzen,  zu  welchen 
HypBG.  §  2G  Satz  1  und  §  25  Abs.  1  wörtlich  genommen  führen  würden. 

a)  Wir  bleiben  bei  dem  Fall:  Ausgabe  zu  110,  Rückzahlung  mit  102. 
Das  Agio  beträgt  hier  8.  §  26  Satz  1  wörtlich  genommen,  wäre  es  — 
die  in  §  26  Satz  1  eingeräumte  Möglichkeit  des  Abzugs  von  1  Prozent 
als  Ausgabekostenersatz  unberücksichtigt  gelassen  —  auf  10  zu  beziffern. 
Denn  §  26  Satz  1  sagt:  ,,Sind  Pfandbriefe  zu  einem  höheren  Betrag  als 
dem  Nennwert  ausgegeben  .  .  .,  so  ist  der  Mehrerlös  ...  in  die  Passiven 
der  B.  einzustellen."  Mehrerlös  ist  hiernach  buchstäblich  verstanden 
Summe,  die  über  den  Nennwert  hinaus  erlöst  ward.  Über  den  Neunwert 
hinaus  siud  10  erlöst.     Zu  buchen  würde  sein: 

I  Obligationenschuld  ....     100 

Wertzuschlag 2 

I  Agio 10, 

während  in  Wirklichkeit  das  erzielte  Agio  nur  8  beträgt. 

b)  Bei  Ausgabe  mit  Disagio  dürfte  andererseits  unter  Umständen 
weniger  als  Disagio  eingesetzt  werden,  als  wirklich  Disagio  vorliegt.  Aus- 
gegeben ist  zu  98;  der  Rückzahlungsbetrag  macht  102.  §  25  Abs.  1 
wörtlich  genommen,  dürften  als  Disagio  in  die  B.  nur  eingesetzt  werden 
\ier  Fünftel  von  2,  nicht  vier  Fünftel  von  4.  Denn  §  25  Abs.  1  lautet 
im  ersten  Satz:  ,,Sind  Pfandbriefe  zu  einem  geringeren  Betrag  als  dem 
Nennwert  ausgegeben,  so  darf  in  die  Aktiven  der  B.  ein  Betrag  auf- 
genommen werden,  der  vier  Fünfteln  des  Mindererlöses  gleichkommt." 
Mindererlös  ist  nach  dem  Zusammenhang  Erlös  unter  dem  Nennbetrage. 
Hier  ist  um  2  unter  dem  Nennbetrag  erlöst.  Also  betrüge  das  Disagio  2, 
bzw.  genau  vier  Fünftel  hiervon.     Zu  buchen  würde  sein: 

Disagio 2     Obligationenschuld  .     .     .     .     100 

1  Rückzahlungszuschlag      .     .        2, 

während  das  Disagio  in  Wahrheit  4  beträgt. 

5.  Aus  dem  allen  folgt  die  Berechtigung  zu  einer  Abweichung  von 
der  buchstäblichen  Auslegung.  Der  Gesetzgeber  geht  vom  Regelfall  aus 
—  regelmäßig  werden  Pfandbriefe  zum  Nennbetrage  heimgezahlt  —  und 
hat  bei  der  Formulierung  die  Möglichkeit  von  Ausnahmen  sich  nicht  gegen- 
wärtig  gehalten.     Mit  Nennwert   meint   er   Hiickzahliingsivert.     Der 
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Nennwert  ist  nur  dann  maßgebend,  wenn  er  zugleich  den  Rückzalilungs- 
wert  darstellt. 

6.  Die  Pfandbriefe  sind  daher  mit  ihrem  Rückzahlungsbetrage  hi 
die  B.  einzusetzen  (§  24  Ziff.  7)  und,  wurden  Pfandbriefe  zu  einem  geringeren 
als  dem  Rückzahlungsbetrage  ausgegeben,  so  darf  der  Mindererlös  gegen- 
über dem  Rückzahlungsbetrage  als  Aktivum  eingesetzt  werden  (§  25);  und, 
erfolgte  die  Pfandbriefausgabe  zu  einem  höheren  als  dem  Rückzahlungs- 
betrage, so  ist  der  Mehrerlös  in  die  Passiven  einzustellen.  Wir  buchen, 
von  Nebenbestimmungen  des  Gesetzes  absehend,  in  den  angegebenen 
zwei  Fällen: 

I  Obligationenschuld    ....     100 


Agio 


bzw. 

Disagio     ...  .     .     .      4  |  Obligationenschuld  .     .     .     .     102. 

7.  Allerdings  ist  die  praktische  Bedeutung  des  Ergebnisses  nicht 
mehr  sehr  groß.  Was  wir  fanden,  gilt  nämlich  nur  für  Hypotheken- 
pfandbriefe, die  vor  Inkrafttreten  des  HypBG.  ausgegeben  wurden,  indem 
§  9  für  die  Zukunft  ,/lie  Ausgabe  von  Hypothekenpfandbriefen,  deren 
Einlösung sivert  den  Xennwert  übersteigt''],  nicht  mehr  gestattet.  Der 
gesetzgebungspolitische  Grund  für  diese  Maßnahme  war  die  Erwägung, 
daß  die  Verpflichtung,  die  Pfandbriefe  mit  einem  Kapitalzusclüage  ein- 
zulösen, tatsächlich  der  Unmöglichkeit  gleichkomme,  die  Pfandbriefe  bei 
günstiger  Gelegenheit  vor  dem  Eintritt  der  planmäßigen  Tilgungszeit  zur 
Rückzahlung  zu  kündigen. 

8.  Disagio  und  Agio  beim  Rückkauf  von  Teilschuldverschreibungen. 

§  45. 

Wie  im  §  4-3  Eingang  bemerkt,  trägt  zur  vollen  Veranschaulichung 
des  Wesens  eines  Dinges  Vergleichung  mit  entgegengesetzten  Erscheinungen 
bei.  Es  besteht  noch  ein  anderer  Gegensatz.  Vom  Emissionsdih^igio  ist 
das  Bückkaufsdissigio  und  ebenso  vom  Emissionsagio  das  Rückkaufsagio 
zu  unterscheiden. 

I.  Beide  haben  eine  ganz  andere  Natur,  als  die  entsprechenden  Vor- 
gänge bei  Obligationenausgabe.  Rückkauf  unter  und  Rückkauf  über  dem 
Rückzahlungpbetrage  sind  in  die  B.  nicht  einzustellen.  Sie  berühren  als 
solche  nur  und  zwar  sofort  den  Inhalt  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung. 

IL  Zusammenhängt  dies  mit  ihrer  andersartigen  Wirkung.  Emissions- 
disagio wirkt  ein  auf  die  Verlustseite  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung ; 
Bückkaufsdisagio  wirkt  ein  auf  die  Gewinnseite  dieses  Kontos,  ist 
Gewinn.  Und  ebenso:  Emissionsagio  wird  abgeschrieben  nach  und  nach 
auf  der  Gewinnseite  der  Verlust-  und  Gewinnrechnung;  Rückkaufsagio 
wii'kt  ein  auf  die  Verlustseite  dieses  Kontos,  ist  Verlust. 

in.  A.  1.  Wenn  ein  Unternehmen  Obligationen  ausgibt,  so  erhält 
es  97,95  und  gibt  dafür  ein  Forderungsrecht  gegen  sich  hin.  Kauft  das 
Unternehmen  seine  Obligationen  zurück,^)  so  gibt  es  Geld  hin  und  erhält 
dafür  seine  Rückzahlungsverbiudlichkeit   zurück.     Betrug-  der  Emissions- 


')  Dies  tun  die  Hypothekenbankeu,  wenn  auf  dem  Markt  ein  Überangebot  ihrer 
Pfandbriefe  zutage  tritt,  um  einen  schroffen  Rückgang  des  Kurses  zu  verhüten  und 
so  den  Papieren  womöglich  den  Charakter  bevorzugter  Anlagewerte  zu  bewahren. 
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preis  100  und  macht  ebensoviel  die  Rückzalilung-sverbindliclikeit  aus  und 
war  demgemäß  zuerst  zu  buchen: 

Bilanzkonto 
Kassakonto 100     Obligationenschuld  ....     100, 

so  wäre  an  sich,  wenn  die  Schuldverschreibung  ebenfalls  zu  100  zurück- 
erworben wird,  zu  buchen : 

Kassakonto 0     Obligationenschuld 0. 

Aber  die  Schuldverschreibung  gilt,  soweit  sie  ein  Eecht  und  nicht 
eine  Ptlicht  darstellt,  buchtechnisch  niclit  als  Forderungsrecht,  sondern, 
wie  alle  Wertpapiere,  als  Sache.  Durch  den  Rückkauf  der  Obligation 
erwirbt  der  Emittent  eine  Sache,  die  darum  nicht  bloß  Papier-,  d.  h.  zu 
geringfügigen  Wert  besitzt,  weil  das  Forderungspapier  durch  den  Ankauf 
des  Ausstellers  nicht  seinen  T>/7>Y7/r.swert  verliert.  Der  Erwerb  wird  dem- 
gemäß auf  Elfektenkonto  vorgetragen.  Die  Folge  ist,  daß  buchmäßig 
auch  die  Rückzahlungspflicht  bestehen  bleibt.  Das  Obligationenkonto  wird 
vom  Rückkauf  gar  nicht  berührt.  Der  Rückkauf  hat  nur  die  ßuchungs- 
folge,  daß  auf  der  Bilanzaktivseite  au  Stelle  ,, Kassakonto  100"  :  „Effekten- 
konto 100"  tritt.     Denn  die  Buchung  des  Geschäftsganges  ist: 

Kassakonto 
Soll  Haben 

I  Per  EffeJdenkonto   ....     100 

Effektenkonto 

Soll  Haben 

An  Kassakonto 100  i  Per  Bilanzkonto 100, 

und  hieraus  folgt: 

Bilanzkonto 
An  Eftektenkonto     ....     100     Per  Obligationenschuld     .     .     100. 

2.  Die  Richtigkeit  dieses  Buchungsverfahren  bestätigen  ausdrücklich 
deutsches  Hypothekenbank-  und  deutsches  Kotenbankrecht . 

a)  Nach  deutschem  HypBG.  §  5  Abs.  2  dürfen  die  Hypotheken- 
banken verfügbares  Geld  unter  anderem  „durch  Ankauf  ihrer  Hypotheken- 
pfandbriefe" nutzbar  machen.  Laut  §  24  Ziff'.  4  haben  sie  in  der  Jahres- 
bilanz ,,die  Gesamtbeträge  an  .  .  .  Wertpapieren  unter  gesonderter  An- 
gabe des  Betrages  der  eigenen^)  .  .  .  Schuldverschreibungen  der  Bank" 
als  selbständige  Posten  aufzuführen.  In  §  35  Abs.  8  begegnet  die  Wen- 
dung: „Gehören  zur  Konkursmasse  eigene  Hypothekenpfandbriefe  der 
Bank,  die  von  dieser  dem  Bestand  an  Wertpapieren  zugeschrieben  sind, 
so  werden  sie  bei  der  Berechnung  der  auf  die  einzelnen  Hypothekenpfand- 
bilefe  fallenden  Anteile  an  dem  Erlös  aus  den  in  das  Hypothekenregister 
eingetragenen  Hypotheken  und  Wertpapieren  mitgezählt".  Wohl  ruht 
nach  Reichsgesetz  vom  4.  Dezember  1899,  betr.  die  gemeinsamen  Rechte 
der  Besitzer   von  Schuldverschreibungen   §  1 0  Abs.  4   das  sonst  mit  dem 


0  Zu  den  eigenen  Schuldverschreibungen  rechnen  nicht  die  zwar  vom  Treuhänder 
bereits  mit  der  Be.scheinigung  Über  das  Vorhandensein  vorschriftsmäßiger  Deckung  und 
tlber  die  Eintragung  in  das  Hypothekenregister  nach  IlyiiBG.  §  30  Abs.  3  versehenen, 
aber  noch  nicht  begebenen  Pfandbriefe.  Die  Bescheinigung  hat  „vor  Ausgabe"  zu  er- 
folgen. 
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Pfandbriefbesitz  verbundene  Stimmrecht  in  der  zur  Wahrnehmung-  ihrer 
gemeinsamen  Interessen  zusammentretenden  Gläubigerversammlung :  „Der 
Schuldner  ist  für  die  in  seinem  Besitze  befindlichen  Schuldverschreibungen 
nicht  stimmberechtigt"  ;  aber  daß  der  Gesetzgeber  trotz  dieser  Verbindung 
von  Schuldner-  und  Gläubigerstellung  in  einer  Person  den  Pfandbrief  noch 
als  Yermügensgegenstand  ansieht,  zeigt  eben  die  vom  HypBG.  für  den  Fall, 
daß  der  eigene  Pfandbrief  auf  Etfektenkonto  verbucht  wird,  verordnete 
Behandlung  des  Pfandbriefes  im  Konkurs.  Indem  §  35  Abs.  3  vorschreibt, 
daß  die  auf  Wertpapierbestandskonto  vorgetragenen  eigenen  Pfandbriefe 
bei  Berechnung  der  auf  die  einzelnen  Pfandbriefe  fallenden  Anteile  an  dem 
Erlös  aus  den  Pfandbriefdeckungshypotheken  mitzuzählen  seien,  spricht  es 
aus,  daß  die  eigenen  Pfandbriefe  an  dem  nach  §  35  Abs.  1  den  aus- 
gegebenen Pfandbriefen  zukommenden  Konkursvorzugsrechte  teil  haben; 
das  können  sie  aber  doch  nur,  wenn  sie  noch  existente  Forderungs- 
rechte sind.  ^) 

b)  Dasselbe  erhellt  aber  auch  aus  dem  Reichsbankgesetz  und  seinen 
Ausführungsverordnungen.  Nach  Reichsbankgesetz  §  8  haben  die  Noten- 
banken in  ihren  ,, wöchentlichen  Nach  Weisungen" -)  anzugeben  ,,auf  Seiten 
der  Aktiva"  u.  a.  auch  ,,den  Bestand  an  Reichskassenscheinen  und  an 
Noten  anderer  Banken",  also  auch  den  Bestand  an  eigenen  Noten.  Und 
dies  bestätigt  ausdrücklich  die  Bundesratsbekanntmachung  vom  15.  Januar 
1877  über  die  von  den  Notenbanken  in  der  ./a/zresbilanz  gesondert  nach- 
zuweisenden Aktiva  und  Passiva;  denn  hiernach  ist  von  den  Banken  ,,auf 
Seiten  der  Aktiva"  u.  a.  gesondert  anzuführen  ,,der  Kassenbestand,  und 
zwar  an  a)  kursfähigem  deutschen  geprägten  Gelde,  b)  Reichskassenscheinen, 
c)  eigenen  Banknoten."' 

c)  Ein  Bedenken  bleibt  wegen  Buchung  der  eigenen  Pfandbriefe  im 
Passivum  nach  positivem  Recht. -^ 

a)  Daß  sie  im  Passivum  gebucht  werden  müssen,  wenn  sie  unter 
den  Aktiven  zur  Einstellung  gelangen,  ist  selbstverständlich;  denn  auf  der 
Fortdauer  des  Verptlichtungswillens  des  Ausstellers  während  der  Zeit, 
durch  die  hindurch  sich  das  ausgegebene  Papier  wieder  in  seinem  Besitze 
befindet,  beruht  ja  ausschließlich  die  Möglichkeit,  den  eigenen  Pfandbrief 
im  Bilanzaktivum  erscheinen  zu  lassen;  lediglich  dadurch  besitzt  er  Ver- 
mögenswert. Allein  es  fragt  sich :  dürfen  die  eigenen  Pfandbriefe  mit  den 
sonst  ausgegebenen  Pfandbriefen  zusammen  als  ein  Posten  im  Passivum 
zum  Vortra,«^  gelangen  oder  muß  es  in  getrennter  Post  geschehen? 

ß)  Das  Bedenken  entsteht  dadurch,  daß  das  Gesetz  (§  24  Zifii'.  7) 
sagt,  als  getrennte  Post  sei  einzusetzen  ,,der  Gesamtbetrag  der  im  Um- 
laufe befindlichen  Hypothekenpfandbriefe".  Kann  davon  geredet  werden, 
daß  die  Pfandbriefe  im  Besitze  des  Ausstellers  „umlaufen"?  Sie  befinden 
sich  doch  im  Zustand  der  Ruhe.  Ein  näheres  Zusehen  ergibt,  daß  das 
Umlaufen  nicht  natürlich,  sondern  wirtschaftlich  zu  verstehen  ist. 

aa)  Zunächst  folgt  dies  aus  dem  Kotenbankrecht.  Das  Reichsbank- 
gesetz sagt  in  §  8 :   Die  wöchentliche  Veröffentlichung  muß  angeben  auf 

^)  Die  ausgestellten,  aber  noch  nicht  begebenen  Pfandbriefe  haben  nicht  daran  teil, 
weil  der  Umlauf  erst  beginnt,  wenn  das  AVertpapier  nicht  mehr  im  Besitz  des  Ersteigen- 
tümers (Ausstellers)  sich  befindet,  sondern  von  einem  Dritten  (Zweiteigentümer)  erworben 
ist.  Nicht  ist  der  Grund,  daß  erst,  wenn  ein  Dritter  legitimierter  Besitzer  des  Papiers  wird, 
das  darin  verbriefte  Forderungsrecht  entsteht.  Denn  Pfandrecht  kann  vor  der  Forde- 
rung, die  es  sichern  soll,  entstehen ;  ebenso  aber  auch  ein  Konkursvorzugsrecht. 

'^)  Bankgesetz  32. 

')  Die  Theorien  über  die  Streitfrage  s.  bei   Weinherger  86  ff. 
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Seiten  der  Passiva  ,  .  .  „den  Betrag-  der  umlaufenden  Noten"  und  die 
Bundesratsverordnung  dazu  vom  15.  Januar  1877,  in  der  Jahresbilanz  sei 
auf  Seiten  der  Passiva  gesondert  naclizuAveisen  ,,der  Gesamtbetrag  der 
emittierten  (in  den  Betrieb  gegebenen)  Bauknoten".  Hieraus  folgt,  daß 
im  Umlauf  befindlich  soviel  bedeutet,  wie  emittiert.  Emittiert  bleiben 
die  Bauknoten  bis  zu  ihrer  Einziehung.  Im  Zustand  des  Emittiertseins 
befinden  sich  somit  auch  noch  die  (angekauften)  eigenen  Pfandbriefe.  Zählen 
aber  selbst  diese  zu  den  emittierten,  so  rechnen  sie  nicht  minder  zu  den 
im  Umlauf  befindlichen.  Demgemäß  kann  die  Bedeutung  des  Wortes 
Umlauf  nicht  die  buchstäbliche  sein.  Ist  es  aber  nicht  diese,  so  bleibt 
als  einzige  Möglichkeit  nur:  die  wirtschaftliche  Bedeutung.  Und  daß 
diese  gemeint  ist,  bezeugt  die  Tatsache,  daß  die  genannte  Bundesrats- 
verordnung in  den  ,, eigenen  Banknoten"  Bestandteile  des  /w/ssr/bestandes 
sieht,  und  RBG.  §  5  bemerkt:  „Banknoten,  welche  in  die  Kassa  der 
Bank  in  beschädigtem  'Zustaiule  zurückkehren,  dürfen  nicht  wieder  aus- 
gegeben werden."  Hieraus  erhellt:  der  Gesetzgeber  erblickt  in  den  Bank- 
noten ein  allgemeines  Tauschmittel,  Geld  im  volkswirtschaftlichen  Sinne. 
Das  Wesen  dieses  liegt  aber  nicht  darin,  daß  es  tatsächlich  umläuft, 
sondern  daß  es  geeignet  ist,  wirtschaftlich  umzulaufen.  Geld  bleibt  Geld, 
auch  wenn  es  lange  in  ein  und  derselben  Kassa  verweilt.  Also  wird  der 
Umlauf  im  gesetzlichen  Sinne  nicht  unterbrochen,  wenn  die  Bank  ihre  Noten 
ohne  die  Absicht,  sie  ihrer  Geldeigenschaft  zu  entkleiden,  zui'ückerwirbt. 

ßß)  Pfandbriefe  besitzen  zwar  nicht  die  Eigenschaft  eines  allgemeinen 
Tauschmittels,  wie  Banknoten,  immerhin  stehen  sie  in  ihrem  wirtschaft- 
lichen Wesen  den  Banknoten  so  nahe,  daß  auch  bei  ihnen  nicht  unbedingt 
eine  Unterbrechung  ihres  Umlaufes  anzunehmen  ist,  wenn  sie  ohne  Ab- 
sicht des  Einzugs  von  der  Bank  zurückerworben  werden.  Aber  ganz 
abgesehen  von  dem,  was  sich  aus  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Natur 
der  Pfandbriefe  ergibt,  steht  auch  das  positive  deutsche  Recht  auf  dem 
Standpunkte,  daß  die  von  der  Bank  zurückgekauften  Pfandbriefe  zu 
den  in  Umlauf  befindlichen  gezählt  zu  werden  vermögen.  Ohne  diese 
Annahme  des  Gesetzgebers  fehlte  für  die  Vorschrift  (des  HypBG.  §  35 
Abs.  3),  daß  bei  Berechnung  der  Anteile,  die  aus  dem  Erlöse  der  Deckungs- 
hypotheken auf  die  einzelnen  Pfandbriefe  entfallen,  auch  die  im  eigenen 
Besitze  der  Bank  befindlichen  Pfandbriefe  mitzuzählen  seien,  die  gesetz- 
liche Voraussetzung,  denn  nach  dem  Gesetze  (§  6)  dienen  die  in  das  Hypo- 
thekenregister eingetragenen  Hypotheken  (und  Wertpapiere)  nur  zur  Deckung 
,,der  im  Umlaufe  befindlichen  Hypothekenpfandbriefe",  d,  h.  steht  nur  den 
Besitzern  der  im  Umlauf  befindlichen  Schuldverschreibungen  ein  Vorzugs- 
recht an  diesen  besonderen  Deckungsmitteln  zu.^) 

y)  Somit  ergibt  sich :  der  dem  Betrage  der  eigenen  Pfandbriefe  "ent- 
sprechende Schuldbetrag  im  Passivum  darf  dortselbst  nicht  als  selbständiger 


')  Die  Vorschrift  des  §  35  Abs.  3  ist  außer  durch  die  Tatsache,  daß  ausgegebene 
Pfandbriefe  bei  Ankauf  des  Ausstellers  in  Umlauf  bleiben,  auch  durch  die  praktische 
Erwägung  veranlaßt,  daß,  wenn  die  im  Aktivum  vorgetragenen  eigenen  Pfandbriefe 
keinen  Anteil  an  dem  Konkursvorzugsrecht  besäßen,  die  nicht  bevorrechteten  Konkurs- 
gläubiger der  Bank  gegenüber  den  Pfandbriefgläubigern  benachteiligt  würden.  Denn 
zählen  die  eigenen  Pfandbriefe  noch  zu  den  im  Umlauf  befindlichen  Pfandbriefen,  so 
bemißt  sich  nach  ihnen  auch  noch  die  Höhe  der  notwendigen  Deckungshypotheken  mit. 
Sie  trügen  also  zu  einer  Steigerung  des  Betrages  der  Deckungshypotheken  bei,  ohne  an 
dem  Nutzen  aus  der  Deckung  teil  zu  haben.  Der  Nutzen  käme  nur  den  Pfandbrief- 
gläubigem  zu.  Die  Gesellschaft,  welche  die  Pfandbriefe  gegen  Entgelt  erwarb,  und 
damit  die  gewöhnlichen  Konkursgläubiger  hätten  somit  vom  Ankauf  nur  Schaden. 
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Posten  zum  Vortrag  gelangen,  sondern  ist  in  den  Betrag  des  Pfandbrief- 
umlaufkontos  einzurechnen. 

3.  Indes  wäre  es  irrig,  zu  glauben,  die  Bank  müßte  ihre  eigenen 
Pfandbriefe  als  Aktivum  (auf  Etfektenkonto)  und  demgemäß  auch  als 
Passivum  (auf  Pfandbriefumlaufkonto)  buchen. 

a)  AVürde  nur  gelten,  was  aus  allgemeinem  Buchführungsrechte 
folgt,  dann  wäre  dies  allerdings  der  Fall,  denn  wegen  ihres  Sachcharakters 
sind  anders,  als  nicht  verbriefte  Forderungen,  Forderungswertpapiere  immer 
zu  verbuchen.     Aber  aus  dem  positiven  Rechte  folgt  abweichendes. 

b)  Wohl  schreibt  HypBGr.  §  24  Zitf.  4  vor,  die  Jahresbilanz  habe 
als  selbständige  Post  zu  enthalten  die  Gesamtbeträge  der  Bestände  an 
Geld,  an  Wechseln  und  an  Wertpapieren  unter  gesonderter  Angabe  des 
Betrags  der  eigenen  Hypothekenpfandbriefe  und  Schuldverschreibungen  der 
Bank,  und  man  könnte  hiernach  geneigt  sein,  anzunehmen,  das  HypBG. 
stehe  ausschließlich  auf  dem  Boden  des  allgemeinen  Rechts  und  verlange 
Angabe  des  Betrags  der  eigenen  Pfandbriefe  im  Aktivum.  Allein  aus 
§  35  Abs.  3  folgt,  daß  es  in  §  24  Ziff.  4  nur  sagen  will :  wenn  die  eigenen 
Pfandbriefe  überhaupt  ins  Aktivum  eingesetzt  werden  —  und  das  können 
sie  nur  auf  Wertpapierbestandskonto  — ,  ist  ihr  Betrag  daselbst  in  einer 
Vorkolonne  gesondert  anzugeben.  Denn  §  35  Abs.  3  formuliert:  ,, Gehören 
zur  Konkursmasse  eigene  Hj'pothekenpfandbriefe  der  Bank,  die  von  dieser 
dem  Bestände  an  Wertpapieren  zugeschrieben  sind,  so  .  .  .".  Hätte  der 
Gesetzgeber  in  §  24  Ziff.  4  bestimmen  wollen,  daß  die  eigenen  Pfandbriefe 
unter  allen  Umständen  ins  Aktivum  einzusetzen  seien,  so  würde  er  in 
§  35  Abs.  3  den  Relativsatz  „die  von  dieser  dem  Bestände  an  AVert- 
papiereu  zugeschrieben  sind"  weggelassen  haben.  Indem  er  ihn  beifügt, 
bringt  der  Gesetzgeber  zu  Ausdruck,  daß  unter  Durchbrechung  der  Regel 
des  allgemeinen  Buchführungsrechtes  auch  gestattet  sein  solle,  daß  die 
eigenen  Pfandbriefe  als  Aktiva  iingebucht  bleiben. 

c)  Hieraus  ergeben  sich  zwei  weitere  Folgerungen,  eine  notwendige 
und  eine  mögliche. 

«)  Bleiben  die  eigenen  Pfandbriefe  und  Schuldverschreibungen  im 
Aktivum  ungebucht,  so  müssen  sie  es  auch  im  Passivum.  Denn  ihre 
Weglassung  aus  dem  Aktivum  ist  lediglich  unter  dem  Gesichtspunkt  wirt- 
schaftlich begründet,  daß  Erwerb  der  Pfandbriefforderung  durch  den  Pfand- 
briefschuldner die  Forderung  wegen  Vereinigung  von  Forderung  und  Schuld 
in  einer  Person  ihrer  rechtlichen  Existenz  und  damit  auch  ihres  wirtschaft- 
lichen Werts  beraubt.  Der  Existenz  ist  sie  aber  beraubt,  weil  durch  diese 
Vereinigung  die  Schuld  ihr  Ende  erreicht  hat.  Ist  dies  der  Fall,  so  hat 
auch  ihre  Bilanzfähigkeit  aufzuhören.  Weder  auf  besonderem  Konto, 
noch  auf  Pfandbriefumlaufkonto  darf  sie  im  Passivum  erscheinen. 

ß)  Gehört  die  eigene  Schuldverschreibung  in  diesem  Fall  aber  nicht 
mehr  zu  den  im  Umlauf  befindlichen  Pfandbriefen,  so  folgt  hieraus,  daß 
sie  auch  nicht  mehr  durch  Hypotheken  oder  Wertpapiere  gedeckt  sein  mnß. 

d)  Buchmäßig  dargestellt,  ergibt  sich  demgemäß  folgende  Mög- 
lichkeit : 

a)  Nehmen  wir  an,  ein  durch  eine  Hypothek  von  100  gedeckter 
Pfandbrief  zu  100  wird  zum  Kurse  100  zurückgekauft,  so  ist  nach  all- 
gemeinem Buchführungsrecht  in  der  B.  zu  buchen: 

Hypothek 100  j  Pfandbriefumlauf kouto      .     .     100, 

Effektenkonto 100 
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nachdem  die  B.  vor  dem  Rückkauf  lautete: 

Hypothek 100     Pfaudbriefumlaufkonto      .     .     100. 

Kassa 100 

ß)  Das  Souderreclit  des  HypBG.  läßt  es  zu,  zu  buchen: 

Hypothekenkonto      ....     100  ' 

ja  es  ist  sogar  zulässig,  die  Hypothek  abzustoßen,  -vveil  eine  Deckungs- 
hypothek nicht  mehr  notwendig  ist,  und  demgemäß  statt  Hypotheken- 
konto 100  zu  buchen:  Kassakonto  100. 

e)  In  der  Praxis  Avird  von  der  Möglichkeit,  die  eigenen  Schuldver- 
schreibungen aus  der  B.  wegzulassen,  Gebrauch  gemacht.  Die  Aufsichts- 
verfügung  des  preußischen  Landwirtschaftsministers,  dem  die  Hypotheken- 
banken unterstehen,  vom  13,  September  1900  erkennt  die  Rechtmäßigkeit 
dieses  Verfahrens  der-  Abschreibung  zurückgekaufter  Pfandbriefe  vom 
Konto  der  umlaufenden  Pfandbriefe  an,  erklärt  sie  aber  für  weniger  solid 
und  vorsichtig,  als  die  Verbuchung  auf  Eftektenkonto,  also  für  unzw'eck- 
mäßig;  warum,  das  wird  sich  weiter  unten  zeigen. 

4.  Was  beim  Ankauf  eigener  Schuldverschreibungen')  nur  kraft 
ausdrücklicher  Anordnung  mögliche  Ausnahme  ist,  bildet  bei  Einziehung 
von  Schuldverschreibungen  ^)  die  durch  Ausnahmen  undurchbreclibare 
Regel. 

a)  Auch  sie  kann  durch  Kauf  geschehen,  aber  der  Zweck  des  Kaufes 
ist  hier  nicht,  die  Schuldverschreibung  auf  Zeit  zu  behalten,  sondern  sie 
für  immer  dem  Verkehr  zu  entziehen.  Der  Erwerb  wird  demgemäß  unter 
keinen  Umständen  auf  Eftektenkonto  gebucht,  sondern  unbedingt  vom 
Obligationeukonto  abgeschrieben,  also  in  unserem  Beispiel  gebucht; 

Kassakonto 0     Obligationenkonto 0. 

b)  Da  die  Absicht,  in  der  der  Kauf  erfolgt,  ein  internes,  für  die 
Außenwelt  nicht  ohne  weiteres  erkennbares  Moment  ist,  kann  sie  nach 
dem  Kauf  geändert  werden.  Wie  der  Aussteller,  der  eigene  Pfandbriefe 
zur  Nutzbarmachung  verfügbaren  Geldes  zeitweilig  erwarb,  sich  nach- 
träglich zu  deren  Einziehung,  also  zur  Einziehung  ,, eigener  Pfandbriefe" 
entschließen  kann,  ist  es  auch  möglich,  daß  er  nachträglich  beschließt, 
Pfandbriefe,  die  er  zum  Zweck  der  Einziehung  erwarb,  eventuell  wieder 
zu  verkaufen.  Dadurch  werden  Druck-,  Stempel-  und  andere  Kosten 
einer  Xeuemission  er.spart.  Von  dem  Momente  des  veränderten  Ent- 
schlusses an  können  die  Pfandbriefe  daher  wieder  auf  Effekten-  und  in- 
folge davon  auch  auf  Obligationenschuldkonto  gebucht  werden.  Selbst- 
verständlich ist  die  Änderung  der  Absicht  nicht  mehr  nach  Entwertung 
des  erworbenen  Pfandbriefes  möglich. 

B.  Bleibt  bei  Kauf  eigener  Obligationen  die  Obligationenschuld  auch 
formell,  d.  h.  in  ihrem  huchmüßigen  Dasein  grundsätzlich  unberührt,  so 
gilt  das  gleiche  nicht  unter  allen  Umständen  für  ihre  materielle  Seite, 
ihren  Wert. 

1.  Der  Rückzahlungsbetiag  ist  100.  Der  Ausgeber  erwirbt  sie  um 
99  zurück  und  damit  um  1  billiger,  als  wenn  er  die  Obligation  hätte  heim- 
zahlen müssen.  Wenn  daher  auch  die  Rückzahlungsverbindliclikeit  buch- 
mäßig bestehen  bleibt,  so  darf  sie  grundsätzlich  —  anders  nach  dem 


')  HypBG.  §  5  Abs.  2 :  „Ankauf  eigener  Pfandbriefe"'. 
*)  HypBG.  §  6  Abs.  4 :  „Einziehung  von  Pfandbriefen' 
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Sonderrecht   des   deutschen   HypBG.  —   doch   nicht  melir  auf   100   be- 
wertet werden. 

a)  Nicht  hißt  sich  diese  Behauptung  auf  den  Satz  gründen :  Bilanz- 
werte sind  höchstens  zu  ihrem  Anschaä'ungspreise  anzusetzen.  Einmal 
ist  dies  nicht  möglich,  weil  dieser  Satz  —  ausgesprochen  in  HGB.  §  261 
Ziff.  2  —  nur  für  Vermögensgegenstände  d.  h.  Aktivwerte  gilt.  Aber  auch, 
wenn  er  auf  Schulden  Anwendung  litte,  so  wäre  seine  Anwendung  hier 
unstatthaft.  Denn  was  bei  Eückerwerb  von  Obligationen  angeschafft  wird, 
ist  nicht  die  Rückzahlungsverbindlichkeit,  sondern  das  ?iVii dieser  basierende 
Forderungsrecht.  Wir  sahen  ja,  das  Obligationenschuldkonto  bleibt  seinem 
äußeren  Bestände  nach  durch  solchen  Rückkauf  unberührt. 

b)  «)  Aber  das  ist  von  Bedeutung,  daß,  wie  nachgewiesen  wurde, 
die  Rückzahluugsschuld  buchmäßig  nur  fortbesteht,  weil  nicht  eine  bloße 
Forderung,  sondern  ein  Forderungspapier  erworben  wird.  Demgemäß 
empfängt  die  Rückzahlungsverbindlichkeit  durch  die  Sacheigenschaft  der 
Forderung  nicht  bloß  Fortbestand  ihres  buchmäßigen  Daseins,  sondern 
auch  ihren  AVert.  Als  Schuld  kann  die  Obligation  nicht  mehr  wert  sein, 
wie  als  Aktivum.  Als  letzteres  darf  sie  nicht  über  ihren  Anschaffungs- 
preis bzw.  jeweiligen  Kurswert  gewertet  werden,  demgemäß  auch  nicht 
als  Schuld.^) 

ß)  Man  könnte  geneigt  sein,  hiergegen  einzuwenden :  dieser  Schluß- 
folgerung widerspricht,  daß  der  Pfandbrief  im  Aktivum  als  Sache  bewertet 
wird;  nur  Forderung  und  Schuld  sind  sich  entsprechende  Begriffe;  also 
ist  durch  die  Bewertung  des  Pfandbriefes  im  Aktivum  zum  Erwerbspreise 
nicht  ausgeschlossen,  daß  er  im  Passivum  zum  Rückzahlungsbetrage  fort- 
bewertet wird.  Allein  der  Einwand  übersieht,  daß  die  Stellung,  welche 
die  Vermögensrechte  in  der  B.  einnehmen,  in  erster  Linie  nicht  auf  ihrer 
Eigenschaft  als  Rechte,  sondern  auf  ihrer  Eigenschaft  als  Güter  beruht 
und  in  dieser  Hinsicht  es  gleichgültig  ist,  ob  ein  Gut  als  Sache  oder  als 
Forderung  in  Betracht  kommt. 

>')  Beträgt  demgemäß  der  Anschaffungspreis  der  Obligation  als  Sache 
99,  so  bildet  99  auch  ihren  Wert  als  Schuld. 

c)  Daher  haben  wir  folgendermaßen  zu  buchen.  In  der  Schlußbilauz 
von  1902  stand  die  Obhgationenschuld  mit  100: 

Kassakonto 99  j  Per  Obligationenschuld     .     .     100. 

Übertragen  wird  sie  hieraus  auf  das  Obligationenkonto  1903: 

Obligationeneinlösungskonto  1903 

I  Per  Bilanzkonto  1902       .     .     100. 

Mit  dem  Ankauf  zu  99  ist  sie  um  1  im  Wert  gesunken.  Rückgang 
einer  Schuld  ohne  Gegenaufwand  ist  Gewinn.    Also  haben  wir  zu  buchen : 

Obligationenkonto 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto       1     Per  Bilanzkonto  1902       .     .     100 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Gewinn 
Per  Obligationenkonto   ...       1 


^)  Dem  Resultat  nach  ebenso  Verfügung  des  preuß.  Landwirtschaftsministers  vom 
13.  September  1900  und  Immenvahr  bei  Holdheim  IX   271. 


144:      §  4n.   Disagiö  nud  Agio  beim  Rückkauf  von  Teilscbuldverschreibuugen. 

Das  ObligationeDkontö  wird  bei  Ziehung  der  Scbliißbilanz  1903  ab- 
geschlossen mit: 

Obligationenschuldkonto 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto       1      Per  Bilanzkonto       ....     100 
An  Bilanzkonto 99 

und  die  Absclilußbilanz  1903  selbst  lautet  in  dem  uns  interessierenden  Teile : 

An  Eß'ekteiikonio      ....     99     Obligationenschuldkonto      .     .     99 

I  Gewinn 1. 

2.  Ebenso  tritt  eine  Veränderung  im  "Werte  der  Obligationen  schuld 
ein,  wenn  der  Emittent  die  Schuldverschreibung  zu  einem  höhereu  als 
dem  Eückzahlungsbetrage  zurückkauft. 

a)  Die  ^^'irkung  ist  dem  ersten  Falle  geradezu  entgegengesetzt.  Der 
Rückzahlungskurs  sei  Pari;  der  Rückkauf  erfolgt  zu  101.  Dann  ist  aus 
denselben  Erwägungen  wie  oben  auch  an  der  Wertbestimmung  des  Obli- 
gationenschiüdeinlösungskontos  eine  Änderung  vorzunehmen. 

b)  Die  Obligation  ist  um  1  teurer  erworben,  als  wenn  sie  zurück- 
bezahlt worden  wäre  (die  Zurückzahlung  ist  wegen  Verzichts  auf  Tilgung 
für  gewisse  Zeit  ausgeschlossen).  Also  liegt  ein  Verlust  vor.  Wii- 
buchen  daher: 

Obligationenschuldkonto 

An  Bilanzkonto  1903   ...     101   1  Per  Bilanzkonto  1902  ...     100 

I  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto         1 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust 
An  Obligationeneinlösungskonto      1  I 

C.  Rückkauf  unter  dem  Rückzahluugsbetrag  (unter  pari)  wird  nun 
Rückkauf  mit  Disagio,  Rückkauf  über  dem  Rückzahlungswert  (über  pari) 
Rückkauf  mit  Agio  genannt.  Es  handelt  sich  um  die  wirtschaftliche 
Natur  dieses  Rückkaufsdisagios  bzw.  Agios. 

1.  Nach  dem  Bisherigen  liegt  sie  klar.  Wir  brauchen  in  die  an- 
geführten Buchungen  nur  je  ein  Zwischenkonto  einzuschieben  und  es 
erhellt,  daß  Rückkaufsdisagio  wirtschaftlich  Gewinn,  Rückkaufsagio  wirt- 
schaftlich Verlust  ist. 

2.  Wir  setzen  ein  Disagio-  bzw.  Agiokonto  ein: 

a)  die  Buchung  lautet  dann  im  ersten  Falle: 

Obligationeneinlösungskonto 
An  Disagiokonto 1      Per  Bilanzkonto  1902       .     .     100 

Disagiokonto 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto  .     1  ;  Per  Obligationenschuldkonto      .     1 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  Gewinn 

Per  Disagiokonto 1. 

Hiernach  ist  klar,  daß  dieses  Riickknufsdisagio  Gewinn  ist. 

b)  Im  anderen  Falle  scliieben  wir  zwischen  Obligationeneinlösungs- 
und  Gewinn-  und  Verlustkonto  ein  Agiokonto  ein: 
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Obligatioiieiieinlösungskoiito 

I  Per  Bilanzkonto  1902       .     .     100 
i  Per  Agiokonto 1 

Agiokonto 
Au  Obligationeneinlösungskonto     1     Per  Gewinn-  und  Verlustkonto      1 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  Gewinn 

An  Agiokonto 1  | 

D.  Ergebnis:  die  wirtschaftliche  Natur  von  Disagio  und  Agio  ist 
hier  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  dieser  Worte  bei  der  Obligationen- 
emission gerade  entgegengesetzt. 

1.  Auch  Emissionsdisagio  und  Emissionsagio  wirken  auf  die  Ge- 
staltung der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ein,  aber  in  umgekehrter  Weise. 
Das  Ausgabedisagio  wird  allmählich  auf  die  Verlust-^  das  Ansgahe- 
agio  allmählich  auf  die  Geimnnseite  dieser  Eechnung  übertragen. 

2.  Ist  aber  dieser  Gegensatz  gegeben,  so  muß  das  Riickkaiifs- 
disagio  ähnlicJi  wirken,  wie  das  Ausgabeagio,  und  das  Rückkaufs- 
agio ähnlich,  wie  das  Ausgabedisagio.   In  der  Tat  ist  dies  der  Fall. 

a)  Das  Eückkaufsdisagio  wird  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  als 
Gewinn  gestellt,  das  Ausgabeagio  ebenfalls  allmählich  in  der  Gewinnspalte 
dieses  Kontos  vorgetragen.  Hieraus  ergibt  sich  folgende  ähnliche  Wii'kung. 
Wird  eine  Obligation  über  dem  Eückzahlungsbetrag  (kurz:  über  pari) 
«/?sgegeben,  so  wird  eine  höhere,  d.  h.  den  Ausgabepreis  übersteigende 
Rückzahlungsschuld,  wie  sie  bei  Ausgabe  unter  pari  entstehen  würde, 
von  vornherein  vermieden.  Wird  eine  Obligation  unter  dem  Eückzahlungs- 
betrag (kurz:  unter  pari)  z?i777<:;A;gekauft,  so  wiixl  eine  vorhandene  höhere 
Eückzahlungsverbindlichkeit  beseitigt. 

b)  Und  dieselbe  Beziehung  besteht  zwischen  Eückkaufsagio  und 
Emissionsdisagio.  Das  erstere  kommt  in  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
als  Verlust  und  ebenso  wird  das  Ausgabedisagio  allmählich  auf  die  Ver- 
lustseite dieser  Eechnung  übertragen.  Dies  weist  auf  eine  ähiüiche  wii't- 
schaftliche  Bedeutung:  Wer  Obligationen  unter  pari  ausgibt,  vermeidet 
von  vornherein  die  höhere  Zinsenlast,  die  bei  Ausgabe  von  Pfandbiiefen 
zu  einem  den  normalen  Geldpreis  übersteigenden  Zinsfuß  entstehen  würde. 
Wer  Obligationen  über  pari  zurückkauft,  beseitigt  eine  den  normalen  Zins- 
fuß übersteigende  Zinsenlast. ^) 

E.  1.  Bei  dieser  Ähidichkeit  wirtschaftlicher  Wirkung  zwischen  Eück- 
kaufsdisagio und  Emissionsagio  bzw.  Eückkaufsagio  und  Emissionsdisagio 
entsteht  die  Frage,  warum  es  statthaft  ist,  das  Äic/tkaufsdisagio  bzw. 
i?z7 cÄ'kaufsagio  sofort  ganz  diWi  Gewinn-  und  Verlust rechnung  zw  über- 
tragen^ während  es  doch  verboten  ist,  ebenso  mit  Emissionsagio  bzw. 
Disagio  zu  verfahren. 

2.  Der  Grund  für  die  unterschiedliche  Erscheinung  liegt  in  der  ver- 
schiedenen zeitlichen  Wirkung  von  Disagio  bzw.  Agio,  je  nachdem  sie 
wegen  Ausgabe  oder  wegen  Eückkaufs  von  Obligationen  eintreten. 

a)  Die  Wirkungen  des  Eückkaufs-Disagios  bzw.  Agios  liegen  nur  in 
der  Gegenwart,  im  Geschäftsjahr  ihrer  Entstehung,  die  Wii^kungen  des  Aus- 
gabe-Disagios  bzw.  Agios  auch  in  der  Zukunft,  in  späteren  Geschäftsperioden. 


»)  Siehe  Becht  bei  Holdheim  VII  225. 

E  e  h  m ,  Bilanzen.    2.  Aufl.  10 
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«)  Werden  Obligationen  mit  Disagio  ausgegeben,  so  muß  der  Aus- 
geber in  der  Zukunft  mehr  zurückzahlen,  als  er  bei  der  Ausgabe  er- 
hielt, bzw.  wird,  was  das  außerordentliche  Disagio  angeht,  erst  nach  und 
nach  der  verursachte  Verlust  zu  einem  zu  tragenden.  Kauft  dagegen  der 
Emittent  mit  Disagio  zurück,  so  hat  er  weniger  aufgewendet,  als  er  bei 
späterer  Rückzahlung  autwenden  müßte.  Er  muß  in  der  Zukunft  nichts 
mehr  zurückzahlen.     Die  höhere  Rückzahliingsptiicht  ist  beseitigt. 

ß)  Ähnlich  ist  das  ^>rllältnis  beim  Agio.  Bei  Ausgabe  mit  Agio 
muß  der  Ausgeber  in  der  Zukunft  mehr  Zins  zahlen,  als  dem  allgemeinen 
Geldfuß  entspricht,  wird  —  was  das  außergewöhnliciie  Agio  betrifft  —  der 
Gewinn  erst  nach  und  nach  zu  einem  verdienten.  Bei  Rückkauf  unter 
Agio  dagegen  wird  die  vorhandene  höhere  Zinsenlast  für  immer  beseitigt. 

b)  Bei  beiden  Arten  des  Rückkaufs  liegt  die  ^\'irkung  abgeschlossen 
in  der  Gegenwart.  Daher  kommt  auch  der  Gewinn  beim  Rückkaufsdisagio 
rechnerisch  ausschliedlich  der  Gegenwart  zu  gut  und  fällt  der  im  Rück- 
kauf über  pari  liegende  Verlust  rechnerisch  allein  der  Gegenwart  zur  Last.^) 

3.  Diese  wirtschaftlich  beseitigende,  abschließende  Wirkung  des  Rück- 
kauf-Disagios  bzw.  Agios  zeigt  sich  auch  in  dem  besonderen  Einflüsse  des 
Obligationenrückkaufs  unter  Disagio  bzw.  Agio  auf  den  Fortbestand  des 
etwa  als  Bilanzpost  vorhandenen  -£'m/ss/o/?s-Disagios  bzw.  Agios. 

a)  IMit  Rückerwerb  der  Schuldverschreibung  hört  Nutzung  fremden 
Kapitals  auf.  Daher  entfällt  auch  die  wirtschaftliche  Grundlage  für  Fort- 
führung eines  in  bezug  auf  diese  Obligation  in  die  B.  eingetragenen  Emissions- 
disagiopostens  in  der  B,  Es  ist  -—  um  vom  ordentlichen  Emissionsdisagio 
zu  reden  —  ein  besonderer  Kapitalnutzungsanspruch  (2,05  ^  V4  Prozent) 
wirtschaftlich  nicht  mehr  vorhanden.  Für  die  späteren  Geschäftsjahre 
ist  —  um  vom  außerordentlichen  Emissionsdisagio  zu  reden  —  eine  anteils- 
mäßige Ausnutzung  fremden  Kapitals  nicht  mehr  möglich.  Das  Emissions- 
disagio ist  völlig  zum  Nachteil  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  des  Rück- 
kaufsjahres abzuschreiben,  d.  h.  auf  das  Verlustkonto  dieses  Jahres  zu 
übertragen. 

b)  Und  ähnlich  steht  die  Sache  für  das  Emissionsagio. 

«)  Mit  Rückerwerb  der  Obligation  hört  Nutzung  fremden  Kapitals 
auf  und  damit  —  um  zunächst  vom  regulären  Emissionsagio  zu  sprechen  — 
wirtschaftlich  auch  die  in  Emission  mit  Agio  liegende  Übernahme  höherer 
Zinsenlast,  wie  sie  eben  durch  Eintrag  eines  regulären  Emissionsagiopostens 
in  der  B.  buchhaltungsmäßig  zu  Ausdruck  gebracht  wird.  Demgemäß  ist 
an  sich  der  betreffende  Agioposten  sofort  völhg  aus  der  B.  zu  streichen, 
d.  h.  völlig  dem  Gewinnkonto  des  betreffenden  Jahres  zuzurechnen.  Weil 
es  sich  aber  um  ein  zu  streichendes  Passivum  handelt  und  Überbewertung 
der  Passivseite  nicht  verboten  ist,  kann  der  Agioposten  auch  wefter  in 
der  B.  stehen  bleiben. 

ß)  Das  außerordentliche  ^j  Emissionsagio  hat  seine  Veranlassung  in  der 
Absicht,  den  dadurch  erzielten  Gewinn  auf  alle  Jahre,  welche  die  Schuld 
mit  verzinsen,  zu  verteilen.  Diese  Veranlassung  entfällt  mit  Rückerwerb 
der  Schuldverschreibung.  Demgemäß  ist  statthaft  den  GeAviimposten,  soweit 
er  noch  besteht,  völlig  dem  Geschäftsjahre  des  Rückerwerbs  zugute  zu 
bringen.  Aber  aus  demselben  Grunde,  wie  zu  a.  kann  der  Emissions- 
agiorestposten als  solcher  auch  in  der  B.  stehen  bleiben. 


')  Vgl.  Recht  a.  a.  0.  266;   Weinherger  81. 
*)  Ebenso  Hecht  a  a.  0.  266. 
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IV.  Nach  alledem  sind  wir  in  der  Lage,  das  Wesen  von  Rückkaufs- 
Disafj'io  bzw.  Agio  im  Gegensatz  zu  Disagio  und  Agio  der  Obligationen- 
emission zu  präzisieren. 

Disagio  und  Agio  der  Obligationen«'/?? fss/o/i  müssen  als  solche  in  die 
B.  eingestellt  werden,  JiiickliCfufs-Disagio  bzw.  Agio  dürfen  es  nicht.  Das 
Eückkaufsdisagio  ist  nicht,  wie  das  Emissionsdisagio,  rechnungsmäßiger 
Ausdruck  eines  Kapitalnutzungsanspruches  bzw.  verlustverteilender  Bilanz- 
aktivposten, sondern  ein  (unmittelbar  oder  mittelbar)  nur  in  die  Gewinn- 
und  Yerlustrechnung  zu  übertragender  Gewinnposten  und  ßückkaufsagio 
ist  weder,  wie  das  reguläre  Emissionsagio,  rechnungsmäßiger  Ausdruck 
einer  Zinsschuld,  noch,  wie  das  außergewöhnliche  Emissionsagio,  gewinn- 
verteilender Bilanzpassivposten,  sondern  ein  (unmittelbar  oder  mittelbar) 
nur  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  zu  übertragender  Verlustposten. 

V.  A.  Hieraus  ergibt  sich  die  Stellung,  w^elche  Rückkaufs-Disagio  bzw. 
Agio  im  Steuerrecht  einnehmen,  von  selbst.  Das  Eückkaufs-Disagio  wirkt 
in  seiner  vollen  Höhe  ertragerhöhend,  das  Eückkaufsagio  in  seinem  vollen 
Betrag  ermindernd,  das  erstere  ist  voll  steuerpflichtig,  das  andere  voll 
steuerfrei. 

B.  Vorausgesetzt  ist  dabei  natürlich,  daß  der  Eückerwerb  im  Ge- 
schäftsbetriebe erfolgt,  eine  Betriebstätigkeit  darstellt.  Sonst  würde  das 
Eückkaufsdisagio  nicht  dem  Eein  ertrage,  sondern  dem  Stamm  vermögen 
zugute  kommen,  das  Eückkaufsagio  letzterem  zur  Last  fallen.  Eegelmäßig 
wird  der  Eückerwerb  im  Betriebe  geschehen. 

VI.  Wesentlich  anders  als  dargelegt  gestaltet  sich  die  Frage  des 
Eückkaufdisagios  im  dentschen  MypothekenhwuUgeset^. 

A.  Kein  Zweifel  allerdings,  daß  auch  dieses  von  der  Grundanschauung 
ansgeht,  daß  das  genannte  Disagio  Gewinn  darstellt  und  das  Eückkaufs- 
agio Verlust.  In  §  25  spricht  es  von  dem  ..Gewinn,  den  die  Bank  durch 
den  Eückkauf  von  Hypothekenpfandbriefen  zu  einem  geringeren  Betrage 
als  dem  Nennwert  erzielt",  und  in  §  26  von  dem  ..Verlust,  der  für  die 
Bank  durch  den  Eückkauf  von  Hypothekenpfandbriefen  zu  einem  den 
Nennwert  übersteigenden  Betrag  entstanden  ist".  Allein  die  ausdrück- 
lichen Vorschriften  des  Gesetzes  über  Pfandbriefbewertung  schheßen  für 
den  FaU,  daß  die  angekauften  eigenen  Pfandbriefe  auf  Effektenkonto  ver- 
bucht, also  in  die  B.  eingesetzt  werden,  die  Möglichkeit  der  Entstehung 
eines  Eückkaufsdisagiogewinns  aus. 

B.  1.  Der  Grund  liegt  in  erster  Linie  in  dem  Umstände,  daß  das 
G.,  ohne  eine  Ausnahme  für  den  Fall  des  Pfandbriefrückkaufes  vorzu- 
sehen, in  §  2i  Ziif,  7  vorschreibt,  die  Jahresbilanz  habe  als  selbständigen 
Posten  zu  enthalten  ,,den  Gesamtbetrag  der  im  Umlaufe  befindlichen  Hypo- 
thekenpfandbriefe nach  ihrem  Nennwerte'',  entsprechend  der  Tatsache, 
daß  sich  die  Höhe  der  Pfandbriefdeckung  nach  der  Höhe  des  Nennwertes 
der  im  Umlauf  befindlichen  Pfandbriefe  bemißt. 

a)  AVerden  die  angekauften  eigenen  Obligationen  dem  Etfektenkonto 
zugeschrieben,  so  sind  sie  nach  Früherem  auch  als  im  Umlauf  befindlich, 
somit  als  Bilanzpassivum  fortzuführen,  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  ergibt 
sich  als  unmittelbare  Folge,  daß  sie  im  Passivum,  wie  bisher,  zu  ihrem 
Nennbetrage  bewertet  werden  müssen.  Die  Konsequenz  hiervon  ist 
eine  verschiedene  Bew'ertung  der  eigenen  Pfandbriefe  im  Aktivum  und 
Passivum.  Dort  werden  sie  niedriger,  zum  Eückkaufspreis  (99),  hier  höher 
zum  Nennwert  angesetzt.  Trotzdem  die  Bank  ihre  Pfandbriefe  über  dem 
Emissionskurs,   aber  unter  dem  Nennwert   zurückerwirbt,  wird  hilanz- 

10* 
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mässtiff  kein  Gewinn  erzielt.     In  unserem  früheren')  Beispiel  bleibt  als 
Bilanzaiiscliluß  für  1903: 

.0 

Ettektenkouto  (eigener  Pfandbrief)  99     Im  Umlauf  befindlicher  Pfand- 

j      brief 100, 

■während  nach  der  grundsätzlichen  Bewertung  das  Bilanzkonto  1903  lautet: 

Elfektenkonto 99  :  Pfandbriefumlautkonto  ...     99 

i  Gewinn 1. 

b)  Nicht  läßt  sich  hiei'gegen  einwenden:  das  Gesetz  gebrauche  in 
§25  das  AVort  ,, Gewinn"  wirtschaftlich;  das  Rückkaufsdisagio  sei  immer 
zur  ^Minderung  eines  vorhandenen  Emissionsagios  zu  verwenden  und  dem- 
gemäß für  rückgekaufte  Pfandbriefe  eine  Ausnahme  von  der  Vorschrift 
zu  statuieren,  daß  alle  umlaufenden  Schuldverschreibungen  zu  ihrem  Nenn- 
betrage zu  bewerten  'seien.  Ein  Blick  in  den  Zusammenhang  des  §  25 
zeigt,  daß  er  in  erster  Linie  buchführungstechnisch  auszulegen  ist.  Es 
wird  da  von  ,, Aufnahme  in  die  Aktiven  der  Bilanz'',  von  ,,in  die  Bilanz 
eingestellten  Aktivposten",  ,,Bilanzjahr'\  „UnterizVa/z^;"  gesprochen.  Des- 
halb ist  auch  das  Wort  Gewinn  in  erster  Reihe  bilanzmäßig  aufzufassen. 
AVirtschaftlich  wird  auch,  wenn  die  angekauften  Pfandbriefe  auf  Elfekten- 
konto   zur  Buchung   gelangen,   Gewinn    erzielt,    aber  nicht  bilanzmäßig. 

2.  Trotzdem,  könnte  man  annehmen,  sei  auch  in  diesem  Falle  noch 
Erzielung  von  Gewinn  möglich,  nämlich  dann,  wenn  die  Obligationen  über 
pari  rückzahlbar  sind.  Dann  ergibt  sich  trotz  Verpflichtung,  die  auf 
Effektenkonto  verbuchten  eigenen  Schuldverschreibungen  im  Passivum  zum 
Nennwert  anzusetzen,  auch  bilanzmäßig  ein  Gewinn,  wenn  es  gelingt, 
die  Pfandbriefe  unter  dem  Rückzahlungskurse  anzukaufen.  Allein  §  9 
verbietet  die  Ausgabe  zu  einem  den  Nennwert  übersteigenden  Ein- 
lösungswerte. 

C.  1.  Die  praktisch  wichtige  Konsequenz  aus  diesem  Ergebnis  ist 
aber  die:  wenn  die  angekauften  eigenen  Pfandbriefe  und  sonstigen  Obli- 
gationen nicht  dem  Wertpapierbestand  zugeschrieben  werden,  sind  sie  auch 
nicht  im  Bilanzpassivum  zu  bewerten  und  wird  daher  durch  Rückkauf 
der  Papiere  unter  dem  Nennwert  auch  bilanzmäßig  Gewinn  erzielt;  findet 
dagegen  ihre  Verbuchung  auf  Elfektenkonto  statt,  so  ergibt  der  Rück- 
kauf unter  pari  keinen  Disagiogewinn. 

2.  Die  weitere  Folge,  die  sich  an  diesen  Gegensatz  knüpft,  ist  eine 
doppelte,  eine  nachteilige  und  eine  vorteilhafte : 

a)  Nach  §  25  ist  der  durcli  Rückkauf  unter  pari  erzielte  Gewhni 
von  dem  Betrage  des  etwa  vorhandenen  Emissionsdisagios  abzuziehen. 
Werden -die  angekauften  Pfandbriefe  dem  Wertpapierkonto  zugeschrieben, 
so  kann  der  aus  dem  Rückkauf  unter  pari  erzielte  wirtschaftliche  Gewiini 
nicht  zur  Minderung  jenes  Aktivpostens  Verwendung  finden,  denn  bilanz- 
mäßig ist  kein  Rückkaufsgewinn  erzielt. 

b)  Im  Falle  der  Verbuchung  der  angekauften  eigenen  Pfandbriefe 
auf  Eftektenkonto  ist  eine  Ausschüttung  des  durch  Rückkauf  erzielten 
Disagiogewinns  als  Dividende  ausgeschlossen.  Denn  Dividendenverteilung 
setzt  bilanzmäßigen  Gewinn  voraus.  Anders  dagegen,  weini  eine  Zu- 
schreibung  der  angekauften  Obligationen  zum  Wertpapierbestandkonto 
unterbleibt.     Hier  hat  die  Gesellschaft  das  Recht,  den  durcli  den  Rück- 


')  Oben  m  B  1  c. 
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kauf  unter  pari  erzielten  bilanzmäßigen  Gewinn  in  seiner  vollen  Höhe  als 
Dividende  des  Jahres  auszuschütten,  in  dem  er  erzielt  wurde;  denn  ein 
rechtlicher  Zwang-,  aus  ihm  eine  Emissionsdisagiotilgungsreverve  d.  h.  eine 
Reserve  zur  Tilgung  künftig  entstehender  Emissionsdisagioverluste  zu 
bilden,  besteht  für  die  Bank  nicht.  Daher  ist  möglich,  daß  der  Unter- 
nehmung später  die  Mittel  fehlen,  ein  Emissionsdisagio  sofort  zu  tilgen. 
Aus  ähnlichem  Grunde  empfiehlt  die  früher  erwähnte  Verfügung  des 
preußischen  Ministers  für  Landwi?i schaff,  Domänen  und  Forsten  vom 
13.  September  1900  das  andere  Verfahren,  Verbuchung  der  angekauften 
eigenen  Schuldverschreibungen  auf  Effektenkonto,  als  solidere  und  vor- 
sichtigere Gebahrung.  Sie  bemerkt  in  dieser  Hinsicht :  ,,Die  Verbuchung 
der  zurückgekauften  eigenen  Pfandbriefe  auf  Effektenkonto  verdient  im 
Interesse  einer  soliden  und  vorsichtigen  Geschäftsführung  unbedingt  den 
Vorzug  vor  der  Abschreibung  vom  Pfandbrief  konto,  weil  bei  diesem  letzteren 
Verfahren  in  Zeiten  niedrigen  Kursstandes  infolge  der  Differenz  zwischen 
diesem  und  dem  Nennwerte,  zu  welchem  die  Pfandbriefe  auf  dem  Pfand- 
briefkonto stehen,  zwar  buchmäßig  ein  erheblicher  Disagiogowinn  erzielt 
wird,  an  dessen  Stelle  dann  aber  im  Falle  des  Wiederverkaufs  bei  gleichen 
Zeitverhältnissen  ein  ebenso  erheblicher  Disagioverlust  tritt." 

3.  Daß  im  Falle  der  Einstellung  der  angekauften  eigenen  Teilschuld- 
verschreibungen auf  Effektenkouto  der  erzielte  Gewinn  aus  Rückkaufs- 
disagio auch  nicht  steuerpflichtig  ist,  bedarf  kaum  noch  der  Hervorhebung. 
Denn  dem  rechnerischen  Ergebnis  nach  liegt  kein  Gewinn  vor.  An  die 
Stelle  von  „Kassenkonto  99''  tritt  „Effektenkonto  99''.  Nur  eine  Ver- 
schiebung, aber  keine  Vermehrung  der  Aktiven  tritt  ein. 

VII.  Disagio  bei  Verkauf  von  3V2*^/oigen  Obligationen  (also  Verlust) 
und  Agio  aus  Rückkauf  solcher  Pfandbriefe  (also  Gewinn)  sowie  Agio  bei 
Verkauf  von  4  ^^'o  igen  Schuldverschreibungen  (Gewinn)  und  Disagio  bei 
Rückkauf  solcher  (Verlust)  dürfen  in  der  Gewmn-  und  Verlustrechnung 
nicht  gegeneinander  aufgerechnet  werden.  Solche  Aufrechnung  von  Agio 
und  Disagio  gegeneinander  widerspricht  dem  Ersichtlichmachen  (Bilauz- 
klarheit),  das  HGB.  §  38  verlangt.  0 


Drittes  Kapitel. 

Einzelne  Passivposten. 

I.  Das  Grundkapital  bei  Aktiengesellschaft  und  Gesellschaft  m.  b.  H. 

A.  Die  Grundkapitalsbestimmung  von  HGB.  §  261  Ziff.  5 
im  allgemeinen. 

§  46. 
I.  Nach  HGB.  §  261  Ziff  5  ist  der  Betrag  des  Grundkapitals  der  A, 
unter  die  Bilanzpassiva  aufzunehmen.     Ein  Dreifaches  ist  damit  gesagt; 

1.  Das  Grundkapital  gehört  bilanzrechtlich  unter  die  Passiva. 

2.  Es  ist  in  seiner  statutenmäßigen  Höhe  unter  die  Passiva  einzustellen. 

')  Das  Disagio  auf  Verkauf  von  3Va°/oigen  Obligationen  darf  nicht  mit  92000 
angegeben  werden,  wenn  es  317  000  betrug,  indem  man  das  Agio  aus  Rückkauf  solcher, 
das  225  000  ausmacht,  abzieht.  Agioerlös  aus  Verkauf  4%iger  Pfandbriefe,  das  225  000 
beträgt,  darf  nicht  mit  70000  anijesetzt  werden,  weil  für  Disagio  bei  Rückkauf  155  00') 
verloren  gingen. 
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3.  Es  muß  unter  den  Passiven  als  besonderer  Posten  vorgetragen 
werden. 

IL  Darüber  bestellt  Sti-eit,  welcher  von  diesen  drei  Sätzen  sich 
nicht  von  selbst  versteht. 

A.  Nach  Simon  *)  liegt  das  sich  nicht  von  selbst  Verstehende 
lediglich  darin,  daß  das  Grundka])ital  als  selbständiger  Posten  unter 
den  Passiven  vorzutragen  ist.  Insbesondere  der  Satz,  daß  das  Grund- 
kapital unter  die  Passiva  aufzunehmen  sei,  folge  schon  aus  allgemeinen 
Grundsätzen  und  zwar  aus  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  Auf- 
stellung der  kaufmännischen  B.  Das  Grundkapital  entspreche  dem  Kapital- 
konto des  Einzelkaufmanns  und  dieses  gehöre  in  dem  Bilanzkonto  nach 
allgemeinem  Buchführungsgrundsatz  auf  die  Passivseite.  Wir  meinen, 
nicht  bloI>  der  dritte,  sondern  auch  der  erste  Satz  enthalte  nichts  Selbst- 
verständliches.^ Ja  väv  erblicken  sogar  in  diesem  ersten  Satze  in  erster 
Linie  die  besondere  Bedeutung  des  §  261  Ziff.  5.  Denn  damit  ist  gesagt, 
daß  das  Grundkapital  unter  allen  Umständen  unter  den  Passiven  zu  er- 
scheinen hat.  Unter  die  Aktiven  dürfen  die  zur  reellen  Darstellung  des 
Grundkapitals  dienenden  Werte  nur  soweit  eingestellt  werden,  als  sie 
effektiv  vorhanden  sind.  Unter  die  Passiva  ist  der  Betrag  des  Grund- 
kapitals und  zwar  in  seiner  vollen  Höhe  auch  dann  aufzunehmen,  wenn 
zu  seiner  Eealisierung  verfügbare  AktivAVerte  überhaupt  nicht  mehr  oder 
nur  in  geringerem  Maße  vorhanden  sind. 

B.  1.  Um  die  herrschende  Anschauung  zu  widerlegen,  so  wollen  wir 
ganz  davon  absehen,  daß  die  Meinung,  das  Grundkapital  zähle  bereits 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu  den  Passiven,  schon  um  deswillen  nicht 
zutreffend  sein  kann,  weil  die  Bestimmung  des  §  2()1  Ziff.  5  nicht  für  alle 
B.en  der  A.  gilt.  Bei  der  antizipierten  Liquidationsbilanz  des  §  240  ii 
des  HGB.  z.  B.  hat  auf  der  Passivseite  der  B.  unter  allen  Umständen, 
wie  Eeserve-  und  Erneuerungsfonds,  so  auch  Grundkapitalziffer  zu  ver- 
scln^inden. 

2.  Selbst  in  Beschränkung  auf  die  Gewinnermittlungsbilanzen  ist 
der  Satz  nicht  selbstverständlich.  Denn  nach  allgemeinen  Buchführungs- 
grundsätzen gehört  auch  bei  ihnen  das  Kapitalkonto  nicht  auf  alle  Fälle 
in  die  Passivspalte  der  B.  Es  kommt  auf  die  Bilanzaktivseite,  wenn  die 
Schulden  das  Vermögen  übersteigen.  Darüber  ist  kein  Zweifel:  Schließt 
das  Jahresergebnis  mit  Überschuldung  ab,  so  erhält  bei  der  B.  des  ge- 
wöhnlichen Kaufmanns  das  Kapitalkonto  seinen  Platz  auf  der  Sollseite. 
Setzen  wir  100  000  Schulden,  50  000  Aktiva,  so  lautet  das  Bilanzkonto: 

Debitoren 50000  |  Kreditoren 100000. 

Kapitalkonto 50000  i 

C.  1.  Der  Satz,  daß  das  Grundkapital  bei  Gewinnverteilungsbilanzen 
unter  allen  Umständen  in  die  Passiven  einzustellen  sei,  kann  somit  ledig- 
lich eine  Besonderheit  des  Aktienrechtes  und  der  dem  Aktienrecht  nach- 
gebildeten Rechte  gegenüber  dem  allgemeinen  Buchführungsrechte  sein. 
Er  erklärt  sich  aus  der  besonderen  Natur  der  regulären  Aktiengesell- 
schaftsbilanz. 

2.  Sie  hat  gemäß  §  20 1  Ziff.  6  des  HGB.  nicht  die  Natur  der  Ver- 
mögens-, sondern  der  Gewinnermittlungsbilanz.     Sie  soll  auf  der  Haben- 


')  S,  76. 

*)  So  auch  Lehmann,  Kommentar  261 , 7. 
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Seite  nicht  das  Reiiivermög-en,  sondern  den  Reingewinn  feststellen,  also 
lediglich,  was  während  der  Geschäftsperiode  zum  bisherigen  Eeinvermögen 
hinzukam.  Dies  hat  zur  logischen  Folge,  daß  das  bisherige  lieinvermögen 
unter  die  von  den  Aktiven  abzuziehenden  Posten  einzustellen  ist,  ehe 
Reingewinn  vorhanden  sein  kaini.  Nur  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  daß 
die  reguläre  Aktienbilanz  gesetzlich  als  Gewinnbilauz  aufgestellt  werden 
muß,  bestimmt  HGB.  §  261  Ziff.  5  in  der  Vorschrift,  daß  das  Grund- 
kapital unter  die  Passiva  aufzunehmen  ist,  etwas  Selbstverständliches. 

D.  Daran  ändert  auch  die  Tatsache  nichts,  daß  der  Rechtssatz  lautet: 
der  Betrag  des  Grundkapitals  ist  unter  die  Passiva  aufzunehmen.  Der 
auf  den  ersten  Blick  frappierende  Satz  verliert  alles  Autfälhge,  sobald 
man  sich  gegenwärtig  hält,  daß  er  Ge«;m/iermittlungsbilanzen  betrifft. 

1.  Soll  Gewinn  ermittelt  werden,  so  muß  der  gegenwärtige  Stand 
des  Reinvermögens  mit  seinem  frülieren  Stande  verglichen  werden  und 
diese  Vergieichung  geschieht  eben  nach  der  herkömmlichen  Buchhaltuugs- 
form,  die  Aktiva  und  Passiva  spaltenartig  gegenüberstellt,  durch  Ein- 
stellung der  Ziffer  des  früher  vorhandenen  Reinvermögens  in  die  Passiv- 
spalte. Dadurch  wird  ihr  Abzug  vom  jetzigen  Reinvermögen  und  damit 
die  Gewinnfeststelluug  rechnerisch  ermöglicht. 

2.  Also  ist  es  nicht  an  dem,  daß  durch  den  Satz,  das  Grundkapital 
sei  unter  die  Passiven  einzustellen,  Kapiial^xerte  bilanzrechtlich  ihres 
Charakters  als  Aktivwerte  entkleidet  werden.  Die  den  früheren  Stand 
der  Aktivwerte  in  sich  verkörpernden  Yermögensgegenstände  bleiben  unter 
den  Aktiven  stehen.  Um  Ausdrücke  des  GmbHG.  zu  verwenden :  Das 
,, Stammkapital  ist  unter  die  Passiva  aufzunehmen"^);  ,,das  zur  Erhaltung 
des  Stammkapitals  erforderliche  Vermögen  der  Gesellschaft"^),  d.  h.  die 
zur  Deckung  des  Stammkapitals  notwendigen  Aktivwerte  bleiben  unter 
den  Bilanzaktiven  stehen.  Herabsetzung  des  Grundkapitals  kann  lediglich 
rechnerische  Herabsetzung  des  mit  dem  gegenwärtigen  Reinvermögens- 
staud  in  Vergleich  zu  setzenden  ursprünglichen  Reinvermögensstandes  sein. 
Zurückzahlung  des  Grundkapitals  mindert  auch  die  Kapitalswerte  der 
Bilanzaktivseite,  den  Bestand  des  gegenwärtig  vorhandenen  Aktivvermögens. 

III.  Kurz  zu  erörtern  ist  noch  die  zweite  in  §  261  Ziff.  5  aus- 
gesprochene Rechtsnorm.  Das  Grundkapital  in  seiner  statutenmäßigen 
Höhe  muß  in  die  Passiven  eingestellt  werden. 

A.  1.  Dies  folgt  erstens  aus  der  ohne  jede  Einschränkung  gelasseneu 
Fassung  des  G.:  „Der  Betrag  des  Grundkapitals  ist  unter  die  Passiven 
aufzunehmen".  Das  Grundkapital  schlechthin  ist  nach  der  Definition  der 
A.  in  §  178:  „Sämtliche  Gesellschafter  sind  mit  Einlagen  auf  f/as  in  Aktien 
zerlegte  Grundkapital  der  Gesellschaft  beteiligt,"  und  nach  dem  sich  daran 
anschließenden  sonstigen  Sprachgebrauch  des  Aktienrechtes  (insbesondere 
HGB.  §278:  „Erhöhung  des  Grundkapitals:  §288:  ,, Herabsetzung  des 
Grundkapitals")  das  gesamte  in  Aktien  zerlegte  Grundkapital. 

2.  Bestätigt  wird  die  Auffassung  zweitens  durch  GmbHG.  §  42.  Er 
ist  grundsätzlich  dem  §  261  nachgebildet  und  hier  heißt  es  nun  in  Ziff.  4: 
,,Der  Betrag  des  im  Gesellscliaf tsvertrage  bestimmten  Stammkapitals 
ist  unter  die  Passiva  aufzunehmen". 


^)  §  42  Ziff.  4 :  „Der  Betrag  des  im  GesellscLaftsvertrage  bestimmten  Stamm- 
kapitals ist  unter  die  Passiva  aufzunehmen". 

*)  §  30  Abs.  1 :  „Das  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforderliche  Vermögen 
der  Gesellschaft  darf  au  die  Gesellschafter  nicht  ausbezahlt  werden". 
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B  1.  Die  Konsequenz,  welche  sich  aus  dem  aufgestellten  Satze  er- 
gibt, ist  eine  Doppelte: 

a)  Es  Tuuß  nicht  jnehr  und 

b)  Es  darf  nicht  wenicjcr,  als  der  statutenmäßige,  d.  h.  der  Nenn- 
betrag des  Grundkapitals  unter  die  Passiven  eingestellt  werden. 

2.  ]Mit  beiden  Folgerungen  haben  wir  uns  zu  befassen. 

B.  Die  einzelnen  Folgerungen  aus  dem  in  HGB.  ^  261  Ziff.  5 
aufgestellten  Prinzip. 

1.  Das  Agio  bei  Ausgabe  von  Aktien  oder  Geschäftsanteilen. 

o)  Wesen  des  ÄJdicnemissmisagios. 

§47. 

I.  Nicht  mehr  alsC  das  statutenmäßige  Grundkapital  darf  in  der  B. 
als  „Grundkapital"  vorgetragen  werden.  Zwei  Folgerungen  sind  hieraus 
abzuleiten,  die  eine  betrifft  das  Aktienemissionsagio,  die  andere  die  Zu- 
zahlungen  auf  Aktien. 

n.  Wenn  das  Grundkapital  mit  keinem  höheren  als  seinem  statuten- 
mäßigen Betrage  zur  Eintragung  gelangen  darf,  so  folgt  hieraus :  werden 
Aktien  über  pari  ausgegeben,  so  braucht  das  Agio  nicht  als  Bestandteil 
des  Grundkapitals  eingestellt  zu  werden.  Dagegen  wäre  ein  Fehlschluß, 
aus  dem  Satze,  daß  nur  der  Nennbetrag  des  Aktienkapitals  als  Grund- 
kapitalsziffer einzustellen  ist  und  eingestellt  werden  darf,  zu  folgern,  das 
Agio  müsse  oder  dürfe  unter  die  Passiven  überhaupt  nicht  eingestellt 
werden.  Denn  gehört  das  Agio  auch  nicht  zum  C/'/z/z «'kapital  in  dem  for- 
malen Sinne,  in  welchem  das  Wort  im  Aktienrechte  des  HGB.  gebraucht 
wird,  zu  diesem  auf  einen  festen  Nennbetrag  fixierten  Grundstock  des 
Gesellschaftsvermögens,  der  als  lü-editbasis  der  A.  gedacht  ist,  so  bildet 
es  doch  einen  Bestandteil  des  Kapitals  der  Gesellschaft,  d.  h.  des  Gesell- 
schafts r<:77;/ö^f'/zs  im  Gegensatz  zum  Reingeivinn.  Aktienemissionsc/^/o 
ist  ,,Einlage''  und  Einlage  im  Sinne  des  Handelsgesellschaftsrechtes  ist 
alles,  was  für  das  GesellschaftsJ//(7;?zrecht  zum  Gesellschaftsvermögen  und 
nicht  zum  Gesellschaftsgewinn  zählt.  Einlage  ist,  um  die  Worte  zu  ge- 
brauchen, mit  welchen  LaJjand  ')  den  Einlagebegiiff  umschreibt,  ,, dauernde 
Dotierung  des  Gesellschafts/o«(/s  mit  Vermögenswerten  seitens  der  Gesell- 
schafter" (als  solcher). 

lU.  A.  Um  zu  beweisen,  daß  das  Aktienemissionsagio  im  Sinne  des 
Bilanzrechtes  der  Handelsgesellschaften  nicht  Gewinn  ist,  darf  nicht  so 
weit  gegangen  werden,  daß  man  diesem  Agio  Gewinnatur  nach  jeder 
Richtung  abspricht.  Einem  Dinge  kann  eine  Eigenschaft  nach  der  einen 
Eichtung  zukommen,  die  ihm  nach  einer  anderen  fehlt.  Das  natürliche 
Wesen  eines  Dinges  kann  ein  anderes  sein,  als  sein  rechtliches.  Bei  einem 
Institut  des  Privatvermögensrechtes  insbesondere  ist  möglich,  daß  ihm 
neben  seiner  rechtlichen  eine  andere  wirtschaftliche  Natur  zukommt. 

B.  Doppelnatur  des  Aktlenemissionsagios.  J .  Für  die  Erfassung  seines 
Wesens  liegt  die  Wurzel  alles  Verständnisses  darin,  daß  man  sich  darüber 
klar  wird,  daß  es  neben  wirtschaftlicher  auch  buchführungstechnische  Be- 
deutung besitzt  und  ihm  buchführungstechnisch  die  Eigenschaft  abgeht, 
die  es  wirtschaftlich  besitzt,  die  Gewinnatur.  Das  Aktienemissionsagio 
ist  wirtschaftlich  Gewinn^  buchfii/irungstechnisch    Vermögen. 

')  Im  Handwörterb.  der  Staatsw.^  Bd.  V  Art.  Handelsgesellscljaften. 
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2.  Das  ist  der  vielfältig-  gemachte  Fehler,  daß  man  aus  der  wirt- 
schaftlichen Natur  die  buchtechnische  und  aus  der  buchtechnischen  die 
wirtschaftliche  hat  ableiten  wollen,  indem  man  gemeint  hat,  das  Wesen 
des  Agios  sei  einheitlich  wirtschaftlich.  Insbesondere  ist  das  der  Fehler 
SifJions  ^),  der  glaubt,  er  habe  dadurch,  daß  er  nachweist,  das  Agio  sei 
wirtschaftlich  kein  Gewinn,  auch  für  das  Bilanzrecht  nachgewiesen,  daß 
dem  Agio  Gewinncharakter  abgehe. 

C.  Die  Hauptfolgerung,  die  wir  ziehen,  lautet  aber:  Unzutrelfend 
ist,  aus  dem  Umstände,  daß  ein  Gesetz  an  einer  Stelle  dem  Agio  Ge- 
winncharakter aberkennt,  sofort  einen  Gegensatz  von  wirtschaftlicher  und 
rechtlicher  Agionatur  zu  konstruieren.  Das  Gesetz  kann  an  dieser  Stelle 
auch  nur  gemeint  haben:  buchführungstechnisch  ist  das  Agio  nicht 
Gewinn. 

D.  Dann  bedarf  es  wohl  keines  Beweises,  daß  die  doppelte  Natur  des 
Emissionsagios  sowohl  bei  Handelsgesetzen  wie  bei  Steuergesetzen  in  Be- 
tracht kommt.  Nicht  abzusehen  ist,  w^arum  den  Handelsgesetzbüchern 
ausschließlich  der  buchführungstechnische,  den  Steuergesetzen  lediglich 
der  wirtschaftliche  Gewinnbegriff  zugTunde  liegen  sollte.  Auch  das  private 
Handelsrecht  betrachtet  das  Haudelsgewerbe  als  wirtschaftliche  Erschei- 
nung. Nicht  eine  privatrechtliche  und  eine  steuerrechtliclie,  sondern  eine 
buchführungsrechtliche  und  eine  wirtschaftsrechtliche  Natur  des  Agios  ist 
zu  unterscheiden.  Nur  das  sei  zuzugeben,  daß  vom  Steuergesetze  im 
Zweifel  anzunehmen  ist,  daß  ilim  in  erster  Linie  der  wirtschaftliche  Ge- 
winnbegrifi'  vorschwebt.  Falsch  ist  aber,  deshalb  von  einem  Gegensatz 
von  wirtschaftlicher  und  rechtlicher  Natur  zu  sprechen.  Auch  ein  Steuer- 
gesetz ist  rechtliche  Ordnung. 

IV.  Was  zu  diesen  allgemeinen  Erörterungen  veranlaßt,  ist  die  zu 
erweisende  Behauptung,  das  Aktienemissionsagio  sei  bilanzrechüich  Ein- 
lage und  nicht  Gewinn. 

A.  Wirtschaftliche  Natur  des  Aktienemissionsagios.  Nicht  ableiten  kann 
man  dies  aus  der  wirtschaftlichen  Natur.  Wirtschaftlich  ist  es  Gewinn.-) 
Gewinn  ist  wirtschaftlich  Yermögensmehrung.  Wird  die  Aktie  zum  Nenn- 
betrag ausgegeben,  so  halten  sich  die  wirtschaftlichen  Vorteile  und  Lasten, 
die  für  die  A.  aus  diesem  Geschäftsvorgange  entspringen,  im  allgemeinen 
wirtschaftlich  die  Wage.  Nach  dem  Aktienbetrage  bemißt  sich  die  Höhe 
von  Einlage-  und  Haftpflicht,  nach  ihm  im  Zweifel  Größe  des  Anteils  am 
Gewinn  unl  am  Liquidationsvermögen.  Anders  dagegen,  wenn  der  Aus- 
gabepreis unter  oder  über  dem  Nennvv^erte  steht.  Wohl  bestimmt  sich 
auch  dann  noch  Gewinn-  und  Liquidationsanteihiuote  nach  dem  Nenn- 
betrage, aber  nicht  mehr  die  wirtschaftliche  Größe  des  Einlage-  und  Ver- 
haftungsanspruches der  A.  gegen  den  Aktionär.  In  dem  einen  Falle  liegt 
Vermögensminderung,  im  anderen  ein  Überwiegen  der  wirtschaftlichen 
Vorteile,  die  das  Unternehmen  aus  der  Ausgabe  zieht,  also  Vermögens- 
mehrung vor.  Agio  ist  Überschuß  positiver  Werte  über  Lasten,  Aufgeld, 
Zuschlag.  Es  war  nicht  falsch,  sondern  entsprach  dem  unbewußteu, 
natürlichen  wirtschaftlichen  Gefühl,  wenn  das  Aktiengesetz  von  1884 
(bisheriges  HGB.  Art.  185  b)  das  Emissionsagio  als  ,, Gewinn"  bezeichnete. 
Nicht  weü  sie  der  Ansicht  waren,   dies  Agio  sei  wirtschaftlich  kein  Ge- 


')  S.  83  f. 

2)  Anders  die  herrschende  Anschauung,  insbesondere  Reichsgericht,  Entsch.  iu 
Zivils.  32  S.  247  ff.;  46  S.  265;  Entsch.  in  Steuers.  X,  252  ff.  (vgl.  Maatz,  Recht- 
sprechung 393).     S.  auch  Zimmermann  §  26. 
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wiun,  sondern  weil  sie  erlebt  hatten,  daß  aus  dem  AVorte  Gewinn  der 
Schluß  g:ezogeu  wurde,  das  HGB.  fasse  das  Agioerträgnis  ,,au  sich"  — 
d.  h.  in  unserer  Sprache:  auch  bilanzrechtlich  —  nicht  als  eine  Kapitals- 
vermehrnnof  auf,  haben  die  Vertasser  des  neuen  HGB.  in  §  262  Zilf.  2 
das  A\'ort  Gewinn  durch  die  farblosere  Bezeichnung  „Betrag"  ersetzt.  ^) 
B.  Buchhalterische  Natur  des  Aktienemisstonsagios.  Auch  wir  sagen: 
ist  das  Aktienemissiunsagio  wirtschaftlich  Mehrung  des  Gesellschaftsver- 
mög-eus  über  seinen  bisherigen  Stand  hinaus,  so  folgt  hieraus  noch  nicht, 
daß  es  bilanzmäßig  Gewinn  ist.  BuchfiUininfjstechnisch,  hilanzrechi- 
Uch  ist  Gewinn  Überschuß  des  gegenwärtigen  Reiuvermögeus  über  den 
Stand  des  Eeinvermögons  in  einem  früheren  Zeitpunkte.  Um  diesen  Ge- 
winn festzustellen,  muß  das  gegenwärtige,  wie  das  bisherige  Reinver- 
mögen, als  das  bei  A.en  das  Grundstockvermögen  gilt,  bereits  ziöermäßig 
abgeschlossen  vorliegen.,  Das  Emissionsagio  bildet  einen  Teil  des  Grund- 
stockvermögens, somit  des  Vermögens,  das  von  der  Ziffer  des  gegen- 
wärtigen subtrahiert  werden  muß,  um  zur  Gewinnziffer  im  bilanzrecht- 
lichen Sinne  zu  gelangen.  Das  Emissionsagio  ist  im  Verhältnis  zu  diesem 
GeAvinnbegriff"  Vermögensb^^Xja\\^it\[,  Element  zur  Bestimmung  der  Größe 
des  Grundstockvermögens. 

1.  a)  Nicht  läßt  sich  dies,  wie  es  Lehmann  und  Reisch  und  Kreibiff 
versuchen,  durch  die  allgemeine  Erwägung  bekräftigen,  es  handle  sich 
bei  diesen  Agios  um  ,, Beträge,  welche  Erzeuger  und  nicht  Erzeugnis 
gewinnbringender  Tätigkeit"*)  seien,  „nicht  um  einen  durch  den  Betrieb 
der  Unternehmung  erzielten  Gewinn,  sondern  um  eine  Kapitalseinzahlung 
zwecks  Eröffnung  bzw.  Erweiterung  des  Betriebes"  ^). 

b)  Diese  Sätze  sind  zutreffend  allein  für  Agio  bei  Errichtung  der  A. 
Denn  wird  bei  Erhöhung  des  Grundkapitals  Agio  erzielt,  so  ist  dies  der 
Regel  nach  eine  Folge  der  erfolgreichen  und  gewinnbringenden  Tätigkeit 
der  A.  Und  dann  ist  der  Schluß  nicht  zwingend,  daß  Vermögen,  das 
bilanzrechtlichen  Gewinn  und  damit  zu  verteilendes  Vermögen  erzeugt, 
nicht  selbst  verteilt  werden  darf,  sondern  erhalten  werden  muß. 

2.  Dagegen  wird  die  Richtigkeit  der  Auffassung,  daß  buchführungs- 
technisch das  Emissionsagio  Kapital  ist,  durch  das  positive  Recht,  durch 
die  Bestimmungen  des  HGB.  bezeugt.  Keinem  Zweifel  kann  ausgesetzt 
sein,  daß  das  Aktienausgabeagio  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  des  HGB. 
das  Gegenteil  von  Gewinn,  nämlich  Einlage,  Beitrag  der  Gesellschafter 
zum  Gesellschaftsvermögen  ist. 

a)  Zunächst  erweist  dies  der  Umstand,  daß  das  Gesetz  das  Aufgeld 
unmittelbar  zu  einem  Bestandteil  des  ,,  Ausgabepreis  es",  mittelbar  zu  einem 
solchen  der  „Einlage"  erklärt. 

u)  In- den  §§  179,  211  und  241  wird  die  Ausgabe  über  pari,"  die 
sonst  als  ,, Ausgabe  für  einen  höheren  als  den  Nennbetrag"  umschrieben 
■^sird"*),  „Au.sgabe  zu  einem  höheren  Ausgabepreis"  genannt. 

ß)  Die  Auffassung  des  Agios  als  Einlagebestandteil  ergibt  sich  aus 
HGB.  §§  195  und  211. 

b)  Ist  das  Agio  Einlage  im  Sinne  des  HGB.,  so  gehört  es  nach  der 
Sprache  dieses  Gesetzbuches  weiter  auch  nicht  zum ,, Jahresgewinn",  sondern 
zum  Gesellschaftsvermögen.     Zwar  kann  dies  nicht  unmittelbar  daraus 


')  Vgl.  Entwurf  I  (Guttentag)  S.  146.  —  Dagegen  Entsch.  in  Steuers.  X,  258. 
*)  Lehmann,  Kommentar  '2624. 
»)  ReMch  II  §§  215  un.l  17. 
M  §§  184,  19.Ö. 
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gefolgert  werden,  daß  die  Einlage  auch  Kapitaleinlage  genannt  wird,  denn 
Kapitaleinlage  ist  nicht  Einlage  von  Kapital,  sondern,  wie  die  Definition 
der  A.  in  HGB.  v<  178  mit  den  Worten  ., Einlage  auf  das  in  Aktien  zerlegte 
Grundkapital''  ersehen  läßt,  Einlage  <-//?/ das  Grundkapital.  Aber  immerhin 
ergibt  sich  aus  der  Tatsache,  daß  das  Agio  zu  den  Einlagen  auf  das 
Grundkapital  zählt,  daß  es  eine  Einzahlung  zum  Kapital  d.  h.  Vermögen 
und  nicht  zum  Gewinn  der  Gesellschaft  darstellt.  Denn,  kann  es  auch 
kein  Bestandteil  des  Grundkapitals  sein,  weil  dieses  ziffernmäßig  feststeht, 
so  ist  es  doch  Einlage  auf  das  Kapital,  d.  h.  zum  Vermögen  der  Gesellschaft. 

b)  Die  Zugehörigkeit  des  Agios  zum  Kapital  wegen  seines  Einlage- 
charakters wird  durch  zwei  die  Einlage  als  solche  betreifende  Eechtssätze 
bestätigt. 

Nach  HGB.  §  213  darf  der  Aktionär  seine  Einlage  nicht  zurück- 
fordern und  nach  §  241  Abs.  ;)  darf  die  Gesellschaft  Einlagen  an  die 
Aktionäre  grundsätzlich  nicht  zurückzahlen.  Beide  Rechtssätze  stehen  in 
direktem  Gegensatz  zu  den  auf  den  ,,. Jahres^ (?zi;?/wi"  bezüglichen  Vor- 
schriften des  HGB.     Dieser  darf  jährlich  verteilt  werden  (§  213). 

Auf  diesem  Gegensatze  von  Verteilbarkeit  und  Unverteilbarkeit  be- 
ruht der  Gegensatz  von  Gewinn-  und  Gesellschaftsvermögen,  der  das  ganze 
Aktienrecht  durchzieht.  Ist  die  Einlage,  auch  die  Agioeinlage,  für  nicht- 
zurückzahlbar  w^ährend  des  Bestehens  der  Gesellschaft  erklärt,  so  ist  sie 
ausdrücklich  als  Bestandteil  des  Gesellschaftsfonds  anerkannt.  Gewinn 
ist  verteübares,  Gesellschaftsvermögen  unverteilbares  Gesellschaftsgut. 

V.  Das  Agio,  welches  bei  der  Gesellschaft  vn.  h,  JS,  durch 
Ausgabe  der  Geschäftsanteile  ülter  pari  entsteht,  hat  wiiischaftlich  und 
bilanzrechtlich  die  gleiche  Natur  wie  das  Aktieu-Emissionsagio.  Also  ist 
es  bilanzrechtlich  Kapitaleinlage.') 

b)  Wirkungen  der  Natur  des  Aktienemissionsagios. 

§  48. 

I.  Bilanzrechtliche  Wirkung.  Die  Wirkungen  des  Wesens  des  Aktien- 
emission sagios  liegen  vor  allem  auf  bilanzrechtlichem  Gebiete.  Dieses 
ist  nach  dem,  was  wir  über  die  Natur  dieses  Agios  bemerkten,  selbst- 
verständlich. Es  hat  wirtschaftliche  und  buchführungstechnische  Natur. 
Die  B.  ist  ein  Bestandteil  der  Buchführung.  Also  liegt  nahe,  daß  das 
Bilanzrech',  dem  buchhalterischen  Agiobegriife  folgt. 

II.  Hieraus  leitet  sich  ein  Doppeltes  ab: 

A.  Das  Aktienemissionsagio  ist  bei  Aufstellung  von  B.en,  in  welchen 
der  Jahresreingewinu  festgestellt  werden  soll,  unter  die  Passiven  als 
Abzugsposten  einzustellen})  Durch  die  Gewinnermittlungsbilanz  bei 
A.en  soll  der  Überschuß  des  gegenwärtigen  Reinvermögens  über  das  Grund- 
stockvermögen festgestellt  werden.  Mehrung  dieses  Vermögens  ist  auch  das 
Aktienemissionsagio.  Also  ist  es,  wie  andere  Bestandteile  dieses  Kapitals, 
Aktienkapital  und  Reservefonds,  unter  die  Passiven  einzureihen.  Es  ist  Ge- 
winner mittlungskonto  und  damit  nur  rechnungsmäßiger  Passivposten. 

B.  Nur  bei  Gewinnermittlungsbilauzen  muß  und  darf  das  genannte 
Agio   unter  die  Passiven   aufgenommen   werden,    nicht   bei  Vermögens- 

J)  GmbHG.  §§  3,  26. 

-)  Nach  Reisch  und  Ereibig  ist  es  nicht  notweudie:,  sondern  nur  zweckmäßig', 
Übung  „rigoros  vorgehender  A.en"  (Reisch  U  §  17).  Sie  haben  hier  dieselbe  Anschauung, 
wie  bei  der  Obligationeuemission  mit  Agio. 
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ermittlungsbilanzen.')  Bei  diesen  handelt  es  sich  nur  um  Feststelhing 
des  Überschusses  der  gegenwärtigen  reellen  Aktivwerte  über  die  gegen- 
wärtigen Schulden,  daher  nicht  um  Vergleich  des  gegenwärtigen  Rein- 
verraögens  mit  dem  Stande  des  Grundstockvermögens,  von  dem  erst  das 
Agio  einen  Teil  bildet. 

III.  A.  Aus  dem  Bisherigen  erhellt,  daß  das  Agio  selbst  dann  bei 
Gewinnermittluugsbilanzen  unter  die  Passiven  einzureihen  Aväre,  w^enn  im 
deutschen  HGB.  die  Vorschrift  fehlte,  die  es  seit  1884  enthält,  daß  das 
Aktienemissionsagio  in  den  Zwangsreservefonds  einzustellen  sei.  Das  Agio 
als  gewinnkürzenden  Abzugsposten  in  die  B.  aufzunehmen,  ist  schon  nach 
dem  Wesen  des  Agios  nicht  bloß  ein  Akt  wirtschaftlicher  Klugheit,  sondern 
rechtlicher  Bindung.  Der  Unterschied  gegenüber  der  Einstellung  in  den 
Zwangsreservefonds  ist,  daß  ohne  die  Vorschrift  des  §  262  das  Agio  in 
der  B.  als  selbständiger. Passivposten  erscheinen  würde. 

B.  Das  Letztere  ist  demgemäß  zu  fordern  für  das  österreichische 
Handelsrecht,  Dort  fehlt  der  Satz,  daß  das  Agio  einen  obligatorischen 
Bestandteil  des  Zwangsreservefonds  bilde,  als  prinzipielle  Norm^  Aveil  ihn 
das  allgemeine  deutsche  HGB.  von  1861  nicht  kennt.  Nur  für  die  unter 
das  Aktienregulativ  vom  20.  September  1899  fallenden  A.en  (der  Industrie 
und  des  Handels)  gilt  er.  Für  sie  hat  ihn  nahezu  mit  den  gleichen 
Worten,  wie  HGB.  §  262,  eben  dieses  A:-Reg.  §  53  ausgesprochen. 

IV.  Die  Einstellung  eines  Agiopostens  unter  die  Bilanzpassiven  ist 
jedenfalls  Gewinnrücklage.  Aber  um  Mißverständnisse  zu  vermeiden,  sei 
schon  hier  betont,  daß  es  Rücklage  von  Gewinn  im  wirtschaftlichen  Sinne, 
nicht  Rücklage  aus  Gewann  im  bilanzrechtUchen  Sinne  ist.  Die  Buchung 
des  Agiopostens  vollzieht  sich  in  folgenden  Formen: 

Grundkapitalkonto 

An  Bilanzkonto      ....     1000     Pei-   Aktien- (Ein zahlungs-) 

\      konto 1000 

Aktien- (Einzahlungs-)konto 
An  Grundkapitalkonto     ,     .     1000     Per  Kassakonto      ....     1200 
An  Agiokonto  (Ausgabe  zu 

120  Prozent)       ....       200 

Agiokonto 
An  Bilanzkonto 200  ,  Per  Aktienkonto      ....     200 

Bilanzkonto 

Kassa 1200     Grundkapital 1000 

,  Agio 200. 

Auch  ist  möglich,  das  Agio,  weil  es  wirtschaftlich  Gewinn  ist,  über 
Gewinn-  und  Verlustkonto  zu  führen: 

Aktieneinzahlungskonto 
An  Grundkapitalkonto     .     .     1000     Per  Kassakonto      ....     1200 
An  Gewinn- und  Verlustkonto      20.0  , 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Verlust  Gewinn 

An  Agiokonto 200  \  Per  Aktieneinzahlungskonto  .     200 

')  Die3  tibersieht  Zimmermann  §  26. 
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Emissionsagiokonto 
Au  Bilanzkonto      ....       200  |  Per  Gewinn- und  Verlustkonto     200. 

V.  Aus  dem  Bemerkten  ergeben  sich  bedeutsame  Unterschiede 
zwischen  Aktien-  und  zwischen  Obtifjationenemissionsar/io. 

A.  Ihre  Übereinstimmung  besteht  darin,  daß  beide  in  die  B.  als 
Passiva  eingestellt  werden  müssen,  aber  im  übrigen  zeigen  sich  folgende 
Trennpunkte : 

B.  1.  Das  normale  Obligationenemissionsagio  ist  reeller  Passivposten, 
muß  demgemäß  in  alle  B.en  eingestellt  werden,  das  Aktienemissionsagio 
(wie  das  normale  Obligationeneraissionsagio)  nur  in  Gewinnermittlungs- 
bilauzen. 

:;.  Sowohl  am  normalen  wie  am  anomalen  Obligationenausgabeagio 
muß  jährlich  eine  bestimmte  Quote  zur  Abschreibung  gelangen,  ehe  bilanz- 
mäßiger Reingewinn  vorhanden  ist.  Der  Passivposten  Aktienemissions- 
agio darf  ganz  oder  teilweise  aufgelöst  werden,  wenn  und  soweit  Gesetz 
und  Statut  Auflösung  von  Reserven  gestatten. 

VI.  Steuerrechtiiche  Wirkung.  Nicht  so  unmittelbar  klar,  wie  die 
Vii'kungen  der  Agionatur  für  das  Bilanzrecht,  liegen  ihre  Wirkungen  für 
das  Stenerrecht.  Dies  kommt  daher,  daß  hier  von  uns  noch  nicht  er- 
örterte steuerrechtliche  Fragen  hereinspielen. 

A.  Zunächst  handelt  es  sich  allerdings  um  eine  schon  berührte 
Frage :  in  welcher  seiner  beiden  Bedeutungen  wolil  im  Zweifel  der  Agio- 
begriff für  das  Steuerrecht  in  Betracht  kommt.  Gegenstand  der  Be- 
steuerung sind  wirtschaftliche  Verhältnisse  und  so  darf  davon  ausge- 
gangen werden,  daß  die  Steuergesetzgebung  Gewinn  im  Zweifel  wirt- 
schaftlich auffaßt. 

B.  Aber  die  weitere  Frage  entsteht:  wie  verhält  sich  der  Ein- 
kommen- und  Ertragsbegrif^  zu  Gewinn  im  wirtschaftlichen  Sinne? 

1.  Auch  hierüber  liegt  die  Entscheidung  klar:  Besteuerung  des 
Einkommens  und  Besteuerung  nach  dem  Ertrag  bedeutet  immer  Be- 
steuerung des  Reineinkommens  und  nach  dem  Reinertrag  ^).  Beides  ist  Über- 
wiegen der  erzeugten  über  die  zum  Zwecke  der  Erzeugung  aufgewendeten 
Güter.  Überwiegen  der  positiven  Werte  über  die  negativen  ist  aber  Ge- 
winn (Reingewinn)  im  wirtschaftüchen  Sinne.  Beineinkommen  und  Rein- 
ertrag sind  Arten  des  Reingewinns  im  wirtschaftlichen  Sinne. 

2.  Dies  bestätigt,  um  nur  eines  anzuführen,  vollauf  da.^  preußisclie 
Einkommensteuergesetz  vom  19.  Juni  1906,  vielleicht  am  anschaulichsten 
der  vom  Einkommen  aus  Grundvermögen  handelnde  §  12.  Hier  heißt 
es  zunächst  ,,Das  Einkojnmen  aus  Grundvermögen  umfaßt  die  Erträge 
sämtlicher  Grundstücke"  und  dann  werden  als  solche  Erträge  genannt 
das  .^Einkommen  aus  nicht  verpachteten  Besitzungen"  und  „der  Gewinn 
beim  pachtweisem  Betriebe  der  Landwirtschaft". 

C.  Ist  das  Aktieuemissionsagio  im  Sinne  der  Steuergesetze  auch  Ge- 
winn, so  ist  es  doch  nicht  Einkommen  und  Ertrag. 

1.  Einkommen  ist  die  emer  Person  zufließende  Gesamtheit  Yon  Er- 
trägen. Also  ist  der  Ertragsbegriff  Element  des  Einkommensbegriffes. 
Wir  sprechen  daher  zunächst  von  diesem.^) 


^)  Vgl.   Fuisting,   Grnndzüge   der   Steuerlehre   (4.  Bd.  von  Fuisting,  Die  preuß. 
direkten  Steuern)  1902,  S.  134. 

")  Vgl.  Fuisting  a.  a.  0.  133  f. ;  derselbe,  Juristenzeituug  1903  S.  230. 
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a)  Ertrag  ist  die  Fruclit  eines  ]\rittels  dauernder  Gütererzengung, 
das  Ergebnis  eines  dauernd  gütererzeugenden  Zustandes  ')•  Erwerb  aus 
Erbschaft,  Yerniäch.tnis,  Schenkung  ist  nicht  Ertrag,  weil  das  Ergebnis  nur 
eines  vorübergehend,  einmalig  gütererzeugenden  Umstandes.  Also  sind 
auch  die  durch  Aufgeldleistung  der  Mitglieder  gewonnenen  Werte  für  die 
A.  nicht  Ertrag.  Denn  Beitragsleistungen  der  Mitglieder  sind  für  A.en 
vorübergehende  Vorgänge,  die  sich  in  einmaliger  Leistung  erschöpfen. 

b)  Nun  ließe  sich  allerdings  denken,  man  könne  für  den  Fall,  daß 
das  Agio  bei  Emission  durch  schon  besfchciidc  A.en  erzielt  wurde,  da- 
von sprechen,  das  erzielte  Agio  sei  Ergebnis  geschäftlicher  Tätigkeit  der 
Gesellschaft  selbst  und  damit  Erfolg  eines  dauernd  gütererzeugenden  Zu- 
Standes. 

«)  Und  zwar  könnte  dies  in  einem  doppelten  Sinne  gedacht  werden, 
mehr  formell  und  mehr  materiell.  Formell  ließe  sich  daran  anknüpfen, 
daß  das  Gewinnen  von  'Aufgeld  äußerlich  eine  Folge  der  Ausgabe  von 
Aktien  ist.  Allerdings  ließe  sich  wohl  kaum  sagen,  Emission  neuer  Aktien 
kann  sich  öfter  wiederholen  und  bildet  insofern  für  sich  einen  dauernden 
Zustand,  denn  zwischen  den  einzelnen  Emissionen  bestehen  zumeist 
längere  Zwischenräume,  die  ausschließen,  von  einem  fortgesetzten  Vor- 
gange zu  sprechen.  Aber  daran  könnte  gedacht  werden,  daß  Anwerben 
neuer  Mitglieder  den  Bestandteil  eines  dauernden  Zustandes,  nämlich  des 
Betriebes  der  Gesellschaft  bilde. 

ß)  Materiell  könnte  die  Erzielung  von  Agio  insofern  als  Ertrag  ge- 
schäftlicher Tätigkeit  angeschen  werden,  als  es  zumeist  von  den  bis- 
herigen Betriebserfolgen  abhängt,  ob  bei  einer  Neuemission  sich  Agio  er- 
zielen läßt. 

y)  Allein  ob  wir  das  Agio  in  dem  einen  oder  in  dem  anderen  Sinne 
mit  der  Geschäftstätigkeit  in  Zusammenhang  bringen,  immer  ist  diese 
Tätigkeit  der  Gesellschaft  doch  nur  mittelbare,  entferntere  Ursache  des 
Eintritts  der  Vermögensmehrung.  Wenn  es  sich  aber  darum  handelt, 
festzustellen,  den  Ertrag  welcher  Ursache  eine  Vermögensmehrung  dar- 
stellt, so  kommt  es  darauf  an  klarzulegen,  w^elcher  Vorgang  der  un- 
mittelbare Erzeuger  der  Vermögensmehrung  ist.  Wenn  die  A.  bei  einem 
Brandunglücke  die  Versicherungssumme  ausbezahlt  erhält,  so  ist  dies 
wohl  die  Folge  des  Umstandes,  daß  die  Gesellschaft  sich  gegen  Brand- 
schaden versichert  hat,  aber  trotzdem  ist  der  Eingang  der  Versicherungs- 
summe nicht  Ertrag  geschäftlicher  Tätigkeit,  sondern  Folge  einer  Leistung 
von  außen.  Wenn  das  Fabrikgebäude  der  A.  durch  Konjunktur  im  Werte 
steigt,  so  ist  dies  mittelbar  eine  Wirkung  geschäftlicher  Tätigkeit  —  denn 
hätte  die  A.  das  Gebäude  nicht  errichtet,  so  könnte  es  nicht  im  ^^'ert 
steigen  — ,  aber  doch  kein  Ertrag  davon.  Um  von  Ertrag  geschäftlicher 
Tätigkeit  sprechen  zu  können,  muß  der  Geschäftsbetrieb  unmittelbare 
Ursache  des  Eintritts  der  Vermögensmehrung  sein, 

c))  Dies  auf  den  Agiogewinn  angewandt,  ergibt  sich,  er  ist  unmittel- 
bar eine  Folge  von  Beiträgen  neuer  Mitglieder,  also  nicht  Ertrag  ge- 
schäftlicher Tätigkeit  der  Gesellschaft}) 


»)  Ebenda  S.  13.3  und  146;  fZerseZ6e,'Juristenzoitun?  1902  S.  561 :  „gütererzeugende 
Quelle  =  wirtschaftliche  Einheit,  welche  zur  nachhaltujen  Erzeugung  neuer  Güter  des 
hierbei  etwa  mitwirkenden  Vermösrens  bestimmt  ist". 

*)  Auf  den  ersten  Blick  könnte  man  versucht  sein,  anzunehmen,  das  Reichs- 
gericht sei  jetzt  geneigt,  im  Agiogewinn  einen  Ertrag  geschäftlicker  Tätigkeit  zu  sehen. 
Früher   stellte  es  —  zu  einseitig  rechtlich  und  zu   wenig  wirtschaftlich  vorgehend  — 
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6)  Die  Versuchung  liegt  nalie,  gegen  diese  Ausführung  einzuwenden : 
dann  ist  auch  das  Geld,  das  durch  Aufnahme  von  Darlehen  und  Ausgabe 
von  Schuldverschreibungen  aufgebracht  wird,  nicht  eine  Einnahme  aus 
Tätigkeit  der  A.  und  der  Gewinn,  der  bei  Ausgabe  von  Schuldverschrei- 
bungen ü'er  pari  im  Falle  des  außergewöhnlichen  Agios  erzielt  wird, 
nicht  Ertrag  des  Betriebes  der  A.  Allein  nicht  überselien  werden  darf, 
daß  diese  beiden  Arten  der  Aufbringung  von  Geldmitteln  sich  wirtschaftlich 
und  rechtlich  erheblich  von  der  Vergrößerung  des  Betriebskapitales  durch 
Aktienausgabe  unterscheiden.  Das  Geld,  das  hier  aufgenoramen  wird,  muß 
unter  allen  Umständen  verzinst  und  zurückbezahlt  w^erden,  ob  Gewinn 
erzielt  wird  oder  nicht.  Die  Aktionäre  erhalten  für  ihre  Einlage  Entgelt 
nur,  wenn  Gewinn  vorliegt,  und  ihre  Einlage  lediglich  zurück,  wenn  nach 
Tilgung  der  Schulden  Vermögen  übrig  bleibt.  So  hängt  die  Vermehrung 
der  Betriebsmittel  auf  jene  beiden  Weisen  infolge  der  schweren  wirtschaft- 
lichen Verpflichtungen,  die  das  Unternehmen  zum  Zwecke  ihrer  Gewinnung 
eingehen  muß,  mit  dem  Betriebe  des  Unternehmens  unmittelbar  zusammen. 

2.  a)  Stellt  das  Aktienemissionsagio  keinen  Ertrag  aus  Handels-  und 
gewerblicher  Tätigkeit  der  A.  dar,  so  bildet  es  auch  keinen  Bestandteil  des 
Einkommens  derselben.  Denn  das  Einkommen  setzt  sich  aus  Erträgen 
zusammen. 

b)  Aber  noch  nach  einer  anderen  Seite  fehlt  ein  Element  des  Ein- 
kommensbegriifes.  Einkommen  ist,  wie  Fiiisting'^)  zutreffend  lehrt,  die 
Gesamtheit  der  Sachgüter,  die  in  einer  bestimmten  Periode  (Jahr)  dem 
Einzelnen  als  Erträge  dauernder  Quellen  der  Gütererzeugung  zur  Be- 
sifreitung  der  persönlichen  Bedürfnisse  für  sich  und  seine  Familie  zur 
Verfügung  stehen,  oder  um  diese  Begriffsbestimmung  für  das  Einkommen 
nicht  natürlicher  Steuersubjekte  zurecht  zu  machen,  die  Gesamtheit  der 
Sachgüter,  die  dem  Steuersubjekt  als  Erträge  dauernder  Gütererzeugungs- 
quellen zum  Verbrauch,  d.  h.  Decken  laufender  Ausgaben  zur  Ver- 
fügung stehen.^)  Das  Gegenteil  sind  dauernd  zu  erhaltende  Güfer^  Stamm- 
vermögen, Grundstockvermögen  oder  Vetmögen  schlechthin  im  Gegensatz 


jeden  Zusammenhang  des  Agiogewinns  mit  geschäftlicher  Tätigkeit  in  Abrede.  Es  sah 
darin  einen  allein  durch  Beiträge  der  Zeichner  erlangten  Geschäftskapitalzuwachs.  Jetzt 
lesen  wir  in  Bd.  nO  S.  1U5  f.  aber  nicht  bloß,  die  einfache  und  natürliche  Anschauung 
ergebe,  daß  der  Agiogewinn  sowohl  seiner  Existenz  wie  seiner  Höhe  nach  durch  die 
Erfolge  des  bisherigen  Gewerbetriebes  der  Gesellschaft .  .  ,  bedingt  wird,  sondern  das 
Reichsgericht  geht  sogar  soweit,  daß  es  zuläßt,  den  Akt  der  Aktienausgabe  als  einen 
Akt  gewerblicher  oder  geschäftlicher  Tätigkeit  der  A.  anzusehen.  Nichtsdestoweniger 
wäre  es  unzutreffend,  wollte  man  behaupten,  das  Reichsgericht  erblicke  nun  im  Agio- 
gewinn einen,  wenn  auch  nicht  steuerpflichtigen,  Ertrag  des  Betriebes  der  A.  Denn 
nicht  bloß,  daß  das  Gericht  bemerkt,  die  Aktienausgabe  sei  ein  Akt  geschäftlicher  Tätig- 
keit eigener  Art  (will  heißen:  nicht  zum  Gewerbetrieb  der  A.  gehöriger  Tätigkeit,  oder, 
wenn  ein  gewerblicher  Akt  der  A. ;  ein  selbständiger  gewerblicher,  d.  h.  gänzlich  aus 
dem  Rahmen  der  sonstigen  eigentlichen  gewerblichen  Tätigkeit  der  A.  herausfallender)  ; 
vor  allem  ist  zu  betonen,  daß  das  Gericht  mar  die  Ausgabe  der  Aktien  zur  Tätigkeit 
(kr  A,  in  Beziehung  setzt.  Wohl  verträglich  ist  damit,  daß  das  Reichsgericht  nach  wie 
vor  als  unmittelbare  Quelle  des  Agiogewinnes  nur  die  Beitragsleistung  der  Mitglieder 
ansieht.  Insofern  kann  das  Reichsgericht  noch  heute,  wie  in  Bd.  32  S.  248,  sagen :  der 
Agiogewinn  ist  kein  Reingewinn  aus  der  geschäftliehen  Tätigkeit  der  Gesellschaft, 
sondern  ein  durch  die  größeren  Beiträge  der  Zeichner  erlangter  Zuwachs  zum  Ge- 
schäftskapital. 

0  Steuerlehre  S.  110,  133. 

*)  Einer  solchen  Anpassung  widerspricht  Fuisüng,  Steuerlehre  §  75,  Einkommen- 
besteuerung der  Zukunft  1903  S.  12  und  Juristenzeitiaug  1902  S.  562  f.,  565,  1903  S.  231. 
Nach  ihm  ist  bei  juristischen  Personen  Einkommen  der  quellenmäßige  Ertrag  schlechthin. 
Abw.  auch  Strutz  im  V'erwaltungsarchiv  11  S.  488. 
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ZU  Einkommen.^)  Die  Eiuualime  aus  A(/io  ist  aber  nicht  zum  Verbrauch, 
sondern  zur  Erhaltung  bestimmt,  denn  sie  darf  nicht  als  Gewinn  verteilt 
werden,     t^ie  ist  Vermögensmehrung,  d.  h.  Stammvermögensmehrung. 

D.  So  gelangen  wir  vom  Standpunkt  der  ivirtsclKiflUclien  Natur 
des  Aktienemissionsagios  aus  zu  dem  Ergebnis  seiner  Freiheit  von  Ein- 
kommen- und  K rt ra (jsst euerpfJ icht .  Zu  keinem  anderen  Ergebnis  führt 
aber  auch  die  Betrachtung  der  Frage  vom  Standpunkte  des  bucht edinisciien 
Wesens  des  Agios.  Hier  ist  das  Agio  schon  von  Haus  aus  nicht  Gewinn, 
sondern  nur  Element  zur  Ixeingewinnberechnuug. 

E.  Noch  erübrigt,  die  Stellung  des  Aktienemissionsagios  im  positiven 
Eechte  zu  würdigen.  Ist  die  positive  Steuergesetzgebung  dem  gemäß  ver- 
fahren, was  sich  aus  allgemeinen  Prinzipien  ergibt?  oder  hat  im  positiven 
Rechte  die  Frage  der  SteuerpÜicht  des  Agios  eine  andere  Regelung  ge- 
funden? Die  Frage  ist  nicht  müßig,  weil  denkbar  wäre,  daß  die  Gesetz- 
gebung der  Besteuerung  der  A.en  den  wirtschaftlichen  Gewinnbegriff  zu- 
grunde gelegt  hätte,  und  wirtschaftlich  ist  das  Agio  Gewinn.  Das  preußische 
Ol)eiTenvattnngsgeric]it  hat  bis  1902  diese  Anschauung  für  das  preußische 
Steuerrecht  vertreten.-) 

VII.  Nach  dem  Bisherigen  lassen  sich  die  Wirkungen  der  Natur 
des  bei  Ausgabe  von  Geschäftsanteilen  durch  Gesellschaften  m,  b.  H. 
entstehenden  Agios  leicht  feststellen: 

A.  Bilanzxed\\.\\Qh  ist  das  Agio  nicht  verteilbar,  sondern  Reserve- 
posten und  zwar  Kapitalreserve. 

B.  8teiierx^Qh.i\\Q\\  ist  das  Agio  kein  Betriebsgewinn,  somit  als  außer- 
ordentlicher Vermögenszuwachs  steuerfrei. 

c)  Das  Aktieuemissionsagio  im  positiven  Steuerrecht. 

§49. 

I.  Es  handelt  sich  um  die  Auslegung  von  Einkommensteuergesetz  §  15. 

A.  Er  lautet  unter  der  Überschrift:  ,,e)  Einkommen  der  A.en  usw." : 
„Als  steuerpflichtiges  Einkommen  der  im  §  1  Nr.  4  und  5  bezeich- 
neten Steuerpflichtigen  (das  sind  die  juristischen  Personen,  welche  steuer- 
pflichtig sind)  gelten  unbeschadet  der  Vorschrift  im  §  5  Nr.  1  ^)  die  i^ber- 
schüsse,  welche  als  Aktienzinsen  oder  Dividenden,  gleichviel  unter  welcher 
Benennung,  unter  die  Mitglieder  verteilt  werden,  und  zwar 

unter  Hinzurechnung  der  zur  Tilgung  der  Schulden  oder  des  Grund- 
kapitals, zur  Verbesserung  oder  Geschäftserweiterung,  sowie  ziu'  Bildung 
von  Reservefonds  —  soweit  solche  nicht  bei  den  Versicherungsgesellschaften 
zur  Rücklage  für  die  Versicherungssummen  bestimmt  sind  —  verwendeten 
Beträge,  jedoch  nach  Abzug  von  3^2  Prozent  des  eingezahlten  Aktien- 
kapitals."^ 

B.  Oberschuß-  und  Gewinnbegriff  des  preußischen  Einkommensteuer- 
gesetzes. 1.  Daran  ist  kein  Zweifel:  Überschuß  ist  =  Gewinn ');  denn 
Gewinn  ist  Überschuß  emer  Wertgröße  über  eine  andere.     Wie  Gewinn, 


•j  Y gl  Fuisting  a.  a.  0.  S.  110,  187;  Mantz,  Veriiiögeu  uud  p]inkomnien  in  der 
kaufmännischen  Rechnung  (Verw.- Archiv  1902  S.  55  Anm.  1),-  derselbe  bei  Holdheim 
XII,  113  ff. 

»)  OVG.  10,  214;  15,  328.    Maatz,  Rechtsprechung  393. 

')  Er  schließt  das  nach  Reichsrecht  nur  in  einem  anderen  deutschen  Bundestaate 
besteuerbare  Einkommen  von  der  preuß.  Einkommensteuer  ans. 

«)  OVG.  1,  297;  4,  14,  230,  232;  10,  225.     Vgl.  Maatz  2öl. 
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ist  Überscliuß  von  Haus  aus  ein  wirtschaftlicher  Begriff,  also  gleichbedeutend 
mit  Gewinn  im  wirtschaftlichen  Sinne,  Vermögensmehrung.  Und  so  könnte 
an  sich  , .Überschüsse"  ein  Doppeltes  bedeuten.  Einmal  die  einzelnen 
Reinvermögensmehrungen,  die  einzelnen  Gewinne  im  wirtschaftlichen  Sinne, 
die  im  Laufe  des  Jahres  gemacht  werden.  Und  dann  könnte  es  bedeuten 
die  Reinvermögensmehrung,  die  sich  ergibt,  nicht,  wenn  man  die  ein- 
zelnen während  des  Jahres  gemachten  Reingewinne  in  Betracht  zieht, 
sondern  wenn  man  von  der  Gesamtheit  der  am  Ende  des  Jahres  vor- 
handenen Reinvermögenswerte  den  Gesamtvermögensstand  vom  Anfang 
des  Jahres  abzieht,  also  die  Differenz  zwischen  dem  am  Ende  des  Wirt- 
schaftsjahres voi'liandenen  und  am  Anfang  des  Jahres  vorhanden  ge- 
wesenen Reinvermögenstand,  den  Reinertrag. 

2.  Allein  aus  den  Begleitsätzen,  welche  dem  Worte  Überschüsse 
beigefügt  werden,  und  aus  dem  iveiteren  Ziisanimenhange  des  Gesetzes 
ei^ibt  sich  zuuächst^  daß  das  Wort  Überschuß  für  Handelsgesellschaften 
mit  Gewinn  im  buclitechnischen  Sinne  gleichbedeutend  ist.  Überschüsse 
in  §  15  sind  Bilan^überschüsse,  das,  was  nach  Abzug  aller  Bilanz- 
passiva von  der  Summe  aller  Bilanzaktiva  bei  Gewinnermittlungsbilanzen 
verbleibt. 

a)  Nach  §  1 5  sind  die  Überschüsse,  von  welchen  er  spricht,  solche, 
die  als  Aktienzinsen  oder  Dividenden  unter  Mitglieder  verteilt  oder  zur 
Tilgung  von  Schulden  oder  Grundkapital,  sowie  zur  Verbesserung  oder 
Geschäftserweiterung  oder  zur  Bildung  von  Reservefonds  verwendet  werden. 
Das  alles  zusammen  trifft  lediglich  auf  den  bilanzmäßigen  Reingewinn 
zu.  Laut  HGB.  §§  213  mit  215  werden  allein  vom  bilanzmäßigen  Rein- 
gewinn Dividenden  verteilt. 

b)  Nach  Einkommensteuergesetz  §  25  Abs.  2  sind  die  A.en  usw. 
verpflichtet,  neben  ihren  Geschäftsberichten  auch  ihre  Jahresabschlüsse 
und  die  darauf  bezüglichen  Generalversammlungsbeschlüsse  alljährlich  dem 
Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  einzureichen.  Was  hätte  dies 
für  einen  Sinn,  wenn  sie  vom  Gesetze  nicht  als  eine  der  Grundlagen  der 
Berechnung  der  steuerbaren  Überschüsse  gedacht  würden?  Und  hierfür- 
spricht  auch,  daß  §  13  allgemein  vorschreibt,  daß  ,,der  Reingewinn  aus 
Handel  und  Gewerbebetrieb  nach  den  Grundsätzen  zu  berechnen  sei,  wie 
solche  für  die  Liventur  und  Bilanz  durch  das  HGB.  vorgeschrieben  sind." 

C.  Aber  der  Zusammenhang  mit  anderen  Bestimmungen  modifiziert 
auch  den  Satz,  daß  Überschuß  im  Sinne  des  §  15  bilanzmäßiger  Über- 
schuß ist. 

IL  A.  Nach  dem  Bisherigen  wäre  der  ganze  bilanzmäßige  Rein- 
gewinn steuerpflichtig  ohne  Rücksicht  auf  seine  Entstehung,  gleichgültig, 
ob  er  aus  Ertrag  des  Geschäftes  oder  auf  irgendeine  andere  Weise  ent- 
steht. Aus  dem  Zusammenhange  mit  §  13  folgt,  daß  der  bilanzmäßige 
Überschuß  steuerpflichtig  nur  soweit  ist,  als  er  aus  keiner  anderen  Quelle, 
als  aus  dem  Geschäftsbetrieb,  fließt,  d.  h.  zugleich  Geschäftsertrag  dar- 
stellt^), oder  richtiger  ausgedrückt :  aus  §  13  ergibt  sich,  daß  Überschuß 
in  §  15  in  erster  Linie  Reineinkommen  und  Reinertrag,  also  eine  Art 
Gewinn  im  wirtschaftlichen  Sinne  bedeutet,  aber  mit  der  Modifikation, 
daß  der  wirtschaftliche  Gewinn  (das  Uehieinkonimen)  der  A.  aus  ihrem 

*)  Vgl.  auch  Fuisting,  Steuerlehre  172:  „Der  sich  luden  handelsrechtlichen  Ver- 
mögensbilanzen (Gegensatz  Einkommensbilanzen,  s.  §  3  S.  3  Anm.  6)  darstellende  Ge- 
winn kann  .  .  .  nur,  soweit  es  mit  dem  allgemeinen  Eiukommeusbegriffe  vereinbar  ist, 
als  steuerlicher  Ertrag  gelten." 

Rehm,  Bilanzen.    2.  Anfl.  H 
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Geschäftsbetrieb  nur  soweit  steiicrpßichliy  ist,  als  er  sich  zn  yleicher 
Zeit  als  buchtecluiischcr  Gewinn,  als  hilaiiisinäßiijer'  Reingeivinn  dar- 
stellt. Steuerpßii/itif/  sind  die  von  einer  A.  erzielten  Überschüsse  juir 
soweit,  als  sie  zu(/h'ic/i  Ertrag  des  (rescliäftshetriebes  und  bila/izmäßiger 
Gewinn,    Überschui.^  im  wirtschaftlichen   und   bilanzmäßigen   Sinne   sind. 

B.  Soll  dies  richtig  sein,  so  ist  der  Nachweis  erforderlich,  daß  Über- 
schuß in  §  15  a)  auch  wirtschaftlich  und  zwar  b)  nicht  bloß  im  Sinne 
von  Gewinn,  sondern  im  engeren  Sinne  von  Einkommen  zu  verstehen  ist. 
Beides  ergibt  der  Inhalt  dos  §   13. 

C.  Aus  dem  Inhalt  des  §  13  geht  hervor,  daß  er  auch  auf  A.en 
und  andere  in  i;  1  Nr.  4 — 6  genannte  juristische  Personen,  welche  Handel, 
Gewerbe  oder  Bergbau  treiben,  Anwendung  finden  will.  Denn  würde 
§  13  lediglich  für  physische  Personen  gelten,  die  ,, Handel  und  Gewerbe 
einschließlich  des  Bergbaues"  betreiben,  so  wäre  in  dem  Satz  von  §  13 
Abs.  2  Nr.  2,  daß  ,,der  Von  einer  nicht  nach  §^  I  Ä^r.  4—6  steuerpflichtigen 
Erwerbsgesellschaft  erzielte  Geschäftsgewinn  den  einzelnen  Teilhabern 
nach  Maßgabe  ihres  Anteils  anzurechnen"  sei,  die  Einfügung  der  Worte 
„nicht  nach  §  1  Nr.  4 — 5  steuerpflichtig"  vor  Erwerbsgesellschaft  überflüssig. 

IIL  Im  einzelnen  gestaltet  sich  die  Feststellung  des  steuerpflichtigen 
Einkommens  der  A.en  so: 

§  13  des  G,  lautet  in  Abs.  1  Satz  \ :  ,,Als  Einkommen  aus  Handel, 
Gewerbe,  Bergbau  gilt  der  Geschäftsgewinn".     Hieraus  folgt: 

1.  Das  steuerpflichtige  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe  besteht 
nur  aus  Einkünften,  nicht  aus  Mehrungen  des  Stammvermögens  d.  h.  des 
zu  erhaltenden,  nicht  zu  verteilenden  Vermögens.  §  7  des  G.  bestätigt 
dies  ausdrücklich. 

2.  Das  Emissionsagio  ist  Stammvermögensvermehrung,  also  auch  nach 
positiv  preußischem  Recht  steuerfrei. 

3.  Wird  bei  einer  Überpari-Emission  in  die  Zwangsreserve  vom  Agio 
mehr  eingestellt,  als  nach  HGB.  §  262  eingestellt  werden  muß,  nämlich 
der  volle  Agiobetrag,  indem  die  Ausgabekosten  als  Geschäftsunkosten  ge- 
bucht werden,  so  ist  doch  nicht  der  ganze  Agiobetrag  steuerfrei,  denn 
steuerfrei  ist  nur  die  Bein-,  nicht  die  Rohvermögensmehrung,  Wenn 
die  Ausgabekosten  über  Geschäftsunkosten  gebucht  werden,  so  w^erden 
sie  dadurch  nur  bilanzrechtlich,  handelsrechtlich  Betriebskosten :  steuer- 
rechtlich bleiben  sie  Kosten  für  Herstellung  einer  Einkommenquelle,  nicht 
für  Herstellung  von  Einkomme;i ;  also  mindern  sie  nicht  den  steuerpflich- 
tigen Reingewinn.  Dies  erkennt  auch  EinkStG.  §  13  an,  denn  nach  ihm 
ist  dieser  Gewinn  zu  berechnen  unter  Beachtung  des  §  8,  die  Emissions- 
kosten sind  aber  keine  Werbungskosten.  ^) 

2.  Zuzahluugeu  auf  Aktien  und  Geschäftsanteile. 

§50. 

I.  Aus  dem  Satze,  daß   ,,der  Betrag"  des  Grundkapitals  unter  die 

Passiven  einzustellen  ist,  folgt,  wie  wir  sagten  ^),  daß  das  Aktienausgabeagio 

nicht  als  Grundkapitalbestandteil  unter  die  Passiven  einzusetzen  sei,  nicht 

aber,  daß  es  überhaupt  nicht  unter  den  Passiven  Aufnahme  zu  finden 

')  Unrichtig  die  Begründung  in  OVG.  15,  255.  Sie  heruht  auf  der  Vorstellung, 
als  sei  da.s  Agio  nur  soweit,  als  es  in  die  Zwangsreserve  angelegt  werden  muß,  Ver- 
mögensmehrung, darüber  hinaus  Einkommen  und  daher  steuerpflichtig.  Auch  darüber 
hinaus  ist  es  nicht  Ertrag,  aber  eine  Rohvermögensmehruug. 

»)  §  47  n. 
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habe.  Im  Gegenteil,  auch  ohne  die  Bestimmung  von  HGB.  §  262  Ziif.  2, 
daß  dies  Agio  in  den  Zwangsreservefonds  zu  kommen  habe,  würde  es  auf 
die  Passivseite  einzusetzen,  also  vor  seinem  Abzüge  bilanzmäßiger  Rein- 
gewinn nicht  vorhanden  sein. 

II.  Dasselbe  gilt  auch  für  Zuzalilungen,  die  ,,ohne  Erhöhung  des 
Grundkapitals  von  Aktionären  gegen  Gewährung  von  Vorzugsrechten  für 
ihre  Aktien  geleistet  werden",  wie  HGB.  §  2(S2  Abs.  I  Zift".  3  die  Zu- 
zahlungen  bei  Schaffung  sogenannter  Frioritätsaktien  definiert. 

A.  Sie  sind  gemäß  dieser  Bestimmungen,  soweit  nicht  ihre  Ver- 
wendung zu  außerordentlichen  Abschreibungen  oder  zur  Deckung  außer- 
ordentlicher Verluste  beschlossen  wird,^)  in  den  Zwangsreservefonds  ein- 
zustellen.*) 

B.  Auch  sie  wären  ohne  solche  Bestimmung  unter  den  Bilanzpassiven 
(als  Eeservefonds)  vorzutragen;  dies  gilt  demgemäß  in  Österreich  für  die 
A.en,  welche  nicht  unter  das  x4.ktienregulativ  fallen,  obwohl  das  alte  HGB. 
darüber  keine  Vorschrift  enthält, 

C.  Der  Grund  ist  ein  anderer  als  beim  Emissionsagio.  Diese  Zu- 
zahlungen  sind  schon  ihrer  wirtschaftlichen  Natur  nach  nicht  Gewinn  im 
wirtschaftlichen  Sinne. 

1.  Einmal  bleibt  hier  die  Gewinnvorstellung  aus,  weil  es  für  ein- 
geräumte Vorzugsrechte  nicht,  wie  für  den  Erwerb  des  Mitgliedschafts- 
rechtes im  Nennwert  der  Aktienurkunde,  einen  Normalpreis  gibt,  dessen 
Überhöhung  als  Gewinn  angesehen  werden  könnte. 

2.  Zum  anderen  besteht  zwischen  Emissionsagio  und  solcher  Zu- 
zahlung  folgender  Unterschied. 

a)  Wie  aus  der  Bestimmung  des  HGB.  §  184,  daß  Überpariemission 
von  Aktien  nur  statthaft  sei,  wenn  sie  der  Gesellschaftsvertrag  zulasse, 
zu  ersehen  ist,  geht  der  Gesetzgeber  —  den  normalen  Verhältnissen  ent- 
sprechend —  davon  aus,  daß  bei  Überpariemission  die  Vermögenswerte, 
welche  die  Gesellschaft  aus  dem  Agio  bezieht,  im  Verhältnis  zu  dem  Grund- 
kapital oder  dem  erhöhten  Grundkapital,  das  sie  empfängt,  nur  einen  Zu- 
schuß darstellen.  M.  a.  W.:  Der  Gesetzgeber  geht  nicht  von  der  in  den 
Zeiten  großer  Emissionstätigkeit  oft  verwirklichten  Möglichkeit  aus,  daß 
der  Ausgabepreis  den  Nennbetrag  der  Aktien  übersteigt.  Dadurch  ent- 
fällt für  die  rechtliche  Auffassung  des  Agios  die  Vorstellung,  daß  es  zum 
Zwecke  der  Kapitalsgewinnung,  der  Gewinnung  der  Betriebsmittel  erhoben 
wird.  Dazu  erfolgt  nur  die  Einhebung  bzw.  die  Erhöhung  des  Grundkapitals. 

b)  Andersdagegenbei,, Zuzalilungen ohneErhöhungdes Grundkapitals". 
n)  Wenn  Zuzahlungen   ohne  Grundkapitalserhöhung  erfolgen,  dann 

ist,  was  durch  die  Zuzahlung  zugeht,  die  alleinige  Einnahme.  Also  kann 
Zweck  dieser  Zuzahlung  nicht  sein,  daß  sie  unter  die  Mitglieder  verteilt, 
sondern  nur,  daß  sie  der  Gesellschaft  erhalten  wird.  Um  zum  Fortbetriebe 
der  A.  verwendet  zu  werden,  um  zur  Gewiwnbildiing  beizutragen,  wird 
sie  gemacht.  Ist  aber  ihr  Zweck  nicht  Verteilung,  so  stellt  sie  im  Sinne 
des  Aktienrechtes  Kapital,  Einlage  dar. 

ß)  Hinzu  kommt,  daß  für  die  Zuzahlungen  Vorzugsrechte  eingeräumt 
werden.    Hauptsächlich  betreffen  sie  Gewinnverteilung.    Also  kann  nicht 


')  Das  erstere  ist  möglich,  weil  durch  sie  nicht,  wie  bei  der  Grundkapitalserhöhung, 
die  Grundkapitalsziffer  erhöht  wird.  Grundkapitalserhöhung  kann  nicht  dazu  verwendet 
werden;  bei  ihr  bleibt  die  Grundkapitalszitfer  nicht  die  alte. 

*)  Dasselbe  gilt  nach  österr.  A.Eeg.  §  53  Abs.  1  Ziff.  3. 

11* 
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der  Zweck  der  Zuzablungeu  selbst  unmittelbare  Verwendung  zur  Gewinn- 
verteilung sein. 

3.  Dieselben  Gründe,  die  vorstehend  für  das  Aktienrecht  entwickelt 
wurden,  ergeben  auch  für  das  Recht  der  GescUschaften  m.  h.  IL,  daß 
Zuzahlun</en  auf  Geschäftsanteile  (bei  Ausgabe  von  Vorziujsgeschäfts- 
anteilen^)  den  Charakter  von  Kapital  besitzen.  Dies  ist  hier  um  des-willen 
bedeutsam,  weil  das  G.  keinen  Zwangsreservefonds  und  demgemäß  keine 
Bestimmung  kennt,  daß  in  ihn  solche  Zuzahlungen  einzustellen  seien.  Sie 
bilden  ipso  jure  einen  A7/7>/7r//reservefonds. 

C.  Aus  dem  Gesagten  folgt,  daß  die  Zuzahlungen  nicht  einkommens- 
stenerpflicJitig  sind. 

III.  Werden  die  erörterten  Zuzahlungen  zur  Deckung  außerordent- 
licher Verluste  verwendet,  so  ist  vielfach  üblich,  ein  Interimskonto  mit 
der  Bezeichnung  Sanienmgskonto  zu  errichten,  das  man  für  die  Zahlungen 
kreditiert,  für  die  Sanierungskosten  debitiert.  Ein  etwa  verbleibender 
Kreditsaldo  muß  nach  dem  Reservefonds  gebracht  werden. 

IV.  Nur  nebenbei  sei  bemerkt,  wie  diesen  Zuzahlungen  auf  das  Aktien- 
kapital ohne  Grundkapitalserhöhung  im  Rechte  der  Berggewerksschaften 
die  Leistung  von   Zubußen   ungefähr  parallel  geht. 

A.  Bei  den  Geiverksschaften  ist  zur  Feststellung  des  Reingewinns 
in  die  Gewinn  Verteilungsbilanz  dem  Aktienkapitalkonto  entsprechend  als 
(Grund-)Kapitalkonto  der  Gesamtwert  der  Kuxe,  das  Gewerkant eilskonto^ 
einzusetzen.  Denn  die  Kuxe  entsprechen  den  Aktien,  sind  bergrechtliche 
Quotenaktien,  nur  dadurch  von  diesen  unterschieden,  daß  sie  nicht  einen 
quotenmäßigen  Anteil  an  einem  ziifernmäßigen  und  unveränderlichen  Geld- 
betrag, sondern  an  einem,  wie  alle  Vermögensstücke,  Wertveränderungen 
unterliegenden  Vermögensgegenstande,  dem  Bergwerk,  darstellen  und  ihre 
Eigentümer  ähnlich,  wie  bei  Gesellschaften  m.  b.  H.  die  Gesellschafter  zu 
Nachschüssen,  zu  Zubußen  verpflichtet  sind. 

B.  Die  Zubußen  können  zur  Deckung  von  Verlusten  oder  Abschrei- 
bungen oder  ähnlichem  verwendet  werden,  dann  erhöhen  sie  die  Passiven 
nicht.  Aber  möglich  ist  auch,  daß  sie  zur  Verbesserung  oder  Erweiterung 
der  gewerkschaftlichen  Anlagen  Verwendung  finden.  Dann  erhöhen  sie 
das  Anlagevermögen  und  demgemäß  auch  den  Wert  des  Gewerkanteils- 
kontos im  Passivum.  ^^'ie  dieses  durch  Substanz  Verminderung  (Abbaukonto) 
und  Substanzverschlechterung  (Maschinenabnutzung)  der  Anlagen  fällt,  so 
steigt  es  mit  Investierung  von  Werten  (hier  Zubußeinzahlungen)  in  Anlage- 
gegenständen. Der  Unterschied  gegenüber  dem  Aktienrecht  und  dem 
Recht  der  Gesellschaften  m.  b.  H.  ist  nur  der,  daß  die  geleisteten  Zu- 
zahlungen nicht  als  besonderer  Passivposten  neben  dem  Grundkapital, 
etwa  als  „eingezalilte  Zubußen",  „Zuschußkonto"  in  die  B.  gelangen, 
sondern  durch  .sie,  weil  hier  das  Grundkapital  einen  Posten  veränderlicher 
Wertgröße  darstellt,  unmittelbar  das  (Grund-)Kapitalkonto,  das  Gewerk- 
anteilskonto erhöht  wird.  Die  Nachzahlungen  werden  vom  Zubuße-  oder 
Zuschußkonto  auf  das  Kuxe-  oder  Gewerkanteilskonto  übertragen.  Auf 
unzutreff"ender  Rechtsvorstellung  beruht,  wenn  in  der  B.  zwei  Konti  er- 
scheinen, das  Zubußkonto  (die  eingezahlten  Zuschüsse)  als  Kapitalkonto 
und  daneben  als  Wert  der  Bergwerks-Gerechtsame  ein  Bergwerks-Sub- 
stanzkonto. 


')  Hiertiber  QmbHG.  29  Abs.  2,  72  Abs.  2,  3  Abs.  2. 
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C.  Als  ein  besonderes  Konto  können  Zuschüsse  im  Passivum  nur 
erscheinen,  sofern  sie  noch  nicht  gezahlte,  sondern  erst  zu  zahlende  sind. 
Dieser  Fall  ist  gegeben,  wenn  ein  Gewerke  seinen  Kux  preisgibt,  um  sich 
von  Entrichtung  der  eingeforderten  Zubuße  zu  befreien.  Hier  wird  ähnlich, 
wie  es  eigene  Aktien  gibt,  der  Kux  zu  einem  eigenen  der  Gewerkschaft. 
Er  ist  zu  seinem  Herstellungspreise  einzusetzen  und  dieser  besteht  in  dem 
Wert  der  nicht  eingegangenen  Zubuße. 

3.  Das  Aktieuemissionsdisagio. 

§51. 

I.  Bisher  behandelten  wir  die  eine  sich  aus  HGB.  §  261  Ziff.  5  er- 
gebende Alternative :  Das  Grundkapital  darf  nur  in  seiner  statutenmäßigen 
Höhe  unter  die  Bilanzpassiven  eingesetzt  werden.  Nun  ist  von  der  anderen 
Alternative  zu  sprechen :  Das  Grundkapital  darf  nicht  mit  einem  geringeren  Be- 
trage als  seiner  statutenmäßigen  Höhe  unter  den  Bilanzpassiven  erscheinen. 

II.  Auch  aus  ihr,  wie  aus  der  ersten  Folgerung,  ist  ein  doppelter 
Schluß  zu  ziehen.     Er  lautet: 

A.  Das  Grundkapital  ist  im  staluienmäßigen  Betrage  auch  dann 
vorzutragen,  wenn  die  Ausgabe  unter  pari  erfolgt;  und 

B.  Das  Grundkapital  ist  in  staiutenmäßiger  Höhe  als  Bilauzpassivum 
auch  dann  einzusetzen,  wenn  es  noch  nicht  voll  einbezahlt  ist. 

UI.  Wir  sprechen  zunächst  vom  Falle  A.  Wohl  kennt  das  deutsche 
Handelsrecht  Unterpariemission  nicht  mehr.  HGB.  §  181  Abs.  1  verbietet 
sie,  aber  eigentümlich  ist  sie  noch  dem  österreichischen  Eechte.  Nur  für 
A.en,  die  unter  das  Aktienregulativ  fallen,  ist  Unterpariemission  ebenfalls 
unstatthaft,^) 

A.  Die  Frage,  die  entsteht,  lautet  -.  wie  ist  der  Mindererlös  aus  den 
ausgegebenen  Aktien  zu  buchen?  Ein  Zweifel  kann  hierüber  nicht  walten. 
Wie  das  Aktienemissionsagio,  ist  hierüber  nichts  anderes  bestimmt,  seiner 
wirtschaftlichen  Natur  nach  Gewinn  ist  und  darum  unmittelbar  auf  Gewinn- 
und  Verlustkonto  als  Vermögensmehrung,  also  auf  Haben-  oder  Gewinn- 
seite gebucht  werden  muß,  so  stellt  das  Disagio,  wirtschaftlich  betrachtet, 
Verlust  dar  und  ist  somit  unmittelbar  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  als 
Passivum  oder  Verlust  zu  überweisen.  Im  Bilanzkonto  kann  dieser  Ver- 
lust deshalb  bloß  mittelbar,  als  Bestandteil  des  bilanzmäßigen  Verlust- 
saldos erscheinen,  der  als  Ausgleichsziffer  auf  der  Bilanzaktivseite  steht. 

B.  Dagegen  geht  nicht  an,  das  Emissionsdisagio  als  besonderen  Aktiv- 
posten in  die  B.  einzustellen. 

1 .  Dagegen  spricht  allerdings  nicht,  daß  der  Posten  k  einen  reellen  Wert 
repräsentieren,  sondern  lediglich  das  in  seinem  Ansätze  auf  der  Passiv- 
seite zu  hoch  ausgewiesene  Grundkapital  auf  seinen  wahren  Wert  zurück- 
führen würde.  Solche  Fiktiv-,  insbesondere  Korrektur-  oder  Wertberichti- 
gungsposten kommen  auch  sonst  vor. 

2.  Auch  das  spricht  nicht  dagegen,  daß  die  Einsetzung  eines  solchen 
Kontos  über  dessen  formal  ausgleichenden  Zweck  hinaus  auch  materielle 
Bedeutung  besitzen  würde.  Sie  läge  darin,  daß  das  Disagio  in  der  B. 
nicht  verlustbildend  wirken,  nicht  als  Verlust  erscheinen  und  so  unter 
Umständen  ermöglichen  würde,  trotz  des  in  der  Unterpariemission  liegenden 
Verlustes  bilanzmäßig;  Gewinn  herauszurechnen  und  zu  verteilen. 


^)  A.-Reg.  §  28  Abs.  4. 
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a)  Wir  setzen  den  Fall :  Das  Aktienkapital  von  1 000000  ist  zu  80  Prozent 
ausgegeben  und  am  Ende  des  ersten  Geschäftsjahres  beträgt  der  Bar- 
bestand 950000,  der  Schuldenstand  100  000.  Dann  ergibt  sich,  wird  das 
Disagio  in  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  aufgenommen,  ein  bilanz- 
mäßiger Verlust  von  150000: 

Bilanzkonto 

Bar 950000  I  Grundkapital  ....     1000000 

Verlust ._  .....     150000jjireditoreu.     .     .     .     .     1000000 

IIOOOOO"!  1100000 

b)  AVird  dagegen  das  Disagio  von  5  Prozent  als  besonderer  Posten 
auf  Bilanzkonto  gebracht,  so  rechnet  sich  ein  bilanzmäßiger  Gewinn  von 
50000  heraus: 

Bar 950000  ]  Grundkapital  ....  1000000 

Diagiokonto 200000     Schulden 100  000 

I  Gewinn 50  000 

1150000  I  1150  000. 

3.  Der  wirkliche  Grund,  um  dessentwillen  unstatthaft  ist,  das  Aktieu- 
emissionsdisagio  in  der  B.  als  selbständigen  Aktivposten  erscheinen  zu 
lassen,  liegt  darin,  daß  der  Satz,  das  Grundkapital  habe  auf  der  Passiv- 
seite in  seiner  vollen  statutarischen  Höhe  zu. stehen,  nicht  einer  äußeren 
Form,  sondern  eines  materiellen  Zweckes  wegen  aufgestellt  ist.  Der  Ge- 
setzgeber will  nicht  bloß  haben,  daß  die  statutenmäßige  Grundkapital- 
ziifer  äußerlich  auf  der  Passivseite  steht,  unbekümmert  darum,  ob  sie 
durch  einen  Abzugsposten  auf  der  anderen  Seite  tatsächlich  herabgesetzt 
wii'd,  sondern  der  Gesetzgeber  will  mit  dem  Satze,  das  Grundkapital  sei 
in  seiner  vollen  Höhe  unter  den  Passiven  einzustellen,  erreichen,  daß, 
solange  die  Aktivwerte  nicht  an  den  statutenmäßigen  Betrag  des  Aktien- 
kapitals herankommen,  keüi  Reingewinn  verteilt  werde  und  zwar  auch 
dann  nicht,  wenn  der  reelle  Wert  des  Grundkapitals,  wie  es  bei  Unter- 
pariemission der  Fall  ist,  nicht  der  statutarischen  Höhe  des  Grundkapitals 
entspricht.  Dieser  Zweck  würde  vereitelt,  wäre  es  gestattet,  das  Disagio 
unter  einem  anderen  Titel  als  unter  dem  Titel  , »Verlust"  unter  den  Aktiven 
erscheinen  zu  lassen. 

C.  Somit  ist  nicht  bloß  wirtschaftlich  bedenklich,  ^yie  Eeisch  und 
Rreibiy  ^)  meinen,  sondern  rechtlich  unzulässig,  wenn  in  Österreich  A.en 
das  Aktienemissionsdisagio  nicht  auf  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  d.  h. 
als  Verlust,  sondein  als  ein  besonderes  Aktieuemissionskonto  unter  den 
Aktiven  "buchen,  mögen  sie  es  auch  nach  und  nach  durch  Zuwendung 
aus  dem  Reingewinn  zur  Auflösung  bringen. 

D.  Für  die  gegenteilige  Anschauung  läßt  sich  nicht  anführen  die 
buchhalterische  Behandlung  des  bei  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen 
entstehenden  Disagios.  Dieses  muß  allei'diugs  nicht  sofort  völlig  auf  die 
Verlustseite  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  übernommen  werden  und  darf 
deshalb  in  der  B.  auf  der  Aktivseite,  als  selbständiger  Posten  erscheinen. 
Allein  dieses  Disagio  ist  eben  anderer  Natur.  Es  entsteht  bei  Ausgabe 
von  verzinslichen  Schuldverschreibungen,  somit  bei  Entstehung  von  Kapital- 
nutzungsansprüchen und  Ziuspflichten.     Bei  Aktienausgabe  fehlen  solche 


•)  Reisch  U  §  28. 
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Ansprüche  auf  Nutzung  fremden  Kapitals  und  Zinspflicliten.     Der  A.  liegt 
wegen  der  Aktien  keine  Rückzahlung  und  keine  Zinspflicht  ob. 

IV.  Es  bleibt  die  Frage,  ob  das  Emissionsdisagio,  was  seine  steuer- 
rechtliche Wirkung  anlangt,  einen  abzugsfälligen,  d.  h,  den  Reinertrag 
mindernden  Verlust  darstellt.  Dies  ist  nicht  der  Fall.  Das  Emissions- 
disagio bildet  keinen  Betriebsverlust,  d  h.  keinen  Verlust,  der  zum  Zwecke 
der  Ertragserzielung,  d.  h.  zur  Erwerbung,  Sicherung  und  Erhaltung  des 
Ertrags  erlitten  wird.  Wie  das  Ei.issionsagio  Stammvermögensmehrung, 
so  stellt  dies  Disagio  Stammvermögeusminderung  dar. 

4.  Nicht  voUeingezaliltes  Grundkapital. 

§  52. 

Die  zweite  Folgerung  aus  dem  Satze,  das  Aktienkapital  dürfe  mit 
keinem  geringeren  als  seinem  statutenmäßigen  Betrage  eingesetzt  werden, 
lautet,  wie  im  Eingang  des  vorigen  Paragraphen  bemerkt:  Das  Grund- 
kapital ist  in  seiner  statutarischen  Höhe  auch  dann  einzustellen,  wenn 
es  noch  nicht  voll  geleistet  ist.  ^) 

I.  Die  Buchung  lautet: 

Aktienkapitalkonto 

An  Bilanzkonto 100  |  Per  Aktienkonto 100 

Aktienkouto 

An  Aktienkapitalkonto  .     .     .     100  1  Per  Kassenkonto 80 

I  Per  Bilanzkonto 20 

Bilanzkonto 

Kassenkonto 80     Grundkapitalkonto    ....     100 

Nicht  vollbezahlte  Aktien  .     .       20 

II.  A.  Einsetzung  des  Grundkapitals  in  voller  statutarischer  Höhe 
auch,  wenn  es  noch  nicht  voll  eingelegt  ist,  widerspricht  keineswegs  dem 
Charakter  des  Grundkapitals  als  Kreditbasis.  Selbst,  sofern  es  nicht 
ganz  einbezahlt  ist,  stellt  es  in  voUer  statutenmäßiger  Höhe  einen 
Garantiefonds  für  die  Gläubiger  dar;  denn  auch,  soweit  es  nicht  geleistet 
wurde,  sind  die  Gegenwerte  des  Passivpostens  Grundkapital  in  den  Forde- 
rungen auf  Einzahlung  vorhanden,  die  der  A.  zustehen.  Auch  Forderungen 
sind  bilanzmäßige  Vermögenswerte. 

B.  Würden  die  noch  nicht  einbezahlten  Aktienbeträge  nicht  unter 
den  Aktiven  vorgetragen,  so  wäre  möglich,  daß  Überschuldung  rechnerisch 
angenommen  würde,  ohne  daß  sie  wirtschaftlich  vorläge.  Setzen  wir, 
bei  einer  A.,  deren  xlktienkapital  von  500  000  mit  50  Prozent  einbezahlt 
ist,  ergebe  sich  ein  Jahresverlust  von  260  000,  so  würde  Überschuldung 
vorliegen  und  wäre  gemäß  HGB.  §  240  ^^  Konkurseröffnung  zu  beantragen, 
wenn  man  unterließe,  die  ausstehenden  250  000  Aktieueinlagen  als  Forde- 
rungen einzustellen. 

III.  Die  Praxis  pflegt  nicht  selten  so  zu  verfahren,  daß  sie,  falls 
das  Grundkapital  nicht  voll  einbezahlt  ist,  es  lediglich  mit  dem  einge- 
zahlten Betrage  unter  den  Passiven  aufführt  und  die  Forderungen  auf 
den  Einlagerest  unter  den  Aktiven  wegläßt. 

^)  Nicht  voll  eingehoben  wird  das  Grundkapital,  wenn  für  gewöhnlich  nur  wenig 
Betriebsmittel  oder  wenn  die  Mittel  erst  nach  und  nach  notwendig  sind. 
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A.  Dies  ist  sclion  nach  allgt-moiiien  Bilanzreclit  unzulässig.  Die  §§  39 
und  40  schreiben  die  Einsetzung-  aller  Forderungen  in  die  B.  vor.  Hier- 
nach ist  wohl  angängig,  alle  „Forderungen"  in  der  B.  zu  einem  Posten  zu- 
saninienzuziehen  und  ebenso  auf  der  Passivseite  alle  , Schulden."  Aber  gegen 
die  Bilanzklarheit  verstölit,  wenn  nur  die  Differenz  zwischen  allen  Forde- 
rungen und  allen  Passiven  oder  zwischen  einem  Teil  der  Forderungen  und 
einer  Art  von  Passiven  zur  Aufnahme  gelangt.  ^) 

B.  Dazu  kommen  für  die  B.r.i,  die  dem  §  261  des  HGB.  unter- 
stehen, noch  besondere  Gründe: 

1.  ist  nach  §  261,5  der  Betrag  des  Grundkapitals  in  der  B.  vorzu- 
tragen und  „das"  Grundkai>ital  ist  eben  das  in  Statut  und  Handelsregister 
fixierte,  nicht  ein  beliebig  niedrigeres. 

2.  ist  „der  /jV/zy///"  uiul  nicht  der  Wert  einzusetzen.  Und  unter 
Betrag  ist  geraeint  der 'Nennbetrag^),  nicht  der  reelle  Wert.  Also  müßte 
selbst,  wenn  nur  ,,der  eingezahlte  Betrag"  eingesetzt  werden  wollte, 
doch  die  Quote  des  Nennwertes  zur  Aufnahme  gelangen,  die  durch  die 
Summe  der  Einzahlungen  repräsentiert  würde.  Diese  Quote  entspricht 
aber  keineswegs  notwendig  der  Wertziffer,  mit  der  die  Forderungen  auf 
den  Einlagerest  im  Aktivum  anzusetzen  wären.  Denn  hier  sind  die 
Forderungen  nach  ihrem  derzeitigen  Wert,  also  unter  Beachtung  ihrer 
Sicherheit,  d.  h.  der  Vermögenslage  des  jeweiligen  Aktionärs  und  seiner 
haftenden  Vormänner  bzw.  der  Chance  des  Erlöses  bei  Verkauf  des  An- 
teilsrechtes, anzusetzen.  Somit  wäre  es  rechnerisch  nicht  das  gleiche, 
ob  auf  die  eine  oder  andere  Weise  verfahren  wird.  Abzug  auf  der  Passiv- 
seite bedeutet  Mißachtung  des  Grundsatzes,  daß  Forderungen  nach  ihrem 
wirklichen  Werte  zu  bewerten  sind.  "^  Der  Posten  ,, nichtbezahlte  Aktien" 
hat  keinen  stabilen  Wert.  Es  wechselt  mit  der  Konjunktur.  Die  Lage 
der  A.  selbst  hat  darauf  Einfluß.  Ist  sie  günstig,  so  ist  das  Anteilsrecht 
der  säumigen  Aktionäre  besser  verkäuflich.  Setzen  wir  z.  B.  den  Fall, 
die  A.  fordere  die  Restzahlung,  ein  Aktionär,  der  noch  200  000  Mk.  Nenn- 
wert zu  leisten  habe,  könne  die  Zahlung  nui-mehr  in  Aktien  der  Gesellschaft 
machen  und  diese  stünden  auf  80,  so  ist  unzulässig,  bei  1  Mill.  Aktien- 
kapital zu  buchen:  eingezahltes  Grundkapital  960  000  Mk. ;  die  B.  wäre 
unwahr,  der  Verlust  von  40  000  Mk.  verschleiert.  Es  muß  gebucht  werden  : 

Aktiva 960  000     Grundkapital  ....     1000000. 

Verlust 40000 

'6.  Dazu  kommen  Verschiedenheiten  in  den  Konsequenzen. 

a)  Für  die  Frage  der  Höhe  des  Reingewinns  entsteht  in  der  Regel 
allerdings  kein  Unterschied.  Denn  der  bilanzmäßige  Gewinn  bleibt. der 
nämliche,  ob  bei  einer  Einzahlung  von  80  Prozent  die  fehlenden  20  Prozent 
unter  den  Aktiven  gebucht  oder  vom  Grundkapital  abgezogen  werden. 

b)  Bedeutsamer  ist  der  Unterschied  der  Auffassung  für  die  Frage, 
wie  lange  vom  Jahresreingewinn  ein  Teil  an  den  Zwangsreservefonds  ab- 
zuführen  ist.     Nach  HGB.  §  262   muß   mindestens   ein  Zwanzigstel   des 


*)  Das  österr.  Vers.-Reg.  verbietet  es  ausdrücklich  in  §  33:  „Der  Nominalbetrag 
des  emittierten  Aktienkapitals  ist  ins  Pa.s.sivum,  etwaige  Forderungen  an  die  Aktionäre 
für  das  noch  nicht  eingezahlte  Kapital  dagegen  ins  Aktivum  der  B.  einzustellen." 

»)  HGB.  179  m. 

')  Durch  l^Ieschluß  der  zuständigen  Gesellschaftsorgane  kann  nach  allgemeiner 
Norm  der  Wert  der  noch  nicht  voUbezablten  Aktien  unter,  aber  nicht  über  dem  wahren 
Wert  angesetzt  werden. 
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Jahresgewinnes  so  lange  jenem  Fonds  zugefiilirt  werden,  als  er  den  zehnten 
oder  den  im  Statut  bestimmten  höheren  ,/J'eil  des  Grundkapitals"  nicht 
übersteigt.^)  Dies  Übersteigen  erfolgt  natürlich  früher,  wenn  lediglich  das 
um  die  ausstehenden  Einlageforderungen  gekürzte  Aktienkapital  als  solches 
unter  den  Passiven  vorgetragen  wird. 

IV.  Unbegebene  Aktien.  A.  Gesetzlich  unmöglich  ist,  unter  den  Aktiven 
einen  Posten  unhef/ebeiw,  d.  h.  nicht  gezeichnete  Aktien  zu  führen.  Nicht 
gibt  dafür  den  Ausschlag,  wie  Simon^)  meint,  daß  vor  Vollzeichnung 
die  A.  nicht  errichtet  und  bei  Erhöhung  des  Grundkapitals  Erhöhung  erst 
nach  Zeichnung  der  Aktien  eingetreten  ist.  Damit  werden  die  Aktien 
allerdings  erst  Ui'kunden  rechtlicher  Bedeutung.  Aber  vorher  können 
sie  sog.  rein  wirtschaftliche  Güter  sein. 

B.  Aber  auch  als  solche  lassen  sie  sich  nicht  in  Betracht  ziehen. 
Man  könnte  meinen,  weil  sie  keinen  Gegenwartswert  besitzen.  Sie  haben 
unter  Umständen,  wenn  ihre  Unterbringung  als  höchst  wahrscheinlich  an- 
genommen werden  darf,")  einen  solchen,  obschon  nur  einen  Hoffnungs- 
wert. Aber  ihre  Einsetzung  ist  dennoch  teils  ungesetzlich  teils  zwecklos. 
Ungesetzlich,  was  sie  Gewinnermittlungsbilanzen  betrifft.  Denn  werden 
die  unbegebenen  Aktien  als  Hoffnungswerte  unter  den  Aktiven  vorgetragen, 
so  muß  nach  dem  Prinzip  der  B.  als  Ausgleichsbegriff  auch  ein  entsprechendes 
Grundkapital  auf  der  Passivseite  erscheinen.  Ohne  Grundkapital  keine 
Aktienwerte.  Als  Grundkapital  darf  aber  bei  Gewinneimittlungsbilanzen 
lediglich  das  statutenmäßige  erscheinen.  Statutenmäßig  ist  erst  in  Aus- 
sicht genommenes  noch  nicht.  Bei  anderen  B.en  scheitert  die  Einstellung 
daran,  daß  aus  den  Aktien  auch  vermögensrechtliche  Pflichten  der  A. 
entstehen,  die  dem  positiven  Werte  der  Aktien  die  Wage  halten,  da  das 
zu  erwartende  Agio  nicht  als  Bilanzaktivum  in  Berücksichtigung  genommen 
werden  darf. 

C.  Für  die  unter  das  österreichische  Aktien  regulativ  fallenden  A.en 
ergibt  sich  die  ünzulässigkeit  der  Einsetzung  noch  daraus,  daß  es  in  §  24 
ausdrücklich  vorschreibt,  daß  im  Statut  die  Höhe  das  Aktienkai)itals  stets 
nach  dem  Stande  der  tafsächlich  emittierten  Aktien  anzugeben  sei.  Hiermit 
bringt  der  Gesetzgeber  zum  Ausdruck,  daß  den  unbegebenen  Aktien  in 
keiner  Richtung  bilanzmäßige  Bedeutung  zuzuerkennen  sei;  wenn  nicht 
als  Passivum,  um  so  weniger  als  Aktivura. 

D.  Das  österreichische  Versicliernugsregnlativ  §  53  bestimmt  un- 
mittelbar: „Nicht  emittiertes  Aktienkapital  darf  weder  im  Rechnungs- 
abschlüsse, noch  in  anderen  für  die  Versicherungsnehmer  bestimmten  Kund- 
machungen aufgeführt  werden." 

C.  Grundkapitals-Erhöhung  und  Herabsetzung. 

§  53. 

I.  Bei  der  Grundkapitalserhöhung  darf  die  neue  Kapitalziffer  erst 
eingesetzt  werden,  wenn  die  neuen  Aktivwerte  eingegangen  sind,  d.  h. 
nach  kaufmännischer  Anschauung  der  A.  zugehöreu,  anderseits  kann  es 
unter  dieser  Voraussetzung   bereits   vor  Eintrag  der   durchgeführten  Er- 


')  Ebenso  österr.  A -Reg.  §  53  Abs.  1  Ziff.  1. 
*)  S.  210. 

*)  Eine  blühende  Firma  wird  in  ein  Aktienunternehmen  umgewandelt;  eine  vor- 
züglich arbeitende  A.  erhöht  ihr  Grundkapital. 
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höhung  geschehen.*)  Die  Grundkapitalsherabsetzung  ist  mit  Eintragung 
des  Herabsetzungsbeschlusses  erfolgt.  Also  können  sich  an  sie  von  da  an 
^^'iI•kungen  knüpfen.  Wii'  unterscheiden  buchführungsniäßige,  wirtschaft- 
liche und  rechtliche  Wirkungen. 

II.  Die  buchfülirungsmäßige  versteht  sich  von  selbst.  Von  dem 
Momente  an  kann  nicht  bloß,  sondern  muß  in  der  Buchführung  das  Grund- 
kapital mit  der  niedrigeren  Zitier  gebucht  werden.^) 

III.  An  diese  Umbuchung  knüpfen  sich  aber  wirtschaftliche  und  recht- 
liche Folgen.  Sie  ergeben  sich  aus  dem  Rechtssatze,  daß  das  Grundkapital 
unter  die  Passiven  einzustellen  ist.  An  sich  ist  die  Herabsetzung  lediglich 
eine  reclnuTische,  keine  wirtschaftliche  und  keine  rechtliche  Handlung, 
d.  h.  keine,  die  Vermügensänderung  oder  rechtliche  AVirkung  mit  sich  bringt. 
Aber  an  die  Herabsetzung  reihen  sich  wirtschaftliche  und  rechtliche  Folgen 
wegen  der  Eigenschaft ,  des  Grundkapitals  als  Bilanzposten. 

lY.  Wirtschaftliche  Wirkungen.  A.  Durch  die  Herabsetzung  wird  ein 
Bilanzposten  verändert  und  damit  nach  dem  Wesen  der  B.  als  Abgleichung 
zwischen  Aktiven  und  Passiven  das  Yeihältnis  der  Aktiven  zu  den  Passiven 
anders  gestaltet.  Infolgedessen  ist  die  Herabsetzung  ein  geeignetes  Mittel 
zur  Durchführung  wirtschaftlicher  Maßnahmen,  ein  rechnerisches  Hilfs- 
mittel, um  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  A.,  insbesondere  die  wii't- 
schaftlichen  Beziehungen  zu  ihren  Mitgliedern  zu  ändern. 

B.  Eine  wirtschaftliche  Wirkung  bringt  die  Herabsetzung  der  Grund- 
kapitalsziöer  infolge  ihrer  Einsetzung  in  die  Jahresbilanz  ohne  jede  weitere 
Umgestaltung  der  B.  mit  sich,  die,  daß  entweder  die  Gewinnzifier  steigt 
oder  die  etwaige  Verlustziffer  auf  der  Aktivseite  fällt;  denn  wird  die 
Grundkapitalsziö'er  niedilger,  so  sind  dadurch  entweder  die  Aktiven  in 
der  Lage,  die  Passiven  in  höherem  Maße  zu  übersteigen,  oder  es  wird, 
wenn  die  Gesamtsumme  der  Aktiven  kleiner  als  die  der  Passiven  ist,  er- 
möglicht, daß  die  Passiven  in  geringerer  Höhe  die  Aktiven  überragen.  Nehmen 
wir  eine  B. 


Kassa 500  000 

Grundstück    .....     500000 


Grundkapital     ....     500000 

Schulden 400  000 

Gewinn 100000 


und  es  wird  das  Grundkapital   um   100  000  herabgesetzt,  so   steigt  der 
bisher  100000  betragende  Gewinn  auf  200  000: 

Kassa 500  000     Grundkapital     ....     400000 

Grundstücke 500000  !  Schulden 400000 

Gewinn 200  000. 


')  Wer  wie  z.  B.  Lehmann  II,  470  die  Ansicht  vertritt,  erst  mit  der  Eintragung 
der  durchgeführten  Erhöhung  dürfe  die  Ziffer  erhöht  werden,  muß  in  Höhe  der  vorher 
eingegangenen  Zahlungen  im  Passivum  ein  luterimskunto  (trausitorisches  Konto)  setzen, 
um  die  Beträge  vor  Verteilung  als  Gewinn  zu  schützen. 

*)  Etwas  anderes  gilt  bei  der  sog.  unbestimmten  oder  limitierten  Herabsetzung 
(der  Herabsetzung  bis  zu  einem  Höchstbetrag:  Beschluß,  bis  zu  8000ÜU  herabsetzen). 
Sie  findet  statt,  wenn  sich  wegen  der  Art  der  gewählten  Ausführung  ein  fester  Betrag 
nicht  vorausbestimmen  läßt  (die  Aktien  sollen  freihändig  zurückgekauft  werden  oder 
der  Herabsetzungsheschluß  wird  mit  einem  Beschlüsse,  Zuzahlungen  zu  verlangen,  oder 
mit  einem  Kapitalerhöhnngsbeschluß  kombiniert,  so  daß  die  Aktionäre  ein  Wahlrecht 
besitzen).  Hier  ist  der  Herabsetzungsbeschluß  noch  kein  Statutenänderungsbeschluß, 
sondern  nur  die  Vorbereitung  eines  solchen.  Zum  Statutenänderungsbeschluß  wird  er 
erst,  wenn  eine  bestimmte  Herabsetzungsziffer  feststeht  (der  Erfolg  der  freiwilligen 
Ankäufe  vorliegt,  die  Ausschlußfrist  abgelaufen  ist,  bis  zu  der  sich  die  Aktionäre  über 
Teilnahme  an  Zuzahluug  oder  Neuemiasiou  erklären  müssen). 
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War  bisher  Uiiterbilanz  gegeben: 

Kassa 500000      Grundkapital     ....     500000 

Grundstücke 500000     Schulden 600  000 

Verlust 100  000  I 

und   das  Grundkapital   wird   um  100  000  herabgesetzt,  so  ist  die  Folge 
Beseitiffuuö:  der  Unterbilanz: 


Kassa 500000 

Grimdstücke 500000 


Grundkapital     ....     400000 
Schulden 600  000. 


C.  Außerdem  sind  esfolr/efide  wirtschaftliche  Zwecke^  zu  deren  Herbei- 
fülirung  die  Grundkapitalsherabsetzung  das  buchtechnische  Mittel  bildet. 

1 .  Herabsetzung  zur  Abstoßung  überflüssiger  Betriebsmittel  (teilweise 
Zurückzahlung  des  Grundkapitals,  Zurückgabe  von  Einlagen  oder  sonstigen 
Werten).  Die  A.  braucht  weniger  Betriebsmittel.  Eine  Terraingesellschaft 
z.  B.  ist  gegründet  allein  zur  Verwertung  eines  bestimmten  Grundkomplexes. 
Sie  kauft  ihn  um  500  UOO  und  gründet  sich  daher  mit  einer  halben  Million 
Grundkapital.  Es  gelingt  ihr,  die  Hälfte  des  Komplexes  um  eine  Mülion 
zu  veräußern.      Das  ergibt  folgende  B.: 


Grundstücke     ....       250000 
Kassa 1000  000 


1250  000 


Grundkapital 
Gewinn  .     . 


500  000 
750  000 


1250  000. 


Daher  können  750  000  verteilt  werden.  Aber  der  Zweck  der  Grün- 
dung ist  schon  zur  Hälfte  erreicht.  Die  Gesellschaft  braucht  auch  weniger 
Betriebsmittel.  200  000  —  nehmen  wir  an  —  sind  überflüssig.  Sie  sollen 
ebenfalls  an  die  Aktionäre  kommen.  Mittel  dazu:  Grmidkapitalherabsetzung 
um  200  000.     Die  B.  lautet  dann: 


Grundstück 250  000 

Kassa 250  000 


Grundkapital      ....     300000 
Schuld  an  die  Aktionäre  .     200  000 


und  wenn  die  200  000  wirklich  zurückbezahlt  sind: 

Grundstücke 250  000  i  Grundkapital      ....     300  000 

Kassa 50  000  1 

Oder  eine  Gesellschaft  stößt  eine  größere  Unternehmung  mit  Vorteil 
ab,  ohne  daß  es  zweckmäßig  wäre,  eine  andere  zu  beginnen.  So  werden 
ihre  Kapitalien  frei.  Um  sie  an  die  Aktionäre  zurückgeben  zu  können, 
ist  Grundkapitalherabsetzung  notwendig. 

2.  Herabsetzung  zur  Entlastung  der  Aktionäre,  zur  Hintanhaltung 
weiteren  Steigerns  der  Betriebsmittel.  Eine  A.  braucht  für  die  Zukunft 
voraussichtlich  nicht  mehr  Betriebsmittel,  als  sie  hat,  trotzdem  die  Aktien 
nicht  voll  einbezahlt  sind.  Sie  will  daher  die  Mitglieder  von  ihren  weiter- 
gehenden Einlageverpflichtungen  befreien  (liberierte  Aktien).  Das  Mittel 
ist  Herabsetzung  des  Grundkapitals.  Das  Kapital  beträgt  1  000  000.  Bis- 
her sind  20  Prozent  einbezahlt.     Also  lautet  die  B. : 


Kassa   .     .     .     .     .     .     .     200  000  '  Grundkapital 

Forderungen 800  000  I 

Das  Grundkapital  wird  auf  200  000  herabgesetzt: 

Kassa 200  000  ,  Grundkapital 


1000000. 


200  000. 
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Die  Umbucliung-  auf  S[)ozialkonto,  die  notwendig  ist,  berülirt  das  Gewinn- 
uud  Verlustkunto  gar  nicht.     Das  Aktienkapitalkonto  lautet: 

Soll  Haben 

Grundkapital    ....     1000000 

Aktienrestzalilungskouto 
Soll  Haben 
800  000  I 

Dann  wird  gebucht :  Aktienkapiüilkonto  800  000  an  Aktienrestzahlungskonto : 

Aktienkapitalkonto 
800  000  1000  000. 

^  Aktienrestzalilungskouto 
8UO00O  I         . 800  000. 

3.  Herabsetzung  zur  Beseitigung  einer  Unterbilanz,  die  durch  Be- 
triebs- oder  großen  Wertverlust  eintritt. ')  An  sich  ist  die  Folge  beider 
Erscheinungen  Wegfall  von  Dividenden  für  die  nächsten  Jahre.  Dies 
würde  die  Aktien  entwerten,  den  Ruf  des  Unternehmens  schädigen.  Um 
dies  zu  vermeiden,  erfolgt  Grundkapital^herabsetzung.  Dann  ist  eher 
wieder  bilanzmäßiger  Reingewinn  möglich.  Die  Aktien  waren  auf  1  200  000 
gewertet.  Sie  waren  überschätzt.  Sie  sind  nur  900  000  wert.  Das  Aktien- 
kapital betrug  1  Million.  Es  wird  auf  800  000  herabgesetzt.  Bisher  be- 
stand 100  000  Unterbilanz.    Nun  lautet  die  B. : 

Aktiva 900  000     Grundkapital     ....     800000 

Gewinn 100  000. 

Die  Umbuchung  auf  den  Spezialkonten  führt  dabei  über  Gewinn-  und 
Verlustkonto:  Aktienkapitalkonto  an  Gewinn-  und  Verlustkonto  200  000. 
Das  bisherige  Gewinn-  und  Verlustkonto  lautet  auf  100  000  Verlust.  Nun 
lautet  es: 

Verlust                                                Gewhni 
100  000  I        200  000; 

bleibt  100  000  Gewinn. 

4.  a)  Herabsetzung  zur  Reservefondsbildung.  Ein  Teil  des  Grund- 
kapitals soll  in  einen  Reservefonds  umgewandelt  werden.')  Über  Reserve- 
fonds läßt  sich  freier  verfügen,  ihre  Beseitigung  unterliegt  nicht  so  schweren 
Bedingungen,  wie  Grundkapitalsherabsetzung. 

bj  Der  Unterschied  gegenüber  dem  vorigen  Fall  ist  der :  die  Dividenden- 
chance wird  nicht  erhöht,  aber  die  Beweglichkeit  des  Betriebs,  die  Ver- 
wendung der  Betriebsmittel  wird  erleichtert.  Die  Spezialbuchung  ist: 
Aktienkapitalkonto  an  Reservefondskonto.  Wenn  das  Grundkapital  bisher 
500  01)0  betrug  und  davon  100  000  als  Reservefonds  ausgeschieden  werden 
sollen,  so  lautet  demgemäß  die  Buchung: 

')  Die  richtige  Ausdrucksweise  ist  nicht:  es  sind  hohe  Abschreibungen  notwendig, 
zu  dem  Zwecke  Herabsetzung;  sondern  zuerst  Vornahme  der  Abschreibungen  und  zur 
Beseitigung  der  dadurch  verursachten  Unterbilanz  Herabsetzung. 

*)  Eine  A.  verliert  durch  Beteiligung  400  000  Mk.  d.  h.  ihren  ganzen  Reserve- 
fonds. Sie  setzt  ihr  Gmndkapital  herab,  indem  sie  400  Stammaktien,  die  erst  später 
Dividende  erhielten,  zu  40  7o  zurückkauft.  Sie  macht  dadurch  einen  Buchgewinn,  der 
ausreicht  nicht  nur  die  gesetzliche  Reserve  in  Toller  Höhe,  sondern  eine  Ersatzreserve 
zu  schaffen. 
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Aktienkapitalkonto 
Soll                                                      Haben 
....     100000  I  500000 


Reservefondskonto 


Haben 


!         100  000. 

5.  Herabsetzung  zur  Bildung  stiller  Reserven.  Bei  gut  situierten 
Unternehmen  ist  Herabsetzung  zweckmäßig,  wenn  die  Anlagen  im  Ver- 
hältnis zur  Konkurrenz  hoch  zu  Buch  stehen,  d.  h.  nicht  so  viel  freiwillig 
abgeschrieben  ist,  wie  bei  der  Konkurrenz. 

6.  Die  Herabsetzung  kann  zugleich  mehreren  Zwecken  dienen,  z.  B. 
zum  Teil  zu  außerordentlichen  Abschreibungen,  zum  Teil  zu  Reserve- 
fondsbildung. 

D.  Die  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  Wirkung  je  nach  dem 
Zwecke,  der  mit  ihr  beabsichtigt  ist,  zeigt  sich  in  folgendem.  Wo  Herab- 
setzung erfolgt,  um  überflüssige  Mittel  abzustoßen  oder  die  Entstehung 
überflüssiger  Mittel  hintanzuhalten,  wird  durch  Herabsetzung  die  Dividende 
geschmälert.  Nach  dem  Nennbetrag  ist  sie  bestimmt.  Wird  er  kleiner, 
so  demgemäß  auch  die  Dividende.  Dagegen  wird  bei  Grundkapitalsherab- 
setzung zur  Ausgleichung  von  Unterbilanzen  die  Dividendenchance  ge- 
steigert. Bei  Herabsetzung  zur  Bildung  eines  Reservefonds  bleibt  die 
Dividendenaussicht  die  gleiche.  Denn  an  Stelle  der  höheren  Grundkapital- 
summe entsteht  ein  anderer  Bilanzpassivposten  und  jeder  Bilanzpassiv- 
posten wirkt  gewinnschmälernd. 

E.  Auch  buchtechnisch  prägen  sich  die  verschiedenen  wirtschaftlichen 
Zwecke  verschieden  aus.  In  dem  Eintrag  der  herabgesetzten  Grundkapitals- 
ziff'er  allein  schon  kommt  die  Herabsetzung  zum  Ausgleich  einer  Unter- 
bilanz in  der  B.  zum  Ausdruck.  Bei  Grundkapitalherabsetzung  mit  anderen 
Absichten  bedarf  es  außerdem  weiterer  Buchungen  in  der  B.  Herabsetzung 
wegen  teilweiser  Heimzahlung  verlangt  noch  Einsetzung  eines  Schuldpostens. 
Ebenso  wird  ein  anderer  Passivposten  eingesetzt  bei  Herabsetzung  zur 
Bildung  eines  Reservefonds.  Bei  Herabsetzung  zum  Zwecke  der  Aktionär- 
befreiung hinwiederum  muß  ein  Aktivposten  gestrichen  werden. 

V.  Rechtliche  Wirkungen.  Besondere  rechtliche  Folgen  der  Grund- 
kapitalsherabsetzung ergeben  sich  bei  Herabsetzung  wegen  teilweiser  Zu- 
rückzahlung und  wegen  Befreiung  der  Aktionäre.  Beide  Zwecke  haben 
bilanzmäßig  und  wirtschaftlich  das  gemein,  daß  sie  nicht  bloß  eine  Herab- 
minderung des  ideellen  Passivpostens  Grundkapital,  sondern  auch  eine  Ab- 
minderung  reeller  Aktivposten  mit  sich  bringen.  Rechtlich  bewirkt  der 
eine  Beschluß  die  Entstehung  eines  Aktionärsanspruches  auf  Zurückzahlung, 
der  andere  die  Beendigung  einer  Aktionärverbindlichkeit  zu  Einzahlung. 

VI.  A.  Die  ,, Ausführung"  der  Herabsetzung  besteht  aus  einem 
wesentlichen  und  einem  möglichen  Bestandteil.  Den  wesentlichen  bildet 
die  Herstellung  der  Übereinstimmung  des  Nennbetrags  der  vorhandenen 
Aktienbriefe  mit  der  neuen  Grundkapitalszifier. 

B.  Den  möglichen  Bestandteil  der  Ausführung  bildet  die  teilweise 
Zurückzahlung  des  Grundkapitals.  Sie  ist  Bestandteil  nur  bei  Herab- 
setzung zur  teilweisen  Zurückzahlung. 

VII.  Spezialbuchung  der  teilweisen  Ruckzahlung.  Wie  die  Spezial- 
hnchnng  der  fei  kreisen  Biiclxzahlnng  zu  betätigen  ist,  bedarf  besonderer 
Bptrachtung.     Drei  mögliche  Arten  sind  zu  unterscheiden. 
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A.  1 .  Bloße  Hcrahscfziuif/  des  Nn}fibctra(/s.  Aktienkapital  1 200 000. 
Es  werden  anf  jede  Aktie  200  zurückbezalilt.  Ihr  bisheriger  Nennbetrag 
war  1200.  Anf  Bilanzkonto  wird  gebucht  unter  den  Passiven  1000  000 
Grundkapital,  ^^'as  die  Einzelkonten  betrift't,  so  werden  auf  Aktienkapital- 
konto 200  000  ab-  und  einem  zu  bildenden  Kapitalrückzahhmgskonto  zu- 
geschrieben : 

Kapitalkonto 
Soll                                                    Haben 
200000  I  1200000 


Rückzahlungskonto 


Haben 


I  200000 

und  dieses  Rückzahlungskonto  erscheint  als  neuer  Passivposten.  Die 
Kasse  zahlt  dann  nach' und  nach  zurück,  sagen  wir:  an  vier  Terminen 
je  50  000.    Also  wird  Rückzahlungskonto  belastet,  Kassenkonto  erkainit: 


Soll 

Kassenkonto 

Haben 

Per  Rückzahlungskonto 
>>                   >) 

.     50  000 
.     50000 
.     50  000 
.     50000 

Soll 

Rückzahlungskonto 

Haben 

An  Kassenkonto  .     . 
»)             >>           •     • 
»»             )>           •     • 

))             ))           •     • 

.     .     50  000 
.     50  000 
.     50  000 
.     50  000 

Per  Kapitalkonto  .     .     . 

200  000 

Dann  kann  in  der  B.  200  000  gestrichen  werden.  Würde  B.  zwischen 
drittem  und  viertem  Termin  zu  ziehen  sein,  so  würde  unter  den  Passiven 
noch  ein  Kapitalrückzahlungskonto  50000  stehen.  Denn  das  Rückzahlungs- 
konto  wäre  abzugleichen: 

An  Kassenkonto     .     .     .      150000  1  Per  Aktienkapitalkonto  .     200000 
An  Bilanzkonto      ...        50000  | 

und  das  Bilanzkonto  lautete  auf  der  Passivseite: 

j  Grundkapital  ....     1000000 

Grundkapitalrückzah- 
I      lungskonto  .....     50D00. 


2.  Beachtenswert  ist,  daß  bei  dieser  Buchung  das  Gewinn-  und  Ver- 
lustkonto ganz  außer  Spiel  bleibt.  Dies  kommt  daher,  daß  aus  den  Aktiven 
getilgt  wird.  Hier  ist  das  Kassen-  oder  ein  ähnliclies  Konto  das  Konto, 
auf  dem  die  Kapitalsherabsetzung,  wie  es  die  doppelte  Buchfühi'ung  er- 
fordert, buchtechnisch  ausgeglichen  wird.  Anders  wenn  Herabsetzung  zur 
Deckung  der  Unterbilanz  erfolgt.  Hier  fehlt  ein  Aüsgleichskonto.  Von 
den  Aktiven  wird  nichts  aufgewendet;  eine  andere  Schuldpost  entsteht  nicht. 
Demgemäß  erscheint  die  Reduktion  buchführungsmäßig  als  Gewinn.  Weini 
wir  nicht  unmittelbar  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  übertragen,  sondern 
ein  Kapitalherabsetzungskonto  vorher  einschieben,  so  lautet  bei  einer  Herab- 
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Setzung  des  Grundkapitals  von  1  Million  um  20  Prozent  und  300  000  Mk. 
Unterbilauz  die  Buchuns:: 


Aktienkapitalkonto 


An  Kapitallierabsetzungs- 
konto 200000 


1000000 


Kapitalherabsetzungskonto 
An  Gewinn- und  Verlustkonto  200  000  |  Per  Kapitalkonto  .     .     .     200000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust                                                  Gewinn 
300  000  I  200  000 


Bilanzkonto 

Aktiva 800  000  I  Grundkapital     ....     800000. 

Verlust 100  000  I 

B.  Die  zweite  Form  der  Ausführung  ist  Herabsetzung  der  ZnJil 
der  Aktien  und  zwar: 

1.  In  Form  der  Znsammentegiing .  Geschieht  die  Zurückzahlung 
durch  Zusammenlegung,  so  ist  die  Buchung  keine  andere.  Wenn  das  Kapital 
1200  000,  die  Einzelaktie  1000  und  die  Kückzahlungsquote  20  Prozent 
beträgt  und  es  soll  die  Zahl  der  Aktien  herabgesetzt  werden,  so  wird 
im  Verhältnis  von  6 : 5  zusammengelegt,  je  auf  6000  Mk.  Aktien  werden 
1000  Mk.  zurückbezahlt.     Also  buchen  wir  im  Bilanzkonto 

Grundkapital  ....  1000000 
Eückzahlungskonto  .  .  200  000 
und  im  einzelnen,  wie  oben.  Besonderes  gilt  hier  nur,  wenn  ein  Aktionär 
nicht  die  Mindestzahl  der  Aktien  besitzt,  die  bei  Zusammenlegung  zu  einer 
Gruppe  vereinigt  werden,  in  unserem  Falle  keine  sechs.  Der  äußere 
Hergang  ist  dann  der,  daß  der  Aktionär,  was  er  an  Aktien  besitzt,  der 
Gesellschaft  einreicht  und  diese  sie  verwertet. 

2.  Durch  Einziehung  und  zwar 

a)  Auslosung,  Kündi(/ung  oder  ähnliches  Verfahren. 

a)  Hier  ist  ebenfalls  die  Buchung  keine  andere.  Aktienkapitalkonto 
wird  zugunsten  eines  Aktien-,  VerIosungs-(oder  Kündigungs-)kontos  be- 
lastet und  dieses  Verlosungskonto  wird  fortschreitend  mit  der  Auslosung 
zugunsten  c!es  Kassenkontos  beschwert.  Das  Verlosungskonto  ist  eben 
unter  den  allgemeinen  Begriff  Aktienrückzahlungs-  oder  Aktieneinlösungs- 
konto einzureihen. 

ß)  Die  nicht  eingereichten  Aktien  werden  auf  Eückstandskonto  ge- 
bucht. Wir  wollen  annehmen,  50  000  Mk.  verloste  Aktien  wurden  nicht 
eingereicht.     Dann  buchen  wir: 

Aktienkapitalkonto 
An  Eückzahlungskonto  .       200  000     Grundkapital   ....     1200000 
An  Bilanzkonto     .     .     .    1000  000 

Eückzahlungskonto  (=  Aktieneinlösungskonto) 
An  Kassenkonto  (=  tat-  Betrag  der  Einlösung  {= 

sächliche  Einlösung)    .       150  000        per  Aktienkapitalkonto)       200  000 
Nichteingereichte  Aktien 

(=  an  Eückstandskonto)        50  000 
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Konto  rückständiger  Aktien 
An  Bilanzkonto    ....     500Ü0  ■  Per  Eückzahlungskonto   .       50000 

Kassenkonto 

I  Per  Rückzahlungskonto   .     150  000 

Neues  Bilanzkonto 

I  Grundkapital     ....  1000000 
I  Nicliteingereichte  Aktien  .      50  000. 

b)  Freihändiger  Ankauf  (an  der  Börse)  zur  Amortisation,  Dieser 
Weg  ist  vorteilhafter,  als  Verlosung,  wenn  die  Aktien  unter  pari  stehen. 
Denn  dann  wird  noch  ein  Gewinn  gemacht,  weil  die  Aktien  jedenfalls  zu 
pari  ausgegeben  wurden,  also  weniger  als  die  Einlage  zurückbezahlt  werden 
muß.  Wir  nehmen  an :  Es  wird  Herabsetzung  des  Grundkapitals  von 
1  200  000  auf  1  OOOOOoWschlossen.  Dann  lautet  das  Bilanzkonto  zunächst: 

Bilanzkonto 

1  Grundkapital   ....     1000000 
I  Rückzahlungskonto  .     .       2  00000. 
Die  Zurückzahlung  geschieht  nur  in  Eorm  börsenmäßigen  Ankaufs. 
Bis  zur  nächsten  Schlußbilanz   sind  lOÜOOO  zum  Kurse  von  90  Prozent 
gegen  bar  zurückerworben      Wir  buchen  daher: 

Kassenkonto 

Haben 
I  Per  Aktienrückzahlungs- 
konto           90  000 

Aktienrückzahlungskonto 
An  Kassenkonto  .     .     .     .     90000     Per  Aktienkapitalkonto    .     200  000 
An  Gewinn-  u.  Verlustkonto     10  000 
An  Bilanzkonto    .     .     .     .100  000 


und  die  neue  B.  lautet  in  den  einschlägigen  Teilen: 


Grundkapital    ....     1000000 
Aktienrückzahlungskonto  ^)    100  000 


Möglich  ist  auch  ein  Umweg  über  das  „Eigene  Aktienkonto".  Die 
Gesellschaft  kann  sich  nämlich  vorbehalten  wollen,  die  eingekauften  Aktien 
eventuell  .nicht  zu  vernichten,  sondern  wieder  weiter  zu  begeben."  Sie 
will  mit  der  Amortisation  warten.     Dann  bucht  sie: 

Kassenkonto 

Per  Eigene  Aktienkonto     .     90  000 

Eigene  Aktienkonto 

An  Kassenkonto  ....     90000 

Nun  entschließt  sich  die  Gesellschaft  zur  Amortisation.  Die  Mit- 
gliedschaftsrechte  werden  vernichtet  und  demgemäß  das  Eigene  Aktien- 

')  Noch  nicht  angekaufte,  aber  schon  zum  Ankauf  bestimmte  Aktien. 
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konto  mit  dem  Nominalbetrag  der  Aktien  erkannt,  das  Aktienrilckzalilungg- 
konto  belastet: 

Eigene  Aktienkonto 

An  Kassenkonto      .     .     .     900  000     Per  Rückzahlungskonto  .     100  000 
An  Gewinn- U.Verlustkonto    100  000 

Rückzalilungskonto 


An  Eigene  Aktienkonto    .     100  000 
An  Bilanzkonto  .     .     .     .     100000 


Per  Aktienkapitalkonto    .     200  000 


Bilanzkonto 

I  Grundkapital  ....     1000000 
i  Aktienrückzalilungskonto      100000. 

Der  buchmäßige  Unterschied  liegt  also  lediglich  darin,  daß  im  ersten 
Fall  der  Gewinn  von  100  000  über  Rückzahlungskonto,  im  zweiten  über 
Eigene  Aktienkonto  geführt  wird. 

D.  Die  Aktien-  und  Geschäftanteilseiüziehung  (Aktienamortisation). 

§  54. 

I.  Aktieneinziehung  ist  Vernichtung  konkreter  einzelner  Anteils- 
rechte durch  die  Gesellschaft  gegen  oder  ohne  Entschädigung,  Vernichtung 
konkreter  Aktienrechte  durch  Einzelakt. 

II.  Zwei  Arten  von  Einziehung  gibt  es: 

A.  Amortisation  auf  Grund  eines  Herabsetzungsbeschlusses, 

B.  Amortisation  ohne  Herabsetzungsbeschluß,  also  ohne  vorgehende 
Minderung  der  Grundkapitalsziffer.  Weil  ihr  Rechtsgrund  nicht  ein  Herab- 
setzungsbeschluß ist,  heißt  sie  seihständige  Amortisation.  Sie  hat  im 
deutschen  HGB.  §  227  besondere  Regelung  erfahren,  ebenso  im  österr. 
A.-Reg.  §  33.  Dasselbe  gilt  für  die  selbständige  Amortisation  von  Ge- 
schäftsanteilen bei  den  Gesellschaften  m.  b.  H.^) 

III.  Die  seihständige  Amortisation  bewirkt  keine  Herabsetzung 
der  Grnjidkapitalsziffer. ^) 

A.  Wohl  ist  Einziehung  Vernichten  von  Anteilsrechteu  und  Grund- 
kapital die  Summe  der  Anteilsrechte,  aber  das  Grundkapital  ist  nicht  bloß 
dies,  sondern  zugleich  Haftungssumme.  Die  Grundkapitalsziffer  steht  in  der 
B.  nicht  nur  um  der  Mitglieder  willen  —  um  die  Gesamtzahl  der  Mitglied- 
schaften festzustellen  — ,  sondern  auch  und  in  erster^)  Linie  zugunsten  der 
Gesellschaftsgläubiger.  Die  A.  ist  eine  Gesellschaft,  bei  der  alle  Mitglieder 
bloß  beschränkt  haften.    Die  Gläubiger  können  sich  daher  lediglich  an  das 


')  Deutsches  GmbHG.  §  34,  österr.  GmbHG.  §  58. 

^)  Siehe  auch  Cosack  §  217  III,  7;  Lehmann,  A.en  I,  171;  11,  140  und  Lehrb. 
§  83;  Adler  in  Schmalenbachs'  Z.  3,  485;  Reisch  II  §  21  und  bei  Grünhut  28,  724 
und  726,  Entsch.  in  Steuers.  X,  288  (anders  I,  419) ;  Schiff  S.  91 ;  weitere  Angaben  bei 
Zimmermann  §  29  und  Neuhurger  in  LZ  7,  262  ff.  —  Die  Frage  ist  steuerrechtlich 
insofern  von  Bedeutung,  als  nach  preuß.  EinkStG.  §  15  das  Einkommen  der  A.en  usw. 
in  der  Höhe  von  '6^/2  Prozent  des  eingezahlten  Grundkapitals  steuerfrei  ist.  Da  die 
selbständige  Aktienamortisation  die  Grundkapitalziffer  nicht  mindert,  bleibt  sie  bei  Be- 
rechnung der  3V2  Prozent  außer  Betracht. 

')  Auch  wenn  das  Aktienkapital  nicht  voll  einbezahlt  ist,  bildet  doch  das  ganze 
Aktienkapital  die  Haftsumme.  Andrerseits  ist  das  Grundkapital  für  die  Mitglieder  der 
Maßstab  der  Verteilung  (HGB.  214  I).  Aber  wenn  die  Aktien  nicht  voll  eingezahlt 
sind,  wird  der  Gewinn  nur  nach  Verhältnis  der  eingezahlten  Beträge  verteilt. 

Rehm    Bilanzen.    2.  AnfL  12 
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Gesellscliaftsvermögen  halten.  Gedient  ist  ilinen  nicht,  wenn  die  Aktiva  soviel 
ausmachen,  wie  ihre  Forderungen  (die  Kreditoren).  Diese  Aktiva  können  bei 
der  Versilberung  einen  ]\lindererlös  ergeben.  Zum  Schutze  der  Gläubiger 
müssen  über  die  Deckung  der  Schulden  hinaus  noch  so  viel  Aktiva  vorhanden 
sein,alsdieGrundkapitalszilferbeträgt(HGB.§213).  WürdedieGrundkapitals- 
ziffer  in  der  B.  nur  wegen  der  Mitglieder  stehen,  so  könnte  sie  bei  selbständiger 
Amortisation  herabgesetzt  werden;  denn  es  fallen  damit  Anteilsrechte  weg. 
Aber  sie  befindet  sich  in  der  B.  auch  wegen  der  Gläubiger.  Für  sie  hat  die 
Amortisation  ihrer  Natur  nach  keine  Wirkung.  Sie  ist  Vernichtung  von 
Mitglieder-,  aber  nicht  von  Gläubigerrechten.  Wenn  das  GmbHG.  §  3-4 
Abs.  3  für  die  Einziehung  der  Geschäftsanteile  ausdrücklich  bestimmt: 
„Das  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforderliche  Vermögen  der  Gesell- 
scliaft  darf  an  die  Gesellschafter  nicht  ausbezahlt  werden",  so  spricht 
es  nur  aus,  was  sich  von  selbst  versteht:  das  zur  Erhaltung  der  Kredit- 
basis der  Gläubiger  erforderliche  Vermögen  darf  nicht  zur  Einziehung  ver- 
wendet werden ;  die  statutarische  Stammkapitalziifer  muß  durch  die  Aktiva 
gedeckt  bleiben.  Einziehen  nur  aus  dem  Gewinne  (HGB.  §  227  II)  be- 
deutet: Einziehen  ohne  Herabsetzen  der  Grundkapitalzitfer.  ^) 

B.  1.  Nicht  läßt  sich  das  Unzulässige  des  Herabsetzens  der  Grund- 
kapitalziffer mit  folgendem  beweisen.  Man  könnte  sagen  wollen:  Würde 
die  Grundkapitalsziffer  herabgesetzt  werden  dürfen,  so  genügte  die  ein- 
malige Verwendung  von  Gewinn  zur  selbständigen  Amortisation,  um  das 
ganze  Grundkapital  zur  Rückzahlung  und  die  Gläubiger  um  ihren  ganzen 
Sicherheitsfonds  zu  bringen. 

2.  Gemeint  ist  dies  so:  Gesetzt  den  Fall,  das  Statut  einer  A.  mit 
einem  Grundkapital  von  100  000  schreibe  vor,  daß  aus  dem  Reingewinn 
jährlich  5000  Mk.  Aktiennennbetrag  vor  jeder  Dividenden  Verteilung  amor- 
tisiert werden  sollen,  und  es  wären  im  ersten  Geschäftsjahre  5000  Mk. 
Gewinn  erzielt  worden,  so  würde  die  B.,  wenn  wir  vom  Zwaugsreserve- 
fonds  der  Übersichtlichkeit  des  Beispiels  wegen  absehen,  lauten: 

Bilanzkonto 

Aktiva      ......     105000     Grundkapital     ....     100000 

j  Gewinn-  und  Verlustkonto      5  000. 

Die  .'OOO  Gewinn  werden  nun  zur  Amortisation  verwendet;  also 
sinkt  das  Grundkapital  auf  95  000: 

Kapitalkonto 

An  Amortisationskonto  .     .      5000  100000 

An  Bilanzkonto     .     .     .     .95  000 

Amortisationskonto 
An  Kassenkonto    ....     5000  {  Per  Kapitalkonto.     .     .     .     5000. 

Nehmen  wir  an,  im  zweiten  Jahre  schließe  das  Betriebskonto  der  A, 
niclit  mit  Gewinn  ab,  die  Aktiven  und  Kreditoren  blieben  im  übrigen 
sich  aber  gleich,  so  würde  die  B.  nach  Abzug  der  am  Ende  des  Vorjahres 
amortisierten  5000  Mk.  Aktiennennbetrag  lauten : 

Bilanz 

Aktiva 100  000  ,  (rrundkapital 95000 

j  Reingewinn 5  000 


')  S.  auch  Reisch  im  Bankarchiv  6,  201  ff. 
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Trotz  fehlenden  Betriebsgewinns  läge  noch  bilanzmäßiger  Reingewinn 
vor.  Daher  könnten  wieder  5000  Mk.  zur  Aktientilgung  verwendet  werden.^) 
Würden  die  Verhältnisse  sich  20  Jahre  so  gleich  bleiben  ^),  so  wäre  schließlich 
das  Grundkapital  durch  die  Amortisation  gänzlich  aufgezehrt.^) 

3.  Diese  Beweisführung  ist  darum  hinfällig,  weil  sie  buchhalterisch 
unrichtig  ist.  Es  ist  ein  Unterschied,  ob  beschlossen  wird,  5000  Mk.  zu 
tilgen,  oder  ob  beschlossen  wird,  5000  Mk.  aus  dem  Reingewinn  zu  tilgen."*) 
Der  Unterschied  muß  doch  buchhalterisch  zum  Ausdruck  kommen.  Bucht 
man  bei  Tilgung  der  5000  Mk.  aus  dem  Reingewinn  nur : 

Aktiva 100  000  I  Grundkapital 95  000 

so  ist  die  Buchung  keine  andere,  als  wenn  nur  beschlossen  ist,  5000  Mk. 
zu  tilgen.     Denn  auch  in  diesem  Falle  lautet  die  Buchung: 

Aktiva 100000  !  Kapital       95  000 

Gewinn 5  000. 

Es  muß  aber  doch  ein  Unterschied  sein,  wenn  gesagt  wird:  die 
Tilgung  soll  aus  dem  Gewinn  d.  h.  dem  Erfolg  geschehen.  Die  Tilgung 
muß  sich  dann  darin  zeigen,  daß  der  Gewinn  um  5000  Mk.  niedriger  ist. 
Also  muß  das  Erfolgskonto  niedriger  werden.  Das  buchhalterische  Mittel 
dazu  ist,  daß  man  es  zugunsten  eines  Tilgungskontos  belastet. 

Die  Buchung  lautet  daher  in  dem  Falle,  wo  schlechthin  Amortisation 
beschlossen  ist,  nach  der  Tilgung 

Aktiva 100  000  :  Kapital 95  000 

I  Gewinn-  und  Verlustkonto      5  000 

100  000  1  iöoooo 
in  dem  anderen  Falle 

Aktiva 100  000     Kapital 95  000 

Konto  amortisierte  Aktien       5  000. 

4.  Hier  wird  nicht  nur  ein  Bestandskonto  (Aktiva  105  000),  sondern 
auch  ein  Erfolgskonto  (Gewinnsaldo  5000)  verändert.^) 

C.  Der  Zweck,  um  dessentwillen  die  Grundkapitalziffer  ungemindert 
zu  bleiben  hat,  erfordert  nicht,  daß  die  alte  Ziffer  auch  formell  unver- 
ändert gelassen  wird.     Die  Grundkapitalziffer  darf  herabgesetzt  werden. 


*)  Diese  auf  den  ersten  Blick  auffällige  Erscheinung,  daß  der  Gewinnsaldo  trotz 
eingetretener  Vermögensänderungen  sich  gleich  bleibt,  verliert  alles  Besondere,  wenn 
man  sich  vergegenwärtigt,  daß  es  sich  um  eine  buchtechnische  Erscheinung  handelt. 
So  lange  tritt  keine  Verschiebung  bei  dem  Saldo  (hier  Gewinnsaldo)  zwischen  Aktiven 
und  Passiven  ein,  als  immer  a)  entweder  an  Stelle  einer  Aktivpost  eine  gleich  hohe 
andere  Aktivpost  [z.  B.  an  die  Stelle  von  140000  Kassa  140000  Effekten]  oder  b)  an 
die  Stelle  einer  Passivpost  (oder  der  Herabsetzung  einer  Passivpost)  eine  gleich  hohe 
andere  Passivpost  [z.  B.  an  die  Stelle  von  100  000  Kapital:  95000  Kapital  und  5000 
AktientilgungsfondSj  tritt  oder  c)  eine  Aktiv-  und  eine  Passivpost  in  gleicher  Höhe  ge- 
mindert werden  [Einziehung  von  5000  Mk.  Aktien  mindert  Kassa-  und  Grundkapital- 
konto um  5000].     Vgl.  Reisch  bei  Grünhut  Bd.  28  S.  7268. 

*)  Im  19.  Jahre  lautete  dann  die  B.: 

Diverse  Aktiva 50000      Grimdkapital   ........    5000 

Kreditoren 40000 

Gewinn 5000 

')  Vgl.  auch  das  Beispiel  von  Reisch  bei  Grünhut  Bd.  28  S.  726  f. 

*)  Übersehen  von  Schmalenbach  in  s.  Z.  7,  104. 

«)  S.  auch  §  58. 

12* 
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wenn  gleichzeitig  ein  der  Herabsetzung  entsprechender  Reserveposten 
(Konto:  ,, Amortisierte  Aktien"),  ein  Amortisationsfonds  eingestellt  wird; 
dann  machen  beide  Posten  zusammen  die  alte  Höhe  aus.  Die  Abwandlung 
ist  erlaubt^),  denn,  was  der  Gläubigerschutz  verlangt,  ist  nicht,  daß  formell 
die  alte  Ziffer  stehen,  sondern  daß  materiell  so  viel  Aktiv  werte  erhalten 
bleiben,  als  der  alten,  der  statutarischen  Grundkapitalziffer  entsprechen. 
Die  Zerlegung  der  (Trundkapitalziffer  in  zwei  Posten  gewährt  den  Vorteil, 
die  Amortisation  in  der  Bilanzreihe  darzustellen.  Der  Bilanzposten  amorti- 
sierte Aktien  bildet  einen  rechtlich  notwendigen  Reservefonds;  er  folgt 
aus  der  rechtlichen  Natur  der  A.,  aus  dem  Umstände,  daß  das  Gesell- 
schafts venu  ögen  die  einzige  Kreditbasis  der  Gläubiger  bildet. 

D.  Das  österr.  GmbHG.  §  58  macht  diesen  zweiten,  möglichen  Weg 
zur  Pflicht:  ,,Ein  den  zurückgezahlten  Stammeinlagen  ///t'/c// kommender 
Betrag  muß  in  der  B.  als  Passivpost  aufgeführt  werden." 

E.  Für  den  Fall,  daß  bei  Beendigung  der  Gesellschaft  so  viel  Aktiva 
vorhanden  sind,  daß  zur  Befriedigung  der  Gesellschaftsgläubiger  die  dem 
Amortisationsfonds  entsprechenden  gar  nicht  oder  nur  teilweise  heran- 
gezogen zu  werden  brauchen,  ist  der  Fonds  zur  Verteilung  an  die  Aktionäre 
frei.  Um  auch  die  ausgeschiedenen  Aktionäre  daran  teilnehmen  zu  lassen, 
werden  ihnen  bei  der  Amortisation  nicht  selten  Genußscheine  ausgestellt. 

Aus  der  Möglichkeit  des  Freiwerdens  zur  Verteilung  läßt  sich  deutlich 
die  Katur  des  Amortisationsfonds  erkennen.  Er  entzieht  Aktiva  vorweg 
der  Verteilung,  ist  also  Kapitalreserve.  Ehe  er  nicht  abgezogen  ist,  sind 
verteilbare  Aktiva  (Gewinn)  nicht  vorhanden.  Die  selbständige  Amorti- 
sation darf  nur  aus  dem  bilanzmäßigen  Gewinn  geschehen,  also  kann 
sie  erst  nach  Gewinnfeststellung,  im  neuen  Geschäftsjahre,  vorgenommen 
werden.  In  diesem  Jahre  ist  zugleich  ein  ebenso  hoher  Betrag  zum 
Schutze  der  Gläubiger  im  Passivum  zu  belassen  oder,  wenn  die  Grund- 
kapitalziüer  herabgesetzt  wii*d,  als  selbständige  Post  einzustellen.  Somit 
entsteht  in  dem  neuen  Jahre  bilanzmäßig  um  diesen  Betrag  weniger  Ge- 
winn. Also  bildet  der  Fonds  eine  vorweg  von  der  Verteilung  ausge- 
schlossene Aktivensumme.  Deshalb  ist  er  steuerfrei.  Für  das  Jahr,  von 
dessen  bilanzmäßigem  Reingewinne  ein  Teil  zur  Aktienein ziehung  bestimmt 
wii'd,  ist  dieser  Betrag  steuerpflichtig,  denn  es  liegt  Verwendung  von 
Überschuß  zur  Kapitalabtragung  (Tilgung  des  Grundkapitals)  vor,  aber  für 
das  Jahr,  in  dem  dann  die  Einziehung  geschieht,  ist  er  steuerfrei,  denn 
er  ist  hier  eine  aus  Kapital  gebildete  Reserve,  Stammvermögensmehrung, 
die  den  Ertrag  nicht  erhöht '''). 

IV.  Die  Grundkapitalziffer  muß  aufrecht  erhalten  oder  ein  Reserve- 
konto ,, amortisierte  Aktien"  eingesetzt  werden,  damit  die  Gläubiger  sicher- 
gestellt sind.  Daraus  folgt,  daß  die  Grundkapitalziffer  herabgesetzt  oder 
jenes  Konto  weggelassen  werden  darf,  wenn  und  soweit  bereits  durch  einen 
anderen  Posten  für  Erhaltung  der  dem  Grundkapital  entsprechenden  Haft- 
summe gesorgt  ist.     Das  ist  in  zwei  Fällen  gegeben: 

A.  Wenn  die  Tilgung  aus  Reinvermögenskonto,  sei  es  aus  Reserve  oder 
Reingewinn,  geschehen  soll.  Die  Grundkapitalzifler  darf  nicht  herabgesetzt 
werden,  wenn  Tilgung  schlechthin  beschlossen  wird  oder  Tilgung  nicht 
aus  Reinvermögen   der  A.,    sondern   aus  geschenkten   oder  vermachten 


')  Simon  220  ff.,  237,  265  f.;   Knappe   74   u.  A,    (s.  Zimmermann  §  29)   halten 
diesen  Weg  für  allein  zulässig  (Ziffer  muß  herab-  und  Reservefonds  eingesetzt  werden). 
*)  Preuß.  EinkStö.  §  15,  §  8  III  1,  §  7. 
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Mitteln.  Aber  Herabsetzung  ist  gestattet,  wenn  die  Tilgung  aus  Reserve 
oder  Reingewinn  zu  geschehen  hat.  Dann  ist  nicht  nur  ein  Bestauds- 
konto  (Kassabestand)  niedriger  zu  machen,  sondern  auch  das  Reserve-  oder 
das  Gewinnkonto.  Das  geschieht  buchhalterisch  durch  Einstellen  eines 
Kontos  amortisierter  Aktien.  Durch  dieses  Konto  ist  dann  schon  der  der 
Tilgung  entsprechende  Betrag  der  Haftungssumme  vor  Verteilung  bewahrt ; 
B.  AVenn  gleichzeitig  an  den  Aktiven  Wertminderungen  abgeschrieben 
werden.  Jede  solche  Abschreibung  wirkt  für  die  Regel  reservenähnhch ;  ^) 
also  wird  bereits  durch  sie  ein  die  Deckung  der  Grundkapitalzitfer  ganz  oder 
teilweise  sichernder  Aktivbetrag  vor  Verteilung  bewahrt.  Diese  Sachlage 
ist  bei  allen  Unternehmungen  gegeben.  Alle  haben  ein  Anlagenkonto, 
also  Betriebsgegenstände.  Betriebsgegenstände  sind  aber  der  Entwertung 
ausgesetzt.  Die  Ursachen  sind  verschieden  und  die  Entwertung  daher 
auch  verschieden  stark.  Beträchtlich  ist  die  Entwertung  bei  drei  Arten 
von  Unternehmungen : 

1.  bei  Bergwerken  und  ähnlichen  Betrieben  (Mergel-,  Tongruben, 
Stein-,  Schiefer-,  Kalkbrüchen),  deren  Anlagekapital  allmählich  durch  den 
Betrieb  aufgebraucht  wird; 

2.  bei  Unternehmungen,  deren  Betriebsgegenstäude  aus  entgeltlich 
erworbenen,  aber  zeitlich  begrenzten  Rechten  besteht  (Monopolrechte,  Patent- 
rechte usw.); 

3.  bei  den  sog.  heimf alligen  Unternehmungen.  Es  sind  das  Ge- 
sellschaften, die  ihre  Anlagen  (alle  oder  einen  Teil)*)  zu  bestimmter  Zeit 
an  andere  unentgeltlich  oder  unter  dem  allgemeinen  Tauschwert  ablassen 
müssen.  Bei  diesen  Unternehmungen  kommt  Wertminderung  durch  Zeit- 
ablauf und  durch  Abnutzung  in  Betracht.  Weiteres  §§  99,  62,  63,  70, 
83,  85,  89. 

E.  Eigene  Aktien. 

§  55. 

I.  Amortisierte  Aktien  sind  Vermögensgegenstände  ohne  Wert,  d.  h. 
nur  solche  von  geringfügigem  Wert  und  darum  von  der  B.  ausgeschlossen. 

IL  Anders  die  „eigenen  Aktien".  Hat  die  A.  eigene  Aktien  er- 
worben, um  sie  als  Eigentümerin  zu  besitzen,  nicht  um  sie  zu  vernichten, 
so  sind  sie  bilanzfähig,  sofern  und  soweit  sie  Verkehrswert  besitzen.  Sie 
zählen  zum  ,, Bestand  an  Wertpapieren".^) 

III.  Dem  widerspricht  nicht,  daß  nach  juristischer  Logik  niemand 
Rechte  gegen  ^ich  selbst  haben,  niemand  Mitglied  bei  sich  selbst  sein 
kann.  Auch  wenn  der  Erwerb  eigener  Aktien  die  Folge  hätte,  daß  die 
Mitgliedschaftsstelle  erlischt,  die  Aktie  kein  rechtliches  Gut  mehr  dar- 
stellt, so  wäre  dies  nicht  durchschlagend,  weil  über  die  EinsteUungsfähigkeit 
in  die  B.  in  erster  Linie  die  wirtschaftliche  und  nicht  die  rechtliche  Natur 
entscheidet.  Bei  der  Aktie  gilt  dies  in  verdoppeltem  Maße.  Denn  die  A. 
ist  primär  Kapitalgesellschaft,  ,,mehr  eine  Assoziation  von  Aktien  als  von 
Aktionären ".'^)  Wirtschaftliches  Gut  kann  die  Aktie  auch  noch  bleiben, 
wenn  sie  aufhört,  Rechtsgut,  d.  h.  rechtlich  geschützes  Gut  zu  sein.    Sie 


*)  §§  60  lind  "^0  über  Erneuerungskonto. 

*)  Z.  B.  nur  den  Bahnkörper,  aber  nicht  die  Wagen. 

*)  S.  HypBG.  §  35  Abs.  3 ;  s.  oben  §  45. 

*)  Lehmann,  A.en  I,  135. 
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bleibt  es,  wenn  sie  trotzdem  Verkehrswert  behält.^)  Der  Kaufmann  er- 
blickt im  Erwerb  eigener  Aktien  nicht  den  Erwerb  eines  immateriellen 
Gutes,  sondern  einer  Sache,  Er  bucht  den  Erwerb  von  Wertpapieren 
nicht  aiii'  Debitoren-,  sondern  auf  Sachkonto  (Eifektenkonto).^)  Ist  die  er- 
worbene eigene  Aktie  veräußerlich,  so  darf  sie  als  Aktivum  eingestellt 
werden.')  Der  weitgehendste  praktische  Fall,  der  in  dieser  Richtung  vor- 
kam, ist  folgender:  Der  Vorbesitzer  hat  die  A.  gegründet  und  ist  ihr  Vor- 
stand. Das  Unternehmen  geht  ausgezeichnet.  Er  kauft  alle  Aktien  für 
die  A.     Sie  hat  also  ihre  eigenen  Aktien  alle. 


F.  Befreiung  von  der  Einlagepflicht  und  Zurückzahlung  der 

Einlage. 

§56. 

Von  der  Vernichtung  der  ]\Iitgliedscliaftsrechte  ist  zu  unterscheiden 
die  Vernichtung  der  Einlagepflichten  und  Einlagen. 

I.  Die  Leistung  iveiterer  Einzahlungpu  kann  erlassen,  d.  h.  bei 
nicht  volleinbezahlten  Aktien  der  Aktionär  von  der  Verpflichtung  weiterer 
Einzahlung  befreit  werden  (liberierte  Aktien).  Zwar  ist  dies  nicht  die 
Regel  (HGB.  §  221),  aber  aus  dem  Gesetze  ergeben  sich  Ausnahmen.  Uns 
interessieren  nachstehende. 

A.  Möglich  ist  eine  Befreiung  aus  ^^m  Grundkapital.  Das  Grund- 
kapital kann  zur  Befreiung  der  Aktionäre  vom  Rest  ihrer  Einlagepflicht 
herabgesetzt  werden.     Davon  handelten  wir  in  §  53. 

B.  Auch  ohne  Kapitalsherabsetzung  kann  Aktienliberierung  geschehen, 
nämlich  aus  dem  Reingewinne.  Die  Möglichkeit  folgt  aus  HGB.  §  213. 
Die  Aktionäre  haben  hiernach  Anspruch  auf  den  Reingewinn,  „soweit 
dieser  nicht  nach  dem  G.  oder  dem  Gesellschaftsvertrage  von  der  Ver- 
teilung ausgeschlossen  ist".  Sofern  das  Statut  der  Generalversammlung 
freie  Verfügung  über  den  Reingewinn  läßt,  kann  die  Generalversammlung 
bestimmen,  daß  der  Reingewinn  nicht  an  die  Aktionäre  verteilt,  sondern 
zur  Deckung  dessen  verwendet  wird,  was  zur  Vollzahlung  der  Einlagen 
noch  fehlt. 

Die  Wirkung  zeigt  sich  in  der  B.  Nehmen  wir  an,  das  Aktien- 
kapital betrage  100  000  und  80  Prozent  hiervon  seien  einbezahlt,  und  es 
sollen  nun  vom  Reingewinn,  der  40G00  beträgt,  die  fehlenden  20  Pro- 
zent gedeckt  werden.     Hier  lautet  die  B.  vor  der  Liberierung: 

Aktienrestzahlungskonto    .     20000     Grundkapital   ....     100000 


')  Daher  läßt  sich  wohl  Gesellschaft  als  solche  und  als  Dritte  auseinander  halten. 
Geradeso,  wie  das  Hauskind  den  Eltern  auch  als  Dritter  gegenüberstehen  kann.  Nach 
BGB.  §  1617  sind  Hauskinder  zur  Mitarbeit  verpflichtet;  dadurch  erhöht  sich  das  Ein- 
kommen und  die  Steuerpflicht  des  Vaters.  Um  das  zu  vermeiden,  schließt  der  Vater 
einen  Dienstvertrag  mit  dem  Sohne;  dadurch  steigen  die  Betriebsausgaben  und  mindert 
sich  der  Reinertrag. 

*)  HypBG.  §§  24  und  35  rechnet  den  Besitz  von  eigenen  Pfandbriefen  usw.  zum 
„Bestand  an  Wertpapieren";  s.  §  45. 

*)  Beispiel:  Eine  Brauerei  wird  gegründet.  Damit  sie  sich  günstiger  entwickelt, 
schenkt  der  Vorbesitzer  der  Gesellschaft  einen  Teil  ihrer  Aktien.  Sie  legt  den  Gewinn 
zum  großen  Teil  in  die  Reserve.  Wenn  dann  der  Kurs  steigt,  kann  sie  diese  eigenen 
Aktien  verkaufen  und  aus  dem  Agio  noch  weiteren  Gewinn  ziehen.  —  Über  die  um- 
fangreiche Lit.  s.  Zimmermann  §30  (insbesondere  Reisch  im  Bankarchiv  7,  54  ff.). 
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nach  der  Liberieriing : 

Eestzahlungskonto    ...  0  j  Grundkapital  ....     100000^). 

11.  Die  eingezahlten  Einlagen  können  zuriicker  statt  et  werden. 

A.  HGB.  §  213  verbietet,  daß  die  Aktionäre  ihre  Einlagen  „zurück- 
fordern", nicht  aber  verbietet  er,  daß  die  A.  sie  freiwillig  zurückgibt. 
Möglich  freilich  ist  dies  allein  aus  dem  (bilanzmäßigen)  Reingewinn,  denn 
nach  HGB.  §  215  darf,  solange  die  A.  besteht,  nur  unter  die  Aktionäre 
verteilt  werden,  was  nach  der  jährlichen  B.  sich  als  Reingewinn  ergibt. 

B.  Eine  solche  Zurückzahlung,  wenn  sie  Zurückzahlung  der  vollen 
Einlage  ist,  hat  bedeutsame  wirtschaftliche  Wirkung.  Der  Aktionär  ist 
von  dem  Risiko  befreit,  durch  Zugehörigkeit  zum  Verein  Yermögensein- 
buße  zu  erleiden.  Er  hat  die  Mitgliedschaftsrec/ifg',  ohne  noch  etwas 
von  seinem  Vermögen  zu  riskieren.  Seine  Aktie  wird  wirtschaftlich  eine 
Frei-,  eine  Gratisaktie  (action  gratuite),  eine  Geniißaktie  (action  de 
jouissance).  Er  kann  durch  die  Zugehörigkeit  zur  Gesellschaft  nur  noch 
ge\sinnen. 

C.  An  der  Grundkapitalziffer  wird  nichts  geändert.  Zahl  und  Nenn- 
betrag der  Aktienrechte  bleibt  unberührt.  In  der  B.  kommt  die  Zurück- 
zahlung als  solche  gar  nicht  zum  iiusdruck.  Es  tritt  in  ihr  nicht  her- 
vor, wodurch  die  Minderung  des  Kassenkontos  herbeigeführt  wird.  Das 
Gegenkonto  ist  das  Gewinn-  und  Verlustkonto.  Es  werden  lUOOO  zur 
Zurückzahlung  verwendet.     Dann  buchen  wir: 

Einlagerückzahlungskouto 
An  Kassenkonto  ....     10000  \  Per  Gewinn- u.  Verlustkonto   10000 

Kassenkonto 
An  Gewinn- u.  Verlustkonto    10  000     Per  Einlagerückzahlangs- 

konto 10  000 


^)  Im  einzelneu  lautet  die  Buchung  vor  Liberierung : 

Aktienrestzahlungskonto 
Soll                                                                  Haben 
Au  Aktienkapitalskonto  .    .    .    .    20  000      Per  Bilanzkonto 20  000 

Aktienkapitalskonto 
Soll  Haben 

An  Bilanzkouto 100  000   [   Per  Kassakouto 80  000 

Per  Aktienrestzahlungskonto  .    .    20  000 

und  daher: 

Bilanzkonto 

Aktienrestzahlungskonto  (=Ein-  1   Grundkapital 100  000. 

lageforderungen) 20  000   1 

Werden  die  Aktionäre  für  die  Resteinlagen  aus  dem  Reingewinn  liberiert,  so  wird  das 
Gewinn-  und  Verlustkonto  belastet,  das  Aktienrestzahlungskonto  erkannt: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

An  Restzahlungskonto     ....    20  000  40000 

Restzahlungskonto 
An  Aktienkapitalskonto  .     .     .     .     20  000      Per  Gewinn-  und  Verlustkonto     .     20  000. 
Das  Restzahluugskouto  hat  also  keinen  Gegenposten  in  der  B.  mehr.    Daher: 

Bilanzkonto 
Aktieneinlageforderungen     ...  0      Grundkapital 100000. 
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Gewiuu-  imd  Verlustkonto 
An  Einlagerückzalilungs-  Per  Kassenkonto     .     .     .     10  000. 


konto 10  000 


G.  Die  Genußscheiue. 

§  57. 

I.  Die  ,, Genußaktie"  ^)  fülirt  zum  „Genußschein".  Genußschein  ist 
der  weitere  Begriff.  Genußschein  ist  eine  Urkunde,  durch  die  ein  Eecht, 
von  der  A.  etwas  zu  genießen,  einen  Vorteil  zu  erlangen,  verbrieft  wird. 

II.  Die  Genußscheine  sind  wirtschaftlich  von  den  Aktien  nicht  ver- 
schieden. Sie  gewähren  wii'tschaftliche  Vorteile  aus  dem  Unternehmen 
und  bilden  daher  Handelsobjekte,  deren  Kurs  sich  nach  der  Anschauung 
bemißt,  welche  die  öffentliche  Meinung  über  Ertragsaussicht  und  Ver- 
mögenslage der  Gesellschaft  hat.  Rechtlich  dagegen  sind  die  Genuß- 
scheine nicht  notwendig  Aktien.  Der  Genußschein  ist  rechtlich  ent- 
weder Verbriefung  von  Gläubigerrechten,  also  von  Rechten,  die  uVic/it- 
aktionären  zustehen,  Gennßobligafion,  oder  Verbriefung  von  Mitglied- 
schaftsrechten,  also  Aldionärsrechfen,  Genußaktie  im  weiteren  Sinne. 
Derselbe  Unterschied  begegnet  im  Rechte  der  Gesellschaften  m.  b.  H. 

in.  Die  Genußscheine  der  Nichtaktionäre  können  sich  auch  im 
Besitze  von  Aktionären  befinden.  Die  Rechte,  die  ihnen  dann  zustehen, 
besitzen  sie  nicht  als  Aktionäre,  sondern  nicht  anders,  wie  beliebige  Dritte. 

A.  Genußscheine  früherer  Aktionäre,  d.  h.  Genußobligationen,  die 
nur  früheren  Aktionären  zustehen  können.  Wenn  A.en  durch  Amortisation 
Aktienrechte  vernichten,  kommt  vor,  daß  sie  die  Inhaber  der  verlosten 
oder  gekündigten  Aktien  noch  weiter  an  den  Vorteilen  der  A.  teilnehmen 
lassen.  Die  Gesellschaft  räumt  ihnen  hinter  den  Besitzern  noch  nicht 
verloster  oder  gekündigter  Aktien  Anteil  am  Reingewinn  und  Liquidations- 
erlös ein.*)  Zuerst  sollen  diejenigen,  die  noch  Aktionäre  sind,  eine  Normal- 
di\idende  von  mindestens  z.  B.  5  Prozent  erhalten,  an  der  Superdividende 
dagegen  auch  die  Genußscheininhaber  teil  haben  und,  wenn  die  Gesell- 
schaft aufgelöst  wird,  soll  aus  dem  Reinvermögen  zunächst  der  restierende 
Aktienbetrag  zui'ückbezahlt  werden ;  was  übrig  bleibt,  haben  die  Aktionäre 
mit  den  Genußscheingläubigern  zu  teilen.  Gut  rentierende  Bergwerks- 
aktiengesellschaften und  heimfällige  Eisenbahnuuternehmungen  vei'fahren 
nicht  selten  so.  Sie  müssen  als  vorsichtige  Haushalter  für  allmähliche 
Aktientilguug  sorgen.  Den  ausscheidenden  Aktionären  wird  Fortdauer 
ihres  Bezugrechtes  auf  Gewinn-  und  Liquidationserlös  in  Aussicht  gestellt. 

B.  Genuß  Obligationen  beliebiger  Dritter. 

1.  Den  Gründern  oder  denjenigen,  die  besonders  wertvolle  Sach- 
einlagen  machen,  werden  nicht  als  Aktionären,  sondern  als  Nichtmitgliedern 
besondere  Vorzugsrechte  eingeräumt,  z.  B.  dem  Schöpfer  und  Organisator 
des  ganzen  Unternehmens  als  solchem  oder  dem  Einleger  eines  epoche- 
machenden Patentes  ein  fortdauernder  besonderer  Anteil  am  Reingewinn 
(sog.  part  de  fondateurs,  founders  shares,  parts  beneficiaires).  Dies  sind 
keine  Aktien.^)  Ebenso  nicht  die  hierher  rechnenden  Gewinnbeteiligungs- 
rechte der  Versicherten  bei  Versicherungsaktiengesellschaften. 


')  §  56. 

*)  Entsprechend :  Geuußscheine,  die  an  die  Stelle  amortisierter  Geschäjtsanteüe  treten. 

»)  OVG   13,  272;  RGZ.  49,  10  ff. 
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2.  Die  A.  kann  sich  weitere  Betriebsmittel  oder  flüssige  Gelder  nicht 
nur  durch  Ausgabe  neuer  Aktien  oder  Umwandlung  eines  Teils  vorhandener 
in  Vorzugsaktien  gegen  Zuzalilungen  der  vorhandenen  Aktionäre  ver- 
schaffen, sondern  auch  dadurch,  daß  sie  beliebigen  Dritten,  die  Gelder 
zur  Verfügung  stellen,  Genußscheine  über  Anteil  an  Reingewinn  und 
Liquidationserlös  gewährt. 

IV.  Genußscheine  der  Aktionäre  (Aktionärsanteilscheine). 

A.  Aktiengenußscheine  neben  Aktieniirkiinden  als  Zubehör  des 
Aktienrechts  (Geschäftsanteils),  als  Aktienanhang.  Um  den  Aktionären 
die  Verwertung  der  ihnen  aus  ihren  Stamm-  oder  Prioritätsaktien  zu- 
stehenden Vorteile  zu  erleichtern,  werden  über  einzelne  Vorteile  (insbesondei'e 
solche,  welche  Prioritätsaktien  gewährt  werden)  besondere  Urkunden  aus- 
gestellt, so  über  freien  Eintritt  in  das  Etablissement  der  A.  (zoologischer 
Gärten,  Lesehallen,  Theater),  über  freie  NaturaUieferungen,  welche  die 
Gesellschaft  ihren  Mitgliedern  einräumt,  und  vor  allem  über  eine  Saper- 
dividende  oder  einen  Teil  des  Liquidationserlöses:  z.  B.  vom  Reingewinn 
zunächst  5  Prozent  an  die  Inhaber  der  Dividendenscheine,  die  nächsten 
10  Prozent  an  die  Inhaber  von  Genußscheinen,  den  Rest  wieder  an  die 
ersteren ;  oder  bei  Liquidation :  zunächst  Zurückzahlung  der  Aktienbeträge, 
dann  25  Prozent  an  Genußscheininhaber,  der  Rest  den  Aktionären.^) 

B.  Gennßsclieine  an  Stelle  von  Aktiennrkunden  (unechte  Genuß- 
scheine, Genußaktieu).  Die  Verlosung  oder  Kündigung  von  Aktien  hat 
nach  Absicht  der  Gesellschaft  nicht  immer  die  Bedeutung  einer  Einziehung, 
sondern  oft  nur  einer  Zurückzahlung  der  Einlage.  Die  Inhaber  der  ver- 
losten oder  gekündigten  Aktien  bleiben  Aktionäre,  aber  werden  solche 
zweiter  Klasse,  d.  h.  sie  erhalten  Dividende  und  Anteil  am  Liqiüdations- 
erlös  erst  hinter  den  Aktionären,  deren  Einlagen  noch  nicht  ausgelost 
oder  gekündigt  sind.  Weil  ihre  vermögensrechtlichen  Ansprüche  von  jetzt 
an  denjenigen  der  anderen  Aktionäre  nachgehen,  erhalten  sie  statt  ihrer 
verlosten  oder  gekündigten  ,, Aktien"  „Genußscheine".  Ihrem  Wesen  nach 
sind  auch  diese  Scheine  Aktienverbriefungen.-)^) 

Weil  Mitgliedschaftsrechte  nicht  vernichtet  werden,  tritt  hier  selbst- 
verständlich keine  Abminderung  der  Grundkapitalszilfer  ein. 

V.  Frage  des  Einzelfalls  ist,  welche  Art  von  Genußscheinen  vor- 
liegt. Nach  dem  Inhalt  des  Statuts  bzw.  der  Generalversammlungsbeschlüsse 
muß  es  beurteilt  werden.  Einen  untrüglichen  Anhaltspunkt  bildet,  ob  den 
Genußscheininhabern  Stimmrecht  zukommt  oder  nicht.    Stimmrecht  kann 


*)  Diese  besonderen  Vorteile  sind  somit  teils  solche,  welche  sich  auf  Gewinn- 
oder Y&cmögQu^verteilung  beziehen,  teils  von  der  Gewinnverteilung  völlig  unabhängige  : 
z.  B.  Eintritt  in  das  Theater.  Die  letzteren  berühren  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
und  überhaupt  die  Buchhaltung  gar  nicht,  weil  sie  für  die  ziffernmäßige  Beurteilung 
der  Vermögenslage  der  A.  bedeutungslos  sind,  indem  sie  keine  Hergabe  aus  Vermögen 
darstellen  und  somit  keine  Vermögensveränderung  mit  sich  bringen. 

*)  In  diesem  Sinne  gebraucht  das  österr.  A.-Reg.  §§  33,  43  Abs.  5  und  48  das  "Wort. 
Es  heißt  in  §33:  ,,Für  die  im  Wege  der  Verlosung  eingelösten  Aktien  können  den  Be- 
sitzern derselben  Genußscheine  ausgefolgt  werden.  Diesen  Genußscheiuen,  welche  an 
Stelle  der  eingelösten  Aktien  treten,  sind  im  Statute  ausdrücklich  die  Rechte  von  Aktien, 
jedoch  mit  der  Maßgabe  zuzugestehen,  daß  ein  im  Statute  zu  bezeichnender  Teil  des 
jährlichen  Reingewinnes  zunächst  zur  Zahlung  von  Dividenden  an  die  nicht  eingelösten 
Aktien  bestimmt  und  für  den  Fall  der  Auflösung  der  Gesellschaft  den  noch  nicht  ein 
gelösten  Aktien  ein  Vorrecht  in  der  Höhe  des  Nennbetrages  der  Aktien  auf  den  Liqvi- 
dationserlös  eingeräumt  wird". 

'J  Ein  solcher  Fall  Entsch.  in  Steuers.  X,  291  ff. 
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nur  das  Aktieügesellscliaftsniitglied  besitzen '),  nicht  der  Inhaber  eines 
Gläiibigergenußscheines.  Anderseits  braucht  der  Inhaber  eines  Aktionär- 
genußscheines nicht  stimmbereclitigt  zu  sein.  Stimmrecht  gewährt  nur 
der  an  die  Stelle  der  Aktie  tretende  Genußschein,  weil  er  echte  Aktie  ist. 
Der  echte  Genußschein  gewährt  kein  Stimmrecht. 

VI.  Die  Vnterschicdi'  ziviscJien  den  Genuß  scheinen  sind  für  die 
Bilanz  ohne  Bedeutung. 

A.  Gleichgültig,  ob  die  Scheine  Aktionäranteilscheine  oder  Obliga- 
tionen sind,  immer  handelt  es  sich  um  Verpflichtungen  erst  aus  dem  Rein- 
gewinn und  Reinvermügen.*)  Wenn  ein  Nichtaktionär  der  A.  ein  Dar- 
lehen gewährt  und  dafür  als  Entgelt  Genußobligationen  erhält,')  so  wird 
als  Passivum  nur  gebucht  die  Darlehensschuld,  nicht  auch  der  Anteil  an 
Gewinn  und  Liquidationserlös,  über  welchen  Genußscheine  ausgestellt 
werden.  Der  Grund  ist  jiicht,  daß  der  Verpflichtung,  Anteil  am  Gewinn  usw. 
zu  gewähren,  der  Anspruch  auf  Belassung  des  Darlehens  (der  Kapital- 
nutzung) gegenüberstellt ;  sondern  der  Grund  ist,  daß  die  Verpflichtung  auf 
Leistung  aus  dem  Reinertrag  und  Reinvermögen  geht.  Sonst  müßte  der 
Anspruch  auf  Anteil  an  Gewinn  und  Liquidationserlös  ins  Passivum  auch 
gesetzt  werden,  wenn  kein  Anspruch  auf  Belassung  des  Kapitals  gegen- 
übersteht, also  z.  B.  wenn  Kapital  nicht  geliehen,  sondern  geschenkt  wird.*) 

Setzt  mau  fälschlicherweise'')  den  Anspruch  auf  Dividende  ins  Pas- 
sivum, so  muß  zum  Ausgleich  in  das  Aktivum  ein  Genußscheintilgungs- 
konto von  gleicher  Höhe  kommen. 

B.  Steuerrechtlich  ist  auch  die  Verteilung  von  Gewinn  an  Genuß- 
scheinbesitzer,  die  Nichtaktionäre  sind,  nicht  Betriebsaufwand,  sondern 
Reinertragsverwendung ;  denn  sie  haben  einen  Anspruch  nur,  wejui  Rein- 
ertrag vorliegt;  also  ist  die  Ausgabe  keine  für  Erwerb,  Sicherung  und 
Erhaltung  des  Ertrags. 

C.  Die  Natur  der  Vorzugsdividenden-Schuld  wirkt  auch  auf  die  Frage 
der  xlblösung  eines  solchen  Vorrechts.  Die  A.  löst  die  Dividendenvor- 
rechte um  150  0  jO  Mk.  ab,  sie  kauft  sie  zurück.  Sie  befreit  sich  dadurch 
von  einer  Schuld,  aber  dieses  Konto  zurückerworbener  Vorzugsaktienrechte 
O^orzugsdividendenablösungskonto)  kann  nicht  in  die  B.  gelangen.  Denn 
war  die  Schuld,  von  der  befreit  wird,  nicht  bilanzfähig,  kann  es  auch 
die  Befreiung  hievon  nicht  sein.  Infolge  der  Ablösung  gelangt  jetzt 
weniger  Beingewinn  zur  Verteilung ;  um  so  mehr  wird  später  verteilbar. 


';  Daher  österr.  A.-Reg.  §  43  Abs.  5  :  „Falls  Genußscheine  ausgegeben  werden, 
sind  auch  klare  Bestimmungen  über  das  Stimmrecht  der  Genußscheine  in  das  Statut 
aufzunehmen." 

*)  §  1.6  III. 

*)  Jemand  gibt  400  000  Mk.  Darlehen  und  erhält  als  Entgelt  hierfür  Anteil  an 
der  Hälfte  des  Reingewinns,  der  nach  Abzug  gewisser  Posten  (Reservefondsdotierung) 
verbleibt,  und  eventuell  an  der  Liquidationsmasse.     Vgl.  Holdheim  X,  102  1?. 

*)  Eine  Unterbilanz  von  500  000  Mk.  liegt  vor.  Sie  soll  beseitigt  werden.  Um 
es  nicht  durch  Zusammenlegen  tun  zu  müssen,  wird  der  AVeg  der  Zuzahlung  gewählt. 
Zu  dem  Zwecke  wird  das  Aktienkapital  um  1  Million  Mk.  erhöht.  Das  Konsortium, 
das  die  Aktien  (zu  pari)  zeichnet,  übernimmt  zugleich  1000  Anteilscheine  (Zuzah- 
hingen)  zu  500  Mk.  =  500  000  Mk.  Vereinbart  wird :  vom  Reingewinn  25  Mk.  an  diese 
Gewinnanteilscheine,  dann  4%  Dividende  an  die  Aktionäre,  dann  25  70  des  Rein- 
gewinns zur  Amortisierung  der  Gewinnanteilscheine  mit  550  Mk.  (also  50  Mk.  Aufgeld). 
Hier  bilden  die  eingezahlten  500  000  Mk.  keine  Rilanzschuld.  Sie  können  daher  als 
Reserve  oder  zu  Ab.schreibungen  verwendet  werden.     Sie  sind  Buchgewinn. 

*)  Die  herrschende  Lehre  (s.  Zimmermann  §  31)  hält  es  für  erforderlich,  wenn 
die  Genußscheine  Obligationscharakter  besitzen;  s.  auch  Holdheim  X,  102;  XI,  106,  259. 
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Die  Verwendung  von  Reingewinn  zur  Ablösung  ist  auch  in  Preußen 
steuerpflichtig,  denn  es  ist  Tilgung  einer  Finanzschuld.*) 

D.  Eingelöste  Genußscheine  sind  nicht  hilanzfähig  als  Aktivum.  Denn 
die  Zurückzahlung  von  Schulden  bildet  kein  Aktivum. 

II.  Amortisierte  Schuldverschreibungen. 

Die  bilanzrechtliche  Behandlung  amortisierter 
Schuldverschreibungen. 

§  58. 

I.  Die  A.en  verschaifen  sich  Betriebsmittel  auch  durch  Emission  von 
Obligationen.  Für  die  Aktionäre  ist  dies  vorteilhafter,  als  Grundkapitals- 
erhöhung. Die  alten  Aktionäre  brauchen  den  Reingewinn  nicht  mit  neuen 
zu  teilen. 

IL  Wie  schon  ihr  Name  zeigt,  unterscheidet  sich  die  Teilschuld- 
verschreibung von  der  Aktienurkunde  dadurch,  daß  sie  Gläubigerrechte 
verkörpert.  Die  A.  ist  rechtlich  nicht  verpflichtet,  Einlagen  zu  verzinsen 
und  zurückzuzahlen,  wohl  aber  ist  sie  zu  fester  Verzinsung  und  Heim- 
zahlung dieser  Partialobligationen  verbunden.  Die  Teilschuldverschreibungen 
bilden  also  Schuldposten  der  A-^)  und  hieraus  folgt:  1.  die  Tilgung  der 
Obligationenschuld  ist  niemals  bloß  Herabsetzung  eines  rechnungsmäßigen 
Postens,  einer  Ziff'er,  sondern  Minderung  eines  reellen  Passivpostens; 
2.  w^eil  die  Obligationen  eine  wirkliche  Schuld  repräsentieren,  darf  der 
Posten  auch  in  anderen  als  Gewinnermittlungsbilanzen  nicht  fehlen. 

III.  Die  Tilgung  der  Schuld  erfolgt 

A.  teilweise  durch  Konversion  (ev.  Zusammenlegung)  auf  einen 
geringeren  Betrag, 

B.  ganz  durch  planmäßige  Amortisation  (Einziehung)  im  Wege  der 
Kündigung,  Verlosung  oder  des  freihändigen  Ankaufs. 

IV.  Bilanzrechtlich  ist  ein  großer  Unterschied,  ob  beschlossen  wird,  einen 
bestimmten  Betrag  zu  tilgen,  oder  ob  beschlossen  wird,  einen  bestimmten  Be- 
trag aus  dem  Reingewinn  zu  tilgen.  Im  letzteren  Falle  muß  der  getilgte 
Betrag  als  Reservekonto  in  das  Passivum  eingestellt  werden,  denn  sonst 
würde  sich  in  der  B.  dieselbe  Reingewinnsumme  ergeben  wie  vorher,  trotz- 
dem doch  die  Tilgung  aus  dem  Reingewinn  geschehen  sollte. 

A.  Nehmen  wir  eine  Gesellschaft  X  an,  die  mit  einem  Kapital  von 
60  000  Mk.  ins  Leben  gerufen  wurde,  50  000  Mk.  Anleihe  hat  und  im 
ersten  Jahre  40  000  Mk,  Gewinn  erzielte.     Also 

Bilanz 

Anlagen     ......       80000     Kapital 60000 

Kassabestand      ....       30000     Anleihe 50000 

Bankguthaben    ....       40000  ,  Gewinn 40000 

150  000  I  150  000 


0  OVG.  13,  272. 

*)  Nicht  empfehlenswert  ist,  die  Teilschnldverschreibungen  Prioritäten  zu  nennen, 
weil  die  Ansprüche  aus  ihnen  den  Ansprüchen  der  Aktionäre  vorgehen.  Einmal  nicht, 
weil  dieses  Vorgehen  sich  von  selbst  versteht.  Indem  die  Aktionäre  nur  auf  Rein- 
gewinn und  Rein\evm'6gen  Anspruch  haben,  ist  selbstverständlich,  daß  Gläubiger- 
ansprüche den  Aktionäransprüchen  vorgehen.  Dann  aber,  weil  der  Name  Prioritäten 
sehr  gut  das  Wesen  von  Vorzugsobligationen  (Prioritätsobligationen)  und  Vorzugsaktien 
(Prioritätsaktien)  wiedergibt  und  nur  Unklarheiten  entstehen,  wenn  der  Ausdruck  auch 
noch  in  anderem  Sinne  verwendet  wird. 
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Gewinn-  und  ^'erlustrechnung 
An  Bilanzkonto    .     .     .     .     40  000     Per  Fabrikationskonto  .     .     40  000. 

1.  Nun  wird  beschlossen  5000  Mk.  der  Anleihe  zu  tilgen. 
Die  B.  erhält  dann  folgendes  Bild: 

Anlagen 80  000  i  Kapital 60  000 

Kassa 25  000  j  Anleihe 45  000 

Bankguthaben     ....      40000  |  Gewinn  u.  Verlustkonto  .  40000 

145  000                      '                       ~  145  000 
Die  Gewinnsumme  bleibt  unverändert  40  000. 

2.  Wird  beschlossen,  5000  Mk.  aus  dem  Reingewinn  zu  tilgen,  so 
heißt  dies  doch:  der  Reingewinn  soll  dadurch  geringer  werden.  Dazu 
genügt  nicht,  daß  Kas^senkonto  und  Anleihekonto  herabgesetzt  werden, 
sonst  bleibt  Gewinn  40  000,  nämlich: 

Anlagen 80  000  t  Kapital 60  000 

Kassa 25  000  |  Anleihe 45000 

Bankguthaben     ....       40000  i  Gewinn    .  ..     .     .     .     .      40000 

145  000  I  145  000^ 

Sondern  es  muß  auch  der  Gewinnsaldo  niedriger  werden,  da  infolge 
der  Obligationentilgung  der  Betrag  des  verteilbaren  Gewinnes  niedriger 
werden  soll.  Das  wii'd  bilanzmäßig  dadurch  erreicht,  daß  ein  Konto 
amortisierter  Obligationen  eingestellt,  d.  h.  das  Gewinn-  und  Verlustkonto 
nicht  nur  gegenüber  dem  Kassen-,  sondern  auch  gegenüber  einem  Reserve- 
kouto  belastet  wird.    Also: 

Anlagen 80  000     Kapital 60  000 

Kassa 25  000  j  Anleihe 45  000 

Bankguthaben     ....       40000  1  Tilgungskonto    ....  5000 

!  Gewinn 35  000 

145  000  I  145000. 

3.  Das  Reservekonto  5000  ist  also  das  buchhalterische  Mittel,  um 
rechnungsmäßig  auszudrücken,  daß  nicht  nur  aus  einem  Bestands-,  sondern 
auch  aus  einem  Erfolgskonto  getilgt  werden  soll.  Tilgung  aus  dem  Rein- 
gewinn bedeutet  buchhalterisch :  es  soll  das  Erfolgskonto  dadurch  niedriger 
werden.  Daher  muß  die  Tilgung  in  dem  Herabsetzen  von  zwei  Konten 
buchhalterisch  erscheinen:  erstens  wird  herabgesetzt  ein  Bestandskonto, 
der  Kassenbestand,  also  ein  Aktivum,  und  zweitens  wii'd  herabgesetzt: 
ein  Reinvermögenskonto,  das  Reiuvermögenszuwachskonto,  das  Gewinn- 
und  Verlustkonto,  der  Gewumsaldo.    Andere  buchhalterische  Mittel  wären : 

a)  die  Anlehensschuld  trotz  Tilgung  in  alter  Höhe  stehen  zu  lassen  oder 

b)  den  getilgten  Betrag  außer  am  zahlenden  Konto  (Kassenbestand) 
noch  an  einem  anderen  Aktivkonto  (z.  B.  dem  Anlagenkonto)  abzuschreiben. ') 

B.  Dasselbe  was  von  dem  Beschlüsse  der  Tilgung  aus  Reingewinn 
gilt,  gilt  bei  dem  Beschlüsse  der  Tilgung  aus  einem  anderen  Reinvermögens- 
konto, also  z.  B.  aus  einem  Reservekonto.  Bei  Verwendung  von  Reserven 
zur  Anlehenstilgung  sind  ebenfalls  zwei  Posten,  ein  Bestand-  und  ein  Ver- 
mögenskonto, zu  verändern.  Der  eine  ist  das  Kassen-  oder  ein  anderes 
Aktivkonto.     Der  andere  ein  Reservefonds.     Das  geschieht  durch  Ein- 

»)  Vgl.  Maatz  §  27  S.  267;  OVG.  11,  270,  272. 
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setzen   eines   neuen  Reservekoutos :   Konto  getilgter  Anlehen   (Anleihen- 
tilgungsfonds). 

Also  vor  der  Tilgung: 

Bilanz 

Anlagen 80  000     Kapital 60000 

Kassa 30  000     Reserven 10  000 

Bankguthaben      .     .     .     .     50000  j  Anleihe 50  000 

'  Gewinn 40000 

160  000  1  160000 

Wird  nun  beschlossen :  5000  zu  tilgen,  so  ergibt  sich : 

Anlagen 80  000  j  Kapital 60000 

Kassa 25  000  i  Reserven 10  000 


Bankguthaben      .     .     .     .     50000 


Anleihe 45  000 

Gewinn 40  000 


155000  1  155000 

Wird  beschlossen:  5000  aus  den  Reserven  zu  tilgen,  so  ist  zu  buchen: 


Anlagen 80000 

Kassa 25  000 

Bankguthaben      .     .     .     .     50000 


Kapital 60  000 

Reserven 5000 

Tilgungskonto       ....  5000 

Anleihe 45000 

Gewinn 40  000 


sonst  würde  Reserven  unverändert  10  000  bleiben  oder  45000  Gewinn 
entstehen,  trotzdem  doch  die  Reserven  verwendet  werden  sollen  und  zwar 
weiter  zur  Schuldentilgung,  nicht  zur  Gewinn erhöhung.^) 

C.  Aus  allem  ergibt  sich :  Ein  Konto  getilgte  Obligationen  muß  die 
A.  dann  nicht  einsetzen,  wenn  sie  das  Anlehen  im  Laufe  der  Jahre  (aus 
laufenden  Mitteln)  tilgt.  Dann  ändert  sich  in  der  B,  nur  Bestandskonto 
(Kassa  25  000,  Anleihe  45  000),  nicht  Reinvermögenskonto,  weder  Gewinn-, 
noch  Reservekonto. 

V.  Die  Richtigkeit  der  bilanzrechtlichen  Ausführungen  erweist  auch 
das  Steuerrecht.  Verwendung  von  Reinertrag  zur  Schuldentilgung  ist 
steuerpflichtig.*) 

1.  "W  ürde  bei  Tilgung  aus  Reingewinn  nicht  ein  Obligationentilgungs- 
fonds einzusetzen  sein,  so  würde  ein  Kaufmann,  der  tilgt,  steuerlich  schlechter 
gestellt  sein,  als  einer,  der  Tilgung  unterläßt.  Nehmen  wir  zwei  Gesell- 
schaften an,  X  und  Y,  mit  ganz  gleichen  Bilanzen.  Die  X  tilge  nicht, 
die  Y  tue  es  und  zwar  vorweg,  so  würden  sich,  wenn  die  Tilgung  nicht 
auf  Reservekonto  zu  setzen  wäre,  für  X  nur  40  000,  für  Y  45  000  Mk. 
steuerpflichtiger  Gewinn  ergeben. 
Bei  X  lautet  die  B.: 

Anlagen 80  000      Kapital 60  000 

Kassa 30  000  :  Anleihe 50  000 

Bankguthaben      .     .     .     .     40  000  j  Gewinn 40  000 

150  000  !  150000 


*)  Vgl.  Maatz  S.  269. 

"")  Preuß.  EinkStG.  §§  15  und  8  II  Ziff.  5. 
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Bei  Y  würde  sie  lauten: 

Anlagen 80  000     Kapital 60  000 

Kassa 25  000  |  Anleihe 45  000 

Bankguthaben      .     .     .     .     40  000  |  Gewinn 40  000 

~                                             145  000  I  145  000 

Y  hätte  zu  versteuern  40000  +  5000  zur  Tilgung  verwendeten  Gewinn. 

Die  richtige  Buchung  ist  bei  Y: 

Anlagen 80  000     Kapital 60  000 

Kassa 25000  i  Anlehen 45  000 


Bankguthaben      .     . 

.     .     40  000 

Tilgungsfonds  .     . 
Gewinn 

.     .       5000 
.     .     35  000 

145  000 

145000 

2.  Die  klare  Buchung  ist: 

Anlagen 80000      Kapital 60  000 

Kassa 80  000     Anlehen 50  000 

Bankguthaben      .     .     .     .     40  000     Gewinn 40  000 

150  000  I  150  000 

Nun  5000  vom  Gewinn  zur  Tilgung-. 

3.  Die  Tilgung  der  Schuld  aus  laufenden  Mitteln  (im  Laufe  des 
Jahres)  berührt  unmittelbar  das  Steuerrecht  nicht;  ob  es  der  Fall  ist, 
ergibt  sich  erst  beim  Jahresabschluß.  Sie  berührt  also  indirekt  das  Er- 
tragskonto. Das  Kassenkonto  betrage  Anfang  des  Jahres  25000,  dann 
kann  es  nach  Tilgung  der  5000  im  Laufe  des  Jahres  daraus  am  Jahres- 
ende 25  000  betragen,  falls  5000  verdient  werden.  Also  kommen  die 
5000  Mk.  dann  am  Jahresende  zur  Versteuerung. 

Am  Jahresanfang  lautet  die  B.: 

Anlagen 80  000  |  Kapital 60  000 

Kassa 10  000  i  Anleihe 50  000 

Bankguthaben      .     .     .     .     20  000  | 

110000  I  110000 

Nun  werden  von  der  Anleihe  10  000  Mk.  eingezogen.  Am  Jahresende 
ergibt  sich  folgender  Abschluß: 

Anlagen 80  000  !  Kapital 60  000 

Bankguthaben      .     ,     .     .     20  000  1  Anleihe _40  000 

100  000  100  000 

Das  zeigt,  daß  im  Jahre  nichts  verdient,  die  10  000  Mk.  Anleihe 
aus  dem  Vermögen  getilgt  w'urde.  Anders,  wenn  die  Schlußbilanz  so  lautet : 

Anlagen 80  000  i  Kapital 60  000 

Ka.ssa 10  000     Anleihe 40  000 

Bankguthaben      ....     20000      Obligationentilgung  .     .     .     10000 

Hier  erhellt,  daß  die  10000  Mk.  aus  Gewinn  amortisiert  wurden. 

4.  Bei  der  Tilgung  nicht  erst  aus  dem  bilanzmäßigen  Reingewinn, 
sondern  vor  Feststellung  desselben,  also  vorweg  aus  dem  Rohgewinne  hat 
die  Steuerbehörde  die  vorweg  zur  Schuldentilgung  verwendete  Gewinn- 
quote dem  Gewinnsaldo  zuzuschlagen;  sonst  wird  nicht  der  ganze  Rein- 
gewinn versteuert ;  aber  zugleich  muß  sie  in  der  ß.  vorweg  das  Reserve- 
konto amortisierte  Aktien  einstellen ;  sonst  würde  mehr  Gewinn  für  Steuer- 
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pfliclitig  erklärt,  als  gemacht  wurde.  Denn  ohne  Einsetzen  dieses  Konto 
ergibt  sich  bei  40UOO  Mk.  Keingewinn  bilanzmäßig  als  Gewinnsaldo  nicht 
35  000,  sondern  40  000,  so  daß  die  Firma  45  000  Mk.  Gewinn  versteuern 
müßte.  Wenn  der  Gewinn  40  000  ist  und  er  würde  vorweg  zur  Schulden- 
tilgung verwendet,  so  wären  80  000  Mk.  zu  versteuern.  Ohne  Vorweg- 
tilgen würde  die  B.  lauten: 

Anlagen 80  000     Kapital 60000 

Kassa 30  000  !  Anleihe 50  000 

Bankguthaben     ....      40000  j  Gewinn 40000. 


Nun   wiiTl   vorweg   getilgt;    wird  hier  kein  Tilgungskonto  eingesetzt,   so 
lautet  die  B. : 


Anlagen 80  000 

Bankguthaben     ....       30  000 


Kapital 60  000 

Anleihe 10  000 

Gewinn 40  000. 


Es  kann  aber  doch  nicht  mehr  Gewinn  zu  versteuern  sein,  wenn  man 
vorweg  tilgt,  als  wenn  man  erst  aus  dem  Reingewinnsaldo  amortisiert. 
Im  letzteren  Falle  wird  beschlossen :  der  ganze  Gewinn  wird  zur  Schulden- 
tilgung verwendet,  er  beträgt  40  000  Mk. ;  daher  sind  nur  40000  Mk.  zu 
versteuern.     Demgemäß  ist  im  anderen  Falle  zu  buchen: 

Anlage 80  000     Kapital 60  000 

Bankguthaben    ....       30000     Anleihe 10000 


Anleihetilgungskonto  .     .       40  000 
Gewinn  saldo      ....  0 


110000  110000. 

Also   ergibt  sich  durch   Zuschlag  nur   40  000  +  0  =  40  000  Mk.   Ertrag. 

Anhang:  Noch  nicht  begebene  Schuldverschreibungen. 

§  59. 

I.  Wie  die  noch  nicht  begebenen  Aktien,  so  sind  auch  die  noch 
nicht  emittierten  Obligationen  an  sich  bilanzfähig,  denn  sie  bilden  schon 
ein  wirtschaftliches  Gut.  Allein  ihre  Einstellung  ist,  wie  bei  den  Aktien, 
bedeutungslos.  Werden  sie  als  Aktiva  eingestellt,  dann  sind  sie  in  gleicher 
Höhe  als  Passiva  aufzunehmen.  Wenn  iSimon  ')  meint,  es  sei  rechtlich 
unzulässig,  eigene,  noch  nicht  begebene  Obligationen  im  Aktivum  oder 
Passivum  zu  führen,  da  sie  weder  eine  Forderung  noch  eine  Schuld  dar- 
stellten, so  ist  dagegen  zu  bemerken,  daß  diese  Obligationen  nicht  als  Forde- 
rungen und  Schulden,  sondern  als  sog.  rein  wirtschaftliche  Güter  in  Be- 
tracht kommen,  und  solche  sind  ebenfalls  bilanzfähig. 

II.  A.  Durch  die  bilanzrechtliche  Bedeutungslosigkeit  der  unbegebenen 
Schuldverschreibungen  als  solchen  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  recht- 
lichen Wirkungen,  welche  die  Schuldverschreibungen  vor  ihrer  Begebung 
erzeugen,  Bilanzfähigkeit  besitzen.  Dies  ist  gegeben,  wenn  die  Wirkungen 
wirtschaftliche  AVerte  darstellen. 


')  S.  201  Anm.  157;  ebenso  Immerwahr  bei  Holdheim  IX,  270. 
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B.  Ein  solcher  Fall  liegt  vor,  sobald  für  die  Schuld versclireibiingen 
Pfänder  bestellt  sind.  i\Iit  der  Ausstellung  als  solchen  ist  zwar  das  in 
dem  AVertpapier  verbriefte  Forderungsrecht  noch  nicht  entstanden;  es 
entsteht  erst,  wenn  ein  anderer  als  der  Aussteller  Eigentum  daran  erwirbt. 
Aber  auch  ein  einer  künftigen  Forderung  zur  Sicherung  dienendes  Pfand- 
recht ist  rechtlich  existent.  Somit  kann  der  Anteil  an  dem  Erlös  aus 
dem  Pfandverkaufe,  wenn  der  letztere  nahe  bevorsteht,  in  der  B.  Be- 
wertung linden,  falls  das  Pfandrecht  nicht  bloß  bereits  begebenen  Schuld- 
verschreibungen zukommen  soll. 


III.  Die  Abschreibimgskonten. 
Die  doppelte  Bedeutung  des  Wortes  Abschreibung. 

§  60. 

I.  Von  den  Abschreibungen  haben  wir  in  diesem  Zusammenhange 
nur  zu  reden,  um  die  Grundlagen  für  Abgrenzung  des  alsbald  zu  er- 
örternden Rücklage-  und  Reservefondsbegriffes  zu  gewinnen. 

IL  Zu  unterscheiden  ist  ein  huditechnischer  und  ein  wirtscliaft- 
licher  Abschreibungsbe(/riff.  Der  erstere  ist  der  weitere  und  der  wört- 
lichen Bedeutung  des  Wortes  entsprechende.  Keine  Abschreibung  ohne 
Buchführung.')  Abschreibung  im  wirtschaftlichen  Sinne  stellt  den  engereu 
Abschreibungsbegi'iff  und  die  Bedeutung  von  Abschreibung  dar,  welche  aus 
einer  Übertragung  von  Buchführungsvorgängen  auf  wirtschaftliche,  also  von 
formalen  Dingen  auf  materielle  sich  ableitet, 

III.  Ahsclweibung  im  buchführungstechnischen  Sinne  ist  die  in 
der  Veränderung  von  Konti,  also  durch  Schreiben  zum  Ausdruck  gelangende 
Herabsetzung  oder  Vernichtung^)  des  7iHc/i wertes  eines  bestimmten  Akti- 
vums^)  oder  Passivums').  Sie  zerfällt  in  zwei  Arten,  in  Abschreibungen 
wegen  Wertminderung  und  in  Abschreibungen  zum  Zwecke  der  Gewinn- 
reservierung. Ersteres  ist  Herabsetzung  auch  des  wirtschaftlichen  Wertes 
eines  Aktivums  oder  Passivums,  letzeres  Gewinn;-« c/dage  in  Abschreibungs- 
form. Ersteres  ist  auch  wirtschaftlich  Abschreibung;  letzteres  ist  wirt- 
schaftlich Bildung  einer  Gewinnreserve.  Zur  Ivlarheit  trägt  bei,  wenn 
man  diese  Abschreibung  und  nur  sie  Rückstellung  nennt.  Die  Praxis 
verfährt  so,  wenn  sie  von  vorgenommenen  ,, Abschreibungen  und  Rück- 
stellungen" spricht. 

IV.  Zwischen  den  beiden  Arten  bestehen  eine  Reihe  von  Unter- 
schieden. 

A.  tSotwendige  und  freiwillige  Abschreibungen.  Die  Abschreibungen 
zerfallen  juristisch   in   rechtlich   notwendige^)   und  rechtlich  freie.     Ab- 


')  ReiHch  I  §  291. 

')  Die  auch  sofort  bei  der  ersten  Bewertung,  die  vorgenommen  werden  muß,  ge- 
schehen kann.  Abschreibung  liegt  auch  vor,  wenn  ein  Gegenstand  von  seiner  Anschaffung 
(Herstellung)  an  in  der  B.  weggelassen  wird. 

*)  Nicht  bloß  eines  kfirperlichen  Gegenstandes,  sondern  auch  einer  Forderung  oder 
eines  sonstigen  Rechtes  und  Aktivums. 

*)  Nicht  bloß  einer  Schuld.  Z.  B.  Abschreibung  an  Reserven,  indem  man  einen 
Teil  zu  stillen  macht  (dem  Zwangsreservefonds  wird  nicht  die  volle  Agioreserve  zuge- 
führt, indem  man  die  neuen  Aktiva  niedrig  ansetzt,  um  fllr  die  neuen  Aktien  das  Agio 
niedrig  halten  zu  können). 

'')  Vgl.  österr.  A.-Reg.  §  49  Abs.  5:  „Die  Vornahme  der  ?io^itrnf%e?i  Abschreibungen 
ist  statutarisch  zu  regeln  ..." 
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Schreibung  wegen  Wertminderung  muß^)  erfolgen,  denn  die  Bilanzposten 
dürfen  nicht  über  ihrem  effektivf^u  Werte  angesetzt  werden;  Abschreibungen 
zum  Zwecke  der  Gewinnreservierung  können  erfolgen,  denn  das  G.  ver- 
langt nur,  daß  Grundstockvermögen,  nicht  aber  —  von  der  Bildung  des 
Zwangsreservefonds  abgesehen  — ,  daß  Gewinn  von  der  Verteilung  an 
die  Mitglieder  ausgeschlossen  wird. 

B.  Die  nur  wirtschaftlich  notwendige  oder  zweckmäßige  Abschrei- 
bung ist  rechtlich  eine  freie.  Die  wirtschaftliche  Vorsicht  verlangt,  daß 
der  Kaufmann  auch  nur  mögliche  Verluste  und  nicht  greifbare  Aktiva 
(Patent-  und  Firmenrecht)  abschreibt.  Aber  rechtlich  notwendig  ist  es 
nicht.  Oft  gebietet  die  Kreditbedürftigkeit,  von  der  Vorsicht  abzugehen. 
Vorsichtig  ist,  daß,  wenn  über  dem  Normalpreis  gekauft  oder  gebaut  ist, 
sofort  bis  zur  normalen  flöhe  oder  sogar  bis  zu  dem  jederzeit  erreichbaren 
Preise  heruntergeschrieben  wird.  Aber  die  Bank,  die  Kredit  gibt,  will 
eine  gleichmäßige  Dividende  und  deshalb  bloß  allmähliches  freiwilliges 
Herunterschreiben.  Umgekehrt  kann  die  Bank  das  Geben  von  Kredit  auch 
davon  abhängig  machen,  daß  der  Kaufmann  mehr  freiwillig  abschreibt, 
als  die  Vorsicht  gebietet.  Auch  das  nennt  der  kaufmännische  Brauch 
notwendige  Abschreibung. 

C.  Abschreibung  wegen  "Wertminderung  ist  an  Aktiven  und  Passiven 
möglich,  Abschreibung  zum  Zweck  der  Gewinnreservierung  nur  an  Aktiven ; 
die  Abschreibung  am  Buchwert  von  Passiven  mindert  nicht  die  Gewinn- 
höhe, sondern  steigert  sie.^) 

V.  Freiwillige  Abschreibungen  an  einem  Bilanzobjekt  können  auch 
geschehen,  wenn  daran  keine  notwendigen  erforderlich  sind.  Erfolgen  an 
einem  Gegenstand  freiwillige  neben  notwendigen,  so  liegt  Abschreibung 
über  das  gesetzlich  notwendige  Maß  hinaus,  also  Abschreibung  von  doppelter^ 
(jemischter  wirtschaftlicher  Natur  vor,  eine  in  der  Praxis  nicht  seltene 
Erscheinung. 

VI.  Abschreibungs=  und  Erneuerungskonto.  A.  Der  äußeren  Form 
nach  können  alle  Abschreibungen  entweder  in  der  Form  der  buchstäb- 
lichen Veränderung  der  Ziffer  geschehen,  welche  den  Buchwert  des  Gegen- 
standes unmittelbar  aufzeigt,  oder^)  so,  daß  diese  Ziffer  unberührt  ge- 
lassen und  die  Herabsetzung  des  Buchwertes  durch  einen  selbständigen 
Gegenposten  auf  der  anderen  Seite  des  Kontos  ausgedrückt  wird.  Die 
Bezeichnung  dieser  selbständigen  Abschreibungskonten  als  Erneuerungs- 
fonds  ist  unmittelbar  einleuchtend  nur,  wenn  und  soweit  die  Abschreibung 


*)  Fischer  II  56  ff.  erblickt  in  der  wirtschaftlichen  Abschreibung  nicht  Weg- 
tilgung eines  eingetretenen,  sondern  Vorwegtilgung  eines  zukünftigen  Verlustes.  Der 
Gebrauchsgegenstand  erleide  eine  Wertminderung  nicht  schon  durch  die  allmähliche 
Abnutzung  usw.,  sondern  erst  durch  völlige  Unbrauchbarkeit  (Außerdienststellung). 
Dieser  zukünftige  Verlust  werde  auf  die  Jahre  zurückverteilt.    Vgl.  unten  S.  201. 

*)  Setzen  wir  also  B.: 

Aktiva  Passiva 

2000  I  1100, 

so  ist  der  Eeingewinu  900.  Wird  an  den  Aktiven  100  abgeschrieben,  so  sinkt  der  Ge- 
winn auf  800,  wird  der  Buchwert  der  Passiva  um  100  herabgesetzt,  so  steigt  der  Gewinn 
auf  1000. 

')  Österr.  PersStG.  §§  95  f.:  „Dagegen  sind  in  die  Besteuerungsgrundlage  .  .  .  nicht 
einzubeziehen  die  Abschreibungen,  welche  der  Abnutzung  oder  Entwertung  des  Inventars 
oder  Betriebsraaterials,  sowie  den  im  Geschäftsbetrieb  eingetretenen  .  .  .  Verlusten  ent- 
sprechen, ferner  jene  Teile  des  Erträgnisses,  welche  aus  dem  gleichen  Anlasse  in  besondere 
Fonde  (Abschreibungs-  .  .  .  fonds)  hinterlegt  werden." 

Rebm,  Bilanzen,  2.  Aufl.  13 
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freiwillig  ist,  also  Gewinn  reserviert.')  Dann  konstatiert  sie  das  Vor- 
handensein von  Aktivwerten.  Das  selbst ändi(/e  Absclireibungskonto  wegen 
Werfminderung  eines  Aktivums  dagegen  konstatiert  unmittelbar  nur  das 
Fehlen  von  Werten  auf  der  Aktivseite,^)  Es  kann  als  Erneuei^iingskonto 
(Erneuerungsfonds)  nur  insoferne  bezeichnet  werden,  als  es  die  Ergänzung 
und  damit  Erneuerung  des  durch  die  Abschreibung  herabgeminderten  Eein- 
vermögens  reranlaßl.^)  Der  ordentliche  Kaufmann  ist  bestrebt,  sein  Rein- 
vermögen zum  mindesten  auf  der  ui'sprünglichen  Höhe  zu  erhalten,  soviel 
wie  die  Abschreibung  beträgt,  imgleichen  Jahre  zu  verdienen.  Die  Abschrei- 
bung gibt  ihm  daher  Veranlassung,  von  dem  Betriebsertrage  nicht  eher 
etwas  auf  das  Gewinnkonto  zu  setzen,  als  bis  der  Verlust  am  Rein- 
vermögen wieder  ergänzt  ist.  Ehe  das  nicht  der  Fall  ist,  ist  nach  kauf- 
männischer Auffassung  nichts  verdient.  Die  Abschreibung  bewirkt  also 
mittelbar  eine  Ergänzung  des  Reinvei  mögens.  Wenn  diese  Ergänzung 
Erneuerung  genannt  wird,  so  will  damit  nicht  gesagt  sein,  daß  Werte 
vorhanden  sind,  die  zur  Erneuerung  bestimmter  Gegenstände  dienen  sollen, 
sondern,  daß  Werte  vorhanden  sind,  die  dazu  dienen  können.  Das  Ver- 
lustabschreibungskonto ist  somit  nur  mittelbar  Erneuerungskonto,  hat  Er- 
neuerung als  Nebenw^ii'kung.  Daß  dies  nur  eine  Nebenwirkung"  ist,  geht 
selir  deutlich  daraus  hervor,  daß  sie  nicht  eintritt  oder  aufhört,  sobald 
der  Bruttoertrag  die  Wertverluste  nicht  mehr  zu  decken  vermag,  also  in 
dem  Jahre  nicht  so  viel  verdient  wird,  wie  der  Wertverlust  beträgt,  d.  h. 
mit  Unterbilanz  gearbeitet  wird.  Will  der  Unternehmer  die  B.  nicht  mit 
Verlust  abschheßen,  so  muß  er  mindestens  so  viel  Rohertrag  erzielen, 
als  die  Abschreibung  ausmacht.  Demgemäß  bringt  die  Verlustabschrei- 
bung nicht  notwendig  das  Vorhandensein  der  zur  Erneuerung  (Ersatz- 
anschalfung,  Nachschaffung)  erforderlichen  Aktiva  mit  sich,  sondern  nur 
regelmäßig,  dann,  wenn  der  Kaufmann  mehr  roh  verdient,  als  abgeschrieben 
werden  muß.  Weil  dies  aber  für  gewöhnlich  der  Fall  ist,  heißt  das 
Konto  sehr  häufig  auch  Frneiienmgskoiito.^) 

B.  Die  Abschreibung  auf  der  anderen  Seite  durch  besonderes  Konto 
wii'd  aus  zwei  Gründen  gewählt. 

1 .  Der  Verlust,  der  in  der  Abschreibung  liegt,  wird  etwas  verhüllt. 

2.  Dann  ist  nicht  erforderlich,  bei  Wertschwankung  die  Aktivziffer 
zu  ändern;  bald  hat  das  Abschreibungskonto  den  Charakter  einer  Ver- 
lust-, bald  den  einer  Gewinn-Konstatierung,  also  einer  stillen  Reserve. 

C.  Die  Abschreibung  ist  offen  oder  still  (versteckt,  intern,  geheim), 
je  nachdem  sie  aus  der  B.  ersichtlich  ist  oder  nicht.  Ersichtlich  ist  sie, 
wenn  der  Abgang  am  Buchwert  oder  bei  Abschreibung  in  Form  des  Er- 
neuerungskontos der  Zugang  auf  diesem  in  der  B.,  also  vor  dem  Bilanz- 
strich kenntlich  gemacht  wird.  Es  wird  dann  eine  Vorkolonne  angelegt. 
Am  Maschinenkonto  werden  weitere  50  000  Mk.  abgeschrieben.  Das  ge- 
schieht so: 

')  OVG.  15,  279  über  den  Unterschied  von  Bewertungs-  und  Reservekonto. 

*)  Daher  z.  B.  auch  der  Name  Bahnk'6r\)er -  Amortisations-  oder  Tilgungsiom\3. 
Das  Konto  konstatiert  Wertvernichtung  durch  Abnutzen. 

*)  Vgl.  Urteil  der  vereinigten  Steuer.senate  des  preuß.  Oberverwaltungsgerichtes 
vom  27.  November  1896  (Entsch.  in  Steuers.  V,  280),  Eeisch  I  §§  284  f.,  291,  II  §  22,  Fuisting, 
Steuerlehre  142:  „Die  Auffassung,  daß  die  Abschreibungen  [seil,  wegen  Wertminderung] 
Rücklagen  (Ersparnisse)  für  künftige  Ersatzbeschaffungen  seien,  beruht  auf  einer  Ver- 
wechslung des  Grundes  und  Zweckes  mit  den  aus  wirtschaftlichen  Rücksichten  gebotenen 
Folgen  der  Abschreibungen"  [wegen  Wertminderung];  Knappe  bei  Holdheim  19,  244 ff. 

*;  Weiteres  §§  70  und  62. 
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Aktiva 

Passiva 

Vor- 
kolonne 

Bilanz- 
kolonne 

Maschinen      .     .  600  000 
bisher   abgeschr.     70  000 
neu  abgeschr.     .     50  000 

Waren 

480000 
220000 

Oder  es  wird  gebucht 

Aktiva 

Passiva 

Maschinen 

Waren 

600  000 
220  000 

Masch. 

Erneuerung 

Vor-     ;  Bilanz- 
kolonne ;  Kolonne 

bisher 
Zugang 

.     .     .     70000  ! 
.     .     .     50  000  i 

i  120000. 

D.  Offene  notwendige  Abschreibungen  sind  bei  Banken  nicht  mehr 
modern.  Die  Höhe  der  Abschreibungen  bleibt  dadurch  geheim.  Daß 
welche  stattfanden,  wird  im  Geschäftsberichte  angedeutet.^)  Bei  Reedereien 
begegnet  aus  Gründen  des  Wettbewerbs  das  andere  System.  Aus  Gründen 
des  Wettbewerbs  wollen  sie  mit  hohem  Betriebsgewinn  und  hohen  Ab- 
schreibungen prunken : 

1.  Sie  belasten  mit  Reparaturen  nicht  das  Unkosten-,  sondern  das 
Erneuerungskonto.  Dadurch  erscheint  der  ausgewiesene  Betriebsgewinn 
höher.  Aus  dem  so  erhöhten  Bruttogewinn  wird  der  Erneuerungsfonds 
wieder  ergänzt. 

2.  Oder  sie  entnehmen  wenigstens  außergewöhnliche  Reparaturen 
nicht  dem  Unkosten-,  sondern  einen  besonderen  Reservekonto  und  dotieren 
es  um  den  Betrag  aus  dem  Bruttogewinn. 

3.  Sie  decken  Schiffsverluste  nicht  aus  den  Betriebseinnahmen,  sondern 
alle  aus  dem  Reserve-Assekuranzkonto  und  füllen  es  aus  dem  Rohgewinn- 
saldo auf. 

Vir.  Der  Absclireibungsbegriff  des  positiven  Rechts.  Daß  es  zutreffend 
ist,  einen  doppelten  Abschreibungsbegriff  zu  unterscheiden,  bestätigt  das 
positive  Recht. 

A.  §  13  des  preußischen  Einkommensteuergesetzes  Abs.  1  Satz  3 
spricht  ,,von  den  regelmäßigen  jährlichen  Abschreibungen,  welche  einer  an- 
gemessenen Berücksichtigung  der  Wertverminderurif/  entsprechen".  Also 
gibt  es  auch  Abschreibungen,  die  über  eine  angemessene  Berücksichtigung  der 
Wertminderung  hinausgehen,  und  das  sind  eben  die  Abschreibungen  zur 
Gewinnreservierung.  Derselbe  Gegensatz  ergibt  sich  aus  österreichischem 
Personalsteuei-gesetz  §  95,  wenn  daselbst  für  abzugsfähig  nur  erklärt 
werden  ,,die  Abschreibungen,  welche  der  Abnützung  oder  Entwertung 
des  Inventars,  sowie  den  im  Geschäftsbetriebe  eingetretenen  . .  ,  Verlusten 
entsprechen",  und  bestimmt   wird,  ,,die   Änr/emessenheit   der  Höhe   der 


^)  Etwa  mit  den  Worten:  Der  Gesamtgewinn  stellt  sich  auf  12300000  Mk.  ein- 
schließlich des  Gewinnvortrages.  Hieraus  sind  Abschreibungen  abgesehen  von  der  auf 
das  Bankgebäude  nicht  vorzunehmen,  weil  wir  vorweg  für  eine  entsprechende  Bewertung 
der  Bestände  und  Forderungen  gesorgt  haben. 

13* 
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vorgenommenen   Abschreibungen"   sei   von   der   Steuerbehörde,  falls   sie 
dagegen  Bedenken  liat,  durch  Sachverständige  festzustellen. 

B.  Auf  der  anderen  Seite  lesen  wir  HGB.  §  262  Ziff.  3  und  ebenso 
im  österreichischen  A.-Reg.  §  53,  daß  in  den  sog.  obligatorischen  Reserve- 
fonds u.  a.  auch  einzustellen  seien  die  Zuzahlungen  auf  Aktien,  ,, sofern 
nicht  eine  Verwendung  dieser  Zahlungen  zu  außerordentlichen  Abschrei- 
bungen oder  zur  Deckung  außerordentlicher  Verluste  beschlossen  wird". 
Der  obligatorische  Reservefonds  hat  nach  gesetzlicher  Vorschrift  zur 
Deckung  bilanzmäßiger  Verlustsaldi  zu  dienen.  Hieraus  folgt,  daß  der 
Einlegung  von  „Zuzahlungen"  in  ihn  nicht  vorgehen  kann  ihre  Verwendung 
zur  Bildung  anderer  Reservefonds,  wie  sie  u.  a.  in  Abschreibungen  zur 
Gewinnreservierung  bestehen.  Wozu  solche  Zuzahlungen  für  den  Zwangs- 
reservefonds bestimmen,  wenn  sie  zugleich  zur  Bildung  anderer  Reserve- 
fonds verwendet  werden  dürften?  Auch  daraus,  daß  neben  „außerordent- 
lichen Verlusten"  noch  besonders  außerordentliche  Abschreibungen  genannt 
werden,  darf  nicht  geschlossen  werden,  daß  Abschreibungen  in  §  262  Ziff.  3 
im  weiteren  Sinne  steht.  Wohl  sind  Wertminderungen,  die  durch  außer- 
ordentliche Abschreibungen  gedeckt  werden,  auch  Verluste,  aber  nicht 
notwendig  außerordentliche,  d.  h.  solche  aus  außerordentlichen  Gründen,  aber 
selbst,  wenn  die  durch  außerordentliche  Abschreibungen  zum  Ausgleich 
gelangenden  Verluste  im  gegebenen  Falle  durch  außerordentliche  Gründe 
veranlaßt  sein  sollten,  bilden  sie  doch  außerordentliche  Verluste  besonderer 
Art,  nämlich  Verluste,  die  sich  als  an  einem  ganz  bestimmten  Gegenstand 
entstandene  darstellen.  Aus  dem  allen  folgt :  Abschreibungen  steht  in  HGB. 
§  262  Abs.  3  und  A.-Reg.  in  jener  engeren,  durch  ein  buchtechnisches  und 
ein  wirtschaftliches  Moment  ausgezeichneten  Bedeutung,  im  Sinne  von 
notwendiger  Abschreibung. 

C.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  daß  HGB.  und  A.-Reg.  Abschreibung 
nur  in  diesem  engeren  Sinne  gebrauchen,  diese  engere  Bedeutung  gleichsam 
den  handelsrechtlichen  im  Gegensatz  zum  steuerrechtlichen  Abschreibungs- 
begiiff  darstellt. 

1.  Zunächst  spricht  das  A.-Reg.  in  §  49  davon,  daß  ,,die  Vornahme 
der  notwendigen'^)  Abschreibungen  statutarisch  zu  regeln"  sei.  Also  er- 
kennt es  auch  nicht  notwendige  Abschreibungen  an. 

2.  In  HGB.  §  271  Abs.  3  ferner  findet  sich  der  Passus:  ,, Abschrei- 
bungen .  .  .  über  das  nach  dem  Gesetz  oder  nach  dem  Gesellschaftsvertrag 
statthafte  Maß  hinaus".  Eine  das  statthafte  Maß  der  Abschreibungen 
betreffende  Gesetzesvorschrift  stellt  §  213  des  HGB.  mit  dem  Satze  dar, 
daß  Verteilung  des  Reingewinns  an  die  Aktionäre  durch  das  Gesetz  oder 
den  Ge§eUschaftsvertrag  ausgeschlossen  werden  darf.  Indem  bastimmt 
ist,  daß  Ausschluß  der  Verteilung  von  Reingewinn  außer  durch  Gesetz 
nur  durch  Statut  erfolgen  kann,  ist  das  statthafte  Maß  der  Abschreibung 
gesetzlich  begrenzt.  Die  Abschreibungen,  deren  statthaftes  Maß  dadurch 
festgesetzt  wird,  sind  nicht  Abschreibungen  im  engeren  Sinne. 

3.  Unmittelbarer  ergibt  sich  das  gleiche  aus  HGB.  §  237  und  245. 
Sie  verfügen,  daß,  wenn  den  Mitgliedern  von  Vorstand  oder  Aufsichtsrat 
ein  Anteil  am  Jahresgewinn  gewährt  wird,  der  Anteil  „von  dem  nach  Vor- 
nahme säjntlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  verbleibenden  Rein- 
gewinn zu  berechnen"  sei.  Würden  hier  unter  Abschreibungen  nur  die 
notwendigen  gemeint  sein,  so  hätte  das  AVort  Abschreibungen  überhaupt 


*)  Ebenso  in  §  52 :  „Vornahme  der  erforderlichen  Abschreibungen." 
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wegbleiben  können,  denn  selbstverständlich  ist,  daß  vor  Abzug  dieser 
Abschreibungen  kein  Reingewinn,  d.  h.  keine  Rein vermögensraehrung  definitiv 
festgestellt  ist,  wie  österreichisches  A.-Reg.  §  52  ausdrücklich  bemerkt : 
,,An  die  Aktionäre  darf  nur  dasjenige  verteilt  werden,  was  sich  als  Über- 
schuß der  bilanzmäßigen  Aktiven  nach  Vornahme  der  erforderlichen  Ab- 
schreibungen von  denselben  und  nach  Abrechnung  aller  Passiven  ergibt." 
Also  kann  die  Wendung  ,, sämtliche  Abschreibungen"  nicht  bloß  besagen 
wollen,  daß  außer  den  ordentlichen  Abschreibungen  wegen  Wertminderung 
auch  die  außerordentlichen  A^"ertminderungsabschreibungen  vorher  abzu- 
ziehen sind. 

D.  Echte  und  unechte  Abschreibungen.  Aus  dem  Entwickelten  geht 
hervor,  daß  nicht  zutreffend  ist,  nur  die  Abschreibungen  wegen  Wert- 
minderung Abschreibung  im  technischen  Sinne  oder  eckte  Abschreibung 
und  die  Abschreibungen,  welche  wirtschaftlich  stille  oder  offene  Reserven 
darstellen,  nneclde  zu  nennen,  den  Abschreibungsbegriff  also  für  aus- 
schließlich wirtschaftlich  zu  erklären.^)  Der  Abschreibungsbegriö' ist  grund- 
sätzlich formal,  buchführungstechnisch,  nicht  wii-t schaftlich.  Das  gilt  für 
das  Steuer-  und  von  HGB.  §  262  und  A.-Reg.  §  53  abgesehen  auch  für 
das  Handelsrecht.  Daß  Abschreibungen,  die  wirtschaftlich  nicht  Abschrei- 
bungen sind,  nicht  Rehiertrag  oder  Reineinkommen  mindernd  wirken  und 
piinzipiell  auch  den  bilanzmäßigen  Reingewinn  nicht  herabdrücken,  nimmt 
ihnen  ihre  Abzugsfähigkeit  in  Steuer-  und  buchhaltungsrechtlicher  Beziehung, 
nicht  aber  ihren  Charakter  als  Abschreibungen  im  buchtechnischen  und 
grundsätzlich  positivrechtlichen  Sinne. 

VIII.  Die  notwendige  Abschreibung  ist  entweder  Abschreibung  ein- 
getretener oder  Abschreibung  wahrscheinlicher  Verluste.  Wahrschein- 
liche Verluste  sind  wirtschaftlich  schon  effektive  Wertminderung,  weil  selbst 
der  gewiegteste  Kaufmann  nicht  mit  untrüglicher  Sicherheit  bemessen  kann, 
ob  eine  Wertminderung  sicher  oder  nur  wahrscheinlich  ist.  Dem  subjektiven 
Ermessen  muß  ein  Spielraum  gelassen  sein. 

Ordeutlich.e  und  außerordentliche  Abschreibungen. 

§  61. 

T.  A.  Aus  dem  Bisherigen  ergibt  sich,  was  der  Gegensatz  von  ordent- 
licher und  außerordentlicher  Abschreibung  nicht  bedeutet.  Nicht  gleich- 
bedeutend ist  er  mit  dem  Gegensatze  von  notwendiger  und  freiwilliger 
Abschreibung.  Eine  solche  Auffassung  kann  nur  entstehen,  wenn  man 
meint,  lediglich  die  Abschreibung  wegen  Wertminderung  sei  echte  Ab- 
schreibung.    Diese  Meinung  erwies  sich  aber  als  unzutreffend. 

B.  Dies  bestätigt  auch  das  positive  Recht.  Preußisches  Einkommen- 
steuergesetz §  13  spricht  von  „regelmäßigen  jährlichen  Abschreibungen, 
welche  einer  angemessenen  Berücksichtigung  der  Wertverminderung  ent- 
sprechen". Regelmäßig  ist  =  ordentlich.  Somit  gibt  es  auch  ordentliche 
Abschreibungen,  welche  nicht  einer  Wertmmderung  entsprechen,  also  ohne 
WertminderuDg  oder  über  eine  Wertminderung  hinaus  erfolgen.^)  Es  gibt 
ordentliche  und  außeroi deutliche  notwendige  und  ordentliche  und  außer- 
ordentliche freiwillige  Abschreibungen. 

^)  Dies  tut  Simon  147. 

*)  Anders  Fuisting,  Steuerlehre  180.  Ihm  ist  Gegensatz  zu  regelmäßiger  Ab- 
schreibung übermäßige  Abschreibung.  tJbermäßig  bildet  aber  den  Gegensatz  zu  „au- 
gemessen". 
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IL  AVas  die  ordeiitlidieu  und  außerordentliclion  Abschreibungen  im 
positiven  lurlitc  unterscheidet,  ist  ein  zeitliches  Moment.  Die  ordent- 
lichen Abschi-eibungen  sind  die  periodisch  —  gewöhnlich  in  jedem  Ge- 
schäftsjahre —  wiederkehrenden,  zumeist  auch  in  ihrer  Höhe  planmäßig 
und  zwar  der  Regel  nach  immer  auf  den  gleichen  Betrag  (die  gleichen 
^^'ert Prozente)  bemessenen. 

A.  Dies  zeigt  ebenfalls  das  preußische  Einkommensteuergesetz.  Es 
sagt  nicht  bloß  ,, regelmäßige"  Absetzungen  oder  Abschreibungen,  sondern 
„regelmäßige  Jährlic/ic"'  Absetzungen  (Jj  8),  bzw.  Abschreibungen  (§  13), 
also  ohne  Beistrich  zwischen  regelmäßig  und  jährlich.  Die  Abschreibungen 
sind  daher  für  gewöhnlich  i)eriodisch,  wenn  auch  nicht  gerade  notwendig 
alljährlich,  wiederkehi  ende  und  zwar  zumeist  solche,  bei  welchen  noch 
die  Bemessung  ihrer  Höhe  nach  bestimmten  sich  gleichbleibenden  Normen, 
nach  Regeln  geschieht.') 

B.  Dann  entspricht  diese  Auffassung  aber  auch  der  tatsächlichen 
Erscheinung,  daß  die  A.en  nicht  selten  statutarisch  festsetzen,  daß  und 
selbst  in  welcher  Höhe  jährlich  an  den  einzelnen  Betriebsgegenständen 
(Gebäuden,  Maschinen)  Abschreibungen  stattzufinden  haben  (die  sog.  stdiii- 
tarisvJien  oder  vertra(jsin<"ißigen  noiwendigen  Abschreibungen).  Das 
österreichische  A.-Reg.  macht,  was  die  Abschreibungen  wegen  Wertminde- 
rung angeht,  es  den  unter  seine  Anwendung  fallenden  A.en  sogar  zur 
Pflicht,  daß  sie  die  Vornahme  dieser  Abschreibungen  statutarisch  regeln.*) 
An  diese  Praxis  knüpft  der  Gesetzesausdruck  ,, regelmäßige  Abschreibungen" 
au.  Unregelmäßige  Absehreibungen  sind  nicht  periodisch  wieder- 
kehrende,  einmalige  oder  nur  für  eine  kürzere  Reihe  von  Jahren  vor- 
kommende. Es  liegt  hier  derselbe  Gegensatz  vor,  wie  im  Budgetrecht 
zwischen  den  ordentlichen  beständigen  und  den  außerordentlichen  unbe- 
ständigen, insbesondere  einmaligen  Einnahmen  und  Ausgaben. 

C.  Zu  einer  anderen  Entscheidung  veranlaßt  auch  nicht,  daß  in  HGB. 
§  262  Ziff.  3  und  im  österreichischen  A.-Reg.  §  53  „Verwendung  zu  außer- 
ordentlichen Abschreibungen"  und  ,, Deckung  außerordentlicher  Verluste" 
nebeneinander  stehen  und  es  sich  daselbst  um  Verwendung  außerordent- 
licher Einnahmen  zur  Vornahme  außerordentlicher  Abschreibungen  handelt. 

1.  Außerordentliche  Verluste  sind  zweifellos  nur  solche  Verluste, 
die  aus  ganz  bestimmtem  Grunde,  nämlich,  w'eil  sie  durch  Ursachen  nicht 
des  gewöhnlichen  Geschäftsganges  veranlaßt  sind,  nicht  zeitlich  regelmäßig 
auftreten,  also  Verluste,  welche  durch  anomale  Vorgänge  (allgemeine  wirt- 
schaftliche Ki'isis,  Konkurs  eines  Geschäftsfreundes,  Unterschlagung  von 
Angestellten  usw.)  verursacht  sind.     Aber  damit  ist  nicht  gesagt,   daß 

')  So  spricht  österr.  Vers.-Reg.  §  'ö3  Ziff.  3  von  „regelmäßigen  Abschreibungen"  an 
Realitäten. 

*)  §  49,  ,,Die  Voriiahiiie  der  notwendigen  Abschreibungen  ist  statutarisch  zu 
regeln  und  erforderlichenfalls  auch  der  Schlüssel  [d.  h.  Plan],  nach  welchem  diese  Ab- 
schreibunt^en  zu  erfolgen  haben,  im  Statute  festzusetzen."  Die  Vcrsicherungaaktien- 
gesdhchaften  fallen  nicht  unter  das  A.-Reg.  Für  sie  gilt  demgemäß  nur  Vers.-Reg.  §  33 
Ziff.  11,  wonach,  wenn  über  die  Amurtisierung  (Abschreibung)  Statutenbestinimuugen 
bestehen,  die  Araortisierung  nur  in  Übereinstimmung  mit  diesen  vorgenommen,  atso 
nicht  mehr  oder  weniger  aljgeschrieben  werden  darf.  Enthalten  die  Statuten  keine  Be- 
stimmungen über  Amortisierung,  so  haben  die  Versicherungsnuteruehmuugen  trotzdem 
auf  tunlichsle  Verminderung  der  Aniortisatiouspo.«ten  hinzuwirken,  also  soweit  möglich 
auch  freiwillige  Ab.schreibungen  vorzunehmen.  Notwendige  lialieu  unter  allen  Umständen 
zu  geschehen,  denn  nach  Vers.-Reg.  §  33  Ziff  3  sind  au  allen  Vermögensstücken  und 
Forderangen  rechtzeitig  die  er/ordcrlicheti  Abschreibungen  vorzunehmen. 
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aucli  als  außerordentliche  Abschreibungen  nur  solche  angesehen  werden 
dürfen,  die  durch  außerordentliche  Ereignisse  veranlaßt  wurden.  Gewiß 
werden  die  außerordentlichen  Abschreibungen  der  Regel  nach  durch  außer- 
gewöhnliche Ursachen  veranlaßt  sein :  unerwartete  Entwertung  durch  neue 
Erfindungen,  Wechsel  des  Direktoriums  oder  Aufsichtsrates  und  damit 
Wechsel  der  Anschauungen  über  den  Wert  bestimmter  Anlagegegenstände, 
strengere  Bewertung  bei  einer  Sanierung,  Umgestaltung  des  bisherigen  Ab- 
schreibungsplanes, voraussichtlicher  Eintritt  einer  allgemeinen  Depression, 
ungewöhnlich  gewinnreiches  Betriebsjahr  usw.  Aber  notAvendig  ist  nicht, 
daß  außerordentliche  Abschreibungen  in  außergewöhnlichen  Erscheinungen 
ihren  Grund  haben.  Der  Ausdruck  außergewöhnliche  Abschreibungen  ist 
in  der  Praxis  in  einem  anderen  Sinne  üblich.  An  die  Sprache  der  Ge- 
schäftspraxis knüpft  doch  das  Geschäftsrecht  an.  Würde  außerordentliche 
Abschreibung  Abschreibung  aus  ungewöhnlicher  Ursache  bedeuten,  so  wäre, 
streng  genommen,  der  Passus  ,, Verwendung  zu  außerordentlicher  Abschrei- 
bung" überflüssig,  denn,  da  Abschreibung  in  dem  Zusammenhang  des  §  262  nur 
Abschreibung  im  engeren  Sinne  bedeuten  kann,  wäre  dann  außerordent- 
liche Abschreibung  nur  Deckung  eines  außerordentlichen  Verlustes  be- 
sonderer Art,  eines  Verlustes,  der  an  einem  ganz  bestimmten  Gegen- 
stande eintritt. 

2.  Ebensowenig  darf  aus  dem  Umstände,  daß  Zuzahlungen  außer- 
ordentliche Einnahmen  der  A.en  darstellen,  geschlossen  werden,  außer- 
ordentliche Abschreibungen  seien  nur  solche  aus  irregulären  Einnahmen. 
Der  Schluß  ist  keineswegs  zwingend.  Eine  außerordentliche  Abschreibung 
im  Sinne  des  §  262  stellt  unbestreitbar  einen  nichtregelmäßigen  Abzugs- 
oder Ausgabeposten  dar.  Aber  wie  nach  Staatshaushaltsrecht  außerordent- 
liche Ausgaben  auch  durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  werden  dürfen, 
warum  sollte  dasselbe  nicht  bei  außerordentlichen  Ausgaben  einer  A.  mög- 
lich sein? 

D.  Demgemäß  bedeutet  außerordentliche  Abschreibung  die  nicht 
regelmäßig  wiederkehrende  Absclireibung ,  eine  Abschreibung,  wie  sie 
z.  B.  bei  sehr  hohem  Jahresgewinne  oder  bei  besonderem  Geschäftsaniasse 
(z.  B.  Eintritt  der  A.  in  eine  Betriebsgemeinschaft)  vorgenommen  wird. 
Die  außerordentliche  Abschreibung  kann  freiwillig  (Bildung  innerer  Rück- 
lagen) oder  notwenig  sein.  Vielleicht  ist  die  Korrektur  bedeutender  Über- 
bewertungen von  Aktiven  (Anlagokapital,  Ausständen)  unumgänglich.  Be- 
triebsgegenstände wurden  zu  teuer  übernommen,  die  Maschinen  in  einem 
Jahre  durch  Überstunden  sehr  angestrengt,  an  Maschinen  trotz  fort- 
gesetzter Abnutzung  Abschreibungen  ganz  unterlassen. 

III.  A.  So  die  Unterscheidung  nach  positivem  Recht.  Wir  leugnen 
nicht,  daß  in  der  Praxis  der  A.en  das  Wort  außerordentliche  Abschrei- 
bung auch  in  anderen  Bedeutungen  begegnet,  aber  dadurch  werden  diese 
nicht  zu  positivrechtiichen,  d.  h.  zu  solchen,  die  der  Auslegung  der 
Gesetze  zugrunde  zu  legen  sind. 

B.  Vor  allem  sind  es  drei  andere  Bedeutungen,  die  in  der  Geschäfts- 
praxis begegnen^). 

1.  Erstens  versteht  man  darunter  Abschreibung  aus  Mitteln,  die 
nur  ausnahwsweise  zur  Verfügung  stehen.   Die  Regel  ist,  daß  notwendige 


^)  Außerdem  kommt  es  vor,  daß  die  freiwilligen  Abschreibungen  außerordentliche, 
die  Abschreibungen  wegen  Wertminderung  ordentliche  genannt  werden.  S.  im  Eingang 
des  §  61. 
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Absi'hreibiin<ion  aus  dem  l>iutt();j;ewiiiii  erfolgen.  Vor  Vornahme  der  not- 
Aveudi^eu  AbsL'liieibiuiy:eii  ist  kein  Reinertrag  vorlianden.  Und  ebenso  ge- 
schelien  freiwillige  Absclireibnn;.ien  regelmäßig  aus  dem  Reingewinn,  denn  sie 
sind  Liewinnreservierungen.  Aber  ausnahmsweise  geschieht  die  Abschrei- 
bung aus  Reserven,  Es  ist  ein  allegmeiner  freiwilliger  Reservefonds  (Reserve- 
fonds B)  neben  dem  Zwangsreservefonds  (Reservefonds  A)  oder  ein  Spezial- 
reservefonds  für  Deckung  von  an  bestimmten  Aktivbeständen  eintretenden 
Wertminderungen,  z.  B.  eine  A^r7.'/r/;-(Wertminderungs-)AV^S(?/^v' vorhanden. 
Eine  Bank  hat  große  Verluste  an  Konsortialbeteiligungen.  Bisher  stand 
die  Konsortialbeteiligung  mit  iOOüüO  zu  Buch.  Nun  ist  sie  nur  mehr 
6Ü0Ü0  wert.  Die  A.  schreibt  die  40  00U  zu  Lasten  der  allgemeinen 
Reserve  B  ab.  Oder  sie  verliert  an  Etfekten  durch  Kursrückgang  20  000 
und  belastet  damit  die  Etfektenreserve.  Oder  die  Unternehmung  entnimmt 
die  Mittel  zu  einer  freiwilligen  Abschreibung  aus  einem  allgemeinen  frei- 
willigen Reservefonds.  Überall  handelt  es  sich  nicht  um  außerordentliche 
Abscheibungen,  sondern  um  beliebige  —  regelmäßige  oder  außerordent- 
liche —  Äbschreibiuigen  aus  außerordeniUchcii  Mitteln. 

2.  Zum  anderen  spricht  die  Praxis  von  Extraabschreibungen  dann, 
wenn  die  notw'endigeu  Abschreibungen  nicht  vor  Feststellung  des  bilanz- 
mäßigen Reingewinns,  sondern  erst  ans  ihm  erfolgen.  Das  spezifische 
Moment  der  Außerordeutlichkeit  liegt  hier  in  einer  aiißerf/eivöhiilichen 
Form  des  Abschreibungsr6'//r//i7'e//s.  Es  gewährt  den  praktischen,  dem 
Ki-edit  der  Unternehmung  dienlichen  Vorteil,  daß  die  Reinvermögensmeh- 
rung größer  erscheint,  als  sie  tatsächlich  ist.^) 

3.  Manchmal  teilt  der  Kaufmann  die  jährliche  notwendige  Abschrei- 
bung an  einer  Sache  in  Abschreibung  wegen  Abrechnung  und  Abnutzung 
wegen  anderer  Ursachen  und  nennt  die  letztere,  w^eiui  die  andere  viel 
höher  ist,  Extraabschreibung,  was  falsch  ist,  weil  es  die  VorsteUung  er- 
weckt, als  sei  sie  nicht  erforderlich. 

Die  Abschreibungen  in  bilanzrechtlicher  Hinsicht. 

§  62. 

I.  Gewinn  im  buchführungstechnischen  und  Ertrag  im  wirtschaftlichen 
Sinne  sind  nicht  dasselbe.')  Hieraus  erklären  sich  auch  die  Abweichungen 
zwischen  der  Stellung  der  Abschreibungen  im  Handels-  und  im  Steuer- 
rechte. Dort  handelt  es  sich  um  das  Verhältnis  der  Abschreibungen  zu 
dem  zu  versteuernden  Reingewinn.  Wir  sprechen  zunächst  von  der  Stel- 
lung der  Altsclirrihmu/cn  im  ITaiutcls-,  d.  h.  hier  Bilanzrecht. 

IL  Abschreibung  und  Reingewinn,  Nach  den  Grundsätzen  des  Bilanz- 
rechtes ist  selbstverständlich,  daß  sowohl  die  notw^endige  wie  die  frei- 
willige Abschreibung  an  Aktiven  die  Summe  des  verteilbaren  Reingewinns 
zifternmäßig  mindert. 

A.  L  Für  die  notu-endige  Abschreibung  folgt  es  aus  dem  Wesen 
des  bilanzmäßigen  Reingewinns.  Reingewinn  ist  l)ilanzrechtlich  ziffern- 
mäßige Konstatierung  der  seit  der  letzten  Bilanzziehung  eingetretenen 
Reinvermögensmehrung.     Wertminderung  ist  Vermögensverlust,   also  ist 


')  Z.  B.  wird  dadurch  eveutuell  die  Unterbringung  der  Aktien  an  der  Börse  er- 
leiclitert.  Den  Vorteil,  höheren  Tantiemenbezug  für  Vor.stand  oder  Aufsichtsrat  zu  er- 
möglichen, gewährt  dies  Verfahren  nicht  mehr  (HGB.  §§  237  und  245). 

*)  8  48. 
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vor  Abzug  der  au  Aktiveu  uotweudigeu  Abschreibungen  nur  Bruttover- 
mögensmelirung  vorhanden.  Ihrem  Wesen  entsprechend  wird  die  not- 
wendige Abschreibung  a)  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  auf  der 
Verhist-,  also  den  Bruttogewinn  mindernden  Seite,  b)  in  der  Bilanzrech- 
nung auf  der  Aktivseite  in  der  Vorkolonne  als  „Abzugs"posten,  auf  der 
Passivseite  in  der  Hauptkolonne  als  „Erneuerungsfonds",  „Abschreibungs- 
konto", d.  h.  als  „Passivum",^  somit  ebenfalls  als  Abzugsposten  gebucht. 
Jeder  Abzugs-  und  jeder  Verlustposten  mindert  den  Gewinnsaldo.  Das 
Gesetz  schreibt  vor,  daß  vor  der  Feststellung  des  Gewinnsaldos  die  not- 
wendigen Abschreibungen  abgezogen  werden.  Ohne  dies  würde  am  Schluß 
der  B.  Rohgewinn  angegeben,  und,  was  der  Bilanzsaldo  angeben  muß,  ist 
gemäß  §§213,  215,  216,  287,  245,  262  der  Reingewinn.  Durchaus  u/i- 
(jesetzlich  ist,  notivendifje  Absclireihiingeii  erst  ans  dem  Gewiunsaldo 
zumachen  oder  zu  ergänzen-)  oder  wegen  des  niedrigeren  Reingewinnes, 
der  sich  sonst  ergeben  würde,  notwendige  Abschreibungen  nur  in  unge- 
nügender Höhe  vorzunehmen  oder  ganz  zu  unterlassen.  Ehe  nicht  die 
notwendigen  Abscli reihungen  erfolgten^  liegt  rechtmäßigerweise  über- 
haupt kein  bilanzmäßiger  Reingewinn,  keine  rechtmäßig  aufgestellte 
B.  vor.-')  Notwendige  Abschreibungen  müssen  auch  geschehen,  wenn 
kein  Betriebsgewinn  erzielt  wird;  sie  erhöhen  dann  eben  den  Verlust- 
saklo.  Hire  Vornahme  zu  unterlassen  oder  sie  in  geringerem  Maße,  als 
der  tatsächlichen  Wertminderung  entspricht,  zu  effektuieren,  damit  nicht 
Verlust  oder  niedriger  Reingewinn  entsteht,  das  alles  läuft  der  gesetzlichen 
Bestimmung  zuwider,  daß  kein  Aktivum  über  seinem  wahren  Wert  ange- 
setzt und  am  Schlüsse  der  B.  nur  Ä^'/zzgewinn  ausgewiesen  werden  darf. 
Bei  effektiver  Wertminderung  niemals  zu  wenig  abschreiben^  so  lautet 
das  gesetzliche  Gebot.^) 


*)  Vgl.  HGB.  §  261  Ziff.  3:  „ein  der  Abnützung  gleichkommender  Betrag  iu 
Abzug  gebracht";  §  261  Ziff.  5:  „der  Betrag  eines  jeden  .  .  .  Erneuerungsfonds  (ist)  unter 
die  Passiva  aufzunehmen". 

')  Und  gar  diese  Abschreibungen  dann  Rückstellungen  zu  nennen  und  so  den  An- 
schein zu  erwecken,  als  seien  sie  Reserven.  Durch  die  Abschreibung  aus  dem  Gewinn- 
saldo wird  die  Vorstellung  erweckt,  als  sei  es  Abschreibung  aus  dem  Reingewinn,  so- 
mit freiwillige  Abschreibung,  während  der  Gewinnsaldo  "dann  eben  nur  Rohgewinn- 
saldo ist.  —  Ganz  unzulässig  ist,  einen  beträchtlichen  Verlust,  den  man  nicht  aus  Reserven 
decken  kann,  um  ihn  vor  der  Oeffentlichkeit  kleiner  erscheinen  zu  lassen,  teilweise  und 
ohne  Erwähnung  der  Tatsache  im  Geschäftsbericht  vorweg  und  dann  teilweise  erst  aus 
dem  Gewinnsaldo  abschreibt.     Er  muß  in  ganzer  Höhe  vorher  abgeschrieben  werden. 

')  OVG.  in  Staatsteuers.  13,  225.  Fischer  11,  50  ff.  erblickt  in  der  wirtschaftlichen 
Abschreibung  nicht  Wegtilgung  eines  bereits  eingetretenen,  sondern  Vorwegtilgung  eines 
künftigen  Verlustes.  Der  Gebrauchsgegenstand  erleide  eine  Wertminderung  erst  im 
Momente  völliger  Unbrauchbarkeit,  also  bei  Außerdienststelluug.  Durch  die  Abschrei- 
bung werde  dieser  Verlust  auf  die  Jahre  verteilt,  die  von  der  Brauchbarkeit  Vorteil 
hatten.  Zukünftiger  Verlust  werde  um  der  Erfolgsregulierung  willen  vorgezogen.  Das 
Abschreibungs-  oder  Erneuerungskonto  sei  ein  Verlustverteilungskonto,  ein  antizipierendes 
Verlustkonto.  Allein  dies  wäre  dann  ein  freiwilliges  Vorziehen,  denn  vorgezogen  werden 
nmss  nur  der  bereits  verursachte  Verlust  (§  26).  Nur  gegenwärtige  Verluste  müssen 
bewertet  werden.  Fischer  zieht  auch  die  Konsequenz,  daß,  weil  das  Vorziehen  frei- 
willig ist,  in  ungünstigen  Jahren  Abschreibungen  unterlassen,  ja  sogar  frühere  zurück- 
genommen werden  dürfen.  Allein  die  ganze  Auffassung  Fischer's  ist  unrichtig.  Der 
Gebrauchswert  eines  Pferdes  usw.  nimmt  mit  den  Jahren  und  mit  der  Anstrengung  ab. 
Also  liegt  schon  gegenwärtige  Wertminderung  vor.  Daher  ist  die  Abschreibung  keine 
freiwillige,  nicht  Reservebildung  für  künftigen  Verlust.     S.  auch  Eeisch  II  §  282. 

*)  Das  schweizerische  Eisenbahngesetz  vom  27.  März  1896  spricht  es  in  Art.  10 
ausdrücklich  aus :  „Die  Erueuerungsfonds  sind  auch  dann  in  dem  erforderlichen  Maße  zu 
bedenken  und  die  erforderlichen  Beträge  als  Ausgaben  in  die  Gewinn-  und  Verlustrech- 
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2.  Riclitig-  ist  daher  folgender  Interessengemeinschaftsvertrag  zweier 
Brauereien.  Der  nach  Ablauf  eines  jeden  Geschäftsjahres  aus  der  von 
jeder  Gesellschaft  aufgestellten  B.  sich  ergebende  Brntlogemim  wird  zu- 
sammengerechnet und  mit  ein  Drittel  an  die  Brauerei  A.,  mit  zwei  Drittel 
an  die  Brauerei  B.  verteilt.  Unter  Bruttogewinn  sei  der  Betrag  zu  ver- 
stehen, der  sich  aus  der  B.  nach  Abzug  aller  Betriebsausgaben  und  Ge- 
samtunkusten,  ferner  aller  Zinsen  u.  dgl.  ergebe.  Abschreibungen  auf 
Aktiva  seien  nicht  zu  machen  und  Verluste  auf  Außenstände  nicht  zu  be- 
rücksichtigen. Beides  habe  jede  Gesellschaft  aus  ihrer  Delkrederereserve 
zu  decken. 

3.  a)  Falsch  ist  folgendes  Vorgehen.  Hohe  Abschreibungen  sind 
erforderlich.  Um  zu  keinem  Verlustsaldo  zu  gelangen,  setzt  man  das 
Aktienkapital  herab  und  verwendet  den  Buchgewinu  zu  den  Abschreibungen. 
Es  muß  zuerst  abgesclu'ieben  werden,  dann  ergibt  sich  Buchverlust;  um 
diese  Unterbilanz  zu  beseitigen,  wird  das  Grundkapital  herabgesetzt. 

b)  Weil  das  Geschäftsjahr  schlechter  geht,  darf  nicht  weniger  als 
nötig  abgeschrieben  werden  (statt  10  nur  5"/o  auf  Maschinen),^)  Die 
Herabsetzung  der  regelmäßigen  Abschreibungsprozente  ist  nur  zulässig, 
wenn  in  früheren  Jahren  zu  reichlich  heruntergesetzt  wurde.  In  der 
Herabsetzung  oifenbart  sich  der  Wille,  die  stille  Eeserve  soweit  aufzu- 
lösen, als  die  regelmäßige  Abschreibung  unterbleibt.  Sie  verwandelt  sich 
in  notwenige  Abschreibung.^)  Auf  falscher  Vorstellung  beruht,  wenn 
man  dieses  Vorgehen  so  formuliert,  daß  man  sagt,  weniger  als  nötig  ab- 
zusetzen, sei  statthaft,  wenn  in  früheren  Jahren  mehr  als  erforderlich  ab- 
geschrieben wurde.  Dies  erweckt  den  Anschein,  als  sei  Überbewerten  von 
Aktiven  erlaubt.  Das  Herabsetzen  der  Abschreibungsquote  ist  gestattet, 
weil  infolge  des  Umstandes,  daß  der  Gegenstand  überbewertet  ist,  eine 
Abschreibung  unnötig  ist.  Es  wird  nicht  weniger,  als  die  Wertminderung 
beträgt,  abgesetzt.  Unzutreffend  wäre  zu  sagen,  trotz  der  stillen  Reserve 
müsse  die  effektive  Wertminderung  voll  abgeschrieben  werden ;  es  sei  gesetz- 
liche Pflicht.  Die  gesetzliche  Pflicht  erfordert  nur,  den  Gegenwartswert  her- 
zustellen; war  der  Gegenstand  unterbewertet,  so  genügt  dazu  eben  eine  ge- 
ringere Abschreil)ung,  als  dem  Wertverlust  des  letzten  Jahres  entspricht. 

c)  Notwendige  Abschreibungen  dürfen  nicht  auf  mehrere  Jalire  ver- 
teilt werden.  Sie  können  nicht  allmählich  aus  dem  lleingwinn  getilgt 
werden,  denn  ehe  sie  nicht  weg  sind,  gibt  es  gesetzlich  nicht  Reingewinn.') 
Drohende  Verluste  sind  dem  Jahre  zur  Last  zu  schreiben,  in  dem  die 
Drohung  ehitritt.  Verbotene  Überbewertung  liegt  vor,  wenn  die  A.,  um 
die  offizielle  Notiz  an  der  Börse  zu  retten,  die  bei  einer  Aktienzusammen- 


nung  einzustellen,  wenn  die  Betriebseinnahmen  zur  Bestreitung  derselbcu  unzureichend 
sind."  Selbstverständlich  ist  damit  nur  eine  rechnerische  Bestreitung  geraeint.  Denn 
Ausgaben  im  wirtschaftlichen  Sinne  sind  Erneuerungsfonds  nicht. 

»)  UVG.  13,  244;  12,  31U;  10,  294. 

*)  Eine  Maschine,  um  lOÜOÜÜ  gekauft,  ist  90  000  Mk.  wert,  steht  aber  mit 
85  000  zu  Buch.  Die  Wertminderung  im  zweiten  Jahre  beträgt  lüOOO;  trotzdem 
brauchen  nur  .5000  abgesetzt  zu  werden,  weil  im  1.  Jahre  um  5000  zu  viel  herunter- 
geschrieben wurde. 

•)  Bei  einer  Dampfschiffahrtsgesellschaft  ergibt  sich,  daß-  die  Schiffe  zu  hoch  be- 
wertet sind,  mit  54  Mill.,  während  sie  nur  27  Avert  sind.  Zur  Deckung  des  Verlustes 
werden  aufgelöst  der  Erneuerungsfonds  mit  21,  der  Versicherungsfonds  mit  3  Mill.  Noch 
3  Jlill.  sind  abzusetzen.  Die  A.  tut  es  auch.  Die  Dampfer  stehen  nur  mehr  mit  27 
zu  Buch.  Aber  gleichzeitig  werden  die  3  Mill.  ins  Aktivum  gesetzt  und  daran  jährlich 
10%  abgeschrieben.  So  kann  man  Reingewinn  machen,  den  Kurs  halten,  Dividenden 
zahlen,  denn  statt  3  Mill.  Verlust  ergibt  sich  2  700  000  Mk.  Gewinn. 
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legung  unter  1  Mill.  ]\Ik.  herunter  verloren  ginge,  beschließt,  einen  Ver- 
lust au  Immobiliarwert,  der  12UÜO0Ü  Mk.  beträgt,  nur  bis  zur  Hohe  der 
verfügbaren  Reserven  (500  000  Mk.)  abzuschreiben,  in  der  Hoffnung  den 
Eest  durch  eventuelle  Gewinne  der  Zukunft  zu  bereinigen. 

d)  Unrichtig  ist  nur  bei  Uueiubringlichkeit  von  Abschreibung,  bei 
Zweifel haftigkeit  dagegen  von  Eückstellung  zu  sprechen.  Die  zweifel- 
hafte Forderung  ist  bereits  weniger  wert. 

4.  Ausnahmsweise  dürfen  Abschreibungen  wegen  Wertminderung 
unterlassen  werden.  Dies  hängt  mit  dei- reserveähnlichen ')  AVirkung  der 
notwendigen  Abschreibung  zusammen.  Sie  bewirkt,  wenn  der  Kaufmann 
zugleich  so  viel  verdient,  als  sie  beträgt,  daß  ebensoviel  Aktivwerte  vor 
der  Verteilung  bewahrt,  also  den  Gesellschaftsgläubigern  als  Sicherungs- 
fonds erhalten  werden.  Daher  kann  die  notwendige  Abschreibung  unter- 
bleiben, soweit  eine  wirkliche  Reserve  demselben  Zwecke  dient.  Bei  Unter- 
nehmungen mit  zeitlich  begrenztem  Betriebsrechte  (Patentbewertungsgesell- 
schaften, heimfälligen  Unternehmungen)  besitzen  die  Anlagen  bei  der  Auf- 
lösung nur  den  Heimfallwert.  Er  kann  =  Null  sein.  Daher  bilden  die 
Gesellschaften  aus  dem  Reingewinn  Reserven,  damit  am.  Ende  der  Zeit 
so  viel  Aktiva  vorhanden  sind,  daß  den  Aktionären  ihre  Einlage  zurück- 
bezahlt werden  kann.  Sie  schaffen  also  eine  Akfie?ikii\)itd.\anio/iisations- 
Reserve.  In  dem  Falle  ist  es  daher  nicht  erforderlich,  ein  Anlagekapital- 
Abschreibungskonto  zu  bilden.  Das  Anlagekapital  verliert  durch  Abnutzung 
(technische  Verschlechterung)  und  Zeitablauf  an  Weit.  Am  Heimfallstage 
ist  es  vielleicht  =  0.  Aber  die  Wertminderung  ist  nicht  bilanzmäßig  zu 
konstatieren,  weil  die  Reserve  hier  zugleich  Ahsdireibnngswirkiing  hat. 
Die  6^77/7/ fZkapital -Amortisation  bewirkt  zugleich  J.7iZ(7</ekapital- Amorti- 
sation. Es  ist  kein  Zufall,  daß  beide  Konti  unter  dem  Namen  Amorti- 
sations-  und  Tilgungs-Konto  (Fonds)  begegnen. 

B.  1.  In  anderer  Weise,  als  die  notwendige,  mindert  den  verteil- 
baren Reingewinn  grundsätzlich  die  freiivillige  Abschreibung.  Die  not- 
wendige Abschreibung  läßt  weniger  bilanzmäßigen  Reingewinn  entstehen; 
sie  ist,  erfolgt  sie  rechtmäßig,  vor  Feststellung  des  Reingewinnsaldos  ab- 
zuziehen. Die  freiwillige  Abschreibung  ist  grundsätzlich  erst  Abzug  vom 
entstandenen  bilanzmäßigen  Reingewinn.  Sie  hindert  nicht  die  Entstehung, 
sondern  nur  die  Verteilung  entstandenen  bilanzmäßigen  Reingewinns.  Sie 
ist  regelrecht  erst  statthaft  aus  entstandenem  Reingewinn.  Freiwillige 
Abschreibung  ist,  sofern  sie  nicht  aus  Reserven  geschieht,  Ausschluß  des 
bilanzmäßigen  Reingewinns  oder  eines  Teiles  hiervon  von  der  Verteilung. 
Ehe  Reingewinn  nicht  bilanzmäßig  vorhanden  ist,  läßt  er  sich  nicht  von 
der  Verteilung  ausschließen.  Freilich  gestattet  das  G.  auch  stillschweigenden 
Ausschluß  des  Reingewinns  von  der  Verteilung  vor  seiner  bilanzmäßigen 
Feststellung,  indem  es  freiwillige  Abschreibungen  in  Form  der  Unter- 
bewertung erlaubt.  Hier  läßt  die  freiwillige  Abschreibung  überhaupt 
geringeren  ziffernmäßigen  Reingewinn  entstehen. 

2.  Daß  freiwillige  Abschreibung  wirtschaftlich  nicht  Vermögensminde- 
rung (Vei'lust),  sondern  Gewinnreservierung  darstellt,  zeigt  folgendes  Bei- 
spiel drastisch.  Ein  Kunsthändler  A  erwirbt  einen  zugkräftigen  Artikel. 
Zum  erfolgreichen  Vertriebe  schließt  er  mit  dem  Kapitalisten  B  eine  offene 
Handelsgesellschaft.  Im  Vertrag  wird  der  Verkaufspreis  per  Tausend  des 
Artikels  auf  800  Mk.  festgestellt,  ebenso  daß  zum  Zwecke  möglichst  rascher 
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Tilgung  der  Erworbskosten  für  die  kiinstlerisclien  Unterlagen  (Entwürfe, 
Verlagsrechte,  Steine),  also  des  Anlagekontos  von  diesem  für  jedes  Tausend 
abgesetzter  Artikel  230  Äfk.  abzuschreiben  seien,  so  daß  in  zwei  Jahren 
schon  die  Betriebsanlage  abgeschrieben  wäre.  Durch  Konkurrenzartikel 
ist  die  Gesellschaft  genötigt,  das  Tausend  statt  zu  800  zu  500  Mk.  zu 
verkaufen.  Der  Selbstkostenpreis  beträgt  350  Mk.  (150  Mk.  Herstellungs-, 
200  ^Ik.  Vertriebsspesen).  Wegen  des  billigen  Preises  war  der  Absatz 
außerordentlich,  1000  Mille  des  Artikels  im  Jahre.  Da  auf  je  1000  ver- 
kaufte Artikel  230  Mk.  am  Anlagekonto  abzuschreiben  waren,  standen  auf 
je  lüOO  verkaufte  Artikel  den  500  Mk.  Einnahmen  350  +  230  =  580  Mk. 
Ausgaben  gegenüber.  So  wurden  im  ersten  Jahre  82  Prozent  des  An- 
lagekontos abgeschrieben,  andererseits  ergab  sich  aber  auch  80  000  Mk. 
bilanzmäßiger  Verlust.  Nach  dem  Gesellschaftsvertrag  stand  jedem  Ge- 
sellschafter das  Recht  <zu,  sofortige  Auflösung  zu  verlangen,  sobald  die 
B.  namhaften  Verlust  zeige.  Der  Kapitalist  B  forderte  Auflösung.  Das 
Geschäft  wurde  versteigert.  B  ersteigerte  es  um  billiges  Geld.  Sein 
Vorgehen  war  rechtswidrig.  Denn  unter  Verlust  ist  wirtschaftlicher  Ver- 
lust, Überschuldung  zu  verstehen.  Die  Abschreibung  war  auf  1000  Artikel 
zu  100  Mk.  etwa  notwendige,  darüber  hinaus  freiwillige  Abschreibung; 
also  wäre  bei  1000-230  Abschreibung  1000- 130  =  130  000  Mk.  Gewinn- 
reservierung gegeben.  So  viel  Gewinn  konnte  aber  nicht  reserviert  werden, 
weil  tatsächlich  nur  50  000  Mk.  Gewinn  erzielt  wurde  (500  000  —  [350  000  + 
100  000]).  Freiwillige  Abschreibung  setzt  Gewinn  voraus.  Das  ]\rißver- 
ständnis  konnte  nicht  entstehen,  wenn  die  Abschreibung,  soweit  sie  frei- 
willig war,  erst  aus  dem  Reingewinn  geschah,  und  die  Auflösungsbilanz, 
wie  geschehen  mußte,  als  Vermögen-,  nicht  als  Gewinnermittlungsbilanz 
aufgestellt  wurde.     Dann  ergab  sich  deutlich  50  000  Mk.  Gewinn. 

8.  Soweit  eine  vertragsmäßige  Abschreibung  freiwillig  ist,  gilt  der 
Vertrag  nur  für  die  Gewinnermittlungsbilanz,  nicht  für  Bilanzen  zu  anderen 
Zwecken,  z.  B.  nicht  für  die,  durch  welche  festgestellt  werden  soll,  ob 
Voraussetzungen  für  die  Auflösung  vorliegen. 

C.  Daß  jede  Abschreibung  den  verteübaren  Reingewinn  mindert, 
gilt  für  die  ordentlichen  wie  für  die  außerordentlichen  Abschreibungen. 
Auch  die  außerordentlichen  Abschreibungen  sind  Vermögensverlust  oder 
Gewinnreservierung,   also  die  Dividendenhöhe  herabdrückende  Faktoren. 

D.  1.  AVas  die  äußere  Form  der  Buchung  angeht,  durch  welche  die 
bilanzrechtliche  Wirkung  der  Abschreibungen  zu  Ausdruck  gebracht  wird, 
so  muß  die  Abschreibung  sowohl  auf  ein  Vermögensbestand-,  wie  auf  ein 
Erfolgskonto  gebucht  werden.  Auf  ersteres,  weil  sie  ihrem  Wesen  nach 
den  Buchwert  eines  aktiven  oder  passiven  Vermög(  Ji shestsindteils  mindert, 
auf  ein  Erfolgskonto,  weil  sie  den  Vermögensbestand  verändert. 

2.  Das  Erfolgskonto,  auf  dem  sie  zu  erscheinen  hat,  ist  das  Gewinn- 
und  Verlustkonto.  Notwendig  ist  dabei  nicht,  daß  die  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung unmittelbar  das  Gegenkonto  des  Vermögensbestandkontos 
bildet.  Die  Abschreibung  kann  auch  zuerst  auf  Hilfskonten  der  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  übergeführt  werden.     Näheres  §  63  II,  C. 

III.  Abschreibung  und  Ersatzanschaffungskosten.  A.  Notwendige  Ab- 
schreibung an  Betriebsgegenständen  (Fabrikgebäude,  Lagerhäuser,  Ma- 
schinen usw.)  vermindert  das  Anlagevermögen.  Ersatzanschaffung  als 
solche  ist  keine  ]\Iehrung  des  Reinvermögens.  Für  die  Ersatzbeschaffung 
ist  ein  Anschaffiuigs-  oder  Herstellungspreis  zu  entrichten.     Die  Ersatz- 
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anschaffimg  bewirkt  daher  l(Hliglicli  eine  Verschiebung-  in  den  Aktiva- 
gruppen. An  die  Stelle  von  lüüÜÜO  Kassakonto  ^)  treten  100  000  Ma- 
schinenkonto.^) 

B.  Eine  Veränderung  des  Anlagevermögens  tritt  erst  ein,  wenn  in- 
folge der  Ersatzanschattung  das  ersetzte  Vermögensstück  abgeschrieben 
wird.  Denn  die  Abschreibung  geschieht  zu  Lasten  des  Gewinn-  und  Ver- 
lustkontos. Ihr  Wert  verschwindet  aus  den  Aktiven,  also  Vermögens- 
minderung. ^)  In  der  Regel  wird  dem  Gesetze  gemäß  die  alte  Maschine 
im  Zeitpunkte  der  Neuanschaffung  ganz  oder  zum  größten  Teile  abge- 
schrieben sein.  Dann  hat  die  Ersatzanschaffung  keinen  oder  nur  geringen 
Vermögensverlust  zur  mittelbaren  Folge,  w^enn  der  ersetzte  Gegenstand 
wegen  der  Ersatzanschaffung  aus  der  B.  völlig  verschwindet.'^) 

C.  1.  Nicht  eine  Reinvermögensmiuderung  und  auch  keine  Eeinver- 
mögensmehrung,  wohl  aber  eine  Mehrung  des  verteilbaren  Vermögens  tritt 
ein,  wenn  zur  Ersatzanschaffung  eine  echte  Erneuerungsreserve ^)  vorhanden 
ist.     Hier  haben  wir  vor  der  Ersatzbeschaffung  die  Buchung: 

Bilanzkonto 

Maschinen 100  000  i  Maschinenabnutzung    .     .  100  000 

Kassabestand      ....     100000  '  Maschinenersatzkonto       .  100000 

Sonstige  Aktiva      .     .     .     240  000  i  Schulden 20  000 

I  Grundkapital      ....  200000 

i  Reingewinn 20  000 


')  Wird  nicht  bar  angeschafft,  so  tritt  an  die  Stelle  des  Kassakoutos  das  Konto . 
eines  Kreditors. 

^)  Zuerst  lautete  die  B. : 

Kassakonto 100  000    | 

und  demgemäß  das  Kassakonto : 

Soll 

An  Bilanzkonto 100  000.   | 

Nun  wird  die  Maschine  um  100  000  gekauft.    Dies  bewirkt 

Kassakonto 
An  altes  Bilanzkonto   ....    100000    |   Per  Maschinenanlagenkonto   .    .    100000 

Maschinenanlagenkonto 
Au  Kassakonto 100  000    |   Per  neuer  B lOÜOOO 

Neue  ß. 
Maschinenkonto 100  000.    | 

')  Nehmen  wir  an,  die  alte  Maschine  stand  noch  mit  100  000  zu  Buch.     Die  neue 
wird  angeschafft.     Das  Maschinenkonto  lautet  in  der  B. : 

Maschinenkonto 200  000    ! 

Nun  wird  die  alte  Maschine  gar  abgeschrieben,  also  Bilanzkonto: 

Maschinenanlage 100  000.    | 

*■)  Die  B.  lautete  vor  Ersatznachschaffuug : 
Maschinenkonto 100  000    j   Maschinenabnutzungskonto    .    .     100  000. 

Infolge  der  Ersatzanschaffung  wird  die  alte  Maschine  abgeschrieben.    Wir  buchen: 

Maschinenkonto 100000    [   Maschineuabnutzung     ....  0. 

")  §  60,  VI. 
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Nach  der  Ersatzbeschaffiing  lautet  die  Buchung: 

Maschinen lÜÜOOO  j  Schulden        20  000 

Kassa 0  {  Grundkapital     ....     200000 

Sonstige  Aktiva      .    .    .     240  000  |  Reingewinn 120  000. 

Der  Überschuß  des  Vermögens  über  die  Schulden  hat  sich  durch  die 
Ersatzanschaffung  nicht  geändert.  Vorher  betrug  er  (100  000  Kassa- 
bestand -h  240  000  sonstige  Aktiva)  —  20  000  Schulden  --  3 1 0  000  20  000 
-- 320  000.  Nun  beträgt  er  (100  000  neue  Maschine  +  210  000  sonstige 
Aktiva)  —  20  000  Schulden  320  000.  Aber  geändert  hat  sich  der  Rein- 
vermögensstand im  Verhältnis  zum  Reinvermögensstand  vor  der  Ersatz- 
anschaffung. Vorher  machte  er  320  UOO  —  (200  000  Grundkapital  +  1 00  000 
Maschinenersatzreserve)  -=  20  000  aus ;  jetzt  320  000  —  200  000  Grundkapital 
=^  120  000.  Der  Reinvermögenszuwachs,  d.  li.  der  verteilbare  Vermögens- 
betrag ist  um  100  000  gestiegen.  100  000  Aktiva  weniger  sind  durch  Auf- 
lösung des  Maschinenersatzreservefonds  von  der  Verteilung  ausgeschlossen. 
Das  Maschinenersatzkonto  ist  zu  Lasten  früheren.  Gewinnes  entstanden, 
seine  Auflösung  erfolgt  zugunsten  des  Gewinnkontos,  die  Gewinnseite 
der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  wird  daher  um  100  000  erhöht,  100  000 
werden  zur  Verteilung  frei. 

2.  a)  Damit  diese  ^\'irkung  der  Anschaffung  aus  einem  Ersatz- 
reservefonds hintangehalten,  also  Aktiva  von  der  Verteilung  als  Gewinn 
ausgeschlossen  werden,  dazu  dient  die  Anschaffung  des  Ersatzes  nicht 
zu  Lasten  des  .'1;?/r/_(/«?-(Bau-)Kontos,  sondern  ganz  oder  wenigstens  zum 
allergrößten  Teil  zu  Lasten  des  GescliäftsunJxOstenkontos,  d.  h.  eines  Unter- 
kontos der  Gewinn-  und  Verlustrechnung.  M.  a.  W.  die  J'Jrsatzanscliaffnngs- 
kosten  werden  bitanzrechtlich  als  Betriebskosten  behandelt.  Die  Folge 
davon  ist,  daß  an  die  Stelle  des  Bilanzkontos: 

Maschinenkonto  .  .  .  100  000  Maschinenabnutzung  .  .  100  000 
Kassakonto    .     .     .     .     .     100  000     Maschinenersatzreserve    .     100  000 


nicht  tritt: 

Maschinenkonto       .     .     .     100  000 
Kassakonto 0 


Maschinenabnutzung    .     .  0 

Maschinenersatzreserve    .  0 

Gewinn 100  000 

sondern : 

Maschinenkonto       ...  0     Maschinenabnutzung    .     .  0 

Kassakonto 0  ,  Maschinenersatzreserve    .  -    0 

I  Gewinn 0 

i  ' 

oder: 

Maschinenkonto       ...  1     Gewinn    ......  1 ; 

im  übrigen  wie  oben. 

b)  Dieses  Buchungsverfahren  ist  gewiß  unwahr;  Aktiven-  und  Er- 
folgs-(;Gewinnhöhe-)Stand  sind  nicht  der  Wirkhchkeit  entsprechend  an- 
gegeben. Aber  rechtswidrig  ist  es  darum  doch  nicht;  Unterbewertung 
von  Aktiven  durch  Weglassen  aus  der  B.  ist  bilaiizrechtlich  erlaubt. 

c)  Dasselbe  gilt  von  dem  Verfahren  mancher  großen  p]isenbahn- 
aktiengesellschaften,  die  Ersatzkäufe  zwar  ebenfalls  nicht  dem  Anlage- 
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(Bau-),  sondern  dem  Geschäftsunkostenkonto  anzulasten,  dafür  aber  an 
den  ersetzten  Gegenständen  jede  Ahsclireihnng  wegen  AVertniinderung 
zu  Untertassen.  Dies  Verfaliren  ist  aktienrechtlich  zulässig,  soferne  die 
Wertminderungen  der  alten  und  die  Anschaft'ungskosten  der  neuen  Anlagen 
sich  decken,  die  notwendigen  Abschreibungen  und  die  Erneuerungskosten 
alle  Jahre  also  gleich  groß  sind.^)  Indem  die  alten  Anlagen  unverändert 
mit  ihrem  Anschaifungspreise  zur  Buchung  gelangen,  werden  sie  über- 
bewertet; Überbewertung  ist  an  sich  verboten;  aber  die  Überbewertung 
der  alten  Anlagen  wird  ausgeglichen  durch  das  Unterbewerten  (Weglassen) 
der  neuen, 

d)  In  der  bilanzrechtlichen  Wirkung  unterscheidet  sich  dieses  Ver- 
fahren von  dem  vorigen.  Die  Bildung  stiller  Reserven  hat  dort  die  Folge, 
daß  weniger  verteilbares  Vermögen  sich  ergibt.  Diese  Wirkung  der  stillen 
Reserven  wird  hier  ausgeschlossen  durch  das  Unterlassen  von  Abschrei- 
bungen. Drücken  die  stillen  Reserven  den  Gewinnsaldo  herab,  so  steigern 
ihn  die  nicht  abgeschriebenen  Aktivwerte.  Je  höher  die  Passivwerte, 
um  so  niedriger,  je  höher  die  Aktivbestände,  um  so  höher  lautet  der 
Gewinnsaldo. 

e)  Die  das  Wesen  der  notwendigen  Abschreibungen  als  bloßer  Wert- 
berichtigungskonten sich  nicht  immer  klar  vor  Augen  haltende  Praxis 
spricht  bei  diesem  Verfahren  wohl  von  einer  ^^  Verwendunr/'  der  Ab- 
schreibungen (Erneuerungsfonds)  zu  Ersatzanschaffungen})  Die  Vor- 
stellung, welche  dieser  Ausdrucksweise  zugrunde  liegt,  ist  die:  die  Ab- 
schreibungen sind  unterlassen,  daher  in  der  Rechnung  nicht  angegeben. 
Ebenso  sind  nicht  angegeben  ihrem  Wesen  entsprechend  die  stillen  Reserven. 
Dies  wird  nun  so  aufgefaßt,  als  seien  die  Abschreibungen,  weil  sie  nicht 
angegeben  werden,  zu  den  Ersatzanschaffungen  d.  h.  zur  Bildung  der  stillen 
Reserven  verwendet.  In  Wahrheit  lassen  sich  Abschreibungen  zu  keiner 
Ausgabe  verwenden;  denn  sie  konstatieren  nur  das  Nichtvorhandensein 
von  Werten.  Also  rücken,  wenn  trotzdem  Abschreibung  vorliegen  soll, 
die  stillen  Reserven  an  ihre  Stelle.  Ihrer  eigentlichen  Wirkung  sind 
letztere  dadurch  entkleidet. 

D.  1.  Häufiger,  als  bei  baulichen  und  technischen  Anlagen  und 
Maschinen^  begegnet  bei  anderen  Betriebsgegenständen,  wie  Betriebs- 
gerätschaften und  Tieren^  die  Anlastung  der  Ersatzbeschaffungen  an  das 
Geschäftsunkostenkonto,  somit  Behandlung  als  Gewinnminderung  und  nicht 
als  Veriuögensersatz.  Hier  stellt  sich  der  Bemessung  des  Grades  der 
Wertminderung  durch  Gebrauch  oft  eine  gewisse  Schwierigkeit  entgegen  '^) ; 
Abschreibungen  daran  werden  deshalb  unterlassen.  Damit  entfällt  auch 
jeder  Grund  zur  Ergänzung  ihres  Buchwertes.  Über-  und  Unterbewertung 
heben  sich  auf. 

2.  Anders  natürlich,  wenn  auf  Werkzeuge  und  lebendes  Inventar 
(regelmäßige)  Abschreibungen  geschehen.  Dann  ist  das  Anlagekonto  durch 
die  Ersatzkäufe  zu  ergänzen,  wollen  nicht,  was  immer  empfehlenswert, 
stille  Reserven  aus  den  Ersatzbeständen  geschaffen  werden. 

IV.  Abschreibungen  und  Reparaturkosten.  A.  Abschreibung  wegen  Wert- 
minderung und  Ersatzbeschaffung  stehen  in  wirtschaftlichem  Zusammen- 
hang. Die  Wertminderung  veranlaßt  zur  Nachschaffung.  Was  die  Ab- 
schreibung an  Aktivwerten  wegnimmt,  soll  die  Ersatzbestellung  ergänzen. 

*)  Vgl.  Zimmermann  §  67  a.  E. 

*)  Siehe  dazu  unten  §  63. 

•)  Vgl.  Fuisting,  Steuerlehre  144. 
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Völlig  anders  scheint  die  Aviitscliaftliclie  Bezielinng  zwischen  notwendiger 
Absetzung  und  Reparatunuit'wand.  Reparatur  ist  AMederherstellung  früheren 
Zustandes  und  zwar,  wenn  sie  am  weitesten  geht,  des  Zustandes,  in  dem 
sich  das  Vermögensstück  befand,  als  es  der  Unternehmer  herstellte  oder 
erwarb.')  Solche  WiedirlicrsivUunf/  des  früheren,  insbesondere  des  ur- 
si)rünglichen  Zustandes  scheint  die  AVertniinderung  aufzuheben,  der  die 
notwendige  Abschreibung  Ausdruck  leiht.  Somit  hat  es  den  Anschein, 
als  müßten  im  Falle  der  Ausbesserung  die  bisherigen  notw^endigen  Ab- 
schreibungen ausgetilgt,  d.  h.  die  Eeparaturkosten  auf  Anlagekonto  über- 
tragen werden,  -)  soll  anders  der  Grundsatz  Durchführung  finden,  daß 
alle  Aktiva  nach  ilirem  effektiven  A\''ert  anzusetzen  sind.  Und  ebenso 
scheint  es,  wenn  trotz  Reparatur  sofort  wieder  Abschreibungen  statthaben, 
erforderlich,  diese  als  Unterbewertung,  d.  h.  als  freiwillige  Abschreibungen, 
als  Gewinnreserven  aufzufassen. 

B.  Allein  nur  selten  stellen  die  Reparaturen  die  volle  Leistungs- 
fähigkeit wieder  her.  Nur  die  Betriebsfälligkeit  wird  wieder  hergestellt. 
Für  gewöhnlich  verliindert  keine  Reparatur,  auch  die  weiteste,  die  außer- 
gewöhnliche nicht,  den  Eintritt  von  Wertminderung;  trotz  Ausbesserung 
nimmt  durch  natürliche  Einflüsse  der  Wert  stetig  ab.  Insbesondere  gibt 
es  (bei  Eisenkonstruktionen  usw.)  nicht  am  Tage  liegende  chemische  und 
physikalische  Veränderungen.  Die  Notw' Müdigkeit  von  Reparaturen  w^ächst 
sogar  im  Laufe  der  Jahre  und  trotzdem  schreitet  die  Wertminderung  fort. 
Was  die  Reparaturen  der  Regel  nach  allein  vermögen,  ist  ein  Hinaus- 
ziehen der  Wertminderung.  Reparaturen  verlängern  die  Stand-  oder  Ge- 
brauchsdauer des  Gegenstandes ;  die  hierauf  verwendeten  Kosten  verringern 
insofern  allerdings  die  Höhe  der  notwendigen  Abschreibungen.  Aber  bei 
Bemessung  der  Höhe  der  (ordentliclien  und  außerordentlichen)  notwendigen 
Abschreibungen  wii'd  diese  als  Folge  der  Reparaturen  sich  ergebende  Ver- 
längerung der  Stand-  oder  Gebrauchsdauer  gewöhnlich  bereits  berück- 
sichtigt'') und  aus  diesem  Grunde  haben  die  Reparaturkosten  bei  Fest- 
setzung des  Wertes  der  reparierten  Vermögensgegenstände  außer  Betracht 
zu  bleiben.')    Das  Anlagenkonto  ist  um  sie  weder  zu  erhöhen'')  noch  zu 


')  Daher  wäre  buchstäblich  richtiger,  nicht  die  Ersatzanschaö'uug,  sondern  die 
Reparatur  Erneuerung  zu  nennen. 

*)  Also  Hinaufsetzung  des  Buchwertes  der  Anlagen  oder  Herabsetzung  der  Höhe 
des  selbständigen  Abschreibungskontos,  des  sog.  Erneuerungsfonds ;  somit  Belastung  des 
Bau-  oder  Erkennen  des  Erneueruiigskontos. 

*)  Zustimmend  Schiff  135  ff.  und  Paschke  in  Z.  f.  Handelsw.  5,  230  (über  Instand- 
haltungsraten). Wer  Instandhaltuug.skosten  dem  Anlagekonto  zuschlägt,  muß  die  Ab- 
schreibungsquote erhöhen.  Ein  Frachtkahn  von  73000  Mk.  Anschaffungswert  wird  nach 
30  Jahren  Verwendungszeit  mit  einem  neuen  Boden  im  Werte  von  10  000  Mk.  versehen, 
wodurch  seine  Verwendungsdauer  um  10  Jahre,  von  60  auf  70  Jahre,  sich  verlängert. 
Hier  darf  bei  Berechnung  der  Jahresabschreibungsquote  die  abzuschreibende  Gesamt- 
summe nicht  auf  83  000  Mk.  bestimmt  werden;  denn  die  Folge  der  Reparatur  ist,  daß 
der  Verwendungszeitraura  länger  und  daher  die  jährliche  Abschreibungsquote  geringer 
ist.  A.  M.  Blum  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches  1903  S.  48.  Er  sieht  in  dem 
neuen  Boden  nicht  Reparatur,  sondern  Neuanschaffung. 

*)  Eine  Schiffahrtsgesellschaft  muß  also  außer  den  jährlichen  TJnterhaltskosten 
des  Schiffes  jährlich  noch  eine  Abschreibung  von  so  und  so  viel  Prozenten  des  Schiff's- 
wertes  machen.  Unrichtig  ist  es,  sie  Emeuerung?rKcWa^c  zu  nennen.  Es  ist  keine 
Reserve. 

*)  Es  gibt  Fabriken,  die  das  tun,  alle  Reparaturteile :  Schrauben,  Muttern,  Platten, 
Treibriemen  auf  Maschinenkonto  in  Zugang  bringen),  aber  den  Fehler  dadurch  ausgleichen, 
daß  sie  dafür  am  ganzen  Anlagenkonto  (Maschinen)  10  "/a  abschreiben.  Ohne  diesen 
Ausgleich  ist  es  unzulässig,  Reparaturen,  und  seien  sie  noch  so  außergewöhnlich,  dem 
Kapitalkon  tu  zuzuschreiben. 
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mindern.  Die  Abschreibungen  dürfen  um  die  Reparaturen  weder  gemindert 
noch  erhöht,  die  Reparaturkosten  also  weder  vom  Abschreibungs-(Er- 
neuerungs-)Konto  abgezogen  ^)  nocli  ihm  hinzugerechnet  werden.  Im  ersteren 
Falle  läge  Überbewertung,  im  letzteren  Unterbewertung  vor.  Sie  sind 
nicht  auf  ein  Bestands-,  sondern  auf  ein  Erfolgskonto  zu  übertragen ;  dem 
Unkostenkonto  sind  sie  anzulasten;  der  Bruttogewinn  um  sie  zu  kürzen. 
Wenn  eine  große  Straßenbahngesellschaft  sagt,  Abschreibungen  an  dem 
Bahnkörper  und  Wagenkonto  seien  nicht  nötig,  weil  Bahnkörper  und 
Wagen  dauernd  in  einem  Zustand  erhalten  werden,  der  jederzeit  völlige 
Gebrauchsfälligkeit  verbürgt,  so  ist  das  nur  richtig,  sobald  sie  unter  dem 
Erhalten  nicht  nur  das  Ausbessern,  sondern  auch  das  Ersetzen  versteht, 
also  die  Mittel  hiefür  nicht  nur  aus  dem  laufenden  Unterhaltsfonds,  sondern 
auch  aus  dem  jährlich  dotierten  Erneuerungsfonds  entnimmt. 

C.  Nur  wenn  notwendige  Abschreibungen  unterbleiben,  dürfen  Repa- 
raturen bei  Bewertung  des  reparierten  Vermögensgegenstandes  berück- 
sichtigt, d.  h.  das  Bestands  (Anlagen-)Konto  um  sie  gekürzt  werden.  Sie 
ersetzen  die  notwendige  Abschreibung,  wenn  die  Wertminderung  nicht 
größer  ist  als  die  Kosten  der  Erhaltung  der  Anlage  in  gangbarem  Zustand. 

D.  Die  Richtigkeit  vorstehender  Beweisführung  bestätigt  HGB.  §  261 
Ziif.  3  insofern,  als  dort,  trotzdem  an  Anlagen  Reparaturen  selbstverständlich 
sind,  nur  vorgeschrieben  ist,  daß  von  den  Anlagegegenständen  die  Ab- 
nutzungsquote abzuschreiben  sei.  Würde  der  Gesetzgeber  nicht  der 
Meinung  sein,  daß  in  der  Abnutzungsquote  die  Reparaturkosten  bereits 
berücksichtigt  sind,  so  hätte  er  das  Verhältnis  dieser  regelmäßig  vor- 
kommenden Aufwendungen  zu  der  Abschreibungshöhe  nicht  unerwähnt 
gelassen. 

V.  Ersatz  an  Stelle  von  Reparatur.  Häufig  werden  Anlagen  nicht  aus- 
gebessert, sondern,  weil  das  Reparieren  verhältnismäßig  kostspielig  wäre, 
gleich  ersetzt.  Eine  Maschine  hat  normal  eine  Nutzungsdauer  von  zehn 
Jahren.  Nach  acht  Jahren  erleidet  sie  (durch  Überlastung,  falsche  An- 
wendung) einen  außerordentlichen  Schaden.  Die  Wiederherstellung  der 
Gebrauchsfahigkeit  wäre  teuer.  Daher  wird  sie  ersetzt.  Die  neue  Ma- 
schine wird  ganz  dem  Maschinenkonto  angelastet.  Zugleich  muß  aber 
der  Wert  der  alten  Maschine  —  sie  steht  noch  mit  20  'Vo  ihres  Nenn- 
wertes zu  Buch  —  abgeschrieben,  d.  h.  wie  eine  Reparaturausgabe  dem 
Unkostenkonto  zur  Last  geschrieben  werden.^) 

')  Entnimmt  man  die  Reparaturen  diesem  Erneuerungskonto,  indem  man  es  z.  B. 
zu  Kesselerneuerungen  heranzieht,  so  wird  der  gesetzliche  Fehler  wirtschaftlich  nur  dadurch 
ausgeglichen,  daß  der  Emeuerungsfonds  aus  dem  Reingewinne  sofort  um  denselben  Betrag 
dotiert  wird.  Denn  dadurch,  daß  das  Erneuerungskouto  eine  Kürzung  erfährt,  steigt 
der  Gewinn.  Er  ist  zu  hoch  ausgewiesen,  um  den  betreffenden  Betrag  nicht  Rein-, 
sondern  Bruttogewinn,  also  muß  dieser  auf  Reingewinn  zurückgeführt  werden.  Rechtlich 
bleibt  der  Fehler.  Es  kommt  vor,  daß  Schiffahrtsgesellschaften  trotzdem  aus  Wett- 
bewertsgründen  so  verfahren,  um  auf  diese  Art  einen  hohen  Reingewinn  ausweisen  zu 
können.  —  Anders  liegt  die  Sache,  wenn  der  Erneuerungsfonds  in  Wirklichkeit  Fonds 
für  Reparaturarbeiten  ist.  Denn  dann  hat  er  die  Natur  einer  Reserve  (nicht  selten  z.  B. 
ist  der  sog.  Schiffserneuerungsfonds  Fonds  für  außergewöhnliche  Reparaturen  [Reklassi- 
fikationsarbeiten] :  Umbau,  Kesselerneuerung).  —  Dagegen  ist  nicht  einmal  zulässig, 
die  Reparaturen  aus  dem  Erneuerungskonto  zu  bestreiten  und  dieses  in  gleicher  Höhe 
aus  dem  Betriebs-Rohgewinn  zu  dotieren;  hier  ist  die  Dotierung  rechtmäßig,  weil  so 
wenigstens  kein  zu  hoher  Reingewinn  ausgewiesen  wird ;  aber  trotzdem  ist  der  Vorgang 
rechtlich  falsch.  Der  Gebrauchswert  wird  durch  die  Reparaturen  nicht  gemindert, 
sondern  erhalten  (wiederhergestellt).  Das  Verfahren  wird  angewandt,  um  mit  einem 
höheren  Betriebsgewinn  vor  die  Öffentlichkeit  zu  treten. 

2)  Schiff  S.  139,  126. 

Rehm,  Bilanzen.    2.  Aufl  •  14 
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VI.  Verbesserung,  die  zugleich  Reparatur.  Es  kommt  vor,  daß  Ver- 
besserungen von  Anlagen  Reparaturen  überflüssig  machen,  d.  h,  zugleicli 
eine  Ausbesserung  in  sich  entlialten.  Der  Unter-  oder  Oberbau  einer 
Eisenbalin  wird  repariert,  gleichzeitig  aber  dauerhafteres  oder  besser  ge- 
eignetes Material  verwendet,  die  Holz-  durch  Eisenschwelle  ersetzt.  Hier 
liegt  nicht  bloß  Wiederherstellung  des  früheren  Gebrauchwertes  (Wieder- 
instandsetzungX  sondern  darüber  hinaus  Verbesserung  vor.^)  Die  Brauch- 
barkeit (Verdienstkraft>  wird  nicht  nur  erhalten  (wiederhergestellt),  sondern 
gesteigert.  Demgemäß  ist  zulässig,  die  Anschaifungskosten  nur  soweit, 
als  sie  den  ursprünglichen  Wert  der  Anlage  herstellen,  dem  Betriebs-, 
im  übrigen  aber  dem  Anlage-  oder  Ersatzkonto  anzulasten.-)  Soweit  die 
Reparatur  über  den  ursprünglichen  Gebrauchswert  hinaus  werterhöhend 
wirkt,  ist  sie  Verbesserung.^)  Reparaturen,  die  nicht  zugleich  Verbesse- 
rungen sind,  dürfen  trotzdem  ganz  dem  Anlagenkonto  zugeschlagen  werden, 
wenn  ihr  Zweck  nicht  ist,  den  Gebrauchs-,  sondern  den  Verkaufswert  zu 
heben.  Denn  die  wiederhergestellte  Sache  kommt  dann  nicht  mehr  als 
Gebrauchs-,  sondern  als  Veräußerungsgegenstand  in  Betracht.*) 

Das  Verhältnis  von  Abschreibung  zu  Reingewinn  in  steuerrecht- 
licher Hinsicht. 

§  63. 

I.  Bei  der  Frage,  in  w^elchem  Verhältnis  die  Abschreibungen  zu  Rein- 
gewinn, Ersatzanschaffungs-  und  Reparaturkosten  steuerrechtlich  stehen, 
ergeben  sich  zum  Teil  andere  Gesichtspunkte.  Der  Grund  liegt  nahe. 
Handelt  es  sich  hier  doch  um  eine  andere  Grundfrage,  nicht  darum,  was 
ist  an  verteilbarem,  sondern  darum,  was  ist  an  steuerbarem  Reingewinne 
vorhanden,  und  beides  bestimmt  sich  nach  anderen  Momenten.  In  dem 
einen  Falle  sind  es  in  erster  Linie  buchführungstechnische,  in  dem  anderen 
wirtschaftliche.  BilanzrechtKch  ist  Reingewinn  Zuwachs  an  Reinver- 
mögen gegen  früher,  steuerrechtlich  Reineinkommen. 

II.  Bilanzrechtlich  mindern  alle  Abschreibungen,  die  notwendigen, 
wie  die  freiwilligen,  die  ordentlichen  notwendigen,  wie  die  außerordent- 
lichen notwendigen,  den  verteilbaren  Reingewinn.  Sfeuerrec/iflich  ist  zu 
unterscheiden  zwischen  dem,  was  aus  der  Natur  der  Sache  sich  ergibt, 
und  dem,  was  positivrechtlich  ist. 

A.  Theoretisch  gilt:  Den  steuerbaren  Reinertrag  verringern 
lediglich  die  notwendigen  Abschreibungen  und  auch  von  ihnen^  was 
das  stehende  Kapital  angeht,  bloß  ein  Teil^  nur  die  Abschreibungen^ 
welche  durch  den  gewölinUchen^)  Betrieb  veranlaßt  sind^  diese- aber 
gleichgültig,  ob  sie  regelmäßige  oder  außerordentliche  sind. 

1.  Für  die  hiermit  ausgeschlossenen  freiwilligen  Abschreibungen 
bedarf  dies  keines  längeren  Beweises.  Ihre  Ertrags-  und  Einkommens- 
steuerpflicht folgt  direkt  aus  ihrer  Natur  als  Gewinnreservierung.     Denn 


')  Das.selbe  ist  meist  beim  Umbau  von  Schiffen  der  Fall. 

»)  Schiff  S.  135. 

*)  Reisch  I  §  286,  II  §  221;  Schiff  129  ff.;  Literatur  bei  Zimmermann  §  67. 

*)  Eine  Kesselreinig^ng  findet  statt,  nicht  um  die  Verdienstkraft  (Brauchbarkeit) 
des  Schiffes  auf  den  früheren  Stand  zurückzubringen,  sondern  um  das  Schiff  besser  ver- 
kaufen zu  können.  —  Über  Ausbesserungskosten  und  Unterschied  von  alt  und  neu  bei 
Harvariekost€n-Vert«ilung  HGB.  §§  709  ff. 

')  Ebenso  Reisch  1,  §§  29  i  und  302. 
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erfolgen  freiwillige  Abschreibungen  aus  Erträgnissen,  nicht  aus  anderen 
Reserven,  so  liegt  hierin  eine  Verwendung  von  Mitteln,  die  unmittelbarer 
Erfolg  der  Betriebstätigkeit  sind  und  der  Unternehmung  zur  Bestreitung 
ilirer  laufenden  Bedürfnisse  zur  Verfügung  stehen,  also  sowohl  den  Rein- 
ertrags-, wie  den  Reineinkümmensbegrilf  erfüllen. 

2.  a)  Vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  berühren  nicht  alle  Wert- 
minderungen am  stehenden  oder  J^;? /r/r/ekapital  den  Ertrag,  sondern  nur 
die,  welche  die  Folge  natürlicher  Einflüsse^)  oder  bestimmungsgemäßen 
Ge-  oder  Verbrauches-)  sind,  daher  nicht  die,  deren  Veranlassung  nicht 
im  laufenden  Betriebe,  sondern  in  Änderungen  der  Technik,  Verbesserung 
der  Betriebsmethoden,  Änderung  der  Absatzverhältnisse  (Modewechsel) 
liegt.  Nur  erstere  sind  Betriebsansgaben  im  weiteren  Sinne;  letztere 
betreffen  nicht  unmittelbar  den  Ertrag,  sondern  unmittelbar  lediglich  das 
Vermögen.^)  Sie  mindern  nicht  den  Ertrag,  sondern  das  Stammvermögen, 
sind  ÄopiYa/ausgaben ;  daher  vom  Rohertrage  nicht  abziehbar. 

b)  Das  stehende  Vermögen  unterscheidet  sich  in  dieser  Hinsicht 
durchaus  vom  flüssigen,  dem  Betriebskapital.  Jede  Wertminderung  an 
Veräußerungsgegenständen  (Rohmaterial,  Halbfabrikat,  Waren)  ist  auch 
Ertragsminderung,  weil  die  Bestandteile  des  umlaufenden  Kapitals  gemäß 
ihrer  Bestimmung  zur  Veräußerung  stetem  Wechsel  unterliegen  und  dadurch 
mit  dem  Betiiebe  und  seinen  Ergebnissen  unausscheidbar  verknüpft  sind.*) 

3.  Der  Grund,  weshalb  am  stehenden  Vermögen  notwendige  Ab- 
schreibungen vorgenommen  werden  dürfen,  besteht  darin,  daß  Teile  hiervon 
in  diejenigen  7v'o/«ertragsbestandteile  übergehen,  welche  durch  Gebrauch 
oder  Verbrauch  des  Anlagevermögens  hergestellt  werden.^)  Daher  ist 
selbstverständlich,  daß  bei  Festsetzung  des  /^emertrages  diese  Vermögens- 
teile aus  dem  Rohertrage  ausgesondert  werden  müssen.  Deshalb  ihr 
Abzug.  Allein  ein  solcher  Übergang  findet  nur  bei  den  Vermögens- 
entwertuugen  statt,  welche  die  unmittelbare  Folge  der  Verwendung  der 
Ertragsquelle  zur  Ertragserzielung,  also  unmittelbare  Folge  der  Betriebs- 
tätigkeit sind.  Hieraus  erhellt  nicht  nur,  daß  die  Vermögenswertminde- 
rungen ursächlich  mit  dem  Betriebe  zusammenhängen  müssen,  sondern 
auch,  daß  sie  ihrem  Betrage  nach  in  einer  gewissen  Relation  zu  der  Höhe 
des  Reinertrags  zu  stehen  haben.  Zwar  mit  dem  Betriebe,  aber  nicht 
mit  dem  Betriebe  gerade  des  Jahres,  dessen  Reinertrag  zu  ermitteln  ist, 
hängen  zusammen  die  Abschreibungen,  welche,  sei  es  wegen  Wechsels 
der  Verwaltungsorgane,  sei  es  wegen  Sanierung^),  stattfinden,  um  früher 
unterlassene  oder  in  ungenügender  Höhe  geschehene  Wertabsetzung  zu 
verbessern.')   Steuerrechtlich  nicht  abrechenbar  sind  daher  auch  die  durch 


')  Z.  B.  an  Pflasterungsanlagen. 

*)  Maschinen,  Werkzeuge,  Fuhrwerk,  Pferde. 

»)  Entsch.  in  Steuers.  VIII,  422;  Ficisting,  Steuerlehre  143,  148,  176;  derselbe 
Einkommenbesteuerung  der  Zukunft  S.  42  Z  B.  infolge  Änderung  des  Gewerl)ebetrieb3 
wird  ein  Gebäude  unverwendbar  und  sinkt  dadm'ch  im  Wert.  Dies  ist  ein  Kapitals- 
verlust. 

*)  Sie  rechnen  zu  den  „im  Geschäftsbetriebe  eingetretenen  Substanzverinsten", 
von  welchen   österr.  PersStG.  §§  95  f.  spricht.     Siehe  Fuisting,  Steuerlehre  173  und  177. 

»)  Fuisting,  Steuerlehre  142,  146,  176. 

*;  Mau  erkennt,  daß  die  Fabrik  bei  der  Gründung  zu  teuer  übernommen  wurde. 

')  Abschreibungen,  die  Versäumnisse  früherer  Jahre  nachholen,  können  vom  Er- 
trag des  laufenden  Jahres  nur  so  weit  abgezogen  werden,  als  sie  ihn  bei  regelmäßiger 
Abschreibung  treffen  würden,  also  nur  so  weit,  als  sie  für  dieses  Jahr  ordentliche  sind. 
OVG.  14,  235,  354 ;  13,  248 ;  12,  310 ;  10,  294. 
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den  Betrieb  verursachten  Abschreibungen  wegen  Wertabgang,  sobald  sie 
durch  außergewöhnliche  Betriebsvorgänge,  z.  B.  Betriebsveränderungen 
(Verwaltungswechsel  und  sonstige  außerordentliche  Nachprüfung  der  Wert- 
ansätze usw.)  veranlaßt  sind.  Sie  mindern  nur  das  Stammvermögen,  nicht 
auch  den  Ertrag.^)  Die  Wertminderung,  die  ein  ganzes  Vermögen  dadurch 
erleidet,  daß  alle  seine  Anlagen  nach  bestimmter  Zeit  dem  Staate  un- 
entgeltlich anfallen,  ist  nicht  durch  den  laufenden  Betrieb  verursacht, 
also  nicht  steuerfrei.*) 

B.  Positivrecht  Hell  liegt  die  Frage  der  Steuerfreiheit  der  Abschrei- 
bungen nach  preiiß.  Recht  etwas  anders.  Dabei  ist  noch  zwischen  dem 
gewöhnlichen  Gewerbetreibenden  und  demRegisterkaufman  zu  unterscheiden. 

1.  Beim  gewöhnlichen  Gewerbetreibenden  gilt  folgendes: 
a)  dem  Prinzip  gemäß: 

a)  freiwillige  Absohr eibungen  sind  steuerpflichtig,  da  sie  keine  Wer- 
bungskosteu ')  sind ; 

ß)  Verminderungen  des  Stammvermögens  dürfen  vom  Rohertrage  nur 
abgezogen  werden,  wenn  durch  sie  zugleich  der  Ertrag  gemindert  wird,*) 
also  nicht,  wenn  die  Minderung  am  Anlagekapital  durch  den  Betrieb  nicht 
veranlaßt  ist  (Vernichtung  durch  Brand  und  andere  Unglücksfälle),  und 
nicht,  wenn  die  ]\Iinderung  in  außergewöhnlichen  Betriebsvorgängen  ihren 
Grund  hat; 

b)  vom  Prinzipe  abweichend:  von  Wertminderungen,  die  Betriebs- 
ausgaben sind,  also  zur  Erwerbung,  Sicherung  oder  Erhaltung  des  Ertrages 
dienen,  sind  abzugsfähig  nur  Wertminderungen  an  Gebäuden,  Maschinen 
und  sonstigen  Arten  Inventar  und  auch  diese  bloß  insoweit,  als  die  Ent- 
wertung durch  Abnutzung  entstand,  und  sogar  diese  nur,  soferne  sie  auf 
regelmäßiger  Abnutzung  beruht,  also  nicht  die  Abschreibung  wegen  außer- 
ordentlicher Abnutzung,  nicht  die  außerordentliche  Abschreibung.^) 

2.  Beim  Volllcaufmann,  d.  h.  hier  dem,  der  i^a/^c/^/sbücher  nach 
Vorschrift  des  HGB.  §§  38  ff.  tatsächlich  fülirt,*^)  sind  mehr  Abschreibungen 
steuerfrei.     Bei  ihm  sind  in  gewissem  Umfange  auch  abziehbar: 

a)  notwendige  Absetzungen  an  anderen  Gegenständen  und  nicht  nur 
wegen  Abnutzung. 

b)  freiwillige  Abschreibungen. 

a)  Dies  kommt  daher,  daß  das  G.  vorschreibt,  bei  solchen  Kaufleuten 
sei  der  steuerpflichtige  G(ischäftsgewinn  (unter  Beachtung  der  steuerrecht- 
lichen Vorschriften)  zu  berechnen  „nach  den  Grundsätzen,  wie  solche  für 
die  Inventur  und  Bilanz  durch  das  HGB.  vorgeschrieben  sind  und  sonst '') 
dem  Gebrauche  des  ordentlichen  Kaufmanns  entsprechen".^)  Das  heißt: 
der  steuerpflichtige  Ertrag  ist  zu  berechnen  nach  den  Grundsätzen  über 
Berechnung  des  bilanzmäßigen  Reingewinns.     Dieser  Satz  hat  nur  Sinn, 


')  Abw.  OVG.  14,  234;  10,  295. 

')  §  70,  dann  §§  83,  8.5,  89. 

*)  Preuß.  EinkStG.  §  8. 

*)  Ebenda  §  7 ;  Ausführungsanweisung  v.  25.  .Juli  1906  Art.  4  III  Z.  3. 

*)  Ebenda  §  8  I  Z.  4.  Die  Ausfuhrungsanweisung  Art.  4  und  19  sagt :  Die  Ab- 
setzungen müssen  entsprechen  (angemessen  sein)  den  Wertminderungen,  welche  das 
Inventar  durch  den  bestimmungsgemäßen  Gebrauch  im  regelmäßigen  Verlauf  der  Dinge 
innerhalb  des  Jahres  erlitten  hat. 

•l  OVG.  14,  271,  290. 

')  Also  nicht,  wenn  der  Gebrauch  dem  HGB.  widerspricht  (OVG.  14,  282). 

»)  EinkStG.  §  13  Abs.  I  Satz  2.  —  Für  die  GmbH,  gilt  analog  dem  HGB.  §  261 
GmbHG.  §  42  (abw.  OVG.  13,  296). 
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wenn  er  sagen  will :  der  Ertrag  darf  unter  seiner  Wirklichkeit  berechnet 
werden.  Denn  es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  der  Gesetzgeber  vorschreiben 
will :  der  steuerpflichtige  Ertrag  ist  über  seine  Wirklichkeit  zu  berechnen, 
da  sich  kein  Grund  denken  läßt,  daß  nicht  vorhandener  Ertrag  der  Er- 
tragssteuer unterworfen  werden  soll.  Dem  Gebrauche  des  ordentlichen 
Kaufmanns  entspricht  denn  auch  nicht,  bei  der  Berechnung  des  Gewinnes 
höher  zu  schätzen,  als  der  Wirklichkeit  gemäß  ist.  Das  tut  der  un- 
solide Kaufmann,  der  durch  hohe  Steuerziffern  seinen  Kredit  zu  erhalten 
sucht.  Der  ordentliche  verfährt  bei  der  Berechnung  vorsichtig  und  macht 
demgemäß  jährlich  auch  Abschreibungen,  die  vor  nur  möglichen  A^'ert- 
minderungen  und  damit  vor  künftigen  Ertragsschwankungen  schützen ; 
Brauch  des  ordentlichen  Kaufmanns  ist,  daß  er  Abschreibungen  vornimmt, 
die  den  Verlusten  angemessen  sind,  welche  bei  regelmäßigem  Verlauf  der 
Dinge  im  kommenden  Jahre  eintreten  können.  Alle  soliden  Geschäfte  geben 
in  ihren  Bilanzen  nicht  den  wirklichen,  sondern  den  vorsichtig  berechneten 
Gewinn  an.     Soweit  wären  also  freiwillige  Absetzungen  steuerfrei. 

Diese  Grundsätze  werden  im  Prinzipe  auch  vom  Gesetze  ausdrücklich 
anerkannt.  Denn  das  G.  fährt  unmittelbar  nach  dem  Satze,  daß  das 
steuerpflichtige  Einkommen  nach  Handelsrecht  und  den  Bilanzgebräuchen 
des  ordentlichen  Kaufmanns  zu  berechnen  sei,  fort:  „Insbesondere  gilt 
dies  einerseits  von  dem  Zuwachse  des  Anlagekapitals  und  anderseits  von 
den  regelmäßigen  jährlichen  Abschreibungen,  welche  einer  angemessenen 
Berücksichtigung  der  Wertminderung  entsprechen."^)  Das  ,, insbesondere" 
weist  darauf  hin,  daß  für  die  Berechnung  des  genannten  Zuwachses  und 
der  erwähnten  Abschreibungen  beim  Registerkaufmann  etwas  von  der  ge- 
wöhnlichen Ertragsberechnung  abweichendes  gilt.  Darin,  daß  der  Ertrag 
höher  berechnet  wird,  kann  es  nicht  liegen.  Das  widerspräche  durchaus 
dem  Wesen  des  Handels,  der  von  Verdienen  erst  spricht,  wenn  das  Ge- 
schäft mehr  als  die  normale  Verzinsung  des  im  Geschäft  tätigen  Eigen- 
kapitals abwiift.  Also  muß  das  ,, Insbesondere"  bedeuten:  die  Zuwächse 
und  die  Abschreibungen  werden  so  berechnet,  daß  ein  Teil  des  Ertrages 
steuerfrei  bleibt.  Aus  dem  ,, einerseits  —  anderseits"  folgt  dann,  daß  die  Ab- 
weichungen von  der  gewöhnlichen  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Ertrags 
bei  dem  Zuwachse  in  anderem  bestehen,  als  bei  den  Abschreibungen,  und 
das  ist  naheliegend,  der  Zuwachs  ist  Mehrung,  Abschreibung,  Minderung 
von  Aktiv  werten. 

Was  mit  dem  Satze  ausgedrückt  sein  will,  ist  folgendes.  Bei  Zu- 
wachs^) des  Anlagekapitals  handelt  es  sich  um  Mehrung  von  Werten.  Die 
Handelsgesetzgebung  zeigt  in  dieser  Hinsicht  die  Besonderheit,  daß  nach 
dem  Aktienrecht  und  dem  Recht  der  GmbHG.  die  Mehrung  in  der  B.  nicht 
so  hoch  angesetzt  werden  darf,  als  der  Wirklichkeit  entspricht.  HGB. 
§  261  und  teilweise  auch  GmbHG.  §  42  gestatten,  selbst  wenn  der  Wert 
der  Effekten,  Waren,  Anlagen  usw.  gestiegen,  ein  Ansetzen  der  Aktiven 
doch  nur  zum  Kurs-  oder  Einstandswert. ^)  Wenn  das  Steuergesetz  sagt, 
der  Zuwachs  am  Anlagekapital  ist  so  zu  berechnen,  wie  es  HGB.  und 
Gepflogenheit  vorschreiben,  so  heißt  dies,  die  Wertsteigerung  des  im  Ge- 
schäfte anliegenden,  d.  h.  verwendeten,  arbeitenden  Kapitals,  die  Wert- 
steigerungen des  stehenden  und  umlaufenden  Geschäftskapitals,  die  Wert- 
steigerungen der  ,,Verraögensgegenstände"   der  Gesellschaft  dürfen  auch 

1)  Ebenda  §  13  Abs.  I  Satz  3. 
»)  OVG.  14,  283,  296. 
«)  Vgl.  unten  §  91. 
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bei  Berechiiuiig'  des  steuerpflichtigen  Ertrags  nicht  liöher  angesetzt  werden, 
als  es  bei  der  handelsreclitliclien  B.  geschieht.^)  Bei  den  Abschreibungen 
handelt  es  sich  um  ^lindorung  von  Werten.  Dafür  zeigt  nicht  das  HGB., 
aber  die  kaufniäiniische  Ciepflogenheit  Abweichendes.  Sie  schreibt  mehr 
als  den  eingetretenen  und  wahrscheinlichen  Wertverlust  ab;  sie  schreibt 
ab,  was  die  Vorsicht  gebietet.  Für  die  Abschreibungen  bedeutet  daher 
die  steuerrechtliche  Vorschrift :  es  ist  unstatthaft,  bei  der  Berechnung  des 
Keinertrags  die  Abschreibungen  niedriycr  zu  bemessen,  als  es  der  Kauf- 
mann zu  tun  pflegt.  Das  Ergebnis  ist  hier  und  dort  eine  Minderung  des 
steuerpflichtigen  Ertrags.  Dadurch,  daß  A\'ertsteigerungen  nicht  höher 
und  "Wertminderungen  nicht  niedriger  angesetzt  werden  düifen,  ergibt  sich 
geringerer  Ertrag,  also  Steuerfreiheit.  Steuerfrei  sind  somit  auch  gewisse 
freiwillige  Abschreibungen.  Diese  Steuerfreiheit  von  Vorsieh tsalDschrei- 
bungen  ist  auch  steuerpolitisch  gerechtfertigt.  Die  gute  finanzielle  Rü- 
stung eines  Unternehmeiis  bringt  dem  Steuerfiskus  Vorteil.  Wichtiger  und 
besser  sind  für  ihn  dauernd  leistungsfähige  Steuerträger :  günstiger  eine 
mittlere,  aber  ständige  Steuereinnahme,  als  einmal  eine  sehr  hohe  und 
dann  keine  oder  bloß  eine  recht  mäßige.^) 

Die  Steuerfreiheit  der  Vorsichtsabschreibung  ergibt  sich  aber  noch 
aus  einem  anderen  Eechtsgrundsatze.  Der  für  die  Bilanzierung  maß- 
gebende Wert  ist  der  Wert,  den  der  Geschäftsgegenstand  unter  der  Vor- 
aussetzung des  Fortbestandes  des  Unternehmens  besitzt.^)  Damit  das 
Geschäft  sicher  erhalten  bleibe,  gebietet  die  Vorsicht  dem  Kaufmann,  bei 
der  Bewertung  an  möghche  Verluste  zu  denken,  die  Inventurpreise  unter 
dem  Gegenwartswerte  anzusetzen.  Das  Recht  zu  Vorsichtsabschreibungen 
ist  somit  in  der  Pflicht  enthalten,  bei  der  Inventur-  und  Bilauzaufnahme 
den  Geschäftswert  zur  Richtschnur  zu  nehmen. 

ß)  Sieht  man  das  G.  näher  an,  so  hat  es  auf  den  ersten  Blick  den 
Anschein,  als  sollte  das  Mehr  an  Steuerfreiheit,  das  dem  VoUkaufmanne 
für  Abschreibungen  verliehen  -«ii-d,  nur  für  weitere  notwendige  Absetzungen 
gelten,  für  andere  als  am  toten  Inventar  und  durch  Abnutzung;  denn  es 
heißt:  regelmäßige  jährliche  Abschreibungen,  die  einer  angemessenen  Be- 
rücksichtigung der  ,, Wertminderung"  entsprechen.  Daher  könnte  man 
meinen :  es  müsse  wirkliche  Wertminderung,  eingetretener  oder  doch  wahr- 
scheinlicher Verlust  vorliegen.  Allein  das  G.  sagt  nicht:  Abschreibungen, 
welche  der  Wertmindenuif/  entsprechen,  der  Wertminderung  angemessen 
sind ;  sondern  die  Absetzung  muß  nur  der  angemesseneu  Berücksichtic/nng 
der  Wertminderung  entsprechen.  Angemessen  ist  auch  eine  Berücksich- 
tigung der  möghchen  Wertminderung.  Der  vorsichtige,  der  ordentliche 
Kaufmann  berücksichtigt  sie  und,  wie  die  Einleitung  mit  insbesondere 
zeigt,  soll,  die  Bestimmung  doch  eine  Anwendung  von  Rechtsätzen-  des 
HGB.  oder  von  Grundsätzen  des  ordentlichen  Kaufmanns  sein,  Rechts- 
sätze bestehen  darüber  aber  nicht. 

Mit  dieser  Auslegung  steht  im  Einklang,  was  die  Ausführungs-An- 
weisung des  Finanzministers  (Art.  19)  zu  der  Vorschrift  bemerkt:  Ab- 
•  Schreibungen  und  Rücklagen  zum  Ausgleich  „möglicher"  Verluste  sollen 
steuerfrei  sein ;  nicht  zuzulassen  seien  nur  Abschreibungen,  welche  die 
Absicht  einer  künstlichen  Herabdrückung  des  wirklichen  Reingewinns 
erkennen  lassen.   Vorsichtiges  Herabdrücken  ist  nicht  künstliches.   Klarer 

')  S.  §  85. 

*)  Hierzu  Oberbach  in  Z.  f.  Handelawissenschaft,  4,  274. 

»)  S.  oben  §  30. 
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ist  der  Gedanke  im  bayerischen  Rechte  ausgedrückt.  Hier  ist  der 
mit  „insbesondere"  eingeleitete  Satz  im  Gesetze  weggelassen.  Das  G.^) 
sagt  nur:  Bei  Steuerpflichtigen,  die  Handelsbücher  führen,  ist  der  Rein- 
ertrag unter  Beachtung  der  steuerrechtlichen  Vorschriften  nach  den  Grund- 
sätzen zu  bereclmen,  die  für  die  B.  durch  das  HGB.  vorgeschrieben  sind 
und  sonst  dem  Gebrauche  eines  ordentlichen  Kaufmanns  entsprechen.  Aber 
die  Vollzugsvorschriften  hiezu  §  35  enthalten  die  Bemerkung:  ,,Das  gilt 
insbesondere  einerseits  von  dem  Zuwachse  des  Anlagekapitals  und  anderer- 
seits von  den  regelmäßigen  jährlichen  Abschreibungen,  die  einer  angemessenen 
Wertminderung  entsprechen,  sowie  von  den  übii(/e?i  jährMchen  regelmäßigen 
Abschreibungen".     Diese  übrigen  Abschreibungen  sind  die  freiwilligen. 

Steuerfrei  sind  nur  nicht  außerordentliche  Abschreibungen.  Das  ent- 
spricht durchaus  kaufmännischem  Grundsatze,  was  die  freiwillige  Ab- 
setzung, also  die  Absetzung  aus  Reingewinn  angeht.  Mehr  Abschreibungen, 
als  die  Möglichkeit  von  Wertminderungen  verlangt,  Abschreibungen  als 
stille  Reserven  für  Geschäftserweiterung,  macht  der  weitblickende,  aber 
nicht  der  vorsichtige  Kaufmann.  Dagegen  widerspricht  die  Beschränkung 
dem  Prinzipe,  was  die  notwendigen  Abschreibungen  betrifft.  Ehe  nicht 
alle  wii'klichen  und  wahrscheinlichen  Verluste  abgezogen  sind,  also  auch 
die  aus  außergewöhnlichen  Gründen,  ist  nach  kaufmännischer  Anschauung 
bilanzmäßig  Reingewinn  nicht  vorhanden.  Bei  Feststellung  dessen,  was 
regelmäßige  Abschreibung  ist,  dürfen  die  besonderen  Verhältnisse  des 
Unternehmens  berücksichtigt  werden.  Darauf,  was  für  dieses  Unternehmen 
regelmäßig  ist,  kommt  es  an.  Die  Ausführungs-Anweisung  (Art.  19)  über- 
läßt daher  innerhalb  der  Grenzen  des  kaufmännischen  Gebrauchs  dem  Er- 
messen der  Steuerpflichtigen  selbst  die  Bestimmung.  Der  Kaufmann  pflegt 
die  Ertragsfähigkeit  eines  Geschäftes  nach  dem  Verhältnis  des  Rein- 
gewinnes zum  Umsätze  zu  schätzen.^)  Wenn  der  Reingewinn  fünf  Pro- 
zent des  Umsatzes  (Umschlages)  d.  i.  des  Verkaufserlöses  ausmacht,  er- 
scheint ihm  der  Reingewinn  niedrig.  Wenn  6  — lO'^/o  des  Umsatzes  als 
Gewinn  bleiben,  sind  die  Abschreibungen  (notwendige  und  freiwiEige  zu- 
sammen) angemessen.  Die  vom  Kaufmann  bei  seiner  Buchführung  an- 
genommenen Abschreibungsgrundsätze  sollen  nur  dann  für  die  Berechnung 
des  steuerpflichtigen  Einkommens  nicht  maßgebend  sein,  wenn  die  ungebühr- 
liche Höhe  der  Abschreibung  im  einzelnen  Falle  das  nach  allgemeinem 
Gebrauche  übliche  oder  durch  die  „besonderen"  tatsächlichen  Verhält- 
nisse gerechtfertigte  Maß  „ojfenbar'^'  übersteigt. 

Eines  ist  noch  zu  beachten:  Das  preuß.  und  das  bayr.  EinkStG. 
sagen  wohl,  als  steuerpflichtiger  Geschäftsgewinn  gelte  der  bilanzmäßige, 
der  kaufmännisch  berechnete,  aber  sie  machen  die  Einschränkung:  ,, unter 
Beachtung  der  Vorschriften  in  §§  7  und  8"  und,  wie  das  bayer.  G.  formuliert : 
,, unter  Beachtung  der  steuerrechtlichen  Vorschriften".  Das  will  heißen: 
bei  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Ertrags  sind  auch  die  Vorschriften 
des   Steuergesetzes   über  Abzugsfähigkeit   und   Nichtabzugsföhigkeit   zu 


1)  Bayer.  EinkStG.  vom  14.  August  1910  Art.  14. 

*)  Der  Rohgewinn  wird  vom  Warenkaufmanu  so  geschätzt.  Der  Gewinn  entsteht 
dadurch,  daß  er  im  Großen  einkauft  und  im  Kleinen  mit  einem  Zuschlage  zum  Ein- 
kaufspreise  verkauft.  Der  Unterschied  ist  der  Rohgewinn;  also  bei  100  Mk.  Einkauf 
und  25  o/o  (25  Mk.)  Zuschlag  beträgt  der  Rohgewinn  =  100  :  25  =  100  :  x  =  25  %  des 
£i>ikaufspreise3.  Eine  andere  Berechnung  ist :  Schätzung  des  Rohertrags  nach  Pro- 
zenten des  Umsatzes,  also  des  Verkaufspreises  d.i.  hier  von  125  Mk. ;  Rohgewinn  also 
==  125:25  =  100:x  =  20  7o  des  Ferkaufspreises;  s.  OVG.  14,  138. 
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beachten.  In  Betracht  kommen  da  besonders  die  ]\Iehrungen  nnd  Minde- 
rungen des  Stammvermögens.  Die  ]\Ielirungen  (Zuwachs  des  Geschäfts- 
kapitals^ sind  steuerfrei,  soferne  sie  nicht  zugleicli  den  Ertrag  mehren, 
und  die  Minderungen  sind  abzugstahig  nur,  soferne  sie  zugleich  den  Ertrag 
herabdrücken.')  Nicht  den  Ertrag  erhöhen  besonders  Einnahmen  (also 
neue  Aktiva\  die  aus  anderer  Quelle  als  dem  Betriebe  herrühren,  und 
nicht  den  Ertrag  mindern  besonders  Ausgaben,  die  für  andere  Zwecke 
als  die  Ertragserzielung  gemacht  wurden.  Z.  B.  eine  Dampfschiffahrts- 
gesellschaft hat  vom  Staate  eine  zeitlich  beschränkte  Betriebskonzession, 
ohne  daß  der  Staat  die  Verptiichtung  hätte,  sie  bei  Ablauf  der  Konzession 
zu  übernehmen.  Das  mindert  den  Wert  des  Anlagekontos,  w^enn  wahr- 
scheinlich ist,  daß  die  Schilfe  und  Bauten  sich  einst  nur  unter  ihrem 
Gebrauchswerte  veräußern  lassen.  Sie  macht  daher  allmählich  oder  von 
Zeit  zu  Zeit  Abschreibungen.  So  kommt  es,  daß  die  Schilfe  und  Bauten, 
die  —  sagen  wir  —  nocfi  einen  Gebrauchswert  von  1  Mill.  Mk.  besitzen,  jetzt 
—  nehmen  wir  an:  9  Jahre  vor  dem  Erlöschen  der  Konzession  —  nur 
noch  mit  400  000  zu  Buch  stehen.  Die  Abschreibung  der  600  000  war 
zwar  „notwendig",  aber  sie  berührte  den  Ertrag  nicht.  Der  Gebrauchs- 
wert der  Dampfer  wurde  dadurch  nicht  gemindert:  die  Einnahmen  aus 
dem  Schitfsverkehr  gingen  deswegen  nicht  zurück;  der  Betrieb  wurde 
davon  gar  nicht  berührt;  also  sind  diese  Abschreibungen  nicht  abrechenbar 
gewesen;  sie  minderten  nur  den  Vermögensstamm. ^) 

c)  Das  preuß.  Obervcnvnltungsgericht  vertritt  die  Anschauung,  daß 
nur  notwendige  Abschreibungen  steuerfrei  sind  ■^),  und  stellt  sogar  die  Ver- 
mutung auf,  daß  Abschreibungen  erst  aus  dem  bilanzmäßigen  i^t*//? gewinne 
freiwillige  sind.') 

3.  Das  österr.  PersonalsteuerG.^)  macht  a)  keinen  Unterschied  zwischen 
gewöhnlichen  Steuerpflichtigen  und  Eegisterkaufmann ;  b)  erklärt  es  für 
abzugsfähig  ,,die  Abschreibungen,  w^ eiche  der  Abnutzung  oder  Entwertung 
des  Inventars  oder  Betriebsmaterials  sowie  den  im  Geschäftsbetriebe 
eingetretenen  Verlusten  entsprechen".  In  Österreich  sind  also  einerseits 
auch  Abschreibungen  w^egen  außerordentlicher  Verluste,  die  der  Betrieb 
verursacht  hat  oder  w^ihrscheinlich  verursachen  wird,  steuerfrei,  dagegen 
freiwillige  Abschreibungen  schlechthin  steuerpflichtig.*')  Ausdrücklich  sagt 
das  Gesetz:  Abschreibungs-,  Araortisations-,  Verlustreservefonde  u.  dgl. 
sind  nur  dann  in  die  Besteuerungsgrundlage  nicht  einzubeziehen,  wenn 
sie  zur  Deckung  von  Abgängen  und  Verlusten  bestimmt  bezeichneter  Art 
gewidmet  sind  und  Verluste  und  Abgänge  dieser  Art  entweder  bereits 
eingetreten  oder  als  voraussichtliches  Ergebnis  der  Geschäftsverhältnisse 
zu  gewärtigen  sind.  Die  Angemessenheit  der  Höhe  der  vorgenommenen 
Abschreibungen  ist  von  der  Steuerbehörde,  falls  sie  Bedenken  dagegen 
hat,  durch   Sachverständige  festzustellen.     Mehrungen  und  Verluste,  die 


')  Preuß.  EinkStG.  §  7,  bayr.  EinkStG.  Art.  7.  —  OVG.  12,  292. 

*)  Ist  der  Verlu.st  nur  mfiglich,  so  ist  vorsichtig,  aus  Gewinn  eine  Reserve  zu 
bilden.  Sie  ist  steuerpflichtig.  Verpflichtet  sich  der  Staat  9  Jahre  vor  Ablauf  zur  Über- 
nahme in  9  .Jahren  zu  einem  bestimmten  Preise  (400000),  so  bedarf  es  weder  einer  Ab- 
schreibung noch  einer  Reserve. 

»)  Entsch.  in  Steuers.  15,  267;  12,316;  14,  143,2.32,228,264,283;  13,267;  12, 
126,129,   446;  11,418,425;  10,  306. 

^j  14,2.30,223;  11,260;  12,441,444. 

*)  §  95  lit  f. 

•)  Vgl.  Beisch  I  §  286. 
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lediglich  den  Vermögensstamm  betreffen,  berühren  die  Steuerhöhe  gar  nicht. 
Die  einen  sind  steuerfrei,  die  anderen  nicht  abzugsfähig.') 

4  In  einem  Punkte  ergibt  sich  für  preußisches  und  österreichisches 
Recht  Steuerfreiheit  von  freiwilligen  Abschreibungen.  In  einer  B.  findet  sich 
ein  Delkredere-Abschreibungskonto,  d.  h.  ein  Konto,  auf  dem  Verluste,  die  an 
bestimmten  Aktiven  (B^rderungen :  z.  B.  Beteiligungen)  eintraten  oder 
sehr  wahrscheinlich  waren,  abgebucht  sind.  In  der  Folge  bessern  sich 
die  Werte.  Durch  diese  Wertsteigerungen  tritt  Ertrag  ein,  aber  nicht 
steuerpflichtiger  Ertrag,  solange  die  Aktiven  solche  sind,  die  starken 
Schwankungen  unterliegen.  Denn  so  lange  ist  ihr  Wert  schwankend, 
also  die  Wertsteigerung  unsicher.  Beim  preuß.  Gesetze  ergibt  sich  die 
Steuerfreiheit  so.  Wohl  liegt  keine  regelmäßige  jährliche  Abschreibung 
vor,  aber  der  Satz  von  der  Steuerfreiheit  dieser  Abschreibungen  leitet 
sich  mit  insbesondere  ein.  Also  dürfen  auch  andere  Wertsteigerungen 
unberücksichtigt  bleiben,  wenn  dies  dem  Gebrauche  des  ordentlichen  Kauf- 
manns entspricht.  Es  ist  kaufmännische  Gepflogenheit,  Wertsteigerungen, 
auf  die  vielleicht  bald  Wertminderungen  der  nämlichen  Aktiva  folgen, 
in  der  B.  nicht  als  Gewinn  zu  verrechnen,  sondern  als  stillen  Ge- 
winn, somit  wie  eine  noch  vorhandene  Wertminderung  zu  behandeln. 
Für  das  österr.  Recht  ergibt  sich  das  nämliche  daraus,  daß  der  Gesetz- 
geber sagt,  die  Abschreibungen  wegen  eingetretener  oder  voraussicht- 
licher Verluste  dürften  angemessen  sein ;  es  ist  angemessen,  daß  unsichere 
Werterhöhungeu  noch  nicht  als  vorhanden  angesehen  werden. 

C.  Die  Art  der  Verbuchung  der  Abschreibungen  kann  unter  Um- 
ständen zu  ihrer  falschen  steuerlichen  Behandlung  führen. 

An  einer  Maschine  im  Buchwerte  von  lOüOO  werden  1000  abge- 
schrieben. 

1.  Die  kürzeste  Buchung  ist:  Maschinenkonto  gibt  an  Gewinn-  und 
Verlustkonto : 

Maschinenkonto 
Soll  Haben 

An  bisheriges  Bilanzkonto       10  000  I  Per  Gewinn- u.  Verlustkonto  .  1000 

I  Per  neues  Bilanzkonto       .     .  9  000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  Gewinn 

An  Maschinenkonto    .     .     .     1 000  , 

2.  Aber  es  kann  auch  umständlicher  gebucht,  die  Abschreibungssumme 
über  verschiedene  Erfolgshilfskonten  geführt  werden. 

a)  Zunächst  über  ein  besonderes  Abschreibungskonto: 

Maschinenkonto 

Per  ]\Iaschinenabschreibungs- 
I      konto 1000 

MaschineuabschreibuDgskonto 
An  Maschinenkonto    ...     1  000  j  Per  Gewinn-  u.  Verlustkonto     1  000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
An  Maschinenabschreibungs- 
konto     1000 


0  PersonalsteuerG.  §  162  Ziff.  2. 
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b)  Dann  aber  —  und  dies  ist  es,  was  zu  irrtümliclier  Bemessung  der 
Besteuerungsgi'undlage  verleiten  kann  —  besteht  die  Möglichkeit,  daß  die 
Ahschreibwuj  über  Ihiriehskostenkonto  verbucht  "wird. 

«)  Im  weiteren  Sinne  suid  notwendige  Abschreibungen  Betriebskosten. 
Stellen  sich  die  Betriebsausgaben  im  engeren  Sinne  als  ,, positive  Aufwen- 
dungen" für  die  Ertragserzielung  dar,  so  die  Abschreibungen  als  negative".^) 
Beides  aber  shid  durch  den  Betrieb  veranlaßte  Wertverzehrungen  und  in- 
sofern Betriebskosten.  In  diesem  Sinne  spricht  österreichisches  Personal- 
steuergesetz §  160  Ziff.  1  davon,  daß  bei  Ermittlung  des  steuerpflichtigen 
Einkommens  als  ,, Ausgaben"  in  Abzug  zu  bringen  sind  ,,die  gesamten  zur 
Erlangung,  Sicherung  und  Erhaltung  des  Einkommens  verwendeten  Aus- 
lagen, insbesondere  die  Verwaltungs-,  Betriebsauslagen  und  Erhaltungs- 
kosten  einschließlich  der  Abschreibungen,  welche  einer  angemessenen 
Berücksichtigung  der  entstandenen  Wertminderung  des  Inventars  oder 
Betriebsmaterials,  sowie  der  durch  den  Betrieb  verursachten  Substanz-, 
Kurs-  und  anderen  Verluste  entsprechen". 

ß)  Also  ist  angängig,  die  Abschreibungen  als  Geschäftsunkosten 
zu  buchen: 

Maschineukonto 

I  Per  Abschreibungskouto      .     1000 
Abschreibungskonto 
An  Maschinenkonto    .     .     ,     1000     Per  Betriebsspesenkonto      .     1000 

Betriebsspesenkonto 
An  Abschreibungskonto  .     .     1  000  \  Per  Gewinn-  u.  Verlustkonto     1  000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
An  Betriebsspesenkonto  .     .     1  000  \ 

c)  Aber  dies  darf,  \ä^  oifenbar,  nicht  zur  Folge  haben,  daß,  wenn 
auf  Grund  der  Bilanz-  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung  die  Reinertrags- 
summe berechnet  wird,  die  Abschreibungen  als  solche  und  als  Bestand- 
teil der  Betriebsspesen  abgezogen  werden.  Durch  ihre  Überführung  auf 
die  allgemeine  Betriebsrechnung  haben  sie  aufgehört,  einen  selbständigen 
Abzugsposten  zu  bilden.^) 

D.  Selbstverständlich  wird  eine  notwendige  Abschreibung  nicht  da- 
durch steuerpflichtig,  daß  sie  tatsächlich  erst  aus  dem  Gewinnsaldo  er- 
folgt.    Das  ist  dann  kein  Reingewinnsaldo. 

E.  Über  die  Frage,  ob  Zu^delabschreibungen  steuerpflichtig  werden, 
wenn  sie  in  oftene  Reserven  oder  offenen  Gewinn  verwandelt  werden,  s.  §  85. 

III.  Das  steuerrechtliche  Verhältnis  von  Abschreibung  und  Ersatznach' 
Schaffung.  A.  Zwischen  notwendiger  Abschreibung  und  Ersatzanschaffung 
besteht,  "wie  wir  wissen,^)  der  buchführungsformale  Unterschied,  daß  die 
Abschreibung  zugleich  auf  Anlage-  und  Gewinn-  und  Verlustkonto,  die 
(selbstverständlich  entgelthche)  Ersatznachschaffung  nur  auf  Anlagekonto 
gelangt.  Die  Ersatzanschaffung  als  solche  bringt  nur  eine  Veränderung 
der  konkreten  Yermögennfjef/enslände,  aber  nicht  des  Vermögenswertes 
mit  sich,  die  Abschreibung  berührt  nicht  bloß  die  .Vermögensbestands-, 
sondern  auch  die  Vermögenserfolgsrechnung. 

*)  So  Fuisting,  Steuerlehre  136. 

*)  Preuß.  EinkStG.  vom  19.  Juni  1906,  §  8  I  Ziff.  4. 

*)  §^  62 f. 
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B.  Was  steuerrechtlicli  interessiert,  ist  die  Frage,  ob  die  Ersatz- 
anscliaffuiig-  eine  Betriebsaiisgabe  darstellt.  Ist  sie  es,  dann  mindert  sie 
die  steuerpflichtige  Summe.  Ist  sie  es  nicht,  so  darf  sie  bei  Bemessung 
der  Besteuerungsgrundlage  nicht  abgezogen  werden. 

C.  Was  zutrilft,  hängt  davon  ab,  ob  die  Ersatzanschaffung  eine  Aus- 
gabe zur  Ertrags-  oder  zur  Vermögenserzielung  bildet.  Vermögen  ist  steuer- 
rechtlich Quelle  des  Ertrags.  Vermögenserzielung  ist  also  beabsichtigt, 
wenn  eine  Ertragsquelle  geschaffen  werden  will.  Bei  der  Beschaffung 
eines  Ersatzes  für  die  Anlage  will  eine  Ertragsquelle  (Vermögen)  nicht 
gewonnen,  sondern  erhalten  werden.  Die  Nachschaffung  (Erneuerung)  ist 
Ausgabe  für  Erhaltung  der  Einkommensquelle  (des  Betriebes)  in  bisheriger 
Ertragsfähigkeit,  Also  liegt  Betriebsaufwand,  Ausgabe  für  Erhaltung  des 
Einkommens  vor. 

D.  Dies  bestätigt  auch  das  positive  Recht.  Es  führt  einige  Beispiele 
an,  ohne  es  für  andere  Nachschaffungen  auszuschließen. 

1.  Nach  dem  österreichisclien  Personalsteuergesetz  §  160  Ziff.  1 
Abs.  2  sind  für  die  Einkommensteuer  der  natürlichen  Personen,  ,,als  Be- 
triebs- und  Erhaltungskosten"  ,, insbesondere"  auch  ,, anzusehen  die  Aus- 
gaben .  .  .  für  die  (Erhaltung  und)  Ergänzung  des  lebenden  und  toten 
Wirtschaftsinventars".  Für  die  der  öffentlichen  Rechnungslegung  unter- 
worfenen Betriebe  will  dasselbe  sagen  §§  95f.  Abs.  4:  „die  Verwendung 
der  Abschreibungsbeträge  zu  neuen  Anschaffungen  von  Inventar  und  Be- 
triebsmaterial  ist  nicht  als  eine  Vergrößernnfi  des  in  der  Unternehmung 
anliegenden  Kapitals  anzusehen";  es  ist  nur  Erhaltung  desselben. 

2.  Ebenso  bestimmt  die  Ausführungsanweisung  zum  preuß.  EinkStG. 
Art.  11  II  Ziff.  2:  ,,Von  der  Einnahme  sind  als  Werbungskosten  abzuziehen 
die  Ausgaben  für  die  Erhaltung  und  Ergänzung  —  nicht  auch  für  die  Ver- 
besserung und  Vermehrung  —  des  lebenden  und  toten  Wirtschaftsinventars. 

3.  Die  Eigenschaft  der  Kosten  für  Ergänzung  von  Gebrauchsgegen- 
ständen als  Betriebsaufwand  bringt  mit  sich,  daß  das  angeschaffte  Ersatz- 
stück in  der  Bilanz  als  Aktivum  (auf  Anlage-  oder  Inventarkonto)  gar 
nicht  erscheint.  Es  gelangt  auf  Unkosten-  und  damit  nur  auf  Gewinn- 
und  Verlustkonto.  Dadurch  ergibt  sich  eine  geringere  Aktivensumme. 
Es  werden  nur  Aktiva  ausgegeben  (weniger  Kassa),  die  ausgegebenen  aber 
im  Aktivum  nicht  ersetzt.  Auf  diese  Weise  entsteht  weniger  Reinertrag. 
Diese  Kürzung  des  Reinertrags  ist  unstatthaft,  wenn  in  Rücksicht  auf 
die  notwendig  werdende  NachschaÖung  (Erneuerung),  also  wegen  der  sie 
veranlassenden  Wertminderung  an  dem  zu  ersetzenden  Gegenstande  Ab- 
schreibungen gemacht  wurden.  Sie  bewirken,  daß  der  Reinertrag  bereits 
herabgemindert  ist.  Denn  wie  in  §  60  vi  dargelegt,  muß  der  Kaufmann, 
wenn  er  nicht  mit  Verlust  arbeiten  will,  soviel  verdienen,  als  diese  Wert- 
minderung ausmacht.  Also  kann  er  vom  Rohertrage  nicht  eher  etwas 
als  Reingewinn  ausweisen,  als  bis  der  Wertverlust  am  Rein  vermögen  wieder 
ergänzt  ist.  Somit  ist  der  Reinertrag  wegen  der  Erneuerung  schon  ge- 
mindert. Daher  dürfen  in  diesem  Falle  die  Erneuerungskosten  steuer- 
rechtlich nicht  auf  Unkostenkonto,  sondern  sie  müssen  auf  Anlagekonto 
gebracht  werden.  Dadurch  wird  die  Ausgabe  in  der  B.  ausgeglichen,  also 
der  Gewinn  durch  die  Nachschaffung  nicht  gemindert.  Die  Steuergesetze  ^) 
drücken  es  so  aus:  „A^'cÄ/aiziehbare  Ausgaben   sind  Aufwendungen   zu 


1)  Bayer.  EinkStG.  vom  14.  August  1910  Art.  12  II  1. 
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Ersatzbeschaffungen,  soweit  für  diesen  Zweck  Abschreibungen  bei  den 
Betriebsausgalen  ert'ulgt  sind.'' 

I>ie  Sache  darf  auch  umgekehrt  ausgedrückt  werden :  Absclireibuhgen 
wegen  Wertminderungen  sind  nicht  steuerfrei,  soweit  die  Kosten  der  Er- 
satzbeschaffung als  Betriebsausgaben  abgezogen  w^erden,*)  A^iir  wenn 
AbschrcibuiKjej}  irc<iin  Wertmindiruiig  unterbleiben^  sind  Ergänzungs- 
kosten abzugsfäJiig.')  Nur  eines  von  beiden  kann  abgezogen  werden, 
nicht  Beides  zugleich.') 

IV,  Das  steuerrecbtliche  Verhältnis  von  Abschreibung  und  Reparaturkosten. 
A.  In  §  62  IV  B  legten  wir  dar,  dal.s  bilanz-,  also  handeJsrcclitlicli  Repara- 
turkosten als  Betriebsausgaben  zu  behandeln  sind,  wenn  Abschreibungen 
stattfinden  und  bei  Bemessung  der  Abschreibuugsprozente  der  die  Wert- 
minderung verlangsamende  Einfluß  der  Reparaturen  bereits  berücksichtigt 
wird.  Nunmehr  ist  fjestzustellen,  ob  der  Aufwand  für  Reparatur  auch 
steuerrechtlic/i  Betriebskostennatur  besitzt. 

B.  Soll  es  der  Fall  sein,  so  müssen  die  Ausgaben  für  Reparatur  un- 
mittelbar der  Rohertragserzielung  gedient  haben.  Möglich  ist  das  auch 
bei  Ausgaben  für  die  Ertragsquelle,  aber  nur  dann,  wenn  sie  den  Zweck 
haben,  die  Quelle  in  den  Zustand  der  Ertragsfähigkeit  wieder  zu  ver- 
setzen, in  dem  sie  vor  Eintritt  des  Schadens  war."*)  Dann  liegt  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  und  damit  das  vor,  was  die  Reparatur 
nach  ihrem  Wesen  nur  sein  kann,  Zurückführung  äußersten  Falles  auf 
die  Ertragsfähigkeit  am  Tage  der  Übernahme  oder  Begründung. 

C.  Damit  stimmt  das  positive  Recht  überein,  wenn  das  österreichische 
Gesetz  in  der  weiter  oben  wiedergegebenen  Gesetzesstelle  zu  den  Betriebs- 
kosten die  ,, Kosten  der  Unterhaltung  der  dem  Betriebe  dienlichen  An- 
lagen" rechnet.  Denn  unter  den  Kosten  der  Erhaltung  können  nicht 
bloß  die  Kosten  gemeint  sein,  die  bauliche  Anlagen  und  Inventar  vor 
weiterer  Minderung  ihrer  Ertragsfälligkeit  bewahren,  sondern  unter  Er- 
haltung ist  mangels  besonderer  Einschränkung  zu  verstehen  Erhaltung 
in  dem  Zustand  der  Ertragsfähigkeit,  in  welchem  sie  sich  befanden,  als 
sie  der  derzeitige  Betriebsinhaber  herstellte  oder  überkam,  also  eine  Zurück- 
führung auf  diesen  früheren,  in  diesem  Sinne  ursprünglichen  Zustand. 
Erhaltung,  Instandhaltung  ist  auch  Wiederinstandsetzung,  Erneuerung, 
Wiederherstellung  des  konkreten  Anlageobjektes.'')  Zu  den  Instandhal- 
tungskosten gehören  auch  Reparaturkosten.  Auch  im  wirtsehaftlichen 
Sinne  sind  sie  Betriebsauslagen.  Um  alle  Zweifel  zu  beseitigen,  bemerkt 
das  österreichische  Personalsteuergesetz  §  160  Ziff.  1  Abs.  2,  daß  „als  Be- 
triebs- und  Eihaltungskosten"  insbesondere  anzusehen   seien,  „die  Aus- 


')  Prenß.  EinkStG.  §  8  I  4;  bayr.  EiukStG.  Art.  12  14. 

'j  Vgl.  Fuisting,  Steueilehre  138  und  Einkommensbesteuerung  der  Zukunft  44. 

*)  Bei  der  ersten  Anschaffung  steht  die  Wahl  nicht  frei.  I)ie  Steuerpfiicht  i^t 
durch  Gesetz  bestimmt.  Die  Steuerbehörde  kann  hiervon  nicht  dispensieren.  Sie  kann 
im  Einverständnis  mit  dem  Pflichtigen  zuerst  mehr  Steuern  erheben,  als  letzterer  zu 
leisten  gesetzlich  verpflichtet  ist  —  dies  ist  der  Fall,  wenn  Absclireibungen  auf  die  erste 
Anschaffung  unterbleiben  und  dafür  erst  später  der  Aufwand  für  die  Ersatzbeschaft'ung 
steuerfrei  bleibt  — ,  aber  sie  darf  nicht  zuerst  weniger  Steuern  erheben.  Dies  wäre 
der  Fall,  sobald  die  Behörde  die  Kosten  der  ersten  Einrichtung  frei  ließe  gegen  die  Ver- 
pflichtung, von  Abschreibungen  hierauf  abzu.^ehen. 

*)  Fuisting,  6'teuerlehre  141. 

',  Vgl.  Maatz  in  JurLstenzeitung  1902  S.  .'»41 :  „Ausgaben  zur  Erhaltung  der  Quelle 
bind  steuerfrei,  wenngleich  mit  ihnen  eine  Verbesserung,  eine  Erweiterung,  wie  sie  in 
der  Natur  des  Geschäftes  liegt,  verbunden  ist." 


§  64.  Die  Abscbreib.  a.  d.  Disagio-  u.  Agiokonteu  d.  Schuldverschreib.  im  allgem.     221 

gaben  für  Unterhaltung  oder  Wiederhcrstelliing  der  .  .  .  dem  Wirtschafts- 
betriebe  dienenden  oder  denselben  sichernden  baulichen  Anlagen". 

D.  Dies  Ergebnis  ist  noch  in  seinen  Konsequenzen  zu  verfolgen. 

1.  Betriehsaiislagen  im  wirtschaftlichen  Sinne  sind  alle  Wieder- 
instandsetzungskosten, auch  große  und  größte  außerordentliche.^)  Wenn 
der  Besitzer  sein  Wohnhaus  durch  langjähriges  Unterlassen  von  Repara- 
turen derartig  verfallen  läßt,  daß  eine  große  umfassende  Reparatur  not- 
wendig ist,  und  diese  Reparatur  vornimmt,  so  ist  die  Zurückführung  auf  den 
ursprünglichen  Zustand  Wiederherstellung.  Nicht  zu  den  Betriebskosten 
rechnet  Errichtung,  Erwerb,  Erstanschaffung,  erstmalige  Instandsetzung 
des  konkreten  Vermögensstückes.  Sie  ist  Anschaffung  und  Herstellung. 
Alles  aber,  was  wieder  in  diesen  Zustand  zurückführt,  ist  Instandhaltung, 
Ausbesserung,  Reparatur. 

2.  Keine  Wiederinstandsetzung  sind: 

a)  Kosten  für  Ersatzanschaffung .  Die  Ersatzanschaffung  ist  keine 
Wiederinstandsetzung,  so  wenig,  wie  die  Anschaffung  (erste  Listand- 
setzung). 

b)  a)  Die  Kosten  für  Verbesserung.  Verbesserung  der  Anlage- 
objekte ist  Hinaufführen  ihrer  Ertragsfähigkeit  über  den  Zustand  zu  der 
Zeit  hinaus,  als  der  gegenwärtige  Geschäftsinhaber  die  Gegenstände  er- 
warb.-) Die  Ausgabe  hierfür  ist  Ausgabe  unmittelbar  für  das  Vermögen, 
nicht  Betriebsauslage.') 

p)  Das  preußische  Einkommensteuergesetz  §  8  m  Ziff.  1  schließt 
von  der  Abzugsfähigkeit  aus  „Verwendungen  zur  Verbesserung  des  Ver- 
mögens, soweit  nicht  unter  I  und  II  Ausnahmen  zugelassen  sind",  das 
österreichische  Personalsteuergesetz  §  162  Ziff.  1:  „Verwendungen  zur 
Verbesserung  des  Vermögens,  welche  nicht  lediglich  als  durch  eine  gute 
Wirtschaft  gebotene  und  aus  den  Betriebseinnahmen  zu  deckende  Aus- 
gaben anzusehen  sind".  Der  Beisatz  ,, welche  nicht  lediglich  anzusehen 
sind"  betrifft  die  Frage,  wie  Verbesserungen  steuerlich  zu  behandeln 
sind,  die  zugleich  eine  Reparatur  enthalten.^)  Sie  sind,  soweit  sie  nur 
dazu  dienen,  den  früheren  Zustand  herzustellen,  Betriebsausgaben  und 
lediglich,  so  weit  sie  darüber  hinauswirken,  Stammvermögensmehrung. 

Die  Abschreibungen  auf  die  Disagio-  und  Agiokonten  der  Schuld- 
verschreibungsausgabe  im  allgemeinen. 

§  64. 

I.  Sowohl  das  Wesen  des  Disagio-  wie  das  Wesen  des  Agiokontos 
der  Obligationenausgabe  bringt  Abschreibungen  mit  sich.  Die  Abschrei- 
bungen am  Disagiokonto  geschehen  zu  Lasten  des  Gewinn-  und  Verlust- 
kontos, weil  sie  ein  Aktivum  mindern,  die  Abschreibungen  am  Agiokonto 
zugunsten  des  Gewinn-  und  Verlustkontos,  weil  sie  ein  Passivum  verringern. 
Die  erstgenannten  Abschreibungen  setzen  bilanzmäßigen  Gewinn  und  wirt- 
schaftlichen Reinertrag  herab,  denn  jede  Minderung  eines  Aktivums  verringert 


»)  Abw.  Maatz  §  18. 

*)  Z.  B.  Umgestaltung  eines  Unternehmens  entsprechend  den  neuen  Auforde- 
rungen  der  Technik,  um  es  konkurrenzfähig  zu  erhalten. 

*)  Fuisting  dürfte  der  gleichen  Ansicht  sein  (Steuerlehre  138,  141).  Das  Aus- 
richten von  Schächten  ist  Stammvermögensmehrung. 

*)  Z.  B.  Auswechslung  von  reparaturbedürftigen  Brücken  und  Fahrbetriebsmitteln 
durch  solche  besseren  Systems  d.  h.  größerer  Leistungsfähigkeit  und  längerer  Haltbarkeit. 
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den  i'berschuß  der  Aktiva  über  die  Passiva,  jede  notwendige  Abschreibung 
auf  Betriebsgegenstände  den  t'berscliuß  der  Betriebseinnahmen  über  die  Be- 
triebskosten. Gerade  entgegengesetzt  liat  die  Herabsetzung  eines  Bilanzpas- 
sivum  die  Steigerung  des  Aktivüberschusses  und  jede  Herabminderung  der 
Betriebskosten  eine  Erhüliung  des  Reinertrags  zur  Folge.  Die  einen  Ab- 
schreibungen  verringern   also  die  Steuerptlicht,   die  anderen  steigern  sie. 

II.  A.  Da  in  dem  einen  Falle  an  einem  Aktivum,  in  dem  anderen 
an  einem  Passivposten  abgeschrieben  wird,  beantwortet  sich  für  beide 
Fälle  die  Frage  verschieden,  ob  die  Abschreibung  vorgenommen  werden 
muß  oder  nicht.  Bei  Aktiven  ist  das  Unter-,  bei  Passiven  das  Über- 
bewerten erlaubt.  Am  Jjisaf/iokouto  muß  daher  die  Abschreibung  er- 
folgoi,  am  Emissionsr/^/oposten  kann  sie  unterbleiben. 

B.  Damit  ist  zugleich  die  Frage  der  7)r/i;<7^rechtlichen  Zulässigkeit 
von  freiwilligen  Abschreibungen  entschieden.  Das  Disarjio  kann  stärker 
als  notwendig  abgcscliriebcn  werden,  demgemäß  sogar  in  seiner  vollen 
Höhe  schon  im  Jahre  seiner  Entstehung;  am  Agiokonto  ist  jede  frei- 
willige Abschreibung  unstatthaft. 

in.  Es  fragt  sich,  ob,  was  privatrechtlich  gilt,  auch  steueiTechtlich 
zutrifft. 

A.  Auf  den  richtigen  Weg  führt  die  Beobachtung,  daß  für  das 
Steuerrecht  der  Grund  bedeutungslos  ist,  um  dessentwillen  das  Handels- 
recht Über-  und  Unterbewertung  verbietet. 

1.  Die  Ursache  hierfür  liegt  in  der  Verteilbarkeit  des  Eeingewinns. 
Das  Verbot  der  Überbewertung  soll  verhindern,  daß  mehr  Reingewinn, 
als  vorhanden  ist,  verteilt  wird.  Das  Verbot  der  Unterbewertung  hat  den 
Zweck,  hintanzuhalten,  daß  weniger  Reingewinn  zur  Verteilung  gelangt, 
als  tatsäclilich  sich  vorfindet.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  auch  die 
bilanzrechtliche  Behandlung  des  regulären  und  außerordentlichen  Disagios 
und  Agios  der  Obligationenemission  zu  betrachten.  Der  Grund  ihrer  Ein- 
stellung in  die  B.  ist  die  Absicht  der  Repartierung  eines  Kapitalnutzungs- 
anspruches und  eines  reinen  Verlustes,  einer  Zinsschuld  und  eines  reinen 
Gewinnes  auf  die  ganze  Periode  der  Verzinsung  der  Obligationen,  damit 
diese  ganze  Periode  an  Vor-  und  Nachteil  der  Obligationenemission  unter 
bzw.  über  pari  gleichmäßig  Anteil  erhält  und  so  die  Höhe  des  jährlich 
verteilbaren  Reingewinns  dadurch  gleichmäßig  ])eeinflußt  wird. 

2.  Im  Steuerrecht  handelt  es  sich  um  die  Bemessung  der  Steuer- 
höhe und  hierfür  ist  nicht  die  Größe  des  verteilbaren  Reingewinns  der 
B.,  sondern  die  Größe  des  steuerpflichtigen  wirtschaftlichen  Ertrags  aus- 
schlaggebend. Ist  zu  diesem  Beliufe  kraft  Gesetzes  eventuell  auch  der 
Betrag  des  verteilbaren  Reingewinns  festzustellen,  so  geschieht  dies  nur 
als  Mittel  zum  Zweck.  Nur  ein  Glied  in  der  Berechnung  des  steuer- 
I>flichtigen  Reinertrags  bildet  beim  Vollkaufmann  die  Feststellung  des 
bilanzmäßigen  Reingewinns.  Also  fehlt  bei  Bemessung  der  Besteuerungs- 
grundlage die  Notwendigkeit  buchhalterischer  Maßnahmen,  die  den  Zweck 
haben,  die  Mitglieder  der  Gegenwart  nicht  zum  Nachteil  der  Mitglieder 
der  Zukunft  und  umgekehrt  zu  bevorzugen.  Vielmehr  greift  hier  grund- 
sätzlich eine  andere  wirtschaftliche  Auffassung  Platz. 

3.  Für  die  Frage,  welchem  Geschäftsjahre  die  einzelne  Einnahme 
zu  gut,  die  einzelne  Ausgabe  zu  Lasten  zu  setzen  sei,  ist  in  diesem  Zu- 
sammenhange grundsätzlich  das  Jahr  der  Entstehung  dieser  Einnahmen 
und  Ausgaben  entscheidend.  Nicht  wird  prinzipiell  gefragt,  welchen  Jahren 
kommt  diese  Ausgabe  und  diese  Einnahme  zugute,  und  dann  bestimmt: 
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diese  Jahre  haben  auch  die  entsprechende  Last  zu  tragen,  sondern  den 
Ausschlag  gibt,  in  welchem  Jahre  wurde  zu  dieser  Einnahme,  dieser  Aus- 
gabe der  wirtschaftliche  Grund  gelegt,  wann  wurde  sie  verursacht.  Von 
einer  größeren  Reparatur  der  Dampfmaschine  haben  zweifellos  auch  spätere 
Betriebsjahre  Nutzen  und  doch  bildet  der  Aufwand  hierfür  eine  Ausgabe 
lediglich  des  Jahres  ihrer  Vornahme.  Und  ebenso  steht  es  mit  den  Er- 
trägnissen. Mag  ihre  Gewinnung  die  Folge  eines  Geschäftes  sein,  das 
auch  noch  späteren  Jahren  Verpflichtungen  auferlegt,  wirtschaftlich  zu- 
gerechnet wird  die  Einnahme  dem  Jahre  ihrer  Entstehung. 

4.  Aber  dies  ist  nur  die  prinzipielle  wirtschaftliche  Auffassung,  Die 
Berechnung  der  Besteuerungsgrundlage  begnügt  sich  auch  mit  der  Be- 
rechnung, die  der  Reingewinnverteilung  zugrunde  liegt.  Es  ist  wirtschaft- 
lich nicht  unbegründet,  zur  Ausgleichung  der  Steuerpflicht  ebenfalls  Ein- 
nahmen, aus  welchen  Lasten  für  spätere  Jahre  entstehen,  und  Ausgaben, 
durch  die  späteren  Jahren  Einnahmen  vermittelt  werden,  auf  diese  ganze 
Reihe  von  Jahren  zu  verteilen.  Zwar  verlangt  dies  nicht  die  wirtschaft- 
liche Notwendigkeit,  aber  auch  wirtschaftliche  Bedenken  stehen  ihm  nicht 
entgegen.  Auch  vom  Standpunkte  des  wirtschaftlichen  Ertragsbegriffes 
aus  geht  es  an,  eine  Einnahme,  deren  Erzielung  in  der  Gegenwart  nur 
um  das  Opfer  der  Übernahme  von  in  spätere  Wirtschaftsperioden  hinein- 
reichenden Verpflichtungen  möglich  war,  als  verdient  und  darum  als  Be- 
standteil des  Rohertrags  erst  von  dem  Momente  an  anzusehen,  wo  die 
letzte  dieser  Verpflichtungen  erfüllt  ist,  und  nicht  minder  gestattet  es 
der  Begriff  Betriebsausgabe,  eine  Ausgabe,  deren  vorteilhafte  Folgen  auch 
erst  in  den  Erträgnissen  späterer  Geschäftsjahre  hervortreten,  als  voll- 
ständig gemacht  nicht  früher  als  in  dem  Augenblicke  gelten  zu  lassen, 
in  dem  ihre  Einwirkung  auf  die  Ertragsbildung  zu  Ende  geht,  und  dem- 
gemäß alle  Geschäftsjahre  bis  dahin  anteilsmäßig  zur  rechnerischen  Deckung 
dieser  Ausgabe  heranzuziehen. 

B.  Die  Konsequenz  dieser  wirtschaftlichen  Umstände  ist  folgende. 

L  Vorausgeschickt  sei  dieses.  Disagio  und  Agio  rufen  Verände- 
rungen in  den  Vermögenswerten  der  Unternehmung  hervor.  Ordentliches 
und  außerordentliches  Disagio  münden,  wenn  sie  abgeschriebeti  werden, 
auf  die  Verlust-,  ordentliches  und  außerordentliches  Agio  auf  die  Gewinn- 
seite der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  aus.  Zugleich  stellen  sie  Wert- 
posten dar,  die  unmittelbarer  Ausfluß  einer  Betriebstätigkeit,  der  Auf- 
nahme von  Schulden  für  den  Betrieb  sind.  Steuerrechthch  rechnen  sie 
deshalb  im  Falle  ihrer  Abschreibung  nicht  zu  den  außerordentlichen  Ver- 
lusten und  Gewinnen,  die  das  Stammvermögen  berühren,  sondern  sie  bilden 
Betriebsverlust  und  Betriebsgewinn.  Das  außerordentliche  Disagio  ist  Rein- 
verlusts-,  das  außerordentliche  Agio  Reinertragsbestandteil,  das  ordentliche 
Disagio  Betriebsausgabe,  das  ordentliche  Agio  Betriebsroliertrag. 

2.  Dies  vorausgeschickt,  erhellt  zunächst: 

a)  Stellerrechtlich  das  Reguläre  ist,  Emissionsdisagio  und  Emis- 
sionsagio sofort  im  Emissionsjahre  völlig  auf  Verlust-  und  Gewinnkonto 
abzuschreiben.  Denn  entstanden  sind  beide  wirtschaftlich  ganz  im  Jahre 
der  Schuldverschreibungsausgabe.  Hierin  liegt  ein  wesentlicher  Unter- 
schied gegenüber  der  handelsrechtlichen  Behandlung.  Handelsrechtlich 
darf  wohl  das  Disagio,  nicht  aber  das  Agio  schon  im  Emissionsjahre  gänz- 
lich abgeschrieben  werden.  Jede  Abschreibung  am  Agio  über  das  not- 
wendige Maß  hinaus  ist  unzulässig. 
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b)  Steuerreclitlich  zulässig/  ist  es  aucli,  beide  Posten  erst  nach  und 
nach  abzuschreiben. 

«)  Dies  macht  aber  auch  für  die  steuerliche  B.  eine  ganz  andere 
Behandhing  von  Rinissionsdisagio  und  Emissionsagio  notwendig,  als  ihrer 
Avirtschafthchen  Natur  entspricht.  Um  sie  zum  Teil  als  Betriebsverlust 
und  Betriebsgewinn  der  Zukunft  erscheinen  zu  lassen,  muß  in  der  B.  des 
Begebungsjahres  zum  Ausdruck  kommen,  daß  sie  nicht  Verlust-  und  Ge- 
winn dieses  Jahres  darstellen.  Das  geschieht  dadurch,  daß  sie  in  diesem 
Jahre  und  in  jedem  folgenden,  dem  sie  noch  nicht  zur  Last  fallen  und 
zum  Vorteil  sein  sollen,  als  das  gerade  Gegenteil  erscheinen:  das  Disagio 
als  Aktivum  —  als  Bewertung  eines  Kapitalnutzungsanspruches  bzw.,  was 
das  außerordentliche  Disagio  angeht,  als  Bewertung  eines  Verlustpostens, 
der  dadurch,  daß  er  in  das  Bilanzaktivum  eingestellt  wird,  als  ein  nicht 
diesem  Bilanzjahr  anzulastender  gekennzeichnet  wird  — ,  das  Agio  als 
Passivum  und  zwar  das  ordentliche  als  ein  Zinsschuldposten,  das  außer- 
ordenthche  als  ein  Gewinnposten,  der  dadurch,  daß  er  in  das  Bilanzpas- 
sivum  eingestellt  wird,  dahin  gekennzeichnet  wird,  daß  er  nicht  einen  Er- 
trag dieses  Jahres  bildet. 

ß)  Emissionsdisagio  und  Agio  als  Bilanzposten  wirken  steuerlich  also 
ihrer  Natur  gerade  entgegengesetzt.  Indem  das  Disagio  als  Bilanzaktivum 
eingesetzt  wird,  wird  es  dem  Verlustkonto  vorerst  entzogen  und  wirkt 
so  nicht  ertragmmdernd  und,  indem  das  Agio  unter  die  Büanzpassiven 
gelaugt,  wird  es  vorerst  dem  Gewinnkonto  entzogen  und  wirkt  auf  diese 
Weise  jüchf  ertragerhöhend.  Das  Disagio  erscheint  auf  diese  Weise  als 
Stammvermögensmehrung  und  nicht  als  Betriebsverlust  und  das  Agio  als 
Stammvermögensminderung  und  nicht  als  Betriebsgewinn. 

c)  Xicht  statthaft  ist,  an  Emissionsdisagio  und  Agio  weniger  als 
notwendig/  abzuschreiben  oder  sogar  mit  der  Abschreibung  auszusetzen 
bis  zum  Rückzahlungstermine. 

a)  Füi-  das  Agio  erscheint  dies  selbstverständhch.  Denn  ein  Unter- 
bleiben von  notwendigen  Abschreibungen  hierauf  würde  dem  Staate  die 
Steuer  erst  in  einem  späteren  Geschäftsjahre  zuführen,  als  in  dem,  in 
welchem  er  an  sich  hierauf  Anspruch  hat.  Wird  weniger,  als  notwendig, 
vom  Agiokonto  auf  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  übertragen,  so  bleibt 
damit  auch  der  Reingewinn  geringer. 

ß)  Anders  für  das  Disagio.  Hier  möchte  man  meinen,  es  müßte 
steuerrechtlich  das  gerade  Gegenteil  von  dem  gelten,  was  handelsrechtlich 
hierfür  maßgebend  ist.  Handelsrechtlich  darf  die  notwendige  Abschreibung 
nicht  unterbleiben.  Man  könnte  glauben,  die  notwendigen  Absetzungen 
zu  unterlassen,  müßte  angängig  sein,  weil,  je  weniger  vom  Disagiokonto 
auf  Gewinn-  und  Verlustreclmung  überführt,  d.  h.  als  Betriebsverlust  ab- 
gezogen wird,  um  so  höher  die  steuerpflichtige  Reinertragssumme  steigt 
und  der  Staat  so  Steuern  in  einem  früheren  Geschäftsjahre  erhält,  als 
er  an  sich  erwarten  dürfte.  Allein  dem  steht  das  positive  Recht  ent- 
gegen. Das  preußische  und  das  bayerische  Recht  spricht  ausdrücklich 
aus,  daß,  wenn  der  Reinertrag  im  Wege  handelsrechtlicher  Bilanzaufnahme 
festgestellt  wird,  die  Berechnung  nacli  den  Grundsätzen  zu  geschehen  hat, 
wie  ,, solche  für  die  Inventur  und  B.  durch  das  HGB.  vorgeschrieben  sind". 
Vorgeschrieben  ist  im  HGB.  aber  Berechnung  nach  dem  gegenwärtigen 
Werte,  also  ist  Überbewertung  von  Aktiven  verboten  und  Überbewertung 
eines  Aktivpostens  läge  bei  Unterlassung  der  notwendigen  Abschreibungen 
am  Disagio   vor.     Dasselbe   ergibt   sich  für  das  österreichische  Recht 
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mittelbar.  Nach  Personalsteuergesetz  §  93  bilden  den  steuerpflichtigen 
Eeinertrag  „die  bilanzmäßigen  Überschüsse",  Bilanzmäßig,  d,  h.  bilanz- 
rechtlich erlaubt  ist  aber  nicht  die  Überbewertung  von  Aktiven. 

3.  Aber  noch  eine  Einschränkung  müssen  wir  machen :  Mag  die  Unter- 
nehmung sich  für  die  eine  oder  die  andere  wirtschaftliche  Behandlung 
entscheiden,  Disagio  und  Agio  gleich  im  Entstehungsjahre  oder  allmählich 
abschreiben,  jedenfalls  kajiti  sie  nicht  für  beide  in  der  Weise  verschieden 
vorgehen^  daß  sie  das  Disagio  sofort,  das  Agio  erst  allmählich  der  Ab- 
schreibung zuführt.  Denn  indem  sofortige  gänzliche  Absetzung  des  Disagios 
den  staatlichen  Steueranspruch  der  Gegenwart  stärker  mindert,  als  er 
durch  die  allmähliche  Abschreibung  am  Agio  gesteigert  wird,  wird  der 
Staat  mit  einem  Anspruch  auf  etwas,  was  er  bei  anderer  wirtschaftlicher 
Auffassung  in  der  Gegenwart  haben  könnte,  an  die  Zukunft  verwiesen, 
während  der  Steuerpflichtige  mittelst  der  nur  allmählichen  Agioablösung 
von  der  Gegenwart  allen  steuerlichen  Vorteil  genießt,  den  ihm  diese  ge- 
währen kann.  Der  Steueranspruch  ist  etwas  dem  öffentlichen  Interesse 
Dienendes.  Was  aber  dem  öffentlichen  Interesse  als  dem  Interesse  der 
Gesamtheit  dient,  muß  im  Zweifel  dem  Privatinteresse  vorgehen.  Wohl 
ist  also  steuerlich  möglich,  daß  das  Emissionsagio  sofort  und  nur  das 
Disagio  allmählich  zur  Abschreibung  gelangt.  Dadurch  wird  der  Steuer- 
pflichtige mit  seinem  Steuerminderungsanspruch  —  Disagioabschreibung 
erhöht  den  Betriebsverlust  —  an  die  Zukunft  verwiesen.  Privatinteresse 
darf  hinter  öffentliches  zurücktreten.  Nicht  aber  kann  mangels  besonderer 
Bestimmung  das  steuerliche  Interesse  des  Staates  schlechter  gestellt  werden, 
als  das  private.  Das  wäre  der  Fall,  wenn  der  Staat  mit  seinem  Anspruch 
auf  höhere  Steuer  an  die  Zukunft  verwiesen  würde,  während  der  Steuer- 
pflichtige den  steuermindernden  Vorteil  allmählicher  Agiotilgung  schon  in 
der  Gegenwart  genießt. 

Die  Abschreibungen  auf  Disagio  und  Agio  im  schweizerischen 
Aktien-  und  im  deutschen  Hypothekenbankrecht. 

§65, 

I.  Die  Frage,  die  angesichts  dieser  allgemeinen  Erörterungen  über 
Abschreibungen  an  Disagio  und  Agio  der  Obhgationenausgabe  entsteht, 
ist:  wie  verhält  sich  zu  ihnen  das  positive  Recht,  wie  es  für  die  Aus- 
gabe von  Schuldverschreibungen  durch  A.en  schlechthin  im  schweizerischen 
Obligationenrecht,  für  Emission  von  Hypothekenpfandbriefen  durch  Hypo- 
thekenbanken im  deutschen  Hgpothekenbankgesetz  enthalten  ist, 

IL  A.  Für  das  Emissions6?/s<7(/fo  —  das  schweizerische  Obligationen- 
recht enthält  nur  über  dieses  Vorschriften  —  besteht  bilanzrechtlich  völlige 
Übereinstimmung  zwischen  dem,  was  wir  aus  allgemeinen  Erwägungen 
ableiteten,  und  dem,  was  sich  aus  dem  positiven  Recht  ergibt.  Auch  nach 
Si)ezia\hajidelsrecht  kann  notwendige  Abschreibung  am  Disagiokonto  nicht 
unterbleiben  und  ist  freiwillige  uneingeschränkt  gestattet. 

1.  Das  eine  folgt  unmittelbar  aus  dem  Wortlaut  der  Gesetze,  Schweize- 
risches Obligationenrecht  §  657  Ziff.  7  bestimmt  u.  a.:  Die  Differenz  zwischen 
dem  Emissions-  und  dem  Rückzahlungsbetrage,  welche  unter  die  Aktiva 
aufgenommen  wird,  ,,ist  durch  jährliche  Abschreibungen  bis  zum  Verfall- 
tage zu  amortisieren".  Und  ebenso  lautet  deutsches  HypBG.  §  25  Abs.  1 
letzter  Satz :  ,,Der  in  die  B,  eingestellte  Aktivposten  ?nuß  jährlich  .,.  ab- 
geschrieben werden." 

R  e  h  in ,  Bilanzen.    2.  Aufl.  15 
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2.  a)  Das  andere  ergibt  sich  für  schweizerisches  und  deutsches  Recht 
aus  der  allgemeinen  Erwägung,  daß  nach  beiden  Gesetzgebungen  das  Disagio 
überhaupt  nicht  in  die  B.  eingesetzt  zu  werden  braucht,  sondern  sofort 
im  Begebungsjahre  zu  Lasten  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  abgeschrieben 
werden  darf.  Letzteres  Verfahren  bildet  nach  beiden  Gesetzen  sogar  die 
im  Zweifel  geltende  Eegel.  Darf  aber  das  Disagio  überhaupt  völlig  aus 
der  B.  weggelassen  werden,  so  ist  um  so  mehr  statthaft,  wenn  es  ein- 
gesetzt wird,  es  stärker  als  notwendig  abzuschreiben. 

b)  Y\\Y  das  deutsche  Hypothekenbankrecht  erhellt  das  gleiche  noch 
aus  der  besonderen  Bestimmung  des  §  25  Abs.  1,  die  wir  anführten;  denn 
sie  lautet  vollständig:  „Der  (demgemäß)  in  die  B.  eingestellte  Aktivposten 
muß  jährlich  zu  mindestens  einem  Vierteil  abgeschrieben  werden."  Eüeraus 
geht  zugleich  hervor,  daß  das  Disagio  nicht  erst,  wie  nach  Schweizerrecht, 
„am  Verfalltage",  sondern  weit  früher,  nämlich  in  längstens  fünf  Jahren, 
das  Emissionsjahr  eingerechnet,  getilgt  sein  muß. 

B.  l.  Was  vorstehend  als  Spezialhandelsrecht  entwickelt  ist,  steht 
nicht  in  Widerspruch  mit  dem,  was  wir  als  allgemeines  Steuerrecht  nach- 
wiesen.^) Nach  ihm  kann  das  Emissionsdisagio  sofort  ganz  oder  allmählich 
amortisiert  werden;  im  letzteren  Falle  darf  alljährlich  nicht  weniger  als 
notwendig  zur  Abschreibung  gelangen., 

2.  Es  fragt  sich,  ob  die  Unternehmung  steuerrechtlich  anders  ver- 
fahren darf  als  handelsrechtlich. 

a)  Die  Vorschriften  des  schweizerischen  Obligationenrechtes  §  657 
entsprechen  im  allgemeinen  denjenigen  des  deutschen  HGB.  §  26L  Demnach 
sind  sie  zwar,  wie  diese,  privatrechtlicher  Natur,  aber  nach  den  schweize- 
rischen Steuergesetzen  ist  auch  die  steuerliche  B.  nach  Maßgabe  des  Obli- 
gationenrechtes aufzustellen  und  damit  den  Vorschriften  des  letzteren  für 
das  Steuerrecht  öffentlich-rechtlicher  Charakter  verliehen.  Also  kann  nicht 
für  das  Verhältnis  der  A.  zu  Aktionären  und  Gläubiger,  d.h.  privathandels- 
rechtlich das  Disagio  sofort  ganz  abgesetzt,  für  das  Verhältnis  zum  Staat, 
steuerrechtlich,  allmählich  amortisiert  und  ebenso  nicht  umgekehrt  ver- 
fahi'en  werden. 

b)  Nicht  dasselbe  gilt  für  das  deutsche  Hypothekenbankgesetz.  Die 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  zwar  grundsätzlich  öffentliches  Recht, 
aber  öffentliches  Handelsrecht,  Recht  wirtschaftspolizeilichen  Charakters, 
um  ro//i-swirtschaftlicher  Gesamtheiten  willen  erlassene  Vorschrift.  Wohl 
ist  auch  das  Steuerrecht  öffentlicher  Natur,  aber  s^aö/swirtschaftlicher, 
solches,  das  in  erster  Linie  dem  staatlichen  Finanzzwecke  dient,  und 
keineswegs  ist  notwendig,  daß  wohlfahrtspolizeiliches  und  Finanzinteresse  des 
Staates  dergleichen  Rechtsvorschrift  unterliegen.  Ferner  verlangen  die  Steuer- 
gesetze eine  Berechnung  des  Reinertrags  nur  nach  den  Bilanzvorschriften 
des  HGB.  Auch  von  einem  Vorgehen  des  Hypothekenbankgesetzes  als 
eines  Reichsgesetzes  kann  keine  Rede  sein,  denn  dies  Vorgehen  bezieht 
sich  nur  auf  Gesetze  über  die  gleiche  Materie.  Nach  dem  allem  ist  nicht 
unstatthaft,  daß  die  Unternehmung  das  Disagio  handelsrechtlich  allmählich, 
steuerrechtlich  gleich  völlig  abschreibt  und  ebenso,  daß  sie  umgekehrt 
verfahrt. 

III.  A.  1.  Was  das  Emissionsa^/o  angeht,  so  kennen  wir  die  handels- 
rechtlichen  /i'e^/e/bestimmungen : 

a)  das  Agio  muß  in  die  B.  eingestellt  wenden ; 

')  §  64  III  B. 
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b)  jede  notwendige  Absclireibung  kann  unterbleiben ; 

c)  jede  freiwillige  Abschreibung  darauf  ist  unzulässig. 

2.  Das  Hypothekenbankgesetz  trifft  für  das  bei  Ausgabe  von  Hypo- 
flielxenpfandhviefen  entstehende  Ausnahmen  von  diesen  Regeln,  zwar 
nicht  von  allen  dreien,  aber  von  der  ersten  und  dritten. 

a)  Das  Emissions<7^/o  muß  hier  nicht  unter  allen  Umständen  und 
in  seiner  ganzen  Höhe   (als  Passivposten)   in  die  B.   eingestellt  werden, 

a)  Nicht  ist  es  der  Fall,  wenn  die  Pfandbriefe  für  die  Bank  jeder- 
zeit kündbar  sind.  Nur  ,,wenn  die  Bank  auf  das  Recht  verzichtet,  die 
Hypothekenpfandbriefe  jederzeit  zurückzuzahlen"  —  sie  kann  dies  nach 
HBG.  §  8  Abs.  2  höchstens  für  10  Jahre  — ,  ist  das  Emissionsagio,  der 
,, Mehrerlös"  (über  den  Nennbetrag),  wie  das  G.  sagt,  ^)  unter  die  Passiven 
der  B.  einzureihen. 

ß)  Auch  im  Falle  der  ü nkündbarkeit  der  Pfandbriefe  muß  das 
Agio  nur  so  weit  als  Bilanzposten  vorgetragen  werden,  als  es  ,,den  Be- 
trag von  eins  vom  Hundert  des  Nennwerts"  der  Pfandbriefe  „übersteigt", 
durch  deren  Ausgabe  das  Agio  entstand.  Über  ein  Prozent  des  Agio- 
gewinns kann  die  Bank  demgemäß  sofort  im  Emissionsjahre  frei  verfügen. 
Der  Gesetzgeber  beabsichtigt  dadurch  die  Abschwächung  auszugleichen, 
welche  der  bilanzmäßige  Reingewinn  des  Begebungsjahres  deshalb  erfährt, 
weil  ihm  als  ein  Bestandteil  der  Betriebskosten  der  Emissionsaufwand  zur 
Last  fällt.  Der  Betrag  von  einem  Prozent  des  Nennwerts  der  Pfandbriefe 
erscheint  dem  Gesetzgeber  nach  der  Erfahrung  hiefür  als  notwendig  und 
ausreichend.^) 

b)  Freiwillige  Abschreibungen  auf  das  Eraissionsagio  sind  hier,  wenn 
auch  unter  Einschränkungen,  statthaft. 

a)  Nach  der  allgemeinen  Norm  ^)  verteilt  sich  die  Abschreibung  des 
Agios,  des  vollen,  wie  des  nach  Abzug  des  einen  Prozents  verbleibenden, 
anteilsmäßig  auf  die  ganze  Periode  zwischen  Ausgabejahr  und  Rückzah- 
lungstermin. Erst  am  „Verfalltage"^)  der  Schuldverschreibung  kann  und 
muß  auch  das  Emissionsagio  verschwunden  sein.  Bei  unkündbaren  Hypo- 
thekenpfandbriefen darf  die  Agioamortisation  auch  nur  auf  die  Unkünd- 
barkeitsdauer  verteilt,  also  rascher,  bei  zehnjähriger  Verkündbarkeitsfrist 
somit  in  10  Jahren,  durchgeführt  werden.  Die  Umlaufszeit  der  Pfand- 
briefe beträgt  an  sich  vielleicht  50  Jahre;  somit  wäre  eigentlich  alle 
Jahre  nur  ^/so  abschreibbar;  beträgt  die  Unkündbarkeitsfrist  7  Jahre,  so 
ist  statthaft,  jährlich  nicht  bloß  ^/so,  sondern  Vv  abzuschreiben.  Hierin 
liegt  aber  die  Einräumung  eines  Rechtes  zu  Abschreibungen  über  das  not- 
wendige Maß  hinaus,  also  zu  freiwilligen  Abschreibungen. 

ß)  Andererseits  sind  Maß  und  Verwendung  der  freiwilligen  Ab- 
schreibung auch  wieder  beschränkt. 

aa)  „Während  der  Jahre,  für  welche  die  Rückzahlung  im  Hypo- 
thekenpfandbriefe ausgeschlossen  ist",  also  die  Unkündbarkeitsperiode  hin- 
durch „darf  die  Bank  über  den  in  die  B.  eingestellten  Agioposten  ,, all- 
jährlich nur  zu  einem  der  Zahl  dieser  Jahre  entsprechenden  Bruchteil 
verfügen".^)    Nach  Ablauf  der  Unkündbarkeitsfrist  kann  die  Bank  jähr- 


')  §  26. 

-)  Begründung  zu  Entwurf  II  des  HypGB.   (Reichstagsverhandlungen  10.  Leg.- 
Per.,  1.  Sess.  1898/1900,  2.  Anlagenband  [1899]  S.  947). 
»)  §  43  IV  A. 

*)  Schweiz.  Oblig.-ß.  §  657  Ziff.  7. 
')  HypBG.  §  26. 
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lieh  nielu"  abschreiben.  Nelimen  wir  an,  die  Unkündbarkeitsdaiier  betrage 
10  Jahre,  so  kann  die  Bank,  wenn  sie  während  dieses  Zeitraumes  all- 
jährlidi  abschreibt,  jährlich  nur  Vio  amortisieren.  Tilgt  sie  trotz  zehn- 
jähriger Unkündbarkeitsfrist  während  dieser  Periode  jährlich  nur  ^/so,  so 
kann  sie  nach  Ablauf  des  Unkündbarkeitszeitraums  jährlich  mehr  tilgen, 
also  auch  'sofurt  die  fehlenden  ^''/so.  Der  Grund  für  diese  unterschied- 
liche Behandlung  liegt  darin,  daß,  solange  die  Pfandbriefe  unkündbar  sind, 
der  Bank  unmöglich  ist,  die  Pfandbriefe  auf  einen  niedrigeren  Zinsfuß  zu 
konvertieren,  wenn  es  der  allgemeine  Geldmarkt  im  übrigen  erlauben 
würde.  Sie  muß,  auch  soferne  unterdessen  der  allgemeine  Zinsfuß  sank, 
höhere  Pfandbriefzinsen  fortentrichten.  Damit  sie  dies  mit  Sicherheit  er- 
füllen kann,  schreibt  der  Gesetzgeber  im  Interesse  der  Pfandbriefgläubiger 
grundsätzliche  Zurückbehaltung  des  Agios  vor,  das  ja  regelmäßig  nur  durch 
Einräumung  eben  jenes  höheren  Zinsfußes  erzielt  ist.  Nur  entsprechend 
der  allmählichen  Abnahme  der  Pfandbriefziuslast,  wie  sie  mit  jeder  Jahres- 
zinsleistung  vorwärts  schreitet,  kann  auch  das  Agio  schrittweise  aus  dieser 
wirtschaftlichen  Haftung  für  sicheren  Ausgang  der  Pfandbriefzinsen  ent- 
lassen werden.  Im  übrigen  ist  noch  hervorzuheben:  nur,  wenn  das  Bank- 
institut während  der  ünkündbarkeitsperiode  ,,alljährLich"  über  einen  Teil 
des  Agios  verfügen  will,  darf  sie  es  höchstens  zu  einem  der  Zahl  dieser 
Jahre  entsprechenden  Bruchteil  tun.  Unterläßt  die  Bank  während  der  — 
nehmen  wir  an  —  zehnjährigen  Unkündbarkeitsdauer  einmal  Vio  des  Agios 
zu  amortisieren,  so  darf  sie  im  nächsten  Jahr  über  ^/lo  verfügen.  Es 
darf  nur  kein  Vorgriff  auf  einen  erst  später  fälligen  Bruchteil,  auf  ein 
später  fäUiges  Vio  erfolgen.  Weiteres  verlangt  der  Gesetzesgrund  nicht. 
Wenn  die  Unternehmung  während  jenes  Zeitraumes  nicht  alljährlich,  son- 
dern nur  hie  und  da  abschreibt,  so  besteht  lediglich  die  Schranke,  daß 
bei  den  gelegentlichen  Agiotilgungen  davon  nicht  mehr  getilgt  w^erden  darf, 
als  getilgt  werden  könnte,  wenn  die  Tilgung  bisher  alljährlich  erfolgt  w^äre. 

ßß)  Über  das  als  Bilanzpassivum  eingestellte  Emissionsagio  darf  wäh- 
rend der  Unkündbarkeitsdauer  dem  Zwecke  nach  frei  verfügt  werden 
nur,  solange  in  der  B.  kein  Emissions(//sr/,^/oposten  (als  Aktivum)  steht. 
Ist  das  Gegenteil  der  Fall,  so  kann  das  Disagio  lediglich  zur  Amortisation 
solchen  Disagios,  sowie  zur  Deckung  des  Verlustes  verwendet  werden, 
den  die  Bank  durch  Pfandbriefrückkauf  über  pari  erleidet,  für  diese  beiden 
Zwecke  aber  unbeschränkt,  also  nicht  bloß  zu  einem  der  Zahl  der  Un- 
kündbarkeitsjahre  entsprechenden  Bruchteil.  Wie  das  G.  (§  26)  dies  aus- 
drückt: ,, Die  Verfügung  (über  alljährlich  einen  der  Zahl  der  CJnkündbar- 
keitsjahre  entsprechenden  Bruchteil)  ist  ausgeschlossen,  solange  ein  Minder- 
erlös der  im  §  25  Abs.  1  bezeichneten  Art  (Emissionsdisagio)  als  Aktiv- 
posten in  der  B.  steht;  zur  Tilgung  eines  solchen  Mindererlöses" sowie 
zur  Deckung  des  Verlustes,  der  für  die  Bank  durch  den  Rückkauf  von 
Pfandbriefen  zu  einem  den  Nennwert  übersteigenden  Betrag  entstanden 
ist,  darf  der  Mehrerlös  jederzeit  verwendet  werden". 

3.  Der  Grund  für  diese  Bestimmung  ist  verschieden,  je  nach  dem 
Zweck,  zu  dem  die  Agiopost  verwendet  wird. 

a)  Die  Absicht,  die  der  Gesetzgeber  mit  der  Vorschrift,  daß  das 
Emissionsagio  in  die  B.  einzustellen  sei,  verfolgt,  ist,  die  Zahlung  des 
höheren  Pfandbriefzinses  sicher  zu  stellen.  Einer  solchen  Reservierung 
bedarf  es  nicht,  wenn  Pfandbriefe  zurückgekauft  werden.  Denn  dann 
sind  Pfandbriefzinsen  überhaupt  nicht  melii'  zu  zahlen.  Also  kann  das 
Agio  zur  Deckung  des  Verlustes  verwendet  werden,   den  die  Bank  bei 
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diesem  Rückkauf  dadurch  erlitt,  daß  sie  die  Pfandbriefe,  für  die  sie  nun 
keine  Zinsen  mehr  zu  leisten  verptiichtet  ist,  über  pari  (über  den  Rück- 
zahlungsbetrag)  erwarb. 

b)  Ebensowenig  ist  aber  eine  solche  Gewinnreservierung  zur  Er- 
gänzung des  Pfandbriefzinses  noch  erforderlich,  wenn  Pfandbriefe  mit 
Disagio  ausgegeben  werden.  Eine  Ausgabe  unter  dem  Rückzahlungs- 
betrag hat  regelmäßig  seine  Ursache  darin,  daß  der  Zins  dieser  Pfand- 
briefe niedriger  als  der  des  allgemeinen  Geldmarktes  ist.  Dadurch,  daß 
die  Bank  hier  weniger  zahlen  muß,  als  dem  allgemeinen  Zinsfuße  ent- 
spricht, hat  sie  dauernd  Mittel  frei  zur  Ergänzung  des  allgemeinen  Zins- 
satzes auf  den  höheren  Zinsfuß,  zu  dem  die  mit  Agio  ausgegebenen  Pfand- 
briefe zu  verzinsen  sind.  Demgemäß  kann  das  Emissionsagio  einem  anderen 
Zwecke  zugeführt  werden. 

c)  Der  Gesetzgeber  benennt  als  solchen  Beseitigung  des  Emissions- 
disagios. Warum  gerade  diesen,  beruht  auf  dem  grundsätzlichen  Einfluß, 
den  beide  auf  die  Höhe  des  Reingewinns  ausüben,  und  dem  hieraus  resul- 
tierenden Bestreben,  Last  und  Vorteil  zwischen  Gegenwart  und  Zukunft 
angemessen  zu  verteilen.  Die  Abschreibung  am  Emissionsagio  wird  auf 
das  Gewinnkouto  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  übertragen.  Daraus 
ergibt  sich  von  selbst,  daß,  so  weit  die  jährlichen  Abschreibungsquoten 
beider  in  ihrer  Höhe  übereinstimmen,  sie  sich  gegenseitig  ausgleichen.^) 
Würde  daher  gestattet,  daß  die  Unternehmung  in  dem  nämlichen  Jahre 
an  dem  Disagioposten  Abschreibungen  unterläßt,  an  dem  Agiokonto  da- 
gegen vornimmt,  so  könnte  Gewinn  verteilt  werden,  obwohl  auf  der  Aktiv- 
seite noch  ein  vermögensmindernder  Faktor,  das  Disagio,  steht.  Den 
Abschreibungsverlust  hieran  hätte  die  Zukunft  zu  tragen,  die  Gegenwart 
würde  allein  den  Gewinn  genießen.  Daher  die  Vorschrift :  nur  zum  Aus- 
gleich von  Verlustposten  darf,  solange  Elemente  solcher  vorhanden  sind, 
das  Emissionsagio  verwendet  werden. 

d)  Daß  nur  dieses  Streben  der  Herbeiführung  wirtschaftlichen  Aus- 
gleichs zmschen  Gegenwart  und  Zukunft  die  Vorschrift  veranlaßte,  keines- 
wegs aus  dem  Wesen  des  Emissionsagios  allein  diese  Verwendungsbeschrän- 
kung folgt,  zeigt  der  Umstand,  daß  das  Emissionsagio,  wenn  es  auch  zu 
den  genannten  Zwecken  jederzeit  verwendet  werden  darf,  doch  nicht 
unbedingt  hierzu  verwendet  werden  muß.  Verwendung  hierfüi'  kann 
unterbleiben.  Aber  dies  hat  dann  zur  Folge,  daß,  wie  das  G.  sagt,  ,, so- 
lange ein  Mindererlös  der  in  §  25  Abs.  1  bezeichneten  Art  (d.  h.  ein 
Emissionsdisagio)  als  Aktivposten  in  der  B.  steht",  während  der  Unkünd- 
barkeitsdauer  eine  ,, Verfügung"  (über  den  Agiopassivposten)  überhaupt 
„ausgeschlossen  ist".  Es  darf  dann  überhaupt  nicht  über  das  Emissions- 
agio der  B.  verfügt  werden.  Das  hat  aber  dieselbe  ausgleichende  Wirkung, 
Wird  es  zur  Tilgung  des  Disagios  verwendet,  so  heben  sich  Verlust  und 
Gewinn  in  der  Gegenwart  auf.  Gelangt  es  nicht  hierzu  in  Verwendung, 
so  wird  dieser  Ausgleich  auf  die  Zukunft  vertagt  und  kann  somit  die 
Gegenwart  nicht  allein  den  Vorteil  für  sich  genießen,  der  im  Wesen  des 
Emissionsagios  als  solchen  durch  seinen  gewinnerhöhenden  Einfluß  liegt. 
Hiermit  ist  der  Rechtssatz:  ,,jede  notwendige  Abschreibung  am  Emissions- 
agio kann  unterbleiben",  den  wir  früher  aufstellten,  zu  dem  anderen  ge- 
steigert: „solange  in  der  B.  sich  ein  Emissionsdisagioposten  findet,  muß 
während  der  Unkündbarkeitsdauer  jede  notwendige  Abschreibung  am 
Emissionsagio  unterbleiben". 

^)  Hecht  bei  Holdheira  VII,  226. 
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4.  Wird  das  Emissionsagio  zur  Tilgung-  eines  Emissionsdisagio  ver- 
wendet, so  hat  der  Umstand,  daß  die  gleich  hohen  Abschreibungsquoten 
an  Disagio  und  Agio  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  sich  per  Saldo 
aufheben,  auch  Einwirkung  auf  die  buchtechnische  Durchführung  dieser 
Mal.Miahme.  Weil  die  gleich  hohen  Abschreibungsquoten  sich  rechnungs- 
mäßig ausgleiclien,  braucht  die  Abschreibung  nicht  über  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung zu  laufen. 

a)  An  sich  erfolgt  ja  die  Abschreibung  bei  Ausgabe  der  Pfandbriefe 
zu  97,95  bzw.  102,05  in  der  Weise: 

Disagiokonto 
Au  Obligationenkonto  .     .     .     2,05  ]  Per  Gewinn-  u.  Verlustkonto    0,17 

Agiokonto 
An  Gewinn-  u.  Verlus4:konto     0,17  |  Per  Obligationenkonto     .    .     2,05 

Gewinn-  und  Verlustkonto.') 
An  Disagiokonto      .     .     .     .     0,17  i  Per  Agiokonto 0,17. 

b)  Derselbe  Zweck  ist  erreicht,  wenn  das  zur  Tilgung  des  Disagios 
zu  verwendende  Agio  unmittelbar  auf  Disagiokonto  übertragen  wird : 

Agiokonto 
An  Disagiokonto      .     .     .     .     0,17  |  Per  Obligationenkonto     .     .     2,05 

Disagiokonto 

An  Obligationenkonto  .     .     .     2,05  |  Per  Agiokonto 0,17 

Es  gibt  dies  in  der  neuen  B.  ebenfalls : 
An  Disagiokonto      .     .     .     .     1,88  |  Per  Agiokonto 1,88. 

B.  1.  Handelsrechtlich  haben  sich  für  das  Agio  der  Hypotheken- 
pfandbriefausgabe  folgende  Ausnahmen  von  den  allgemeinen  Grundsätzen 
ergeben  : 

a)  Die  Einstellung  des  Agios  in  die  B.  kann  unterbleiben,  wenn  die 
Pfandbriefe  als  jederzeit  rückzahlbare  ausgegeben  sind. 

b)  Freiwillige  Abschreibungen  darauf  sind  erlaubt;  allerdings  bei  un- 
kündbaren Pfandbriefen  während  der  Unkündbarkeitsdauer  lediglich  bis 
zu  einem  bestimmten  Betrage  jährlich  oder,  wenn  die  B.  zugleich  einen 
Emissionsdisagioposten  aufweist,  zwar  dem  Betrag  nach  unbeschränkt,  aber 
nur  zur  Tilgung  dieser  Disagiopost  bzw.  Deckung  des  Verlustes  aus  Kück- 
kauf  von  Pfandbriefen  über  pari. 


')  Mt5glich  ist  natürlich  noch  die  Leitung   der  Abschreibung  über  ein  Zwischeu- 
konto,  das  Pfandbriefzinsenkonto  (s.  Hecht  a.  a.  0.  264),  also  zu  buchen : 

Disagiokonto 

'  An  Pfandbriefzinsenkonto  ....    0,17 
Pfandbriefzinsenkonto 

An  Disagiokonto 0,17   ]  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto   .    .    0,17 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
An  Pfandbriefzinsenkonto    ....    0,17 
Bucht  man  ebenso  die  Abschreibung  am  Agiokonto,  so  gibt  dies  dann  am  Ende: 

Gewinn-  und  Verlustkonto    , 
An  Pfandbriefzinsenkonto    ....    0,17   |  Per  Pfandbriefzinsenkonto  ....    0,17. 
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c)  Wenn  das  als  Bilanzpassivum  eingestellte  Agio  nicht  zu  diesen 
Zwecken  verwendet  werden  will,  haben,  solange  in  der  B.  ein  Emissions- 
disagioposten  (als  Aktivum)  steht,  sogar  alle  notwendigen  Abschreibungen 
auf  das  Emissionsagio  der  B.  zu  unterbleiben. 

2.  Es  fragt  sich,  ob  diese  Abweichungen  von  den  handelsrechtlichen 
Normen  für  das  Hypothekenbankrecht  auch  Ausnahmen  von  den  in  §  64 III B  2 
aufgestellten  steuerrechtlichen  Grundsätzen  im  Gefolge  haben. 

3.  Nach  dem  Charakter  jener  Ausnahmebestimmungen  ist  es  nicht 
der  Fall.  Sie  sind  wirtschaftspolizeilicher  Natur,  Vorschriften  im  Interesse 
der  Pfandbriefgläubiger  und  Hypothekenschuldner  der  Banken.  Ihre  Wirkung 
beschränkt  sich  daher  auf  das  volkswirtschaftliche  Gebiet.  Wie  die  Nicht- 
beachtung der  Vorschriften  des  HypBG.  wiegen  jener  ihrer  Eigenschaft 
nur  zu  polizeilichem  Einschreiten  berechtigt,  nicht  aber  von  privatrecht- 
lichen Wirkungen  begleitet  ist^),  so  begründet  es  auch  nur  Pflichten 
gegenüber  den  Polizei-,  nicht  aber  gegenüber  den  Steuerbehörden.  Was 
daher  nach  allgemeinem  Steuerrecht  erlaubt  ist,  wird  durch  dieses  gewerb- 
polizeiliche  Gesetz  nicht  verboten, 

4.  Hieraus  ergeben  sich  große  Gegensätze: 

a)  Auch  bei  den  Hypothekenbanken  kann  von  vornherein  steuer- 
rechtlich jede  Emstellung  des  Emissionsagios  als  Bilanzpassivum  unter- 
lassen werden  und  zwar  nicht  bloß  im  Falle  der  Ausgabe  jederzeit  rück- 
zahlbarer Pfandbriefe. 

b)  Freiwillige  Abschreibungen  auf  das  Agio  sind  auch  während  etwaiger 
Unkündbarkeitsfrist  steuerrechtlich  ohne  alle  Einschränkung  gestattet,  ins- 
besondere auch  ohne  die  Einschränkung,  daß  sie,  solange  ein  Emissions- 
disagioposten  in  der  B.  steht,  nur  zum  Zwecke  der  Tilgung  dieses  (oder 
zur  Deckung  des  Verlustes  aus  Rückkaufsagio)  geschehen  dürfen.  Im 
Gegenteil,  steuerrechtlich  gilt  der  Satz :  Das  Emissionsagio  darf  auch  dann, 
wenn  das  Emissionsdisagio  nur  allmählich  abgeschrieben  wird,  sofort  völlig 
abgesetzt  werden. 

c)  Hieraus  folgt  zugleich,  daß  steuerrechtlich  auch  die  Vornahme 
notwendiger  Abschreibungen  am  Agio  niemals  verboten  ist. 

IV.  Die  Abschreibung spraxis  der  deutschen  Hypothekenbanken. 
A.  Alle  schreiben,  um  schwankende  Dividenden  und  Aktienkurse  zu  verhüten, 
den  Emissions-  und  Disagioverlust  gleich  im  Entstehungsjahre  ab.  Ver- 
schieden sind  die  Mittel,  die  sie  dazu  verwenden.  Sie  schreiben  ihn  ab 
1,  erst  aus  dem  bilanzmäßigen  Reingewinn  des  alten  Jahres  oder  2.  schon 
vorweg  aus  bestimmten  Gewinnposten  desselben  Jahres:  a)  dem  Rück- 
kaufsdisagio-Gewinn (§  25),  b)  dem  Emissionsagio-Gewinn  (§  26),  c)  Dar- 
lehensabschluß-Provisionen, oder  gar  bereits  3.  aus  einer  freiwillig  ange- 
legten Disagioreserve.  Manche  Banken  tun  es  teüs  auf  die  eine  teils  auf 
die  andere  Weise. 

B.  Abgeschrieben  wird  auch  der  Verlust  aus  Rückkaufsagio  und 
zwar  auf  gleiche  Weise,  besonders  aus  Rückkaufsdisagio,  geradeso,  wie 
Emissionsdisagio  in  erster  Linie  aus  Emissionsagio  gedeckt  wird. 

C.  Die  Disagioreserve  wird  gespeist  1.  aus  (Rückkaufs-)Disagio  und 
(Ausgabe-) Agio-Gewinn,  soweit  er  zur  Deckung  von  Ausgab e-Disagio-  und 
Rückkaufs-Agio-Verlust  nicht  erforderlich  ist,  2.  aus  dem  bilanzmäßigen 
Reingewinn ;  der  Agiogewinn  (also  das  Emissionsagio)  wird  verw' endet  1.  zur 
Disagiotilgung,  2.  zur  Disagioreserve,  3.  zur  Erhöhung  des  Reingewinns 


')  Das  HypBG.  (§§  36—39)  stellt  nur  straf-  und  verwaltungsrechtliche  (§4)  Folgen  auf. 
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(Gewinnsaldo  der  B.).   Das  gleiche  gilt  vom  Disagiogewinn,  d.  h.  dem  Gewinn 
aus  Eückkanf  unter  Pari. 

D.  Am  besten  fundiert  ist  die  Hypothekenbank,  die  allen  Disagio- 
uud  allen  Agioverlust  aus  einer  gemeinsamen  Disagio-  und  Agioverlust- 
Reserve  zu  decken  in  der  Lage  ist.  Sie  ist  dann  in  der  Lage,  den  ganzen 
Agio-  und  Disagiogewinn  dem  Reingewinn  zuzuführen.  Es  setzt  das  eine 
sehr  hohe  Disagio-  (und  Agioverlust-)Reserve  voraus.')  Weiteres  und  näheres 
über  die  Disagioreserve  §  77. 

Der  Einfluß  des  Schuldverschreibungsrückkaufes  auf 
Emissionsdisagio  und  -agio. 

§66. 

I.  Der  Rückerwerb  von  Obligationen  durch  den  Ausgeber  bringt 
handelsrechtlich  mit  sich : 

a)  notwendig  die  Abschreibung  des  etwa  noch  als  Aktivum  bestehenden 
Disagios,  das  bei  Ausgabe  der  Schuldverschreibung  entstand.  Nach  dem 
Wesen  dieses  Emissionsdisagios  erfolgt  die  Abschreibung  zu  Lasten  des 
Verlustkontos. 

b)  regelmäßig  d.  h.  im  Zweifel  auch  die  Abschreibung  des  etwa 
noch  (als  Bilanzpassivum)  vorhandenen  Restes  des  bei  Ausgabe  erzielten 
Agios.  Die  Abschreibung  erfolgt  dem  Verlustkonto  entgegengesetzt,  also 
auf  die  Gewinnseite  der  Verlust-  und  Gewinnrechnung. 

II.  Steuerrechtlich  ist  davon  auszugehen,  ob  der  Erwerb  im  oder 
außerhalb  des  Geschäftsbetriebes  erfolgte.  Im  ersteren  Falle  beeinflußt 
er  durch  seine  Rückwirkung  auf  Emissionsdisagio  und  Agio  die  Reinertrags- 
höhe und  zwar,  steht  noch  ein  Emissionsdisagioposten  in  der  B.,  rein- 
ertragsmindernd, ist  der  noch  in  der  B.  sich  findende  Emissionsposten  ein 
Agiokonto,  ertragsmehrend.  Denn  im  ersteren  Falle  verursacht  der  Rück- 
erwerb Betriebsverlust,  im  zweiten  (regelmäßig)  Betriebsgewinn. 

in.  Erfolgt  der  Rückkauf  unter  dem  Rückzahlungsbetrag  (mit  Disagio), 
so  wirkt  dies  ertragserhöhend.  Also  entsteht,  wenn  in  der  B.  bisher  dafür 
noch  ein  £'w/ss/o/zsagioposten  stand,  eine  doppelte  Reinertragserhöhung; 
wenn  dagegen  der  in  der  B.  sich  noch  vorfindende  Emissionsposten  ein 
Disagiokonto  war,  treten  ein  reinertragserhöhendes  und  ein  reinertrags- 
minderndes Element  einander  gegenüber. 

IV.  Reservefonds  und  Passivantizipationen. 

A.  Begriffliches. 
1.  Der  Reservefondsbegriff. 

§67. 

I.  A.  Im  Gegensatz  zum  Abschreibungsbegriff,  der  von  Haus  aus 
formalen  Charakter  besitzt,  ist  die  aus  dem  natürlichen  Wesen  des  Wortes 
folgende  Bedeutung  von  Reservefonds  materieller,  wirtschaftlicher  Natur. 
Fonds  weist  auf  einen  Vermögenskomplex,  d.  h.  eine  in  sich  geschlossene 
Masse  wirtschaftlicher  Güter,  also  aktiver  Werte  hin. 

B.  Der  Reservefondsbegiiff  ist  weiter  und  enger.   Im  weiteren  oder 


')  Hierzu  Weinberjer  100. 
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wirtschaftlichen  Sinne  ist  Reservefonds  Reinvermögen  ^),  das  gleichgültig 
ob  dauernd  oder  vorübergehend  von  der  Verteilung  für  laufende  (gegen- 
wärtige) Bedürfnisse  zurückgehalten,  also  für  künftige  Bedürfnisse  vor- 
behalten wii'd.^)  Hierin  liegt  vor  allem:  die  Werte  bleiben  im  Ver- 
mögen der  A.  Verwendung  von  Reingewinn  zu  sofortigen  Ausgaben,  z.  B.  zu 
Gratifikationen,  für  fremde  Wohlfahrtszwecke  oder  zu  Geschenken  ist  nicht 
Reservenbildung.  Überweisung  an  einen  eigenen  Pensionsfonds  ist  Reserve- 
bildung,   Unterstützung  einer  selbständigen  Beamtenkasse  dagegen  nicht. 

C.  Der  weitere  Begriff  ist  der  des  gewöhnlichen  Ertrags-  und  Ein- 
kommens^^z^rrechts.  Nur  zuzustimmen  ist  der  Definition,  die  i^zzz6'/^m(/ ^) 
über  den  Reservefonds  im  Gewerbebetrieb  aufstellt:  Reservefonds  sind  die 
nicht  zur  unmittelbaren  Verwendung  für  gegenwärtige  Betriebszwecke 
bestimmten,  sondern  für  gewisse  zukünftige  Zwecke  zurückbehaltenen 
Teile  des  Betriebskapitals.^) 

D.  In  diesem  Sinne  sind  Reserven  und  Reservefonds  identische 
Begriffe  und  zerfallen  auch  die  Reservefonds  in  offene  und  versteckte  (oder 
stille,  innere,  interne,  verschleierte,  geheime),  so  genannt,  weil  es  Konti 
sind,  die  in  der  B.  nicht  erscheinen.  Im  Sinne  des  allgemeinen  Steuer- 
rechts ist  auch  der  verschleierte  Reservefonds  ein  echter. 

II.  A.  Anderes  gilt  für  das  Handelsrecht  uud  das  Steuerrecht  der 
Gewerbetreibenden,  die  Handelsbücher  zu  führen  haben  oder  tatsächlich 
führen,  also  für  das  Handelsrecht  und  das  Steuerrecht  der  Betriebe  mit 
kaufmännischer  Buchführung.  Hier  scheidet  der  Reservefondsbegi^ifif 
aus  dem  Reservenbegriif  als  Unteibegrilf  aus.  Reservefonds  ist  nur  eine 
Art  von  Reserve,  die  oflene  Reserve. 

B.  Was  den  Reservefonds  von  der  stillen  Reserve  unterscheidet,  ist 
ein  formales,  ein  buchführungstechnisches  Moment,  die  Natur  als  selb- 
ständiger, d.  h.  in  seiner  Existenz  von  anderen  Posten  unabhängiger  Buch- 
posten. Der  Reservefonds  kann  nicht  in  einem  anderen  Posten  stecken 
oder  nur  als  Anschluß  (Aufklärung,  Bewertung)  eines  solchen  Postens 
Existenz  haben.  M.  a.  W. :  der  Reservefonds  kann  nicht  in  Abschreibung, 
d.  h.  in  buchführungsmäßiger  Herabsetzung  des  Buchwerts  eines  anderen 
Postens  zutage  treten.  Abschreibungskonten  —  unselbständige  und 
selbständige  (Erneueruugs-,  Abschreibungsfonds)  —  und  Reservefonds  sind 
Gegensätze.  Die  Abschreibung  im  weiteren  d.  h.  nur  buchtechnischen 
Sinn  kann  stille  Reserven,  nicht  aber  Reservefonds  enthalten.  Reserve- 
fonds im  Handelsrecht  und  im  Steuerrecht  der  Gewerbe  mit  kaufmännischer 
Buchführung  ist  zurückgehaltenes  Vermögen,  das  als  selbständiger  Bilanz- 
posten in  Erscheinung  tritt. 

III.  Noch  weiter  vom  Reservefondsbegriff"  des  allgemeinen  Steuer- 
rechts rückt  ab  der  besondere  Reservefondsbegriff  des  Handel sgesell- 


')  In  einem  noch  weiteren  Sinne  kann  als  Reserve  irgendwelches  Vermögen,  also 
auch  Bruttovermngen  bezeichnet  werden,  das  von  der  Verteilung  oder  Verwendung  für 
laufende  Zwecke  zurückgehalten  ist  Indes  kommt  der  Name  dafür  selten  vor.  Beispiele 
a)  die  Schadenreserve,  b)  die  Abwicklungsreserve  (§  71  IV),  c)  im  Versicherungswesen 
wird  das  Grundkapital  zuweilen  Kapitalreserve  genannt,  weil  das  Grundkapital  hier  mehr 
Garantie-,  als  Betriebsfonds  ist. 

")  Hierzu  OVG.  15,  273  ff.;  13,  305;  10,  301  ff.;  12,323,  Lit :  Sckmalenbach  in; 
Bankarchiv  1904  S.  72  ff.;  Zhnmermann  §32  ff.;  Lohmann,  Die  Reservefonds  der  A.en 
(Heidelb.  Diss.),  1910;  Beisc/i,  Bankarch.  6,  201  ff. 

»)  Steuerlehre  178. 

*)  Felhneth,  Reservefonds  in  der  B.  der  A.  in  Soll  und  Haben  I  3,  nennt  den 
Reservefonds  im  Verhältnis  zum  Grundkapital:  Zusatzkapital. 
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Schafts-,  insbesondere  des  Xktienrcchfes.  Nach  allgemeinem  Steuerrechte 
ist  Eeservefonds  von  der  Verwendung  für  gegenwärtige  Bedürfnisse  zurück- 
behaltenes Vermögen.  Nach  Handelsgesellschaftsrecht  ist  Reservefonds 
ein  selbständiger  Buchposten,  dessen  Zivrck  ist,  gesellschaftliche  Ver- 
mögenswerte über  den  Betrag  des  Grundkapitals  hinaus  vor  Verteilung 
au  die  Gesellschafter  zu  bewahren  (z.  B.  Dividendenergänzungsfonds).') 

IV.  Dadurch  tritt  der  Reservefondsbegriff  des  Handelsgesellschafts- 
rechtes auch  in  Gegensatz  zum  Reservefondsbegriff  des  Steuerrechtes  der 
Handelsgesellschaften.  Letzterer  untersteht  dem  aUgemeinen  Steuerrechte. 
Und  so  läßt  sich  der  Unterschied  dahin  formulieren :  der  steiierrechtUche 
Eeservefonds  bezweckt,  im  Besitze  der  Gesellschaft  stehende  Werte  von 
der  Verwendung  für  laufende  Bedürfnisse  auszuschließen ;  mit  aktienrecht- 
lictien  Reservefonds  wird  beabsicldigt,  die  Verwendung  von  Aktiven 
zur  Vertciluncj  an  die  Gesellschafter  vor  der  Gesellschaftsauflösung  über 
die  Gruudkapitalshöhe'/imaMS  zu  verhindern. 

V.  A.  Aber  noch  etwas  weiteres  ist  zum  Reservefondsbegriff  der 
Handelsgesellschaften  notwendig  und  zwar  sowohl  zum  handelsrechtlichen, 
wie  zum  steuerrechtlichen.  Die  i-o«  t/seigenschaft  können  solche  Zurück- 
haltungen lediglich  besitzen,  wenn  die  Zurückhaltung  nicht  bloß  vor- 
übergehend, sondern  dauernd  ist.  Fonds  (von  fundus)  weist  auf  eine 
Beziehung  von  verhältnismäßiger  Dauer.  M.  a.  W. :  für  den  Reserve- 
fundsbegriff ist  von  Bedeutung  der  handelsrechtliche  Gegensatz  von  Ge- 
sellschaftsvermögen  und  Reingewinn  und  der  steuerrechtliche  Gegensatz 
von  Vermögen  (Stammvermögen)  und  Reinertrag  (Reineinkommen).  Ver- 
mögen ist  der  Betrag  der  dauernd  unverteilbaren  oder  der  dauernd  nicht  zur 
Deckung  laufender  Ausgaben  bestimmten  Vermögenswerte. 

B.  Die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  bestätigt  Name,  buchführungs- 
technische und  gesetzgeberische  Behandlung  des  Gewinnvortrags. 

1.  Der  zum  Vortrag  auf  neue  Rechnung  ausersehene  bilanzmäßige 
Reingewinn  stellt  gewiß  einen  Betrag  von  Aktivwerten  dar,  der  augen- 
blicklich nicht  verteilt  und  auch  nicht  zur  Deckung  gegenwärtiger  Be- 
dürfnisse verwendet  werden  soll,  aber  trotzdem  hört  er,  wie  das  Weiter- 
behalten der  Benennung  Gewinn  zeigt,  nicht  auf,  Reingewinn  und  Rein- 
ertrag zu  sein.  Was  seine  Erklärung  zum  Gewinnvortrag  bewirkt,  ist 
lediglich,  daß  die  entsprechende  Gewinnsumme  unverteilbarer  und  für 
laufende  Bedürfnisse  unverwendbarer  Gewinn  wird.  Und  warum  hört  er 
nicht  auf  Gewinn  zu  sein  ?  Eben  weil  er  nur  vorübergehend  seine  Verteilbar- 
keit  und  Verwendbarkeit  für  laufende  Zwecke  verliert?  Im  neuen  Geschäfts- 
jahre ist  die  Summe  sofort  wieder  verteilbar  und,  soweit  es  nicht  mit  Betriebs- 
verlust abschließt,  grundsätzlich  in  der  angegebenen  Richtung  zu  ver- 
wenden. '  Sie  bleibt  Gewinn,  wird  nicht  Zusüitzkapital,  Kapitalfonds,  Ge- 
sellschaftsvermögen. Sie  ist  vorübergehend  unverteilbarer  Gesell scliafts- 
gewinn,  wii'd  nicht  zu  un  verteilbarem  Gesellschafts  vermögen ;  *)  gerade  so 


')  Reservefonds  haben  somit  im  Handelsgesellschaftsrecht  den  Zweck,  das  Grund- 
kapital  intakt  zu  erhalten.  Zuerst  sollen  die  Reserven,  dann  erst  die  dem  Grundkapital 
entsprechenden  Aktiven  verwendet  werden.  Einen  anderen  Zweck  hat  der  Reservefonds 
bei  anderen  Organisationen ;  z.  B.  bei  lienifsgenosscnschaften  und  Krankenkassen  (Reichs- 
versicherungsordnung §§  741,  364).  Sie  haben  einen  Reservefonds  anzusammeln,  dessen 
Zweck  ist,  einer  Steigerung  ihrer  Einnahmen  aus  Beiträgen  der  Genossenschaftsmitglieder 
vorzubeugen,  indem  seine  Zinsen  dazu  verwendet  werden  sollen,  eine  weitere  Steigerung 
des  auf  eine  jede  versicherte  Person  entfallenden  Beitrags  zu  beseitigen. 

*)  S.  Zimmermann  §  45;  Richter  im  Bankarchiv  12,  279. 
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wenig,  wie  Konten,  die  noch  nicht  verrechneten  Gewinn  übertragen,  Re- 
servekonti  sind;  sie  bilden  stillen  Gewinnübertrag.  Der  Gewinnvortrag 
ist  auch  in  der  Endbilanz  des  neuen  Jahres  im  Saldo  enthalten ;  er  mindert 
den  iz7«/?rmäßigen  Verlust  und  erhöht  den  bilanzmäßigen  Gewinn  ohne 
weiters,  d.  h.  kraft  seiner  Gewinn-Natur. 

2.  Dem  entspricht  auch  die  ordnungsmäßige  buchhalterische  Behand- 
lung des  Gewinnvortrags  in  der  neuen  Rechnung.  Ihm  wird  in  der  Rech- 
nung des  neuen  Jahres  kein  selbständiges  Konto,  ein  Kapitalkonto  er- 
ölfnet,  er  erscheint  in  der  Anfangsbilanz  des  neuen  Jahres  nicht  als 
selbständiger  Bilanzposten,^)  sondern  worauf  er  übertragen  wird  —  un- 
mittelbar oder  durch  ein  Hilfskonto  ,, Gewinnvortrag"  („Vortragskonto") 
mittelbar  — ,  ist  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  des  neuen  Jahres.  Er 
ist  auch  im  neuen  Jahre  noch  Gewinn.  Ist  die  Buchführung  „ordnungs- 
mäßig",-) so  muß  der  Gewinnvortrag  auf  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto 
des  neuen  Jahres  sogar  als  erster  Posten  stehen.  Denn  er  gilt  als  Ge- 
winn des  neuen  Jahres.  Er  ist  GeTvdnnror^/Y/^,  nicht  Gewinnrücklage. 
Als  Gewinn  des  neuen  Jahres  ist  er  bereits  an  dem  Tage,  für  welchen 
die  Anfangsbilanz  aufgestellt  wird,  also  bereits  am  ersten  Tage  dieses  Jahres 
entstanden.  Somit  muß  er  obenan  stehen.  In  der  Praxis  ist  allerdings 
auch  ein  anderes  Verfahren  üblich.  Um  den  erst  im  neuen  Geschäftsjahr 
auch  wiiischaftlich  erzielten  Gewinn  ersichtlich  zu  machen,  kommt  nicht 
selten  vor,  daß  das  neue  Gewinn-  und  Verlustkonto  zunächst  die  wirt- 
schaftlich in  diesem  Jahre  erst  entstandenen  Verluste  und  Gewinne  ver- 
merkt, diese  sogar  saldiert  und  erst  dem  Gewinusaldo  den  Gewinnvortrag 
aus  dem  letzten  Jahre  hinzufügt.^)  Allein  so  zweckmäßig  ein  solches 
Verfahren  unter  Umständen  sein  kann,  ordnungsmäßig  ist  es  nicht.'^)  Der 
Ordnung  gemäß  muß  der  Gewinnvortrag  als  erster  Gewinnposten  er- 
scheinen. Freilich  ist  dies  zumeist  nicht  erreichbar,  weil  der  Abschluß 
der  Rechnung  des  verflossenenen  Jahres  längere  Zeit  des  neuen  Jahres 
in  Anspruch  nimmt  und  natürlich  schon  während  dieser  Zeit  Vorfälle  ein- 


')  Keineswegs  ist  der  Gewinuvortrag  in  den  Bilanzen  als  besonderer  Fonds  anzu- 
führen. Es  kommt  vor,  dann  ist  der  Gewinnsaldo  niedriger.  Dem  G.  (HGB.  §  261) 
entspricht  es  nicht.  Der  Gewinn  ist  in  einem  Posten,  nicht  zerstückelt  anzugeben.  — 
„Zurückgehaltene  Dividenden",  „Rückstellungskonto",  Reservefonds  für  1  Jahr,  kann 
auch  der  Name  für  Gewinnvortrag  sein. 

«)  HGB.  §  38. 

')  Gewinn-  und  Verlustrechnung 

Abschreibungen 10  000  I   Fabrikationsbruttogewiun    ...     80  000 

Handlungsunkosten 20  000  j 

Reingewinn 50000   j 

Gewinnsaldo 50  000 

Gewinnvortrag 15  00U 


Gesamtsaldo 65  000 

*)  Richtiger  ist,  den  erst  im  Geschäftsjahre  entstandenen  Gewinn  als  solchen  im 
„Geschäftsbericht"  zu  kennzeichnen  oder,  wenn  man  nicht  bloß  das  will,  so  ist  angängig, 
den  Gewinnsaldo  in  der  B,  vor  der  Linie  nach  seinen  Bestandteilen  zu  erläutern,  also 
zu  buchen: 

Bilanzkonto 

Aktiva  I  Passiva 


Diverse  Aktiva 1100  000 


Diverse  Passiva 1035  000 

Gewinn-  u.  Verlustkonto  [ 

Gewinnvortrag  .     .     15  000  j 

Neuer  Gewinn    .    .     50  000 

65  000 
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treten  können,  die  als  Gewinn-  oder  Yerlustposten  einzntragen  sind  (z.  B. 
T>,otteriegewinn\ 

3.  Keineswegs  nur  die  ordnungsmäßige  Buchfülirung,  sondern  auch 
die  positive  Gesetzijcbung  rechnet  den  Gewinnvortrag  nicht  zu  den  Re- 
servefonds. 

a)  §  38  des  dcutsclien  VAG,  bestimmt  für  die  Bilanzüberschüsse 
bei  Gegenseitigkeitsvereinen,  sie  wären  unter  die  Mitglieder  zu  verteilen, 
soweit  sie  „nicht  nach  der  Satzung  dem  Reservefonds  oder  anderen  Rück- 
lagen zuzuführen  oder  zur  Verteilung  von  Tantiemen  zu  verwenden  oder 
auf  das  nächste  Geschäftsjahr  zu  übertragen  seien."  Hiernach  zählt  der  Ge- 
setzgeber den  t'berschußübertrag  auf  neue  Rechnung  nicht  zu  den  Rück- 
lagen und  Rücklagen  steht  hier,  wie  wir  sehen  werden,  in  keinem  anderen 
Sinne,  als  dem  allgemeinen  von  Reservefonds.  VAG.  §  38  erkennt  also 
an,  daß  der  Gewinnvortrag  nicht  Reservefondseigenschaft  besitzt.^) 

b)  Dasselbe  gilt  für  das  österreichische  Recht. 

«)  Das  österreichische  Vers.-Beg.  bringt  in  seinem  Anhange  unter 
den  Formularien  für  den  jährlichen  Rechnungsabschluß,  auch  Muster  für 
die  Art  der  rechnerischen  Darstellung  des  Beschlusses  über  „Verwendung 
des  Überschusses".  Das  für  die  Lebensversicherungsanstalten  vorge- 
schriebene lautet: 

Überschuß  aus  der  Jahresgebarung 5  000  000 

Hierzu :  aus  dem  Vorjahre  auf  neue  Rechnung  übertragen    1 000  000 

Hiervon  wird  verwendet  zu: 

1.  Dividenden  an  Aktionäre  (Garanten) 1000000 

2.  Tantiemen 100000 

3.  Dotierung  von  Gewinn-,   Sicherheits-,   Kapitals-  usw. 
Reserven : 

a)  Gewinnstreserve 400  000 

b)  Kapitalreservc 100  000 

4.  Sonstige  Verwendungen 3  000  000 

a)  an  die  Versicherten 

5.  Vortrag  auf  neue  Rechnung 1400  000. 

ß)  Das  österreichische  Personalsteuergesetz   §  93  schreibt:    ,,Den 

(steuerpflichtigen)  Reinertrag  bilden  ...  die  bilanzmäßigen  Überschüsse, 
ohne  Unterschied,  ob  dieselben  .  .  .  zur  Verteilung  gelangen,  in  lieserve- 
fomle  hinterlegt,  auf  künftige  Rechnung  vorgetragen  oder  in  anderer 
Weise  verwendet  werden." 

i)  Vor  allem  ist  das  österreichische  A.-Reg.  beweisbehelflich. 

Es  bestimmt  in  §  53  Abs.  3:  ,, Außer  dem  vorerwähnten  (d.  h.  dem 
Zwangs-)Reservefonde  kann  im  Statute  auch  noch  die  BUdung  anderer 
Fonde  vorgesehen  werden."  Würde  unter  diese  Fonde  auch  der  Vortrag 
auf  neue  Rechnung  fallen,  so  könnte  der  nächste  Absatz  nicht  unein- 
geschränkt lauten:  ,,Ein  bei  der  Gesellschaft  angesammelter  Fond  kann 
zur  Verteilung  an  die  Aktionäre  .  .  .  überhaupt  nur  insoweit,  als  dies  nach 
dem  Statute  zulässig  ist,  und  nur  in  Form  einer  außei'ordenthchen  Dividende 
über  Beschluß  der  ordentlichen  Generalversammlung  auf  Grund  der  Jahres- 


')  Die  Lehre,  die  —  das  Erfordernis  dauernder  Zurückhaltung  übersehend  und 
Namen  und  buchtechni.sche  Seite  unterschätzend  —  dem  Gewinnvortrag  Reservefonds- 
natnr  beilegt,  verliert  an  Anhängern  (Lit.  bei  Zimmermann  %  44).  Mit  demselben  Rechte 
kann  man  dann  sagen:  alle  Gewinnrücklagen  sind  rechtlich  Gewinnvorträge,  also  ohne 
weiters  als  Gewinn  verwendbar. 
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bilanz  herangezogen  werden";  denn  der  auf  neue  Rechnung  vorgetragene 
Gewinn  bildet  ipso  jure  einen  Bestandteil  des  Gewinnes  dieses  Jahres,  ist  somit 
ohne  statutarische  Zulassung  und  als  ordentliche  Dividende  verteilbar. 

VI.  A.  Nach  dem  allen  ist  bei  Kaufleuten,  insbesondere  Handels- 
gesellschaften Reservefonds  ein  in  seiner  Existenz  von  anderen  Bilanz- 
posten unabhängiger  Posten  der  B.,  der  bezweckt: 

a)  handelsreclitlidi :  noch  über  den  Betrag  des  Grundkapitals  hinaus 
Aktivwerte  dauernd  von  der  Verteilung  an  die  Mitglieder  auszuschließen  ; 

b)  steuerrechtlich  :  einen  bestimmten  Betrag  der  Aktivwerte  dauernd 
von  der   Verwendung  für  laufende  Bedürfnisse  auszuschließen}) 

B.  Dieser  Reservefondsbegriif  ist  der  engere.  Gewinnvortrag  und 
Gewinnübertrag  sind  Reservefonds  weiteren,  aber  nicht  engeren  Sinnes; 
sie  stellen  nur  vorübergehend  Gewinn  zurück.  Wird  in  einem  Gesetze  '^) 
der  Gewinnvortrag  zu  den  Reservefonds  gerechnet,  so  ist  damit  der  weitere 
Begriff  gemeint. 

C.  Die  Richtigkeit  der  allgemein  abgeleiteten  Definition  des  Reserve- 
fonds engeren  Sinnes  ergibt  das  positive  Recht. 

1.  a)  Daß  handelsrechtlich  der  Zweck  des  Reservefonds  ist,  Aktiv- 
bestandteile von  der  Verteilung  an  die  Mitglieder  auszuschließen,  beweist 
die  Bestimmung  von  HGB.  §  2615,  daß  „der  Betrag  eines  jeden  Reserve- 
fonds unter  die  Passiven  aufzunehmen  ist".  Denn  damit  ist  nicht  bloß 
bestimmt,  daß  jeder  Reservefonds  unter  die  Passiven  gesondert  vorzutragen 
ist,  sondern  auch  bestätigt,  daß  Reservefonds  unter  den  Bilanzpassiven 
stehen  müssen.^)  Auf  der  Passivseite  stehen  aber  die  Abzugsposten.  Ein- 
setzung auf  der  Passivseite  bedeutet  Schmälerung  der  Reingewinnzifier, 
also  Ausschluß  von  Werten  aus  der  Summe,  die  an  sich  zur  Verteilung 
bestimmt  ist.  Was  aus  dem  Wesen  des  Reservefonds  folgt,  ist  hier  also 
mittelbar  durch  gesetzlichen  Ausspruch  bekräftigt. 

b)  Unmittelbar  bezeugt  die  grundsätzliche  Unverteübarkeit  der  Re- 
servefonds das  österreichische  A.-Reg.,  wenn  es  in  §  53,  der  vom  ,, Reserve- 
fonds" handelt,  in  Abs.  4  bemerkt:  „Ein  bei  der  Gesellschaft  angesammelten 
Fonds  kann  zur  Verteilung  an  die  Aktionäre,  abgesehen  von  dem  Falle 
der  teilweisen  Zurückzahlung  des  Aktienkapitals  unter  Beobachtung  der 
gesetzlichen  Vorschriften,  überhaupt  nur  msoweit,  als  dies  nach  dem  Statute 
zulässig  ist,  und  nur  in  der  Form  der  Auszahlung  einer  außerordentlichen 
Dividende  über  Beschluß  der  ordentlichen  Generalversammlung  auf  Grund 
der  Jahresbilanz  herangezogen  werden".  Also  sehr  erschwerte  Verteilungs- 
möglichkeit und  das  heißt  eben:  grundsätzliche  Unverteübarkeit. 

^)  Nicht  gehört  zum  Reservebegriff  im  Sinne  des  Steuer-  und  Handelsrechts,  daß 
diese  \'ermögensmasse  gegenüber  anderen  Deckungsmitteln  nur  als  subsidiäres  Deckungs- 
mittel in  Betracht  kommt.  Der  Zwangsreservefonds  dient  zur  Deckung  von  bilanz- 
mäßigen Verlusten  nicht  nach,  sondern  vor  dem  Grundkapital.  Zuerst  soll  der  Zuwachs 
zum  Stammkapital,  dann  erst  dieses  hierzu  verwendet  werden.  Reserven  mit  dem  Zwecke 
der  Verlustdeckung  haben  höchstens  insofern  Aushilfscharakter,  als  sie  bei  mangelndem 
Aktivüberschuß  zur  Verwendung  gelangen.  Das  Wort  Reserve  kommt  im  allgemeinen 
also  nur  daher,  daß  Aktivwerte  aufbewahrt,  angesammelt,  zurückbehalten  werden.  Damit 
ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  manchmal  das  weitere  Element  des  Aushilfscharakters  bei 
der  Begriffsbildung  mitwirkte,  so  bei  der  Prämienreserve.  Die  Prämienreserve  ist  ein 
Fonds,  welcher  den  Betrag  künftiger  Schadenzahlungen  decken  soll,  der  durch  die  künftigen 
Prämieneinnahmen  ungedeckt  bleibt. 

')  Im  Steuerrechte  ist  es  der  Fall. 

^j  Selbständige  Abschreibungskonten  können  auch  auf  der  Aktivseite  vorkommen. 
Dann  sind  sie  Abschreibungen  an  Passiven.  Reservefonds  müssen  auf  der  Passivseite  er- 
scheinen. Nicht  ist  dadurch  ausgeschlossen,  daß  derselbe  Reservefonds  daneben  zugleich 
auf  der  Aktivseite  steht.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  der  Reservefonds  (besonders)  augelegt  ist. 
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2.  Daß  steuerrechtUch  Reservefonds  einen  Betrag  von  Aktivwerten 
darstellt,  der  niclit  zur  Deckung  laufender  Bedürfnisse  Verwendung  finden 
darf,  erhellt  aus  Folgendem.  Wie  Avir  wissen,  ist  der  steuerrechtliche 
Reinertrag  aus  Handel  und  Gewerbe  beim  Registerkaufmann  nach  den 
Grundsätzen  zu  berechnen,  die  für  die  Inventur  und  Bilanz  durch  das 
HGB.  vorgeschrieben  sind,  oder  —  um  die  Wendung  zu  gebrauchen,  mit 
der  das  Österreichische  Personalsteuergesetz  denselben  Gedanken  aus- 
drückt —  den  Reinertrag  bildet  ,,der  hilanzmäßige  Überschuß".  Hier- 
durch ist  der  Reservefonds  auch  steuerrechtlich  als  Abzugsposten  gekenn- 
zeichnet. Ist  er  aber  bei  Berechnung  des  Reinertrags  abzuziehen,  so  kann 
dies  nicht  die  Folge  einer  Eigenschaft  als  Betriebsausgabe  oder  Abschrei- 
bung sein.  Denn  dazu  fehlen  ihm  als  einem  Fonds  die  wesentlichsten 
Momente.  Also  läßt  sich  seine  Abzugsnatur  lediglich  daraus  erklären, 
daß  er  nicht  Ertrags-, 'sondern  Vermögensbestandteil  und  damit  eben  Be- 
standteil der  Aktivsumme  ist,  die  von  der  Verwendung  für  laufende  Be- 
dürfnisse ausgenommen  zu  bleiben  hat 

3.  a)  Daß  das  zweite  Element  jedes  Reservefonds,  des  handelsvedit- 
lichen  ivie  des  sf enerrechüichen,  die  Unabhängigkeit  seiner  Existenz  von 
anderen  Bilanzposten  ausmacht,  bringt  zu  klarem  Ausdruck  nur  das  deutsche 
Handelsrecht.  In  HGB.  §  26 1  Zitf.  5  wird  EnieuerungsfoiuU  neben  Reserve- 
fonds besonders  genannt :  ,,Der  Betrag  eines  jeden  Reserve-  und  Erneuerungs- 
fouds  ist  unter  die  Passiva  aufzunehmen."  Wohl  heißt  es  nicht:  ,,Der 
Betrag  eines  jeden  Reserve-  oder  (eines  jeden)  Erneuerungsfonds."  Allein 
anzunehmen,  daß  lediglich  der  Betrag  eines  zur  Deckung  von  Ersatz- 
anschaifungen  bestimmten  Reservefonds  besonders  vorzutragen  ist,  geht 
um  deswillen  nicht  an,  weil  das  G.  sagt:  ,, Betrag  eines  jeden,  Reserve- 
fonds." Reservefonds  zu  Erneuerungszwecken  bilden  aber  gegenüber  anderen 
Reservefonds,  Reservefonds  zu  Verlustdeckungen,  tatsächlich  so  sehr  die 
Ausnahme,  daß  der  Gesetzgeber,  wollte  er  lediglich  die  zu  Erneuerungs- 
zwecken gebildeten  Reservefonds  gemeint  haben,  jedenfalls  nur  formuliert 
hätte:  ,,Der  Betrag  eines  Reserve-  und  Erneuerungsfonds  . . .  ".  Also  be- 
deutet Erneuerungsfonds  etwas  vom  Reservefonds  wesenverschiedenes. 
Ein  Posten  von  äußerlicher  Selbständigkeit  ist  er  auch.  Das  zeigt  sein 
Name  Fonds  und  daß  sein  Betrag  besonders  angegeben  werden  soU.  Somit 
kann  die  Verschiedenheit  nur  in  einem  sachlichen  Momente  liegen  und 
dies  ist  eben  die  Tatsache:  der  Erneuerungsfonds  bezweckt  nur  die  Be- 
richtigung des  Buchwertes  eines  anderen  Bilanzpostens ;  der  Reservefonds 
steht  zu  einem  anderen  Bilanzposten  nicht  in  solcher  Abhängigkeit. 

b)  Das  preußische  Einkommensteuergesetz  drückt  die  Tatsache,  daß 
der  Reservefonds  einen  auch  sachlich  selbständigen  Bilanzposten  darstellt, 
dadurch  aus,  daß  es  für  Abschreibungen  die  ]3ezeichnung  Erneuerungs- 
fonds überhaupt  vermeidet.  Auf  diese  Weise  Ist  die  Sprache  des  Gesetzes 
in  Einklang  mit  der  Grundbedeutung  des  Wortes  Fonds  geblieben.  Denn 
Fonds  weist  immer  auf  einen  Posten  eigener  Realität.  In  §  15  spricht 
das  Gesetz  von  Verwendung  der  Überschüsse  ,,zur  Bildung  von  Reserve- 
fonds"; für  die  Absetzungen  am  Werte  gebraucht  es  lediglich  die  Wendungen 
Abschreibung  (§  13)  und  Absetzung  (§  8). 

c)  Ganz  anders  das  östeiTeichische  Steuerrecht.  Während  das  A.-Reg. 
die  Tatsache,  daß  Abschreibungen  nicht  unter  den  Reservefondsbegriff 
fallen,  dadurch  auch  äußerlich  hervortreten  läßt,  daß  es  von  dem  Reserve- 
fonds in  einem  ganz  anderen  Abschnitte  (§  53)  als  dem  handelt,  der  die 
Abschreibungen  zum  Gegenstande  hat  (§  49),  begeht  das  Personalsteuer- 


§  68.  Der  Reservenbegriff.  239 

gesetz  vom  26.  Oktober  1896  die  verwirrende  Unklarheit,  Abschreibungen 
in  Form  besonderer  Bilanz-(Gegen-)Posten  gelegentlich  aus  dem  Begriffe 
Abschreibungen  anzuscheiden  und  sie  als  „Fonde  zur  Deckung  von  Ab- 
gängen und  Verlusten"  und  demgemäß  auch  als  „Reserven"  und  „Ver- 
lustreservefoude"  zu  bezeichnen.*) 

2.  Der  ReservenbegrifF. 

§  68. 

I.  Der  Reservefonds  bildet  eine  Unterart  der  Reserven.^)  Auch  Reserve 
hat  weitere  und  engere  Bedeutung.  Im  weiteren  oder  wirtschaftlichen 
Sinne  ist  jede  Zurückhaltung  Reserve,  in  dem  des  Handelsrechts  und  kauf- 
männischen Steuerrechts  nur  die  dauernde,  der  dauernde  Ausschluß  von 
Verteilung  oder  Verwendung  für  laufende  Bedürfnisse.  Sonst  würden  die 
stillen  Reserven  nicht  wirtschaftlich  auch  verschleierte  Reserve/o7zc?s  ge- 
nannt werden  und  andererseits  würde  der  Gewinnvortrag  oifene  Reserve 
sein,  während  er  weder  Reservefonds  noch  Reserve  ist. 

n.  Alle  Reserven  engeren  Sinnes^  die  nicltt  Reservefondseigen- 
schaft besitzen^  sind  stille^  d.  h.  Reserven,  die,  weil  sie  in  der  B.  nicht 
als  selbständige  Posten  hervortreten,  äußerlich  nicht  als  dauernde  Zurück- 
haltung erkennbar  sind. 

III.  A.  Stille  Reserven  werden  geschaffen 

1.  durch  Unterbewerten  von  Aktiven.^)  Es  wird  an  ihnen  mehr  als 
erforderlich  abgeschrieben,  die  Entwertung,  der  Verlust  zu  hoch  bemessen. 
Die  Flotte  einer  Reederei  steht  mit  190  Mill.  zu  Buch,  ist  aber  250  Mill. 
wert.  Der  Buchwert  eines  Gebäudes  ist  1,  sein  Marktwert  2  Mill/)  Alle 
Maschinen,  Werkzeuge,  Gruben,  Hochöfen,  die  Gießerei,  Ziegelei  usw.  sind 
bis  auf  1  Mk.  herab,  die  als  Erinnerungskonto  (pro  memoria)  bleibt,^)  ab- 
gesetzt. Oder  eine  Hütte  macht  auf  jedes  Werk  die  erforderliche  Ab- 
schreibung und  dann  auf  alle  noch  eine  freiwillige  unter  dem  Namen 
Amortisationsfonds.  Sehr  häufig  setzen  die  Gesellschaften  stille  Reserven 
auch  bei  Wechsel  des  Objekts  fort.  Terrain,  das  50%  unter  seinem 
Marktpreis  zu  Buch  steht,  wird  zu  seinem  Vollwert  gegen  Aktien  ver- 
tauscht. Die  Aktien  werden  nur  zum  Buchwert  des  Terrains  eingestellt. 
Die  allgemeinsten  stillen  Reserven  werden  mit  Vorliebe  durch  Abschrei- 


^)  §  95  f.  Abs.  1 :  „Dagegen  sind  in  Abzug  zu  bringen  .  .  .  jene  Teile  des  Er- 
trägnisses, welcbe  aus  dem  gleichen  Anlasse  (wegen  Abnützung,  Entwertung  eingetretener 
Verluste)  in  besondere  Fonde  (Abschreibungs-,  Amortisations-,  Verlustreservefonde  n. 
dergl.)  hinterlegt  werden;  .  .  .  jedoch  nur  dann,  wenn  diese  Fonde  zur  Deckimg  von 
Abgängen  und  Verlusten  bestimmt  bezeichneter  Art  gewidmet  sind  ..."  §  95  f.  Abs.  2: 
„Die  Angemessenheit  der  Höhe  der  vorgenommenen  Abschreibungen,  beziehungsweise 
Hinterlegungen  ist .  .  .  durch  Sachverständige  festzustellen."  §  97  Abs.  1 :  „Die  aus 
den  im  §  95  lit.  f  bezeichneten  Reserven  und  Fanden  bestrittenen  Auslagen  dürfen  in 
die  allgemeine  Betriebsrechnung  nicht  eingestellt  werden." 

*)  Natürlich  ist  möglich,  daß  ein  Gesetz  oder  Statut  unter  Reserven  nur  Reserve- 
fonds meint. 

')  Das  Reichsgericht  hält  wenigstens  Verlustreserven  für  statthaft.    S.  §  30. 

*)  Eine  A.  hat  30  000  Aktien  eines  anderen  Unternehmens  zu  100  erworben ;  der 
Kurs  steht  auf  60;  sie  muß  12  Mill.  abbuchen;  nach  Jahren  hebt  sich  der  Kurs  wieder 
auf  100;  sie  läßt  die  Aktien  weiter  mit  18  Mill.  zu  Buch  stehen:  12  Mill.  geheime 
Rücklage. 

*)  Dies  müßte  nicht  geschehen ;  geschieht  aber,  um  den  Gedanken  aufrecht  zu  er- 
halten, daß  die  B.  ein  abgekürztes  Inventar  ist.  Aus  dem  Inventar  darf  kein  Gegen 
stand  weggelassen  werden.  —  Die  Internationale  Schlafwagengesellschaft  hat  die  Aktiei: 
der  Compagnie  des  Grands  Hotels  mit  1  Fr.  angesetzt. 
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bung  an  den  Ausständen,  am  Kontokorrentkonto,  d.  li.  formell  als  stille 
Kontokorrentreserve  geschatten.  Reserven,  die  in  den  Anlagekonti  (Fabrik-, 
Maschinen -Patente  usw.)  stecken,  heißen  Anlagereserven,  diejenigen,  die 
in  Eftekten  verborgen  sind,  Kursreserven,  die  in  den  Vorräten  Vorrats- 
reserven. 

2.  Durch   überbewerten  von  Passiven.^) 

B.  Die  weitgehendste  Form  des  Unterbewertens  von  Aktiven  ist  das 
völlige  Wef/lassen  gewisser  Vermögensgegenstände  aus  der  B.^)  Be- 
sonders geschieht  das  bei  Anlagen.  Das  weitereNiederbringen  von  Schächten, 
um  neue  Sohlen  aufzuschließen,  ist  Erweiterung  der  Anlagen,  Neuanlage, 
Verbesserung,  also  mehr  als  Erneuerung  (Ersatzanschaifung). 

1,  a)  Die  erste  Form,  die  Mittel  hiefür  (5  ]\Iill.)  zu  gewinnen,  ist  die 
Erhöhung  des  Aktienkapitals  oder  die  Aufnahme  von  Schulden.  Daher  muß 
die  Neuanlage  in  das'Bilanzaktivum  gestellt  werden;  sonst  wären  diese 
neuen  Passiva  nicht  gedeckt,  also  Verlust  vorhanden.  Es  entspricht 
auch  dem  Wesen  der  Neuanlage.  Sie  bildet  nicht  Einkommen,  sondern 
sie  soll  die  Quelle  von  Einkommen  werden,  künftigen  Gewinn  vorbereiten; 
sie  stellt  daher  Stammvermögen  dar.  Die  Ausgaben  dafür  sind  nicht  Be- 
triebsausgaben, sondern  Aufwendungen  zur  Geschäfts-Erweiterung  oder  -Ver- 
besserung, also  nicht  abzugsfähig.  Die  Kosten  sind  deshalb  direkt  dem 
Anlagekonto  anzulasten.  Das  aus  der  Kapitalerhöhung  oder  Schuldenauf- 
nahme eingegangene  Geld  (Kassa)  wird  in  ein  anderes  Aktivum  ver- 
wandelt: die  Kassa  zahlt  direkt^)  zu  Lasten  des  Anlagenkontos.  Dieses 
steht  im  Aktivum.     Es  bildet  Anlagevermögen. 

b)  Geht  das  Geschäft  gut,  so  bildet  die  (Gesellschaft  aus  dem  Rein- 
ge\\inn  ofteue  Reserven  für  derartige  Zukunftsbauten.  Sie  schafft  eine 
Neubaureserve  von  5  Mill.  Mk.  Tritt  die  Notwendigkeit  der  Erweiterung 
ein,  so  braucht  sie  nicht  erst  die  Mittel  zu  beschaffen;  es  ist  nicht  er- 
forderlich, den  Erweiterungsbau  in  das  Aktivum  zu  stellen,  damit  sich 
kein  Verlustsaldo  ergibt:  die  Ausgabe  erfolgt  zu  Lasten  des  Reserve- 
kontos. 5  Mill.  verschwinden  aus  dem  Aktivum  (Kassa,  Effekten,  Bank- 
guthaben usw.)  und  aus  dem  Passivum  (Neubaureserve).  Die  Neuanlage 
bildet  eine  versteckte  Reserve.  Die  bisherige  offene  Gewinnrücklage  wird 
in  eine  geheime  Kapitalreserve  verwandelt. 

c)  Die  A.  hat  genügend  offene  Weitblicksreserven,  so  viel,  daß  sie 
ihrem  Ansehen  genügen.  Dann  bildet  sie  stille  Neubaureserven  durch 
starke  freiwillige  Abschreibungen  an  den  Anlagekonten. 

d)  Das  Unternehmen  entwickelt  sich  noch  günstiger.  Es  hat  nicht 
einmal  mehr  nötig,  Erweiterungen  (Verbesserungen)  aus  Reserven  _(Bau- 
reservekönto)  zu  beschaffen ;  es  deckt  Vermehrungen  des  stehenden  Kapitals, 
der  Ge-  und  Verbrauchsgegenstände,  ordentliche  und  außerordentliche,  aus 
laufenden  Mitteln.  Das  geschieht  dadurch,  daß  der  Bauaufwand  (also  auch 
Bauzins)  dem  Unkostenkonto   angelastet  wird.     Es   mindert   sich   somit 


»)  §  30.  Vgl.  RGZ.  69,  203. 

»J  §  30. 

*)  Man  kann  die  Ausgaben  auch  indirekt  dahin  bringen.  Man  belastet  das  Un- 
kostenkonto (Verlust  5  Mill.)  nnd  setzt  gegenüber  auf  der  Gewinnseite:  5  Mill.  Mk. 
Gewinn  aus  Anlagenkonto: 

Anlagenkonto 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto     5  000  000   ,  Per  Bilanzkonto 5  000  000 
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der  Fabrikations-Eeingewiiui.  Er  wird  vorweg  gekürzt,  aus  ihm  eine 
stille  Gewinnreserve  vorweggenommen.^) 

e)  Die  fünfte  und  letzte  Phase  ist:  das  Fabrikunternehmen  betreibt 
zugleich  Finanzierungsgeschäfte.  Es  zieht  daraus  bedeutenden  Effekten- 
und  Konsortialgewinn  und  verwendet  diesen  Finanzgewinn  nach  Bildung 
offener  und  stiller  Eeserven  für  das  Finanzgeschäft  zur  Deckung  der  Er- 
weiterungen des  Fabrikgeschäftes.  Auch  hier  werden  also  die  Neuanlagen 
sofort  abgeschrieben,  aber  nicht  zu  Lasten  des  Betriebs-  oder  Fabrikations-, 
sondern  des  Finauzgewinnes.^)  Die  Anlagen-Reserven  w^erden  für  die  Ge- 
schäftsausdehnung noch  seltener  gebraucht.  Entbehren  kann  man  sie  nicht. 
Neue  Erfindungen,  kostspielige  Versuche,  Ausstellungen  usw.  können  Auf- 
wendungen erfordern,  die  nicht  aus  Betriebsausgaben  und  Finanzgewimi 
sich  mit  decken  lassen. 

2.  Ein  anderes  Beispiel  für  diese  Stufenfolge  ist  folgendes:  Eine 
Bank  erweitert  ihr  Filialennetz.  Sie  kauft  zu  dem  Zwecke  Privatgeschäfte 
auf.  Die  Abfindungssumme  wird  gebucht  a)  als  Anlage  b)  aus  einem  Organi- 
sationsfonds (Gewinn rücklage)  c)  als  Betriebsspesen. 

C.  Die  weitgehendste  Form  des  Überwerfens  von  Passiven  ist  das 
Einstellen  fiktiver  Schulden  an  die  Zukunft. 

1 .  Unsere  großen  Schiffahrtsunternehmen  versichern  sich  gegen  Schiffs- 
verluste gar  nicht  oder")  nur  teilweise.^)  Sie  ersparen  also  Prämien.  Tritt 
ein  Schiffsverlust  ein,  so  würde  der  Reingewinn  sehr  geschmälert.  Um 
dies  zu  vermeiden,  schaffen  sie  Vorkehrungen.  Der  alte  Weg  ist:  sie  bilden 
aus  dem  Reingewinn  in  Höhe  der  ersparten  Prämien  ^)  eine  Versicherungs- 
reserve, *^)  belasten  diese  mit  dem  Verluste  und  ergänzen  sie  wieder  aus 
dem  Reingewinne.  Neuerdings  fügen  die  Reedereien  einen  weiteren  Schutz 
hinzu.  Sie  stellen  in  die  B.  in  Höhe  der  ersparten  Prämien  eine  fiktive 
Schuld  ein,  erhöhen  also  die  Kreditoren  (ki^editieren  die  ersparten  Prämien). 
Diese  lo-editierten  Prämien  mindern  demgemäß  den  Gewinn.  Sie  sind  in 
Wahrheit  versteckte  Gewinnrücklage,  Rücklage  für  möglichen  Verlust.  Dies 
kommt  deutlich  darin  zum  Ausdruck,  daß,  soweit  im  Jahre  keine  Schiffs- 
veriuste  (Havarieschäden)  eintreten,  der  ersparte   Betrag   dem  Betriebs- 


^)  AG.  Krupp  deckt  so  von  Anfang  an  alle  Betriebsvergrößerung  (Neuanschaffung). 
Bei  der  AEG.  waren  schon  1905  in  der  Maschinen-,  Apparat-,  Glühlampen-  und  Kabel- 
fabrik alle  Maschinen  und  Werkzeuge  völlig  abgeschrieben,  also  auch  die  Vermehrung, 
nicht  bloß  die  Ergänzung  über  Unkostenkonto  gebucht.  —  Natürlich  kann  auch  nur  teil- 
weise so  verfahren  werden.  Eine  Bank  führt  aus  laufenden  Mitteln  einen  Erweiterungs- 
bau von  1  Mill.  auf  und  schreibt  gleich  V2  Mill.  ab ;  d.  h.  bucht  ihn  auf  Gebäudekonto 
nur  mit  500000. 

^)  Das  größte  deutsche  Elektrizitätsunternehmen  verwendet  seit  längerer  Zeit  das 
Erträgnis  des  Effekten-  und  Konsortialgewinns  —  mit  10  "/o  des  Buchwertes  ausgewiesen  — 
zum  sofortigem  Wegschreiben  aller  Neueinrichtungen. 

^)  Je  größer  und  wertvoller  die  Dampfer  werden,  um  so  mehr  decken  die  Reedereien 
das  Versicherungsrisiko  teilweise  (bis  zu  einem  gewissen  Betrage,  gegen  einzelne  Schäden 
[Totalverlust],  besonders  hochbewertete  Schiffe)  bei  Anderen,  und  zwar  zum  Teil  im  Wege 
der  Versicherung  gegen  Prämie,  zum  Teil  im  Wege  der  Versicherungsgemeinschaft,  d.  h. 
Gegenseitigkeitsversicherung  der  Reedereien  untereinander  (seit  1913  im  Konzern  der 
Hapag). 

*)  Wenn  die  (völlige  oder  teilweise)  NichtVersicherung  Selbstversicherung  genannt 
wird,  so  ist  das  Wort  versichern  in  einem  weiteren  Sinne :  schützen  gemeint.  Sie  schützen 
sich  selbst.     Das  Risiko  wird  nicht  verteilt  (Selbstschutz). 

^)  Für  jedes  Schiff  und  jede  Reise  werden  die  üblichen  Prämiensätze  berechnet, 
aber  nicht  gezahlt;  die  Praxis  sagt  daher:  verdient. 

")  §  70. 
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gewinn  zugefülirt  werden  darf.^")  Allerdings  bilden  die  kreditierten  Prämien 
auf  Selbstrisiko  nur  provisorische  Gewinnreserve,  eine  versteckte  Koli- 
gewinnreserve,  nicht  wie  die  Versicherungsreserve  (das  Eeserve-Assekuranz- 
kunto'  eine  Reingewinnrücklage ;  denn  soweit  im  Jahre  Schäden  entstehen, 
sind  die  Prämien  nicht  erspart,  also  kein  Gewinn  gegeben.^)  Daher  ist 
die  Reserve  auch  steuerfrei. 

2.  Eine  fiktive  Schuld  ist  dann  der  nicht  verrechnete,  nidit  aus- 
gewiesene, d.  h.  in  der  B.  nicht  als  solcher  kenntlich  gemachte  Reingewinn. 
Statt  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  wird  er  auf  Kreditorenkonto  gebracht 
und  mindert  so  den  Gewinnsaldo ;  denn  er  erscheint  in  der  B,  als  Schuld-, 
nicht  als  Gewinnposten.-')  Er  ist  stille  Reserve  engeren  Sinnes,  weil  die 
Absicht  besteht,  ihn  längere  Zeit  vom  Gewinnkonto  fernzuhalten. 

Von  dem  nicht  verrechneten  Gewinn  ist  der  noch  nicht  verrechnete 
zu  unterscheiden.  Audi  er  bildet  eine  fiktive  Schuld,  aber  keine  Reserve 
engeren  Sinnes;  es  besteht  die  Absicht,  ihn  im  nächster  Jahre  als  Gewinn 
auszuweisen;  also  ist  er  noch  nicht  dauernd  von  der  Verteilung  aus- 
geschlossen.^) Nicht  verrechnen  heißt:  dauernd  nicht  ausweisen;  noch 
nicht  verrechnen  heißt:  einstweilen  nicht  ausweisen.  Dort  wird  dauernd, 
hier  einstweilen  versteckt. 

3.  Eine  fiktive  Schuld  bildet  auch  das  noch  nicht  verrechnete  Agio 
(auf  neue  Aktien).  Dies  Agiokonto  ist  eine  noch  nicht  auf  gesetzliche 
Reserve  übertragene  Kapitalreserve. 

IV.  Ob  die  geheime  Reserve  durch  Unterbewerten  oder  Überbewerten 
gebildet  wird,  macht  buchhalterisch  wesentlichen  Unterschied.  Wird  sie 
auf  dem  letzteren  Wege  geschaffen,  so  verschwinden  aus  der  B.  keine 
Posten,  weder  Aktiv-  noch  Passivposten;  die  x\ktivseite  wird  in  dem  Falle 
überhaupt  gar  nicht  berührt;  der  buchhalterische  Vorgang  ist  nur  der, 
daß  im  Passivum  etwas  anders  genannt  wird,  als  es  in  Wirklichkeit 
ist.^)  Ganz  anders  bei  der  Emchtung  der  versteckten  Rücklage  durch 
Unterbewerten  der  Aktivums.  Hier  werden  Aktiv-  und  Passivseite  be- 
rührt. Aktivwerte  lassen  sich  nur  verstecken,  wenn  in  derselben  Höhe 
Passi^i)Osten  (Reserven,  Gewinn)  wegbleiben.  Werden  Aktiv  werte  unter- 
drückt, so  ist  es  nach  dem  Wesen  der  B.  nur  möglich,  wenn  gleichzeitig 
im  Passivum  weniger  Gewinn  oder  Vermögen  ausgewiesen  wird.  Geheimes 
Aktivum   fordert   auch   geheimes   Passivum.     Eine   Dividende  (Mietzins, 


')  Manche  Gesellschaften  überweisen  den  ganzen  so  erzielten  Gewinn  oder  einen 
Teil  (öO^'o,  33  V«°/o)  unmittelbar  dem  Selbstversicherungsfouds.   S.  auch  Leitner  S.  172. 

*)  Weil  die  Möglichkeit  besteht,  daß  die  Verluste  mehr  betragen,  als  die  ersparten 
Prämien,  erhalten  die  Reedereien  trotzdem  ihre  offene  Versicherungsreserve.  Anfangs 
wurde  dabei  das  Wesen  der  kreditierten  Prämien  verkannt.  Den  Gesellschaften  blieb 
unklar,  daß  diese  nur  Rohgewinn  sind.  Sie  deckten  die  Havariekosten  statt  aus  den  er- 
sparten Prämien  aus  der  offenen  Assekuranz-Reserve  und  fährten  von  den  ersparten  Prämien 
zwei  Drittel  dem  Jahresgewinn,  ein  Drittel  der  Selbstversicherungsreserve  zu.  Die  Erfahrung 
ergab,  daß  die  Havariekosteu  in  der  Regel  einen  höheren  Betrag  als  dieses  Drittel  aus- 
machten. Daher  war  eine  ständige  Schwächung  des  Assekuranzfonds  zu  befürchten,  der 
früher  immer  um  den  Betrag  der  ersparten  Prämien  erhöht  war.  Diese  Erhöhung  fehlte 
jetzt.  Wenn  er  also  nicht  besonders  dotiert  wurde,  drohte  er  aufgezehrt  zu  werden. 
Deshalb  begannen  die  Gesellschaften  die  gesamten  Havariekosten  von  den  ersparten 
Prämiengeldern  abzuziehen  und  erst  vom  ersparten  Rest  zwei  Drittel  dem  Betriebsgewiuu, 
ein  Drittel  dem  Selbstversicherungsfonds  zu  überweisen. 

')  §  30. 

•)  §  67,  71  IV. 

'')  In  den  großen,  bei  Banken  oft  Hunderte  von  Millionen  umfassenden  Kreditoren- 
posten verschwinden  so  interne  Speziaireserven  die  Menge  (Kontokorrent-  und  andere 
Reserven  für  einzelne  Engagements). 
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Prämie  usw.)  ist  für  ein  halbes  Jahr  (l.  Juli  bis  31.  Dezember)  bereits 
verdient,  aber  noch  nicht  eingegangen.  Dann  kann  der  Betrag  ins  Aktivum 
und  auf  die  Passivseite  als  Übertragsposten  gestellt  oder  auf  beiden 
Seiten  ganz  weggelassen  werden.  Dieselbe  stille  Reserve  läßt  sich  also 
in  zwei  verschiedenen  Formen  bilden. 

V.  Damit  gelangen  wir  zu  einem  weiteren  Unterschiede  der  geheimen 
Rücklagen.  Sie  bestehen  entweder  in  nicht  ausgewiesenem  Vermögen  oder 
in  nicht  ausgewiesenem  Gewinn.  Daß  die  stillen  Reserven  Gewinnreserven 
sind,  bildet  die  Regel.  Aber  stille  Kapitalreserven  sind  z.  B.  die  Er- 
stellung von  Neuanlagen  aus  oifenen  Neubaureserven,  die  in  Reserve  ge- 
legten stillen  Beihilfen,  die  stille  Agioreserve  (versteckte  Agioemission). 
Namentlich  letztere  Form  ist  neuerdings  häufig.  Um  ein  Objekt  im  Werte 
von  1  Mill.  Mk.  als  Sacheinlage  zu  erwerben,  wird  das  Aktienkapital 
um  500  000  Mk.  erhöht.  Gibt  man  die  500  Aktien  zu  200  aus,  so  muß 
eine  halbe  Million  in  die  Zwangsreserve  kommen,  deren  Verwendungs- 
zweck festliegt ;  daher  wird  der  Gegenstand  nur  zu  500  000  Mk.  gewertet 
und  die  Aktie  zu  100  ausgegeben;  also  500  000  stille  Agioreserve.^) 

Daß  Gewinn  nicht  ausgewiesen  ist,  läßt  sich  somit  auf  doppelte 
AVeise  erreichen,  dadurch,  daß  man  ihn  im  Passivum  unter  andere  Posten 
bringt,  und  dadurch,  daß  man  ihn  aus  dem  Passivum  ganz  wegläßt.  Dann 
müssen  gleich  viel  Aktivwerte  aus  der  ß.  wegbleiben  (z.  B.  Buchen  von 
Neueinrichtungen  als  Unkosten).  Weniger  Aktiva  gibt  weniger  Gewinn. 
Aber  weniger  Gewinn  ergibt  sich  auch,  wenn  mehr  Passiva  d.  h.  Gewinn 
unter  anderen  Passiven  versteckt  wird. 

VI.  A.  Durch  Bildung  von  Reserven  gewinnt  die  A.  nicht  zu  ver- 
zinsendes Kapital;  sie  braucht  nicht  Ki'edit  in  Anspruch  zu  nehmen, 
nicht  (Bank-,  Obligationen-)  Zinsen  oder  Dividenden  zu  zahlen.^)  Ge- 
wiß gehört  zu  den  Mitteln,  die  Dividende  durch  künstliche  Erhöhung  von 
Passivkonten  niedrig  zu  halten,  auch  die  Ausgabe  hochverzinslicher  Obli- 
gationen und  die  Verdoppelung  des  Aktienkapitals,  aber  dies  sind  Mittel, 
die  dem  Unternehmen  Geld,  Verzinsung  kosten.  Durch  Reservenbildung 
erhält  es  unverzinsliches  Arbeitskapital. 

1.  Der  Anteil  am  jährlichen  Reingewinn  ist  bei  der  k.  dem  Mit- 
gliede  auszubezahlen.  Die  vorhandenen  Aktivwerte  sind  zumeist  im  Be- 
triebe festgelegt,  als  Anlage-  und  Betriebskapital  verwendet,  auch  die  im 
abgelaufenen  Geschäftsjahre  neu  gewonnenen.  Also  fehlt  es  bei  indu- 
striellen A.en  nicht  selten  au  flüssigen  Mitteln  zur  Auszahlung  der  Divi- 
dende.  Eine  Vorschrift,  daß  nur  soweit,  als  liquide  Mittel  zur  Verfügung 


')  Ein  Elektrizitätswerk  will  Einfluß  auf  andere  gewinnen.  Daher  erwirbt  es 
von  dem  Finanzierungsinstitut  dieser  Werke  5000  Stück  Aktien.  Sie  sind  TVa  Mill. 
wert,  aber  werden  zu  5  Mill.  übernommen.  Es  gibt  an  das  Institut  5000  Stück  neue  Aktien, 
die  es  nicht  zu  150,  sondern  zu  100  emittiert.  Das  Elektrizitätswerk  verpflichtet  sich 
zugleich,  sie  nicht  unter  150  w^eiter  zu  geben,  und  ein  Konsortium  ist  sofort  bereit,  sie 
zu  150  abzukaufen.  Hochwertige  neue  Aktien  der  übernehmenden  Firma  werden  also 
unterAvertig  ausgegeben,  indem  die  aktiven  Gegenwerte  ebenfalls  unterbewertet  werden. 
Der  offenen  Agioreserve  wird  so  ein  Teil  des  Agiogewinns  als  stille  entzogen.  —  Anderes 
Beispiel:  15  Mill.  Aktien  einer  anderen  Bank  sollen  im  Wege  des  Eintausches  erworben 
werden.  Sie  stehen  125 °/o,  werden  aber  zu  100  eingelegt;  es  genügt  dann  15  Mill. 
neue  eigene  Aktien  ohne  Agio  auszugeben  (5  Mill.  stille  Agioreserve).  Die  Aktionäre 
des  anderen  Unternehmens,  welche  die  neuen  Aktien  zu  100  erhalten,  können  sie  sofort 
mindestens  zu  125%  verkaufen.  Der  Agiogewinn  wird  also  an  die  Verkäufer  über- 
lassen, die  dafür  billiger  verkaufen. 

')  Dotiert  die  Hypothekenbank  ihre  Reserven  stark,  so  kann  sie  Vermehrung  des 
Aktienkapitals  zwecks  Geschäftsausdehnung  vermeiden. 

16* 
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stehen,  Gewinn  ausgewiesen  weiden  darf,  besteht  nicht.  Daher  muß  die 
Industrieaktiengesellschatt  bei  aufsteigendem  Betrieb  sich  die  Mittel  zur 
Auszahlung  der  Jahresdividende  durch  Bankdarlehen  oder  Grundkapitals- 
erhühung  oder  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  oder  sonstwie  auf  dem 
Wege  des  Kredits  verschaffen.  Sie  hätte  wohl,  wenn  das  Statut  der  Ge- 
neralversammlung vollkommen  freie  Verfügung  über  den  Jahresgewinn 
einräumt,  noch  ein  anderes  Mittel,  um  Gewinnauszahlung  auszuschließen, 
Vortrag  des  ganzen  Gewinnes  auf  neue  Eechnung.  Allein  auch  nur  ein- 
mal vorgenommen  und  jedenfalls  bei  wiederholter  Anwendung  wird  dieser 
Ausweg  leicht  zu  einem  Kursrückgang  und  damit  zu  einer  Schädigung 
des  Kredits  der  Gesellschaft  führen.  Und  doch  ist  die  A.  auf  letzteren 
ganz  besonders  angewiesen.  Denn  weil  der  Jahresgewinn  grundsätzlich 
an  die  Aktionäre  zu  verteilen  ist,  bedarf  sie  zu  Betriebserweiterungen 
der  Unterstützungen  fremden  Kapitals.  Selbst  wenn  es  der  Gesellschaft 
möglich  war,  in  Jahren  sehr  hohen  EeingeAvinns  u.  a.  auch  Gewinnrück- 
lagen zu  einem  Betriebsenveiterungsfonds  {Xeubaukontö)  zu  machen, 
bei  starker  Geschäftsausdelmung  muß  sie  doch  zu  fremder  Hilfe  greifen.^) 

2.  Dies  beides,  die  Notwendigkeit  der  Gewinnung  von  Mitteln  zur 
Dividendenzahlung  und  zur  Betriebsfondserhöhung,  macht  es  der  A.  zu 
einer  besonderen  Aufgabe,  das  Vertrauen  der  Kapitalisten  in  ihre  wirt- 
schaftliche Lage  zu  pflegen.  Das  beste  Mittel  ist  möglichste  Hintanhaltung 
von  erheblichen  Schwankungen  des  Börsenpreises  ihrer  Aktien  und  dies 
wieder  läßt  sich  am  zweckmäßigsten  erreichen  durch  Verteilung  einer 
nachhaltig  gleichmäßigen  Dividende. 

3.  Die  ]\Iöglichkeit,  dauernd  eine  gleichmäßige  Dividende  auszu- 
schütten, ist  durch  zwei  Voraussetzungen  bedingt,  erstens  durch  Schaffung 
von  Reserven  zur  Deckung  von  außer  gewöhnlichen  Verlusten^)  über 
den  gesetzlichen  Reservefonds  hinaus  und  dann  durch  Ansammlung  von 
Reserven  für  Geschäftserweiterung  (Verbesserung),  also  die  Bildung  von 
Verlust-  und  Ausgabereserven.  ■^)  Es  müssen  dann  außergewöhnliche  Ver- 
luste und  Ausgaben  nicht  aus  dem  regulären  Jahresgewinn  gedeckt  werden. 
Geschäfte  mit  gi'oßen  Ertragsschwankungen  und  starker  Ausdehnungs- 
notwendigkeit bedürfen  besonders  hoher  Reserven.')  Der  Doppelzweck 
ergibt,   daß   Reserven   teils  Vorsichts-  teils  Weitsichts-Konten  siud.     So 


')  Die  A.  führt  einen  kostspieligen  Prozeß.  Ein  Verlieren  ist  nicht  wahrschein- 
lich, aber  möglich;  daher  bildet  sie  eine  Prozeßreserve ;  dann  wird  Gewinnverteilung  und 
Liquidität  (Vorhandensein  von  Mitteln  zur  Geschäftsausdehnung)  nicht  beeinflußt.  Auch 
um  große  Aufträge  zu  erhalten,  müssen  "Werften  usw.  mit  Bankkredit  arbeiten.  Die  Banken 
geben  auswärtigen  Staaten  Anleihen  für  Anschalfuns'  von  Kriegsmaterial.  Sie  bedingen 
sich  dabei  u.  a.  aus,  bestimmen  zu  dürfen,  wem  die  Beschaffung  zu  übertragen  sei; 
sie  nennen  nur  solche  Firmen,  die  für  die  Herstellung  mehr  oder  weniger  Bankkredit 
in  Anspruch  nehmen  (also  die  Mittel  nicht  durch  Kapitalerhöhung  usw.  aufbringen). 

*)  Reedereien  siud  besonders  gefahrenreich.  Kein  Wirtschaftszweig  wird  so  schnell 
und  so  eindrucksvoll  von  dem  Rückgang  der  Weltwirtschaft  berührt  wie  Verkehrs- 
anstalten. Also  starke  Re.serven  erforderlich.  Auch  der  Bergbau  ist  ein  .sehr  riskantes 
Geschäft  und  verlaugt  daher  mehr  Reserven  als  andere  Geschäfte.  —  1905  konnten 
Hagelversicherungsanstalten  die  außerordentliche  Inanspruchnahme  aus  Reserven  decken. 

*)  Z.  B.  tritt  große  Steigerung  der  Selbstkosten  ein.  Ohne  Steigerung  des  Ver- 
kaufspreises wäre  nicht  möglich  Dividenden  zuzahlen.  Eine. solche  Erhöhung  ist  durch 
die  Konkurrenz  verboten.  Also  müßte  die  Dividende  herabgesetzt  werden,  wären  nicht 
offene  oder  stille  Reserven  für  Einkauf  der  Rohstoffe  (Deckung  der  Materialpreise  teil- 
wei.se  nicht  aus  Unkostenkonto)  vorhanden.  Oder:  Neue  Maschinen,  die  bald  nötig  werden, 
brauchen  größeren  Bodenraum;  daher  sind  bald  Neubauten  erforderlich;  die  Mittel  werden 
durch  starke  Abschreibung  am  Fabrikgebäude  reserviert.   ' 

*)  Frankf.  Ztg.  27.  November  1907  Nr.  329:  vorsichtige  Dividendenpolitik. 
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ist  das  Unternehmen  in  der  Lage,  großen  Schwanknngen  in  der  Konjunktur 
zu  begegnen  ^)  und  allen  an  es  neu  herantretenden  Aufgaben  zu  genügen. 
Der  Unterschied  zwischen  Vorsichts-  und  Weitsichtskonten  tritt  in  der 
Terminologie  insoferne  hervor,  als  der  Kaufmann  oft  nur  Ausgabenreserven 
Reserven,  Verlustrücklagen  dagegen  Abschreibungen  nennt. 

B.  1.  Die  Gesellschaften  geben,  wenn  sie  äußere  Reserven  in  der 
Höhe  geschaffen  haben,  wie  es  ihrem  Kredite  entspricht,  inneren  Reserven 
den  Vorzug.  Die  Gründe  sind  verschiedene :  a)  stille  Reserven  sind  leichter 
verwendbar;  ihr  Zweck  steht  weder  gesetzlich  noch  sonstwie  fest;  ins- 
besondere wird  Dotierung  der  Zw^angsreserve  mit  ihrem  streng  gebundenen 
Zweck  vermieden ;  b)  die  Verwendung  braucht  nicht  ersichtlich  gemacht 
zu  werden :  «)  Fehlschläge  können  in  der  Stille  gedeckt  werden  ^)  weder 
Bilanz-Aktiva  noch  Passiva  (insbesondere  Bilanzreserven)  mindern  sich; 
der  Kredit  bleibt  unberührt;  ß)  es  ist  leichter  möglich,  Gewinn  zu  Geschäfts- 
erweiterungen zu  verwenden,  w'enn  nur  so  viel  Gewinn  ausgewiesen  wird, 
als  zur  ständigen  Dividende  nötig  ist;  wird  mehr  Gewinn  ersichtlich  ge- 
macht, so  drängen  die  Aktionäre  auf  Dividendenerhöhung ;  ^)  im  Wege  der 
stillen  Reserven  lassen  sich  Spesen^)  (z.  B.  Provisionen)  ersparen,  die  nach 
Werthöhe  berechnet  werden. 

2.  Den  verschiedenen  angegebenen  Zwecken  dient  die  neuerdings  be- 
liebte stille  (Aktienemissions-)  Agioreserve.  Aktien  werden  unter  ihrem 
Werte  ausgegeben  gegen  die  Verpflichtung  ihrer  Übernehmer,  der  aus- 
gebenden Gesellschaft  statt  des  Agios  oder  eines  höheren  Agios  andere 
Vorteile  zuzuführen.  Sacheinlagen  werden  trotz  sorgfältiger  Schätzung 
leicht  überbewertet  oder  sie  bestehen  aus  nicht  greifbaren  Gütern ;  solche 
kann  eine  vorsichtige  A.  nicht  im  Aktivum  haben;  der  Kredit  fordert, 
sie  sofort  freiwillig  abzuschreiben;  dadurch  wäirde  Verlustsaldo  entstehen; 


^)  Aktienmühlen  müssen  Reserven  z.  B.  bilden,  weil  die  Einführung  einer  Mühlen- 
nmsatzsteuer  möglich  ist. 

*)  Die  Großbanken,  die  kleine  im  Wege  des  Aktientausches  sich  anschließen,  be- 
werten die  anzuschließenden  Banken  niedrig  und  übernehmen  so  deren  Aktien  zu  pari. 
Sie  stehen  bei  ihr  dann  so  zu  Buch.  Eine  deutsche  Großbank  hat  in  Aktien  affiliierter 
Bauken  auf  diese  Weise  eine  stille  Reserve  von  60—100  Mill.  Sie  hat  in  der  B.  für 
1911  daraus  einen  Verlust  von  12  Mill.  Mk.  still  gedeckt.  Die  Dividende  blieb  unbe- 
rührt. Eine  gi'oße  Elektrizitätsfirma  hätte  im  Geschäftsjahr  1903/04  an  Maschinen 
wegen  vieler  Überstunden  6  Va  Mill.  abschreiben  müssen;  da  an  ihnen  von  Anfang  an 
freiwillig  abgeschrieben  war,  genügten  2  V»  Mill.  offene  Abschreibungen ;  4  Mill.  wurden 
also  aus  stillen  Reserven  abgeschrieben. 

*)  Emil  Bathenau  sagte  11.  Dezember  1908  bei  seinem  70.  Geburtstage:  Die 
Dividende,  die  mau  zahlt,  hat  man  gesehen ;  Summen,  die  man  abschreibt,  bleiben  in 
der  Kassa.  Er  meint  Abschreiben  von  Neu-Einrichtungen  aus  Gewinn.  —  Eine  A.  hat 
30000  Aktien  zu  100  gebucht;  sie  fielen  auf  60;  12  Mill.  waren  abzuschreiben,  daher 
längere  Zeit  Dividendenlosigkeit.  Nun  steigen  die  Aktien  wieder  auf  80;  also  4  Mill. 
Gewinn.  Hier  besteht  Versuchung  für  die  Generalversammlung,  Dividende  zu  fordern, 
auch  wenn  Bildung  einer  offenen  Reserve  vorgeschlagen  wird.  Deshalb  stille  Reserve. 
Man  ist  dann  gegen  Kursschwankungen  gewappnet.  Eine  große  Werft  hat  40  Mill. 
werbendes  Kapital;  davon  aber  nur  10  Mill.  Aktien  und  10  Mill.  Reserven.  Die  Bonität 
wird  dadurch  gestärkt.  Denn  eine  Werft  bedarf  jederzeit  verfügbarer,  also  der  Ver- 
teilung entzogener  Mittel  von  bedeutender  Höhe,  um  große  Aufträge  zu  erreichen.  Wenn 
es  sich  darum  handelt,  mit  Unterstützung  nahestehender  Banken  Marinegeschäfte  mit 
fremden  Ländern  zu  machen,  wird  der  Abschluß,  also  die  Geschäftsausdehnung  bei  Vor- 
handensein großer  stiller  Reserven  erleichtert. 

*)  Ausgenommen  öffentliche  Abgaben.  Zur  Abgabenhinterziehung  (z.  B.  Hinter- 
ziehung des  Aktien-Ausgabestempels)  dürfen  stille  Reserven  nicht  verwendet  werden. 
Hier  ist  der  wirkliche  Wert,  also  z.  B.  der  wahre,  d.  h.  nicht  unterbewertete  Ausgabe- 
wert zu  beachten  (RGZ.  80,  120;  78,  169;  76,  139;  69,  201;  67,  328;  61,  802;  hiezu 
Oppe7is  bei  Holdheim  22,  11 7  ff.). 
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drshalb  niedrigeres  Ansetzen  von  oftenen  Eeserven  unter  gleichzeitiger 
Herabsetzung-  von  Aktiven,')  Übernommen  soll  werden  ein  Geschäft  mit 
3900(100  Mill.  greifbarem  und  2  400  000  Mill.  nicht  greifbarem*)  Rein- 
vermögen.  Würden  zu  dem  Zwecke  3  Mill.  neue  Aktien  zu  210  aus- 
gegeben, so  würde  trotz  des  Agiogewinns  von  3,3  Mill.  eiu  buchmäßiger 
Verlust  von  2,4  ]\Iill.  entstehen: 

Bisherige  Aktiva     .     .     10  000  000  i  Bisheriges  Kapital  und 
Neue  greifbare  Aktiva  .       3  900  000,       Reserven    ....     10000000 


Verlustsaldo   ....      2400000 


Neues  Kapital    .     .     .      3  000  000 
Neue  Zwangsreserve  .      3  300  000 


16300  000 


16  800  000. 


Daher  werden  die  8  Mill.  neue  Aktien  an  ein  Bankhaus  zu  loO 
begeben  gegen  die  Verptlichtung,  ein  Patent  usw.  im  Werte  von  2,4  Mill. 
Mark  zu  schenken,  tmd  mit  dem  Rechte,  die  neuen  Aktien  den  alten 
Aktionären  zu  210  anzubieten.     Die  B.  lautet: 

Alte  Aktiva  ....     10000000  I  Altes  Kapital  u.  Reserven  10000000 

Neue  Aktiva       .     .     .       3  900000  '  Neues  Grundkapital     .      3000000 

I  Neue  Zwangsreserve   .         900  000 

13900  000  !  '              13  900000 

Es  werden  also  gleichzeitig  Aktiv-  und  Reserveposten  herabgesetzt.") 

3.  Weitblickende  Unternehmungen  beginnen  sofort,  neben  oifenen 
stille  Rücklagen  (interne  Konten)  zu  schaifen.  Die  großen  A.en  besitzen 
nicht  selten  100*^' o  offene  und  10ö*^/o  stille  Reserven  des  Aktienkapitals : 
z.  B.  200  Mill.  Grund-,  200  Mill.  offenes,  200  Mill.  stilles  Reserve-Vermögen. 

-i .  Manchmal  sind  solcher  Reservenpolitik  dadurch  Schranken  gezogen, 
daß  Banken,  die  Großaktionäre  sind,  allmähliche  Dividendensteigerung  wollen. 

5.  ^^'as  in  stille  Reserve  gebracht  wird,  sind  besonders  außerordent- 
liche Einnahmen.  Das  Geschäft  hatte  ein  Ausnahmejahr.  Ein  Los,  das 
die  Firma  besitzt,  wurde  mit  dem  Haupttreffer  gezogen,  wegen  außer- 
gewöhnlicher Konjunktur  wurden  Etfektenbestände  zu  sehr  hohen  Preisen 
abgestoßen,  Konsortialgeschäfte  lieferten  reiche  Erträgnisse.  Aus  Fusion  ^) 
oder  Schiffsverkauf  wird  außerordentlicher  Gewinn  erzielt.  Geschäfts- 
gi-undsatz  ist,  solch  außerordentliche  Gewinne  nicht  auszuschütten,  sondern 
in  der  B.  gar  nicht  zu  verrechnen.  Sie  sind  vorübergehend.  Sie  würden 
ein  sprungweises  Steigen  der  Dividende  gleich  um  mehrere  Prozente  be- 
wirken. Bei  Konjunkturrückschlag  im  nächsten  Jahre  müßte  die  Dividende 
gleich  wieder  zurückgehen;  ja  die  Firma  könnte  dividendenlos  und  ge- 
zwungen werden,  zur  Deckung  von  Kurs-  und  anderen  Verlusten  offene 
Reserven  anzugreifen  und  deshalb  die  Schäden  in  voller  Höhe  zu  deklarieren. 

')  Vgl.  Abraham  in  Holdheim's  Montschrift  15,  121;  Zimmermann  §  79. 

')  Die  Firma  oder  das  Patent,  das  überlassen  wird,  ist  so  viel  wert. 

*)  Andere  Beispiele:  a)  Eine  A.  könnte  neue  Aktien  zu  .^00  ausgeben:  sie  tut 
es  zn  HO  an  ein  Konsortium,  das  sie  zu  bOO  au  die  Aktionäre  geben  darf  gegen  die 
Verpfliebtung:  «)  d-^r  Gesellscbaft  ein  Patent  zu  kaufen,  das  2 '/»  ^liH-  kostet,  ß}  für 
die  Gesellschaft  400 000  Mk.  Abfindung  an  die  Aktionäre  der  Unternehmung  zu  zahlen, 
welche  die  A.  sich  einverleibt  (s.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  110,  8G) ;  b)  Aus- 
gabe zu  pari ;  das  übernehmende  Konsortium  schenkt  dafür  eineu  Orgauisatiousfonds 
oder  die  Aktien  eines  anderen  Unternehmens  oder  macht  dafür  einer  anderen  Firma,  an 
der  die  emittierende  A.  beteiligt  ist,  ein  Geschenk. 

*)  Eine  Großbank  gliedert  sich  eine  Provinz-Aktienbank  an,  indem  sie  eigene 
(aus  Kapitalsei  höhung  gewonnene)  Aktien  den  Aktionären  des  Provinzinstitutes  zum 
Umtausch  anbietet.    Sie  verkauft  die  eingetauschten  Aktien  mit  hohem  Nutzen. 
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Das  alles  fällt  weg,  wenn  diircli  stilles  Zurückbehalten  außerordentlicher 
Eingänge  interne  Deckungsfonds  geschalten  werden.  Effektengewinn  wird 
z.  B.  zu  Abschreibungen  und  Eückstellungen  auf  Effektenkonto  verwendet. 

C.  1.  Es  gibt  aber  auch  Gesellschaften,  welche  die  Politik  der  offenen 
Reserven  (offenen  freiwilligen  Abschreibung)  der  Politik  der  inneren  Eück- 
lagen  (stillen  freiwilligen  Abschreibung)  vorziehen :  nicht  niedrigen  Gewinn 
und  hohes  Unkostenkonto,  sondern  niedrige  Betriebsausgaben  und  hohen 
Bruttogewinn.  Sie  wollen  hohen  Betriebsgewinn  und  hohe  Abschreibungen 
aufzeigen.  Der  Wettbewerb  fordert  es  vielleicht.  Eine  derartige  Unter- 
nehmung belastet  a)  mit  umfangreichen  Reparaturen  (Reklassifikations- 
arbeiten)  nicht  das  Unkostenkonto,  sondern  den  (Dampfer-)Reparaturen- 
Reservefonds  (gewöhnlich  Erneuerungsfonds  genannt);  dadurch  erscheint 
der  Betriebsgewinn  höher;  aus  dem  so  erhöhten  Betriebsgewinu  dotiert 
sie  wieder  die  Reparaturen-Reserve ;  ^)  b)  sie  bringt  Neu-Einrichtungen 
(Verbesserungen)  nicht  auf  Unkosten-,  sondern  auf  Anlagenkonto  und 
schreibt  den  Betrag  aus  dem  dadurch  erhöhten  Gewinn  wieder  ab.  Jede 
Verbesserung  wird  auf  Kapitalkouto  gesetzt,  aber  gleich  wieder  durch 
Extraabschreibung  entfernt. 

2.  Wer  starke  offene  Reserven  schafft,  kann  geheime  mehr  unter- 
lassen -)  Wer  hohe  innere  außerordentliche  bildet,  darf  in  einem  Jahre 
offene  ordentliche  einschränken  oder  unterlassen.  Höhere  stille  Rücklagen 
für  mögliche  Ausgaben  rechtfertigen  wirtschaftlich  niedrigere  offene  Ab- 
schreibungen für  mögliche  Verluste.'^) 

D.  Ein  anderes  Verfahren  ist,  die  Höhe  der  Dividende  nach  dem 
Börsenkurs  der  Aktien  zu  bemessen.  In  guten  Jahren  werden  dann  hohe 
stille  Reserven  gebildet,  in  schlechten,  wenn  der  Reinertrag  zu  der  dem 
Kurse  entsprechenden  Dividende  nicht  ausreicht,  Höherbewertungen  statt- 
finden, indem  stille  Reserven  aufgelöst  werden. 

E.  Rechtswidrig  ist  die  Geschäftspolitik,  die  mehr  Gewinn  als  ge- 
macht ist  ausweist,  also  z.  B  große  Verluste  nicht  abschreibt,  sondern 
auf  die  Jahre  verteilt.  Manchmal  treiben  Banken,  die  Kredit  geben, 
dazu.  Sie  wollen  eine  gleichmäßige  Dividende.  Die  B.  ist  gefälscht,  wenn 
der  Verlust  dadurch  verdeckt  wird,  daß  man  den  Gesellschaftsmitgliedern 
(Genossen)  einen  Verlustanteil  zur  Last  schreibt,  also  an  die  Stelle  des 
Verlustsaldos  das  Debitorenkonto  erhöht. 

VII.  Interne  Rückstellungen  werden  in  der  B.  ersichtlich,  wenn  für 
das  unterbewertete  Aktivum  mehr  eingeht.  Maschinen  im  Werte  von 
200  0)0  stehen  mit  80  000  zu  Buch;  die  Hälfte  davon  geht  durch  Brand 
zugrunde;  die  Feuerversicherung  zahlt  100  000  Mk.  Da  ist  immer  noch 
zu  20  000  überbewertet.  Die  100  000  Mk.  bilden  Gewinn.  Die  Gesell- 
schaft wird  ihn  gar  nicht  offen  macheu  oder  wenigstens  nur  mit  40  000, 
d.  h.  40  000  am  Buchwert  abschreiben  (damit  wieder  60  "/o  stille  Maschinen- 
reserve  vorhanden  ist),   dagegen  60000  in   weitere  stille  Reserve  legen. 

VIII.  Die  Reservenbildung  ist  bei  der  Privatfirma  und  der  oftenen 
Handelsgesellschaft  eine  ganz  andere  als  bei  der  A.     Der  Privatbankier 

')  Die  Hambur^Amerika-Linie  hat  1912  diesen  Erneuerungsfonds  eingehen  lassen 
und  auch  die  großen  Reparatureu  auf  die  laufenden  Betriebskosten  übernommen. 

^)  Natürlich  haben  die  großen  Reedereien  solche,  besonders  in  den  internen  Ab- 
rechnungskonten (Gewinn  aus  Reisen  lassen  sie  lange  unverrechnet  und  decken  daraus 
Tarifkämpfe). 

')  Gewinn  aus  Veräußerung  von  Aktien  (bei  Fusion)  und  aus  Rückersatz  von 
Agiosteuer  wird  zu  Neubauten  verwendet  mit  der  Begründung,  es  hätte  sonst  mit  freiwilligen 
offenen  Abschieibungen  höher  gegangen  werden  müssen. 
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kann  sein  Kapitalkonto  nur  durcli  seineu  Jahresverdienst  vergrößern, 
indem  er  ihn  im  Geschäfte  stellen  läßt,  soweit  er  nicht  seinen  Privatverbrauch 
daraus  decken  muß.  Diese  Vergrößerung  bildet  wirtschaftlich  seine  Reserven, 
seine  Büttel  für  außergewöhnliche  Verluste  und  Geschäftserweiterung.  Bei 
der  A.  stammt  das  Reservekapital  nur  zum  Teil  aus  Betriebsüberschüssen. 
Ein  großer  Teil  der  ottenen  und  der  stillen  Reserven  rührt  aus  Agio- 
überscliüssen  her,  die  einen  aus  otfenem  Aktienagio,  die  anderen  aus  stillem. 
Letzteres  entsteht  dadurch,  daß  Sacheinlagen  weit  unter  ihrem  Werte 
hereingenommen  und  dafür  die  neuen  Aktien  unterwertig  ausgegeben  werden. 

Formelle  Reserven  d.  h.  Posten,  die  über  den  Betrag  des  Kapitals- 
kontos hinaus  Aktiva  vor  Ausweisung  und  Verteilung  als  Gewinn  schützen 
sollen,  begegnen  bei  Privatfirmen  selten.  Immerhin  kommen  sie  vor.^) 
So  kommt  es  vor,  daß  ehi  Vater  den  Wert  seines  Geschäftes  bilanzmäßig 
festsetzt,  also  ins  Aktivum  einsetzt,  weil  er  am  besten  beurteilen  kann, 
welchen  Preis  der  das'  Geschäft  übernehmende  Sohn  den  anderen  Erben 
dafür  zahlen  kann.  Damit  das  Aktivum  nicht  den  Gewinn  erhöht,  muß 
in  gleicher  Höhe  ein  Reserveposten  eingestellt  werden.^) 

Setzen  wir  folgenden  Fall.'')  A  betreibt  eine  Papierfabrik.  Er  will 
sie  vergrößern  und  verwandelt  das  Unternehmen  in  eine  Kommanditgesell- 
schaft. Mitteilhaber  werden  zwei  Brüder  von  ihm,  B  und  C,  B  als  oifen, 
C  als  koramanditarisch  Beteiligter.  B  legt  300  000,  C  200  000  Mk.  ein. 
Für  A  wird  im  Gesellschaftsvertrage  vereinbart,  daß  die  Gesellschaft  das 
Unternehmen  ohne  Liquidation  mit  Aktiven  und  Passiven  übernehme,  an 
dem  bisherigen  Kapitalkonto  des  A  aber  alle  dermaligen  Geschäftsverluste 
mit  90  000  Mk.  und  dann  weiter  noch  110  000  Mk.  abgeschrieben  werden 
sollen  und  der  Rest  als  Bareinlage  des  A  zu  gelten  habe. 

Die  Schlußbilanz  des  bisherigen  Unternehmens  zeigt  folgendes  Bild : 

Bruttovermögen.     .     1700  000  Mk.     Kreditoren     .     .     .       700000  Mk. 

Kapitalkonto       .     .     1000  000    „ 

Von  diesem  Kapitalkonto  waren  vertragsgemäß  200  000  Mk,  abzu- 
ziehen. Als  Geldeinlage  des  A  hatten  also  800  000  Mk.  zu  fungieren. 
Wir  erhalten  somit  nachstehende  Gesellschafts-Eröffnungsbilanz : 

Kreditoren  ,     .     ,     .     700  000  :Mk. 


Diverse  Aktiva  .     .     1  610  000  Mk 
Schulden  des  B  u.  C       500  000     „ 


Kapitalkonto  A     .     .  800  000 

B     .     .  300  000 

C     .     .  200  000 

Weitere  Abschreibg.  110  000 


2110  000  Mk.  I  2  110  000  Mk. 

Der  Posten  „weitere  Abschreibung  110000  Mk."  enthält  keine  materielle 
Abschreibung.  Er  konstatiert  nicht,  daß  die  Aktiva  um  110  000  Mk.  weniger 
wert  sind.  Denn  was  die  Aktiva  an  Wert  verloren  haben,  ist  schon  durch 
den  Abzug  von  90  000  Mk,  getilgt.  Der  Passivposten  110000  Mk,  kon- 
statiert also  das  Vorhandensein  entsprechender  Werte  im  Aktivum.  Er 
ist  somit  ein  materielles  Konto,  nur  formell  ein  Abschreibungsposten.  Die 
Vermögenswerte,  deren  Vorhandensein  er  konstatiert,  bilden  kein  Er- 
zeugnis des  neuen  Geschäftsbetriebes.     In   der  ersten  Stunde  der  neuen 


*)  Z.B.  OVG.  15,  110:   Rücklage  znr  Deckung  künftig  etwa  eintretender  Zer- 
störung der  Fabrik  durch  Brand.    Leitner  69  f. 

*;  Vgl.  §  7.  ' 

»)  Vgl.  Rehm  in  Leipziger  Zeitschr.  2,  289  f. 
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Gesellschaft  sind  sie  bereits  vorhanden.  Sie  stammen  aus  dem  alten  Ge- 
schäfte. Sie  sind  vom  Gesellschafter  A  zur  Verfügung  gestellt,  eingelegt. 
Aber  sie  bilden  kenie  Einlage  im  Sinne  des  HGB.  (§  111).  Sie  rechnen 
nicht  mit  zum  Geschäftsguthaben  des  A.  Der  „Kapitalanteil"  des  A  be- 
läuft sich  auf  800  000  Mk.  Und  doch  sind  sie  von  A  eingelegt.  Sie 
sind  von  ihm  zur  Vertilgung  gestellt  als  Werte,  die  an  der  Ertrags- 
erzielung  mitwirken  sollen.  Sind  daher  Kapital,  Vermögen,  und  nicht  Er- 
trag. Aber  sie  sind  nicht  Kapital  im  Sinne  der  §§  120  ff.  Der  Posten 
ist  Kapital,  an  dem  Jahresverluste  nicht  abgeschrieben  und  zu  dem 
Jahresgewinne  nicht  hinzugeschrieben  werden  sollen.  Der  Posten  hat  viel- 
mehr zur  Aufgabe,  eventuell  zu  verhindern,  daß  an  den  Kapitalkonti  der 
Teilnehmer  Verluste  abgeschrieben  werden  müssen.  Der  Posten  ist  ein 
Reservekonto.  A  hat  sein  altes  Kapitalkonto  dem  Vertrage  zufolge  in 
zwei  Teile  zerlegt,  in  ein  Stamm-  und  in  ein  Reservekapital.  800  000  Mk. 
hat  er  auf  seinen  „Kapitalanteil"  eingelegt,  110  000  Mk.  zur  Bildung  eines 
Reservefonds.  Die  110  000  Mk.  bilden  eine  Reserveeinlage.  Weil  sie  am 
Gewinne  keinen  Anteil  haben  sollen,  sind  sie  eine  Schenkung  an  die  Ge- 
sellschaft, also  buchmäßig  ein  Gewinn.  Aber  nicht  wirtschaftlich.  Denn 
die  Schenkung  ist  mit  einer  Auflage  versehen.  Die  110  000  Mk.  dürfen 
nicht  zur  Deckung  laufender  Bedürfnisse  und  nicht  zur  Gewinnzuschreibung 
verwendet,  sondern  sie  müssen  zurückgestellt  werden.  Sie  sind  aus  Kapital 
gebildete  Reserve.  Ihr  Analogon  bildet  insoferne  die  Prämienreserve.  Noch 
näher  steht  ihr  die  Zuzahlung  auf  Aktien  ohne  Einräumung  von  Vor- 
zugsrechten dafür.  Auch  diese  darf  nicht  als  Gewinn  verteilt  werden. 
Auch  sie  bildet  verlorenes  Geld,  gegeben  mit  negativ  gebundener  Zweck- 
bestimmung. 

3.  Der  Rücklagenbegriff. 

§  69. 

I.  Seiner  wörtlich-natürlichen  Bedeutung  nach  ist  Rücklage  ein 
weder  mit  Reserve  noch  mit  Reservefonds  sich  deckender  Begriff,  einer- 
seits enger  als  Reserve  und  Reservefonds,  andererseits  weiter  als  Re- 
servefonds. 

A.  Rücklage  ist  nur  eine  Art  der  Reserve,  Gewinn-,  nicht  Kapital- 
reserve.  Reserve  ist  (dauernde)  Zurückhaltung  einer  bestimmten  Aktiv- 
summe von  Verteilung  (Sparrücklage)  oder  von  Verwendung^)  zu  laufenden 
Zwecken.  Aber  nicht  jede  Zurückhaltung  ist  Zurückstelliinf/,  Zurück- 
legung.    Nicht  jede  Reserve  entsteht  durch  Zurücklegen,   Zurückstellen. 

1.  Die  Reserve  ist  entweder  Kapital-  oder  Gewinnreserve^  der 
Reservefonds  Kapital-  oder  Gewinnreservefonds. 

a)  In  dem  einen  Falle  wird  etwas  von  der  Verteilung  oder  jener 
Verwendung  bewahrt,  was  schon  seinem  Wesen  nach  nicht  zur  Verteilung 
oder  Verwendung  bestimmt  ist.  In  dem  anderen  Falle  wird  etwas  von 
der  Verteilung  oder  jener  Verwendung  zurückgehalten,  was  an  sich  ver- 
teilt oder  zu  laufenden  Zw^ecken  verwendet  werden  könnte. 

b)  Zuzahlungen  auf  Aktien  ohne  Grundkapitalserhöhung  sind  schon 
ihrem  Wesen  nach  nicht  Gewinn  und  Ertrag,  sondern  N'ermögeu,  Aktien- 
ausgabeagio nach  gesetzlicher  Bestimmung  nicht  Gewann  und  seinem  Wesen 


*)  Das  bedeutet  keineswegs :  das  Reservekapital  darf  nicht  im  Betrieb  verwendet, 
sondern  muß  besonders  angelegt  werden,  sondern  nur:  es  bildet  Ertragsquelle,  nicht 
Ertrag. 
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nach  nicht  Ertrag-,  sondern  Kapital.  Sie  werden  in  Reserve  gestellt,  also 
bilden  sie  ans  Vermögen  gesehatiene  Reserven,  Vermögens-  oder  Kapital- 
Reservefonds.'^)  Dasselbe  ist,  wie  schon  sein  Name  sagt,  bei  dem  Reserve- 
fonds der  Fall,  der  in  einem  engeren  Sinne  Kapitalreserve  heißt.  Bei 
A.en,  die  Anlagen  errichten,  kommt  vor,  daß  ein  Reservefonds  aus  dem 
Grundkapital  mit  dem  Zweck  gebildet  wird,  eine  Verwendung  des  ganzen 
Aktienkapitals  zu  Anlagen  zu  verhindern.  Eine  Reserve  wird  für  Vor- 
handensein von  flüssigem  (Betriebs-)Kapital  (im  Gegensatz  zum  stehenden 
Kapital  aus  dem  Grundstockvermögen  geschafl'en.  Auf  der  anderen  Seite 
werden  handelsrechtliche  Reserven  auch  erst  aus  Gewinn,  steuerliche  Re- 
servefonds aus  Reinertrag  hergestellt.  Hier  hat  sich  erst  Gewinn  und 
Ertrag  in  ,,  Vermögen''  (Grundstock-,  Stammvermögen)  zu  verwandelnd) 
Solche  Reserven  und  Reservefonds  heißen  (r^'/r//z//-Reserven  und  Reserve- 
fonds.^) Eine  Bank  verkauft  ihr  Bankgebäude  mit  1  Vs  Mill.  Nutzen; 
sie  bildet  daraus  eine  Neubaureserve. 

2.  Von  Zurücklegen^  Ziiriickstellen  kann  lediglich  bei  etwas  ge- 
sprochen werden,  was  an  sich  verteilt  oder  verwendet  werden  könnte. 
Das  ist  nur  der  Fall  bei  Gewinn  und  Ertrag,  nicht  bei  ,, Vermögen". 
Bilanzmäßiger  Reingewinn  ist  au  sich  zm-  Verteilung,  Reineinkommen  seinem 
Wesen  nach  zum  Verbrauch  bestimmt.  Bei  Aktienemissionsagio  und  Zu- 
zahlungen,  wie  beim  Grundkapital,  bedarf  es  keiner  Rückstellung,  um  sie 
vor  Verteilung  und  Verwendung  zu  bewahren.  Durch  ihr  Wesen  oder 
durch  gesetzliche  Bestimmung  sind  sie  schon  hiervon  bewahrt.  Ihre  Ein- 
stellung als  Reservefonds  entspricht  ihrem  natürlichen  Wesen  oder  ihrer 
gesetzlichen  Natur.  Ausschluß  des  Gewinns  von  der  Verteilung,  des  Er- 
trags von  der  Verwendung  widerspricht  ihrer  Natur.  Also  müssen  sie 
erst  in  Vermögen  verwandelt,  zurückgelegt  werden.  Rücklage  ist  zurück- 
gelegter Gewinn,  Gewinnrücklage  und  nur  dieses. 

B.  Anderseits  braucht  die  Rücklage  nicht  als  solche  kenntlich  ge- 
macht zu  sein,  d.  h.  einen  selbständigen  Posten,  einen  Fonds  zu  bilden. 
Es  gibt  neben  äußerlich  erkennbaren  Rücklagen,  Gewinnreserve/o«c?Ä  (Rück- 
lagefonds), auch  innere,  stille,  versteckte  Rücklagen. 

C.  Dagegen  ist,  wie  für  die  Reserve  engeren  Sinnes,  auch  für  die 
Rücklage  des  Rechtes  der  kaufmännischen  Buchführung  notwendig  das 
Erfordernis  einer  Zurückbehaltung  auf  verhältnismäßige  Dauer.  Das  ist 
nur  der  Fall,  wenn  der  betreffende  Gewinnteil  aus  dem  Reingewinn  aus- 
scheidet. Das  Merkmal  des  Ausscheidens  besteht,  weil  es  sich  nicht  um 
tatsächliches,  sondern  nur  um  buchtechnisches  Ausscheiden  handelt,  ^)  in 
Wegschreiben  vom  Gewinn-  und  Verlustkonto  und  Hinzuschreiben  auf  ein 
Konto,  das  einen  Gegensatz  zu  Gewinn-  und  Verlustrechnung  und  ins- 
besondere auch  kein  Hilfskonto  hiervon  bildet.  Ausscheiden  heißt :  es  muß 
dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  zu  Last,  zurückstellen  heißt:  es  muß. 
einem  Konto  anderer  Art,  als   es  die  Verlust-  und  Gewinnrechnung  ist. 


')  Kapitalsreäerve  int  auch  der  geschenkte  Grlluduiigsfonds  bei  Versicherungs- 
vereinen auf  Gegenseitigkeit.     S.  §  70. 

')  Vom  Standpunkte  dieser  Wirkung  aus  augesehen,  lassen  sich  auch  die  Gewinn- 
reservefonds  als  Kapitalreservefonds  bezeichnen.  Mit  Recht  betont  Simon  8Ü,  227,  284 
die  Natur  der  Reservefonds  als  Kapitalfonds,  Kapitalkonten,  d.  h.  als  Konten,  welche 
„Vermögens"-  und  nicht  „Gewinn"-Bestaudteile  (Erfolgskonten)  repräsentieren. 

*)  So  nennt  z.  B.  das  österr.  Vers.-Reg.  in  §  4,  §  3;J  Ziti'.  4  und  den  Muster- 
bilanzen  des  §  32  den  Reservefonds  der  Gegenseitigkeits-Versicherungsunteruehmungen 
„Gewinnreservefonds",  „Gewinnreserve",   weil  er  aus  den  Überschüssen  zu  dotieren  i»t. 

*)  Auch  das  Zurückstellen  und  Zurücklegen  ist  nicht  tatsächlich  zu  verstehen. 
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zugute  geschrieben  weiden.  ,, Gewinn-  und  Verlustrechnung  an  Konto 
anderer  Art,  an  Rüeklagenkünto",  lautet  der  Journalsatz.  Eine  solche 
Übertragung  auf  eine  andere  als  die  Verlust-  und  Gewinnrechnung  findet 
nicht  statt  bei  Gewinnvortrag  auf  neue  Rechnung.  Der  Gewinn  vertrag 
wird  nur  auf  ein  neues  Konto  derselben  Art,  auf  die  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung des  nächsten  Jahres  übertragen.  Der  Geivinnvortrag  bildet 
auch  keine  Rücklage  engereu  Sinnes.') 

IL  Von  der  wörtlich-natürlichen  weicht  ab  die  verkehrsübliche,  die 
kaufmännische  Bedeutung.  Hier  deckt  sich  Rücklage  mit  Reserve.  Rück- 
lage ist  liier  aucli  die  Kapitalreserve.  Die  Sprache  des  wirtschaftlichen 
Verkehrs  ist  im  Zweifel  auch  die  des  wirtschaftlichen  Rechtes,  also  ins- 
besondere des  Handels-  und  Steuerrechtes.  Wo  der  Gesetzgeber  früher 
Reserven  sagte,  spricht  er  heute  von  Rücklagen.^) 

Man  könnte  meinen,  anderes  gilt,  wo  das  positive  Recht  neben  Rück- 
lagen Abschreibungen  nennt.  ^)  Geglaubt  könnte  werden,  die  innere  Rück- 
lage falle  hier  unter  Abschreibung;  Rücldage  sei  da  nur  oflene  Reserve. 
Allein  es  gibt  innere  Rücklagen  auch  in  anderer  Form  als  der  der  Ab- 
schreibung, Gewinn-Rüclvlagen  durch  Überbewerten  der  Passiva.  Daß  der 
Gesetzgeber  sie  anders  behandelt  wissen  Avill,  ist  nicht  ersichtlich.  Interne 
Rücklagen  in  Abschreibungsform  sind  im  Sinne  des  Gesetzes  daher  sowohl 
Abschreibung  wie  Rücklage. 

4.  Unechte  Reserven  und  Reservefonds. 

§70. 

I.  In  der  Sprache  der  Praxis,  zum  Teil  auch  in  der  der  Gesetze  be- 
gegnen Bilanzposten,  die  Fonds,  Reserven,  Reservefonds,  Rücklagen  heißen, 
ohne  handeis-  oder  steuerrechtlich  es  zu  sein.  Nicht,  daß  sie  nicht  Ähn- 
lichkeit damit  hätten,  aber  das  Hauptelement  der  Begrilfe  fehlt  ihnen, 
die  Eigenschaft,  daß  durch  sie  i?f?7zvermögen,  i?p?;?ertrag  von  der  Ver- 
teilung an  die  Mitglieder  oder  von  der  Verwendung  für  laufende  Bedürf- 
nisse ausgenommen  wird.  Was  sie  von  der  Verteilung  oder  Verwendung 
ausschließen,  ist  nur  das  i?o/« vermögen,  der  i?o^gewinn.  Sie  als  Reserven 
zu  bezeichnen,  verstößt  daher  gegen  die  Pflicht  des  Ersichtlichmachens, 
das  Prinzip  der  Bilanzklarheit  ^)  und  ist  deshalb  ungesetzlich,  soweit  nicht 
das  G.  selbst  derartige  Konten  so  nennt.  Die  Erkenntnis  des  wahren 
Wesens  dieser,  wie  sie  gewöhnlich  heißen,  unechten  Reserven  ist  nicht 
immer  leicht,  um  so  mehr,  als  vorkommt,  daß  ihre  Einstellung  die  Büdung 
echter  Reserven  überflüssig  macht. 

IL  Die  eigentlichen  Reserven  zerfallen,  wie  die  echten,  in  Vei^lusf- 
und  in  Ausgabe-  oder  Sclmldreservefonds.  Sind  die  echten  Verlustreserven 
Fonds  zur  Ausgleichung  künftig  möglicher  Verluste,  so  sind  die  unechten 
Konstatierungen  eingetretener  oder  gegenwärtig  drohender  Verluste.  Dienen 
die  echten  Ausgabereservefonds  zur  Deckung  möglicher,  so  dienen  die  un- 
echten Schuldreservefonds  zur  Deckung  schon  entstandener  oder  wahr- 
scheinlicher Verbindlichkeiten.    Die  unechten  Verlustreservefonds  sind  in 


0  Das  einzelne  Gesetz  kann  nach  seinem  Zwecke  anders  aufzufassen  sein,  so 
HOB.  §  271  Abs.  3. 

^)  So  auch  in  der  neuen  Reichsversicherungs-Ordnung  gegenüber  den  alten  Arbeiter- 
versicberungsgesetzen. 

»)  Z.  B.  HGB.  §§  237,  245,  271  Abs.  3. 

*)  HGB.  §  38. 
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Wahrheit  selbständige  Ab>ic]ircibun<jcn,  die  unechten  Schuldreservefonds 
in  A\'irklichkeit  Schuldh-outcn.  Eine  Prozeß-  oder  Haftpflichtreserve  ist 
Schuldposten,  wenn  der  Prozeß  wahrscheinlich  verloren,  die  Haftpflicht 
wahrscheinlich  ausgesprochen  wird.  Dann  liegt  eventuelle  Verbindlichkeit 
vor,  im  anderen  Falle  nur  mögliche. 

in.  Abschreibungsfonds.  Die  erste  Gruppe  der  unechten  Reserve- 
fonds bilden  die  als  selbständige  Bilanzposten  (Fonds)  erscheinenden  Ab  - 
Schreibungen  von  bestimmten  Aktiven  wegen  Wertminderung ,  die  sog. 
Abschreibungsfonds  (Amortisations-,  Tilgungsfonds). 

A.  ErneuerungS"  und  Delkrederefonds  (Erneuerungs=  und  Delkredere=Rück= 
läge,  Ruckstellungsfonds).  Sie  finden  statt  wegen  eingetretener  oder  wahr- 
scheinlich bald  eintretender  Verluste  an  bestimmten  Aktiven?)  In  der 
Praxis  werden  sie  bei  Sachen  Erneuerungs-^  bei  Forderungen  und  Rechten 
Detkrederef'onds  geijannt. 

B.  ErneuerungS-  und  Delkrederefonds  begegnet  aber  auch  als  Name 
echter  Reservefonds,  d.  h.  von  Fonds,  die  zum  wirtschaftlichen  Ausgleich 
von  zwar  möglichen,  aber  nicht  so  bald  zu  erwartenden  Wertminderungen 
dienen.  Ist  der  Verlust  einer  Sache  oder  Forderung  verhältnismäßig  un- 
mittelbar bevorstehend,  so  ist  ihr  Wert  schon  gemindert  und  dies  konstatiert 
ein  Abschreibungskonto.  Steht  der  mögliche  Verlust  noch  in  weiterer 
Ferne,  so  genügt  für  den  Fall  des  Eintritts  eine  Deckung  zurückzubehalten.^) 

C.  Beide  Arten  von  Konten  haben  ein  formelles  Moment  gemein. 
Der  äußeren  Bilanzform  nach  sind  alle  zwei  Abzugs-,  d.  h.  einen  bestimmten 
Betrag  von  Aktivwerten  bindende  und  insofern  vor  Verteilung  und  Ver- 
wendung für  laufende  Bedürfnisse  bewahrende  Posten  und  hieraus  vor 
allem  erklärt  sie  ihre  Auffassung  als  Reservekonten.  Aber  zum  Begritf 
des  Reservekontos  genügt  eben  nicht  Abzug  von  den  Aktiven,  sondern 
erforderlich  ist  Abzug  vom  Reinvermögeu,  Reingewinn.  Bei  ihnen  dagegen 
handelt  es  sich  um  Abzüge  vom  Brutto  vermögen,  Bruttoeinkommen.  In- 
dem diese  Abzüge  erst  zu  Reinvermögen  und  Reinertrag  führen,  können 
sie  nicht  Reservekonten  sein. 

D.  Effekten-,  lmniobilien=,  Koasortialreserve.  Daß  für  bloße  Wertbe- 
richtigungskonten der  Name  Reserve  vorkommt,  beweisen  die  in  der  Praxis 
auch  zur  Bezeichnung  von  Wertkorrekturposten  begegnenden  Ausdrücke 
Speziaireserve  für  Kursverluste,  Immobilienreserve, ^)  Konsortialreserve. 
Zutreffend  sind  diese  Benennungen  nur  für  Reservefonds,  aus  welchen  zu- 
künftig mögliche  Wertminderungen  von  Eifekten,  Konsortialbeteiligimgen 
oder  Gebäuden, ')  Baugrundstücken  usw.  gedeckt  werden  sollen.  Aber  es 
werden  —  und  dies  ist  ein  Verstoß  gegen  die  Bilanzklarheit  —  als  Spezial- 
reserven  für  Kursverluste  usw.,   als    Verlustreservefonds  auch    Wert- 

*)  Eine  Anlage  wird  zu  ihrem  wirklichen  Werte  verkauft.  Er  ist  1  Mill.  Ihr 
Bachwert  ist  2  Mill.,  gegenübersteht  1  Mill.  Rückstellungsfonds.  Es  wird  gesagt:  die 
A.  hat  die  Anlage  samt  Rückstellungsfonds  darauf   verkauft  (mit  Aktiva  und  Passiva). 

',  Eine  Reederei  schreibt  auf  Schiffe  ab,  hat  außerdem  aber  noch  einen  Schiffs- 
emeoerungsfonds ;  er  dient  für  den  Fall,  daß  in  Zeiten,  wo  .so  wenig  verdient  wird,  daß 
der  Verdienst  zur  Deckung  von  Ersatzbauten  nicht  ausreicht,  Ersatzbauten  ohne  Kredit 
vorgenommen  werden  kfinnen.   Ebenso  :  Bahnstreckenerneuerungsfonds  bei  Straßenbahnen. 

']  Der  Zweck  unechter  Imraobilienreserven  ist,  Überbewertungen  von  zum  Ver- 
kauf bestimmten  Grundstücken  auszugleichen.  Man  setzt  letztere  zu  höherem  Buchwert 
an,  urn  sie  vorteilhafter  losschlagen  zu  können. 

*)  Verlust  bei  Zwangsverkäufen  (Hypothekenreserve  für  Hypotheken,  aus  denen 
möglicherweise  geringere  Realisation  erzielt  wird).  Besonderer  Sicherheitsfonds  bei  sanierten 
Hypothekenbanken  für  unsichere  Hypotheken  und  Grundstücke  ist  Reserve,  soweit  Ver- 
lust nicht  wahrscheinlich  ist. 
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korrekturposten  bezeiclinet,  obwohl  durch  solclie  Posten  nicht  vorhandene 
Werte  von  Verteilung  oder  Verwendung  zurückbehalten  werden,  sondern 
nur  das  eingetretene  Fehlen  von  Werten  zur  buchmäßigen  Feststellung 
gelangt.  Ferner  kommt  der  Name  Konsortialreserve  auch  für  wahrschein- 
liche Verpflichtungen  aus  Konsortialgeschäften  vor.  In  Wirklichkeit  liegt 
hier  ein  Kreditorenposten  vor.  Echt  ist  der  Ausdruck  Konsortialreserve 
nur  für  mögliche  Verpflichtungen  aus  Konsortialbeteiligung.^) 

E.  Daß  die  Abschreibungsposten  im  Passivum  Fonds  und  Reserve 
genannt  werden,  erklärt  sich  aus  dem,  was  in  §  54  über  den  Namen  Er- 
neuerungskonto für  Abschreibungskonto  zu  bemerken  war.  Die  notwendige 
Abschreibung  ist  keine  Reserve,  aber  hat  für  die  Regel  tatsächlich  reserven- 
älinUvhe  Wirkung.  Soferne  der  Kaufmann  gleichzeitig  so  viel  Rohertrag 
erzielt,  als  die  Abschreibung  beträgt,  schließt  seine  B.  nicht  mit  Verlust 
ab,  ist  der  Verlust,  den  die  Absetzung  konstatiert,  ausgeglichen.  Daher 
hält  der  Unternehmer  dadurch,  daß  er  Abschreibungen  macht,  in  der  gleichen 
Höhe  Aktiva  (Bruttoerträgnisse)  von  der  Verteilung  an  die  Mitglieder, 
von  dem  Verbrauche  für  laufende  Bedürfnisse  zurück.  Er  bewirkt,  daß 
das  Reinvermögen  trotz  Abschreibung  bilanzmäßig  auf  der  bisherigen 
Höhe  bleibt.^) 

Die  Abschreibung  bewirkt  ein  Zurückhalten  von  Aktiven  von  der 
Verteilung  und  von  der  Verwendung  für  laufende  Bedürfnisse,  somit  ein 
Reservieren,  daher  dasselbe,  was  die  Reserve  tut.  Aber  sie  ist  keine  Re- 
serve. Dieses  Zurückhalten  bewirkt  sie  nur,  wenn  das  Unternehmen  die 
Abschreibung  durch  den  Jahresertrag  wettmacht.  Werden  auf  ein  unver- 
sichertes Fabrikgebäude,  das  600  000  Mk.  kostete,  wegen  Wertminderung 
500  000  Mk.  abgeschrieben  und  steht  demgemäß  den  600  000  Mk.  Anlage- 
konto ein  Erneuerungskonto  von  einer  halben  Million  gegenüber,  so  sind, 
wenn  es  abbrennt,  am  Jahresende  Mittel  zum  Neubau  nur  vorhanden,  so- 
ferne dem  Unternehmen  gelang,  im  gleichen  Jahre  500  000  Mk.  zu  ver- 
dienen. Befindet  sich  in  derB.  dagegen  eine  Neubaureserve  von  500  000  Mk., 
so  sind  die  Mittel  für  den  Neubau  im  Aktivum  auch  vorhanden,  wenn 
dem  Unternehmen  nicht  gelingt,  den  Verlust  durch  das  Jahreserträgnis 
auszugleichen.  Das  Erneuerungskonto  kann  die  Wirkung  haben,  daß 
die  zum  Ersatzbau  erforderlichen  Mittel  vorhanden  sind,  hat  aber  nicht 
diesen  Zweck.  Sein  Zweck  ist  Wertberichtigung.  Ebenso  kann  um- 
gekehrt eine  echte  Reserve  wie  eine  echte  Abschreibung  wirken.  Nicht 
umsonst  heißen  einerseits  Abschreibungskonten  auch  Erneuerungskonten 
und  Reservekonten  auch  Amortisationskonten.  Man  spricht  von  Grund- 
kapitaiamortisation,  also  Vernichtung  eines  Passivpostens  und  von  Anlage- 
amortisation (Tilgung),  also  Vernichtung  eines  Aktivpostens. 

F.  Das  Bisherige  ergibt,  daß  sowohl  Konti  für  bereits  vorhandene 
oder  wahrscheinliche  Verluste  an  Sachen,  wie  Konti  für  möglich  werdende 
Wertabgänge  an  Sachen  den  Namen  Erneuerungskonto  erhalten  und  ebenso 
Delkrederekonto  sowohl  eff"ektive  wie  mögliche  Verluste  an  Forderungen 
bedeutet.  Das  hat  nicht  nur  die  Folge,  daß  das  Wesen  der  Erneuerungs- 
und Delkrederkonti  oft  zweifelhaft  ist,  sondern  auch,  daß  diese  Konti 
nicht  selten  gemischten  und  sogar  schwankenden  Charakter  besitzen. 
Das  Erneuerungskonto  kann  gleichzeitig  (Erneuerungs-)Abschreibung  und 
(Erneuerungs-)Reserve,  das  Delkrederekonto  zugleich  (Delkredere-)Abschrei- 


*)  Simon,  Betrachtungen  403. 

')  §  62. 
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buiig-  uuil  (Delkredere-)Reserve  sein.  Die  Unterscliiede  sind  besonders  steuer- 
reclitlich  bedeulungsvoll.  Davon  später.  Die  Elektrizitätslieferimgsgesell- 
schat't  Berlin  unterscheidet  klar  Anlageerneuerungs-  und  Anlagetilgungs- 
fonds; das  eine  ist  notwendige,  das  andere  freie  Absetzung.  Wenn  ein 
Konto  ..Reserve"  für  unvorhergesehene  Ereignisse  heißt,  so  spricht  dies 
mehr  dafür,  daß  es  Reserve,  als  dafür,  daß  es  notwendige  Abschreibung 
ist.     Immcrhiu  ist  der  Name  allein  nicht  entscheidend, 

G.  Ein  besonders  gutes  Beispiel  dafür,  daß  Fonds  sowohl  Reserve 
wie  Abschreibung  bedeuten  kann,  bildet  noch  der  Amortisationsfonds 
bei  lieiDifffHUjen  rnternehmungeu. 

1 .  Hier  kann  doppolt  verfahren  werden.  Die  A.  bestimmt  alljährlich 
einen  Teil  des  Reinertrags  zur  Aktieneinziehung  oder  zur  Bildung  eines 
Aktientilgungsfonds.  Dadurch  entsteht  ein  Konto  amortisierter  Aktien 
oder  eine  Aktienamortisationsreserve.     Beides  sind  echte  Reserven.^) 

Oder  es  wird  an  der  Gesamtheit  der  Anlagen  die  Wertminderung  ab- 
geschrieben, die  aUmählich  wegen  des  Heimfalls  am  ganzen  Unternehmen 
entsteht.*)  Dies  ist  notwendige  Abschreibung.  Der  Unterschied  ist  der, 
daß  das  Amortisationskonto  dort  Reserve  ist,  hier  reserveähnliche  Wirkung 
haben  kann.  Dort  ist  das  Konto  durch  Aktiva  gedeckt,  weil  so  viel  ver- 
dient ist;  hier  hängt  die  reserveähnliche  Wirkung  davon  ab,  ob  so  viel 
verdient  wird. 

2.  St  euer  rechtlich  besteht  kein  Unterschied.  Im  ersten  Falle  liegt 
Steuerpflicht  vor,  weil  Reinertrag  zur  Bildung  des  Fonds  verwendet  wird. 
Im  zweiten  Falle  mindert  die  Bildung  des  Kontos  nur  das  Vermögen, 
nicht  auch  den  Ertrag,  weil  die  Wertminderung  nicht  durch  den  laufenden 
Betrieb  verursacht  ist ;  ^}  die  notwendige  Abschreibung  ist  hier  nicht  abzugs- 
fähig, nicht  steuerfrei. 

3.  Der  richtige  Weg  ist  der  zweite.  Die  AVertminderung  liegt  teil- 
weise schon  vor.  Ehe  Entwertung  nicht  abgezogen  ist,  fehlt  Ertrag. 
Dann  bedarf  es  aber  wegen  der  reserveähnlichen  Wirkung  der  Abschrei- 
bung keiner  Reserve  mehr.  Werden  aus  Reingewinn  Aktien  zurückbezahlt, 
so  kann  die  Grundkapitalziffer  herabgesetzt  werden.'^) 

4.  Das  Beipiel  zeigt  im  übrigen  klar,  wäe  dem  gleichen  wirtschaft- 
lichen Zwecke  durch  Abschreiben  oder  durch  Reservebilden  gedient  werden 
kann,  weil  das  Abschreiben  reserveähnlich  und  das  Reservebilden  ab- 
schreibungsähnlich wirkt.  Wenn  bei  heimfälligen  Unternehmungen  am 
Anlagekonto  abgeschrieben  wird,  ist  insoweit  eine  Aktienrückzahlungs- 
reserve nicht  erforderlich.^) 

IV.  Die  zweite  Gruppe  unechter  Reservefonds  hat  nicht  die 
Natur  von  Wertberichtigungs-,  sondern  von  reellen  und  ideellen  Schiilcl- 
posten.  Sie  konstatieren  auch  Verluste  (Ausgaben),  aber  nicht  Wert- 
minderungen, die  an  einzelnen  bestimmten  Aktivgegenständen  eintreten 
oder  unmittelbar  bevorstehen,  sondern  sie  konstatieren  Verzehrung  von 
Aktiven  schlechthin  durch  f/erjemvürtifje,  aber  noch  nicht  erfüUie  (also 
^-  schwebende)  Verbindlichkeiten.  Sie  unterscheiden  sich  von  den  Abschrei- 
bungsfonds dadurch,  daß  sie  nicht  zu  einem  bestimmten  Aktivum  in  Be- 
zug stehen,  sondern  eine  selbständige  Existenz  besitzen,  und  sind  bilanz- 


')  S.  §  54. 

-■)  §  89. 

')  8  63. 

•)  tj  64. 

■'■)  Sehiff  S.  37. 
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rechtlich  Rohvermik/en-  oder  Rohgewinureserven,  Rückstellungen  des 
Rohertrags  von  der  Verteilung,  während  zum  echten  Reservenbegriff  ge- 
hört, daß  Reinvermögen,  Reingewinn  von  der  Verteilung  ausgenommen  wird. 

A.  Wir  halten  zwei  Arten  solcher  gegenwärtiger  Schulden  aus- 
einander : 

1.  Solche,  die  wirtschaftlich  nicht  schon  (ganz  oder  teilweise)  dem 
gegenwärtig   zum   Abschluß   gelangenden   Geschäftsjahr  anzulasten  sind; 

2.  Solche,  die  wirtschaftlich  (ganz  oder  teilweise)  dem  zum  Abschluß 
gelangenden  Geschäftsjahr  zur  Last  fallen. 

B.  Zu  den  ersteren  Arten  rechnen  außer  der  schon  erwähnten  zweiten 
Art  unechter  Konsortialreserve, 

1.  der  Grün  dun  ffsfoK  eis  bei  Versicherungsvereinen  auf  Gegen- 
seitigkeit und  der  Ofgnnisationsfonds  von  Versicherungs-A.en,  soferne 
sie  zurückgezahlt  werden  müssen. 

a)  a)  Der  Gründungsfonds  erfüllt  bei  Gegenseitigkeitsversicherungs- 
vereinen (für  die  ersten  Jahre)  ^)  die  wirtschaftliche  Aufgabe,  welche  bei 
den  Versicherungsaktiengesellschaften  (für  diese  Zeit)  das  Grundkapital 
versieht.  Er  dient  zur  Deckung  der  Errichtungskosten  und  als  Garantie- 
und  Betriebsfonds^)  der  ersten  Zeit.  Durch  den  wirtschaftlichen  Zweck 
und  das  rechtliche  Wesen  des  Versicherungsvereines  auf  Gegenseitigkeit 
ist  er  nicht  gefordert.  ■')  Denn  hiernach  bedarf  ein  solcher  Verein  keines 
eigenen  Kapitals,  keines  Vermögensfonds,  da  sein  Zweck  dahin  geht,  Nach- 
teile, die  den  einzelnen  Mitgliedern  drohen,  auf  die  Schultern  aller  Mit- 
glieder zu  verteilen.  Dazu  genügt  Beitragspflicht  der  Mitglieder  in  Form 
des  Umlageverfahrens.  Allein  dadurch  würde  der  Versicherungsverein 
nicht  viele  Mitglieder  gewinnen  und  ihrer  viele  zu  gewinnen,  ist  für  ihn 
höchst  erstrebenswert,  weil  mit  der  Zahl  der  Risiken  die  Ausgleichungs- 
wahrscheinlichkeit wächst.  Den  Mitgliederkreis  zu  erweitern,  erfordert 
aber  Eintritt  in  die  Konkurrenz  und  in  ihr  kann  der  Verein  nur  bestehen, 
wenn  die  Beitragslast  in  den  einzelnen  Geschäftsjahren  für  den  Ver- 
sicherten möglichst  dieselbe  ist.  Diese  Gleichmäßigkeit  der  Beitragshöhe 
zu  ermöglichen,  dazu  dient  die  Bildung  eines  Reservefonds,  für  welchen 
Zweck  demgemäß  von  Anfang  an  Zuschläge  zu  den  Nettoprämien  er- 
hoben werden.  Diese  Zuschläge  müßten  anfangs  noch  bedeutend  erhöht 
werden,  wenn  durch  die  Versicherten  des  ersten  Geschäftsjahres  die  ganzen 
Errichtungs-  und  die  ganzen  Einrichtungskosten  des  ersten  Jahres  auf- 
zubringen wären.  Um  dies  zu  vermeiden,  ist  bei  Beginn  ein  größeres 
Betriebskapital,  ein  Gründungs-  und  erster  Betriebsfonds  nötig.  Das  ist 
der  Gründungsfonds.^) 


^)  Nur  das  deutsche  VAG.  schreibt  Tilgungspflicht  während  des  Geschäftsbetriebes 
und  zwar  möglichst  bald  beginnende  vor.  Die  Tilgung  „muß  beginnen,  nachdem  die 
Kosten  der  Enichtuug  und  die  im  ersten  Geschäftsjahr  entstandenen  Kosten  der  Ein- 
richtung getilgt  worden  sind"  (§  22  Abs.  4  mit  36  Abs.  1  Zit¥.  3  und  38  Abs.  3).  Vor- 
aussetzung ist  allerdings  Bildung  eines  Zwangsreservefonds.  Nach  österr.  Vers. -Reg. 
ist  die  Rückzahlung  des  Gründungsfonds  gestattet,  wenn  ein  Reservefonds  gebildet  wird. 
Österr.  Vers.-Reg.  §  4.  Demgemäß  definiert  das  Reg.  den  Gründungsfonds  auch  nur  da- 
bin, daß  es  (§  2)  sagt :  „Die  zum  Geschäf tsbeginne  und  zur  Deckung  eventueller  Ver- 
luste erforderliche  Grundlage  bildet  bei  A.en  das  Aktienkapital,  bei  auf  Gegeuseitigkeit 
beruhenden  Vereinen  der  Grüudungsfonds  und  die  gemeinsame  Haftung  der  Vereins- 
mitglieder." 

2)  VAG.  §  22.    Ebenda  §  27:   „Deckungsmittel". 

*)  Daher  kann  nach  VAG.  23  die  Aufsichtsbehörde  gestatten,  von  der  Bildung 
eines  Gründungsfonds  Abstand  zu  nehmen.  Er  ist  also  nach  deutschem  Versicherung.'^- 
recht  nicht  unbedingt  obligatorisch. 

*)  S.  Rehm  22  Anm.  3. 
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ii)  Aus  diesen  Darlegungen  über  den  Zweck  des  Griindungsfonds 
geht  liervor,  daß  seine  Aufbringung  nicht  den  Mitgliedern  (Versicherten) 
als  solchen  obliegt.  Stellen  sie  ihn  zur  Verfügung,  so  nehmen  sie  keine 
andere  Eeehtsstellung  ein,  als  andere,  die  es  tun.  Ihre  Leistungen  zum 
Gründungsfonds  sind  keine  ,, Beiträge",  die  Verpflichtung  hierzu  keine 
,,Beitragsprticht".M  ^^'äl•en  die  Einzahlungen  auf  den  Gründungsfonds 
„Beiträge'',  Einlagen,  dann  wäre  die  Bestimmung  überflüssig,  daß  denjenigen, 
welche  den  Fonds  zur  Verfügung  stellen,  kein  Kündiguugsrecht  eingeräumt 
werden  darf,  und  unerklärlich,  wie  von  ,, Verzinsung"  und  „Tilgung"  {,, Rück- 
zahlung") *)  des  Fonds  die  Rede  sein  kann.  Denn  Einlagen  sind  unkünd- 
bar und  nicht  verzinslich,  und  für  sie  besteht  keine  Rückzahlungspflicht. 
Dagegen  ist  dies  alles  verständlich,  wenn  der  Gründungsfonds  eine  Vereins- 
schuld darstellt,  und,  daß  er  eine  solche  repräsentiert,  bestätigt  das  VAG. 
§  47  Abs.  2  durch  den^Satz:  „Eine  Tilgung  des  Gründungsfonds  darf  erst 
erfolgen,  nachdem  die'  Ansprüche  sämtlicher  übrigen  Gläubiger  ...  be- 
friedigt oder  sichergestellt  sind".^) 

y)  Bildet  der  Gründungsfouds  eine  Vereinsschuld,  dann  ist  selbst- 
A'erständlich,  daß  ihm  Eeservefondseigenschaft  abgeht.  Denn  dann  ist  er 
nicht  Abzug  vom,  sondern  vor  dem  Reinvermögen,  Abzug  vom  Rohvermögen. 

b)  Neuerdings  begegnet  auch  bei  Versicherungs-A.en  ein  ähnlicher 
Fonds.  Er  soll  verhindern,  daß  zu  den  Kosten  der  Errichtung  und  des 
Aufbaues  des  Geschäftes  Aktienkapital  verwendet  wird.  Dieser  sog. 
Oiganisationsfonds  kann  wie  der  Gründungsfonds  zu  verzinsen  oder  zinslos 
gegeben  sein. 

c)  Echte  Rücklage,  also  nur  rechnungsmäßiges  Passivum  ist  der 
Gründungs-  und  Organisationsfonds,  wenn  er  geschenkt  (als  verlorenes  Geld 
gegeben)  oder  eine  Heimzahlung  erlassen  ist.  Auch  dann  darf  er  erst, 
wenn  und  soweit  neben  ihm  ein  seiner  satzungsmäßigenHöhe  entsprechender 
Zwangsreservefonds  entsteht,  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  als  Überschuß 
übertragen  werden.  Bis  dahin  ist  er  Stammvermögen,  woraus  folgt:  1.  sein 
Erwerb  ist  außerordentliche  Stammvermögensmehrung,  also  steuerfrei, 
2.  er  ist,  um  seine  Verteilung  zu  hindern,  als  Reserve  einzustellen;  er 
ist  Kapitalreserve. ^) 

2.  Fonds  für  wohltätige  Zwecke,  Pensionsfonds  usw.  Als  unechte  Reserve- 
fonds können  in  Betracht  kommen  Fonds  für  wohltätige  Zwecke  (Beamten- 
pensions-, Arbeiterunterstützungs-,  Wohlfahrteinrichtungsfonds). 

a)  a)  Diese  Fonds  oder  Kassen  bilden  in  der  Regel  Reservefonds. 
Hierfür  spricht  ihre  Einstellung  in  die  B.  der  Unternehmung.  In  die  B. 
einer  A.  werden  im  Zweifel  nur  ihr  zugehörige  Vermögenswerte  eingestellt, 
ihre  Forderungen  und  ihre  Schulden,  ihr  Grundkapital  und  ihre  Fonds. 
Nach  HGB.  §  88  hat  der  Kaufmann  in  der  Buchführung  die  Lage  seines 
Vermögens  ersichtlich  zu  machen.  Fonds  in  der  B.  sind  somit  der  Ver- 
mutung nach  Fonds  des  Kaufmanns. 

,i)  Allein  der  Fonds  kami  auch  eine  gewisse  Selbständigkeit  besitzen. 
Er  kann  juristische  Person  oder  Objekt  eines  Gemeinschaftsverhältnisses 
unter  den  Gesellschaftsbearaten   oder  Arbeitern   sein,   namentlich  dann, 


')  VAG.  24,  26. 

»)  Ebenda  22,  47,  51 ;  österr.  Vers.-Reg.  §  4. 

*)  Die  Garanten  oder  Garautisten,  wie  die.ienii^en  heißen,  welche  den  Fonds  zur 
Verfü^n?  stellen,  .sind  gewöhnlich  Darlehensgläubiger.     Näheres  Rehm  22  Anra.  21. 

*)  Hierzu  Versicherungslexikon  (Herausgeg.  von  Mants)  Ergänzungsbd.  1913  Art. 
Staatsaufsicht  von  Reufs  S.  663. 


§  70.  Unechte  Reserven  und  Reservefonds.  257 

wenn  den  Beamten  allein  die  Verwaltung  zusteht  oder  ihnen  nach  dem 
Statut  Unterstützungsr//is/;r//<'7/c  gegen  den  Fonds  (die  Kasse)  als  solchen 
eingeräumt  sind.  Das  Recht,  das  den  Beamten  usw.  gemeinsam  zukommt, 
ist  regelmäßig  ein  Forderungsrecht  gegenüber  der  Unternehmung/)  Ein 
Eigentum  der  Gemeinschaft  am  Fonds  ist  nur  anzunehmen,  wenn  der 
Fonds  besonders  angelegt  ist  und  demgemäß  auch  unter  den  Passiven  als 
besonderer  Posten  erscheint^),  denn  nur  dann  ist  Unterscheidbarkeit  der 
Vermögensbestandteile  angängig.  Vereinbar  mit  der  besonderen  Anlegung 
ist  aber  auch  die  Forderungsrechtsnatur  des  Fonds,  Denn  bildet  der 
Fonds  Gegenstand  fremden  Eigentums,  so  ist  es  überhaupt  dem  Grund- 
satz ordnungsmäßiger  Buchführung  und  dem  Rechtssatz,  daß  der  Kauf- 
mann in  die  B.  seine  „Vermögensgegenstände",  also  nicht  fremde  aufzunehmen 
hat,  zuwider,  wenn  der  Pensionsfonds  in  der  B.  der  Unternehmung  er- 
scheint. Er  hat  dann  keinen  Platz  mehr  unter  den  Aktiven,  selbst  sofern 
er  bei  der  A.  hinterlegt  ist,  und  demgemäß  auch  nicht  mehr  unter  den 
Passiven.  Er  gehört  dann  weder  zum  Roh-  noch  zum  Reinvermögen  der 
Firma.  Findet  er  sich  also  in  der  B.  der  Unternehmung,  so  spricht 
mehr  dafür,  daß  er  nur  den  Gegenstand  eines  Forderungs-,  nicht  eines 
Eigentumsrechtes  Dritter  bildet.  Immerhin  ist  aber  letzteres  denkbar.'^) 
y)  Ob  das  eine  oder  das  andere  gegeben,  immer  liegt  im  Sinne  des 
Bilanzrechtes  eine  Betriebsschuld,  in  einem  Falle  eine  Zahlungs-,  im  anderen 
eine  Herausgabeverbindlichkeit  vor,  also  etwas,  vor  dessen  Abzug  von 
Reinvermögen  und  Reinertrag  und  demgemäß  auch  von  Reservefonds  nicht 
die  Rede  sein  kann.  Woraus  der  derartig  eingestellte  Unterstützungsfonds  etc. 
dotiert  ist,  d.  h.  wovon  er  unmittelbar  abgezogen  wird,  ist  das  Brutto- 
vermögen und  der  Rohgewinn. 

b)  Reisch  und  Kreihig  glauben  einem  in  der  B.  vorkommenden  Unter- 
stützungsfonds die  Natur  eines  Schuldposten  nicht  bloß  dann  zusprechen  zu 
sollen,  wenn  den  Angestellten  Pensionsansprüche  unmittelbar  gegen  den  Fonds 
eingeräumt  sind,  sondern  bereits,  wenn  ihnen  überhaupt  Pensionsrechte 
zustehen,  d.  h.  Pensionsanwartschaften  unmittelbar  gegen  den  Unternehmer. 

a)  Das  Entgelt  für  die  gegenwärtige  Dienstleistung  eines  pensions- 
berechtigten Angestellten  bestehe  nicht  nur  in  seinem  laufenden  Gehalt, 
sondern  auch  in  der  rechtlichen  *)  Verpflichtung  zu  seiner  künftigen  Ver- 
sorgung. Demgemäß  liege  in  der  künftigen  Versorgungspflicht  ein  Ver- 
lust, der  schon  durch  den  gegenwärtigen  Geschäftsbetrieb  heiTorgerufen 
und  daher  wirtschaftlich  auch  schon  der  gegenwärtigen  Verrechnungs- 
periode angerechnet  werden  müsse.^)  Der  Pensionsfonds  würde  also  eine 
Schuld,  eine  passive  reelle  Antizipation^  d.  h.  eine  schon  verursachte,  aber 


*)  Wenn  eine  Forderung  mit  teilbarem  Gegenstande  Mehreren  zusteht,  so  liegen 
normalerweise  allerdings  einfache  Teilforderungen  ohne  Gemeinschaftsverhältnis  vor, 
aber  die  Benennung  der  Forderung  als  Pensions/on<?s,  Pensionskassa  zeigt  etwas  Anomales, 
besondere  Umstände,  eine  gewisse  Verbindung  der  Teilnehmer,  eine  Forderungsgemeinschaft 
an.  —  Vgl.  auch  Lehmann,  A.en  11  300 :  „Darlehensverhältnis". 

*)  In  den  Musterbilanzen  des  österr.  Vers.-Reg.  (§  32)  finden  wir  sowohl  auf  der 
Passiv-  wie  auf  der  Aktivseite  den  Posten  „Pensionfouds  der  Bediensteten". 

')  Im  letzteren  Falle  besteht  im  Gesellschaftskonkurse  für  die  Kasse  ein  Aus- 
sonderungsrecht ;  im  anderen  Falle  sind  die  Beamten  usw.  Koxikxmgläuhiger,  wenn  auch 
nicht  bevorrechtigte.  Anders  sofern  dem  Fonds  Selbständigkeit  fehlt  j  dann  haben  die 
Beamten  usw.  kein  Gläubigerrecht  im  Konkurse. 

*)  Gegensatz:  soziale,  ethische  Pflicht. 

"•)  Reisch  II  §  59. 

Rohm,  Bilanzen.  2.  Aufl.  17 
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noch  nicht  entrichtete  Schuld  nach  dem  Schema  des  noch  nicht  gezahlten, 
aber  wirtschaftlich  schon  geschuldeten  Mietzinses  bilden.^) 

p)  Allein  ganz  abgesehen  davon,  daß  Buchung  künftiger  Verbindlich- 
keiten in  der  Gegemvart  immer  eine  Ausnahme  von  der  Regel  bildet^), 
spricht  gegen  diese  Anschauung  in  durchschlagender  Weise  folgendes.  Wird 
die  künftige  Yersorgungspfliclit  schon  als  Bestandteil  der  gegenwärtigen 
Entgeltsverpliichtung  (Verptiichtung  zur  Dienstvergütung)  verbucht,  so 
muß  ebenso  der  Anspruch  auf  Dienstleistung  der  Angestellten  in  der 
Zukunft  schon  als  ein  gegenwärtiges  Recht  des  Dienstberechtigten  be- 
wertet werden.  Denn  die  A.  verspricht  künftige  Versorgung  nicht  bloß 
als  „Entgelt  für  die  gegenwärtige",  sondern  auch  als  Entgelt  für  die  zu- 
künftige Dienstleistung.  Die  beiden  Posten  halten  sich  naturgemäß  die 
Wage  und  haben  deshalb  an  sich  aus  der  B.  überhaupt  wegzubleiben.") 
Wird  aber  der  eine  vorgetragen,  so  muß  es  auch  der  andere.  Ist  dies 
nicht  der  Fall  —  und  in  Wirklichkeit  kommt  allein  der  Unterstützungs- 
fonds zum  Eintrag  — ,  so  liegt  hierin  der  beste  Beweis  für  die  Unschlüssig- 
keit dieser  Konstruktion  der  Pensionsfonds. ^) 

3.  RentensichersteUungsfonds.  Ein  Unternehmen  im  Werte  von 
100  Mill.  Tsird  in  eine  A.  verwandelt.  40  Mill.  gehen  an  sie  als  Sach- 
einlage, 60  Mill.  als  Sachübernahme  über.  Als  Kaufpreis  für  die  auf 
60  Mill.  bewerteten  Anlagen  (Gruben)  wird  aber  nicht  die  Zahlung  von 
60  Mill.,  sondern  eine  jährliche  feste  Rente  von  3  Mill.  vereinbart  und 
diese  in  der  B.  mit  60  Mill.  bewertet.^)  Der  Posten  wird  als  Renten- 
sicherstellungs/o;?c?s  bezeichnet ;  in  Wahrheit  ist  er  Bewertung  einer  Kauf- 
preisschuld,  die  Rentenform  hat.  —  Ein  Obligationensicherstellungsfonds 
ist  regelmäßig  Reservekonto  (wenn  angelegt,  im  Aktivum:  Effekten  des 
Obligationensicherstellungsfonds). 

C.  Häufiger  begegnen  die  als  unechte  Reserven  auftretenden  Schuld- 
posten  ziveiter  Art,  d.  h.  die  Posten,  welche  Schulden  darstellen,  die  wirt- 
schaftlich dem  ablaufenden  Geschäftsjahre  ganz  oder  teilweise  anzulasten 
sind.  Wir  nannten  diese  Schuldposten  früher '"')  erfolgregiilierende  Schuld- 
konten. Sie  sind  teils  Antizipationen  von  dem  Typus  des  geschuldeten, 
aber  noch  nicht  entrichteten  Mietzinses,  teils  solche  von  dem  Typus  der 
bezogenen,  aber  noch  nicht  verdienten  Mietsentschädigung.  Den  Namen 
Fonds  oder  Reserven  tragen  nachstehende: 

1.  Die  (jürantiefonds'^)  können  echte  wie  unechte  Reserven  sein. 
Echte  sind  sie,  wenn  sie  zur  Deckung  nur  möglicher  Verpflichtungen 
aus  Garantieversprechen  dienen,  seien  diese  Versprechen  schon  abgegeben 
oder  nur  in  der  Zukunft  denkbar.  Unechte  sind  sie,  wenn  die  In- 
anspruchnahme aus  einem  eingegangenen  Garantieversprechen  wahrschein- 

')  S.  oben  §  27. 

')  Oben  §  13. 

»)  S.  oben  §  7. 

*)  Daß  nach  österr.  PersStG.  §  95  g  „die  Beitragsleistungen  zu  Versorgungszwecken 
der  Angestellten",  die  ans  dem  Ertrag  erfolgen,  nicht  steuerpflichtig  sind,  kann  nicht 
für  die  von  uns  abgewiesene  Anschauung  ins  Feld  geführt  werden.  Allerdings  ist  die 
Steuerfreiheit  von  Pensionsfonds,  die  Schuldpostennatur  besitzen,  selbstverständlich,  denn 
vor  Abzug  der  Betriebsausgaben  kein  Reinertrag.  Aber  steuerfrei  sind  damit  doch  auch 
Pensionsfonds  von  echter  Reservefondsnatur  erklärt.  Für  solche  bildet  die  Abzugsfähigkeit 
eine  Ausnahme  von  der  Regel,  daß  Verwendung  vom  Reinertrag  zur  Reservefondsbildung 
die  Steuerpflicht  nicht  aufhebt. 

»)  Rcisch  II  §  59. 

«)  S.  §  17  m. 

')  Z.  B.  Schienengarantiefonds. 
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lieh  ist/)  Richtiger  ist  natürlich,  nur  im  ersten  Falle  von  Garantie- 
{'ReseYYe-)Fonds,  „Garantieresc^rrc^"  ^)  zu  sprechen.  Für  den  anderen  Bilanz- 
posten ist  „Konto  schwebender  Garantieverhindi ichkeiten^'  zutreffender. 
Ehe  der  Posten  nicht  abgezogen  ist,  liegt  kein  Reingewinn  vor  und  damit 
die  Unmüghchkeit  der  Bildung  eines  Reservefonds.')  Daher  ist  er  aucli 
steuerfrei."*) 

2.  Selbstversicherungsfonds  echte  Reserve.  Nicht  in  die  Reihe  der  un- 
echten Reserven  gehören  die  Selbstversicherungsf'onds,  Meserveasseku- 
ranzkonii. 

a)  Umfangreiche  A.en  haben  eine  derart  große  Anzahl  der  Vernich- 
tung durch  Feuer,  Seetransport  usw.  ausgesetzter  Vermögensgegenstände, 
daß  sie  sehr  hohe  Versicherungsprämien  zahlen  müßten.  Deshalb  ist  es 
für  sie  geratener,  von  einer  Versicherung  ganz  oder  teilweise^)  abzusehen. 
Sie  ersparen  so  jedenfalls  die  Verwaltungs-  und  sonstigen  Zuschläge  zu 
den  Nettoprämien,  Um  aber  für  Deckung  der  eintretenden  Verluste  im 
Interesse  nicht  zu  starken  Einwirkens  auf  das  Jahresergebnis  zu  sorgen, 
werden  aus  dem  Gewinn  Reservefonds  gebildet.  Dies  sind  echte  Reserven, 
denn  sie  dienen  zum  Ausgleich  nur  künftig  möglicher  Verluste.^) 

b)  Reisch  und  Kreihig  wollen  diese  Selbstversicherungsfonds  als 
zwar  erst  in  der  Zukunft  effektiv  zu  bestreitende,  aber  wirtschaftlich 
doch  bereits  teilweise  der  gegenwärtigen  Verrechnungsperiode  anzulastende 
Auslagen  und  demgemäß  als  passive  Antizipationen,  als  Dotationen  aus  dem 
Rohertrage  ansprechen.')  Eine  Verlustgefahr  bestehe  zweifellos  schon  im 
laufenden  Geschäftsjahr.  Allein  die  Fonds  bilden  nicht  eine  Bewertung  gegen- 
wärtiger Yerlüstg efahrenj,  sondern  zukünftig  möglicher  Effektivverluste.^) 

3.  Schadenreserve.  Dagegen  erfüllen  den  Begriff  unechter  Reserve- 
fonds nachstehende  Posten: 

a)  Die  Schndenreserve.^)  Mit  dem  Prämienübertragskonto  und  dem 
Prämienreservekonto  bildet  sie  die  sog,  technischen  Reserven  des  Ver- 
sicherungswesens. Der  richtige  Name  für  sie  ist  „Konto  schwebender 
SchadenzahluDgen",  '^^    Konto  für  schwebende  Versicherungsfälle. 


')  Österr.  Vers.-Reg.  §  33  Ziff.  lü  (s  in  diesem  Paragraphen  unten  unter  4  b  «)  ver- 
steht Garantiefonds  in  diesem  Sinne. 

*)  Vgl.  österr.  Vers.-Reg.  §  4:  „Nach  vollständiger  Rückzahlung  des  Gründungs- 
fondes  muß  außer  der  rechnungsmäiiigen  Prämienreserve  noch  eine  Garantiereserve  in 
der  Höhe  des  ursprünglichen  Grüudungsfondes  vorhanden  sein." 

•)  In  der  Praxis  kommt  vor,  daß  sogar  gezahlte  Garantien  erst  in  der  Gewinn- 
verteilung unter  dem  Titel  „An  Garantiereservekonto"  gebucht  werden.  Dies  geschieht, 
um  die  Reingewinnziffer  höher  erscheinen  zu  lassen.  Selbstverständlich  ist  das  un- 
gesetzlich. Es  verstößt  gegen  den  Grundsatz  der  Bilanzwahrheit.  Bezahlte  Garantien 
sind  als  Geschäftsunkosten  vorweg  abzuziehen.  So  enthält  der  Posten  Reingewinn  in 
Wahrheit  nur  Rohgewinn  und  die  Buchung  „an  Garantiereserve"  ist  in  Wahrheit  Buchung 
„an  Geschäftsauslagenkonto".    Vgl.  Entsch.  des  preuß.  Oberverw.-Ger.  Bd.  13  S.  155. 

*)  OVG.  14,231;  8,172. 

')  Bis  zur  Höhe  des  Fonds  gehen  die  Reedereien  in  Selbstversicherung. 

•)  §  68.  Die  Höhe  der  Zuwendung  wird  anfänglich  nach  der  Höhe  der  ersparten 
(wie  gesagt  wird :  verdienten)  Prämien  berechnet.  Dazu  kommen  Sonderdotierungen. 
Später  erhält  der  Fonds  z.  B.,  bis  er  ein  Viertel  des  Grundkapitals  erreicht  hat,  ein 
Drittel  des  ersparten  Prämiengeldes;  die  übrigen  zwei  Drittel  sowie,  wenn  der  Fonds 
die  statutarische  Höhe  erreicht  hat,  der  ganze  Betrag  der  ersparten  Prämien  werden 
auf  den  Jahresgewinn  übertragen. 

')  Reisch  II  §  60. 

*)  Wie  wir,  Lehmann,  A.en  II  S.  2998. 

")  §  27. 

'")  Ganz  ungehörig  ist,  bezahlte  Schäden  als  Verteilung  von  Reingewinn  „an 
Schadenreservekonto"  zu  buchen.    Hier  gilt  das  vorige  Seite  Anm.  3  Bemerkte. 

17* 
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b)  a)  Gewinnreserve.  Die  Gewinnreserve  bei  Versich erungsunterneli- 
mungen  ist  zwar  nicht  immer,  aber  regelmäßig  oder  wenigstens  in  erster 
Linie  nnechte  Reserve. 

uix)  Bei  den  Versichernngsvereinen  auf  Gegenseitigkeit  haben  die  Ver- 
sicherten nacli  dem  Wesen  dieser  Versicherung  einen  Anspruch  auf  Ver- 
teihmg  der  Überschüsse,  aber  auch  die  Versicherungsaktiengesellschaften 
räumen  ^yegen  des  A\'ettbewerbs  den  Versicherten  Anteil  am  ReingeAvinn 
ein.  Allein  um  in  diese  Gewinnverteilung  einige,  den  Versicherten  er- 
wünschte, Regelmäßigkeit  zu  bringen,  werden  die  Versichertendividenden  ^) 
nicht  jährlich  sofort  verteilt,  sondern  mehrere  (2  — 5)  Jahre  zurückgehalten  ^) 
und  dann  erst  eine  entsprechende  Jahresquote  alljährlich  zur  Verteilung 
gebracht.^)  Hier  handelt  es  sich  bei  den  Übertragungen  auf  das  folgende 
Jahr  nicht  um  Rückstellung  von  Reingewinn,  sondern  um  Einstellung 
einer  betagten  Schuld.*)  Die  Versicherten  besitzen  seit  dem  Beschluß  über 
Gewinnverteilung  einen  allerdings  noch  nicht  fälligen  Anspruch,  während 
die  Rückstellung  einer  echten  Reserve  keine  Pflicht  gegen  andere  be- 
gründet. Die  Di^sidendenreserve  gibt  also  die  Höhe  einer  Gewinnheraus- 
gabeverbindlichkeit  an  und  stellt  deshalb  für  die  folgenden  Jahre  Dotation 
aus  dem  Reingewinn  dar.  Sie  ist  Zurückhaltung  des  Auszahlens  ver- 
teilten Reingewinns.^) 

ßß)  Nicht  selten  hat  die  Gewinnreserve  allerdings  zugleich  den  Charakter 
einer  echten  Reserve,  dies,  wenn  der  angesammelte  Dividendenfonds  zu 
einem  Teil  (25  ^lo  davon)  dazu  dient,  aa)  nachträglich  zutage  tretende,  aus 
den  Sammeljahren  stammende  Versicherungsverbindlichkeiten  zu  decken 
(Sicherheitsfonds),  ßß)  den  Versicherten  in  der  Zukunft  möglichst  gleich- 
mäßige Dividendenansprüche  zu  gewähren  (Schwankungsfonds).  Zutref- 
fender als  Gewinnreserve  ist  hier  der  Name  Dividenden-  oder  Gewinn- 
anteils- oder  Prämienrückgewähr-Ergänzungsfonds.  Von  der  Gewinnreserve 
im  gewöhnlichen  Sinne  unterscheidet  sich  diese  dadurch,  daß  ihr  Zweck 
nicht  ist,  entstandene  Dividendenansprüche  mehrerer  Jahre  in  möglichst 
gleichmäßigen  Jahresraten  auszuzahlen,  sondern  die  Dividendenansprüche 
jährlich  in  möglichst  gleicher  Höhe  entstehen  zu  lassen,  yy)  Nicht  selten 
dienen  25 "/o  als  Sicherheits-  und  Schwankungsfonds  zugleich.^) 

ß)  Auch  nur  echter  Reservefonds  kann  die  Gewinnreserve  sein  und 
zwar  in  einem  doppelten  Sinne. 


*)  Weil  in  ihnen  der  Versicherte  einen  Teil  der  Prämie  wirtschaftlich  zurück- 
erstattet erhält,  heißen  sie  auch  Prämienrückgewähr.  Die  Dividende  wird  an  der  Tarif- 
prämie abgezogen  und  der  Rest  der  zu  zahlenden  Prämie  Nettoprämie  genannt.  So 
österr.  PersStG.  §9:  ,, Bei  wechselseitigen  Versicherungsgesellschaften  beträgt  die  Steuer 
Eins  vom  Tausend  der  Summe  der  Jahresnettoprämien  (nach  Abzug  der  rückvergiiteten 
oder  gutgeschriebenen)  Präraienrückersätze."  Die  Bank  ergänzt  die  Nettoprämie  aus  der 
Gewinnreserve  auf  die  volle  tarifmäßige  Höhe.  Über  eine  andere  Bedeutung  von  Netto- 
prämie 8.  unter  Selbstversicherungsfonds. 

*J  Erster  Geschäftsbericht  des  Aufsichtsamts  für  Privatversicherung  (Veröffent- 
lichungen 2.  Jahrg.  S.  113):  „ Ausgleichung sionis." 

•)  Oder  die  Verteilung  findet  gar  erst  bei  Auszahlung  der  Versicherungssumme  statt. 

*)  OVG.  14,  359. 

*)  Andere  Natur  liegt  vor,  wenn  die  Beträge  als  Prämie  für  eine  Zusatzversiche- 
rung (Znsatzprämienreserve)  verwendet  werden;  Rchni  §  38  N.  8  und  §  90. 

')  Vgl.  Rehm  §  14  N.  3.  —  In  den  Bilanzforraularen  des  österr.  Vers.-Reg.  findet 
sich  der  Passivposten :  „Dividendenfond  der  Versicherten".  Dies  ist  kein  Analogon  des 
Aktiendividendenergänzungsfonds.  Das  Vers.-Reg.  nennt  die  Zurückstellung  verteilter 
Gewinnanteile  von  der  Auszahlung  nur  aus  dem  Grunde  nicht  Gewinnreserve,  weil  es 
sich  dieses  Ausdruckes  zur  Bezeichnung  des  (allgemeinen)  Reservefonds  der  Gegenseitig- 
keitsversicherung bedient. 
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««)  Gewinnreserve  kann  auch  einen  Reservefonds  bedeuten,  der  aus 
Überweisung  von  Reingewinn  gebildet  ist.  In  diesem  Sinne  spricht  das 
österreichische  Vers.-Reg.  von  Gewinnreservefonds  der  Gegenseitigkeits- 
versicherung.    Den  Gegensatz  repräsentiert  der  Kapitalreservefonds. 

ßß)  In  der  Sprache  der  Versicherungspraxis  bildet  den  Gegensatz  zur 
eigentlichen  Gewinnreserve,  d.  h.  jeuer  Bewertung  entstandener,  aber 
noch  nicht  ausgezahlter  Dividenden  die  Kapitalreserve.  Sie  ist  echte 
Reserve,  indem  ihr  Zweck  ist,  einen  Betrag  zur  Deckung  etwaiger  (mög- 
licher) außerordentlicher  Schäden  der  nächsten  und  späteren  Geschäfts- 
perioden bereit  zu  stellen.  Sie  heißt  Kapitalreserve,  weil  sie  nicht  der 
Auszahlung  von  Versicherungsgewinn,  sondern  von  Versicherungskapital 
dient.  Soweit  die  Gewinnreserve  als  jener  Extrasicherheitsfonds  dient,  ist 
sie  Kapitalreserve.  Kapitalreserve  heißt  in  der  Versicherung  der  Betrag 
zur  Deckung  außerordentlicher  Schäden  irgendwelcher  späterer  Geschäfts- 
perioden. Der  Zweck  ist,  insbesondere  A.en,  die  keine  Dividendenreserve 
bilden,  zu  ermöglichen,  daß  sie  den  Aktionären  auch  bei  ungünstigen  Ab- 
schlüssen Dividenden  zahlen. 

c)  Die  ,,  Verwaltung sgebührenreserve  für  Überlebensassoziationen", 
wie  sie  das  österreichische  Vers.-Reg.  in  ihren  Musterbilanzen  nennt. 

d)  Lebensversicherungsunternehmungen  können  sog.  Erbgesellschaften 
(Überlebensassoziationen,  Tontinen)  bilden,  d.  h.  Anstalten,  die  gegen  Ent- 
gelt (für  die  Verwaltung)  Einzahlungen  einer  konkret  bestimmten  Gruppe 
von  Personen  unter  der  Verpflichtung  annehmen,  sie  mit  Zinsen  nach  Ab- 
lauf bestimmter  Zeit  denjenigen  der  Einleger,  die  dann  noch  am  Leben 
sind,  als  Kapital  oder  Rente  zurückzugewähren. 

ß)  Die  Versicherungsunternehmung  ist  hier  nicht  der  Versicherer, 
sondern  nur  Leiter  der  Gesellschaft,  indem  sie  unter  Kontrolle  der  ver- 
sicherten Mitglieder  die  Geschäfte  der  Gesellschaft  führt. 

y)  Für  die  Besorgung  der  Geschäfte  erhält  die  Unternehmung  ein 
Entgelt  von  der  Gesellschaft,  die  sog.  Verwaltungsgebühren.  Sie  stellen 
einen  Gewinn  dar,  aber  einen,  der  im  Jahre  des  Bezugs  nur  erst  teil- 
weise verdient  ist.  Er  bildet  daher,  soweit  er  noch  nicht  verdient  ist, 
bilanzrechtlich  eine  rechnungsmäßige  (fiktive)  Schuld  des  Bezugsjahres  an 
die  späteren  Jahre  der  Dauer  der  Assoziation  und  ist  deshalb  als  ideelle 
Passivantizipation  in  die  B.  zu  stellen.') 

(T)  Hieraus  geht  hervor,  daß  vor  Abzug  dieser  Posten  Reinvermögen 
und  Reingewinn  nicht  vorhanden  ist.  Der  Posten  ist  fiktiver  Schuldposten, 
somit,  wird  er  Reserve  genannt,  nur  unechte. 

d)  Die  Agioreserve. 

a)  Es  kommt  vor,  daß  die  Hypothekenbanken  das  Pfandbrief ^m/ss? o/z s- 
agio,  das  sie  nach  HypBG.  §  26  in  einem  bestimmten  Betrage  als  Passivum 
in  die  B.  einsetzen  müssen,-)  als  Agioreserve  bezeichnen.  Allein  es  handelt 
sich  bei  diesem  Einsetzen  um  Zurückhalten  von  Rohgewinn.  Weder  das 
ordentliche  noch  das  außerordentliche  Pfandbrief emissionsagio  sind  echte 
Reserven.     Beides  sind  Antizipationen. 

ß)  Anders  liegt  die  Sache,  wenn,  wie  es  in  der  Praxis  geschieht, 
Agioreserve  (Agiovortrag)  für  die  Zurückstellung  des  Disagios  gebraucht 
wird,  das  die  Bank  durch  Rückkauf  ihrer  Pfandbriefe  unter  dem  Nennwert 
erzielt,  weil  dieses  Disagio,  wie  HypBG.  §  25  ausdrücklich  anerkennt,  einen 


')  §27 
')  §  «. 
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Gewinn  darstellt.  Der  ReingeAvinn  wird,  so  weit  er  aus  solchem  Gewinne 
stammt,  in  Rücklage  gebraclit.  In  der  Höhe  des  letzteren  wird  aus  dem 
bilanzmäßigen  Reingewinn  eine  Reserve  gebildet.^)  Sie  ist  echte.  Richtiger 
als  Agioreserve  wäre  der  Name  I^isagiorescrve  im  Sinne  einer  aus  Disagio 
gebildeten  Reserve.  Aber  dieser  Name  ist  üblich  für  die  echte  Reserve, 
die  aus  irgendwelchen  Mitteln  zur  Deckung  künftig  möglicher  Emissions- 
disagior^r/z/N/r  vorgesehen  wird.*)  Unter  anderem  wird  sie  auch  gewöhnlich 
aus  dem  Pfandbriefrückkaufsdisagiogewinn  gebildet,  der  nach  Deckung 
bereits  vorhandener  Pfandbriefemissionsdisagien  übrig  bleibt.  Insofern  ist 
sie  dann  auch  eine  aus  Disagio(gewinn)  gebildete  Disagioreserve,  also  eine 
Reserve  zui-  Deckung  von  (Emissions-)Disagioverlust  bestimmt  und  aus 
(Rückkaufs-)Disagiogewinn  dotiert. 

)')  Indem  das  in  die  B.  als  Passivum  eingestellte  Emission sagio  fälsch- 
lich Agioreserrr  und  die' aus  Rückkaufsdisagio  gebildete  Rücklage  fälschlich 
A(/ioYQ^eT\e  genannt  wird,  begegnet  in  der  Praxis,  daß  die  beiden  Posten 
in  den  B.en  der  Hypothekenbanken  zu  einem  Posten  „Agioreserve"  (Agio- 
vortrag) zusammengezogen  werden.  Dies  ist  ungesetzlich.  Einmal  ver- 
stößt es  gegen  das  allgemeine  Prinzip  der  Bilanzklarheit,  wonach  ver- 
boten ist,  das  Wesen  eines  Kontos  unrichtig  zu  bezeichnen.  Denn  das 
als  Passivum  eingestellte  Emissionsagio  ist  nicht  Reserve,  sondern  Anti- 
zipation, ScJuiIdkonto.  Ehe  es  nicht  abgezogen  ist,  ist  kein  Reingewinn 
da.  Und  dazu  kommt :  eine  solche  Verbindung  von  unechter  und  echter 
Reser\^e  in  einem  Posten  widerspricht  insbesondere  der  Spezialbestimmung 
des  Aktienrechtes  §  261  Ziff.  5  und  GmbHG.  §  42  Ziff.  4,  wonach  der  Be- 
trag  eines  jeden  Reservefonds  unter  die  Passiven  aufzunehmen  ist.  Jeder 
Reservefonds  muß  in  der  B.  als  besonderer  Posten  erscheinen.  Ist  hier- 
nach schon  das  Zusammenziehen  zweier  echter  Reserven  zu  einem  Posten 
verboten,  um  viel  mehr  das  einer  echten  und  einer  unechten  Reserve. 

4.  Daß  das  positive  Recht  der  Terminologie  der  Versicherungspraxis 
teilweise  folgt  und  auch  Posten,  die  keine  echten  Reserven  sind,  Reserven 
nennt,  dafür  liefert  Belege  das  deutsche  VAG.  nebst  Rechnungslegungs- 
vorschriften und  das  österreichische  Vers. -Reg. 

a)  ß)  §  14  des  VAG.  handelt  von  der  Fusion  der  Versicherungs- 
unternehmungen und  bezeichnet  die  Fusionsverträge  als  ,, Übereinkommen, 
wodurch  der  Versicherungsbestand  eines  Unternehmens  in  seiner  Gesamt- 
heit oder  in  einzelnen  Zweigen  mit  den  darauf  bezüglichen  Reserven  und 
Prämienüberträgen  auf  ein  anderes  Unternehmen  übertragen  werden  soll." 
Die  Zusammenstellung  mit  Prämienüberträgen,  die,  wie  wir  wissen,'')  eine 
Antizipation  darstellen,  zeigt,  daß  das  G.  Reserven  nicht  im  allgemeinen 
Sinne  des -Handels-  und  Steuerrechts,  sondern  in  dem  besonderen  des  Ver- 
sicherungsrechtes, wo  es  Reserven  und  Antizipationen  umfaßt,  verstanden 
haben  will. 

ß)  au)  Wenn  die  Rechnungslegung svoi^schriften*)  des  Aufsichts- 
amts für  Privatver.sicherung  den  Posten  ihrer  Rechnungsformulare,  den 
sie  als  ,, Gewinnreserve  der  Versicherten''  bezeichnen,  dahin  erläutern, 
daß  in  ihn  die  Beträge  einzustellen  seien,  die  nach  dem  Gevfinnverteilungs- 
plane  anzusammeln  sind,  um  später  zur  Auszahlung  zu  gelangen,  so  gibt 

')  Unten  §  77  und  §  43. 

*)  Hierüber  §  77  IV  B  im  allgemeinen. 

•)  §  27. 

*)  Veröffentlichnngen  1902  S.  27. 
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es  deutlich  zu  erkennen,  daß  hier  Forderungen  der  Versicherten  als  Gläubiger, 
also  ,,Ivi'editoren",  unter  den  Reservebegriif  subsumiert  sind. 

ßß)  Noch  deutlicher  sprechen  dies  die  genannten  Vorschriften  für  die 
Post:  ,, Sonstige  Reserven  und  Rücklagen"  aus,  indem  sie  hervorheben, 
diese  Post  umfasse  u.  a.  die  Reserve  für  die  nicht  abgehobenen  Rück- 
kaufswerte und  solche  Gewinnteile,  die  bereits  fällig,  aber  nicht  abge- 
hoben seien  oder  die  von  den  Versicherten  zu  besonderen  verzinslichen, 
auf  Verlangen  jederzeit  auszuzahlenden  Kapitalansammlungen  bestimmt 
worden  seien.  Unzweifelhaft  stehen  hier  Schuld-,  nicht  Reserveposten 
in  Frage. 

b)  Das  österreichische  Vers.-Reg.  nennt  in  seinen  Mustern  von  Be- 
triebsrechnungen und  B.en  zwar  nebeneinander  „Gewinn-,  Sicherheits-  und 
Kapitalreserven",  ,, Prämienreserve",  ,, Reserve  für  schwebende  Schaden- 
zahlungen" und  „Verwaltungsgebührenreserve  für  Überlebensassoziationen", 
aber  aus  den  Erläuterungen,  die  es  hierzu  in  §  33  gibt,  geht  hervor,  daß 
das  Vers.-Reg.  keineswegs  meint,  alles,  was  in  ihm  Reserve  genannt  wird, 
sei  echte  Reserve. 

«)  Wenn  es  unter  Ziff.  10  daselbst  bestimmt:  „Die  Speziaireserven, 
welche  außer  der  Prämienreserve  unter  verschiedenen  Benennungen  zur 
besseren  Fundierung  der  Anstalt  oder  zu  bestimmten  Zwecken  zurück- 
gelegt werden  (Kapitalreserve,  Gewinnreserve,  allgemeiner  Reservefonds, 
Garantiefonds,  Kursdifferenzfonds  usw.),  sind  ...  in  den  Rechnungsabschluß 
aufzunehmen,"  so  kann  wohl  nicht  bezweifelt  werden,  daß  es  damit  echte 
Reserven  umschreiben  will,  das,  was  es  im  Formular  der  Betriebsrechnung 
im  allgemeinen  als  Gewinn-,  Sicherheits-  und  Kapitalreserven  zusammenfaßt. 
Insbesondere  Sicherheitsreserven  sind  solche  zur  besseren  Fundierung  der 
Anstalt.  Unter  den  Begriff  Sicherheitsreserven  fallen  der  allgemeine  Reserve- 
fonds, Kapital-  und  Gewinn-,  d.  h.  aus  Überschüssen  der  Gegenseitigkeits- 
versicherung gebildete  Reserven.^)  Aber  ebenso  gewiß  ist,  daß,  wenn 
das  Vers.-Reg,  auch  ,,den  zur  Deckung  bereits  fälliger  Leistungen  aus 
Versicherungsverträgen  erforderlichen  Betrag"  Schecäenj^eserve  nennt  ^) 
und  über  die  Verwaltungsgebühren  für  Überlebensassoziationen  in  §  33 
Ziff.  14  bemerkt:  „Die  von  der  Versicherungsanstalt  für  die  Besorgung 
der  Geschäfte  der  Überlebensassoziationen  bezogenen  Verwaltungsgebühren 
sind  nach  Abzug  der  Agentenprovisionen  für  jede  Assoziation  auf  die 
ganze  Dauer  derselben  zu  verteilen  und  ist  sohin  der  auf  die  späteren 
Jahre  entfallende  Auteil  als  Reserve  vorzutragen",  das  Vers.-Reg.  damit 
nicht  der  Anschauung  Ausdruck  geben  will,  als  seien  diese  Reserven  auch 
Reserven  der  Sache  nach, 

ß)  Dagegen  spricht  die  weitere  —  angezogene  —  Ausführung  über 
diese  Reserven,  Ein  Betrag,  der  zur  Deckung  , .bereits  fälliger  Lei- 
stungen" erforderlich  ist  oder,  wie  das  österreichische  Personalsteuergesetz 
vom  25,  Oktober  1896  §  95d  die  Schadenreserve  umschreibt,  ,,für  die 
bereits  angemeldeten  Schäden  und  sonstigen  Versicherungsfälle  am  Jahres- 
schlüsse noch  nicht  zur  Auszahlung  gelangte",  ist  ein  Betrag,  der  gegen- 
wärtig vorhandene  Schulden  darstellt,  und,  ehe  sie  nicht  abgezogen  sind,  ist 


*)  Nach  der  Wendung  des  §  2  des  Vers.-Reg.,  daß  die  zum  Geschäftsbeginne  und 
zur  Deckung  eventueller  Verluste  erforderliche  Grundlage  bei  A.en  das  Aktienkapital, 
bei  Gegenseitigkeitsvereinen  der  Grtindungsfonds  bilde,  darf  angenommen  werden,  daß 
das  Vers,-Reg.  unter  Sicherheitsreserve  jede  Reserve  zur  Deckung  eventueller  Verluste 
versteht, 

»)  §  33  Ziff,  9. 
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kein  Reinvermögeii  und  kein  Reingewinn  vorhanden.  Einsetzung  eines 
Kontos  für  schwebende  Schadenzahlung  ist  Zurücklialtung  von  Rohver- 
mögen und  Rohgewinn.  Und  das  gleiche  folgt  aus  §  33  Zilf.  14  wegen 
jeuer  Verwaltungsgebührenreserve.  Ein  „Anteil"  an  eingenommenen  Ge- 
bühren, von  dem  ausgesagt  wird,  daß  er  „auf  die  späteren  Jahre  (der 
Dauer  der  Überlebensassoziation)  entfällt",  kann  nicht  die  Natur  eines 
Reservefonds  haben.  Denn  indem  dieser  Einnahmeanteil  wirtschaftlich 
erst  späteren  Jahren  anzurechnen  ist,  kann  er  kein  Reinvermögen  und 
keine  Reineinnahme  des  Jahres  seines  Einganges  darstellen.  Auch  er  ist 
Zurückhaltung  eines  Teiles  des  Rohvermögens  und  Roligewännes, 
V.  Gemischte  Konten.     Nicht  selten  ist  ein  Reserveposten 

A.  zugleich  echte  und  unechte  Reserve.  Beispiele  sind  schon  vor- 
geführt (Delkrederereserve ;  Gewinnreserve).  Manchmal  kommt  die  Doppel- 
natur bereits  im  Namen  zum  Ausdruck  (,, Delkredere-  und  Garantiefonds" 
für  Bergschäden); 

B.  bald  unechte  bald  echte  Reserve.  Ein  Rechtsanwalt  ist  gegen 
Haftpflicht  versichert.  Er  ist  auf  100  000  Mk.  in  Anspruch  genommen. 
Ist  seine  Verurteilung  nur  möglich,  so  ist  die  Einstellung  der  100  000  Mk. 
in  die  B.  der  Haftpflichtversicherungsgesellschaft  Reserve-,  ist  die  Verur- 
teilung wahrscheinlich,  Schuldkonto.  Die  Chance  kann  von  Prozeßstadium 
zu  Prozeßstadium  sich  ändern;  aus  Schuld  Reserve,  aus  Reserve  Schuld 
werden;  bald  weniger  bald  mehr  einzustellen  sein. 

5.  Unterschied  zwischen  Passivantizipation,  Abschreibungs-  und  Reservefonds. 

§  71. 

I.  Von  den  Passivantizipationen  ist  schon  in  der  Lehre  von  der 
Buchung  der  Erfolgsregulierung  ^)  und  in  der  Lehre  vom  irregulären  Obli- 
gationsemissionsagio,  ^)  gesprochen.  Ebenso  sind  im  vorigen  Paragraphen 
eine  Reihe  von  Passivantizipationen  begegnet.  Auch  noch  einer  anderen 
Reserve,  der  Prämienreserve,  wird  zumeist  Antizipationscharakter  bei- 
gelegt. So  ist  notwendig,  schon  hier  den  Begriff  genau  festzustellen. 
Wir  schneiden  damit  auch  Wiederholungen  in  der  Erörterung  steuerrecht- 
licher Fragen  ab. 

II.  Formal  stehen  Passivantizipationen  und  Reservefonds  den  Ab- 
schreibungsfonds (selbständigen  Abschreibungskonten)'')  im  engeren  Sinn 
als  eine  Einheit  gegenüber.  Die  Abschreibungsfonds  setzen  die  Existenz 
eines  anderen  Bilanzpostens  voraus.  Sie  konstatieren  Wertabgänge  daran. 
Auch  Reservefonds  und  Passivantizipationen  konstatieren  nach  ihrer  äußeren 
Form  Wertabgänge,  auch  sie  sind  Abzugsposten;  aber  sie  konstatieren 
nicht  den  Wertabgang  eines  bestimmten  Aktivums,  sondern  nur  eine  Wert- 
minderung der  Aktiva  schlechthin,  des  Bruttovermögens  als  solchen.  Außer- 
dem bilden  sie  lediglich  Posten,  die  Aktiva  mindern,  während  der  Ab- 
schreibungsfonds auch  Abschreibung  an  einem  Passivum  sein  kann.  Dann 
steht  er  auf  der  Aktivseite.  Passivantizipationen  und  Reservefonds  (als 
Abzugspost)  sind  nur  als  Bilanzpassiva  denkbar. 

in.  Materiell  treten  auch  Passivantizipation  und  Reservefonds  aus- 
einander. 


*)  §  26  f. 

*)  §  43 

•)  §  70  IV. 
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A.  Zu  unterscheiden  ist  hier  die  Passivantizipation  vom  Typus  des 
verursaclitcn,  aber  noch  nicht  gczaliltcn  Mietzinses  und  diejenige  vom 
Schema:  „bezogener,  aber  noch  nicht  verdienter  Mietzins".') 

B.  Was  die  erste  Form  angeht,  so  steht  die  betreffende  Antizipation 
zwischen  Abschreibungs-  und  Reservekonto  in  der  Mitte. 

1.  Alle  drei  konstatieren  rechnungs-  und  insbesondere  bilanzmäßig 
Wertah(/(mge  (Abzüge)  am   Brutto  vermögen,   aber  der  Abschreibung  s- 

fonds  effektiv  vollzogene,  die  Passivantizipation  verursachte^  aber  noch 
nicht  vollzogene,  der  Reservefonds  zuJmnftig  mögliche. 

2.  Die  genannte  Passivautizipation  trägt  somit  ein  gegenwärtiges 
und  ein  zukünftiges  Element  in  sich. 

a)  Das  erste  hat  sie  mit  dem  Abschreibungsfonds  gemein.  Bei  beiden 
liegt  ein  schon  verursachter  und  insofern  gegenwärtiger  Wertabgang  vor. 
Die  Minderung  des  Bruttovermögens  ist  reell  noch  nicht  geschehen,  aber 
der  Grund  hierzu  ist  schon  vorhanden,  eine  Schuld  ist  entstanden. 

b)  Mit  dem  Reservefonds  verbindet  die  geschilderte  Art  der  Passiv- 
antizipation das  der  Zukunft  angehörende  Element,  das  ihr  eignet.  Die 
Kürzung  des  Bruttovermögens  durch  Passivantizipation  gehört  insofern 
der  Zukunft  an,  als  die  Kürzung  reell  noch  nicht  vollzogen  ist,^  ebenso 
wie  der  Reservefonds  nur  eine  Bindung,  keine  effektive  Vernichtung  von 
Aktivwerten  konstatiert.  Aber  die  Kürzung  ist  hier  unumgänglich,  weil 
schon  wirtschaftlich  verursacht;  dort  ist  die  Kürzung,  die  effektive  Ver- 
nichtung nur  möglich,  noch  nicht  verursacht.^) 

C.  Die  Passivantizipation  vom  Typus  des  bezogenen,  aber  noch 
nicht  verdienten  Gewinnes  ist,  wie  der  aus  Gewinn  gebildete  Reserve- 
fonds, bezogener  Gewinn,  aber  zum  Teil  erst  in  den  nächsten  Geschäfts- 
perioden zu  verdienender.  Hieraus  aber  folgt,  daß  er  vom  Bruttovermögen 
des  Jahres  seiner  Ziehung  teilweise  abzurechnen  ist.  Er  bildet  eine  bilanz- 
mäßige Schuld  dieses  Jahres  an  die  späteren.  Ehe  er  nicht  teilweise  ab- 
gezogen ist,  ist  im  Jahre  seiner  Vereinnahmung  kein  Reingewinn  vor- 
handen. Also  stellt  seine  Zurückhaltung  Zurückhaltung  von  Rohgewinn  dar. 
Beispiele  hierfür  sind  die  im  vorigen  Paragraphen  betrachtete  Verivaltungs- 
gebührenreserve  und   das   außerordentliche  Obligationenausgabeagio. 

IV.  Manchmal  begegnen  die  Passivantizipationen  unter  dem  Namen 
Reserve,^) 

"TsTi  27. 

^)  Wenn  Reisch  II  §  44  die  einschlägigen  Passivantizipationen  definiert  als  Posten, 
welche  erst  in  der  Zukunft  zn  erivartende,  aber  schon  durch  den  gegemvärtigen  Ge- 
schäftsbetrieb verursachte  Verluste  pro  rata  temporis  bereits  in  früheren  Bilanzperioden 
durch  Ansammlung  decken,  so  liegt  in  dem  „zu  erwartend"  und  „bereits  verursacht" 
ein  Widerspruch.  Der  Verlust  ist  nicht  mehr  zu  erwarten,  sondern  schon  gegenwärtig, 
aber  erst  später  zu  tilgen.  Richtig  ist,  wenn  Simon  228  die  genannten  Posten  als  solche 
bezeichnet,  die  den  Wert  eines  Engagements  zum  Ausdruck  bringen,  während  ich  ihm 
nicht  beizustimmen  vermag,  wenn  er  weiter  hinzufügt :  „oder  den  vermutlichen  Verlust 
bei  einer  eventuellen  Verbindlichkeit  zum  Ausdruck  bringen."  Die  Verbindlichkeit  ist 
schon  gegenwärtig,  aber  noch  nicht  erfüllt.  Nur  in  diesem  Sinne  liegt  eine  bloße  Even- 
tualität vor.  Noch  weniger  ist  beifallswürdig  die  Bezeichnung  jener  Konten  durch 
Simon  als  „relative  Bewertungskonten"  (S.  228).  Gewiß  geben  die  Antizipationsposten 
einen  Wert  an,  aber  benennt  man  sie  darum  Bewertungskonten,  dann  sind  alle  Konten 
Bewertungskonten.  Und  doch  ist  es  gerade  Simon,  der  (S.  13Üj  mit  Erfolg  den  Namen  Be- 
wertungskonten für  die  Abschreibungsfonds  eingeführt  hat,  d.  h.  für  Konten,  die  zur 
Bewertung  eines  anderen  Kontos  dienen. 

")  Das  Aktienemissionsagio  ist  (Kapital-)-Reservefonds  (im  deutscheu  HGB.  dadurch 
anerkannt,  daß  es  dem  Zwangsreservefonds  zugewiesen  wird),  das  ordentliche  Obliga- 
tionenemissionsagio ist  dagegen  Antizipationspost.    Vgl.  §  69  I  A  1. 

*)  §  67. 
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A.  Schon  gezahlte,  aber  noch  nicht  verdiente  Miete,  also  noch  nicht 
verdienter  C-Jewinn  wird  ]\Iietreserve  genannt.  Es  ist  übertragener  Roh- 
gewinn, Reserve  aus  Rohgewinn.  Das  Hauptbeispiel  ist  die  Schadenreserve 
des  Versicherungswesens. 

B.  Abwicklungsreserve  und  noch  nicht  verrechneter  Gewinn.  1.  Der 
Grund,  aus  dem  Gewinn  nocli  niclü  verrechnet  wird, ^) kann  ein  doppelter  sein. 

a)  A\'eil  man  ihn  noch  nicht  verrechnen  ivill.  Es  sind  bald  Ver- 
luste möglich;  statt  nun  jetzt  Gewinn  zu  verteilen  und  im  nächsten  Jahre 
geringere  oder  gar  keine  Dividende  zu  haben,  unterläßt  man  jetzt  eine 
Gewinnausschüttung  und  spürt  dafür  nächstes  Jahr  den  Verlust  nicht. 
Hier  ist  der  noch  nicht  verrechnete  Gewinn  echte  Reserve,  denn  es  wird 
Reingewinn  zurückgehalten,  allerdings  nur  Reserve  weiteren  Sinnes,  Rein- 
gewinnübertrag, denn  es  besteht  die  Absicht,  ihn  im  nächsten  Jahre 
auszuweisen. 

b)  Weil  man  noch  nicht  verrechnen  kann.  Das  hat  wieder  ver- 
schiedene Ursachen. 

«)  Er  ist  völlig  verdient,  also  Reingewinn,  aber  seine  Höhe  läßt 
sich  vorerst  nur  schätzen.  Das  Geschäftsjahr  ist  beendet,  aber  noch  nicht 
abgerechnet.  Eine  Großbank  ist  an  vielen  Unternehmen  dauernd  beteiligt. 
Das  Erträgnis  der  Beteiligungen  des  Jahres  1905  ist  31.  Dezember  1905 
sicher,  rein  verdient,  aber  es  steht  noch  nicht  fest.  Die  Unternehmungen 
müssen  ihr  Ergebnis  erst  berechnen;  die  zu  erwartende  Dividende  läßt 
sich  nur  schätzen ;  die  Firmen  haben  bloß  die  mutmaßliche  Höhe  mit  Vor- 
behalt bekanntgegeben.  Der  Grundgedanke  des  Gesetzes  ist:  es  soll 
nur  vorhandener,  nicht  fiktiver  Gewinn  verteilt  werden.  Daher  ist  die  A. 
befugt,  Gewinn  nicht  als  solchen  einzustellen,  der  nicht  feststeht;  denn 
es  besteht  dann  Gefahr,  daß  zu  viel  Gewinn,  also  Vermögen  verteilt  wird. 

aa)  Daher  ist  die  Gesellschaft  berechtigt,  den  Gewinn,  bis  er  feststeht, 
unausgewiesen  zu  lassen  und  zu  übertragen.  Der  Konsortialgewinn  wird 
auf  1  Mül.  geschätzt.  Die  Bank  stellt  1000000  unter  Debitoren  und  in 
gleicher  Höhe  eine  Passivantizipation  unter  Kreditoren.  Auf  diese  Weise 
liegt  bilanzrechtlich  noch  nicht  Reingewinn  vor. 

ß;i)  Die  Gesellschaft  darf  aber  auch  anders  vorgehen.  Sie  weist  ihn 
soweit  aus,  als  sie  glaubt,  daß  er  sicher  entstanden  ist.  schätzt  ilin  also 
niedrig  und  läßt  den  übrigen  Teil  sowohl  im  Aktivum  wie  im  Passivum 
weg,  behandelt  den  Teil  somit  als  stillen  Übertragsposten.  Manche  Banken 
nehmen  keine  unmittelbare  Schätzung  vor,  sondern  lassen  als  Schätzung 
den  Konsortialgewinn  des  Vorjahres  gelten.*) 

ß)  Er  ist  noch  nicht  verdient;  aus  dem  gleichen  Geschäft  drohen 
noch  Verluste ;  er  ist  nur  Rohgewinn.  Eine  Immobüiengesellschaft  kauft 
ein  Terram  von  40  000  Quadratfuß  zu  40» »00  Mk.  (Anschaffungspreis). 
Der  Durchschnittspreis  für  den  Quadratfuß  ist  also  1  Mk.  Der  Komplex 
soll  parzellenweise  veräußert  werden.  Er  zerfällt  in  günstige  und  un- 
günstige Lagen.  Er  wird  in  4  Lageklassen  von  gleicher  Größe  geteilt. 
Über  dem  Anschaffungspreis  darf  der  Verkaufspreis  in  der  B.  nicht  kalkuliert 
werden  (HGB.  §  26 Ij.  Es  ist  daher  der  Anschaffungspreis  zu  verteilen. 
Er  sei  für  I  15  000,  für  II  12  000,  für  IH  10000,  für  IV  oOOO.  Ehe 
nicht  die  40  000  Mk.  gedeckt  sind,  fehlt  Reingewinn.  Angenommen,  Lage  I 

')  §  30. 

*)  Eine  solche  Bank  verrechnet  31.  Dezember  1905  die  Dividenden  des  Jahres  1904; 
die  sämtlichen  Konsortialdividenden  des  Jahres  1905  kommen  erst  in  der  B.  für  1906 
zur  Verrechnung. 


§  72.  Der  angelegte  Reservefonds.  267 

und  IV  würden  zuerst  verkauft,  das  eine  Grundstück  zu  20  000,  das 
andere  zu  4000  Mk.,  so  dürfen  die  5000+  1000  Mk.  Überschuß  über  den 
Anschaffungspreis  nicht  auf  Gewinn-,  sondern  vorerst  nur  auf  ein  Über- 
trags- oder  Abwicklungskonto  gebracht  werden.^)  An  den  Lagen  II  und  III 
können  noch  Verluste  entstehen ;  die  Konjunktur  geht  zurück.  Sie  lassen 
sich  vielleicht  nur  um  8500  und  7500  verkaufen.  Erst  wenn  es  gelang 
sie  zu  l'JOOO  und  10  000  wegzubringen,  darf  das  Abwicklungskonto  auf 
das  Gewinnkonto  überführt  werden.  Erst  wenn  feststeht,  daß  das  Ge- 
schäft keinen  Verlust  mehr  bringen  kann,  ist  es  völlig  abgewickelt,  also 
Reingewinn  vorhanden.  Vorher  ist  nur  Eohgewinn  gegeben.  Bezeichnet 
man,  wie  häufig,  das  Abivickliuigskonto  als  Abwicklungsreserve  oder  Sicher- 
heits/o/ic/.s,  so  ist  es  unechte  Reserve;  in  Wirklichkeit  Passivantizipation, 
fiktive  Schuld,  Übertrag  noch  nicht  sicher  verdienten  Gewinnes.  Wenn 
bei  Einzelverkäufen  aus  Terrainkomplexen  ein  Teil  des  Gewinnes  zur 
Deckung  von  Verlusten  aus  späteren  Verkäufen  hiervon  ,, zurückgestellt" 
wird,  so  ist  dies  Rohgewinn-Rücklage. ^) 

2.  Der  Vorgang  kann  natürlich  auch  still  geschehen.  Eine  Großbank 
ist  an  einem  Bergwerk  hoch  beteiligt.  Sie  will  die  Beteiligung  abwickeln. 
Sie  verkauft  einen  Posten  Aktien  mit  Gewinn,  will  ihn  aber  nicht  eher 
verteilen,  als  bis  sie  aUe  Aktien  abgestoßen  hat.  Der  Gewinn  wird  daher 
weder  in  das  Aktivum  noch  ins  Passivum  gebracht. 

6.  Der  angelegte  Reservefonds. 

§72. 

Unter  den  verschiedenen  Gegensätzen,  nach  welchen  die  Reserve- 
fonds eingeteilt  werden,  begegnet  als  ein  Gegensatz  auch  die  Einteilung 
in  bedeckte  (oder  angelegte)  und  in  unbedeckte  (oder  [nur]  rechnungs- 
mäßige). Die  Unterscheidung  ist  begriffswidrig  und,  wie  die  Erfahrung 
lehrt,  irreführend. 

I.  Die  Unterscheidung  erweckt  die  Vorstellung,  als  sei  das  Bedecktsein 
eine  Eigenschaft  des  Reservefonds  in  dem  bisher  behandelten  Sinne.  Allein 
weder  ist  dies  der  Fall,  noch  läßt  sich  sagen,  der  angelegte  Reservefonds 
sei  ein  Reservefonds  doppelter  Art,  einer  im  bisherigen  Sinne  und  einer 
noch  von  anderer  Natur,  sondern  der  Name  bedeckter  Reservefonds  ist 
in  Wahrheit  nicht  die  Bezeichnung  eines  Bilanzpostens,  der  zwei  ver- 
schiedene Eigenschaften  besitzt,  sondern  eine  Kollektivbenennuiig  für  zwei, 
sogar  auf  entgegengesetzter  Bilanzseite  stehende  Bilanzposten,  die  nur 
dadurch  miteinander  verbunden  sind,  daß  die  Einsetzung  der  einen  Position 
die  Existenz  der  anderen  zur  Voraussetzung  hat.  M.  a.  W.:  es  gibt  neben 
dem  Reservefonds,  der  Passivpost  ist,  auch  einen  Reservefonds,  der  Aktir- 
post  ist,  neben  dem  passiven  auch  einen  aktiven.    Daß  der  aktive  nicht 

')  Der  Unterschied  zwischen  dem  Durchschnitts-  und  dem  Lage-  oder  Klassenpreis 
ist  kein  Gewinn,  wenn  der  Verkaufspreis  den  Durchschnittspreis  übersteigt,  und  kein 
Verlust,  wenn  er  hinter  dem  Durchschnittspreis  zurückbleibt.  Es  sind  also  bei  Grundstück  I 
nicht  10  000  auf  die  Gewinn-(Soll)-Seite  und  bei  Grundstück  IV  nicht  6000  Mk.  auf  die 
Verlust-(Habtrn)-Seite  des  Abwickluagskontos  zu  bringen,  weil  der  Erlös  von  1  über  den 
Durchschnittspreis  von  10000  hinausgeht,  bei  IV  um  6000  Mk.  zurückbleibt;  denn  an 
die  Stelle  des  Durchschnitts- Anschaffungspreises  ist  der  klassierte,  abgestufte,  aufgeteilte 
Anschaffungspreis  getreten. 

')  S.  hierzu  in  Hecht's  Krisenenquete  Abschnitt  „Die  Immobiliengesellschaften  in 
München"  und  Abschnitt  „Die  Magdeburger  Bau-  und  Kreditbank"  a.  E.  (Schriften  des 
Vereins  für  SozPol.  Bd.  111). 
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eiüe  Unterart  des  anderen  darstellt,  geht  schon  daraus  hervor,  daß  beide 
sich  nicht  zu  decken  brauchen.  Die  liilanzzitfer  des  aktiven  kann  höher 
oder  niedriger  sein  als  die  des  passiven. ')  Nur  das  trift't  zu :  ohne  passiven 
Reservefonds  kein  aktiver.  Der  Ausdruck  ,, angelegter  Eeservefonds"  be- 
deutet, daß  mbeii  dem  Reservefonds,  der  Passivpost  ist,  noch  ein  Reserve- 
fonds da  ist,  welcher  eine  Summe  von  Vermögenswerten,  ein  Aktivum 
darstellt.^ 

II.  Hieraus  schon  geht  hervor,  daß  für  diese  Erscheinung  richtiger, 
als  der  Name  angelegter,  die  Benennung  bvdeclder  Reservefonds  ist. 

A.  Der  Reservefonds  im  bisherigen  Sinne,  der  passive  Reservefonds, 
ist  als  solcher  einer  Anlegung  unzugänglich.  Anlegen  heißt  bewerkstelligen, 
daß  Vermö(/cn  aus  Gütern  bestimmter  Art  besteht.  Also  müßte  der 
passive  Reservefonds  sich  aus  Vermögenswerten  zusammensetzen,  Vermögen 
sein.     Allein  das  ist  er  nicht. 

B.  Dies  beweist  schon  die  Tatsache,  daß  der  Reservefondsposten  in 
B.en,  die  nicht  Gewinn-,  sondern  Vermögensermittlungsbilanzen  sind,  grund- 
sätzlich fehlt.  In  B.en,  durch  welche  nur  die  Größe  des  gegenwärtig 
vorhandenen  R&aivermögens  festgestellt  wird,  ist.  für  Reservefondsposten 
kein  Raum. 

C.  Dazu  kommt  das  Wesen  des  Reservefonds.  Zum  Reservenbegriif 
gehört  dauernder  Ausschluß  einer  gewissen  Aktivsumme  von  Verteilung 
oder  von  Verwendung  für  laufende  Ausgaben.  Er  ist  nicht  AktiYvermöf/en, 
sondern  nur  buchführunr/stechnische  Kennzeichnung  einer  Eigenschaft 
von  solchem.'')  Er  bedeutet  Unverteil-  und  Un Verwendbarkeit  eines  Nenn- 
betrags von  Aktiv  werten.  Ist  er  nicht  Aktivvermögen,  so  kann  er  auch 
nicht  Aktivpost  sein  und  demgemäß  auch  nicht  in  bestimmte  Aktivwerte 
umgewandelt,  in  solchen  angelegt  werden. 

D.  Dagegen  kann  bei  dieser  Sachlage  wohl  von  bedecktem  Reserve- 
fonds gesprochen  werden.  Mit  dem  entwickelten  Begriffe  Reservefonds 
verträgt  sich  die  Anordnung,  daß  das  Aktivvermögen,  das  für  unverteil- 
bar  oder  unverwendbar  erklärt  ist,   aus  konkret  bestimmten  Gütern  be- 

')  Nur  ein  Beispiel:  Nach  VAG,  §  57  ist  gnindsätzlich  die  ganze  rechnungsmäßige 
Prämienreserve  als  ein  Posten  auch  ins  Aktivum  einzustellen,  „dem  Pr.äm ieureser ve/o»rfs 
zuzuführen".  Aber  es  kommt  vor,  daß  das  ausländische  Reclit  von  fremden  (deutschen) 
Versicherungsunternehmungen,  die  im  Ausland  arbeiten,  für  die  dort  eingegangenen 
Policenverpflichtungen  besondere  Sicherheit  aus  der  Prämieneinnahme,  d.  h.  die  Bildung 
besonderer  (aktiver)  Prämienreservefonds  verlaugt.  In  diesem  Falle  sind  dem  einen 
Posten  , .rechnungsmäßige"  Prämienreserve  mehrere  Prämienreservefonds  im  Aktivum 
gegenüberzustellen.  Demgemäß  sagt  auch  VAG.  §  57 :  „Diese  Zuführung  [zum  allgemeinen, 
einheitlichen  Präraienreservefonds]  darf  (nur)  insoweit  unterbleiben,  als  im  Auslande 
zugunsten  bestimmter  Versicherungen  besondere  Sicherheit  aus  der  Prämieneinnahiue  be- 
stellt werden  muß"  (vgl.  Rehm  §  57  Anm.  3).  Und  umgekehrt  ist  der  Präraienreserve- 
fonds höher  als  die  Prämienreserve.  Er  umfaßt  a)  die  Prämienreserven,  b)  die  .schon  be- 
zahlten, aber  noch  nicht  verdienten  Sparprämien  im  Posten  Prämienüberträge,  c)  den 
Teil  der  Schadeureserve,  der  durch  eingezahlte  Sparprämien  gedeckt  ist,  d)  den  Teil 
der  noch  nicht  abgehobenen  Rückkaufswerte  (der  sog.  Rückkaufsreserve),  der  in  gleicher 
Weise  gedeckt  ist,  e)  die  schon  früher  angesammelten  Sparprämien  wieder  in  Kraft  ge- 
setzter Versicherungen  (s.  Rehm  §  56  Nr.  2). 

*)  Simon  19a  bezeichnet  das,  was  wir  Gegensatz  von  passivem  und  aktivem 
Reservefonds  nennen,  als  Unterschied  des  wirtschaftlichen  und  des  bilanzmäßigen  Be- 
griffs der  Reserve.  Richtiger  ist  es  wohl,  für  die  letztere  Art  zu  sagen;  „des  nur  bilanz- 
mäßigen"; denn  bilanzmäßiger  Begriff  ist  auch  der  aktive  Reservefonds. 

*)  Daher  können  auch  Verluste,  die  an  den  speziell  zu  seiner  Deckung  bestimmten 
Aktiven  eintreten,  das  Reservekonto  nicht  schmälern,  so  lange  nicht  die  B.  mit  Verlust 
abschließt,  sondern  sie  müssen  durch  Zuweisung  anderer  Aktiven  zu  Lasten  sonstiger 
Reserven  oder  des  Gewinnes  gedeckt  werden.    S.  Heisch  Bankarchiv  6,  203. 
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Steht.  Aber  es  erhellt  zugleich  aus  diesem  Wesen  der  Bedeckung,  daß 
sie  nicht  den  Eeservefonds  als  solchen  d.  h.  die  Eigenschaft  der  Unver- 
teilbarkeit  und  Unverwendbarkeit,  sondern  das  Aktivvermögen  angeht, 
dem  durch  den  Reservefondsposten  Unverteil-  bzw.  Unverwendbarkeit  bei- 
gelegt wird.  M.  a.  W. :  hieraus  ist  ersichtlich,  daß  die  Bedeckung  den 
Reservefonds  als  solchen  unberührt  läßt,  vielmehr  ein  Vorgang  ist,  der 
lediglich  die  Aktivseite  betrifft,  d.  h.  in  der  Bildung  eines  besonderen 
Aktivpostens  besteht.  Wenn  man  betont,  daß  von  Haus  aus  Fonds  (fundus) 
lediglich  reell  vorhandenes  Vermögen,  Kapital,  Aktivvermögen  bedeuten 
kann  und  demgemäß  dem  passiven  Reservefonds  Fondseigenschaft  ab- 
spricht und  seiner  bloß  buchführungstechnischen  Bedeutung  entsprechend 
ihm  nur  die  Bezeichnung  Konto  läßt,  so  kann  der  Unterschied  von 
aktivem  und  passivem  Reservefonds  auch  dahin  formuliert  werden :  der 
passive  Reservefonds  ist  nur  ein  Reservekonto,  ein  Fonds  d.  h.  Ver- 
mögen ist  lediglich  die  aktive  Reserve ;  das  Wesen  des  bedeckten  Reserve- 
fonds besteht  darin,  daß  neben  dem  Reservekonto  ein  Reservefonds 
vorhanden  ist.  Daß  der  Reservefonds  im  Passivum  nur  ein  Konto  ist, 
beweist  am  besten  die  Tatsache,  daß  er  auch  vorhanden  ist,  wenn  Aktiva 
zur  Deckung  fehlen,  also  Unterbilanz  vorhegt.^) 

III.  Freilich  ganz  zutreffend  ist  erst  die  Bezeichnung  „speziell  be- 
deckter Reservefonds".-)  Denn  bedeckter  Reservefonds  schlechthin  kann 
die  Vorstellung  erwecken,  als  wäre  der  nicht  angelegte  Reservefonds  nicht 
bedeckt.  Jede  Reserve  im  passiven  Sinne  ist  (schlechthin)  bedeckt  und 
angelegt,  denn  sie  bedeutet  ja  Unverteübarkeit  und  Unverwendbarkeit  eines 
Nennbetrags  von  Aktiven.^)  Sollen  Aktiva  für  un verteilbar  und  un ver- 
wendbar erklärt  werden,  so  müssen  sie  doch  zuvor  vorhanden  sein  oder 
buchführungstechnisch  ausgedrückt :  dem  Reservekonto  als  Pass/rpost  einer 
Bilanz  muß  ein  entsprechender  Betrag  von  Aktiven  die  Wage  halten; 
die  Reservekontoziffer  bindet  rechnungsmäßig  einen  gleich  hohen  Betrag 
von  Aktiven;  zur  rechnerischen  Z^^cA'h;?^  des  Reservekonto  ist  eine  gleich 
hohe  Summe  von  Aktiven  erforderlich.'^)  Jeder  passive  Reservefonds  ist 
somit  auch  im  buchstäblichen  Sinne  des  Wortes  angelegt.  ^)  Jede  Reserve, 
die  offene  wie  die  verdeckte,  arbeitet  im  Geschäft  mit,  muß  verzinst  werden, 
d,  h.  werben,   Ertrag  bringen.     Soll  angelegtes  oder  bedecktes  Reserve- 


')  Wenn  eine  A.  in  einem  Darlehensvertrage  sich  verpflichtet,  ihre  jährlichen 
Gewinnrücklagen  zur  Abzahlung  der  Darlehensschuld  zu  verwenden,  so  heißt  dies:  sie 
hat  in  derselben  Höhe,  in  der  sie  Gewinn  zurücklegt,  die  Schuld  zu  tilgen.  Berührt 
wird  hier  also  nur  der  aktive  Reservefonds,  der  passive  wird  um  die  Rücklagen  erhöht. 
Passiven  können  nicht  mit  Passiven,  sondern  nur  mit  Aktiven  gezahlt  werden. 

*)  Österr.  PersStG.  §  97  Abs.  3 :  „Im  Falle  einer  besonderen  Anlage  .  . .  der  .  .  . 
Reservefonde." 

')  Daher  kann  auch  bestimmt  sein,  daß  ein  Vermögenssubjekt  nicht  bloß  seinen 
Reservefonds,  sondern  sein  ganzes  Vermögen  in  bestimmten  Werten  anzulegen  hat.  So 
Reichsversicherungsordnung  §  26 :  Das  Vermögen  der  Versicherungsträger  muß  wie 
Mündelgeld  verzinslich  angelegt  werden. 

*)  Vgl.  GmbHG.  §  30  Abs.  1 :  „Das  zur  Erhaltung  (d.  h.  Deckung)  des  Stamm- 
kapitals  (d.  h.  Stammkapitalpassiv/contos)  erforderliehe  Vermögen  darf  an  die  Gesell- 
schafter nicht  ausgezahlt  werden."  S.  auch  §  33  Abs.  2 :  „Über  den  Betrag  des  Stamm- 
kapitals hinaus  vorhandenes  Vermögen." 

^)  Daher  spricht  auch  VAG.  §  8  schlechthin  von  „Grundsätzen  für  die  Anlegung 
des  Vermögens",  welche  die  Satzung  einer  Versicherungsunteruehmuug  festsetzen  soll. 
Und  ebenso  lautet  §  29  des  österr.  Vers.-Reg.  schlechthin :  „Die  Anlage  der  Gelder  von 
Versicherungsanstalten  ist  in  den  Statuten  genau  festzusetzen."  VAG.  §  106  Zilf.  3 
stellt  unter  Strafe  wissentliches  Zuwiderhandeln  gegen  die  satzungsmäßigen  Vorschriften 
über  die  „Anlegung  von  GeWbeständen". 
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konto  daher  nur  eine  Art  von  passiver  Reserve  bedeuten,  so  muß  der 
Grund  in  einer  besonderen  Anlegungsweise  liegen.  Und  in  der  Tat  der 
Zusatz  bedeutet  Deckung  durch  spezielle  Aktiva  (Häuser,  Eifekten).  Be- 
deckter, nni/clei/ter  Reservefonds  ist  gegeben,  wenn  das  Reservekonto 
apezicJl  bestimmte  Xkiixn  bindet  (z.  B.  Goldieserven  der  Depositenbanken.*) 
IV.  A.  Diese  Ausführung  läßt  zugleich  erkennen,  daß  es  mißver- 
ständtich  ist,  wenn  man  den  nicht  speziell  bedeckten  Reservefonds  rech- 
nun(jsmäßi(jen  nennt.  Und  zwar  führt  diese  Benennung  möglicherweise 
in  dreifacher  Richtung  irre. 

1 .  Zunächst  ist  die  Bezeichnung  geeignet,  die  Vorstellung  zu  erwecken, 
als  hielte  diesem  Reservefonds  nicht  auch  ein  Teil  des  Aktivvermögens 
die  Wage.  Auch  die  nicht  bedeckte  Reserve  ist  reell,  d.  h.  durch  wirt- 
schaftliche Güter  bedeckt.  Nur  bilden  nicht  besonders  bezeichnete  Aktiv- 
werte seine  Gegenpost-. 

2.  Ferner  kann  bei  jener  Benennung  die  Anschauung  entstehen,  daß 
der  speziell  bedeckte  Reservefonds  nicht  auch  rechnungsmäßig  bedeckt  sei. 
Er  ist  nicht  weniger  rechnungsmäßig  bedeckt,  als  der  nicht  angelegte. 
Das  macht  sogar  das  bilanzrechtliche  Grundwesen,  des  speziell  angelegten 
Reservefonds  aus,  daß  er  rechnungsmäßig  bedeckt  ist.  Denn  was  seine 
Eigenschaft  als  Bilanz-posi  mit  sich  bringt,  ist,  daß  seine  rechnungsmäßige 
Bilanzierung  eine  gleich  hohe  Aktivpost  fordert,  mag  diese  nun  eine  reelle 
oder  nur  ideelle  Aktivpost  darstellen.  Erst  daraus,  daß  es  sich  um  ein 
Eeservekouto  und  einen  Reseryefoiids  handelt,  folgt,  daß  die  aktive  Gegen- 
post reell  sein  muß.  Denn  Reserve  ist  Zurückhaltung  von  Vermögen  und 
Fonds  von  Haus  aus  Bezeichnung  für  reell  Vorhandenes,  für  Kapital. 

3.  Endlich  ist  angesichts  der  Tatsache,  daß  Reservefonds  auch  Posten 
genannt  werden,  welchen  die  echte  Reservefondseigenschaft  abgeht,  nicht 
ausgeschlossen,  daß  der  Beisatz  rechnungsmäßiger  Reservefonds  die  Meinung 
hervorruft,  als  sei  dieser  nicht  speziell  bedeckte  lediglich  ein  Wertkorrektur-, 
somit  ein  Abschreibungsfonds. 

B.  1.  Der  einzige  reelle  Unterschied,  der  zwischen  speziell  und 
nicht  speziell  bedeckter  Reserve  besteht,  ist  der,  daß  bei  Verwendung 
der  speziell  bedeckten  in  erster  Linie  die  besonders  als  Gegengewicht  des 
Reservekontos  bezeichneten  Aktiva  realisiert  werden  müssen,  während  im 
Falle  der  Heranziehung  einer  nicht  speziell  angelegten  die  Verwaltungs- 
organe der  Unternehmung  in  der  AVahl  der  flüssig  zu  machenden  Aktiv- 
bestände rechtlich  unbeschränkt  sind. 

2.  a)  Allein  dieser  Unterschied  hat  nicht  die  Folge,  daß  der  nicht 
speziell  angelegte  Reservefonds  als  solcher  nicht  oder  weniger  reell  be- 
deckt wäre.  Der  speziell  bedeckte  Reservefonds  ist  an  und  für  sich  um 
nichts  sicherer  und  solider.  Er  hat  nur  —  und  auch  das  keineswegs  not- 
wendig —  den  Vorzug  leichterer  Flüssigmachung.  Speziell  angelegte 
Reser^'en  werden  der  Regel  nach^)  oder  müssen  sogar  in  leicht  realisier- 
baren (Effekten)  oder  leicht  belehnbaren  Vermögensgegenständen  (Effekten, 
Sparkassabüchern)  angelegt  werden,  während  nicht  speziell  bedeckte  Reserve- 


*)  Möglich  ist,  daß  ein  Reservekonto  zum  Teil  speziell,  zum  Teil  allgemein  d.  h. 
dnrch  den  allgemeinen  Überschuß  der  Aktiva  über  die  Passiven  gedeckt  ist. 

*)  Vgl.  österr.  Vers.-Reg.  §  29 :  „Im  allgemeinen  ist  bei  der  Anlage  der  Gelder 
(der  Versicherungsanstalten)  auf  deren  leichte  Realisierbarkeit  tunlichst  Bedacht  zu 
nehmen"  —  also  auch  bei  Anlage  von  Reserven  — ,  „damit  nicht  durch  eine  Überlastung 
mit  schwer  realisierbaren  Objekten,  wie  Hänser  usw.,  die  Erfüllbarkeit  der  Verbindlich- 
keiten der  Anstalt  gefährdet  werde." 
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fonds  zumeist  durch  schwer  realisierbare  Aktivgej^enstände  (Fabrikgebäude, 
Maschinen,  Waren)  gedeckt  sind.  Allein  dadurch  wird  nur  die  Eealisier- 
barkeit,  aber  nicht  die  Reellität  des  Fonds  erhöht.  Solider  ist  die  speziell 
bedeckte  Reserve  lediglich  bedeckt,  wenn  sie  —  was  für  gewisse  Reserven 
das  G.  sogar  zur  Pflicht  macht  ^)  —  nur  in  besonders  sicheren  (mündel- 
sicheren) Werten  angelegt  wird.  Sehr  häufig  wird  unter  angelegten  Reserve- 
fonds fest  und  sicher  angelegter  verstanden. 

b)  Überdies  ist  der  Vorteil  leichterer  Realisierbarkeit,  den  die  spezielle 
Bedeckung  eines  Reservefonds  gewährt,  gar  nicht  so  bedeutend,  weil  eine 
gut  geleitete  Unternehmung  überhaupt  für  Vorhandensein  der  nötigen 
flüssigen  Mittel  sorgt  oder  der  Regel  nach  infolge  des  Vertrauens,  das  sie 
genießt,  in  der  Lage  ist,  durch  Inanspruchnahme  des  Bankkredits,  also 
Aufnahme  schwebender  Schulden,  die  bei  Verwendung  des  Reservefonds 
erforderlichen  flüssigen  Bestände  sich  zu  verschaffen.^) 

c)  Auf  jeden  Fall  aber  steht  der  Vorteil  größerer  Flüssigkeit  ihrer 
Mittel,  welchen  die  spezielle  Bedeckung  mit  sich  bringt,  erheblich  hinter 
den  Nachteilen  zurück,  den  sie  im  Gefolge  hat.  Die  Unternehmung  kann 
einen  Teil  ihres  Vermögens  nicht  im  Geschäftsbetriebe  werbend  ver- 
wenden und  so  gezwungen  sein,  statt  billigen  eigenen  Kapitals  teures 
fremdes  (Bankkredit)  heranzuziehen  oder  auf  Erweiterung  oder  Verbesserung 
des  Betriebes  zu  verzichten.^)  Zweitens  aber  wirft  der  Fonds,  der  nicht 
als  Betriebskapital  verwendet  wird,  gerüigeren  Ertrag  für  den  Zweck  ab, 
dem  er  dienen  soll.  Sogar  Beamtenversorgungsfonds  werden  daher  nur 
teilweise  in  Staatspapieren  angelegt. 

d)  Dies  bestätigt  auch  die  Gesetzgebung.  Wo  sie  Vorschriften  über 
Anlage  speziell  von  Reserven  gibt,  tut  sie  es  in  erster  Linie  nicht  um 
liquide,  sondern  um  sichere  Anlegung  zu  garantieren.^)  Der  gemeinsame 
Zug  aller  Bestimmungen  des  deutschen  VAG.  und  des  österr.  Vers.-Reg. 
über  Anlegung  von  Prämienreserven  ist:  Anlage  m  sicheren  Werten; 
Beleihung  nur  innerhalb  die  Sicherheit  der  Unterlage  gewährleistenden 
Grenzen.  Um  nur  ein  Beispiel  anzuführen :  §  59  des  VAG,  bemerkt  in  Abs.  1 
Ziff".  1 :  ,,Die  Anlegung  der  den  Prämienreservefonds  bildenden  Bestände 
kann  erfolgen  1.  in  der  im  §  1807  Abs.  1  Nr.  1— t  des  BGB.  für  die 
Anlegung  von  Mündelgeld  vorgeschriebenen  Weise"  und  gleich  Nr.  1  dieses 
Absatzes  von  §  1807  des  BGB.  lautet:  „Die  im  §1806  vorgeschriebene 
Anlegung  von  Mündelgeld  soll  nur  erfolgen  1,  in  Forderungen,  für  die 
eine  sichere^)  Hypothek  an   einem  inländischen  Grundstücke,  besteht." 

*)  So  nach  VAG.  §§  59 — 6.'j  für  die  Prämienreserve  bei  Lebensversicherung  und 
Kranken-  und  Unfallversicherung  nacli  Art  der  Lebensversicherung,  nach  österr.  Vers.-Reg. 
§  30  für  jede  Prämienreserve  und  nach  §  29  daselbst  sogar  für  Anlage  aller  Versicherungs- 
gelder, also  auch  aller  Reserven,  sofern  die  Statuten  über  Gelderanlage  keine  Vorschriften 
enthalten. 

')  Vgl.  VAG.  §  61 :  „Dem  Prämienreservefonds  (d.  h.  dem  aktiven  Reservefonds) 
dürfen,  abgesehen  von  den  zur  Vornahme  und  Änderung  der  Kapitalanlagen  erforder- 
lichen Mitteln,  nur  diejenigen  Beträge  entnommen  werden,  welche  durch  . . .  Beendigung 
von  Versicherungsverhältnissen  frei  werden." 

^)  Daher  widerspricht  dem  Wesen  der  A  .en,  die  Erwerbsgesellschaften  sind,  der 
A.  schlechthin  im  Interesse  der  Solidität  Arlegung  der  Reserven  vorzuschreiben. 

*)  Emminghaus  S.  441 :  „Aus  dem  Zwecke  der  Prämienreserven  . . .  ergibt  sich 
die  Notwendigkeit  sicherster  Anlage"  . .  „Die  Sicherheit  ist  hier  wichtiger  als  die  Höhe 
des  Zinsertrages."  —  Es  läßt  sich  behaupten,  wo  der  Zweck  des  Reservefonds  leichte 
Realisierbarkeit  erfordert,  ist  besondere  Anlegung  überhaupt  unnötig.  Nötig  ist  sie  nur, 
wo  der  Zweck  besondere  Sicherheit  der  Anlegung  heischt. 

*)  In  VAG.  60  werden  eingehende  Bestimmungen  gegeben,  wann  „Sicherheit" 
einer  Hypothek  angenommen  werden  darf. 
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Stünde  die  Ermöglichung  rascher  Realisierung  in  erster  Reihe,  so  dürfte 
der  Gesetzgeber  Aiih\ge  in  H^-pothekforderungen  überhaupt  nicht  zulassen, 
denn  diese  sind  der  Umständlichkeit  und  Kostspieligkeit  ihrer  Begründung 
gemäß  in  der  Praxis  nicht  auf  den  Tag,  sondern  nur  auf  längere  Frist 
kündbar.  Bei  Amortisationshypotheken  darf  nach  HypBG.  §  19  zugunsten 
der  Bank  ein  Kündigungsrecht  überhaupt  nicht  bedungen  werden. 

V.  "Wenn  nach  alledem  auch  der  nicht  speziell  angelegte  Reserve- 
fonds doch  bedeckt  ist,  so  könnte  man  sagen  wollen,  auch  in  diesem  Falle 
sei  nicht  bloß  ein  passiver,  sondern  ebenso  ein  aktiver  Reservefonds  vor- 
handen, allein  hier  kommt  in  Betracht,  daß  Fonds  in  dem  Sinne,  wie  das 
Wort  einmal  üblich  ist,  nur  vorliegt,  wenn  eine  Mehrheit  von  Vermögens- 
stücken von  anderem  Vermögen  abgesondert,  zu  einem  in  sich  geschlossenen 
Ganzen  vereinigt  wird. 

VI.  Rechnungsmäßige  Pramienreserve  und  Prämienreservefonds.  Nun- 
mehr sei  das  über  das  Wesen  der  speziell  bedeckten  Reservefonds  Vor- 
getragene noch  an  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  eine  Art  solcher 
Fonds,  an  den  Vorschriften  des  VAG.  über  die  Pfämienreserve  bei  der 
Lebensversicherung  und  lebensversicherungsähnlichen  Kranken-  und  Un- 
fallversicherung, ^)  erläutert. 

A.  Das  VAG.  unterscheidet  jn  glücklicher  Formulierung  die  „rech- 
uunffsmäüigen  Prämienreserven"  ^)  und  den  „Prämienreserve/o/? t/s". '^  Von 
der  rechnungsmäßigen  Pramienreserve  sagt  es  aus,  daß  sie  zu  ,, berechnen", 
zu  ,, buchen"*)  (,, einzustellen")^)  und  „der  der  Berechnung  enf sprechende 
Betrag  vorschriftsmäßig"  —  d.  h.  in  diesem  Falle  speziell  —  „anzulegen" 
sei,^)^)  und  gibt  damit  zu  erkennen,  daß  die  Pramienreserve  als  solche 
nicht  aus  Vermögenswerten  besteht.  Indem  es  andererseits  von  den  ,,den 
Prämienreservefonds  bildenden  Beständen'',  den  ,, Beständen  des  Reserve- 
fonds"^) und  davon  spricht,  daß  ,, der  Prämienreservefonds  von  jedem  anderen 
Vermögen  gesondert  zu  verwalten"  und  am  Sitze  des  Unternehmens  ,/iuf- 
znheicahren"'  ^)  sei,  und  an  dieser  Stelle  ferner  hinter  Prämienreservefonds 
in  Klammer  einfügt  (,, Gelder,  Wertpapiere,  Urkunden  usw."),  und  endlich 
bestimmt,  daß  im  Konkurse  ,,der  Umfang  des  vorhandenen  Prämien- 
reservefonds festzustellen"  ^^)  sei,  wird  vom  VAG.  zu  wortdeutlichem  Aus- 
druck gebracht,  daß  der  Prämienreserve/owr/s  nicht  bloß  etwas  rechnungs- 
mäßig, sondern  etwas  reell  Vorhandenes  und  zwar  Vermögen  ist. 

B.  Wenn  man  diese  Unterscheidung  von  ,, rechnungsmäßiger  Pramien- 
reserve" und  „Prämienreservefonds",  die  der  Gesetzgeber  beliebt,  erkennt, 


')  Unfallrententeserve  z.  B.  heißt  die  Pramienreserve,  durch  die  das  Deckungs- 
kapital für  Unfallrentenanwartschaften  aufgebracht  wird,  soweit  es  nicht  ans  den  noch  zu 
erwartenden  -Prämienzahlungen  hergestellt  werden  kann.  Richtiger  wäre  also  Uufall- 
rentenprämienreserve.    Vgl.  österr.  Vers.-Reg.  §  28  Ziff.  5  Abs.  3. 

»)  §  61  Abs.  2  und  3;  §  99  Abs.  2  „rechnungsmäßiges  Soll". 

»}  §  57  Abs.  2. 

*)  %  56  Abs.  1. 

')  §  56  Abs.  2. 

0)  §  57  Abs.  1. 

')  Wenn  der  Gesetzgeber  in  §  61  Abs.  3  die  Wendung  „Forderung  auf  die  rech- 
nungsmäßige Pramienreserve"  gebraucht,  so  ist  dies  nur  eine  Abkürzung  für  Forderung 
auf  einen  Betrag  in  der  Höhe  der  rechnungsmäßigen  Pramienreserve,  wovon  der  Gesetz- 
geber in  §  61  Abs.  2  mit  den  Worten  spricht,  daß  „die  Versicherten  denjenigen  Betrag 
fordern  können,  der  als  rechnungsmäßige  Pramienreserve  auf  sie  entfällt." 

")  §§  57  Abs.  3  und  59  Abs.  1 ;  §§  60  Abs.  1,  61  Ab^.  3,  62  Abs.  4. 

»)  §  57  Abs.  2. 

")  §  62. 
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dann  tritt  der  Inlialt  der  grundlegenden  Bestimmungen  über  die  Prämien- 
reserve, wie  sie  in  §  56  tt'.  enthalten  sind,  mit  besonderer  Klarheit  hervor. 

1.  a)  §  56  Abs.  1  bestimmt,  daß  die  'Prämieüreservefi  der  Lebens- 
versicherungen für  den  Schluß  eines  jeden  Geschäftsjahres  zu  berechnen 
und  zu  buchen  sind,  und  in  §  56  Abs.  2  wird  die  gebuchte  Prämien- 
reserve ,, eingestellte  Prämienreserve"  genannt. 

b)  In  Anschluß  hieran  statuiert  §57:  1.  „Der  Vorstand  hat  dafür 
Sorge  zu  tragen,  daß  unverzüglich  die  der  Berechnung  gemäß  §  56  ent- 
sprechenden Beträge  dem  Prämienreserve/o/zx/i'  zugeführt  und  vorschrifts- 
mäßig angelegt  werden."  2.  ,,Der  Prämieureserve/o^ic/s  (Gelder,  Wert- 
papiere, Urkunden  usw.)  ist  gesondert  von  jedem  anderen  Vermögen  zu 
verwalten  und  am  Sitze  des  Unternehmens  in  einer  der  Aufsichtsbehörde 
bekannt  zu  gebenden  Weise  aufzubewahren." 

c)  §  9  ff.  bestimmt,  in  welchen  Werten  ,,die  Anlegung  der  den  Prämien- 
reservefonds bildenden  Bestände  erfolgen  kann." 

2.  Hieraus  geht  deutlich  hervor,  wie  sich  der  Gesetzgeber  die  ,,BU- 
dung''^)  von  Prämienreserve  und  Prämienreservefonds  denkt. 

a)  Zuerst  "vsärd  die  rechnungsmäßige  Prämienreserve  berechnet,  ihr 
„rechnungsmäßiges  Soll"^)  festgestellt  und  in  dem  ,, Rechnungsabschluß"") 
gebucht.  Als  (bloß)  rechnungsmäßiges  Soll  kann  die  rechnungsmäßige  Prä- 
mienreserve nicht  in  das  Bilanzaktivum  kommen.  Sie  wird  als  Bilanz- 
passivum  eingelegt;  zu  Last  wird  sie  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  ge- 
schrieben ;  d.  h.  sie  wird  von  der  Verlustseite  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung auf  ein  Prämienreservekonto  übertragen.  Aus  dem  Verlustkonto 
wird  das  Prämieureservekonto  dotiert. 

b)  Unverzüglich"*)  nach  Einstellung  der  rechnungsmäßigen  Prämien- 
reserve in  das  vom  Vorstand  entworfene  Bilanzkonto,  nicht  erst,  nach- 
dem der  Sachverständige  gemäß  §  56  Abs.  2  die  richtige  Berechnuog  be- 
stätigt hat  ~  denn  er  hat  zu  bestätigen,  daß  die  eingestellte  Prämien- 
reserve richtig  berechnet  sei  — ,  ist  der  der  Berechnung  entsprechende 
Betrag,  d.  i.  die  Istsumme  der  Prämienreserve,  dem  Prämienreserve/o/ic/s 
zuzuführen.  Dies  ist  nicht  als  ein  reelles  Zuführen  zu  verstehen,  d.  h. 
es  sind  nicht  gewisse  Vermögensstücke  aus  dem  übrigen  Vermögen  körper- 
lich auszuscheiden  und  körperlich  ein  besonderer  Reservefonds  zu  bilden  — 
wäre  das  der  Fall,  so  würde  die  weitere  Bestimmung,  daß  der  „Reserve- 
fonds gesondert  von  jedem  anderen  Vermögen,  d.  h.  von  anderen  Ver- 
mögensstückeu  zu  verwalten"  sei,  übei-flüssig  sein  — ,  sondern  gemeint 
ist  damit  ein  buchführungsmäßiger  Vorgang:  Prämienreservekonto  ist 
zugunsten  eines  Prämienreserve/o;zfZskonto,  d.  h.  eines  Bilanzr/Af  ?rkontos, 
zu  belasten.  Bisher  buchten  wir  bei  der  Annahme,  die  rechnungsmäßige 
Prämienreserve  betrage  100  000, 

Verlust-  und  Gewinnkonto 
Soll  (Verlust) 
An  Prämienreservekonto       100  000  | 

Prämienreservekonto 

Haben 
Per  Ge"vsinn-  und  Verlust-  i 

konto 100000; 


^)  §  99  Abs.  2. 

')  §  99  Abs.  2. 

»)  §  55;  s.  oben  §  51  I. 

*)  D.  h.  (BGB.  121)  ohne  schiüdliaftes  Zögern. 

Behm,  Bilanzen.    2.  Aufl.  18 
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nun  ist  zu  buchen: 

Prämieureservekonto 
An    Prämienreservefouds-  j 

konto 100000  I 

Prämienreservefondskonto 

Per  Prämienreservekonto     100000. 
Auf  diese  Weise  ist  ein  „Bestand"  des  Prämienreservefonds  gebildet. 

c)  Unmittelbar  darauf,  ebenfalls  „unverzüglich"  nach  Einstellung  der 
rechnungsmäßigen  Prämienreserve  in  den  Rechnungsabschluß,  ist  der  ,, Be- 
stand des  Reservefonds"  ,, vorschriftsmäßig  anzulegen''.  Die  Vorschrift 
des  §  59  läßt  für  diese  obligatorische  Anlegung  eine  Wahl: 

a)  für  (Iducrnde  Anlegung  zwischen 
ad)  mündelsichereri  Hj^pothekeuforderungen,  Reichs-,  Staats-  und  sonsti- 
gen mündelsicheren  Schuldverschreibungen  („Wertpapieren"), 
ßß)  Beleihung  mündelsicherer  Hypotheken  oder  Wertpapiere,  Beleihung 

ihrer  eigenen  Versicherungsscheine  (Beleihungs,, Urkunden"), 
yy)  und  —  die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  vorausgesetzt  — 
zwischen,  wenn  auch  nicht  mündelsichcren,  so  doch  vom  Gläubiger 
kündbaren  oder  regelmäßiger  Tilgung  unterworfenen  Schuldver- 
schreibungen inländischer  kommunaler  Körperschaften,  Schul-  und 
Kirchengemeinden  (, , Wertpapiere"), 
ß)  für  vorübergehende  Anlegung,  d.  h.  wenn  Anlage  in  der  bisher  be- 
sprochenen Weise  den  Umständen  nach  nicht  erfolgen  kann,  zwischen 
Anlage  bei  der  Reichs-  oder  einer  Staatsbank  oder  einer  durch  die 
Aufsichtsbehörde  dazu  für  geeignet  erklärten  anderen  inländischen 
Bank  oder  öffentlichen  Sparkassa. 

d)  Aus  diesen  Bestimmungen  insgesamt  erhellt,  daß  das  G.  Wahl 
nur  zwischen  zinsbringenden  Anlegungsmüglichkeiten  läßt.  Der  Prämien- 
reservefonds ist  verzinslich  anzulegen  entsprechend  dem  Umstände,  daß 
die  Grundsätze  für  Berechnung  der  Prämienreserve,  welche  der  Geschäfts- 
plan zu  enthalten  hat,  von  dem  Gedanken  einer  verzinslichen  Anlegung 
des  Fonds  ausgehen.  Nach  §  11  des  VAG.  hat  der  Geschäftsplan  einer 
Lebensversicherungsunteraehmung  die  von  ihr  angenommenen  Tarife,  sowie 
die  Grundsätze  für  Berechnung  der  Prämien  und  Prämienreserven  ^)  voll- 
ständig darzustellen,  namentlich  auch  den  anzuwendenden  Zinsfuß  und 
die  Höhe  des  Zuschlags  zu  den  Nettopräraien  anzugeben. 

■  e)  Ausgeschlossen  ist  somit  Anlage  des  Fonds  in  Bargeld,  aber  selbst- 
verständlich mit  einer  Ausnahme:  bei  den  Vermögenstransaktionen*)  er- 
geben sich  Restbeträge;  ebenso  durch  die  fortlaufend  anfallenden  Zins- 
erträgnisse usw.  Restbeträge  dürfen  also  in  Bargeld  angelegt  werden  und 
dies  bestätigt  §  57,  indem  er  nach  der  Bestimmung,  daß  der  Prämien- 
reservefonds vorschriftsmäßig  anzulegen  sei,  fortfährt :  ,,Der  Prämienreserve- 
fonds {Gelder,  Wertpapiere,  Urkunden  usw.)  ist  gesondert  von  jedem 
anderen  Vermögen  zu  verwalten."  Hier  stehen  die  Gelder  sogar  obenan, 
f)  Aber  Restbeträge  dürfen  nicht  bloß,  sondern  müssen  sogar  in  Bar- 
geld angelegt  werden.  Denn,  wie  eben  bemerkt,  ist  die  weitere  Maßnahme, 
die  §  57  vorschreibt:  , .gesonderte  Verwaltung  von  jedem  anderen  Ver- 
mögen,"   Dies  bedeutet  nicht  bloß  gesonderte  buchmäßige,  sondern  auch 

')  §  56  :  „Berechnungsgrundlagen". 

*)  §  61  Abs.  1 :  „Vornahme  und  Änderung  der  Kapital-  (will  sagen :  Fonds-)Anlagen. 
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gesonderte  körperliclie  Verwaltung.  Dies  wird  bewiesen  einmal  durch 
§  57  Abs.  2 :  Der  angelegte  Prämienreservefonds  {Gelder,  Wertpapiere^ 
Urkunden  usw.)  ist  gesondert  von  jedem  anderen  Vermögen  zu  ver- 
walten. Nicht  die  Konti  über  die  einzelnen  körperlichen  Bestandteile  des 
Fonds,  sondern  Gelder,  Wertpapiere,  Beleihungs-,  Hypotheken-  und  andere 
Urkunden  selbst  sind  gesondert  zu  verwalten.^) 

g)  Noch  ist  kurz  die  Art  zu  betrachten,  wie  buchführungstechnisch 
die  vorschriftsmäßige  Anlegung  des  Fonds  geschieht. 

a)  Unsere  letzte  Buchung  war: 

Prämienreserve/o7zc?skonto 

I  Per  Prämienreservekonto    100  000. 

ß)  Die  Unternehmung  besitzt  schon  Eflekten  im  Werte  von  20  000 
und  legt  nun  darin  das  Prämienreservefondskonto  an;  also 

Effektenkonto 

Per  Prämienreservefonds- 
konto      20  000 

Prämienreservefondskonto 
An  Effektenkonto     .     .     .     20  000  [ 

y)  Sie  kauft  30000  Wertpapiere  gegen  bar;  also: 

Prämienreservefondskonto 
An  Kassakonto    ....     30000  ' 

6)  Sie  gibt  40  000  als  Hypothekdarlehen  aus: 

Prämienreservefondskonto 
An  Kassakonto    ....    40000  | 

6}  Sie  beleiht  eigene  Polizen  mit  9000: 

Prämienreservefondskonto 
An  Kassakonto      .     ,     .     .     9000  | 

i)  Sie  legt  900  bei  der  Reichsbank  an: 

Prämienreservefondskonto 
An  Kassakonto 900 

ri)  Den  Eest  von  100  erhält  das  Konto  aus  der  Kassa  bar,  so  daß 
die  Buchung  im  ganzen  lautet: 

Prämienreservefondskonto 
An  Kassakonto  .     .     .     .     100  000     Per  Prämienreservekonto  .    100  000 
Im  Bilanzkonto  finden  wir  dann: 

Bilanzkonto 
Prämienreservefonds:  !  Prämienreserve  ....    100000 

a)  Effekten 50  000 

b)  Hypothekdarlehen      .     40  000 

c)  Polizenbeleihung   .     .       9  000 

d)  Bankguthaben  .     .     .         900 

e)  Bargeld 100 


^)  Vgl.  anch  VAG.  §  99  II. 
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C)  Im  allgemeinen  hält  das  VAG.  auch  m  den  Emzelbestimmungen 
die  klare  Unterscheidung  von  Prämienreserve  als  Passiv-  und  Prämien- 
reservefonds als  Aktivposten  aufrecht.^)  Eine  Ausnahme  machen  die  §§  99 
Abs.  4,  58  und  106  Ziff.  2,  insofern  hier  von  „Anlegung"  bzw.  „Ver- 
waltung und  Aufbewahrung"  der  „'Prämieureservc''  die  Rede  ist.  Da- 
gegen ist  der  Unterschied  ausgezeichnet  scharf  in  §  61  Abs.  1  beachtet. 
Dies  tritt  in  ganz  besonderem  Maße  hervor,  wenn  man  eine  ähnliche  Be- 
stimmung des  (isterreicliischen  Personalsteuergesetzes  gegenüberstellt. 

1.  §  61  Abs.  1  lautet:  „Dem  Prämieureservefonds  dürfen,  abgesehen 
von  den  zur  Vornahme  und  Änderung  der  Kapitalanlagen  erforderlichen 
Mitteln,  nur  diejenigen  Beträge  entnommen  werden,  welche  durch  Ein- 
tritt des  A'ersicherungsfalls,  durch  Rückkauf  oder  andere  Fälle  der  Be- 
endigung von  Versicherungsverhältnissen  frei  werden."  Mittel  zu  Kapitals- 
anlagen enthält  lediglich  der  aktive  Prämienreservefonds  und  auch  nur 
aus  ihm  lassen  sich  Beträge  reell  entnehmen.  Daher  spricht  der  Gesetz- 
geber mit  Recht  von  Entnahme  aus  dem  Prämieureservefonds.  Und  doch 
lag,  wenigstens  was  den  zweiten  Teil  des  Satzes  anlangt,  die  Versuchung 
sehr  nahe,  statt  Prämieureservefonds  Prämienreserve  zu  setzen.  Denn 
durch  Beendigung  der  Versicherungsverhältnisse  werden  auch  und  zwar 
zuerst  Beträge  der  rechnungsmäßigen  Prämienreserve  frei.  Durch  Ein- 
tritt des  Versicherungsfalles  endigt  sich  ein  künftiges  Risiko  und  wird 
daher  ein  Betrag  der  rechnungsmäßigen  Prämienreserve  frei  und  erst  eine 
Folge  hiervon  ist,  daß  auch  ein  Teil  des  Prämieureservefonds  ledig  wird. 
Deshalb  läge  nahe,  zu  formulieren:  ,,Der  Prämienreserre  dürfen  nur  die- 
jenigen Mittel  entnommen  werden,  welche  usw."  Aber  damit  wäre  eine 
Unklarheit  geschaffen.  Die  rechnungsmäßige  Prämienreserve  kann  wohl 
um  einen  Betrag  herabgesetzt,  nicht  aber  aus  ihr  ein  Betrag  entnommen 
werden. 

2.  Anders  das  österreichische  Persoualsteuergesetz  §  97  Abs.  2: 
,, Insoweit  Versicherungsanstalten  Auslagen  (Schaden Zahlungen  und  Rück- 
käufe) aus  den  im  §  95  d  bezeichneten  Konten  —  gemeint  sind:  „Prämien- 
reserven" und  Prämienüberträge  —  bestreiten,  dürfen  dieselben  nur  dann 
in  die  Betriebsrechnung  (d.  h.  das  Gewinn-  und  Verlustkonto)  eingestellt 
werden,  wenn  der  volle  Gegenwert  als  Einnahme  aus  diesen  Fonden 
eingestellt  ist." 

a)  Gesagt  will  damit  sein :  So  weit  die  Anstalt  zu  Schadenzahlungen 
Mittel  aus  dem  Prämienreserve/o/?f7skonto  entnimmt,  darf  sie  die  dadurch 
gemachte  Auslage  nur  dann  als  Geschäftsausgabe  in  das  Unkosten-  und 
damit  in  das  Verlustkonto  stellen,  wenn  sie  gleichzeitig  das  Konto  der 
rechnungsmäßigen  Prämienreserve  (das  Prämienreservekonto)  zugunsten 
des  Gewinnkontos  mit  dem  gleichen  Betrage  belastet.  Würde  dies  nicht 
geschehen,  so  ginge  nur  der  Aktivposten  Prämienreserve/o/?6?.5  um  den 
Auslagebetrag  zurück,  der  Passivposten  Prämienr^.s^rrekonto  bliebe  in 
unveränderter  Höhe;  der  Aktivenüberschuß  würde  demgemäß  einen  ge- 
ringeren Betrag  ausmachen,  damit  aber  auch,  weil  mit  Aktivenüberschuß 
grundsätzlich  identisch,  der  steuerpflichtige  Überschuß.  Nehmen  wir  an, 
die  B.  lautet: 

Prämienreserv'efonds   .     .     .     1000     Prämienreserve 1000 

Sonstige  Aktiva     ....       700  i  Gewinn 700 

und  es  werden  aus  dem  Prämieureservefonds  600  ausgelegt.     AVird  nun 

»)  So  z.  B.  in  §  62  Abs.  2,  4,  5;  §  90  Abs.  2. 
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nicht  auch  die  Prämienreserve  um  600  gekürzt,  so  würde  die  veränderte 
B.  lauten: 

Prämienreservefonds     .     .     .     400  1  Präraienreserve     ....     1000 
Sonstige  Aktiva 700  (  Gewinn 100; 

der  Gewinnsaldo,  also  der  zu  versteuernde  Betrag  machte  nur  mehr  100 
aus.  Anders  wenn  auch  die  Prämienreserve  um  600  gekürzt  wird.  Dann 
lautet  die  neue  B. : 


Prämienreservefonds     .     .     .     400 
Sonstige  Aktiva 700 


Prämienreserve 400 

Gewinn 700. 


b)  Klar  wäre  die  Bestimmung  formuliert,  wenn  sie  folgende  Fassung 
hätte:  ,, Insoweit  Versicherungsanstalten  Auslagen  (Schadenzahlungen  und 
Rückkäufe)  aus  dem  Prämienreservefonds  bzw.  Prämienübertrags/o^c/s  (d.  h. 
aus  den  zur  Deckung  der  rechnungsmäßigen  Prämienreserven  und  Prämien- 
überträgen erforderlichen  Kapitalien)  bestreiten,  dürfen  dieselben  nur  dann 
in  die  Betriebsrechuung  eingestellt  werden,  wenn  der  volle  Gegenwert 
als  Einnahme  aus  den  rechnungsmäßigen  Prämienr^-s^r^ezi  bzw.  Prämien- 
überträgen in  die  Betriebsrechnung  eingestellt  ist." 

VIT.  Angelegter  Erneuerungsfonds.  Zum  Schluß  noch  vom  ^.angelegten 
Erneuerung sfonds'^',  Amortisations-  usw.  Fonds  oder,  wie  die  entsprechende 
Aktivpost  wohl  heißt,  von  den  „Eifekten  des  Erneuerungsfonds".  An- 
gelegt kann  nicht  nur  werden  der  Erneuerungsfonds,  der  echte  Reserve 
ist,  sondern  auch  der,  welcher  nur  Wertberichtigungskonto  ist.  Bei  ihm 
ist  es  möglich,  weil  er  reserveähnliche  Wirkung  besitzt.^) 

7.  Die  rechtliche  Natur  der  Prämienreserve. 

§  73. 
I.  Die  Versicherung  ist  ein  gegenseitiger  Vertrag,  bei  dem  der  eine 
Teil,  der  Versicherungsnehmer,  vorleistet.  Daraus  folgt  an  sich  nach  früher  ^) 
aufgestelltem  Grundsatze,  daß  der  Versicherer  demgemäß  auch  seine  Schuld 
buchen  muß.  Die  Prämienreserve  hätte  dann  den  Charakter  der  An- 
zahlung auf  die  Versicherungssummen,  geradeso,  wie  die  Schiffswerft,  bei 
der  der  Besteller  Anzahlungen  macht,  diese  als  Anzahlungen  auf  im  Bau 
befindliche  Schilfe  bucht.  Die  Prämienreserve  würde  dann  den  Gegenwarts- 
wert der  durch  den  Vertragsabschluß  begTündeten,  aber  erst  in  späteren 
Geschäftsjahren  zu  erfüllenden  Verbindlichkeiten  darstellen ;  sie  wäre  der 
auf  den  gegenwärtigen  Büanztag  diskontierte  Barwert  aller  aus  bestehenden 
Policen  zukünftig  zu  leistenden  Schadenzahlungen.  Allein  das  bedeutet 
die  Prämienreserve  nicht.  Es  setzte  voraus,  daß  jedes  Jahr  soviel  Prämie 
erhoben  würde,  als  dem  jeweiligen  Risiko  entspricht.  In  Wirklichkeit 
ist  die  Prämie  für  die  ganze  Versicherungsdauer  gleich  oder  wenigstens 
nicht  nach  dem  Risiko,  sondern  nach  dem  Bedürfnisse  des  Versicherungs- 
nehmers abgestuft.  In  jungen  Jahren,  wo  die  Todesgefahi'  gering  ist, 
zahlt  der  Versicherte  mehr  Prämie,  als  dem  Jahresrisiko  entspricht.  Daher 
repräsentiert  die  Prämienreserve  einen  höheren  "Wert  als  den,  den  gegen- 
wärtig die  Versicherungsschuld  ausmacht.  Für  das  Mehr  ist  die  Prämien- 
reserve kein  Schuld-,  sondern  ein  Reserveposten.     Der  Versicherer  stellt 

')  Vgl.  §  70  IV. 
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den  Betrag  zurück,  damit  die  Schuld  richtig  bewertet  ist  zu  der  Zeit, 
in  der  das  Eisiko  die  Prämie  übersteigt.  Die  Prämienreserve  hat  also  ge- 
mischte Natur.  Sie  ist  teils  Schuld-  teils  Rücklage-Posten.^)  Je  länger 
die  Versicherung  dauert,  um  so  mehr  nimmt  die  Reserve-Natur  ab  und 
die  Schuld-Natur  zu.    ]\Iit  zunehmendem  Alter  steigt  der  Wert  der  Schuld. 

Daß  der  Posten  nur  Reserve  heißt,  erklärt  sich  daraus,  daß  der 
Versicherer  ihn  rein  Avirtschaftlich,  nicht  auch  buchhalterisch  betrachtet. 
Für  ihn  handelt  es  sich  um  die  Frage,  wieviel  von  den  Prämieneinnahmen 
muß  jeweils  für  den  zukünftigen  Zweck  zurückbehalten  werden,  daß  am 
Fälligkeitstage  die  Schuld  berichtigt  werden  kann.  Prämienreserve  ist 
der  Betrag,  um  den  für  die  bestehenden  Versicherungen  der  jeweilige 
rechnungsmäßige  Barwert  der  später  zu  zahlenden  Versicherungssummen 
den  jeweiligen  rechnungsmäßigen  Barwert  der  darauf  noch  zu  erwartenden 
Prämien  übersteigt.  Prämienreserve  ist  ziffernmäßig  der  auf  den  gegen- 
wärtigen Bilanztag  diskontierte  Betrag,  der  erforderlich  ist,  um  die  Differenz 
zu  decken,  die  zwischen  der  Höhe  der  aus  den  bestehenden  Policen  in 
Zukunft  zu  leistenden  Versicherungssummen  und  den  aus  diesen  Policen 
in  der  Zukunft  noch  zu  erwartenden  Einnahmen  an  Sparprämien  bestellt. 
Rechnerisch  kommt  auf  der  Passivseite  nicht  in  Betracht,  daß  es  sich 
bei  den  künftigen  Zahlungen  um  Erfüllung  aus  schon  gegenwärtig  be- 
gründeten Rechtsverhältnissen  handelt.  Rechnerisch  tritt  dies  nur  auf 
der  Aktivseite  in  Erscheinung.  Hier  werden  die  Vorleistungen  gebucht. 
Von  diesen  Vorleistungen  wird  ein  Teil  (die  sog.  ,Sparprämie)  für  zukünftige 
Zwecke  zurückbehalten. 

n.  Die  Prämienreserve  wäre  reiner  Schuldposten,  wenn  sie  Passiv- 
antizipation von  Art  des  bezogenen,  aber  noch  nicht  verdienten  ]\riet- 
zinses  wäre.')  Der  Prämienübertrag  wäre  ein  zeitlich  und  sachlich,  die 
Prämienreserve  ein  nur  sachlich  noch  nicht  verdienter  Prämienteil,  noch 
nicht  verdient,  weil  das  Risiko  noch  niedriger  ist.  Allein  der  Prämien- 
teil ist  sachlich  verdient.  Es  entspricht  dem  rationellen  Versicherungs- 
betriebe, daß  der  Versicherte  in  den  Jahren,  wo  es  ihm  leichter  fällt, 
mehr  Prämie  zahlt,  als  in  denen,  in  welchen  es  ihm  schwerer  wird.  Der 
Posten  Prämienreserve  w^ird  nicht  eingestellt,  weil  ein  Teil  der  Prämie 
noch  nicht  verdient,  sondern  weil  ein  Teil  der  Prämie  noch  nicht  ver- 
brauchbar ist.  Abgesehen  davon  kann  in  den  Zeiten,  wo  die  jährliche 
Sparprämie  niedriger  als  das  Risiko  wird,  nicht  davon  gesprochen  werden, 
daß  die  Prämienreserve  noch  nicht  verdient  sei.  Der  Versicherer  erhält 
da  weniger,  als  er  verdient.  Die  Prämienreserve  bildet  zu  der  Zeit  eine 
Ansammlung  auch  sachlich  schon  verdienter  Prämien.  Also  läßt  sich  in 
diesen  Perioden  nicht  mehr  von  Antizipation,  Übertrag  unverdienter  Prämien 
auf  die  Zukunft  reden. 

III.  Die  Prämienreserve  ist  steuerfrei.^)  Soweit  sie  Schuld  ist,  ver- 
steht sich  das  von  selbst.  Aber  auch,  soweit  sie  Reserve  ist,  gilt  es. 
Sie  ist  nicht  Gewinn-,  sondern  Kapitalreserve.  Die  Prämien,  woraus  sie 
gebildet  wird,  sind  Einnahmen  für  den  Betrieb,  nicht  Überschüsse  aus 
dem  Betriebe. 


')  Also  ist  weder  die  Lehre  richtig,  die  in  ihr  nur  einen  Schuldposten,  noch  die 
Lehre,  die  in  ihr  ausschließlich  einen  Reserveposten  blickt;  Literatur  s.  bei  Zimmer- 
mayin  §  37. 

*)  Dies  behauptet  Beisch  IT  §  150;  s.  auch  Rehm  Art.  Bilanzen  im  Versiche- 
rungsleiikon,  herausgegeben  von  Manes,  Ergänzungsband  1913  S.  152. 

•)  Vgl.  §  81. 


§  74.  Eigentum  am  und  Verzinsung  des  Reservefonds.  279 

rV.  Die  Prämienreserve  bildet  mit  der  Schadenreserve  die  sog.  tech- 
nischen d.  h.  aus  dem  Wesen  der  Versicherung-  folgenden  Reserven 
des  Versicherungswesens.  Gewinn-  und  Kapitalreserve  sind  die  nicht- 
technischen. 

B.  Eigentum  am  und  Verzinsung  des  Reservefonds. 

§  74. 

1,  Nicht  selten  wird  in  den  Satzungen  davon  gesprochen,  daß  die 
Reservefonds  Eigentum  der  Unternehmung  und  zu  verzinsen  seien. ^)  Sinn 
hat  dies  nur  für  den  aktiven  Reservefonds.  Ein  Passivum  kann  nicht 
im  Eigentum  stehen  und  nicht  Zinsen  abwerfen.  Anderseits  ist  von  aktiver 
Reserve  selbstverständlich,  daß  sie  zum  Vermögen  der  Unternehmung 
rechnet,  und  ebenso  daß  Aktivwerte  Zinsen  einbringen. 

II.  Wenn  trotzdem  von  Eigentum  am  und  Verzinsung  des  Reserve- 
fonds besonders  gesprochen  wird,  so  muß  es  eine  spezielle  Bewandtnis 
damit  haben.     In  der  Tat  ist  dies  der  Fall. 

A.  1.  Wird  der  Reservefonds  ausdrücklich  als  Eigentum  der  Unter- 
nehmung bezeichnet,  so  hat  dies  zum  Zweck,  außer  Anfechtung  zu  stellen, 
daß  der  als  aktiver  Reservefonds  vorgetragene  Posten  wirklich  Reserve 
und  nicht  nur  dem  Unternehmer  zur  Verwaltung   anvertrautes  Gut  ist. 

2.  Bedenken  können  in  dieser  Richtung  beim  speziell  angelegten 
Reservefonds  insofern  entstehen,  als 

a)  vorkommt,  daß  im  Aktivum  gewisse  Hypotheken,  Effekten  aus- 
drücklich als  „Hypotheken  (Effekten)  des  Reservefonds"  bezeichnet  werden. 
Außer  dem  Bereich  der  Möglichkeit  liegt  nicht,  daß  diese  Ausdrucksweise 
zu  dem  Schluß  verleitet,  als  sei  der  Reservefonds  selbst  Rechtssubjekt 
oder  Benennung  für  ein  drittes  Rechtssubjekt :  „Effekten  des  Reservefonds". 

b)  Zum  anderen  gibt  es  Aktivposten  mit  dem  Namen  ,, Fonds",  welche 
sowohl  Reservefondseigenschaft  wie  den  Charakter  fremden,  der  Unter- 
nehmung lediglich  zur  Verwaltung  übergebenen  Vermögens  besitzen.  Wir 
erinnern  in  dieser  Hinsicht  an  die  Pensions-  und  Unterstützungsfonds. 
Werden  sie  ausdrücklich  für  Eigentum  der  Unternehmung  erklärt,  so  ist 
ihre  rechtliche  Natur  als  echte  Reserve  außer  allen  Zweifel  gesetzt. 

B.  1.  Der  Ausdruck  Verzinsung  des  Reservefonds  wird  gerade 
beim  passiven  Reservefonds  gebraucht.  Reservefonds  im  Passivum  bedeutet 
lediglich  die  Eigenschaft  der  Unverteilbarkeit  oder  Unverwendbarkeit  einer 
Nominalsumme  von  Aktiven.  Eine  Eigenschaft  ist  aber  nicht  verzinslich, 
sondern  unproduktiv.    Demgemäß  muß  der  Sinn  em  anderer  sein. 

2.  Was  damit  gesagt  werden  will,  ist,  daß  der  Passivposten  Reserve- 
fonds jährlich  um  den  Betrag  erhöht  werden  soll,  den  er  an  Zinsen  ab- 
werfen würde,  wenn  er  nicht  Passiv-,  sondern  Aktivposten  wäre.  Die 
Nennsumme  der  als  unverteübar  oder  unverwendbar  erklärten  Aktiven  soll 
um  einen  bestimmten  nach  Art  der  Verzinsung  berechneten  Betrag  erhöht 
werden.  Als  Maßstab  kann  auch  das  Zinserträgnis  angenommen  werden, 
welches  der  aktive  Reservefonds  tatsächlich  abwirft.  Dies  ist  die  Be- 
deutung der  Worte:  Die  Zinsen  der  Effekten  des  Reservefonds  sollen 
dem  letzteren  zufließen.  Es  will  nichts  anderes  heißen  als .-  um  den  Be- 
trag der  Zinsen  des  in  Effekten  bestehenden   aktiven  Reservefonds  soll 


')  Vgl.  Simon  231  f.  und  281. 
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alljälirlicli  der  passive  erhöht  werden.^)  Nicht,  \vie  es  gewöhnlich  aus- 
gedrückt wird,  eine  Dotierung  des  Eeservefonds  aus  seinen  Zinsen,  sondern 
eine  Erhöhung  der  passiven  Keserve  um  einen  Betrag  liegt  vor,  der  gleich- 
kommt dem  Zinserträgnis  des  aktiven  Reservefonds.^) 

3.  a)  Es  ist  nicht  an  dem,  daß  diese  Erhöhung  der  passiven  Reserve 
um  den  Betrag  selbstverständlich  ist.  Die  Meinung,  daß  die  Zinsen  des 
aktiven  Reservefonds  und  die  an  ihm  erzielten  Kursgewinne  dem  Passiv- 
posten Reservefonds  oline  weiteres  zufließen,  beruht  auf  einer  nicht  ge- 
nügenden Unterscheidung  zwischen  Reservefonds  als  Aktivpost  und  Reserve 
als  Passivpost.  Die  Reservepost  im  Aktivum  bedeutet  das  Vorhandensein 
einer  gewissen  Istsumme  von  Aktiven,  die  Reservepost  im  Passivum  die  ün- 
verteilbarkeit  (Unvei'wendbarkeit)  einer  bestimmten  Sollsumme  von  Aktiven. 
Warum  sollte,  wenn  die  Istsumme  sich  ändert,  auch  die  Sollsumme  sich 
ändern?  Warum  sollte,  wenn  die  Aktivwerte  sich  mehren,  auch  die  Summe 
der  unverteilbaren  Aktivwerte  sich  mehren?  Weil  beide  Posten  Reserve- 
fonds heißen"?  Aber  die  beiden  Reservefonds  haben  doch  verschiedene 
Bedeutung.  Zwar  besteht  zwischen  ihnen  sachlicher  Zusammenhang.  Der 
aktive  Reservefonds  hat  einen  passiven  zur  Voraussetzung.  Aber  ihr 
Zweck  ist  verschieden.  Der  passive  Reservefonds  erklärt  im  Interesse 
eines  zukünftigen  Zweckes  eine  gewisse  Nennsumme  von  Aktiven  für  un- 
verteil-  oder  unverwendbar.  Der  aktive  Reservefonds  trägt  Sorge,  daß 
ein  für  den  gewollten  Zweck  bereitstehender  Betrag  von  Aktivwerten 
auch  wirklich  vorhanden  sei.  Wie  unbestritten  Kursverluste  an  den  Be- 
ständen des  aktiven  Reservefonds  den  Reservenennbetrag  auf  der  Passiv- 
seite unberührt  lassen,  so  gilt  das  Gleiche  auch  für  Wertsteigerung  jener 
Bestände.') 

b)  Hinzu  kommt:  wohl  ist  nach  österreichischem  Handelsrecht  der 
aktive  Reservefonds  höher  zu  bewerten,  wenn  dessen  Bestände  im  Wert 
steigen,  und  dasselbe  gilt  für  das  deutsche  Handelsrecht,  wenn  die  im 
Werte  gestiegenen  Reservefondsbestände  verkauft  und  durch  den  so  reali- 
sierten Kursgewinn  Effekten  mit  höherem  Einkaufspreise  in  den  Reserve- 


')  Die  richtige  Erfassung  der  Sachlage  ist  von  Bedeutung  insbesondere  für  das 
Steuenecht.  Nicht  als  Einkommen  aus  Kapitalvermögen,  sondern  aus  Gewerbe  ist  steuer- 
pflichtig der  Rentenertrag  des  Gewerheinhabers  aus  den  in  seinem  Gewerbe  angelegten 
Betriebskapitalien.  Hieraus  folgt,  daß  kapitalrentensteuerpflichtig  die  Rentenertrcägnisse 
eines  besonders  augelegten  Reservefonds  sind,  wenn  diese  Erträgnisse  nicht  dem  Ge- 
werbefcefriefte  dienen,  sondern  anzusammeln  oder  zu  verteilen  sind.  Ein  bloß  passiver 
Re.»ervefonds  erträgt  keine  Rente,  sondern  für  ihn  wird  nur  eine  Rente  buchmäßig  be- 
rechnet. Femer  dient  ein  bloß  passiver  Reservefonds  immer  dem  Gewerbetriebe,  weil 
er  nur  gewisse  Aktiva  vou  der  Verteilung  als  gewerblicher  Ertrag  schützt.  Somit  ist 
ein  Zuschlag  von  Zinsen  zu  ihm  aus  dem  Ertrag  nur  Verwendung  von  gewerblichem 
Ertrag,  also. nicht  kapitalrenten-,  sondern  gewerbsteuerpflichtig.  Vgl.  Oberverw.-Gericht 
in  Steuers.  I  401,  V  362;  VI  191,  441;  Rehm  bei  Holdheim  Bd.  12  S.  76. 

*j  Vgl.  Lehmann,  A.en  II  298.  Siehe  des  weiteren  Reichsversichernngsordnung 
§  744:  „Aus  den  Zinsen  der  Rücklage  sind  die  Beträge  zu  entnehmen,  die  erforder- 
lich sind,  um  zu  verhüten,  daß  die  Umlagebeiträge  .  .  .  weiter  steigen.  Der  Rest 
der  Zinsen  ist  der  Rücklage  zuzuschlagen."  In  beiden  Sätzen  bedeutet  Rücklage  das 
Rücklagekonto  des  Passivums,  wie  die  zu  dessen  Deckung  erforderlichen  Aktiva.  — 
Dazu  bei  den  Invalidenversicherungsanstalten  ebenda  §  1397 :  „Dem  Gemeinvermögen 
schreibt  die  Versicherungsanstalt  für  seinen  buchmäfsigen  Bestand  (d.  h.  Reservekonto 
im  Passivum)  die  Zinsen  gut.  Den  Zinsfuß  bestimmt  der  Bundesrat .  .  ."  Das  Gemein- 
vermögen der  Versicherungsanstalt  wird  von  ihrem  übrigen  Vermögen  nur  „fewcÄmäßig  aus- 
geschieden", d.  h.  nicht  besonders  angelegt.  Es  gibt  keine  besonderen  effektiven  „Be- 
stände" d.  ii.  Aktiven  des  Gemeinvermötrens.  Gemein-  wie  Sondervermögen  sind  ledig- 
lich Rechnungsposten,  rechnungsmäßige  Passiv/con^en. 

»)  Simon  231  f.,  281. 
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fonds  gelegt  wurden;  aber  keineswegs  erhöhen  die  Zinsen  des  aktiven 
Reservefonds  ohne  weiters  dessen  Betrag.  Überhaupt  sind  es  nicht  die 
Zinsen,  die  den  aktiven  Reservefonds  erhöhen,  wenn  um  ihren  Betrag 
die  Bilanzziflfer  des  aktiven  Reservefonds  hinaufgesetzt  wird,  sondern  ein 
der  Zinsenhöhe  nur  entsprechender  Betrag  von  Aktiven.  Die  Zinsen  aus 
dem  aktiven  Reservefonds  erhöhen,  wie  alle  Zinsen,  das  Gewinnkonto. 
Das  Gewinnkonto  bleibt  aber  völlig  unberührt,  wenn  die  Ziffer  der  aktiven 
Reserve  hinaufgesetzt  wird.  Denn  ein  solches  Hinaufsetzen  bedeutet  nur 
Absonderung  bestimmter  Aktivgegenstäude  von  den  übrigen  Aktivposten, 
also  lediglich  eine  Verschiebung  der  Zusammensetzung,  keine  Minderung 
und  keine  Vermehrung  der  Aktivwertsumme.  Statt  1000  Kassenkonto 
wird  z.B.  gebucht:  Reservefonds  ...  d)  Bargeld  desselben  1000.  Sollte 
das  Gewinnkonto  berührt  werden,  so  müßte  eine  Minderung  der  Aktiv- 
summe oder  —  das  wäre  der  Fall  bei  Erhöhung  des  passiven  Reserve- 
fonds —  eine  Verschiebung  in  den  Passiven  und  damit  eine  Minderung 
der  Reingewinnsumme  eintreten.^) 

4.  Eine  Änderung  des  passiven  Reservefonds  um  Zinsenertrag  und 
(realisierten)  Kursgewinn  ist  nur  dann  selbstverständlich,  wenn  der  passive 
Reservefonds  kein  echter,  sondern  in  Wahrheit  Gesellschaftsschuld  ist. 
Das  liegt  vor  bei  dem  Dritten  gehörenden  Wohlfahrt sfonds.  Sie  sind 
der  Unternehmung  nur  anvertrautes  fremdes  Gut.  Zinsen  und  Kursgewinne 
erhöhen  somit  den  Wert  dieses  abgesonderten  Vermögens  im  Aktivum  und 
demgemäß  auch  den  Wert  der  im  Passivum  fälschlich  als  Fonds  bezeichneten 
Herausgabeverbindlichkeit.  Aus  dem  gleichen  Grunde  mindern  Kursverluste 
am  aktiven  Fonds  die  Höhe  des  passiven  von  selbst. 

5.  a)  Endlich  braucht  kaum  hervorgehoben  zu  werden,  daß  die  statu- 
tarische Anordnung,  es  soll  ein  (passiver)  Reservefonds  jährlich  um  den 
Betrag  seiner  Zinsen  erhöht  werden,  praktische  Bedeutung  lediglich  bei 
der  Einschränkung  hat,  daß  diese  Dotation  nur  bei  Erzielung  bilanzmäßigen 
Reingemnns  erfolgen  solle.  Geschieht  es  ohne  Rücksicht  auf  das  Geschäfts- 
ergebnis, also  auch  bei  bilanzmäßigem  Verlust,  so  tritt  wohl  auf  dem 
Papier,  aber  nicht  tatsächlich  eine  Erhöhung  der  für  unverteilbar  erklärten 
Aktivwerte  ein,  weil  mit  der  Steigerung  der  Passivensumme,  die  in  der 
Dotierung  liegt,  um  den  gleichen  Betrag  der  Überschuß  der  Passiven  über 
die  Aktiven  und  damit  der  Verlustsaldo  in  die  Höhe  geht.  Der  Verlust 
erscheint  dann  größer,  als  er  effektiv  ist.  Die  Erhöhung  des  Reserve- 
fonds wäre  nicht  Bildung  einer  Gewinn-,  sondern  einer  Kapitalreserve, 
Bildung  von  Reserve  aus  Kapital. 

b)  a)  In  Österreich  begegnet  die  genannte  Anordnung  insbesondere 
in  Verbindung  mit  der  Bildung  von  Kursverlustreservefonds.  Nach  altem 
HGB.  bildet  nicht  realisierter  Kursgewinn  noch  keine  stille  Reserve.  Um 
die  Verteilung  eines  solchen  trotzdem  zu  verhindern,  bestimmen  die  Gesell- 
schaftsstatuten ^)  nicht  selten,  daß  aus  solchem  Gewinne  eine  Reserve  für 
Kursverluste  zu  bilden  und  verzinslich  anzulegen  sei.  Fügen  die  Statuten 
ohne  Einschränkung  hinzu,  die  Zinsen  aus  den  Anlagewerten  seien  zum 
Kursverlustreservefonds  zu  schlagen,  so  machen   sie  eine  Dotierung  des 


^)  Daß  Zinsen  und  Kursgewinne  des  besonders  angelegten  Reservefonds  die  passive 
Reserve  nur  erhöhen,  wenn  das  Statut  es  ausdrücklich  bestimmt,  ist  einmütige  An- 
schauung der  Theorie  {Simon  282;  Lehmami,  A.en  II  2984).  Daß  gegen  das  Bilanz- 
7-echt  verstößt,  wenn  der  Reservefonds  aus  diesen  Zinsen  unmittelbar  dotiert,  d.  h.  der 
Zinsenbetrag  gar  nicht  über  Gewinn-  und  Verlustkonto  geführt  wird,  davon  später. 

*)  Insbesondere  von  Sparkassen. 
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letzteren  auch  in  Jahren  zur  Notwendigkeit,  deren  Rechnung  mit  Ver- 
lustsaldo abscliließt.  Indem  sie,  den  Unterschied  zwischen  aktiver  und 
passiver  Reserve  verkennend,  diese  Erhöhung  des  passiven  Reservefonds 
um  den  Betrag  der  Zinsen  des  Aktivkapitals  als  Erhöhung  der  passiven 
Reserve  durrfi  eigene  Zinsen  ansahen,  gingen  österreichische  Sparkassen^) 
sogar  soweit,  einen  Betrag,  w'elcher  der  Höhe  des  passiven  Reservefonds 
entsprach,  durch  LCtsung  eines  eigenen  Sparkassabuches  verzinslich  an- 
zulegen, und  meinten  dabei,  die  Zinsen,  die  dieser  Betrag  abwirft,  seien 
Zinsen  des  (passiven)  Reservekontos,  während  sie  tatsächlich  ein  Erträgnis 
der  entsprechenden  aktiven  Reserve  darstellen. 

ß)  Nur  aus  der  so  entstandenen  Verwirrung  der  Begriffe  ist  erklärlich, 
wenn  das  österreichische  Personalsteuergesetz  in  §  97  Abs.  3  eine  an  sich 
selbstverständliche  Bestimmung  ausspricht.  §  97  Abs.  3  lautet:  ,,Im  Falle 
einer  besonderen  Anlage  der  .  . .  Reservefonde  werden  die  erzielten  Er- 
trägnisse, soweit  dieselben  nicht  zur  Bestreitung  der  diesen  Fonden  nach 
ihrer  speziellen  "Widmung  zu  Last  fallenden  Auslagen  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  dem  Jahreserträgnisse  zugerechnet."  Es  ist  doch  ohne 
weiters  einleuchtend,  daß  die  Zinsen  von  Aktivvermögen,  hier  des  im 
Gewerbebetriebe  angelegten  eigenen  Kapitals  des  Steuerpflichtigen,  den 
Ertrag  und  nicht  den  passiven  Reservefonds,  eine  Abzugspost,  vermehren 
und  daß  hieran  auch  durch  die "  gesellschaftliche  Disposition  nichts  ge- 
ändert wird,  wonach  der  passive  Reservefonds  alljährlich  um  den  Betrag 
des  Zinsenerträgnisses  des  ihm  entsprechenden  aktiven  Reservefonds  er- 
höht werden  soll.  Es  handelt  sich  in  diesem  Falle  um  Verwendung  von 
Reingewinn  zu  Reservefondsdotierung.  Wie  sonst,  hebt  auch  hier  die 
Art  dieser  Verwendung  die  Steuerbarkeit  des  betreffenden  Gewinnes  nicht  auf. 

III.  Eigentum  und  Verzinsung  unechter  Reserven.  Dasselbe,  was  vom 
echten  Reservefonds  gesagt  ist,  gilt  für  Eigentum  und  Verzinsung  des 
unechten^  z.  B.  des  Ernenerunc/sfonds. 

C.  Einteilung  der  Reservefonds  und  Reserven. 
1.  Verlust-  und  Ausgabereservefonds.    Allgemeine  und  besondere  Reserven. 

§  75. 

I.  Dem    Verwendiuu/szwecke  nach  zerfallen  die  Reservefonds  in: 

1.  Verlust-  und  Ausgabereserven; 

2.  Allgemeine  und  besondere  Reserven. 

3.  Eine  andere  Einteilung  ist  noch: 

a)  Reserven  zur  Deckung  eines  aus  der  B.  sich  ergebenden  Verlustes ; 

b)  ReseiTen  zu  anderen  Zwecken : 

a)  zur  Ermöglichung  oder  Erhöhung  eines  sich  aus  der  B.  ergebenden 
Gewinnes ; 

ß)  zur  Deckung  von  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  sich  ergebenden 
Verlusten  und  Ausgaben. 

IL  A.  Verlustreservefonds.  Verlustreserven,  d.  h.  Reserven  für  Ver- 
mögensminderungen, die  nicht  in  gewollten  Ausgaben  bestehen,  sind  u.  a. : 

\.  Die  Reserven  für  irgendwelche  Verluste. 

2.  Die  Reserven  für  Verluste  mehr  oder  weniger  engerer  Art  (Ä/>^^/aZ- 
Verlustreservefonds) : 


•)  Vgl.  Reuich  II  §  50. 
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a)  ,,Zur  Deckung  eines  aus  der  B,  sich  ergebenden  Verlustes"/) 
also  nur  eines  bilanzmäßigen  Verlustes,^)  nicht  eines  im  Laufe  des  Ge- 
schäftsjahres eintretenden  Verlustes.  Dies  ist  die  Aufgabe  des  Zwangs- 
reservefonds bei  A.en,  Aktienkommanditgesellschaften  und  eingetragenen 
Genossenschaften. 

b)  „Zur  Deckung  eines  aus  dem  Geschäftsbetrieb  —  sei  es  auch  im 
Laufe  des  Geschäftsjahres  —  sich  ergebenden  außergewöhnlichen  Ver- 
lustes". Diesem  Zwecke  dient  der  „Reservefonds"  der  Versicherungs- 
vereine auf  Gegenseitigkeit. ■')  Denselben  Zweck  hat  die  Kapitalreserve 
im  Versicherungswesen/) 

c)  „Speziaireserve  für  Kursverluste"'')  („Kursdiffereuzfonds", -)Effekten- 
verlustreserve)  zur  Deckung  künftiger  Verluste  an  Effekten  durch  Kurs- 
rückgang, Reserve  für  Eft'ekten  und  Konsortialbestände ;  Kuxenabschreibungs- 
konto;  Reserveassekuranzkonto/)  Delkrederereserve/)  allgemeine  und  spe- 
zielle für  besondere  Forderungsarten  (z.  B. :  SpezialÄ-o/i^oA:orr^^z^reserve, 
also  nur  für  Debitoren  in  laufender  Rechnung);  Aktienwechsel-Tilgungs- 
reserve/) Agio- und  Agiotilgungsreserve;  Zuschußbeleihungsfonds;^')  Zins- 
ergänzungsfonds ;^0  Skonti-  und  Rabattreserve;  Katastrophenfonds;  Del- 
krederekonto für  Minderbewertungen  (d.  h.  für  mögliche  Verluste  an  An- 
lagen oder  bei  Verkäufen  von  Effekten);  Reserve  für  Debitoren  d.h.  für 
Verluste,  die  an  bestimmten  Debitoren  (z.  B.  wegen  schwebender  Prozesse) 
möglich  sind, 

d)  Kautiondarlehensreserve  (zur  Deckung  von  Verlusten  aus  Kau- 
tionsdarlehen an  Versicherte)  ^^)  usw. 

B.  Aiisgabereserve/onds 

1.  für  irgendwelche  Ausgaben; 

2.  Ausgabespezialreserven,  z.  B. : 

a)  Aktionärdividendenergänzungsfonds  (Dividendenreserve  zur  Siche- 
rung künftiger  angemessener,  möglichst  gleichmäßiger  Di\adenden);  Aus- 
gleichungsfonds für  den  Gewinnanteil  der  Versicherten  (um  sprunghafte 
Schwankungen  in  den  Prozentsätzen  der  Versichertendividende  möglichst 
zu  vermeiden);  Sicherheitsfonds  für  Obligationäre. 


')  HGB.  262;  Genoss.-G.  §  7  Ziff.  4.  Es  ist  der  Yerhtst,  der  nach  Abzug  des 
Gewinn  Vortrages  aus  dem  Vorjahre  verbleibt. 

*)  HypBG.  §§  25  und  7:  „ausschließlich  zur  Deckung  einer  Unterbilanz  be- 
stimmter Reservefonds." 

»)  VAG.  37. 

*)  "Oben  §  70.  Eine  Art  der  Kapitalreserve  ist  der  Kriegsreservefonds  der  Lebens- 
versicherung. 

*)  Österr.  PersStG.  §  95  f  Abs.  3. 

")  Österr.  Vers.-Ree;.  33  Ziff.  5  und  10. 

'')  S.  oben  §  70  und  Lehmann,  A.en  II  S.  299  Anm.  3. 

*)  Oben  §  70;  auch  Lehmann,  A.en  II  302. 

')  Ein  Teil  des  Reingewinns  wird  zurückgelegt,  um  daraus  das  nur  mit  25  "/o 
eingezahlte  Aktienkapital  allmählich  auf  Vollzahlung  zu  bringen. 

'")  Auch  Zuschußanleihefonds,  kurz  Zuschußreserve  genannt,  dazu  bestimmt,  bei 
der  Darlehensbewilligung  in  besonders  günstigen  Fällen  die  Beleihungsgrenze  von  50 
auf  60**/o  zu  erhöhen;  ähnlich  Hypotheken -Ausfallreserve,  Hypothekenrücklage  (für  den 
Fall  zu  hoher  Beleihung,  z.  B.  von  Brauereien  gegenüber  Wirtschaften);  Darlehen-Kon- 
vertierungsreserve (für  den  Fall,  daß  die  Hypothekenbank  gezwungen  ist,  den  Hypo- 
thekenzins herabzusetzen). 

")  Eine  Hypothekenbank  hält  eine  Rücklage  erforderlich  zum  Ausgleich  der  mit 
dem  vorzeitigen  Rückkauf  von  Pfandbriefen  verbundenen  Benachteiligung  künftiger  Jahre. 

^^)  Usterr.  Vers. -Reg.  §  30  gestattet  Anlage  des  Prämienreservefonds  in  Kautions- 
darlehen an  Versicherte  nur,  sofern  für  die  Sicherheit  solcher  Kapitalsanlage  durch  be- 
sondere Einrichtungen,  insbesondere  durch  Schaffung  besonderer  Reserven,  vorgesorgt  ist. 
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h)  Aktien-  oder  Obligatiouentilguugsfonds ;  Tilgungsrücklagen;  Dis- 
positionsfonds zur  Tilgung  von  Hypotheken  (bei  einer  Baugesellscliaft 
,, Kaiser  Wilhelmstraße,  Berlin"). 

c)  Garantielbnds,  Garantiereserve;*)  Streikabwendungsreserve;  Haft- 
pflichttbnds;  Prozeßkostenreserve  (für  mögliche  oder  schwebende  Pro- 
zesse); Provisionsreserve  (bei  Hypothekenbanken)  für  Provision  bei  Absatz 
oder  Rückkauf  von  Pfandbriefen,  letzteres,  um  den  Kurs  zu  halten;^) 
Konkurrenz-  und  Streik-Abwehrkonto. 

d)  Wohlfahrts-  (Pensions-  usw.)  Fonds  ;^)  Reserve  für  Arbeiterwoh- 
nungen, Beamten-Pensionsversicherung. 

e)  Prämienreserve;  besondere  Verwaltungskostenreserve  für  Ver- 
sicherungen mit  einmaliger  oder  abgekürzter  Prämienzahlung. 

f )  lyeachMxsenrcifeninf/sfonds  (Reservebaufonds  für  Neubauten,  z.  B. 
Speziaireserve  für  Laboratoriumsbau ;  *)  Betriebsfonds,  um  flüssige  Mittel 
für  Betriebserweiterungen  zu  besitzen  [fonds  de  roulement]).  Die  Gründe 
sind  sehr  verschieden.  Es  wird  z.  B.  der  formell  weitläufige  Prozeß  der 
Grundkapitalserhöhung  erspart.^)  Oder  die  Neubauresere  (Schachtbau- 
reserve) wird  gebildet,  um  eine  Steigerung  des  Buchwertes  des  Anlage- 
kontos (z.  B.  bei  Reorganisation)  zu  verhindern.  Reserve  für  Rohstoffe 
(bei  einer  Brauerei,  wenn  die  Einkaufspreise  sehr  hoch). 

g)  Anlagenerneuerungsfonds-:  z.  B.  Schienenerneuerungsfonds. 

h)  „Zur  Sicherung  der  Pfandbriefgläubiger  bestimmte  Reserve- 
fonds".''') 

i)  Steuerreserve  (Gewinnrücklage  zur  eventuellen  Steueraufbringung) : 
Talonsteuer-,  Gebührenäquivalentreserve, 

0.  Gemischte  Reservefonds. 

1.  Ein  solcher  ist  der  Zwangsreservefonds  des  österreichischen 
A.-Reg.  §  53.  Er  dient  zunächst  „zur  Deckung  allfälliger  Verluste"  und, 
solange  er  ein  Zehntel  des  Aktienkapitals  nicht  überschreitet,  darf  er 
lediglich  zur  Verlustdeckung  Verwendung  finden.  Der  jeweilige  Über- 
schuß über  diesen  Betrag  hinaus  kann,  wenn  das  Statut  es  bestimmt, 
unter  näheren  gesetzlichen  Bestimmungen '')  als  Dividendenergänzungsfonds 
verwendet  werden.^) 

2.  Dispositionsfonds  ohne  Zweckbeschränkung.  Dispositionsfonds  be- 
deutet zumeist  zu  Disposition  des  Vorstandes  nach  freiem  Ermessen 
stehend.     Er  kann  ihn  z.  B.  zu  Gratifikationen  verwenden, 

III.  Allgemeine  und  besondere  Reserven.  Der  Unterschied  zwischen 
allgemeinen  und  besonderen  Reserven  geht  grundsätzlich  dahin,  daß 
allgemeine  Reseiwe  nur  ein  Reservefonds  ist,  der  zu  irgendwelchem  Zwecke, 


0  §  70. 

*)  Fonds  zur  Deckung  der  10°/oigen  Verlosungszuschläge  (man  verlost  Pfand- 
briefe rascher). 

*)  „(Jrganisationsfonds"  zum  weiteren  Ausbau  der  Organisation,  zur  Deckung 
außerordentlicher  Organisationskosten  (z.  B.  Betriebserweiterung  durch  Ankauf  von 
Provinzgeschäften,  erforderlich  für  eine  Hypothekenbank,  weil  Grt)ß Verkäufer  der  Pfand- 
briefe von  Konkurrenzinstituten  aufgekauft  werden);  Finauzieruugskonto  für  Teerofen- 
anlagen. 

^)  Vgl.  Lehmann  A.en  II  299. 

«)  HvpBö.  7. 

')  A.-Reg.   §  53. 

*)  Weitere  Beispiele:  „Spezialkontokorrentreserve"  für  schwebende  Forderungen 
und  schwebende  Prozesse ;  „Zinsen-  und  Agioreserve"  bei  Hj'pothekenbanken ;  Konto  für 
Bergschäden;  allgemeine  „Sicherheitsreserve"  (hiezu  Renfer  in  Z.  f.  VersW.  13,  596). 
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zur  Deckung  jeden  Verlustes  und  jeder  Ausgabe,  verwendet  werden  darf. 
In  der  Praxis  wird  allgenieine  Reserve  auch  ein  Speziaireservefonds  mit 
nicht  eng  begrenztem  Zwecke  genannt.  Umgekehrt  ist  nicht  selten,  daß 
der  allgemeine  Reservefonds,  der  über  den  obligatorischen  Reservefonds 
hinaus  gebildet  wird,  den  Namen  Speziaireserve  führt.  Die  Zwangs- 
reserve heißt  dann  allgemeine,  weil  sie  nicht  zur  Deckung  einzelner  Rech- 
nungsposten, sondern  zur  Deckung  des  aus  allen  Bilanzposten  sich  er- 
gebenden Verlustes,  also  zur  Deckung  irgendwie  entstandener  Verluste 
dient.  Der  Saldo  ist  eine  allgemeine  Ziffer.  Auch  als  Gegensatz  zum 
Gewinnvortrag  wii'd  Speziaireserve  gedacht.  Der  Gewinnvortrag  ist  frei 
verwendbar. 

A.  Allgemeine  Beserven. 

1.  Zumeist  die  im  Gegensatz  zum  obligatorischen  Reservefonds  als 
Reservefondskonto  B  oder  II  oder  als  Dispositionsfonds^  außerordent- 
liche Reserve,  statutarischer  Reservefonds,  Speziaireserve  bezeichneten 
Rücklagen  aus  dem  Gewinn,  wobei  die  Gesellschaft  entweder  sich  darauf 
beschränkt,  neben  dem  Zwangsreservefonds  (Reservefondskonto  A  oder  I) 
einen  allgemeinen  freiwilligen  Reservefonds  zu  bilden,  oder  einen  solchen 
neben  freiwilligen  Speziaireserven  zur  Verfügung  hält. 

2.  Die  Verwendung  allgemeiner  Reserven  ist  nur  beschränkt,  wenn 
das  G.  Erfüllung  bestimmter  Zwecke  aus  Reserven  verbietet.  So  darf 
nach  VAG.  §  22  Abs.  4  der  Gründungsfonds  lediglich  aus  den  Jahres- 
einnahmen, nach  österreichischem  Vers. -Reg.  §  4  sogar  nur  aus  Überschüssen 
(d.  i.  Reineinahmen)  getilgt  werden. 

B.  Speziaireserven.  Hierher  gehören  alle  oben  unter  II  aufgeführten 
Spezialverlustreservefonds  und  Ausgabespezialreserven, 

IV.  Wie  schon  aus  dem  Bisherigen  ersichtlich,  verfahren  die  Gesell- 
schaften in  Bezeichnung  der  Reservefonds  sehr  willkürlich.  Welchem  Zwecke 
die  Reserven  gewidmet  sind,  läßt  sich  aus  ihrem  Namen  recht  oft  nicht 
entnehmen. 

1.  So  finden  wir  z,  B.  unter  der  Rubrik  Reservefonds  nebeneinander 
die  Posten: 

a)  Allgemeine  Reserve,  besondere  Reserve. 

b)  Statutarischer  Reservefonds,  außerordentliche  Reserve. 

c)  Gesetzliches  Reservefondskonto,  Extrareserve. 

d)  Ordentliche  Reserve  A,  Speziaireserve  B. 

e)  Statutarischer  Reservefonds,  außerordentliche  Reserve,  Rückstel- 
lungen. 

f)  Allgemeine  Reserve,  statutenmäßige  Reserve,  Speziaireserve,  Del- 
krederefonds. 

g)  Allgemeine  Reserve,  besondere  Reserve,  Spezialreserve  für  Komman- 
diten,  Spezialkontokorrentreserve,  Spezialreserve  für  diverse  Risiken. 

2.  Aus  Statut-  und  Generalversammlungsbeschlüssen  erst  läßt  sich 
in  den  meisten  der  vorgenannten  Beispiele  feststellen,  für  welche  Zwecke 
die  Fonds  reserviert  sind.^)  Die  Speziaireserven  zerfallen  selbst  in  Unter- 
abteilungen :  z.  B.  allgemeine  Effektenreserve  und  „Spezialeffekteureserve", 
deren  Zweck  ist,  von  den  Kursschwankungen  eines  bestimmten  Papiers 
unabhängig  zu  sein.  Ähnlich  generelle  Kontokorrentreserve  und  besondere 
für  jeden  einzelneu  Geschäftszweig,  einzelne  Geschäfte  (Firmen)  und  Filialen. 


^)  Eine  Immobiliengesellschaft  bildet  eine  „Spezialreserve".    Sie  soll  dienen  für 
Ausfälle  an  den  Aktivhypotheken  der  Gesellschaft. 
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V.  Die  Stillen  Reserven  sind  einer  Einteilung  nach  Verwendungs- 
zwecken unzugänglich.  Wegen  ihrer  geheimen  Natur  existieren  sie  buch- 
mäßig als  Vermögen  überhaupt  nicht.  Daher  ist  auch  die  buchmäßige 
Bestimmung  eines  Verwendungszweckes  für  sie  unmöglich:  Verwendung 
z.  B.  zum  Tarifkampf  im  Schüfahrtsverkehr. 

2.  Notwendige  und  freiwillige  Reserven. 
§76. 

1.  A.  1.  Ihrem  materiellen  wirtschaftlichen  Entstehungsgrunde 
nach  zerfallen  die  Reserven  in  Kapitals-  und  Gewinnreserven.  Hiervon 
handelten  wir  schon  in  anderem  Zusammenhang.  Möglich  ist  sowohl,  daß 
die  Reserve  aus  ganz  besonderen  ^<7/)zY(7/bestandteilen  (Aktienemissions- 
agio, AktienzuzahlungX,  wie  auch,  daß  sie  aus  ganz  besonderen  Gewinn- 
bestandteilen (Effektenkursgewinn  oder  aus  Pfandbriefrückkaufsagio)  ge- 
bildet wird. 

2.  Wenn  die  Reserve  aus  Kapital  gebildet  wird,  so  wird  sie  aus 
unverteilbarem  Vermögen  geschaffen ;  im  anderen  Falle  aus  verteilbarem. 
Der  Unterschied  zwischen  verteübarem  und  unverteilbarem  Vermögen  ist 
der  wichtigste  im  Bilanzrecht.  Eines  kann  in  anderes  verwandelt  werden. 
Dazu  kommt  die  Gliederung  des  verteilbaren  in  Grund  und  Reserve- 
vermögen.    Möglich  ist  deshalb  ein  dreifaches: 

a)  Verteübares  Vermögen  (Neuvermögen)  wird  in  unverteilbares  ver- 
wandelt :  «)  zur  Reservenbildung,  ß)  zur  Grundkapitalserhöhung  verwandt ; 

b)  unverteilbares  wird  in  Gewinn  verwandelt  (Reserve  aufgelöst, 
Grundkapital  herabgesetzt) ; 

c)  unverteilbares  in  unverteilbares  anderer  Art  verwandelt  (Kapitals- 
erhöhung aus  Reserven   oder  Reservenbildung  aus  Kapitalherabsetzung). 

B.  Ihrem  materiellen  rechtlichen  Ent st ehnngsg runde  nach  sind 
die  Reserven  zu  zerlegen  in: 

1.  solche,  deren  Büdung  rechtliche  Pflicht  ist  (obligatorischej 
Zwangs-,  [gesetzlich]  notwendige,  gesetzliche  Reserven); 

2.  solche,  deren  Bildung  im  rechtlich  freien  Willen  der  Unternehmung 
liegt  (/<7Ä-M//öf/zi-£?,  freiwillige  Reseiwen);  in  der  Praxis  als  Gegensatz  zur 
Zwangsreserv^e  oft  Speziaireserve  genannt.^) 

IL  Ihrem  formell-rechtlichen  Entstehungsgrunde  nach  sind  zu 
unterscheiden : 

1.  gesetzliche^  2.  statutarische^  3.  einfach  beschlußmäßige  Re- 
serven.*) 

in.  A.  Auf  die  Frage  der  Zulässigkeit  von  Reserven  ist  der  Unter 
schied  von  Kapital-  und  Gewinnreserve  von  Einfluß.  Allerdings  nicht 
deswegen,  weil  Gewinn  und  Vermögen  im  Handelsrecht  etwas  anderes 
bedeuten  als  im  Steuerrecht,  Gewiß  fallen  da  Gewinn-  und  Kapitalreserve 
nicht  zusammen.  Im  Handelsbilanzrecht  ist  Ge^innreserve  jede  Reserve, 
die  aus  Reinvermögenszuwachs  dotiert  ist,  mag  dieser  Zuwachs  Ertrag 
oder  Stammvermögensmehrung  darstellen,  und  Kapitalreserve  jede  Reserve, 
die  aus  schon  vor  Rechnungsabschluß  vorhandenem  Reinvermögen  gebildet 


')  Wenn  keine  weiteren  Reserven  vorhanden  sind,  im  Gegensatz  zum  obligatorischen 
Fonds  auch  Reserve  II  oder  Reserve  B  genannt. 

*;  Die  Reservenbildung  kann  nach  außen  hin  eine  vertragsmäßige  sein.  Der  Geld- 
geber oder  bei  einer  Interessengemein.schaft  der  Partner  verlangt  die  Einhaltung  gewisser 
Grundsätze. 
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wird.  Steuerrechtlich  ist  Gewinnreserve  nur  die  aus  Rmiertrag  her- 
gestellte, Kapitalreserve  die  in  Stamm vermögensm eh rung  bestehende.^) 
Allein  der  bilanzrechtliche  Gewinnreserve-Begrifif  ist  der  weitere.  Daher 
gilt  im  Zweifel  das,  was  für  die  Bildung  handelsrechtlicher  Reserven  vor- 
geschrieben ist,  auch  für  die  Bildung  steuerrechtlicher. 
B.  Da  ist  nun  folgendes  zu  sagen: 

1 .  Gesetzlicher  Reservefonds  ist  ein  durch  Gesetz  vorgeschriebener, 
statutarischer  ein  durch  Statut  vorgeschriebener.  Das  Gesetz  schreibt 
Kapital-  und  Gewinnreserven  vor.  In  den  Zwangsreservefonds  des  HGB. 
§  262  sind  sowohl  bestimmte  Kapitalsmehrungen  (Agio,  Zuzahlung),  wie 
bestimmte  Gewinnteile  zu  legen.  Ein  Unterschied  besteht  bei  den  einfach 
besclilußmäßigen  Reserven.  Kapitalreserven  können  schlechthin  beschlossen 
werden  (z.  B.  die  Umbildung  einer  Gewinnreserve  in  eine  Kapitalreserve), 
Gewinnreserven  dagegen  nur,  wenn  Gesetz  oder  Statut  es  zulassen.  Es 
bestimmen : 

a)  HGB.  §  213:  „Die  Aktionäre  . . .  haben,  solange  die  Gesellschaft 
besteht,  (nur)  Anspruch  auf  den  Reingewinn,  soweit  dieser  nicht  nach  dem  G. 
oder  dem  Gesellschaf tsvertrage^)  von  der  Verteilung  ausgeschlossen  ist." 

b)  GmbHG.  §  29:  ,,Die  Gesellschafter  haben  Anspruch  auf  den  nach 
der  jährlichen  B.  sich  ergebenden  Reingewinn,  soweit  nicht  im  Gesell- 
schaftsv ertrage  ein  anderes  bestimmt  ist." 

c)  GenossG.  §  20 :  „Durch  das  Statut  kann  festgesetzt  werden,  daß 
der  Gewinn  nicht  verteilt,  sondern  dem  Reservefonds  zugeschrieben  wird." 

d)  VAG.  §  38 :  „Ein  nach  der  B.  sich  ergebender  Überschuß  kommt, 
soweit  er  nicht  nach  der  Satzung  dem  Reservefonds  oder  anderen  Rück- 
lagen zuzuführen  oder  zur  Verteilung  von  Tantiemen  zu  verwenden  oder 
auf  das  nächste  Geschäftsjahr  zu  übertragen  ist,  zur  Verteilung  unter 
die  in  der  Satzung  bestimmten  ]\Iitglieder." 

2.  Die  Vorschriften  erklären  sich  aus  dem  Gedanken:  Zweck  der 
handelsrechtlichen  Gesellschaften  ist  Erwerb  zugunsten  der  Mitglieder. 
Ihr  Gewinn  soU  ihnen  daher  nicht  geschmälert  werden.  Ein  Grundsatz, 
der  durch  HGB.  §  271  Abs.  3  allerdings  erheblich  eingeschränkt  ist.  Die 
Bestimmung  erschwert  die  Anfechtung  von  Gewinnrücklagen  ohne  Zu- 
lassung durch  Gesetz  oder  Statut. 

3.  In  der  Bestimmung:  ,,Die  Generalversammlung  beschließt  über 
die  Gewinnverteilung"  oder  „die  Generalversammlung  setzt  die  Dividende 
fest"  liegt  noch  nicht  das  Recht  der  Reservenbildung.  Es  ist  das  nur 
eine  Wiederholung  des  gesetzlichen  Satzes,  daß  die  Gewinnverteilung 
formell  durch  die  Generalversammluug  zu  beschließen  ist.  So  wenig  in 
HGB.  §  260  eine  Ermächtigung  der  Generalversammlung  liegt,  so  wenig 
in  einer  ähnlichen  Bestimmung  des  Statuts.  Es  muß  schon  heißen:  ,,Die 
Generalversammlung  verfügt  über  den  nach  Abzug  der  vorgeschriebenen 
Rücklagen  verbleibenden  Gewinn  nach  freiem  Ermessen";  ,,über  die  Bildung 
sonstiger  Rücklagen,  sowie  über  die  Höhe  des  Vortrags  auf  neue  Rech- 
nung beschließt  die  Generalversammlung";  ,,der  Rest  wird  nach  Beschluß 
der  Generalversammlung  als  weitere  Di\ädende  verteilt  oder  auf  neue 


*)  Die  Steigerung  des  Börsenpreises  von  Effekten  bildet  immer  bilauzrechtlichen 
Gewinn,  steuerrechtlichen  lediglich,  wenn  die  Effekten  Betriebs-,  nicht  Anlagekapital 
sind.  Der  aus  Kursgewinn  geschaffene  Reservefonds  ist  somit  bilanzrechtlich  immer 
Gewinnreserve,  steuerrechtlich  dageeren  für  die  Regel  Kapitalreserve. 

*)  S.  auch  altes  HGB.  Art.  216  Abs.  2  und  dazu  A.-Reg.  §  53  Abs.  1  und  3. 
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Kechnung  vorgetragen";  „der  Rest  steht  zur  Verfügung  der  General- 
versammlung'" usw. 

C.  Das  Organ,  das  durch  den  Gesellschaftsvertrag  zur  Bildung  von 
Gewinnreserven  ermächtigt  wird,  braucht  nicht  gerade  die  Generalversamm- 
lung zu  sein.  Gewiß  kann  dieser  durch  das  Statut  nicht  das  Recht,  über 
die  Gewinnverteilung  zu  beschließen,  entzogen  werden.  Aber  anderseits 
bestimmt  HGB.  §  213,  durch  das  Statut  darf  Gewinn  von  der  Verteilung 
ausgeschlossen  werden.  Demgemäß  kann  das  Statut  auch  festsetzen,  wer 
dieses  Ausschlußrecht  besitzen  soll;  m.  a.  W.  der  Gesellschaftsvertrag  darf 
bestimmen,  daß  die  Generalversammlung  dui'ch  Beschlüsse  anderer  Organe, 
des  Vorstandes  oder  Aufsichtsrates,  beschränkt  wird,  d.  h.  Rücklagen  vor- 
nehmen muß,  welche  andere  Organe  beschließen.  Einfach  beschlußmäßige 
Reserven  können  also  auch  solche  des  Vorstandes  oder  Aufsichtsrates  sein. ') 

IV.  Im  einzelnejti  folgende  Beispiele  von  notwendigen  und  frei- 
willigen Reserven. 

A.  Xot wendige  stille  Reserven. 

1.  HGB.  §  261  Zilf.  1  u.  2  verbietet  in  gewissem  Umfang  die  Buchung 
nicht  realisierten  Gewinnes,  gebietet  daher  die  Bildung  stiller  Gewinn- 
reserveu.'^ 

a)  Wertpapiere  und  Waren,  die  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben, 
dürfen  auch,  wenn  ihr  Verkaufswert  für  diesen  Tag  höher,  doch  nur  zum 
Börsen-  oder  Marktpreis  dieses  Tages  und,  sofern  dieser  Preis  ihren  An- 
schaffungs-  oder  Herstellungspreis  übersteigt,. sogar  nur  zu  diesem  in  der 
B.  bewertet  werden, 

b)  Auch  als  Buchwert  aller  übrigen  Vermögensgegenstände  darf 
höchstens  ihr  Anschatfungs-  oder  Herstellungspreis  angegeben  werden. 

2.  Nach  deutschem  GmbHG.  §  42  Ziff.  1  dürfen  wenigstens  Betriebs- 
gegenstände nicht  höher  als  zu  ihrem  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
preis angesetzt  w'erden. 

B.  Die  freiwilligen  stillen  Reserven  fallen  gesetzlich  unter  den 
Begriff  der  Abschreibung,  smd  also  soweit  zulässig,  wie  es  freiwillige  Ab- 
schreibungen sind. 

C.  Kotwendige  offene  Reserven. 

1.  Verlust-Zwangsreservefouds  (reserve  legale) :  a)  des  Aktienrechts;') 
b)  der  eingetragenen  Genossenschaften  *)  und  der  Privatversicherungs- 
vereine  auf  Gegenseitigkeit^); 

')  Wenn  ein  Gesellschaftsstatut  festsetzt:  „Der  Aufsichtsrat  hescJiliefst  darüber, 
ob  Auslagen,  welche  neben  Instandhaltung  und  Ersatz  bestehender  Anlagen  auch  eine 
dauernde  Verbesserung  des  Betriebes  herbeiführen,  ganz  oder  teilweise  auf  Betriebs-  oder 
Anlagekonto  zu  verbuchen  sind.  Er  bestimmt  die  Höhe  der  Abschreibungen  auf  die 
zur  Bewirtschaftung  dienenden  Gegenstände  (Immobilien,  Gebäude  usw.),  sowie  die  Höhe 
der  für  die  Erneuerang  abgängiger  Betriebsanlagen  etwa  z«ritc/czus  teilen  den  Beträge" 
[Emeuerungsreservefonds],  oder  „der  Aufsichtsrat  bestimmt  die  Höhe  der  Rücklagen", 
80  ist  damit  eine  Bindung  der  Generalversammlung  durch  Statut  ausgesprochen.  Die 
Vermutung  spricht  für  Statutenfreiheit  der  Gesellschaften. 

*J  Ebenso  österr.  GmbHG.  §  23.  Die  Großbanken  besitzen  in  ihren  dauernden  Be- 
teiligungen (Konsortialeffekten :  meist  Aktien)  hohe  stille  Reserven,  da  die  Aktien  zum 
Einstandspreis  stehen  müssen  (manche  haben  60—100  Mill.  solcher  stillen  Reserven). 

')  HGB.  262;  österr.  A.-Reg.  W6.  Wo,  wie  ia  der  Schweiz,  der  Satz  nicht  gilt, 
daß  Emissionsagio  in  die  Zwangsreserve  zu  legen  sei,  bestimmen  neuerdings  die  Statuten, 
daß  es  nur  zu  bestimmten  Zwecken  (Erweiterungsbauten  und  Abschreibungen  hierauf) 
verwendet  werden  darf. 

♦)  Genoss.-G.  7  Ziff.  4. 

')  Die  Aufsichtsbehörde  kann  das  Unterlassen  der  Bildung  gestatten  (VAG.  37).  — 
Nach  österr.  Vers.-Reg.  ist  der  Fonds  nur  freiwillig.     Wenn  der  (jründungsfonds  durch 


§  76.  Notwendige  uud  freiwillige  Reserven.  289 

c)  aller  Versiclieruiigsgesellschaften  in  Österreich,  insofern  sie  nach 
Vers.-Reg.  J^  33  Zift'.  5  jeden  uichtreahsierten  Kursgewinn  an  Wertpapieren 
einem  Fonds  für  Kursdifferenzen  überweisen  müssen. 

2.  Ausgabe-Zwang-sreservefonds  ist  die  Prämienreserve: 

a)  nach  deutschem  VAG.*)  bei  Lebensversicherung  und  Kranken-  und 
Unfallversicherung  nach  Art  der  Lebensversicherung; 

b)  nach  österreichischen  Vers.-Reg.*)  bei  Lebens-,  Feuer-,  Transport- 
Hagel-  uud  Unfallversicherung. 

c)  Das  Konto  amortisierter  Aktien  und  Geschäftsanteile,  nicht  das 
amortisierter  Obligationen.^) 

D.  Freiwillige  offene  Reserven: 

1.  Freiwillige  Reservefonds  sind  alle,  deren  Bildung  nicht  das  ob- 
jektive  Recht  anordnet. 

2.  Sie  zerfallen  in: 

a)  statutarisch  angeordnete  (riserve  statutarie).  Statutarisch  an- 
geordnet werden  Obligationen-  und  Aktien tilgungsfonds,  Pfandbriefdisagio- 
reserven, Speziaireserven  zum  Schutze  der  Pfandbriefgläubiger;  Kapital- 
reserve im  Versicherungswesen ;  Reservefonds  bei  österreichischen  Vereinen 
der  Gegenseitigkeitsversicherung ; 

b)  statutarisch  zugelassene  (oder  einfach  beschlußmäßige;  riserve 
eventuali) :  z.  B.  Reserve  für  das  Gebührenäquivalent,  Speziaireserven  für 
Kursverluste.'*) 

3.  Für  das  Genoss.G.  hat  es  auf  den  ersten  Blick  den  Anschein, 
als  kenne  es  nur  einen  Reservefonds,  den  Zwangsfonds,  indem  §  20  be- 
stimmt: „Durch  das  Statut  kann  festgesetzt  werden,  daß  der  Gewinn 
nicht  verteilt,  sondern  dem  Reservefonds  zugeschrieben  wird."  Damit 
ist  zweifellos  der  statutarisch  zu  bildende  Zwangsreservefonds  des  §  7  Ziff.  4 
gemeint,  indem  dort  nach  dem  Satze,  das  Statut  hat  ,,die  Bildung  eines 
Reservefonds"  zur  Deckung  bilanzmäßigen  Verlustes  zu  bestimmen,  fort- 
gefahren wird,  im  Statute  sei  auch  der  Teil  des  jährlichen  Reingewinns 
festzusetzen,  der  in  den  (nicht:  diesen)  Reservefonds  einzustellen  ist.  Aber 
andererseits  sagt  GenossG.  §  48  allgemein:  ,,Die  Generalversammlung 
hat  (über  die  Genehmigung  der  B.  zu  beschließen  und)  von  dem  Gewinn 
oder  Verlust  den  auf  die  Genossen  fallenden  Betrag /es/^z^se^re-Az."  Hier- 
aus läßt  sich  allerdings  nicht  ableiten,  daß  die  Generalversammlung  ki-aft 
Gesetzes  die  Befugnis  zur  Bildung  fakultativer  Reserven  besitzt,  aber 
wohl,  daß  von  dem  Gewinne  mehr  in  Abzug  gelangen  darf,  als  was  zur 


Zahlung  aufgelöst  werden  soll,  ist  ein  Reservefonds  gleicher  Höhe  herzustellen.  Vers.-Reg. 
§  4 :  „Die  Rückzahlung  des  Grüudungsfonds  kann  nur  in  dem  Maße  stattfinden,  als  die 
Bildung  des  aus  den  Überschüssen  zu  dotierenden  Gewinnstreservefonds  fortschreitet, 
daher  nach  vollständiger  Rückzahlung  des  Gründungsfonds  außer  der  rechnungsmäßigen 
Prämienreserve  noch  eine  Garantiereserve  mindestens  in  der  Höhe  des  ursprünglichen 
Gründungsfonds  vorhanden  sein  muß." 

')  §  56  und  63. 

')  §  28. 

«)  g§  54  und  58. 

*)  Solche  werden  in  Österreich,  wo  die  Vorschrift  nicht  gilt,  daß  börsengängige 
Wertpapiere  nicht  über  ihrem  Anschaffungskurse  augesetzt  werden  dürfen,  insbesondere 
aus  buchmäßigem,  nicht  realisiertem  Kursgewinn  gebildet.  Der  bilanzmäßige  Reingewinn 
wird,  soweit  er  durch  Eti'ektenkurssteigerung  verursacht  ist,  nicht  verteilt,  sondern  zur 
Bildung  von  Kursverlustreserven  verwendet.  Ebenso  bilden  nach  österreichischem  Recht 
Werterhöhungen  des  Anlagekapitals  keine  gesetzlichen  stillen  Reserven,  pflegen  aber 
nicht  verteilt,  sondern  zur  Bildung  freiwilliger  außerordentlicher  Reserven  verwendet 
zu  werden. 

R  e  h  m  ,  Bilanzen.    2.  Aufl.  19 
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Bildung  des  obligatorischen  Reservefonds  notwendig  ist.  Das  erstere 
nicht,  weil  §  18  als  Grundsatz  aufstellt:  ,,das  Rechtsverhältnis  der  Ge- 
nossen richtet  sich  zuuäclist  nach  dem  Statut"  —  und  bei  jener  Aus- 
legung würde  es  sich  in  einem  wichtigen  Punkt  zunächst  nach  dem  Willen 
einlacher  Generalversammlungsbeschlüsse  richten  —  ;  wohl  aber  das  andere, 
weil  §  48  so  allgemein  formuliert  ist,  daß  es  eine  zu  enge  Auslegung 
wäre,  wollte  man  annehmen,  daß  von  dem  Gewinn  vor  Festsetzung  des 
auf  die  Genossen  entfallenden  Teils  lediglich  der  dem  Zwangsfonds  zuzu- 
führende Betrag  abgezogen  werden  darf. 

D.  Die  bilanzmäßige  Form  der  Bildung  von  Gewinnreserven. 

§  77. 

I.  Nach  HGB.  §.  38  ist  Ptlicht  des  Kaufmanns,  seine  Bücher  so  zu 
halten,  daß  aus  ihnen  die  Vermögenslage  ersichtlich  wird.  Daher  bildet 
eine  der  ersten  Verbindlichkeiten  des  Kaufmanns,  die  Bücher  klar  zu 
führen:    Prinzip  der  Büanzklarheit. 

A.  Hieraus  folgt  einerseits:  ehe  nicht  die  an  Aktiven  notwendigen 
Abschreibungen  und  die  passiven  Antizipationen,  die  doch  reell  oder 
wenigstens  rechnungsmäßig  Schuldposten  darstellen,  abgezogen  sind,  liegt 
bilanzmäßiger  Reingewinn  nicht  vor.  Werden  beide  erst  vom  bilanz- 
mäßigen Reingewinne  gemacht,  so  ist  dieser,  wenn  jene  Posten  als  Ab- 
zug von  ihm  kenntlich  gemacht  sind,  zwar  nicht  unwahr,  aber  unklar 
ersichtlich  gemacht. 

B.  Wie  erforderliche  Abschreibung  und  Passivantizipation  nach  ihrem 
Wesen  vor  Feststellung  des  Reingewinns  in  die  B.  einzustellen  sind,  so 
entspricht  andererseits  dem  Wesen  der  echten  Gewinnreserve  als  einer 
Zurückhaltung  des  Reingewinns  von  der  Verteilung,  daß  die  Zurückhaltung 
buchmäßig  erst  nach  Absclüuß  des  Bilanzkontos,  also  erst  aus  dem  bilanz- 
mäßigen Reingewinne  erfolgt.^)  Die  Zurückhaltung  des  Reingewinns  von 
der  Verteilung  ist  eine  buchführungstechnische  Manipulation.  Daher  ge- 
nügt zur  Reservebildung  nicht,  daß  Reingewinn  tatsächlich  vorhanden  ist, 
sondern  er  muß  buchtechnisch  vorhanden  sein.  Ehe  er  nicht  buch  tech- 
nisch vorhanden  ist,  kann  er  nicht  buchtechnisch  reserviert  werden.  Und 
buchtechnisch  ist  er  erst  vorhanden,  wenn  er  im  Gewinnsaldo  des  Ge- 
winn- und  Verlust-  und  des  Bilanzkontos  vorliegt.  Aber  nicht  bloß  dem 
buclitechnischen  Wesen  der  Gewinnreserven,  sondern  auch  dem  Prinzipe 
der  Klarlieit  der  Buchführung  entspricht,  daß  die  Gewinnreservendotierung 
erst  aus  dem  bilanzmäßig  festgestellten  Reingewinn  erfolgt.  Nur  dann 
tritt  buchhalterisch  klar  hervor,  daß  ein  Reservefonds  aus  dem  Bein- 
gewinne des  abgelaufenen  Jahres  gebildet  ist,  wenn  er  auch  buchmäßig 
erst  als  ein  Abzug  vom  bilanzmäßig  festgestellten  Reingewinne  erscheint. 

II.  Allein  der  Kaufmann  ist  nach  HGB.  §  38  lediglich  verpflichtet, 
in  den  Handelsbüchern  die  Lage  seines  Vermögens  nach  den  Grundsätzen 
ordnungsmäßiger  Buchführung  ersichtlich  zu  machen.  Den  Grundsätzen 
ordnungsmäßiger  Buchhaltung  läuft  nicht  entgegen,  daß  Reserven  aus 
dem  Jahresreingewinne  schon  vor  seiner  bilanzmäßigen  Feststellung  ge- 
ßchaffen  werden.     Die  Bildung  von  Reserven  aus  dem  Jahresreingewinn 


*)  Eine  Bank  erzielt  300000  Mk.  Gewinn  dadurch,  daß  sie  bei  Auflösung  ihrer 
Versicherangsabteilung  deren  Gebäude  an  die  von  ihr  errichtete  Versicherungsbank  ver- 
äußert. Sie  weist  die  300000  Mk.  als  Gewinn  aus,  um  dann  vom  Gewinnsaldo  300000  Mk. 
zur  Abschreibung  auf  Immobilienkonto  zu  verwenden. 
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vor  seiner  formellen  Feststellung  im  Gewinnsaldo  ist  somit  nur  ungesetz- 
lich, wenn  das  G.  eine  solch  antizipierte  Reservenbildung  ausdrücklich 
verbietet. 

III.  Dies  tut  das  positive  Recht  grundsätzlich. 

A.  1.  Nicht  dadurch  allerdings,  daß  es  bestimmt,  der  aus  der  Ver- 
gleichung  sämtlicher  Aktiva  und  sämtlicher  Passiva  sich  ergebende  Ge- 
winn muß  am  Schlüsse  besonders  angegeben  werden.^)  Durch  diese  Be- 
stimmung will  nur  verhindert  werden,  daß  der  sich  formell  ergebende 
Gewinnertrag  in  der  der  Generalversammlung  vorzulegenden  B.  mit  anderen 
Passivposten  (Kreditoren)^)  zu  einem  Posten  zusammengezogen  wird. 

2.  Das  positive  Recht  verbietet  das  Bilden  und  Dotieren  von  Reserven 
aus  dem  Jahresreingewinne  vor  Abschluß  der  Jahresrechnung  dadurch, 
daß  es  Bilanzfeststellungs-  und  Gewinnverteilungsbeschluß  scharf  trennt. 
Beide  Beschlüsse  erscheinen  als  selbständige  Akte.  Altes  HGB.  Art.  224 
sagt :  die  Rechte,  welche  den  Aktionären  in  den  Angelegenheiten  der  Ge- 
sellschaft, insbesondere  in  Beziehung  auf  ...  die  Einsicht  und  Prüfung 
der  B.  und  die  Bestimmung  der  Gewinnverteilung  zustehen,  werden  von 
der  Gesamtheit  der  Aktionäre  in  der  Generalversammlung  ausgeübt.^) 
Übereinstimmend  lautet  §  43  des  GenossG.,  das  in  §  48  nocli  hinzu- 
fügt :  „Die  Generalversammlung  hat  über  die  Genehmigung  der  B.  zu  be- 
schließen und  von  dem  Gewinn  oder  Verlust  den  auf  die  Genossen  ent- 
fallenden Betrag  festzusetzen."  Nach  neuem  HGB.  §  260  beschließt  die 
Generalversammlung  über  die  Genehmigung  der  Jahresbilanz  und  die  Ge- 
winnverteilung. Laut  GmbHG.  §  46  unterliegt  der  Bestimmung  der  Gesell- 
schafter die  Feststellung  der  Jahresbilanz  und  die  Verteilung  des  aus 
derselben  sich  ergebenden  Reingewinns.'^)  Nach  dem  allen  ist  die  Be- 
schlußfassung über  Gewinnverteilung  und  damit  auch  die  über  Zurück- 
haltung des  Gewinns  von  der  Verteilung  ein  der  Bilanzfeststellung  erst 
nachfolgender  Akt.  "Was  an  die  Aktionäre  uer/^iY^  werden  darf,  ist  nach 
dem  österreichischen  A.-Reg.°)  §  52  Abs.  1  der  Überschuß  der  bilanz- 
mäßigen Aktiven,  der  sich  nach  Vornahme  der  „erforderlichen",  nicht  der 
freiwilligen  Abschreibungen  ergibt.  Bei  der  Verteilung  des  Reingewinns 
hat  nach  §  52  Abs.  2  die  obligatorische  Dotierung  des  Reservefonds  allen 
anderen  Zuweisungen  voranzugehen.  Vor  der  Beschlußfassung  über  die 
Reingewinnverteilung  finden  also  keine  Zuweisungen  aus  dem  Reinge- 
winn statt. 

B.  Disagioreserve  der  Hypotbekenbaaken.  In  der  Praxis  wird  sehr 
häufig  anders  verfahren.  Insbesondere  bei  Verwendung  von  Buchgewinn 
zur  Reservenbildung  und  bei  Bildung  geheimer  Reserven  ist  es  allgemein 


»)  HGB.  262  Ziff.  6;  VAG.  36;  GmbHG.  42  Ziff.  5;  österr.  GmbHG.  §  23. 

'')  Gemeint  sind  Schulden.  Mit  Reserve-  und  Erneuerungskonten  ist  es  nicht 
möglich,  weil  nach  HGB.  261  Ziff.  5,  VAG.  36,  GmbHG.  42  Ziff.  4,  österr.  GmbHG. 
§  23  der  Betrag  eines  jeden  Reserve-  und  Erneuerungsfonds  in  der  B.  als  besonderer 
Posten  zu  erscheinen  hat. 

*)  Reisch  und  Kreihig  scheinen  Bildung  von  Reingewinnrücklagen  vor  Rechnungs- 
abschluß nicht  für  ungesetzlich  zu  halten.  Sie  erklären  nur,  daß  für  echte  Gemnnreserve- 
fonde  Dotierung  durch  (statutarische)  Zuweisungen  zu  Lasten  des  Gewinn-  und  Verlust- 
kontos vor  Abhaltung  der  Generalversammlung  nicht  „angemessen"  (II  §  34),  dagegen 
Dotation  erst  nach  Abschluß  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  „naturgemäß"  sei  (II  §  50). 

*)  Ähnlich  österr.  GmbHG.  §  36  Ziff.  1. 

*)  Es  handelt  in  §§  49  und  50  vom  „Rechnungsabschluß"  und  erst  in  §  52  von 
der  „Reingewinnverteilung";  daz^vischen  —  in  §  51  —  von  den  Gründungskosten. 

19* 
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üblic'li.    Aber  auch  offene  Reserven  werden  manclmial  vorweg  abgezogen. 
Ein  Musterbeispiel  liefert  die  Disagioreserve  der  Hypothekenbanken.^) 

1.  Das  außerordentliche  Disagio  bei  Ausgabe  von  Pfandbriefen  ist 
wirtschaftlich  Verlust,-)  das  ordentliche  Pfandbriefemissionsdisagio  ist  zwar 
wirtschaftlich  kein  "\>rlust,  aber  rechnungsmäßig  insofern,  als  es  allmählich 
auf  Verlustkonto  abzuschreiben  ist."')  Jedes  Obligationenemissionsdisagio 
bildet  einen  ,,]\Iindererlös",  wie  das  HypBG.  sagt. 

2.  Ehe  dieser  ]\lindererlös  nicht  getilgt  ist,  liegt  kein  Erträgnis  vor. 
Er  schmälert  den  Reingewinn  und  drückt  damit  auf  Dividende  und  Aktien- 
kurs. Dies  wird  gehindert,  wenn  er  aus  gleichzeitigem  Gewinn  oder  aus 
Reserven  gedeckt  werden  kann.  Je  rascher  und  stärker  er  auf  diese 
Weise  getilgt  wird,  um  so  weniger  beeinflußt  er  den  günstigen  Stand 
des  Unternehmens.  Unter  der  Voraussetzung,  daß  dadurch  nicht  der 
Kurs  der  Aktien  der,  Hypothekenbank  in  Schwankungen  gerät,  ist  für 
die  Bankaktionäre  vorteilhafter,  wenn  das  Disagio  seine  Tilgung  aus 
Reserven  und  nicht  aus  dem  laufenden  Erträgnis  erfährt."*) 

3.  Demgemäß  sehen  die  Hypothekenbanken  die  Bildung  von  Reserven 
zur  Deckung  künftig  entstehenden  Disagios  vor. 

a)  Die  Reserven  sind  freiwillig,  nicht  gesetzlich. 

a)  Man  könnte  geneigt  sein,  aus  HypBG.  §  26  anderes  herauszulesen. 
Hiernach  ist  die  Bank  bei  Ausgabe  von  unkündbaren  Pfandbriefen  ver- 
pflichtet^ ein  Emissionsagio  in  die  Passiven  einzustellen  und,  solange  ein 
Emissionsdisagio  als  Aktivposten  steht,  darüber  nicht  anders  als  zur  Tilgung 
eines  solchen  Disagios  oder  zur  Deckung  eines  Rückkaufsagios  zu  ver- 
fügen.^) Demgemäß  könnte  in  dem  Emissionsagioposten  der  B.  eine  ge- 
setzliche Reserve  und  zwar,  weil  sie  u.  a.  zur  Tilgung  eines  Emissions- 
disagios dient,  eine  gesetzliche  Disagioreserve  erblickt  werden  wollen. 

ß)  Allein  dem  widerspricht  ein  Doppeltes.  Einmal  ist  der  Posten 
wohl  gesetzlich  notwendig,  aber,  was  ihm  abgeht,  ist  die  Reservenatur. 
Eingesetzt  werden  muß  er  nicht,  weil  er  ein  Reserve-,  sondern  weil  er 
ein  Antizipations-  und  damit  ein  rechnungsmäßiger  Schuldposten  ist.")  Er 
ist  Abzug  vom  Rohertrag.  Ehe  er  nicht  abgezogen  ist,  liegt  Reingewinn 
nicht  vor.  Dazu  kommt:  wäre  dieses  Passivum  Reserve,  so  ginge  nicht 
an,  es  lediglich  Disagioreserve  zu  nennen.  Sein  Zweck  ist  nicht  aus- 
schließlich, zur  Tilgung  des  Emissionsdisagios  zu  dienen.  Erstens  darf 
es,  solange  ein  Emissionsdisagioposten  im  Bilanzaktivum  steht,  auch  zur 
Deckung  eines  Rückkaufagios  herangezogen  werden.  Zweitens  darf  es, 
falls  ein  solcher  Disagioposten  in  der  B.  sich  nicht  findet,  obschon  während 


')  S  §65  und  OVG.  12,  325;  11,  206.  Ein  anderes  der  Praxis  sehr  geläufiges 
Beispiel  bildet  für  Osterreich,  wo  nichtrealisierte  Kursgewinne  nicht  kraft  Gesetzes  stille 
Reserven  sind,  die  Dotierung  von  Kursverlustreservefonds  aus  buchmäßigen  Kursgewinnen 
vor  Bilanzabschluß.  Ein  ferneres  Beispiel  ist  die  Erhöhung  eines  angelegten  Reserve- 
fonds um  das  Zinserträgnis  des  ihm  entsprechenden  Anlagekapitals  mit  Umgehung  des 
Gewinn-  und  Verlustkontos  durch  unmittelbare  Übertragung  vom  Reservefondse^e/r^en- 
zinskonto  auf  das  Konto  des  Reservefonds  im  passiven  Sinne.  Bei  einer  Omnibusgesellschaft 
Bildung  einer  Pferde-  und  Automobilreserve  aus  dem  Gewiunvortrag. 

*)  Oben  §  39. 

»)  §  40. 

*)  Wichtiger,  als  ein  sehr  hoher,  ist  ein  gleichmäßig  hoher  Aktienkurs.  Ihn  zu 
erhalten,  wird  durch  eine  gleichmäßig  hohe  Dividende  ermöglicht.  Kann  die  Bank  eine 
solche  gewähren,  dann  ist  selbstverständlich  für  die  Aktionäre  noch  besser,  wenn  das 
Emissionsdisagio  aus  dem  laufenden  Erträgnis  gedeckt  wird. 

')  S.  oben  §  65.  * 

•;  §  43. 
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der  Unkündbarkeitsperiode  nur  in  beschränktem  Umfang,  für  andere  Zwecke 
Verwendung  erhalten.  Wollte  man  von  Reserve  sprechen,  so  könnte 
höchstens  von  einer  Agioreserve  im  Sinne  einer  aus  Emissionsagio  ge- 
bildeten Reserve  gesprochen  werden.  In  Wahrheit  liegt  aber  keine  Agio- 
reserve, sondern  Agioantizipation  vor. 

b)  a)  Muß  eine  Disagioreserve  nicht  notwendig  vorhanden  sein,  so 
ist  das  Pfandbriefemissionsdisagio  jedenfalls  aus  Gewinn  zu  decken.  Diesem 
Gedanken  gibt  auch  das  HypBG.  Ausdruck,  indem  es  die  Verwendung 
von  Pfandbriefrückkaufsdisagio  und  Pfandbriefemissionsagio  zur  Deckung 
genannter  Disagioposten  vorsieht.     Denn  Beides  ist  buchmäßig  Gewinn.^) 

ß)  Das  Hypothekenbankgesetz  verfährt  dabei  in  verschiedener  Weise. 
Die  Verwendung  des  Disagiogewinns  aus  Pfandbriefrückkauf  schreibt  es 
unmittelbar  vor.  Bezüglich  des  Agiogewinns  aus  Pfandbriefausgabe  sta- 
tuiert es  nur  indirekten  Zwang. 

aa]  Das  Rückkaufdisagio  muß  unter  allen  Umständen  zur  Deckung 
des  Pfaudbriefausgabeagios  verwendet  werden.  Nach  HypBG.  §  25  Abs.  1 
,,ist"  von  dem  Ausgabe-„]VIiudererlös",  dem  Emissionsdisagio,  das  in  die 
B.  als  Aktivum  eingestellt  werden  darf,  „der  Gewinn  abzuziehen,  den 
die  Bank  durch  den  Rückkauf  von  Hypothekenpfandbriefen  zu  einem  ge- 
ringeren Betrag  als  dem  Nennwert  erzielt  hat".^) 

ßß)  Das  als  Passivura  in  die  B.  aufgenommene  Pfandbriefemissions- 
agio muß  nicht  zur  Deckung  eines  Pfandbriefemissionsdisagios  verwendet 
werden,  aber  einen  Antrieb  zur  Verwendung  gibt  das  G.  dadurch,  daß, 
wenn  die  Bank  den  Agioposten  nicht  zur  Tilgung  des  Emissionsdisagios 
oder  zur  Deckung  des  durch  Rückkauf  von  Pfandbriefen  über  pari  er- 
littenen Verlustes  verwenden  will,  auch  jede  andere  Verfügung  hierüber 
solange  ausgeschlossen  ist,  als  ein  Emissionsdisagioposten  als  Aktivum  in 
der  B.  steht.^)  Auch  in  der  Weise  leistet  das  G.  der  möglichst  raschen 
Tilgung  des  Emissionsdisagios  Vorschub,  daß  es  zuläßt,  das  als  Passivum 
eingestellte  Emissionsagio  in  jeder  Höhe  zur  Deckung  eines  Emissions- 
disagiopostens  zu  verwenden,  während  jede  anderweitige  Verfügung  hier- 
über während  der  Jahre,  für  welche  die  Rückzahlung  der  Pfandbriefe 
ausgeschlossen  ist,  alljährlich  nur  einen  der  Zahl  dieser  Jahre  entspre- 
chenden Bruchteil  betreffen  darf.*) 

c)  Es  ist  möglich,  daß  der  Gewinn,  den  die  Bank  in  einem  Jahre 
durch  Pfandbriefrückkauf  unter  pari  erzielt,  größer  ist,  als  der  Verlust, 
den  sie  durch  Ausgabe  von  Pfandbriefen  unter  pari  in  dem  gleichen  Zeit- 
räume erleidet.  Sie  könnte  den  als  Rest  verbleibenden  Gewinnüberschuß 
unter  die  Aktionäre  verteilen,  aber  regelmäßig  verwendet  sie  ihn  (den 
sog.  Disagionettogewinn)  zur  Bildung  einer  Reserve  für  Deckung  künf- 
tiger Emissionsdisagioverluste.     So  entsteht  die  Disagioreserve. °) 

d)  Selbstverständlich  kann  diese  auch  aus  anderweit  erzieltem  Reiu- 


*)  Wegen  des  Rückkaufdisagios  §  45  IV. 

*)  Dieser  J^wcfcfcaw/disagiogewinu  muß  also  zur  Deckung  von  Smissiojtsdisagio- 
Verlust  verwendet  werden.  Vgl.  oben  §  42.  Übersteigt  er  den  Emissionsdisagioverlust, 
so  ist  er  frei  verwendbar.  Er  kann  z.  B.  der  Disagioreserve  oder  der  Agioreserve  (§  70) 
zugeführt  werden.  Die  Banken  wechseln  ab,  eine  Zeitlang  diesem,  eine  andere  Reihe 
von  Jahren  jenem  Zwecke. 

')  §  65. 

*)  Oben  §  65. 

')  Ist  diese  ausreichend  dotiert,  wird  das  Disagio  zu  anderen  Reserven  verwendet, 
z.  B.  zur  Talonsteuerreserve.  Auch  diese  Bildung  pflegt  vorweg  zu  geschehen,  also 
nicht  über  Gewinn-  und  Verlustkonto. 
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gewinn  hergestellt  werden/)  aber  gerade  in  ihrer  Bildung  aus  über- 
schießendem Riiekkaufsdisagiogewinn  tritt  die  Abweichung  der  Praxis 
der  Hypothekenbanken  vou  der  gesetzlichen  Vorschrift  über  Bildung  von 
Gewinnreservefonds  hervor. 

«)  Nehmen  wir  an,  die  Bank  erleidet  in  einem  Jahre  aus  Pfand- 
briefausgabe ein  Disagiovon  240 000  Mk.  underzielt  andererseits  im  gleichen 
Zeitraum  durch  Rückkauf  von  Pfandbriefen  unter  pari  einen  Gewinn  von 
500  000,  so  bleibt  ihr  aus  dem  Rückkaufsgeschäft  ein  Disagiouettogewinn 
von  260  000.     Wir  haben  also  folgendes  Bild: 

Rückkaufsdisagiokonto 
Soll  Haben 

An  Pfandbriefrückkaufs-  Per  Emissionsdisagiokonto   240  000. 

kouto ,  .      500  000 

fi)  Die  Hypothekenbanken  pflegen  nun  die  verbleibenden  260000 
nicht  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto*)  und  damit  dem  bilanzmäßigen  Rein- 
gewinn zuzuführen,  sondern  sie  übertragen  den  Rest  unmittelbar  auf 
Disagioreservekonto,  das  in  der  B.  als  selbständiger  Passivposten  neben 
dem  Reingewinn  erscheint.  Setzen  wir  voraus,  es  bestehe  bereits  aus 
100  000,  so  wird  gebucht: 

Disagioreservekonto 

Per  Bilanzkonto  1902     .     100  000 
Per  Rückkaufsdisagiokonto  260  000. 

Überführen  wir  dieses  Konto  auf  die  B,,  so  ergibt  sich  der  Unterschied. 
Übertragen  wir  die  260  000  vom  Rückkaufsdisagiokonto  auf  Gewinn- 
und  Verlustrechnuug,  so  lautet  die  B. : 

Disagioreserve  ....     100  000 
Gewinn 260  000, 

der  Rückkaufsdisagiogewinn  erscheint  somit  in  der  B.  als  Bestandteil  des 
Gewinnsaldos. 

Überweisen  wir  dagegen  diesen  Disagiogewinn  unmittelbar  auf  Disagio- 
reserve, so  lautet  die  B.: 

I  Disagioreserve   ....     360000. 

*)  §  65.  Sich  günstig  entwickelnde  Hypothekenbanken  sind  nicht  nur  in  der 
Lage,  entstehendes  Emissionsdisagio  völlig  aus  dem  Erträgnis  des  Entstehuugsjahres  zu 
decken  (wodurch  sie  in  der  Verfügung  über  den  Rückkaufsdisagiogewinn  völlige  Frei- 
heit erreichen),  sondern  sie  überweisen  dem  Disagioreservefonds  sogar  nicht  hlofi  den 
ganzen  Rückkaufsdisagiogewinn  des  Jahres,  sondern  dazu  noch  Teile  des  sonstigen, 
d.  h.  also,  wenn  die  Überweisung  des  Rückkaufsdisagiogewinns  vor  Bilauzabschluß  ge- 
schieht, wie  es  die  Praxis  der  Hypothekenbanken  ist,  des  bilanzmäßigen  Reingewinnes. 
Am  günstigsten  ist  natürlich  die  Lage  der  Hypothekenbanken,  die  bereits  so  hohe 
Disagioreserven  besitzen  und  voraussichtlich  dauernd  so  hohen  Gewinn  erzielen,  daß  sie 
den  Rüekkaufsdisagiogewinn  völlig  dem  in  der  Hauptsache  zu  verteilenden  oder  wenig- 
stens für  andere  Zwecke  disponiblen  (bilanzmäßigen)  Reingewinn  zuführen  können.  Wie 
die  Hypothekenbanken  mit  dem  Rückkaufsdisagiogewinn  verfahren,  hängt  also  wesent- 
lich von  dem  Grade  der  Solidität  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  .und  von  dem  Grade  des 
Strebens  ab,  diese  immer  sicherer  zu  gestalten.  Hieraus  erklären  sich  die  weitgehenden 
Verschiedenheiten  in  der  Verwendung  des  Rückkaufsdisagiogewinns  und  in  der  Art  der 
Dotierung  und  Inanspruchnahme  der  Disagioreserve,  welche  die  Praxis  der  Hypotheken- 
banken aufweist.  S.  §  65  und  Frankfurter  Zeitung  vom  4.  April  1902,  2.  Morgenblatt 
Hecht,  Hypothehekenbankrecht  §  9  (S.  31).  " 

»)  S.  hierüber  oben  §  45  III  Bio. 
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y)  In  der  unmittelbaren  Überführung  auf  Disagioreservekonto  liegt 
somit  eine  antizipierte  Verfügung  über  Gewinn.  Rieh  tigerweise  sind  die 
260  000  erst  bei  Verbuchung  des  Gewinnverteilungsbeschlusses,  also  von 
Gewinnkonto  auf  Disagioreservekonto  zu  übertragen,  so  daß  dieses  zu 
lauten  hätte: 

Per  Bilanzkonto  1902     .     100  000 
Per  Gewinn-  u.  Verlustkonto  200  000. 

IV.  Es  fragt  sich,  ob  diese  Abweichungen  von  der  gesetzlichen  Regel 
statthaft  sind.  Statthaft  ist  die  Übung  für  innere  Reserven,  aber  auch 
für  sie  nur,  wenn  das  Statut  es  zuläßt. 

A.  Man  könnte  denken,  der  Vorwegabzug  innerer  Reserven  sei  schon 
ki^aft  Gesetzes  erlaubt.  HGB.  §  40  gestattet  die  Unterbewertung  von 
Aktiven  und  die  Überbewertung  von  Passiven,  also  die  Schatfung  innerer 
Reserven  durch  Ziffern,  die  in  der  Bilanz  vor  deren  Abschluß,  vor  dem  Saldo 
stehen.  Abschreiben,  Nichtanschreiben  auf  der  Aktiv-,  Zuvielanschreiben  auf 
der  Passivseite  sind  buchtechnische  Operationen,  die  nicht  den  bilanzmäßig 
entstandenen,  sondern  entstehenden  Reingewinn  kürzen.  Trotzdem  ist  an 
§  40  nicht  zu  denken.  Er  gestattet  der  Gesellschaft  das  Unter-  und  Über- 
bewerten im  Verhältnis  zu  Staat  und  Gläubigern,  aber  nicht  im  Ver- 
hältnis zu  denen,  die  ihr  gegenüber  einen  Gewinnanspruch  haben.  §  213 
geht  dem  §40  vor.^)  Wohl  sagt  §  213:  Reingewinn  kann  durch  Gesell- 
schaftsvertrag oder  Gesetz  von  der  Verteilung  ausgeschlossen  werden. 
Aber  bei  Ausschluß  durch  Gesetz  ist  nur  an  Ausschluß  durch  Aktien-, 
nicht  durch  allgemeines  Handels-Recht  gedacht,^)  Der  Aktionär  könnte 
gesetzlich  kein  Recht  auf  den  Reingewinn  gegen  die  Gesellschaft  besitzen, 
wenn  die  Gesellschaft  gesetzlich  das  Recht  hätte,  den  Gewinn  nicht  zu 
verteilen.  Also  sind  unter  dem  Gesetze,  das  Reingewinn  von  der  Ver- 
teilung ausschließt,  nur  die  Bestimmungen  des  §  262,  was  die  offenen, 
und  §  261,  was  die  stillen  Reserven  angeht,  gemeint.  Somit  ist  weiterer 
Ausschluß  des  Reingewinns  von  der  Verteilung  nur  möglich,  wenn  es  der 
Gesellschaftsvertrag  zuläßt.  Dieser  hat  hohes  Interesse,  es  zu  tun,  weil 
nach  §  213  aller  ausgewiesener  Gewinn,  nicht  nur  der  flüssige  und  für 
das  Geschäft  unentbehrliche,  auszuschütten  ist. 

B.  Das  Aktiengesetz  unterscheidet  scharf  zwischen  Gewinnfestsetzung 
und  Gewinnverteilung.  Unter  dieser  Trennung  der  Begriffe  steht  auch 
§  213.  Gewinnrücklegen  ist  an  sich  etwas,  was  erst  bei  der  Gewinn- 
verteilung erfolgt.  Also  kann  das  Statut  ein  Zurückstellen  vor  dem  Ver- 
teilungsbeschlusse  nur  zulassen  für  Rückstellungen,  die  ihrem  buchtech- 
nischen Wesen  nach  bei  der  Gewinnfestsetzung  zu  geschehen  pflegen. 
Das  ist  bei  Rückstellungen  durch  Abschreiben,  Nichtanschreiben  oder  Zu\del- 
anschreiben  der  Fall.  Das  Gesetz  selbst  gestattet  Rückstellungen  dieser 
Art.  Durch  die  Höchstvorschriften  des  §  261  schreibt  es  die  Bildung 
innerer  Reserven  durch  Unterbewerten  vor.  Anderseits  läßt  es  die  Bildung 
des  Zwangsreservefouds  erst  nach  der  Gewinnfestsetzung  zu.  Damit  stimmt 
überein,  daß  in  der  B.  der  Betrag  eines  jeden  Reservefonds,  aber  nicht 
der  einer  jeden  Reserve  ersichtlich  gemacht  werden  muß.  Würden  frei- 
wiUiges  Abschreiben  (Nichtanschreiben,  Zuvielanschreiben)  aus  dem  Rein- 
gewinne erst  nach  dessen  bilanzmäßiger  Feststellung  statthaft  sein,  so 
w^äre  kein   Grund   erfindlich,  warum   der  Gesetzgeber  das  gleiche  nicht 


*)  §  90.  S.  auch  Fischer,  Buchführung  S.  111  und  113. 
')  Vgl.  §  90. 
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aucli  für  die  dem  Keservefonds  wirtschaftlich  völlig  gleichstehenden  frei- 
willigen Abschreibungen  usw.  fordert, 

V.  Die  Gesellschaftsstatuten  halten  sich  im  allgemeinen  auch  an 
die  aufgestellten  Normen.^)  Aber  es  kommt  auch  vor,  daß  sie  die  Bildung 
von  offenen  Rücklagen  schon  bei  der  Gewinnfestsetzung  gestatten.  Ebenso 
begegnet,  daß  Gesellschaften  Reserven  bilden,  ohne  daß  das  Statut  dazu 
ermächtigt.  Beides  schadet  praktisch  wenig,  seit  das  neue  HGB.  §  271 
Abs.  3  die  Anfechtung  von  Beschlüssen  beschränkt,  die  Abschreibungen 
oder  Rücklagen  über  das  nach  dem  Gesetz  oder  dem  Statut  statthafte 
Maß  anordnen.  Abschreibungen  über  das  G.  hinaus  sind  die  in  §261, 
Rücklagen  über  das  G.  hinaus  sind  die  in  §  262  vorgeschriebenen.  Ab- 
schreibungen über  das  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  statthafte  Maß 
hinaus  liegen  auch  vor,  wenn  freiwillige  Abschreibungen  erfolgen,  ohne 
daß  das  Statut  das  Recht  hierzu  erwähnt ;  Rücklagen  über  das  nach  Statut 
zulässige  Maß  sind  aucli  gegeben,  wenn  der  Gesellschaftsvertrag  nur  frei- 
willige Abschreibungen  und  Rücklagen  aus  dem  bilanzmäßigen  Reingewinn 
gestattet,  die  Bilanz  trotzdem  auch  innere  Reserven  in  Form  des  Zuviel- 
anschreibens  von  Passiven  usw.  enthält*)  und  offene  Rücklagen  durch 
Torwegabzug  neu  schafft. 

E.  Die  Bildung  von  Eapitalreservefonds  aus  Grundkapital. 

§  78. 

I.  A.  Eine  Dotierung  von  Reservefonds  aus  Grundkapital  ist  nur 
durch  Herabsetzung  des  Grundkapitals  möglich. 

1.  Das  Grundkapital  stellt  eine  Bilanzpr/ss/rpost  von  bestimmter 
Höhe  dar.  Demgemäß  kann  eine  Reserve  aus  ihm  lediglich  dadurch  ge- 
bildet werden,  daß  es  herabgesetzt  wird.  Dann  wird  Aktivvermögen, 
das  bisher  durch  die  Grundkapitalziffer  gebunden  war,  frei  und  kann  so- 
mit durch  einen  Reservefonds  gebunden  werden.  Dotierung  des  Reserve- 
fonds aus  Grundkapital  bedeutet  also  Zerlegung  des  bisherigen  Passiv- 
postens Grundkapital  in  zwei  kleinere  Passivposten:  Grundkapital  und 
Reservefonds. 

2.  Beträgt  das  Grundkapital  12  000  000  und  soll  hieraus  ein  Reserve- 
fonds mit  1  Million  dotiert  werden,  so  ändert  sich  die  bisherige  B, : 

Aktiva 12  000  000  |  Grundkapital     .     .     .     12  000  000 

in: 

Aktiva 12  000  000     Grundkapital      .     .     .     11000  000 

:  Reservefonds      .     .     .       1000  000. 

B.  in  der  Praxis  glaubte  man,  aus  dem  Grundkapital  auch  ohne 
Herabsetzung  Reserven  dotieren  zu  können. 


')  So  sagt  die  Deiitsche  Bank :  Die  Schätzung  der  Aktiva  erfolgt  nach  strengen 
kaufmännischen  Gnindsätzen  (Recht  zur  Bildung  innerer  Rücklagen);  nach  Genehmigung 
des  Rechnungsabschlusses  wird  der  erzielte  Reingewinn  Avie  folgt  verteilt:  ai  5°/9.  7-ur 
Zwangsreserve,  b)  ö"/«  Dividende  auf  das  Grundkapital,  c)  von  dem  verbleibenden  Über- 
schusse kann  die  Generalversammlung  auf  Vorschlag  des  Aufsichtsrats  und  des  Vor- 
stands bei  Genehmigung  des  Rechnungsabschlusses  zur  außerordentlichen  Verstärkung  der 
Reserven  oder  zu  anderen  Zwecken  (Schaffung  neuer  Reservekonti)  Verwendungen  be- 
schließen. 

*)  Viele  Beispiele  in  den  §§  68  ff.  Z.  B,  ein  Bergbau- A.  stellt  für  außergewöhn- 
liche Betriebsauslagen  aus  dem  Betriebsgewinn  monatlich  30000  Mk.  still  zurück. 
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1.  Es  geschah  in  folgendem  Zusammenhange.  Man  wollte  verhindern, 
daß  das  ganze  Grundkapital  auf  Anlagenkonto  verwendet  werde.  Ein 
Teil  sollte  dem  Betrieb  als  flüssiges  Kapital  dienen.  Zu  dem  Zwecke 
buchte  man,  wenn  von  12  Millionen  Grundkapital  1  Million  als  Betriebs- 
kapital sichergestellt  werden  soll: 

Bilanzkonto 
Anlagekonto  .     .     .     .     11000  000  j  Grundkapital     .     .     .     12  000  000 
Sonstige  Aktiva .     .     .      2  000  000  |  Betriebskapitalreserve       1000  000. 

2.  Allein  wie  werden  aus  den  12  000  000  Aktiven,  die  eingezahlt 
sind,  plötzlich  13  000  000?  Dadurch,  daß  1  Million  von  Verwendung  zu 
Anlagen  geschützt  wii'd,  entstehen  nicht  mehr  Aktiva.  Abgesehen  davon 
wird  durch  die  Bildung  eines  Reservekontos  allein  das  Ziel  nicht  erreicht; 
Reserven  dürfen  beliebig  verwendet  werden ;  es  muß  also  noch  ausdrücklich 
bestimmt  werden,  die  entsprechenden  Aktiven  dürfen  nicht  zur  Herstel- 
lung von  Anlagegegenständen  dienen.  Deshalb  kann  die  Buchung  nur  lauten: 

Anlagekonto   .     .     .     .     11000  000  |  Grundkapital      .     .     .     11000  000 
Sonstige  Aktiva  ...       1  000  000  ;  Reserve 1  000  000. 

Somit  ist  das  Grundkapital  herabzusetzen.  Geschieht  es  nicht,  so  ist  die 
einzig  mögliche  Buchung,  wenn  man  sich  keiner  Überbewertung  der  Aktiva 
schuldig  machen  will :  ^) 

Anlagekonto  .     .     .     .     11000  000  '  Grundkapital      .     .     .     12  000  000 

Sonstige  Aktiva      .     .       1 000  000     Reserve 1 000  000, 

Verlustsaldo   ....       1000000  | 

also  ein  Defizit  von  1000  000  und  demgemäß,  bis  dieses  gedeckt,  keine 
Dividenden  Verteilung.  Aber  um  diesen  Preis  ist  jene  Statutenbestimmung 
nicht  gemeint. 

Allein  es  bedarf,  um  das  Ziel  zu  erreichen,  gar  keiner  Reserven- 
bildung, sondern  nur  der  statutarischen  Bestimmung:  von  den  12  Mill. 
Kapital  dürfen  nur  1 1  in  Betriebsanlagen  festgelegt  werden. 

IL  A.  Dotierung  von  Reservefonds  aus  Sacheinlagen.  Nichts  anderes 
als  Ausstattung  von  Reservefonds  aus  dem  Aktienkapital  bedeutet  ihre 
Dotierung  aus  Sacheini ageii.  Diese  bilden  einen  Bestandteil  des  das 
Grundkapital  ausmachenden  Vermögens.  Also  kann  ein  Reservekonto  aus 
Sacheinlagen  lediglich  in  den  Formen  gleichzeitiger  Herabsetzung  des  Grund- 
kapitals gebildet  werden. 

B.  Anders  verfuhr  zum  Teil  die  Praxis.  Hier  hat  man  die  Dotie- 
rung von  Reservefonds  aus  Sacheinlagen  vorgenommen,  um  von  den  jähr- 
lichen Kürzungen  des  Reingewinns  durch  seine  Zwangszuschüsse  zum  obli- 
gatorischen Reservefonds  frei  zu  sein.  Man  glaubte  durch  solche  Dotierung 
gleich  bei  Gründung  den  zehnprozentigen  Reservefonds  schaifen  zu  können. 

1.  Erläutern  wir  es  durch  das  von  Sinio/i^)  angeführte  Beispiel: 
Eine  Gesellschaft  wii'd  mit  1000  000  Grundkapital  gegründet.  Fabrik- 
besitzer X  legt  ein  Etablissement  zum  Werte  von  950  000  ein,  erhält  hier- 
gegen 950  000  Mk.  ilktien  und  verpflichtet  sich  außerdem  100  000  bar 
zu  leisten  als  lOprozentigen  Zwangsreservefonds  aus  1  Million  Grundkapital. 
50  000  legen  andere  bar  ein. 


')  Dies  die  Praxis:  sie  erhöht  das  Anlagekapital  auf  13000000,  obwohl  der  wahre 
Wert  nur  12000000  ist. 
»)  279. 
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2.  Man  hat  liier  gebucht: 

Anhigekoiito 950  000  '  Grundkapital 1000  000 

Kassabestand      .     .     .     .     150000     Reserve 100  000. 

Das  Geschäft  wäre  dann  dieses.  X  macht  zwei  Einlagen,  eine  Kapital- 
einlage im  technischen  Smne,  d,  h.  eine  Einlage  auf  das  Grundkapital  im 
Wert  von  950  OUO,  dafür  erhält  er  950  000  Mk.  Aktien.  Für  diesen  Be- 
trag wird  er  Mitglied.  Und  außerdem  erfolgt  von  X  eme  Einlage  auf 
den  Reservefonds.    Dafür  erhält  er  rechtlich  nichts.    Es  ist  ein  Geschenk. 

3.  Allein  im  Zweifel  ist  das  Geschäft  anders  gemeint.  Bei  Grün- 
dung von  A.en  macht  man  keine  Geschenke,  sondern  will  man  gewinnen. 
Daher  ist  anzunehmen,  daß  die  Vergütung  für  die  Einlage  von  100  000 
mit  in  den  950  000  Mk.  Aktiennennbetrag  liegt.  Dann  ist  die  Sachein- 
lage aber  nicht  950  000  wert  und  so  der  Rechtssatz  verletzt,  daß  der 
Buchwert  keines  Aktivums  höher  als  sein  reeller  sein  darf.  Also  läßt 
sich  das  Geschäft  nur  mit  folgender  Buchung  aufrecht  erhalten: 

Anlagekouto 850  000  !  Grundkapital  ....     1000000 

Sonstige  Aktiva      .     .     .     150  000  j  Reservefonds  ....       100000. 

Dann  schließt  die  Buchung  aber  mit  100  000  Verlustsaldo  ab.  Dies  ist 
nicht  gewollt.    Man  könnte  nun  den  Reservefonds  wegfallen  lassen  wollen : 

Anlagekouto 850  000  |  Grundkapital  ....     1000000, 

Sonstige  Aktiva  .     .     .     .     150  000  | 

aber  ein  solcher  soll  gerade  geschaffen  werden.  Somit  bleibt  nur  ein  Aus- 
weg: Herabsetzung  des  Grundkapitals  und  damit  die  Buchung: 


Anlagekonto 850  000 

Sonstige  Aktiva  .     .     .     .     150  000 


Grundkapital     ....     900000 
Reservefonds     ....     100000. 


F.  Die  Verwendung  von  Reserven. 

§  79. 

I.  A.  Wenn  von  Verwendung  der  Reserven  die  Rede  ist,  so  meint 
man  damit  die  Verwendung  des  Reservekontos,  also  des  Passivpostens 
Re.serve,  die  ganze  oder  allmähliche  Aufhebung  der  Bindung  einer  Aktiven- 
summe, nicht  die  Verwendung  der  gebundenen  Aktiva,  solange  und  so- 
weit die  Bindung  besteht.  Wird  ein  Reservefonds  von  2  000  000  Mk. 
gebildet,  so  dürfen  die  dadurch  gebundenen  Aktiva  in  irgendwelchen 
Werten  verkörpert  werden.  Es  kann  davon  eine  Fabrikerweiterung  her- 
gestellt oder  sie  können  ausgeliehen  werden.  Die  entsprechenden  Aktiv- 
posten können  das  Fabrik-,  Effekten-,  Debitoren-  usw.  Konto  sein.  Nur, 
wenn  bestimmt  ist,  der  Reservefonds  sei  anzulegen,  gilt  abweichendes. 
Bildung  des  Reservekontos  bedeutet  also  nur:  Ausschluß  von  Verteil- 
barkeit. 

B.  1.  Anders,  wenn  die  Reserve  im  technischen  Sinne  des  Wortes 
„verwendet"  wird.  Dann  wird  nicht  ein  Aktivposten  gemindert,  sondern 
das  Reservekonto,  d.  h.  ein  Passivum. 

Wird  die  Reserve  zur  Deckung  von  Verlusten  oder  Ausgaben  ver- 
wendet, so  fällt  nur  die  Unverteilbarkeit  von  100  000  weg.  Ein  Neubau- 
reservefonds von  100  000  steht  im  Passivum.  Die  100  000  werden  ver- 
baut. Das  hat  im  Aktivum  nur  eine  Veränderung  der  Posten  (an  Stelle 
von  100 000  Kassa-:  100  000  Anlagekonto),  im  Passivum  eine  Minderung 
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der  Reserveposten  zur  Folge.  Ebenso  wenn  die  Reserve  zur  Erhöliung 
des  Reingewinns  oder  zu  Einzahlungen  auf  Grundkapitalserhöhungen  ver- 
wandt wird. 

II.  Was  die  , .Verwendung"  sonst  angeht,  so  ist  zwischen  offenen 
und  stillen  Reserven  streng  zu  scheiden.  Für  die  offenen  Reserven  ist 
zunächst  von  Bedeutung,  welche  Organe  der  Gesellschaft  berechtifjt 
sind,  den  Fonds  dem  Zwecke  zuzuführen,  für  den  er  bestimmt  ist.  Die 
Frage  entscheidet  sich  in  der  Hauptsache  nach  einem  formalbilanzrecht- 
lichen  Moment. 

A.  Die  Verwendung  von  Reserven  ist  ihrem  Wesen  nach  ein  Akt 
der  Geschäftsführung.  Diese  steht  unter  der  Aufsicht  und  Oberaufsicht 
anderer  Organe  grundsätzlich  dem  Vorstand  zu.  Also  ist  im  Zweifel^) 
auch  zur  Verwendung  von  Reservefonds  der  Vorstand  befugt. 

B.  Aber  hier  ist  emo,  allgemeine'^)  Ausnahme  für  die  Reservefonds 
zu  machen,  deren  Zweck  ausschließlich  oder  mit  in  der  Deckung  bilanz- 
mäßige?' Verluste  besteht. 

1.  Zeitpunkt  der  Verwendung.  Dient  ein  Reservefonds  ausschließlich 
zur  Deckung  des  Verlustes,  der  als  Abschlußziffer  von  B.  und  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  sich  darstellt,  so  ist  die  Entscheidung  über  seine 
Verwendung  Sache  der  Generalversammlung,  Durch  Verwendung  der 
Reserve  wird  eine  Bilanzziffer,  der  Verlustsaldo,  geändert.  Die  Fest- 
stellung der  B.  bildet  ein  Vorrecht  der  Generalversammlung.  Also  liegt 
nahe,  daß  auch  die  Abänderung  der  B.  der  Zustimmung  der  General- 
versammlung bedarf.  Abänderung  findet  statt,  wenn  der  Verlustsaldo 
gemindert  oder  ausgeglichen  wird. 

Zweitens  ist  maßgebend,  daß  der  Generalversammlung  zukommt 
die  Beschlußfassung  über  die  Gewinnverteilung.  Im  Wege  der  Analogie 
darf  geschlossen  werden :  also  ist  ihr  auch  die  Verlustverteilung,  insbesondere 
die  Verwendung  vorhandener  Reserven  zur  Deckung  bilanzmäßigen  Ver- 
lustes vorbehalten.  Die  Berechtigung  dieses  Analogieschlusses  bestätigt 
GenossG.  §  48,  wenn  es  in  Anschluß  an  §  15  Satz  1  daselbst  —  ,,der 
bei  Genehmigung  der  B.  für  die  Genossen  sich  ergebende  Gewinn  oder 
Verlust  des  Geschäftsjahres  ist  auf  diese  zu  verteilen''  —  bestimmt:  Die 
Generalversammlung  hat  (über  die  Genehmigung  der  B.  zu  beschließen 
und)  von  dem  Gewinn  oder  Verlust  den  auf  die  Genossen  fallenden  Be- 
trag festzusetzen." 

2.  Geht  der  Zweck  eines  Reservefonds  weiter,  dient  der  Fonds  zur 
Deckung  von  Verlusten  schlechthin  oder  ist  er  ein  ganz  allgemeiner  Reserve- 
fonds, so  liegt  mit  in  seiner  Aufgabe,  sich  auch  zur  Deckung  bilanzmäßiger 
Verluste  verwenden  zu  lassen.  AVürde  hier  dem  Vorstand  kraft  seiner 
Geschäftsführungsbefugnis  ^)  zustehen,  über  den  Fonds  zu  anderen  Zwecken 
zu  verfügen,  so  würde  damit  der  Entscheidung  der  Generalversammlung 
vorgegriffen  sein,  ob  durch  den  Fonds  nicht  am  Jahresende  der  ,, bilanz- 
mäßige" Verlust  auszugleichen  sei.  Das  niedrigere  Organ  hätte  eine 
Verwendungsbefugnis,  die  der  Verfügungsgewalt  des  höheren  Organs  vor- 
ginge.   Ein  solches  Recht  setzt  ausdrückliche  Anordnung  voraus. 

^^)  Nach  Statut  au  Stelle  des  Vorstandes  oder  mit  ihm  zusammen  der  Aufsichts- 
rat; vielleicht  auch  die  Generalversammlung. 

^)  Eine  Spezialausnahme  ergibt  sich  aus  HGB.  227  Abs.  2  für  das  Aktienrecht. 
Hiernach  hat  eine  seihständige  Einziehung  von  Aktien,  die  aus  Mitteln  eines  Reserve- 
fonds geschieht,  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  über  Herabsetzung  des  Grundkapitals 
zu  erfolgen. 

')  Oder  nach  Statut  dem  Aufsichtsrat. 
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ni.  Art  der  Buchung  der  Verwendung.  Die  Verschiedenheit  des  Zweckes 
der  Verwendung  in  dem  eben  beregten  Sinne  hat  auch  eine  verschiedene 
Art  der  Buchmuj  beider  Verwendungen  zur  Folge. 

A.  1.  Die  Verwendung  eines  Fonds,  der  aUeiii  zur  Erhöhung  oder 
Minderung  der  Bilanzabschlußzifter,  also  zur  Erhöhung  des  Gewiuu- 
saldos  oder  zur  Deckung  des  aus  der  B.  sich  ergebenden  Verlustes  dient, 
kann  rechnungsmäßig  erst  nach  Abschluß  der  B.  geschehen  und  ge- 
bucht werden.  Wie  nach  positivem  Reclite  Bilanzfeststellung  und  Be- 
schlußfassung über  Gewinnverteilung  der  buchhalterischen  Form  nach  ge- 
trennte Akte  darstellen,  so  gilt  das  gleiclie  auch  für  das  Verhältnis  von 
Bilanzfestsetzung  (Bilanzgenehmigung)  und  Verlustdeckung.  „Verlustver- 
teilung ist  ebensowenig  wie  Gewinnverteilung  Aufgabe  der  B.".^) 

2.  Die  Verwendung  anderer  Reservefonds,  somit  auch  solcher,  die 
u.  a.  auch  zur  Deckung,  bilanzmäßiger  Verluste  verwendet  werden  dürfen, 
zu  ihren  Zwecken  kann  schon  im  Laufe  des  Rechnungsjahres  erfolgen, 
denn  hier  handelt  es  sich  nicht  um  Verwendung  für  Zwecke,  deren  ziffern- 
mäßige Höhe  nur  aus  der  abgeschlossenen  B.  ersichtlich  wird.*) 

B.  An  Beispielen  belegt,  ergeben  sich  demgemäß  folgende  Unterschiede : 
1.  Verwendung  der  Disagioreserve.     Um  zunächst  ein  Beispiel  für  den 

zweiten  Fall  anzuführen,  so  sei  -angenommen,  eine  Hypothekenbank  er- 
leide bei  Ausgabe  von  1  Million  3  Vs  prozentiger  Pfandbriefe  ein  Emissions- 
disagio von  100  000,  da  sie  dieselben  nui^  zum  Kurs  von  90  Prozent  unter- 
brachte. Zur  Tilgung  des  Disagios  verwendet  die  Bank  die  150000  be- 
tragende Disagioreserve;  sie  schreibt  davon  100  000  ab. 

a)  Demgemäß  lautet  die  Buchung: 

Pfandbriefemissionskonto 
Soll  Haben 

An  Pfandbriefkonto  .     .     1 000  000     Per  Kassakonto     ...     900  000 

PerEmissionsdisagiokonto    100  000 

Emissionsdisagiokonto 
An  Emissionskonto      .     .     100  000     Per  Disagioreservekonto      100  000 

Disagioreservekonto 
Soll  Haben 

AnPfandbriefemissions-  i  Per  Büanzkonto  1902     .     150  000. 

konto 100000  I 

An  Büanzkonto  1903       .       50000  | 

b)  Man  könnte  auch  buchen: 

Emissionsdisagiokonto 

Haben 
An  Emissionskonto      .     .     100000  .  Per  Gewinn- und  Verlust- 

I      konto 100  000 


')  Simon  241.    Vgl.  hiezu  auch  Fischer,  Buchführung  S.  78  f.  und  109. 

*)  Für  die  Verwendung  der  Prämienreserve  zur  Deckung  von  Schadenzahlungen, 
Rückkäufen  und  sonstigen  Leistungen,  welche  die  Beendigung  des  Versicherungsverhält- 
nisses mit  sich  bringt,  ergibt  die  Zulässigkeit  dieses  Verfahrens  der  Wortlaut  des  VAG. 
§  61  Abs.  1,  denn  er  spricht  von  Beträgen  des  Prämienreservefonds,  die  durch  Beendigung 
von  Versicherungsverhältnissen  frei  werden.  Also  kann  Minderung  nicht  erst  nach  Bilanz- 
BchlnC  m(3glich  sein. 
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Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  Gewinn 

An  Pfandbriefemissions-  1  Per  Disagioreservekonto      100000 

disagiokonto     .     .     .         100  000  ! 

Disagioreservekonto 
An  Gewinn-  und  Verlust-  1  Per  Bilanzkonto  1902     .     150  000. 

konto 100  000 

An  Bilanzkonto  1903       .       50000  I 

Aber  dies  Führen  des  Disagioverlustes  über  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung  ist  überflüssig,  weil  der  Verlust  hier  nur  eine  durchlaufende 
Post  bildet.^) 

c)  Ob  aber  die  eine  oder  die  andere  Buchungsart  zur  Anwendung 
gelangt,  jedenfalls  erscheint  der  Verlust  nicht  als  solcher  in  der  B.  Weil 
seine  Tilgung  die  B.  nicht  berührt,  kann  sie  schon  vor  Abschluß  der  Jahres- 
rechnung geschehen, 

2.  Anders  gestaltet  sich  die  Buchung  bei  Verwendung  eines  Ee- 
servefonds  zur  Deckung  eines  aus  der  B.  sich  ergebenden  Verlustes.  Ein 
solcher  Verlust  muß  in  der  B.  erscheinen;  also  kann  er  erst  nach  Ab- 
schluß der  B.  getilgt  werden.  Demgemäß  ist  es,  wenn  die  Aktiva 
1400  000,  das  Aktienkapital  1000  000,  der  Eeservefonds  500  000,  der 
bilanzmäßige  Verlust  100000  betragen,  unstatthaft,  zu  buchen: 

Aktiva 1 400  000     Aktienkapital  ....     1 000  000 

j  Reservefonds  ....       400000, 

und  ebenso  ist  unzulässig  die  Buchung: 

Aktiva 1400  000  Aktienkapital.     .     .     .  1000  000 

Abschreibung   vom   Re-  1  Reservefonds  ....  500000; 

servefonds    ....  100000  j 
gebucht  muß  werden: 

Aktiva 1400000  Aktienkapital      .     .     .  1000000 

Verlust 100  000  Reservefonds       .     .     .  500000, 

und  erst  dann  kann  vom  Reservefondskonto  zugunsten  des  Gewinn-  und 
Verlustkontos  abgebucht  werden: 

Reservefondskonto 
AnGewinn-u.  Verlustkonto  100000     Per  Bilanzkonto     .     .     .     500000. 

3.  Die  Sache  ist  wichtig  genug,  um  noch  zwei  weitere  Beispiele  des 
Buchungsgegensatzes  zu  geben: 

a)  Bei  einer  A.  besteht  ein  Baureservekojito  für  etwa  notwendig 
werdende  oder  angemessen  erscheinende  Erweiterungsbauten.  Bei  seiner 
Verwendung  handelt  es  sich  nicht  um  Aufwendung  für  einen  Posten,  der 
nur  in  der  B.  erscheinen  kann.  Die  Bauaufführung  ist  eine  Maßregel 
der  laufenden  Verwaltung  und  hat  daher  auch  in  der  laufenden,  nicht  in 
der  AbschlußrechnmiR-  Ausdruck  zu  finden. 


^)  Aus  gleichem  Grunde  kann  bei  sofortiger  Tilgung  des  Emissionsdisagios  aus 
Disagioreserve,  wie  sie  in  unserem  Beispiele  vorliegt,  auch  ein  Disagiokonto  übersprungen 
und  gleich  gebucht  werden: 

Pfaudbriefemissionskonto 

An  Pfandbriefbestandkonto  .    .     1000000  |  Per  Kassakonto 900000 

I  Per  Disagioreservekonto    .     .    .     100000. 
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Wir  finden  in  den  Bücliern  der  Gesellschaft  das  Konto: 

Baureserve 

Haben 
I  Per  Bilanzkonto  Ende  1902  600000 
Das  neue  Gebäude  kostet  400  000.   Kassakonto  gibt  400  000  aus.    400000 
werden  ilira  gutgeschrieben,   das  Baureservekonto  in  gleicher  Höhe   be- 
lastet.    Die  Buchung  lautet  also: 

Baureservekonto 
An  Kassakonto  ....     400000  i  Per  Bilanzkonto  1902     .     600000. 
An  Bilanzkonto  Ende  1903    200  000  | 

Die  Baureserve  erscheint  somit  in  der  Schlußbüanz  1903  nur  mit 
200  000.     Vor  Abschluß  der  B.  ist  sie  teilweise  verwendet.^)*) 

b)  Auf  der  anderen  Seite  die  Verwendung  des  Dividendenreserve- 
fonds. Die  B.  einer  A.  ergibt  als  bilanzmäßigen  Reingewinn  100  000, 
das  Aktienkapital  beträgt  250  000.  Demnach  läßt  sich  nur  eine  Dividende 
von  4  Prozent  verteilen.  Aus  dem  Dividendenergänzungsfonds,  der  200000 
beträgt,  soll  die  Dividende  auf  5  Prozent  erhöht  werden.  Also  sind 
25000  aus  ihm  zu  entnehmen. 

Hier  darf  nicht  gebucht  werden: 

Bilanzkonto  1903 

Aktiva 2  800  000     Grundkapital    ....  2500000 

Dividendenreserve     .     .  175  000 

Reingewinn      ....  125000 


sondern  zu  buchen  ist: 

Bilanzkonto  1903 
Aktiva    .     .     .     .     .     .     2  800  000     Grundkapital    ....     2500000 

I  Dividendenreserve     .     .       200  000 
I  Reingewinn      ....       100  000 

Denn  der  Dividendenreservefonds  hat  als  Zweck,  den  aus  der  B.  sich 
ergebenden  Reingewinn  zur  Ermöglichung  einer  Dividendenaufbesserung 
zu  erhöhen ;  also  setzt  seine  Verwendung  abgeschlossene  Feststellung  des 

*)  Ein  Eintrag  des  Gebäudes  auf  Gebäudekonto  findet  vielleicht  nicht  statt.  Dann 
tritt  an  die  Stelle  der  offenen  Reserve  von  600000  eine  stille  von  400000  und  eine 
offene  von  200  000. 

')  Wird  der  Erweiterungsbau  aus  laufenden  Mitteln  gedeckt  und  soll  das  Gebäude 
nicht  als  stille  Reserve  dienen,  so  wird  die  Kassa  zu  Lasten  des  Gebäudekontos  erkannt : 

Gebäudekonto 

Soll  Haben 

An  Kassakonto 400000  |  Per  Bilanzkonto  1903    ....    400000. 

Im  Bilanzkonto  heißt  es : 
Aktiva 

An  Gebäudekouto 400000  ! 

Das  Vermfigen  hat  sich  nicht  verringert.  An  die  Stelle  des  Aktivums  „Kassakonto  400000" 
ist  das  Aktivnm  „Gebäudertn^o^ekonto  400000"  getreten.  Die  Baureserve  blieb  unverändert. 
Statt  4001)00  Betriebskapital  liegt  400000  Aulagekapital  vor.  Das  Betriebskapital  ist 
um  400  000  geschwächt,  das  Anlagekapital  um  400000  erhöht.  —  Soll  der  Erweiterungs- 
bau in  der  B.  nicht  erscheinen,  also  stille  Reserve  bilden,  so  liegt  die  Sache  anders. 
Dann  lautet  die  Buchung  Kassakonto  au  Verlustkonto.  Hi-er  wird  der  Buchwert  des 
Aktivvermögens  somit  um  400  000  herabgesetzt. 
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Betrages  des  Reingewinns  voraus.    Seine  Bestimmung  ist,  die  festgestellte, 
nicht  die  festzustellende  Reingewinnsumme  nach  oben  zu  ändern.^) 

C.  Zum  Schlul.^  sei  noch  der  Unterschied  der  Wirkung  betont,  welche 
die  eine  und  die  andere  Buchung  der  Verwendung  auf  den  Bilanz-  und 
Gewinn-  und  Verlustrechnungssaldo  ausübt. 

1 .  a)  Erfolgt  die  Verwendung  vor  Bilanzabschluß  und  wird  sie  dem- 
gemäß in  der  B.  gebucht,  so  erscheint  im  Bilanzsaldo  als  bilanzmäßiger 
Reingewinn  ein  höherer,  als  bilanzmäßiger  Verlust  ein  niedrigerer  Betrag. 
Denn  die  Verwendung  des  Reservefonds  vor  Bilanzabschluß  bringt  mit 
sich,  daß  der  Reservefonds  in  der  B.  entweder  völlig  fehlt  oder  wenigstens 
in  geringerer  Höhe  auftritt.  Demgemäß  ist  die  Passivsumme  geringer 
und  dies  hat  zur  Folge,  daß,  falls  die  Aktiven  überwiegen,  der  Aktiven- 
überschuß größer,  falls  die  Passiven  überwiegen,  der  Passivenüberschuß 
geringer  ist. 

b)  Verwendung  des  Reservefonds  nach  Bilanzabschluß  hat  die  ent- 
gegengesetzte Wirkung:  Verminderung  des  bilanzmäßigen  Reingewinns, 
Erhöhung  des  bilanzmäßigen  Reinverlustes.  Denn  wird  der  Reservefonds 
erst  nach  Rechnungsabschluß  verwendet,  so  ist  er  in  der  B.  noch  in  seiner 
vollen  Höhe  anzugeben.  Demgemäß  sind  mehr  Passiva  abzuziehen  und 
bleibt  demgemäß  bei  Überwiegen  der  Aktiven  ein  kleinerer  Gewinn-,  bei 
Überwiegen  der  Passiven  ein  größerer  Verlustsaldo. 

2.  Die  handeis-  und  steuerrechtlichen  Wirkungen,  die  sich  an  diesen 
Unterschied  knüpfen,  sind  in  anderem  Zusammenhange  zu  berühren. 

IV.  A.  Eine  zum  Teil  abweichende  Ansicht  über  das  verwendungs- 
berechtigte Gesellschaftsorgan  hat  Simon.  Während  wir  sagen :  der  Vor- 
stand ist  zur  Verwendung  aller  derjenigen  Reservefonds  zuständig,  welche 
die  Abänderung  der  Bilanzabschlußziifer  nicht  zu  ihrem  ausschließlichen 
oder  zu  einem  ihrer  Zwecke  haben,  unterscheidet /S'/zwo«  ^)  zwischen  Reserve- 
fonds, die  zur  Deckung  gewisser  Ausgaben  (z.  B.  Baureserve,  Arbeiter- 
unterstützungsfonds), und  solchen,  die  zur  Deckung  von  Verlusten  be- 
stimmt sind.  Die  ersteren  dürfen  schon  vor  Abschluß  der  Jahresrech- 
nung belastet,  daher  in  der  Abschlußbilanz  als  bereits  gemindert  vor- 
getragen oder  bei  völliger  Aufbrauchung  durch  den  Verwendungszweck 
überhaupt  weggelassen  werden.  Verwendung  der  letzteren  soll  dagegen 
erst  nach  Bilanzabschluß  zulässig  und  daher  der  Generalversammlung^) 
vorbehalten  sein, 

1.  In  unserem  oben  gegebenen  Beispiele  über  Verwendung  der  Disagio- 
reserve  bei  Hypothekenbanken  wäre  also,  wenn  wir  annehmen,  daß  das 
Grundkapital  1  200  000,  die  bisherigen  Aktiva  1  550  000  ausmachen,  1  Million 
Pfandbriefe  mit  10  Prozent  Disagio  ausgegeben  werden  und  eine  Disagio- 
reserve  in  der  Höhe  von  150  000  vorhanden  ist,  zu  buchen: 

Bilanzkonto  1903 
Bisherige  Aktiva       .     .     1550000     Grundkapital  ....     1200000 

Pfandbriefschuld       .     .     1000  000 


Einnahme  aus  der  Pfand- 
briefemission    .     .     .       900  000 


Disagioreserve     .     .     .       150  000 
Reingewinn     ....       100000 


2450  000 


2450000 


')  Der  Aktionär  hat  keinen  Anspruch,  daß  die  Dividendenreserve  verwendet  wird; 
nur,  soweit  Reingewinn  vorliegt,  hat  er  Anspruch ;  er  hat  nur  einen  Gewinnverteilungs-, 
aber  keinen  Reservenverteilungsauspruch. 

')  S.  267  f.    Hiezu  auch  Fischer,  Buchführung  S.  109,  112. 

»)  S.  268. 
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und  dieser  Reiügewinnsaldo  100  000  würde  erst  durch  Dotierung  aus  der 
bisher  unverändert  gebliebenen  Disagioreserve  auf  200000  zu  steigern  sein, 
letztere  somit  erst  in  der  Anfiingsbilanz  des  nächsten  Jahres  (1904)  mit 
dem  Betrage  50000  erscheinen. 

2.  Nach  unserer  Anschauung  ist  dagegen  zu  buchen: 
Bilanzkonto  1903 
Bisherige  Aktiva       .     .     1550  000  j  Grundkapital  ....     1200000 
Kassakontozuwadis  .     .       900  000  |  Pfandbriefschuld       .     .     1000000 

Disagioreserve     .     .     .         50000 
Eeingewinn     ....       200000 


2  450000 


2450000. 


3.  Nehmen  wir  an,  die  Bank  erzielte  nur  50  000  Mk.  Betriebsgewinn, 
so  ergibt  sich  bei  Sinwnscher  Buchungsweise  für  die  Abschlußbilanz  1903 
50  000  Verlust: 


Bisherige  Aktiva  .  .  1400000 
Kassakontozuwachs  .  .  900000 
Verlust 50  000 


Grundkapital  ....  1200000 
Pfandbriefschuld  .  .  1000  000 
Disagioreserve     .     .     .       150000 


2350  000  j  2  350  000, 

während  bei  unserem  Verfahren  das  Bilanzkonto  Ende  1903  mit  50000  Ge- 
winn abschließt;  denn  es  lautet: 

Aktiva 2300000     Grundkapital  ....  1200000 

Pfandbriefschuld  .  .  1000  000 
Disagioreserve  .  .  .  50000 
ReingeAvinn     ....         50000. 

B.  Die  Meinung  Simons  erklärt  sich  aus  der,  was  den  Gewinnbegriif 
angeht,  unzutreffenden  Auslegung,  die  Simon  dem  Ausdrucke  Gewinn  und 
Verlust  in  HGB.  §  261  Ziff.  6  gibt. 

1.  HGB.  §  261  Ziff.  6  spricht  davon,  daß  in  der  B.  ziffernmäßig  an- 
zugeben ist  „der  aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und  sämtlicher 
Passiva  sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust".  Simon  faßt  dies  dahin 
auf,  daß  die  Gewinn-  und  Verlustziffer  aus  einer  Vergleichung  der  Summe 
aller  im  Laufe  des  Jahres  gemachten  Gewinne  und  der  Summe  aller  im 
Laufe  des  Jahres  erlittenen  Verluste  zu  bilden  sei.  Sonst  könnte  Simon 
über  die  Einstellung  von  Verlustziffern  in  die  B.  nicht  sagen:  ,,Ein  im 
Laufe  des  Jahres  erlittener  Verlust  muß  zum  Jahresende  durch  diejenige 
Ziffer  des  Gewinnes  bzw.  Verlustes  zum  Ausdruck  gelangen,  welche  sich 
in  der  B.  findet"^)  und  daran  die  Bemerkung  knüpfen:  ,, Würde  als,o  ein 
Verlust  ohne  weiteres  dem  Reservefonds  entnommen,  so  käme  der  wahre 
Jahresgewinn  bzw.  Jahresverlust  in  der  B.  nicht  zur  Erscheinung."  In 
unserem  Beispiel  fände  der  Verlust  aus  dem  Emissionsagio  in  der  Höhe 
von  100  000  Mk.  in  der  B.  keinen  Ausdruck,  wenn  200  000  bzw.  50000 
Reingewinnsaldo  gebucht  würden,  dagegen  wohl,  wenn  das  Bilanzkonto 
nur  mit  100  000  Gewinn  bzw.  mit  50  000  Verlust  abgeschlossen  würde. 
Der  weitere  Schluß  ergibt  sich  dann  von  selbst:  Weil  jeder  während  des 
Jahres  eintretende  Verlust  in  der  Abschlußziffer  Ausdruck  zu  finden  hat, 
handelt  es  sich  bei  jeder  Verlustdeckung  um  Abänderung  der  Bilanz- 
abschlußziffer,   Daher  steht  die  Verwendung  der  Generalversammlung  als 

')  S  268. 
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dem  Gesellschaftsorgane  zu,  welchem   die  Bilauzgenehmigung  und  damit 
Gewinn-  und  Verlustverteilung  ^)  vorbehalten  ist. 

2.  Es  würde  zu  weit  führen,  wollten  wir  der  Auslegung  des  Aus- 
druckes Verlust  in  HGB.  §  261  Ziff.  6  entgegentreten,  welche  Simon  für  die 
richtige  hält,  Sie  erklärt  sich  wesentlich  aus  der  Auffassung  des  bilanz- 
rechtlichen Gewinnbegritts,der/S7mon  huldigt.  Sie  ist  ein  Analogieschluß  aus 
ihr.  Wir  beschränken  uns  darauf,  aus  dem  Spezialrechte  nachzuweisen,  daß 
die  Auffassung,  als  dürften  alle  Verluste  erst  nach  Abschluß  der  Jahres- 
rechnuug  gedeckt  werden,  nicht  zutrifft.  Die  deutsche  Hypothekenbank- 
gesetzgebung  bestätigt  unmittelbar  die  rechtliche  Zulässigkeit  der  Tilgung 
von  Verlusten  vor  Rechnungsabschluß  und  direkt,  wie  indirekt  im  Wege 
des  Analogieschlusses,  die  rechtliche  Zulässigkeit  der  Verwendung  von 
Reserven  zur  Deckung  nicht  bilanzmäßiger  Verluste  vor  Abschluß  der 
Jahresbilanz.^) 

a)  Wie  wiederholt  ^)  erwähnt,  mündet  das  Pfandbrief eA?izsszo/jsdisagio 
auf  die  Verlustseite  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  aus  und  stellt  inso- 
fern rechnungsmäßig  einen  Verlustposten  dar.  Trotzdem  kann  dieser  Ver- 
lust schon  vor  Bilanzabschluß  getilgt  werden;  zum  Teil  macht  das  G. 
diese  Tilgung  vor  Bilanzabschluß  sogar  zur  Pflicht. 

«)  Zunächst  sagt  HypBG.  §  25  nur:  das  Emissionsdisagio  darf  in 
die  B.  als  Aktivum  aufgenommen  werden;  es  läßt  also  zu,  daß  es  vor 
Bilanzabschluß  getilgt  wird. 

ß)  Geschieht  letzteres  nicht,  sondern  will  die  Bank  von  der  Ein- 
stellungsermächtigung Gebrauch  machen,  so  ist  unstatthaft,  das  ganze 
Disagio  in  die  B.  einzustellen.    Ein  Teil  ist  vor  Bilanzabschluß  zu  tilgen: 

««)  Erstens  dürfen  höchstens  vier  Fünftel  des  Disagiobetrages  als 
Aktivum  in  die  B.  aufgenommen  werden. 

ßß)  Zweitens  ist  von  diesen  vier  Fünfteln  noch  der  Gewinn  abzu- 
ziehen, den  die  Bank  durch  Rückkauf  von  Pfandbriefen  unter  pari  macht ; 
d.  h.  der  Rückkaufsdisagiogewinn  ist  zur  Tilgung  des  Emissionsdisagios 
vor  Bilanzabschluß  zu  verwenden. 

y)  Endlich  verlangt  das  G.  in  §  28  Abs.  3  nur,  daß  das  Emissions- 
disagio in  dem  Geschäftsbericht  oder  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
angegeben  werde.  Wird  der  Disagiob^trag  in  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung angegeben,  so  findet  er  auch  in  der  Gewinn-  bzw.  Verlustziffer 
der  B.  als  Element  derselben  Ausdruck.  Anders  dagegen,  wenn  seine 
Angabe  lediglich  im  Geschäftsberichte  erfolgt.  Dieser  bildet  keinen  Be- 
standteil der  AbSchlußrechnung.  Und  das  G.  stellt  sogar  Angabe  im  Ge- 
schäftsbericht voraus:  ,,in  dem  Geschäftsbericht  oder  in  der  Gewinn-  und 
Verlustrechnung."  Also  kann  nicht  notwendig  sein,  daß  der  Verlust  aus 
Ausgabe  unter  pari  in  der  Bilanzschlußziffer  mit  inbegriffen  ist. 

b)  a)  Der  Emissionsdisagioverlust  kann  nach  alledem  vor  Bilanz- 
abschluß getilgt  werden.  Ist  dies  zulässig,  dann  vermag  es  mangels  be- 
sonderer Einschränkung  auf  jedmögliche  Weise  zu  geschehen,  somit  auch 
zu  Lasten  eines  vorhandenen  Disagioreservefonds.  Demgemäß  ist  Ver- 
wendung dieses  Fonds  zur  Verlusttilgung  schon  vor  Rechnungsabschluß 
erlaubt  im  Einklang  mit  unserer  Behauptung,  daß  lediglich  die  Verwen- 
dung solcher  Reservefonds,  die  ausschließlich  oder  mit  zur  Deckung  nur 

M  Siyyion  241  mit  268. 

»)  §  64  III  B  und  §  77  ni  B. 

»)  S.  oben  §  65  III  A. 
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bilanzmäßiger  Verluste  dienen,  erst  nach  Abschluß  der  Jahresrechnung 
erfolgen  darf. 

f)^  Zum  anderen  bemerkt  HypBG.  §  26 :  das  Pfandbriefemission sagio 
darf  zur  Tilgung  eines  als  Aktivum  in  die  B.  aufgenommenen  Pfandbrief- 
emissionsdisagios  Jederzeit  verwendet  werden.  Ausgesprochen  w^ollte  da- 
mit lediglich  sein:  zu  diesem  Zwecke  darf  das  Agio  nicht  bloß,  wenn 
kein  Emissionsdisagioposten  in  der  B.  als  Aktivum  steht,  sondern  auch, 
wenn  dies  der  Fall  ist,  verwendet  werden,  und  zwar  ganz,  nicht  nur 
zu  einem  Bruchteil.  Aber  ausgesprochen  ist  damit  weiter,  daß  diese 
Verwendung  nicht  bloß  nach,  sondern  auch  vor  Abschluß  der  Jahres- 
bilanz erfolgen  darf.  Nun  ist  dies  Agio  allerdings  kein  Reserve-,  sondern 
ein  passives  Antizipationskonto.  Passive  Antizipation  steht  aber  dem 
"Wesen  nach  dem  Reservefondsbegi'iif  so  nahe,  daß  es  kein  zu  weit- 
gehender Analogieschluß  ist,  wenn  man  annimmt,  dasselbe  sei  die  Meinung 
des  Gesetzgebers  audi  für  die  Verwendung  von  Reserven  zur  Verlust- 
deckung, 

V.  A.  Daß  über  gewisse  Reserven  allein  die  Generalversammlung 
verfügen  darf,  ergab  sich  nur  durch  Analogie.  Also  kann  das  Statut 
anderes  vorsehen,  die  Generalversammlung  an  die  Zustimmung  anderer 
Organe  binden  oder  ihnen  die  Verfügung  allein  übertragen.  Die  Ver- 
mutung spricht  für  Statutenfreiheit. 

B.  Ebenso  ist  natürlich  möglich,  daß  die  Verwendung  von  Reserve- 
fonds, die  in  laufender  Rechnung  verwendet  w^erden  dürfen,  statutarisch 
dem  Vorstand  entzogen  und  Aufsichtsrat  oder  Generalversammlung  über- 
tragen wird.  So  kann  z,  B.  die  Verwendung  eines  Beamten-  und  Arbeiter- 
unterstützungsfonds dem  Aufsichtsrat  odei'  der  Generalversammlung  vor- 
behalten sein.^) 

YL.  A.  Die  Reservefonds  mit  einem  gesetzlich  bestimmten  Zweck  ^) 
7nüssen  bald  hiezu  verwendet  werden,  bald  können  sie  es. 

1.  Das  erstere  gilt  ausnahmslos  für  die  Au  sg  ab  er  eservefonäs  (Prä- 
mienreservefonds). VAG.  §  61  Abs.  1  setzt  als  selbstverständHch  voraus,  daß 
mit  Beendigung  eines  Versicherungsverhältnisses  der  dafür  ausgesetzte  Be- 
trag im  aktiven  (angelegten)  Reservefonds  und  in  der  passiven  Prämien- 
reserve abgesetzt  wird. 

2.  Die  y^r/Ms^reservefonds  unterstehen  teils  dem  einen,  teils  dem 
anderen  Rechte, 

a)  GenossG.  §  7  und  VAG,  §  37  bezeichnen  den  obligatorischen 
Reservefonds  als  einen  Fonds,  der  ,,zur  Deckung  (von  Verlust)  zu  dienen 
hat''.     ,,Zu  dienen  hat",  ist  etw'as  anderes  als  ,, dienen  soll". 

b)  Dagegen  spricht  HGB,  §  262  nur  von  einem  „zur  Deckung-  eines 
aus  der  B,  sich  ergebenden  Verlustes"  zu  bildenden  Reservefonds.  Dies 
kann  auch  nur  bedeuten :  „ein  zur  Deckung  solchen  Verlustes  bestimmter 
Reservefonds".  In  der  Tat  gebraucht  diesen  Ausdruck  für  den  Reserve- 
fonds des  §  262  das  HypBG.,  indem  es  in  g  7  (mit  §  1)  von  ;,dem  aus- 
schließhch  zur  Deckung  einer  Unterbilanz  bestimmten  Reservefonds"  spricht. 
Hierdurch  ist  ausgedrückt,  daß  ,, Reservefonds  zur  Deckung  bilanzmäßigen 


*)  Das  Statut  der  Allg.  Elektrizitätsgesellschaft  bestimmt:  Alle  über  das  Maß 
der  gesetzlichen  Verpflichtung  (HGB.  §§  261,  262)  hinaus  gelegten  Reserven  unterliegen 
hinsichtlich  ihrer  Verwendung  und  Verteilung  den  Beschlüssen  der  Generalversammlung, 
Gemeint  sind  dabei  nur  offene  Reserven. 

*)  S.  oben  §  76. 
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Verlustes"  in  HGB.  §  262  lediglich  bedeutet:  Reservefonds,  der  zu  keinem 
anderen  Zwecke  verwendet  werden  darf.^) 

B.  Wird  in  einen  Reservefonds  mit  gesetzlich  bestimmten  Zweck 
anderes  eingelegt,  als  in  ihn  eingelegt  werden  muß,  so  darf  er  insoweit 
in  einen  Fonds  mit  anderem  Zwecke  umgewandelt  oder  ganz  aufgelöst 
werden.     Die  Vermutung  spricht  für  Gesellschaftsfreiheit.^) 

VII.  Es  kann  vorkommen,  daß  eine  gesetzliche  oder  statutarisch  nur 
zur  Deckung  bestimmter  Zwecke  (z.  B.  bilanzmäßiger  Verluste)  gewidmete 
Reserve  zu  anderen  Zwecken  verwendet  oder  in  eine  Reserve  für  andere 
Zwecke  umgewandelt  wird.  Die  Generalversammlung  hält  z.  B.  in  gutem 
Glauben  gewisse  Forderungen  für  verloren;  es  ergibt  sich  dadurch  ein 
bilanzmäßiger  Verlust  von  5Mill.  Mk.;  der  gesetzliche  Reservefonds  in 
dieser  Höhe  wird  zur  Deckung  verwendet ;  es  stellt  sich  bald  heraus,  daß 
die  Posten  nicht  verloren,  sondern  ihr  Verlust  nur  möglich  war.  Dann 
hatte  man  aus  dem  einen  Reservefonds  einen  anderen,  eine  Delkredere- 
reserve gemacht.  Die  Gesetzes-  oder  Statuten  Verletzung  ist  trotzdem  ge- 
heilt, wenn  die  Anfechtung  aus  HGB.  §  271  unterblieb. 

VIII.  Verwendung  stiller  Reserven.  Bisher  war  nur  von  der  Ver- 
wendung offener  Reserven  die  Rede.  Anderes  gilt  nach  ihrem  Wesen  für 
die  Verwendung  der  stillen.  Von  einer  solchen  kann  nur  wirfschafflichj 
nicht  buchführungstechnisch  die  Rede  sein. 

A.  1,  Buchmäßig  existiert  die  stille  Rücklage  gar  nicht.^)  Daher 
ist  ihre  Verwendung  buchtechnisch  nicht  erst  bei  ihrer  Verwandlung  in 
eine  offene  Reserve  und  Verwendung  dieser  erfüllt,  sondern  stille  Reserve  ist 
schon  verwendet,  wenn  sie  in  ein  offenes,  buchmäßiges  Vermögen  verwandelt 
und  dieses  irgendwie  zu  Ausgaben-  oder  Verlustdeckung  verwendet  wird. 

2.  Die  stille  Reserve  entsteht  durch  Abschreiben  und  Nichtanschreiben 
von  Aktiven  und  Zuvielanschreiben  von  Passiven,  also  durch  Belastung  des 
Verlustkontos ;  ihre  Bildung  ist  buchführungstechnisch  Verlust.  Demgemäß 
kann  die  stille  Reserve,  wenn  sie  wieder  in  den  Büchern  sichtbar,  ein 
offenes  Vermögen  werden  soll,  nur  über  Gewinnkonto  in  die  Bücher  zurück- 
geführt werden;  als  Gewinn,  der  dann  zu  irgendetwas  verwendet  wird, 
tritt  sie  wieder  in  die  bücherliche  Erscheinung.  Die  Buchung  ist  dieselbe, 
wie  bei  geschenkten,  gefundenen,  gewonnenen  Sachen,  und  entgegengesetzt 
der  Buchung  der  stillen  Reserve  bei  ihrer  Bildung.  Eine  Maschine  ist 
für  100  000  gekauft ;  erkannt  wird  also  für  die  Summe  das  Kassenkonto, 
aber,  statt  Maschinenkonto  mit  der  gleichen  Summe  zu  belasten,  wird  vom 
Kassenkonto  auf  Geschäftsunkosten-  und  damit  auf  Verlustkonto  über- 
wiesen, die  stille  Reserve  ist  damit  geschaffen.  Und  nun  soll  sie  ver- 
wendet werden.  Zu  dem  Zwecke  ist  sie  in  den  Büchern  sichtbar  zu  machen. 
Es  geschieht  durch  Erkennen  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  und  Belasten 
des  Maschinenkontos,     Als  Bilanzelemente  treten  sich  gegenüber : 

Maschinenkonto       .     .     ,     100000  i  Gewinnkonto      ....     100000 

und  diese  100  000  werden  nun  verwendet:  zur  Minderung  des  Verlust- 
kontos, zur  Aufbesserung  der  Aktionärdividende,  zur  Bildung  einer  offenen 
Reserve  usw.  Es  erhellt:  mit  Sichtbarmachung  des  Vermögenswertes  in 
den  Büchern  ist  nicht  nur  der  stille,  sondern  auch  der  Reservencharakter, 
die  Zurückhaltung  von  Verteilung  und  Verwendung  zu  laufenden  Bedürf- 

^)  A.  M.  die  herrschende  Lehre  (s.  Staub  262  *j. 

*)  Lit.  bei  Zimmermann  §  40. 

')  S.  oben  §  75  V.     Hiezu  Fischer,  Buchführung  S.  112. 
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iiissen  verschwunden.  In  dnu  Verstecktsein  allein  lag  der  Reserven- 
charakter. Er  war  eine  Wiikung  des  Verstecktseins;  daher  endigt  er 
von  selbst  mit  diesem.  Nicht  verwandelt  sich  die  stille  Reserve  dadurch 
in  eine  offene.  Buchtechnisch  ist  die  Verwendung  stiller  Reserven  nur 
Reservenauflösung,  die  Verwendung  nicht  reservierten,  sondern  freien 
Vermögens. 

3.  Die  Verwendung  vollzieht  sich  naturgemäß  anders,  wenn  die 
Reserve  in  Aktiven  oder  in  Passiven  versteckt  war.  2  Mill.  Gewinn  werden 
in  Reserve  gelegt,  1  Mill.  so,  daß  die  damit  eingegangene  Konsortial- 
beteiligung  (1  Mill.  Konsortialeifekten)  gar  nicht  gebucht  wird,  die  andere 
dadurch,  daß  die  Bankschuld  als  um  1  Mill.  höher  fingiert  wird.  2  Mill. 
werden  verloren ;  die  Verwendung  der  einen  Million  tritt  in  der  B.  durch 
Erhöhen  der  AktiA'a,  die  der  zweiten  durch  Verminderung  der  Passiva  hervor. 

Setzen  wir,  die  .neue  B.  laute : 

Verschiedene    Aktiva  j  Verschiedene    Passiva 
(Anlagen  usw.)  .     .      30  000000         (Grundkapital,     Re- 
Debitoren    ....       15000000         servefonds)     .     .     .     29000000 
Verlustsaldo      .     .     .         2  000  000     Kreditoren     .     .     .     .      15000000 
i  Bankschuld    ....        3000000 

Wir  buchen  zunächst: 

Verschiedene  Aktiva  .     .  30  Mill.  Verschiedene  Passiva  .     .  29  Mill. 

Debitoren lo    ,,        Kreditoren 15     ,, 

Effekten 1     ,,        Reserve 1     „ 

Verlust 1     ,,     !  Bankschuld 2     ,, 

Und  nun  lösen  wir  die  offene  Reserve  auf,  so  lautet  die  B.: 

Verschiedene  Aktiva  ....     30  1  Verschiedene  Passiva     ...     29 

Debitoren 15  '  Kreditoren 15 

Effekten 1  j  Bankschuld 2 

B,  Wer  ist  zur  Auflösung  und  damit  wirtschaftlichen  Verwendung 
stiller  Reser\'en  befugt?  Die  Generalversammlung;  doch  kann  sie  nach 
Statut  an  Beschlüsse  des  Aufsichtsrates  oder  Vorstandes  darüber  gebunden 
sein.  Die  inneren  Rücklagen  werden  aufgelöst  durch  Höherbewerten  von 
Aktiven  und  Xiedrigerbewerten  von  Passiven.  Beides  betätigt  in  ent- 
scheidender Weise  die  Generalversammlung  in  der  Bilanzfeststellung ;  die 
B.  ist  ^Vermögensbewertung  in  gedrängter  Form. 

C.  Hieraus  folgt  wieder:  die  Auflösung  der  stillen  Reserven  erfolgt 
schon  vor  Bilanzabscliluß,  ///  der  Ä7r//?rfeststellung  und  demgemäß  kann 
vorher  auch  schon  ihre  V^erwendung  geschehen,  sofern  nicht  die  Art  der 
Verwendung^)  die  Vornahme  erst  nach  Bilanzabschluß  gestattet. 

1.  Angenommen  z.  B.,  es  würde  ohne  Auflassung  der  stillen  Reserven 
die  B.  mit  Verlustsaldo  abschließen.  Werden  stille  Reserv^en  aufgelöst, 
also  das  Gewinnkonto  hierfür  erkannt,  so  erhält  das  Verlustkonto  dadurch 
Gegengewicht  und  Verlustsaldo  wird  vermieden.  Das  Geschäftsjahr  schließt 
mit  200  000  Betriebsverlust.    Gewinn-  und  Verlustkonto  würden  lauten: 


')  Z.  B  Verteilung  als  Dividende  an  die  Aktionäre. 
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Verlust 
Betriebsverlust  ....     200000  | 

Eine  stille  Reserve  wird  aufgelöst,  ein  nichtbewertetes  Haus  bewertet ;  es 
ist  210000  wert.     Die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  lautet: 

Betriebsverlust  ....     200000 
Gewinnsaldo       ....       10000 


Per  Gebäudekonto  .     .     .     210000 


2.  Anders  dagegen,  wenn  eine  offene  Reserve  daraus  gebildet  werden 
soll.  Dann  handelt  es  sich  ura  einen  erst  das  Stadium  der  Gewinnver- 
teilung betreffenden  Beschluß.  Demgemäß  kann  dieser  erst  nach  der 
Bilanzfeststellung  ausgeführt  werden. 

D.  Unzutreffend  wäre,  von  einer  Verwendung  stiller  Reserven  ohne 
Auflösung,  d.  h.  ohne  Sichtbarmachung  in  den  Büchern  in  dem  Falle  zu 
sprechen,  wo  die  stille  Reserve  dadurch  ihr  Ende  erreicht,  daß  an  dem 
unterbewerteten  oder  in  Form  der  stillen  Reserve  gar  nicht  bewerteten 
Gegenstand  später  eine  der  Höhe  der  stillen  Reserve  gleichkommende  Ent- 
wertung eintritt.  Die  stille  Reserve  gewährt  hier  den  Vorteil,  daß  der 
Verlust  und  sein  Ausgleich  in  der  B.  nicht  sichtbar  wird,  also  stiller  Ver- 
lust und  stiller  Verlustausgleich  vorliegen.  Allein  dieser  Ausgleich  des 
Verlustes  durch  die  stille  Reserve  tritt  von  selbst  ein.  Durch  die  Ent- 
wertung des  Gegenstandes  verliert  die  stille  Reserve  von  selbst  ihre 
Existenz.  Sie  erlischt  nicht  durch  Verwendung,  sondern  durch  selbständigen 
Untergang. ') 

IX.  A.  Auf  dauernde  Sicherheit  hinarbeitende  Unternehmungen  decken 
Verluste  und  Ausgaben  soviel  wie  möglich  aus  laufenden  Mitteln  (Roh- 
ertrag), nicht  aus  Reserven.  Z.  B.  wiegen  im  Jahre  1907  möglicher  Kurs- 
rückgänge sind  1906  innere  Reserven  gebildet.  Die  Verluste  traten  1907 
ein.  Nun  besteht  die  Möglichkeit,  die  Kursverlustreserve  zu  kürzen,  um 
die  bisherige  Dividende  zu  zahlen,  oder  die  Dividende  dem  Rückgang  ent- 
sprechend zu  kürzen  und  die  Reserven  weiter  zu  führen. 

B.  Aber  es  gibt  auch  Unternehmungen,  die  lieber  Reserven  ver- 
wenden. Das  sind  die,  die  hohen  Betriebsgewinn  aufzeigen  wollen.  Sie 
brauchen  z.  B.  den  Reparatur-  und  Kesselerneuerungsfonds  und  den  Selbst- 
versicherungsfonds immer  auf  und  ergänzen  sie  aus  dem  dann  um  so 
höheren  Betriebsgewiuu.  Die  anderen  greifen  die  Reserven  nur  in  schlechten 
Jahren  an  und  haben  so  für  die  Regel  hohe  Betriebsausgaben  und  niedrigeren 
Bilanzgewinn. 

C.  Ein  Mittelding  ist:  Verluste  und  Ausgaben  teils  aus  dem  Roh- 
gewinn,  teils  aus  Rückstellungen  zu  decken. 

G.  Auflösung  und  Umwandlung  der  Reserven. 

§  80. 

I.  Etwas  anderes  als  Verwendung  ist  Auflösung  des  Reservefonds. 
Die  Verwendung  von  Reservefonds  kann  anderen  Gesellschaftsorganen 
zustehen,  als  der  Generalversammlung,  nicht  aber  die  Auflösung. 

A.  Auflösung  liegt  nicht  vor,  wenn  der  Reservefonds  durch  Ver- 
wendung für  seinen  Zweck  erschöpft  wird.     Hier  ist  das  Verschwinden 

')  Eine  Fabrik  hat  in  guten  Zeiten  an  Maschinen  zu  viel  abgeschrieben ;  nun  be- 
schränkt sie  sich  in  schlechten  auf  ö^/o  Abschreibung;,  d.  h.  sie  verwendet  die  stille 
Reserve  zur  Abschreibung. 
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des  Fonds  Folge  des  Aufbraucliens  für  seinen  Zweck.  Auflösung  ist 
eine  Aufhebung  des  Fonds,  die  nicht  in  Verwendung  zu  seinem  Zwecke 
besteht.') 

B.  Das  AA'esen  der  Reservefondseigenschaft  ist  Ausschluß  einer  be- 
stimmten Summe  von  Vermögenswerten  von  der  Verteilung  unter  die 
Gesellschafter,  solange  die  Gesellschaft  existiert,  und  von  der  Verwendung 
für  laufende  Bedürfnisse.  Somit  besteht  die  Auflösung  in  Aufhebung 
dieser  Unverteilbarkeit  und  Unverwendbarkeit. 

C.  Auflösung  ist  selbstverständlich  nur  angängig  bei  freiwilligen, 
nicht  bei  gesetzlichen  Reservefonds.  Was  das  G,  zwingend  vorschreibt, 
kann  der  Gesellschaftswille  nicht  beseitigen. 

D.  Zur  Auflösung  freiwilliger  Reserven  ist  im  Zweifel  nur  die  Ge- 
neralversammlung zuständig.^)  Zwei  Erwägungen  sind  hierfür  maßgebend: 

1.  Der  Rechtssatz,  daß  die  Generalversammlung  über  Gewinn- 
verteilung und  damit  auch  über  Ausschluß  von  der  Gewinnverteilung  ent- 
scheidet, wäre  wirkungslos,  wenn  zwar  nur  die  Generalversammlung  Aus- 
schluß des  Reingewinns  von  der  Verteilung  beschließen,  aber  ein  anderes 
Organ  die  Aufhebung  dieses  Beschlusses  herbeiführen  könnte.  Liegt  die 
Entscheidung  über  Verteilung  und  Nichtverteilung  in  der  Hand  der  Ge- 
neralversammlung, dann  ist  anzunehmen,  daß  ihr  auch  der  Beschluß  über 
Nichtverteüung  und  Aufhebung  der  Nichtverteilung  zukommt. 

2.  Ausschluß  des  Reingewinns  von  der  Verteilung  kann  laut  HGB, 
§  213^)  lediglich  „nach  G.  oder  Gesellschafts  vertrag"  erfolgen.  Die  General- 
versammlung hat  also  nicht  einmal  schlechthin  die  Befugnis  hierzu.  Um 
so  weniger  kann  der  Vorstand  ki^aft  seiner  Geschäftsführungsbefugnis  be- 
rechtigt sein,  einen  Ausscliluß  von  der  Verteilung  aufzuheben.*) 

E.  Der  Generalversammlungsbeschluß  muß  die  besonderen  Bedin- 
gungen der  Statutenänderung  erfüllen,  wenn  der  aufzuhebende  Fonds  durch 
Statut  angeordnet  ist.  Dagegen  genügt  zur  Aufhebung  ein  einfacher 
Generalversammlungsbeschluß,  wenn  der  Reservefonds  statutarisch  ledig- 
lich zugelassen  war. 

F.  Zulässig  ist,  daß  das  Statut  das  Recht  der  Auflösung  dem  Vor- 
stand oder  Aufsichtsrat  überträgt.  Das  G.  verbietet  es  nicht,  also  ist 
es  erlaubt.  Ein  „zur  Verfügung  des  Aufsichtsrates  stehender  Fonds"  ist 
ein  Fonds,  dessen  Verwendung,  Auflösung  und  Umwandlung  der  Auf- 
sichtsrat bestimmt. 

11.  Die  Wirkung  der  Auflösung  ist  nur,  daß  jetzt  mehr  Werte  an  die 
Aktionäre  verteilt  werden  können,  nicht  aber,  daß  sie  verteilt  werden 
müssen.  Der  Anspruch  der  Aktionäre  auf  Verteilung  der  Summe,  die 
ihnen   nach   §  213   zustand,   wurde   durch   den  ebenfalls  auf  §  213  be- 


*)  Bei  einer  Rückversicherungsgesellschaft  haben  zur  Deckung  der  Ansprüche  aus 
dem  San  Franzisko-Erdbeben  Schadenreserve  und  andere  Rücklagen  genügt;  man  mußte 
nicht  auf  „Speziaireserven"  zurückgreifen,  d.  h.  diese  auflösen,  um  Mittel  zu  Schaden- 
zahlungen frei  zu  bekommen.  Eine  Großbank  macht  Reserven  zu  Gewinn  und  nimmt 
daraus  Extraverteilungen  vor,  um  für  den  Eintritt  in  eine  Interessengemeinschaft  Gleich- 
heit der  Vermögenswerte  herbeizuführen. 

*)  §  76. 

•)  Anders  altes  HGB.  Art.  216.  Hier  heißt  es:  „Der  Aktionür  . . .  hat . . .  einen 
Anspruch  auf  den  reinen  Gewinn,  soweit  dieser  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  zur  Ver- 
teilung . . .  bestimmt  ist."   Ausschluß  von  der  Verteilung  bildet  hier  die  gesetzliche  Regel. 

*)  Für  Simon  ergibt  sich  dies  unmittelbar  aus  dem  Begriff  bilanzmäßiger  Rein- 
gewinn (259).  Möglich  ist  dies  nur  bei  der  besonderen  Auffassung  Simons  von  diesem 
Begriffe.     Nach  ihm  gehört  zum  bilanzmäßigen  Reingewinn  auch  jeder  Reservefonds. 
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ruhenden  Beschluß,  die  Summe  von  der  Verteihing  auszuschließen,  ver- 
nichtet. Die  Vernichtung  wird  nicht  von  selbst  durch  Aufhebung  des 
vernichtenden  Beschlusses  beseitigt.  Ob  der  wieder  verteilbare  Gewinn 
auch  wirklich  verteilt  werden  soll,  darüber  befindet  die  Generalversamm- 
lung erst  bei  der  nächsten  Gewinnverteilung,  weil  nur  aus  der  B. 
sich  ergebender  Reingewinn  zur  Verteilung  gelangen  darf.^)  Behält  sie 
sich  dies  nicht  vor  und  gibt  sie  dem  freigewordenen  Vermögen  nicht 
sonst  einen  bestimmten  Verwendungszweck,^)  so  kann  das  freigewordene 
Vermögen  schon  vorher  vom  Vorstand  kraft  seiner  Geschäftsführungs- 
befugnis irgendwelchem  Zwecke  zugeführt  werden.  Es  am  Jahresende 
zur  Gewinnverteilung  zu  verwenden,  setzt  natürlich  voraus,  daß  die  B. 
überhaupt  verteilbaren  Gewinn  ausweist.  Nach  österreichischem  A.-Reg. 
§  53  Abs.  4  ist  Verteilung  eines  aufgelösten  Reservefonds  an  die  Aktionäre 
überdies  nur  statthaft,  wenn  das  Statut  es  zuläßt.  Demgemäß  setzt  also 
diese  Art  der  Verwendung  des  aufgelösten  Fonds  selbst  bei  einem  nicht 
statutarischen  Reservefonds  eine  Statutenänderung  voraus. 

m.  Ein  gesetzlich  bestimmten  Zwecken  zugeeigneter  Reservefonds 
kann  durch  Gesellschaftswillen  nicht  anderen  Zwecken  gewidmet  werden, "^ 
ebensowenig,  wie  ein  Zwangsreservefonds  durch  Gesellschaftsmllen  auf- 
gehoben werden  darf.  Dagegen  können  freiwillige  Reservefonds  unter  Fort- 
erhaltung ihrer  Existenz  als  Reservefonds  andere  Zweckbestimmung  durch 
Gesellschaftswillen  erhalten,  d.  h.  in  Reservefonds  mit  anderen  Zwecken 
um  gewandelt  werden.^)  Hierzu  ist  der  nämliche  Beschluß  notwendig, 
wie  der,  durch  den  der  Fonds  seine  bisherige  Zweckbestimmung  erfuhr, 
also  eine  Statutenänderung,  wenn  der  Zweck  im  Statut  festgesetzt  ist, 
ein  einfacher  Generalversammlungsbeschluß,  wenn  auf  einem  solchen  die 
Zweckbestimmung  beruht,  xinderes  gilt,  sobald  im  Statut  entweder  be- 
stimmt ist,  daß  der  Zweck  eines  jeden  freiwilligen  Reservefonds  nur  im 
Wege  der  Statutenänderung  modifiziert  zu  werden  vermag,  oder  im  Statut 
oder  in  dem  den  Fonds  selbständig  begi^ündenden  Generalversammlungs- 
beschluß die  Zweckbestimmung  und  demgemäß  auch  die  Zweckumwand- 
lung oder  nur  die  Zweckumwandlung  einem  besonderen  Orgaue  (z.  B.  bei 
statutarisch  angeordneten  Fonds  der  Generalversammlung,  bei  statutarisch 
zugelassenen  dem  Vorstand)  überlassen  ist. 

IV.  A.  Was  die  stillen  Reserven  anlangt,  so  bedarf  es  nach  unseren 
Erörterungen  über  ihre  Verwendung^)  keiner  Ausführung  für  die   Auf- 


')  HGB.  215  Abs.  1;  GmbHG.  46  Ziff.  1;  GenossG.  48;  VAG.  38.  —  Altes  HGB. 
Art.  217  und  A.-Reg.  §  53  Abs.  4:  „Ein  bei  der  Gesellschaft  angesammelter  Fonds  kann 
zur  Verteilung  an  die  Aktionäre,  abgesehen  von  dem  Falle  einer  teilweisen  Zurückzahlung 
des  J-A-^Jenkapitals  [Gegensatz:  Re.servefonds]  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften, überhaupt  . .  .  nur  in  der  Form  der  Auszahlung  einer  außerordentlichen  Dividende 
über  Beschluß  der  ordentlichen  Generalversammlung  auf  Grund  der  Jahresbilanz  [also 
nicht  im  Laufe  des  Jahres]  herangezogen  werden." 

')  Z.  B.  Auflösung  der  Dividendenreserve  und  Verwendung  der  freigewordenen 
Aktiva  zu  Abschreibungen  auf  Delkrederekonto  oder  zu  Ausgaben.  Die  Praxis  nennt 
dies  Verwendung  der  Dividendeureserve  zu  Abschreibungen  oder  Übertragung  auf  Del- 
krederekonto. 

')  Darüber  schon  §  79. 

*)  Überweisung  der  Spezialkontpkorrentreserve  (Gegensatz :  Effekten-  und  Konsortial- 
reserve)  an  die  gesetzliche  Reserve ;  Übertragung  der  Dividendenreserve  auf  Delkredere- 
reserve oder  (um  außerordentliche  Organisationskosten :  Erwerb  von  Bankgeschäften 
zu  decken)  auf  Dispositionsfonds ;  ein  aus  allgemeinen  Reserven  gebildeter  Spezialreserve- 
fonds  wird,  weil  nicht  mehr  nötig,  wieder  in  allgemeine  verwandelt. 

')  §  79  VIII. 
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lösungsfrage  bei  stillen  Reserven  mehr.  Aus  dem  dort  Bemerkten  erhellt, 
daß  eine  Verwendung  innerer  Rücklagen  ohne  Auflösung  nicht  möglich  ist. 
B.  Ebenso  folgt  aus  dem  früher*)  über  das  Wesen  der  stillen  Re- 
serve Bemerkten,  daß  ihr  ein  Verwendungszweck  fehlt  und  demgemäß 
auch  nicht  von  Umwandlung  stiller  Reserven,  d.  h.  genauer  von  Umwand- 
lung ihres  Verwendungszweckes  gesprochei^  werden  kann. 

V,  Selbstverständlich  können  auch  olfene  Reserven  in  stille^)  und 
stille  in  offene  verwandelt  werden.  Rechtlich  handelt  es  sich  da  um  Auf- 
lösung und  Bildung  offener  Reserven. 

VI.  Auch  unechte  Reserven  können  verwendet,  aufgelöst  und  ver- 
wandelt werden,  aber  Verwenden,  Auflösen,  Umw'andeln  hat  hier  andere 
Wirkungen.  Ein  Abschreibungsfonds,  der  konstatiert,  daß  ein  Gegenstand 
500  000  Mk.  weniger  w^rt  ist,  kann  z.  B.  nicht  in  eine  Dispositionsreserve 
d.  h.  in  eine  echte  Reserve  verwandelt  werden  und  durch  seine  Auflösung 
werden  nicht  500  000  Mk.  verteilbar. 

H.  Reserve  und  Fassivantizipatiou  im  Steuerrecht. 

§  81. 

I.  Bei  Bestimmung  des  Reservefondsbegriffes  ergab  sich,^)  daß  in 
der  Sprache  der  Ertrags-  und  Einkommensteuer-Gesetze  unter  den  Reserve- 
fondsbegriff nicht  die  stillen,  für  das  österreichische  Recht  wenigstens 
nicht  die  unselbständigen,  d.  h.  nicht  in  besonderen  Abschreibungskonten 
(Abschreibungs-,  Erneuerungs/o/ic?s)  in  Erscheinung  tretenden  stillen  Re- 
serven fallen.  Allein  hieraus  darf  für  die  Steuerpflicht  nichts  gefolgert 
werden.  Hier  handelt  es  sich  nicht  um  Form,  sondern  um  Wesen  der 
ReseiTe  und  das  ist  für  beide  Arten  von  Reserven  gleich.  Steuerrecht- 
lich besteht  ihr  Wesen  in  dauernder  Unverwendbarkeit  für  gegenwärtige 
Betriebszwecke.*) 

II.  A.  Dies  festgehalten,  ergibt  sich  als  erstes,  daß  Reserven  ein- 
kommensteuerpflichtig nur  werden  können,  wenn  sie  aus  Gewinn,  nicht, 
wenn  sie  aus  Stammkapital  gebildet  sind.  Nur  die  Verwendung  von  Ge- 
winn zur  Reservenbildung  ist  steuerpflichtig.  Denn  der  Einkommensteuer 
unterliegt  nur  der  Vermögensertrag,  nicht  das  Vermögen  selbst.  Steuer- 
pflichtig sind  demgemäß  nicht  die  aus  dem  Aktienemissionsagio  und  aus 
Zuzahlungen  auf  Aktien  ohne  Aktienkapitalserhöhung  gebildeten  Reserven. 
Nur  soweit  sie  ,,aus  jährlichem  Reingewinn"  gebildet  wird,  unterliegt  die 
Zwangsreserve  der  Besteuerung. 

B.  Kapitalreserve  ist  auch  die  Prämienreserve.°)  An  dieser  wirt- 
schaftlichen Natur  ändert  auch  preußisches  Einkommensteuergesetz -§  15 
nichts.  Hier  erscheinen  die  Prämienreserven  als  eine  Art  Gewinnreserve 
und  ihre  allerdings  anerkannte  Steuerfreiheit  als  eine  Ausnahme  von  der 
Regel.  §  15  lautet:  Als  steuerpflichtiges  Einkommen  der  (A.en)  gelten  . . . 
die  Überschüsse,  welche  . . .  unter  die  Mitglieder  verteilt  werden,  und  zwar 
unter  Hinzurechnung  der  zur  . . .  Bildung  von  Reservefonds  —  so  weit 
solche  nicht  bei  den  Versicherungsgesellschaften  zur  Rücklage  für  die  Ver- 

Vi§75V. 

*)  Eine  Hypothekenbank  hat,  weil  der  Kurs  der  Staatspapiere  so  schwankt,  einen 
Reservefonds  aufgelöst  und  die  Staatspapiere  mit  75  "/q  angesetzt. 
•)  §  67. 

*)  §  67.  ' 

')  §  73. 
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sicheruDgssummen  bestimmt  sind  —  verwendeten  Beträge."  Der  Gesetz- 
geber geht  somit  davon  aus,  daß  zu  den  Rücklagen  für  die  Versicherungs- 
summen Überschußbeträge  verwendet  werden,  allein  die  hierzu  verwendeten 
Beträge  sind  nicht  Beträge  des  Rein-,  sondern  des  Rohüberschusses.  In 
§  16  ist  aber  unter  Überschuß  Reinüberschuß  gemeint.  Die  Auffassung, 
als  seien  die  Prämienreserven  Gewinnreservefonds,  ist  also  unrichtig.  Die 
Prämienreserven  wären  auch  steuerfrei,  wenn  sie  im  G.  nicht  ausdrücklich 
ausgenommen  würden;  die  Bestimmung  des  §  16  über  Steuerfreiheit  der 
Prämienreserven  ist  überflüssig.^) 

Mit  Recht  unterläßt  das  bayerische  Einkommensteuergesetz  vom 
14.  August  1910  Art.  14  die  Abzugsfähigkeit  der  Prämienreserve  besonders 
zu  erwähnen. 

Das  österreichische  Personalsteuergesetz  hebt  zwar  die  Steuerfreiheit 
der  Prämienreserven  ausdrücklich  hervor,  aber  doch  nicht  in  der  Weise, 
daß  sie  als  eine  Ausnahme  von  der  Steuerpflicht  der  Reservefonds  er- 
scheint; es  läßt  vielmehr  klar  hervortreten,  daß  die  Prämienreserven  keine 
aus  Gewinn  gebildete  Reservefonds  sind.  Von  der  Steuerpflichtigkeit  der 
Gewinnreservefonds  handelt  es  in  §  93  bzw.  94.  ..  ,,Den  (steuerpflichtigen) 
Reinertrag  bilden,  sagt  §  93,  die  bilanzmäßigen  Überschüsse,  ohne  Unter- 
schied, ob  dieselben  . . .  zur  Verteilung  gelangen,  in  Reservefonde  hinter- 
legt .  .  .  oder  in  anderer  Weise  verwendet  werden".  Erst  in  §  94  be- 
stimmt es:  ,, Dagegen  sind  in  die  Besteuerungsgrundlage  . . .  nicht  einzu- 
beziehen  . . .  d)  die  Prämienreserven." 

ni.  A.  Unter  den  Begriff  ,,Verwendung  von  Überschüssen  zur  Bildung 
von  Reservefonds"  (Einkommensteuergesetz  S  15)  fallen  auch  die  vor  Bilanz- 
abschluß gebildeten  versteckten  Reserven.  Das  Gesetz  spricht  von  Reserve- 
fonds, meint  darunter  aber  auch  geheime  Rücklagen.  Reservefonds  steht 
sachlich  für  Reserve.^)  Der  formale  Unterschied,  ob  vor  oder  nach  Bilanz- 
schluß  zurückgehalten,  kann  nicht  ausschlaggebend  sein.  Davon  kann 
nicht  die  wirtschaftliche  Gewinnnatur  abhängen ;  sie  haftet  an  sachlichen 
Momenten. 

Keineswegs  läßt  sich  einwenden :  die  inneren  Rücklagen  sind  steuer- 
pflichtig als  Abschreibung;  nicht  alle  versteckten  Rücklagen  bestehen  in 
Abschreibung;  es  gibt  auch  solche  durch  Überbewerten  der  Passiva. '0 
Interne  Gewinnrücklagen  fallen  steuerrechtlich  der  Regel  nach  sowohl 
unter  den  Reservefonds-  wie  unter  den  Abschreibungs- Begriff,  aber 
nicht  immer. 

B.  Andrerseits  folgt  daraus,  daß  Gewinnrücklage  und  freiwillige  Ab- 
schreibung steuerrechtlich  zumeist  zusammenfallen,  daß  die  Bildung  von 
Reservefonds  aus  dem  bilanzmäßigen  Reingewinn  steuerfrei  ist,  wenn  diese 
Reservefonds  die  unterbliebene  freiwillige  Abschreibung,  also  die  regelmäßige 
Abschreibung  wegen  möglicher  Verluste  ersetzen,^)  geradeso,  wie  umgekehrt 


1)  OVG.  14,  261. 
..  ')  S.  auch  Ausführ.-Anweisung  Art.  28  Ziff.  3 :  „Als  Reservefonds  gilt  jede  aus 
den  Überschüssen  gebildete  Ansammlung,  die  im  Einzelfall  eine  Vermehmng  des  Ver- 
mögens darstellt  "  Das  will  sagen :  eine  Vermehrung  der  für  laufende  Bedürfnisse  nicht 
bestimmten  Aktivwerte.  Dazu  OVG.  15,  281.  —  Natürlich  kann  ein  G.  ausdrücklich 
bestimmen,  daß  nur  ofi'ene  Rücklagen  der  Besteuerung  unterliegen  sollen.  Bei  Ver- 
mögenssteuern kommt  es  vor:  so  das  RG.  über  den  Wehrbeitrag  vom  3.  Juli  1913  §  11 : 
A.en  sind  hiernach  steuerpflichtig  nur  mit  den  in  der  B.  aufgeführten  wirklichen  Reserve- 
Äow^enbeträgen. 

')  §§  69,  68. 

*)  §  63. 
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freiwillige  Extraabschreibungen  steuerpflichtig  sind,  weil  sie  wirtschaftlich 
Reservebildung  darstellen.  In  den  regelmäßigen  freiwilligen  Abschrei- 
bungen kennt  das  deutsche  Steuerrecht  steuerfreie  Gewinureserven.  Der 
Satz  von  der  Steuerpflicht  der  Gewinnrücklagen  ist  in  ihnen  durchbrochen. 
C.  Gleichgültig  für  die  Steuerpflicht  ist,  ob  die  Reserve  auf  Statut 
beruht  oder  nicht  und  ob  sie  Privat-  oder  gemeinnützigen  Zwecken  dient.  ^) 

IV.  Was  das  österreichische  Recht  angeht,  so  bemerkt  Personal- 
steuerG.  §  94  ausdrücklich,  daß  Reservefonde,  die  aus  den  Betriebserfolgen 
des  Jahres  vor  Bilanzabschluß  gebildet  wurden,  den  bilanzmäßigen  Über- 
schüssen hinzuzurechnen  seien.  Das  österr.  Recht  kennt  auch  keine  all- 
gemeine Ausnahme  für  Rücklagen  in  Form  regelmäßiger  Abschreibung. 
Nur  in  zwei  Einzelfällen  ist  die  Gewinnrücklage  steuerfrei.    Steuerfrei  sind: 

a)  kraft  zA^ingenden  Rechtes  ,,die  Beitragsleistungen  zu  Versorgungs- 
zwecken der  Angestellten"  (§  95  g),  also  die  Dotierung  von  Beamten-  und 
Arheherpejisiojisfonds,  welche  die  Natur  von  Reservefonds  besitzen; 

b)  wenn  die  betreftenden  Steuersubjekte  es  verlangen,  die  aus  buch- 
mäßigem, aber  nicht  realisiertem  Kursgewinn  von  Sparkassen,  Versiche- 
rungsanstalten oder  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  Vor- 
schußkassen gebildeten  Speziaireserven  für  Kursverluste  (§  95  f  Abs.  3). 
§  95  f  Abs.  3  lautet:  Diesen  Steuersubjekten  ,,kann  die  Ausscheidung 
derartiger  Überweisungen  aus  der  Besteuerungsgrundlage  nicht  verweigert 
werden".  Erwerbs-  und  AVirtschaftsgenosseuschaften  und  Vorschußkassen 
genießen  das  Privileg  aber  nur  unter  den  Voraussetzungen  des  §  85,  d.  h. 
nur,  wenn  sie  sich  in  der  in  §  85  bezeichneten  Weise  auf  Geschäftsver- 
kehr mit  Mitglieder  beschränken  und  der  gesetzmäßig  ermittelte  Rein- 
ertrag 300  fl.  nicht  übersteigt. 

V.  A.  Ein  Abschreibungs-  (Emeuerungs-,  Delkredere-)Konto  kann 
steuerfrei  oder  steuerpflichtig  oder  teils  dieses  teils  jenes  sein,  je  nachdem 
seine  Bildung  eben  für  erforderlich  gewordene  oder  für  vielleicht  einmal 
erforderlich  werdende  ]\Iinderbe Wertungen  gebildet  wird. 

B.  Wenn  notwendige  Abschreibungen  erst  aus  dem  Gewinnsaldo  er- 
folgen und  demgemäß  fälschlich  Reserve  genannt  werden,  so  w'erden  sie 
dadurch,  wie  sich  von  selbst  versteht,  doch  nicht  steuerpflichtig. 

VI.  Steuerfreiheit  der  Passivantizipationen.  A.  Während  die  Gewinn- 
reserven grundsätzlich  der  Besteuerung  unterliegen,  sind  die  Passivantizi- 
pationen ihrem  Wesen  als  Schuldposten  gemäß  steuerfrei.  So  weit  die 
Passivantizipation  mit  dem  Gewinnbegritf  in  Beziehung  steht,  stellt  sie  nicht 
verdienten,  sondern  zuverdienenden,  schuldigen  Gewinn  dar.-)  Einer  beson- 
deren Vorschrift,  daß  sie  abgezogen  w^erden  dürfen,  bedarf  es  nicht.  Sie 
fallen  unter  den  Begiiff  Betriebsausgaben,  Dazu  kommt  der  Name  Ab- 
schreibungs-, Amortisations-,  Verlustreservefonds.  Passivantizipationen 
dienen  nicht  der  Amortisation  von  Verlusten,  sondern  der  Erfolgsaus- 
gleichung zwischen  mehreren  Wirtschaftsperioden. 

B.  Noch  nicht  verrechneter  Gewinn  ist  bald  steuerpflichtig  bald 
steuerfrei.  Versteuert  muß  er  werden,  wenn  er  nicht  verrechnet  wird, 
weil  man  ihn  nicht  ausweisen  will;'')  dann  ist  er  Reingewinn.     Anders, 

*)  OVG.  13,  265.  —  Anders  beim  WehrbeitragsG.  §  11:  beitragsfrei  sind  Fonds 
für  Woblfabrtszwecke. 

*)  Übernommene  Garantieverpflichtungen  (Entsch.  in  Steuers.  II  52) ;  Beiträge  zum 
Pensionsfonds  für  die  der  A.  obliegende  Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Pensionen  (Entsch. 
in  Steners.  VIII  179  und  183  ff.);  Verpflichtung  zu  Repasaturleistungen  (Entsch.  in 
Steuers.  X  280). 

*)  §  71  IV. 


§  81.  Reserve  und  Passivantizipation  im  Steuerrecht.  315 

wenn  er  nicht  ausg-ewiesen  wird,  weil  er  sich  noch  nicht  berechnen  läßt.^) 
Der  Besteuerung-  unterliegt  nur  Einkommen,  das  „berechnet"^)  werden 
kann.  Läßt  sich  ein  Gewinn  noch  nicht  fest  bestimmen,  so  bestünde 
die  Möglichkeit,  daß  zu  viel  Steuer  zu  entrichten  wäre.  Ist  der  Grund, 
weshalb  der  Gewinn  noch  nicht  ausgewiesen  werden  kann,  daß  er  sich 
vorerst  nur  schätzen  läßt,  so  ist  wohl  verdienter  Gewinn,  aber  noch 
nicht  feststehender  gegeben.  Der  Gewinn  ist  Reingewinn,  bestimmt  ver- 
dient, und  steuerfrei  nur,  weil  er  noch  nicht  bestimmt  berechenbar  ist. 
Kann  er  nicht  verrechnet  werden,  weil  er  noch  nicht  völlig  verdient 
ist,  so  ist  er  steuerfrei,  weil  er  vorerst  nur  Rohgewinn  ist;  hier  liegt 
also  Passivantizipation  vor,  dort  Zurückstellen  von  Reingewinn.  Weist 
die  A.  den  noch  nicht  feststehenden  Gewinn  soweit  aus,  als  sie  glaubt, 
daß  er  sicher  entstanden  ist,  so  ist  er  soweit  steuerpflichtig.  Eine  Bank 
nimmt  als  sicher  an,  daß  ihre  dauernden  Konsortialbeteiligungen  1905 
ebensoviel  Dividende  geben,  wie  sie  1904  gegeben  haben ;  sie  stellt  daher 
als  Konsortialgewinn  für  1905  die  Dividenden  in  Höhe  des  Jahres  1904 
ein.  Sie  ist  dafür  steuerpflichtig.  Stellt  sie  dagegen  den  Konsortial- 
gewinn des  Jahres  1905  als  Übertragspost  ein,  so  hat  sie  für  1905  erst 
den  Konsortialgewinn  des  Jahres  1904,  der  jetzt  auszuweisen  ist,  zu  ver- 
steuern, während  der  des  Jahres  1905  als  nicht  ausgewiesener  auch  für 
die  Besteuerung  (nicht  nur :  für  die  Verteilbarkeit)  auf  1906  überwiesen  wird. 

YII.  Die  Reservefondsverwendung  und  das  Steuerrecht.  A.  Werden 
Kapitalreservefonds  zur  Deckung  von  Auslagen  oder  Verlusten  ver- 
wendet, so  hat  diese  Verwendung  keinen  Einfluß  auf  die  Höhe  des  steuer- 
pflichtigen Reinertrags.  Die  Bildung  solcher  Reserven  war  als  Zurück- 
stellung von  ,, Vermögen",  nicht  von  „Ertrag"  steuerfrei;  also  mindert 
auch  ihre   Verwendung  nicht  die  steuerpflichtige  Ertragssnmme/') 

B.  Werden  Gewinnreservefonds  ihrem  Zwecke  zugeführt,  d.  h.  zu 
Ausgaben-  oder  Verlustdeckung  verwendet,  so  gilt,  wenn  der  Fonds  nicht 
ausnahmsweise  Steuerfreiheit  besaß,  das  Gegenteil,  d.  h.  vor  Abzug  des 
Deckungsbetrages  ist  steuerpflichtiger  Reinertrag  nicht  vorhanden.'*) 

1.  a)  Durch  die  Verwendung  des  Reservefonds  zur  Verlustdeckung 
oder  zu  Xeuanschafi'ungen  oder  anderen  Ausgaben  wii^d  der  Verlust,  die 
Ausgabe  ausgeglichen  und  bleibt  so  die  Reinertragshöhe  ungeschmälert. 
Um  es  an  unserem  Beispiel^)  über  Deckung  von  Disagioverlust  durch 
Disagioreserve  zu  veranschaulichen:  ohne  Aufwand  von  100  000  aus  der 
Disagioreserve  würde  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  lauten: 

Verlust  Gewinn 

An  Pfandbriefemissionsdis- 

agiokonto 100  000 

Also  würde  der  Gewinn  um  100000  geschmälert.     So  lautet  er: 

Verlust  Gewinn 

An  Emissionsdisagiokonto     100  000     Per  Disagioreservekonto      100  000. 


')  §  71 IV. 

*)  Preiiß.  EinkStG.  §  13. 

')  Die  Prämienreserve  ist  Kapitah'eserve  und  darum  steuerfrei.  Sie  ist  alljährlich 
neu  zu  berechnen.  Ergibt  sich  dabei,  daß  sie  niedriger  als  im  Vorjahre  anzusetzen  ist, 
so  bildet  der  nicht  mehr  notwendige  Betrag  des  Vorjahrs  im  neuen  Jahre  Gewinn  und 
wird  daher  als  solcher  steuerpflichtig. 

*)  OVG.  14,  254 ;  12,  293 ;  15,  282. 

')  S.  §  79. 
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Der  Gewiimsaldo  und  damit  auch  der  ,, Ertrag"  ist   durch  den  Verlust, 
die  Auslage  nicht  geschmälert. 

b)  Wohl  aber  gemindert  ist  das  Stamm  vermögen.  Die  Disagioreserve 
ist  von  lüOOOO  auf  50000  zurückgegangen.^)  Zurückgegangen  ist  damit 
ein  schon  versteuertes  Stammvermögen,  denn  diese  Disagioreserve  ist  aus 
Gewinn  gebildet  und  zur  Bildung  von  Reserven  aufgewandter  Gewinn  ist 
steuerpflichtig.  Also  läge  Doppelbesteuerung  derselben  Summe  vor,  wenn 
der  aufgewendete  Betrag,  die  100  000,  nicht  von  der  steuerpflichtigen  Er- 
tragssumme abgezogen  werden  dürften.  Sie  sind  schon  einmal  bei  der 
Reservefondsbildung  besteuert  und  nun  würden  sie  noch  einmal  dadurch 
besteuert,  daß  wegen  der  Deckung  des  Verlustes  aus  der  Reserve  der 
Reinertrag  nicht  um  100000  geschmälert  wird. 

2.  Diesen  aus  der  Natur  der  Dinge  sich  ableitenden  Rechtssatz 
spricht  das  österreichische  Personalsteuergesetz  vorsichtshalber  aus,  wenn 
es  in  §  97  Abs.  4  bestimmt:  ,, Werden  Verluste  und  Auslagen,  welche 
sonst-)  die  allgemeine  Betriebsrechnung  —  d.  h.  hier  das  bilanzrechtliche 
Gewinn-  und  Verlustkonto  —  belastet-')  hätten,  aus  einer  unter  der 
Herrschaft  dieses  Gesetzes  der  Besteueniny  unterzogenen  Rücklage^)  oder 
aus  ihren  Erträgnissen  ^)  gedeckt,  so  sind  dieselben  bei  der  Erwerbss/^ ?/^r- 
bemessung  als  Abzug s])0'&\.  zu  behandeln". 

3.  Das  preuß.  Ohervenvaltiuigsgericht  formuliert  den  gleichen  Satz 
SO:  Wird  aus  einem  Reservefonds  zur  Deckung  von  Betriebskosten  oder 
Verlusten  eines  Geschäftsjahres  ein  Betrag  entnommen,  so  ist  die  Wieder- 
auffüllung des  Fonds  bis  zur  Höhe  dieses  Betrages  aus  den  Überschüssen 
dieses  Jahres  steuerfrei.'"') 

Vni.  Umwandlung  and  Auflosung  im  Steuerrecht.  Die  Auflösung  oder 
Umwandlung  eines  Delki-edere-  oder  Erneuerungskontos  ist  steuerfrei, 
wenn  das  Konto  Gewinnrücklage  zur  Deckung  möglicher  Verluste,  also 
Reserve  war,  die  Auflösung  oder  Verwandlung  ist  steuerpflichtig,  wenn 
das  Konto  zur  Abschreibung  eingetretener  Wertminderungen  gebildet  wurde 
und  jetzt  aufgelöst  oder  auf  eine  andere  Reserve  übertragen  wird,  weil 
die  früheren  Wertminderungen  durch  W^ertsteigerungen  ausgeglichen  sind. 
Ein  Beispiel:^)  1902  wurde  eine  freiwillige  aus  Gewinn  gebildete  allgemeine 
Reserve  (Rückstellungskonto  II)  in  der  Höhe  von  5  Mill.  Mk.  in  ein  Del- 
krederekonto umgewandelt.  Es  blieb  unverändert  in  der  Höhe  bis  1909 
stehen.  1909  soll  es  auf  den  Zwangsreservefonds  übertragen  werden,  weil 
es  für  die  betreftenden  Debitoren  nicht  mehr  nötig  ist.  War  das  Konto  1902 
als  Delkredere-Reserve  gedacht,  so  bedeutete  die  1902  auf  es  gebrachte 
Ziffer  1902  vorhandene  Aktivwerte  und  das  Aktivum  blieb  seitdem  vor- 
handen. Der  Fonds  wurde  nicht  erst  in  der  Zwischenzeit  erzeugt.  Also 
liegt  bei  "dem  Übertrag  auf  die  Zwangsreserve  1909  keine  Aktiven  Ver- 
mehrung, kein  Ertrag  vor.  Das  Konto  stellte  1909  dasselbe  dar,  was 
es  steuerrechtlich  bereits  1002  war:  Kapital.     Wenn  das  Kapital  1909 


')  Der  Gewinnsaldo  (ein  Erfolgakonto)  ist  um  100000  höher,  dafür  eine  andere 
Passivpost,  das  Reservefondskonto,  ein  Vermögenskonto,  um  100  000  niedriger. 

*)  Wenn  sie  nicht  aus  Reservefonds  gedeckt  würden. 

•)  Weil  der  Ausgabe  100000  keine  ausgleichende  Einnahme  auf  der  Gewinnseite 
gegenüberstehen  würde. 

*)  =  Gewinnreservefonds. 

•)  D.  h.  aus  der  Vermehrung  um  den  Betrag,  um  den  der  Fonds  unter  der  An- 
nahme, als  sei  er  verzinslich,  aus  dem  Jahresgewinue  vergrjiliert  wird. 

«)  Entsch.  in  Steuers.  14,  255;  7,  95;  9,  247. 

')  Ein  anderes  OVG.  15,  279. 
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vom  Delkrederekonto  auf  das  obligatorische  Reservekouto  übertragen  wurde, 
so  änderte  sich  am  Vermögensstande  gar  nichts.  Es  werden  die  Aktiva 
dadurch  nicht  vermehrt.  Es  findet  nur  Umbuchung  eines  Kapitals  von 
einem  Reservekonto  auf  ein  anderes  statt.  Anders,  wenn  das  Delkredere- 
Konto  1902  notwendige  Abschreibung  war.  Dann  kann  es  1909  auf  die 
gesetzliche  Reserve  nur  übertragen  werden,  wenn  es  unterdessen  aus  einer 
Abschreibung  eine  Reserve  wurde,  d.  h.  die  Aktiven  um  den  Betrag,  den 
sie  damals  gefallen  waren,  inzwischen  wieder  stiegen  (die  Konsortial- 
beteiligung  hat  sich  inzwischen  günstig  entwickelt).  Dann  war  unter- 
dessen Wertsteigerung  eingetreten  und  diese  Steigerung  bildete  Ertrag. 
IX.  Über  die  Frage,  ob  stille  Gewinnrücklagen  zu  versteuern  sind, 
wenn  sie  in  offene  oder  in  offenen  Gewinn  verwandelt  werden,  s.  §  85. 

V.  Der  Reingewinn. 

A.  Der  handelsrechtliche  Begriff  von  Jahres-  und 
Reingewinn. 

§  82. 

Handels-  und  steuerrechtlicher  Reingewinnbegiiff  sind  nicht  dasselbe, 
das  eine  Reinvermögenszuwachs,  das  andere  Reinertrag.^)  Der  innere 
Grund  des  Unterschieds  ist  folgender.  Die  kaufmännische  B.  ist  nicht 
Ertrags-,  sondern  Vermögensbilanz,  d.  h.  —  bei  A.en  usw.  wenigstens  zu- 
gleich auch  —  Vermögensübersicht,  weil  es  bei  Privatw^iilschaften  an- 
gebrachte Vorsicht  ist,  von  Zeit  zu  Zeit  die  Zahlungsfähigkeit  festzustellen. 
Zu  diesem  Zwecke  ist  notwendig,  auch  den  Betrag  und  die  Bestandteile 
des  Vermögens,  nicht  bloß  die  Höhe  des  Einkommens  zu  ermitteln.  Bei 
Staat  und  Gemeinden  usw.  bedarf  es  dieser  Vorsichtsmaßregel  nicht.  Sie 
sind  dauernd  zahlungsfähig  kraft  ihrer  Besteuerungsgewalt.  Daher  ge- 
währt die  Verwaltungsbuchhaltung  nur  einen  Überblick  über  die  Ein- 
nahmen und  Ausgaben,  nicht  über  die  Vermögensbestände. 

Was  den  handelsrechtlichen  Begiiff  angeht,  so  ist  die  Frage,  ob  inner- 
halb der  handelsrechtlichen  Gesetze  der  Reingewinnbegriff  einheitlich  ist. 

Wir  behaupten  dies.  Jahresgeivinn  und  Reingewinn  bedeutet  bis 
auf  eine  Ausnahme^)  das  gleiche.  Jahresgewinn  und  Reingewinn  sind 
gleichbedeutend  mit  bilanzmäßigem  Reingewinn  einer  Jahresbilanz. 
Reingewinn  ist  auch  nach  Handelsrecht  nicht  bloß  eine  Quote  des 
Jahresgewinnes. 

I.  Daß  Reingewinn  den  aus  der  Jahresbilanz  sich  ergebenden  Rein- 
gewinn bedeutet,  folgt  aus  dem  Wortlaut  der  Gesetze  teils  unmittelbar 
teils  indirekt. 

A.  Unmittelbar  ergibt  es  sich  aus  dem  Wortlaut  des  GmbHG,  ,,Die 
Gesellschafter  haben  —  nach  §  29  —  Anspruch  auf  den  nach  der  jähr- 
lichen B.  sich  ergebenden  Reingewinn"  und  nach  §  46  unterliegt  der  Be- 
stimmung der  Gesellschafter  ,,1.  die  Feststellung  der  Jahresbilanz  und 
die  Verteilung  des  aus  derselben  sich  ergebenden  i?<??>?gewinns." 

B.  Mittelbar  folgern  wir  es  aus  dem  Aktienrecht. 

Nach  HGB.  §  213  haben  die  Aktionäre,  solange  die  Gesellschaft  be- 
steht, nur  Anspruch  auf  den  Reingewinn.   Denselben  Rechtssatz  wieder- 

')  §  48. 
')  s.  §  84. 
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holt  §  215  vom  Standpunkt  der  Gesellschaft  aus.  Nach  §  215  darf  unter 
die  Aktionäre  ,,nur  verteilt  werden,  was  sich  nach  der  jährlichen  B.  als 
Keingewinn  ergibt".^"» ^ 

II.  A.  Was  den  Ausdruck  Jalircsgeivinu  angeht,  so  läßt  sich  zu- 
nächst und  zwar  ebenfalls  teils  unmittelbar  teils  mittelbar  beweisen,  daß 
in  dieser  Zusammensetzung  Gewinn  =  Reingewinn  ist. 

1.  Zwischen  HGB.  §§212  und  215  stehen  die  Vorschriften  des  §  214. 
Hier  ist  nur  von  ,, Anteil  am  Gewinne",') ,, verteilbarem  Gewinne"  die  Rede, 
Nach  dem  Inhalt  des  vorausgehenden,  wie  des  nachfolgenden  Paragraphen 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  Gewinn  hier  für  Reingewinn  steht, 

2,  Das  gleiche  folgt  mittelbar  aus  anderen  Bestimmungen. 

a)  Der  Gewinn  wird  in  einer  Reihe  von  Paragraphen  als  ein  aus 
der  B.  sich  ergebender,  auf  Grund  der  B.  ermittelter  bezeichnet  und  aus 
der  B.  ergibt  sich  eben,  nach  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung, 
von  welchen  nach  HGB.  §  38  auszugehen  ist,  Reingewinn, 

«)  8  261  Ziff.  6  des  HGB.'^)  schreibt  vor:  der  aus  der  Vergleichung 
sämtlicher  Aktiva  und  sämtlicher  Passiva  der  B.  sich  ergebende  Gewinn 
oder  Verlust  muß  am  Schlüsse  der  B.  besonders  angegeben  werden. 

ß)  Ebenso  spricht  GenossG.  §  19^)  von  einem  ,,bei  Genehmigung  der 
B.  für  die  Genossen  sich  ergebenden  Gewinn  oder  Verlust  des  Geschäftsjahres." 

y)  Auf  der  anderen  Seite  finden  wir  in  HGB.  §  120  die  Vorschrift, 
daß  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  ,,der  Gewinn  und  Verlust  des 
Jahres"  am  Schlüsse  jeden  Geschäftsjahres  auf  Grund  der  B."  ermittelt  werde. 

b)  Dazu  kommt :  In  §  260  weist  das  HGB.  der  Generalversammlung 
die  Beschlußfassung  über  die  ,,Gemnm' erteil  um/'  zu.  Verteilt  wird  aber 
laut  §§  213  und  215  nur  Reingewinn.  Also  ist  in  §  260  Reingewinn- 
verteilung zu  lesen.  S  261  ist  Ergänzung  zu  §  260,  daher  steht  auch 
in  §  261  Gewinn  im  Sinne  von  Reingewinn. 

B.  Nach  dem  allen  ist  zu  vermuten:  bedeutet  Gewinn^)  schlecht- 
hin den  aus  der  Jahresbilanz  sich  ergebenden  Reingewinn,  so  ist  anzu- 
nehmen, daß  auch  Jahresgewdnn  den  aus  der  Jahresbilanz  sich  ergebenden 
Reingewinn  darstellt. 

Die  Gesetzgebung  bestätigt  es  und  zwar  auch  wieder  teils  mehr 
mittelbar  teils  mehr  unmittelbar. 

a)  Mittelbar  entnehmen  wir  es  aus  §  214  mit  §§  213,  215  und  §  262. 

a)  Zunächst  aus  HGB.  §  214  mit  §§  213  und  215.  Im  HGB.  §  214 
heißt  es :  Sind  die  Einzahlungen  nicht  auf  alle  Aktien  in  demselben  Ver- 
hältnisse geleistet,  so  erhalten  die  Aktionäre  vom  verteilbaren  Gewinn 
vorweg  4  Prozent  der  geleisteten  Einzahlungen ;  „reicht  der  Jahresgewinn 
hiezu  nicht  aus,  so  bestimmt  sich  der  Betrag  nach  einem  entsprechend 
niedrigeren  Satze".  In  §  213  sowohl  wie  in  §  215  ist  von  Reingewinn 
die  Rede.  Dazu  wird  in  §  215  gesagt,  der  Reingewinn  ergebe  sich  aus 
([(iY  jährlichen  B.  §§  213—215  handeln  von  derselben  Materie,  der  Ge- 
winnverteilung an  Aktionäre. 


')  Vgl.  auch  §  216 :  „ohne  Rücksicht ....  ob  die  jährliche  B.  einen  Reingewinn 
ergibt." 

»)  Ebenso  altes  (österr.)  HGB.  Art.  216  und  217. 

»)  S.  auch  §217:  „Gewinnanteil". 

*)  Ebenso  GmbHG.  42  Ziff.  5. 

')  Vgl.  auch  GenossG.  §  48.  -        . 

•)  Vgl.  auch  HGB.  §§  167,  168. 
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ß)  Dann  ist  von  Bedeutung,  daß  der  Gesetzgeber  für  Jahresgewinn 
auch  Jährlicher  Reingewinn"  gebraucht.  In  HGB.  §  262  ist  vorge- 
geschrieben,  daß  in  den  Zwangsreservefonds  vom  ,  jährlichen  Reingewinn" 
mindestens  5  Prozent  einzustellen  seien.  Jährlicher  Reingewinn  ist  nach 
dem  Zusammenhang  mit  dem  Eingang  von  §  262,  wo  von  ,,aus  der  B. 
sich  ergebendem  Verlust",  und  mit  dem  Schluß  des  §  261,  wo  von  „aus 
der  Yergleichung  sämtlicher  Aktiva  und  Passiva  der  B.  sich  ergebendem 
Gewinn  oder  Verlust"  gesprochen  wird,  aus  der  B.  sich  ergebender  Rein- 
gewinn. Dieser  wird  in  §  214  kurzweg  Jahresgewinn  genannt.  Also 
sind  jährlicher  Reingewinn  und  Jahresgewinu  identische  Begriffe. 

b)  Unmittelbarer  ergibt  sich  das  gleiche  aus  HGB,  §  120  und 
GenossG.  §  19  mit  §  7. 

a)  In  HGB.  §  120  lesen  wir:  ,,Am  Schluß  jedes  Geschäftsjahres 
wird  auf  Grund  der  B.  der  Gewinn  oder  Verlust  des  Jahres  ermittelt," 
Gewinn  des  Jahres  ist  nichts  anderes  als  „Jahresgewinu".^)  Der  Jahres- 
gewinn wird  ,,auf  Grund  der  B,"  ermittelt.  Was  die  B,  ergibt,  ist  bilanz- 
mäßiger Reingewinn, 

ß)  In  ähnlicher  AVeise  bemerkt  GenossG.  §  19:  „Der  bei  Geneh- 
migung der  B.  für  die  Genossen  sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust  des 
Geschäftsjahres  ist  auf  diese  zu  verteilen."  Hier  ist  also  von  einem 
aus  der  B.  sich  ergebenden  Jahresgewinn  die  Rede.  In  Zusammenhang 
mit  den  Vorschriften  ,,über  Aufstellung  und  Prüfung  der  B."  und  ,, Bil- 
dung eines  Reservefonds  zur  Deckung  eines  aus  der  B.  sich  ergebenden 
Verlustes"  spricht  andererseits  GenossG,  §  7  vom  , »jährlichen  Reingewinn", 
Hieraus  folgt,  daß  dies  aus  der  Jahresbilanz  sich  ergebender  Reingewinn  ist. 

Die  Folgerungen  aus  dem  handelsrechtliclien  Gewinnbegriffe. 

§  83. 

Aus  dem  gewonnenen  Resultate  leiten  sich  drei  wichtige  Folge- 
rungen ab. 

I.  Bedeutet  Jaliresgewinn  handelsrechtlich  so  viel  wie  bilanzmäßiger 
Reingewinn,  so  ist  Jahresgewinn  im  HGB.  und  seinen  Nebengesetzen  nicht 
gleichbedeutend  mit  Remeinkoinmeii  oder,  was  das  nämliche  ist,  mit 
Betriebsgewinn,  Jahresverdienst. 

A.  Der  Hauptunterschied  ist  dieser: 

1.  Den  Betriebsgewinn  berühren  nicht  Vermögensäxidi^v\mgQ\i,  welche 
„nicht  durch  den  laufenden  Betrieb  selbst,  sondern  durch  fremde  außer- 
halb des  Betriebes  stehende  Vorgänge"^)  oder  lediglich  durch  rechnerische 
Maßnahmen  (Büanzoperationen)  verursacht  sind. 

a)  Nur  das  Vermögen,  nicht  auch  den  Ertrag  berühren: 
a)  Nicht  durch  den  regelmäßigen  Betrieb  verursachte  Vermögens- 
mehrnngen  : 

aa)  Konjunktur-  und  Kursgewinn  des  Anlagekapitals  (z,  B.  hoher 
Gewinn  bei  Verkauf  von  Dampfern),  Funderwerb,  Gewinn  aus  Lotterie, 
zurückgezahlter   Steuer^)   früherer   Jahre,    Zurückzahlung   schon   länger 


^)  Vgl.  §  121  Abs.  1—3. 

=")  Vgl.  Fuisting,  Steuerlehre  §  72  (§  180), 

«)  Abw.  OVG.  13,  243;  12,  119,  124,  457. 
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abgeschriebener  Schulden,')  Beihilfe  zur  Dividendenergäuzung, *)  Ent- 
schädigung für  Stillegung  einer  Fabrik.^) 

±i)  Der  durch  Verwandlung  von  Grund-  oder  Reservevermögen  in 
Neuvermügen  erzielte  Gewinn.')  Er  wird,  weil  nur  in  den  Büchern,  nicht 
durch  den  Betrieb  (die  KTwerbsfätiffkeii)  erzielt,  Buchgewinn  genannt. 
A\'eil  lediglich  durch  buchhalterische  Maßnahmen  geschatfen,  kann  der 
buchmäßige  Gewinn  nur  duich  Veränderung  rechnungsmäßiger  Passiva 
entstellen,  dadurch,  daß  Passivposten  verändert,  vorhandene  Aktiva  für 
verteilbai'  erkläi't  werden,  nicht  dadurch,  daß  Aktivposten  erhöht  w^erden. 
Nicht  vorhandene  Aktiva  können  nicht  für  vorhanden  erklärt  werden. 

atxa)  Grundkapital  "wird  herabgesetzt  und  dadurch  Gewinn  erzielt, 
wenn  und  soweit  kein  Verlustsaldo  zu  decken  ist. 

Aktiva 1000  000  ,  Grundkapital  ....     1000000 

Das  Grundkapitatl  wird  auf  800  000  herabgesetzt: 

Aktiva 1000  000     Grundkapital     ....     800000 

,  Gewinn 200  000 

ßßß)  Reserven  werden  aufgelöst;  dadurch  entsteht  Gewimi 

Aktienkapital      ....     900000  j  Grundkapital     ....     700000 

I  Reserven    I       ....     100000 
I  Reserve    II       ....       80000 

von  den  Reserven  wird  Reserve  II  aufgelöst:  dadurch  entsteht  80  000  Mk. 
Gewinn. 

yyy)  Gewinnvortrag  ist  Reserve  im  weiteren  Sinne ;  daher  ist  nicht 
Ertrag  der  Vortrag  aus  dem  oder  den  Vorjahren, 

ß)  Nicht  durch  den  laufenden  Betrieb  verursachte  Yermögensminde- 
rungen: 

aa)  Vernichtung  von  Anlag eka,p\tal  (Fabrikanlagen,  Maschinen  usw.) 
1.  durch  Feuer,  Überschwemmung,  andere  Unglücksfälle,^)  2.  Feststel- 
lung von  Verlusten  früherer  Jahre  bei  außerordentlichen  Bewertungen, 
also  außerordentlichen  BetriebsvorfäUen  (Verwaltungsw^echsel)  (man  ent- 
deckt z.  B.,  daß  das  Betriebsgebäude  s.  Z.  zu  teuer  übernommen  wurde,") 
Verluste  durch  Betriebsveränderung).  3.  Verluste  durch  den  Betriebsbeginn : 
z.  B.  jemand  hat  ein  Geschäft,  das  170  000  Mk.  Überschuldung  hat,  mit 
den  Passiven  übernommen  und  die  170  000  Mk.  als  Geschäftserwerbskonto 
in  das  Aktivum  gestellt;  das  Geschäft  ist  nicht  so  viel  wert.  Die  Ab- 
schreibung berührt  nur  das  Vermögen,  nicht  den  Ertrag. 

ßß)  Buchverlust,  d.  h.  Verlust,  der  durch  rechnerische  Maßnahmen 
verursacht  ist,  d,  h.  Verlustvortrag  aus  dem  Vorjahre. 


')  OVG.  12, 126. 

')  Vgl.  Fuisting,  Steuerlehre  §  57  (S.  148  f.);  österr.  PersStG.  159  Abs.  3:  „Gewinne 
aas  Veräußerungen  von  Vermögensobjekten  sind  nur  dann  dem  Einkommen  zuzurechnen, 
wenn  die  Veräußerung  im  Betriebe  einer  Erwerbsnnteruehmung  ...  erfolgt  ist";  ferner 
österr.  PersStG.  94  f. :  „im  Geschäftsbetriebe  eingetretene  Substanzverlnate".  Abw.  OVG. 
15,  270. 

»)  OVG.  13,  242. 

*)  §  76. 

»)  Fuisting  a.  a.  0.  §  57  und  §  71.  Vgl.  österr.  PersStG.  162  Ziff.  3:  „Zum  Abzüge 
nicht  geeignet  (d.  h.  keine  Betriebsverluste)  sind  Verluste,  die  lediglich  den  Vermögens- 
stamm  bestreffen";  s.  auch  preuß.  EinkStG.  §  7:  „Vermehrung,  Verminderung  des  Stamm- 
Vermögens."    Durch  laufenden  Betrieb  verursacht  ist  Verlust  an  Konsortialeffekten. 

";  §  63. 
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b)  Auch  den  Ertrag  berühren: 

«)  Veränderungen  am  vi  >*^ffr/f kapital,  die  durch  seine  bestimmungs- 
mäßige Verwendung  zur  Ertragserzielung  verursacht  sind:')  also  durch 
regelmäßigen  Betriebsverlauf  (einschließlich  damit  verbundener  natürlicher 
Einflüsse)  entstandene  A\'ertminderungen  an  Bergwerken,  Gebäuden,  Ma- 
schinen, Patenten  usw.)') 

f))  Im  regelmäßigen  Betrieb  entstandene  oder  durch  außerordentliche 
Umstände  verursachte  Vermehningeii  oder  Verminderungen  des  Be- 
f /'iV^.skapitals :  Verlust  an  Waren  durch  Diebstahl,  Verderben,  Beschä- 
digung, an  Geld  durch  Unterschlagung  oder  Entwendung, ■')  Entwertung 
von  Baugrundstücken  durch  Konjunkturenwechsel ;  •^)  freiwillige  Fortbezah- 
lung der  Arbeiter  während  eines  durch  Brand  verursachten  Betriebs- 
stillstandes. 

2.  Dagegen  berühren  den  Jahresgewinn  im  Sinne  des  Handelsrechts 
auch  die  Vermögensänderungen  während  des  Jahres,  welche  weder  er- 
tragserhöhend noch  ertragsmindernd  wirken,  also  auch: 

a)  Konjunktur-  und  Kursgewinn  und  Verlust  am  Anlagekapital; 

b)  Außerhalb  des  Betriebs  eintretende  Vermögensmehrungen,  Schen- 
kungen, Lotteriegewinne,  Funderwerb. 

c)  Buchgewinn  und  Buchverlust. 

Denn  der  bilanzmäßige  Reingewinn  stellt  nicht  die  Differenz  zwischen 
Betriebseinnahmen  und  Betriebsaufwendungen,  sondern  die  Differenz  zwi- 
schen dem  Reinvermogensstand  am  Ende  und  am  Anfange  des  Geschäfts- 
jahres dar.  Er  bezeichnet  nicht  Betriebs-,  sondern  Vermögensstandsgewinn. 
Die  handelsrechtliche  B.  ist  eine  Vergleichung  von  Vermögenszuständen 
verschiedener  Zeitpunkte,  nicht  zwischen  Betriebseinnahmen  und  Betriebs- 
ausgaben.    Sie  ist  Vermögenszuwachs-,  nicht  Ertragsbilanz. 

3.  Infolgedessen  ist  möglich,  daß 

a)  Jahresgeu'inn  vorliegt,  trotzdem  Betriebsgeivinn  fehJt,  dies, 
wenn  das  Anlagevermögen  ganz  außerordentliche  Wertsteigerung  erfährt 
und  diese  vor  Jahresschluß  realisiert  wird;") 

b)  Jahresgewinn  fehlt,  trotzdem  Betriebsgewinn  sich  ergab,  dies, 
wenn  das  Anlagekapital  durch  außerordentliche  Umstände  ganz  erhebliche 
Wertminderung  erlitt. 

B.  Ein  zweiter  wichtiger  Unterschied  ist  folgender:  Verwendungen 
zur  Herstellung,  Vergrößerung  oder  Erweiterung  von  'Btixiehsanlagen 
(Grundstücken,  Gebäuden,  Maschinen  usw.)  kürzen  niemals  den  Rein- 
ertrag,  weil  sie  keine  Betriebsausgaben  im  wirtschaftlichen  Sinne  dar- 
stellen; wohl  aber  ist  möglich,  daß  sie  den  Z^z7(7/?rmäßigen  Reingewinn 
schmälern,  dies,  wenn  sie  nicht  auf  Anlage-  oder  Reserven-,  sondern  auf 
Geschäftsunkostenkonto  verbucht  werden.^) 

C.  Gewinn-  und  Verlustvortrag  berühren  nicht  den  Betriebsgewinn 


1)  Fuisting,  Steuerlehre  S.  142,  147,  176,  186. 

*)  Darüber,  daß  Patentamortisation  im  Geschäftsbetrieb  eingetretener  Verlust  ist, 
s.  Wien,  Die  steuerrechtliche  Behandlung  der  Patentamortisation  im  österr.  VerwArch. 
1906  S.  70  ff 

»)  Fuisting  a.  a.  0.  §§  70,  72. 

*)  Fuisting,  Steuerlehre,  §  57.  —  Gewinn  aus  Kursveränderungen  ist  bei  Banken 
nicht  außerordentliche  Einnahme,  sondern  Betriebsgewinn. 

^)  Anderes  Beispiel:  GroISer  Betriebsverlust  durch  Konkurs  eines  Schuldners; 
Gewinn  dadurch,  daß  zur  Dividendenverteilung  eine  Speziaireserve  aufgelöst  wird. 

«)  Vgl.  Fuisting  §  78  und  oben  §  68. 

Re  hm,  Bilanzen.    2.  Aufl.  21 
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des  Geschäft sjalires,  -wohl  aber  den  Jahresgewinn  im  handelsrechtlichen 
Sinne.') 

1.  Das  Handelsrecht  kennt  nur  einen  Gewinn-  und  Verlustposten 
auf  Grund  der  B.  ,,Dcr  aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und 
sämtlicher  Passiva  sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust  muß  am  Schlüsse 
der  B.  besonders  angegeben  werden,"  lautet, die  Vorschrift  von  HGB.  §  261 
Zitf.  6  und  GmbHG.  §  42  Zitt\  5.  „Die  Aktionäre  haben  Anspruch  auf 
den  Reingewinn"  (HGB.  J^  213).  „Die  Gesellschafter  haben  Anspruch  auf 
den  nach  der  jährlichen  B.  sich  ergebenden  Reingewinn"  (GesellscliG.  §  29). 
Auch  der  vom  Vorjahre  übertragene  Gewinn  und  Verlust  ist  buchmäßig 
Gewinn  und  Verlust  des  neuen  Geschäftsjahres.  Er  bildet  für  dieses  Ge- 
T\inn  und  Verlust.  Ehe  er  nicht  abgezogen  oder  zugeschlagen,  liegt  nicht 
der  bilanzmäßige  Gewinn  und  Verlust  vor. 

2.  Hieraus  folgt: 

a)  Es  kann  für  ein  Geschäftsjahr  Befriebsgewinn  gegeben  sein  und 
doch  kein  Jahresgewinn  im  handelsrechtlichen  Sinne  vorliegen,  dies,  wenn 
der  aus  dem  Vorjahre  übertragene  bilanzmäßige  Verlustvortrag  den  Be- 
triebsgewiun  übersteigt. 

b)  Es  kann  ein  Geschäftsjahr  mit  Betriebsverlust  abschließen  und 
doch  bilanzmäßig  Jahresgewinn  vorhanden  sein,  dies,  wenn  der  Gewinn- 
vortrag aus  dem  Vorjahre  den  Betriebsverlust  überhöht.  Übertrag  von 
Gewinn  aus  dem  Vorjahre  steigert  den  Betriebsgewinn  des  Geschäftsjahres 
nicht  und  Verlustvortrag  aus  dem  Vorjahre  mindert  ihn  nicht,  wohl  aber 
berühren  beide  den  bilanzmäßigen  Gewinn-  und  Verlustsaldo. 

11.  A.  Bedeutet  Jahresgewinn  handelsrechtlich  bilanzmäßigen  Rein- 
gewinn, so  ist  aber  weiter  dokumentiert,  daß 

1.  vor  Feststellung  des  bilanzmäßigen  Reingewinns  bilanzmäßig 
nur  Roh  gewinn  vorliegt  und 

2.  Jahresgewinn  im  Sinne  des  Handelsrechts  niemals  bilanz- 
mäßigen Rohgewinn  bedeutet. 

B.  Weil  vor  ,, Abschluß"  ^)  von  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
in  den  Büchern  stehend,  ist  demgemäß  handelsrechtlich  nicht  Reingewinn 
und  nicht  Jahresgewinn,  sondern  Rohgewinn  schon 

1.  der  Reinertrag,  der  Betriebsreingewinn,  das  gewerbliche  Ein- 
kommen ; 

2.  der  buchmäßige  Gewinn  vor  Zuschlag  des  Gewinnvortrages  aus 
dem  Vorjahre,  vor  Abzug  des  Verlustübertrages  aus  dem  Jahre  vorher. 

C.  Um  so  mehr  sind  Bruttogewinn: 

1.  'Der  (y^Vsmn  vor  khzMg  ^&r  Abschreibungen  wegen  Wertminde- 
rung (der  notwendigen  Abschreibungen),  seien  es  ordentliche  oder  außer- 
ordentliche."^ 

2.  Der  Gewinn  vor  Abzug  der  notwendigen  Abschreibungen  und 
Steuern. 


')  Terraingesellschaften,  die  erst  bei  Auflösung  etwas  verteilen  (sog.  Liquidations- 
im  Gegensatz  zu  Dividendengesellschaften),  können  .schlechte  Betriebsergebnisse  haben, 
aber  hohen  Gewinn ;  sie  trugen  allen  Gewinn  vor,  weil  sie  ihn  fortlaufend  in  Immobilien 
anlegten  und  die  Erträgnisse  zur  Weiterentwicklung  des  Terrains  brauchten. 

')  HGB.  39. 

*)  In  Schiffahrtsbilanzen  wird  unterschieden:  a)  Betriebsgewinu  =  Betriebsroh- 
gewinn ohne  Abrechnung  von  Unkosten  und  Steuern,  b)  Bruttogewinn  =  nach  Abzug  dieser 
Posten,  aber  vor  offenen  Abschreibungen,  c)  Reingewinn."  Vgl.  Hecht  in  Schriften  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  113,  103. 
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3.  Der  Gewinn  vor  Abzug  der  notwendigen  Abschreibungen,  der 
Steuern  und  allgemeinen  Verwaltungskosten. 

4.  Der  Gewinn  vor  Abzug  aller  der  genannten  Abzüge  und  der 
Fabrikationskosten. 

D.  Auf  der  anderen  Seite  ist  Jahresgewinn  und  Reingewinn  im  Sinne 
des  Handelsrechts  nicht  erst  vorhanden,  wenn  auch  die  aus  dem  Rein- 
gewinne gemachten  (freiwilligen)  Abschreibungen  und  Rücklagen  abgezogen 
sind.  Der  Gewinn^  der  nach  Abzug  der  durch  Wertminderang  nicht 
verursachten  Abschreibungen  und  nach  Dotierung  der  Reservefonds 
verbleibt,  ist  im  Sinne  des  Handelsrechts  nicht  erst  Jahresgewinn 
und  Reingewinn,  sondern  Bestteil  hiervon. 

E.  In  der  Praxis  wird  gegen  diese  Rechtssätze  gefehlt. 

1.  Um  den  Reingewinn  höher  erscheinen  zu  lassen,  wird  unter  Ver- 
letzung des  Prinzips  der  Bilanz  Wahrheit  als  Nettogewinn  schon  bezeichnet : 

a)  Der  Gewinn  vor  Abzug  der  notwendigen  Abschreibungen.  Brutto- 
gewinn ist  dann  der  Gewinn  schon  vor  Abzug  der  Steuer  allein  oder  erst 
dieser  und  der  sonstigen  Generalunkosteu.  Jm  letzteren  Falle  ist  Brutto- 
gewinn =  Fabrikationsgewinn. 

b)  Sogar  der  Gewinn  vor  Abzug  dieser  Abschreibungen  und  der 
Steuern,  aber  nach  Abzug  der  allgemeinen  Verwaltungskosten.  Brutto- 
gewinn ist  dann  der  nach  Abzug  der  Produktionskosten  im  engeren  Sinne 
verbleibende  Fabrikationsgewinn. 

2.  Um  den  Reingewinn  niedriger  erscheinen  zu  lassen,  wird  bilanz- 
mäßiger Reingewinn  schon  vor  Zuschlag  des  Gewinnvortrages  angenommen. 

3.  Nicht  selten  werden  die  Gesichtspunkte  a  und  b  miteinander  ver- 
bunden, weil  man  der  Berechnung  bald  einen  höheren  (z.  B.  bei  Tantiemen)^) 
bald  einen  niedrigeren  (z.  B.  bei  Rücklagen  zum  obligatorischen  Reserve- 
fonds) Reingewinn  zugrunde  legen  will.  Dann  weist  die  Rechnung  im 
Widerspruch  zum  Prinzip  der  Bilanzklarheit  einen  doppelten  Reingewinn- 
begiiff  auf:  Reingewinn  vor  und  nach  Zuschlag  des  Gewinn  Vortrags. 

a)  Es  begegnet  z.  B.  folgendes  Gewinn-  und  Verlustkonto  : 


Gewinn-  und  Verlustkonto 


Debet 


Kredit 


An  Generalunkosten  und  Ab- 
schreibungen    ....    20  000 
ReingQmrm  für  1902    .     .    80  000 


i?ei>? gewinn  für  1902    . 
Dazu  i?emgewinnvortrag 
von  1901      .... 


i?emgewinnsaldo  . 


Per  Fabrikationskonto 
Bruttogewinn    .     . 


100  0000 


80  000 

10  000 
90  000 

Bilanzkonto 

I  Reingewinn 90  000. 


b)  Häufiger  ist  allerdings: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
An  Generalunkosten  und  Ab-  j  Per  Gewinnvortrag 

Schreibungen     ....    20000  I  Per  Fabrikationskonto 
Reingewuin 90000j      Bruttogewinn  .     .     . 

1   Soweit  nicht  das  G.  dies  verhindert  -.  HGB.  237,  245 ;  VAG.  34,  35. 


10  000 
100  000. 

21* 
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Noch  häufiger  ist,  daß  die  Geneiahinkosten  (Generalverwaltungs- 
unkosten und  Steuern)  zu  den  Produktionskosten  gerechnet  werden.  Dann 
lautet  das 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
An  Abschreibungen  .     .     .     10  000  '  Per  Gewinnvortrag.     .     .     10000 
Reingewinnsaldo  ....     90000  I  Bruttogewinn      ....     90000. 

c)  Gegen  die  letzteren  beiden  Buchungsweisen  ist  nichts  einzuwenden. 
Sie  entsprechen  durchaus  dem  Gesetz.  Dagegen  läßt  sich  dies  nicht 
sagen  von  einer  Rechnungsführung,  bei  der  der  Geivimissddo  des  Gewinn- 
und  Verlustkontos  nur  den  7>'/7///ogewinn  angibt  und  erst  im  Bilanz- 
konto der  i»V//;gewinnsaldo  festgestellt  wird. 

a)  Wir  denken  dabei  an  folgende  Buchungsform: 

'  Gewinn-  und  Verlustkonto 
Debet  Kredit 

Generalunkosten  ....     10000     Gewinnvortrag    ....     10000 
Bruttoge^\inn 100  000     Fabrikationsgewinn      .     .  100  000. 

Bilanzkonto 

Anlagekonto 520  000  |  Grundkapital.     ...     I    500000 

We(  hselforderungen      .     .     30000     Reservefonds.     .     .     .     '     50  000 

Kassakonto 90  000  i  Bruttogewinn      100  000 

Ab 
I     Abschreibungen  10  000 

!  Reingewinn     ....  90000. 

p)  Aus  dem  Zusammenhang  des  positiven  Rechtes  geht  hervor,  daß 
B.  und  Gewinn-  und  Verlust rechnun ff  denselben  Gewinn  zu  erffeben 
haben,  den  lieht  gewinn.  HGB.  §  260  Abs.  1  bemerkt:  ,,Die  General- 
versammlung beschließt  über  die  Genehmigung  der  Jahresbilanz  und  die 
Gevi'mnverfeilunff/'  Was  als  Gewinn  verteilt  wird,  ist  nach  §  216  der 
nach  den  jährlichen  B.  sich  ergebende  Reingewinn.  Also  hat  die  B.  den 
Reingewinn  zu  ergeben.  Zur  Ermöglichung  des  Beschlusses  der  General- 
versammlung über  die  Jahresbilanz  schreibt  §  260  Abs.  2  vor,  daß  der 
Vorstand  innerhalb  der  ersten  drei  Monate  des  Geschäftsjahres  für  das 
verflossene  Geschäftsjahr  nicht  bloß  eine  B.,  sondern  auch  eine  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  aufzustellen  hat.  Daher  ist  auch  der  Zweck  dieser 
Rechnung,  daß  sie  den  Reingewinn  ergibt.  Es  kommt  hinzu,  daß  nach 
der  Genehmigung  der  B.  durch  die  Generalversammlung  laut  HGB.  §  265 
nicht  bloß  die  B.,  sondern  auch  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  be- 
kannt zu  machen  ist.  Was  sollte  dies  für  einen  Sinn  haben,  wenn  die 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  nicht  der  Erläuterung  der  B.  diente?  Und 
das  ist  eben  nur  der  Ysill,  wenn  sie  den  Reingewinnposten  der  B.  speziali- 
siert. Dazu  steht  dies  allein  auch  in  Elinklang  mit  den  Grundsätzen 
ordnungsmäßiger  Buchführung.^)  Grundsatz  ordnungsmäßiger  Buchführung 
ist,  daß  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  eine  Spezialisierung  des  bilanz- 
mäßigen Reingewinnsaldos  in  Form  einer  übersichtlichen  Zusammenstellung 
der  Erfolgsabschlußziffern  der  einzelnen  Personen-  und  Sachkonti  enthält. 

III.  Mit  Hilfe  der  beiden  bisherigen  Folgerungen  ziehen  wir  aus  dem 
Satze,  daß  Jahre.sgewinn  und  Reingewinn  oder  Gewinn  ein  und  dasselbe 
handelsrechtlich  bedeuten,  noch  eine  dritte:  mauff eis  entffeffenstehender 

')  HGB.  §  38. 
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gesetzlicher  oder'  ziilässi</er  vertragsmäßiger  Bestimmung  ist  bei  allen 
Berechnungen,  deren  Maßstab  der  Gewinnsaldo  sein  soll,  ein  und 
derselbe  Gewinn  begriff  anzuwenden,  und  zwar  der  des  bilanz- 
mäßigen Beingewinnes. 

A.  Tantiemenberechnung.  Dies  gilt  erstens  für  Begriif  und  Berech- 
nung der  Gewinntantieme.^) 

1.  a)  Wie  immer  sie  gesetzlich  definiert  sein  mag,  als  „Anteil 
am  Reingewinne",^)  ,, Anteil  am  Jahresgewinne", ^)  ,,nach  dem  Jahres- 
überschusse  bemessene  Vergütung",^)  ,,nach  dem  Geschäftsergebnis  be- 
messene Vergütung", °)  mangels  anderweitiger  gesetzlicher  oder  vertraglicher 
Bestimmung  ist  darunter  zu  verstehen:  nach  dem  bilanzmäßigen  Rein- 
gewinn bemessene  Vergütung.'^) 

b)  Eine  Folgerung  hieraus  ist  diese:  Ist  die  Tantieme  Anteil  am 
Reingewinn,  so  ist  sie  Anteü  an  einem  Gewinn,  der  vor  ihrem  Abzug 
vorhanden  ist.  Also  sind,  wenn  der  bilanzmäßige  Reingewinn  600  000  Mk. 
beträgt  und  dem  Gesellschaftsorgan  eine  Minimaltantieme  von  4000  Mk. 
vertragsmäßig  zugesichert  ist,  nicht  von  dem  bilanzmäßigen  Reingewinn 
erst  4000  abzuziehen  und  die  Tantieme  nur  aus  596000  Mk.  zu  berechnen, 
sondern  die  Tantieme  wird  aus  600  000  Mk.  berechnet. 

2.  Ebenso  ist  die  Tantieme  im  Zweifel  auch  nach  diesem  Ergebnis 
zu  berechnen. 

a)  Hieraus  ergeben  sich  zwei  wichtige  Folgerungen: 

a)  Die  Tantieme  ist  von  dem  Gewinn  zu  berechnen,  der  nach  Ab- 
zug des  aus  dem  Vorjahre  übertragenen    Verlustvortrages  bleibt. 

ß)  Andererseits  ist  nicht  vorher  abziehbar,  was  vom  Reingewinn 
zum  Vortrag  auf  das  nächste  Jahr,  zur  Reservefondsbildung  oder  zu  irgend- 
welchem anderen  Zweck  bestimmt  ist. 

b)  Von  der  Regel,  daß  die  Gewinntantieme  vom  bilanzmäßigen 
Gewinne,  also  vom  Gewinnsaldo  zu  berechnen  ist,  bestehen  jedoch  zwei 
Ausnahmen : 

«)  Die  eine  beruht  auf  besonderer  Vorschrift.     S.  §  84. 

ß)  Die  andere  folgt  aus  dem  Wesen  der  Berechnung  nach  Jahres- 
gewinnen. Berechnen  nach  Jahresge"«annen  bedeutet  Berechnen  nach 
Gewinn-Perioden,  also  nach  abgeschlossenen  Zeiträumen,  nach  Zeiträumen, 
die  einen  Gewinn  für  sich  haben,  einen,  den  sie  nicht  mit  anderen  teüen. 
Berechnung  nach  Gewinnperioden  bedeutet:  der  Gewinn  jeder  Periode 
soll  nur  einmal  zur  Berechnung  herangezogen  werden ;  für  jeden  Zeitraum 
soll  nur  der  Gewinn  beachtet  werden,  den  er  für  sich  hat.  Jede  Jahres-B. 
enthält  in  der  Regel  auch  Gewinn,  den  das  Jahr  nicht  für  sich,  sondern 
von  dem  Vorjahr  überkommen  hat:  übertragenen  Gewinn.  Von  diesem 
Gewinn  ist  also  die  Tantieme  nicht  zu  berechnen.  Der  Gewinnvortrag 
aus  dem  Vorjahre  ist  vom  Gewinnsaldo  vorweg  abzuziehen.  Berechnung 
der  Tantieme  nach  dem  Jahresgewinne  bedeutet  also:  Berechnung  vom 
neuen,  nicht  auch  vom  übertragenen  Gewinn. 


0  Gegensatz :  Umsatz-Tantieme  (§  84  N.  2). 

^  Österr.  A.-Eeg.  38. 

»)  HGB.  237,  245 ;  s.  aber  uuteu  §  84  II. 

*)  VAG.  35  mit  38  „Verteilung  von  Tantiemen". 

^)  GenossG.  36. 

*)  Ausdrücklich  bemerkt  VAG.  §  22,  das  denjenigen,  welche  bei  Versicherungs- 
vereinen auf  Gegenseitigkeit  den  sog.  Gründungsfonds  zur  Verfügung  stellen,  „eine 
Beteiligung  an  dem  aus  der  Jahresbilanz  sich  ergebenden  Überschusse"  zugesichert 
werden  darf. 
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B.  Soweit  das  G.  vorschreibt,  daß  in  die  Zivnngsreserve  ein  gewisser 
Teil  des  Jahresgewinnes  einzustellen  sei,  ist  diese  Quote,  ohne  daß  Statut 
oder  Generalversaranilunjisbescliluß  daran  etwas  zu  ändern  vermöchten, 
von  dem  aus  einer  ordiiuiifrsgemäß  ^)  aufgestellten  B,  sich  ergebenden  bilanz- 
mäßigen Reingewinn  zu  berechnen. 

1.  Dies  hat  zur  Folge: 

a)  Daß  keine  Ge"winnquote  an  die  Zwangsreserve  abzugeben  ist, 
wenn  zwar  das  Jahr  einen  Reinertrag  (Betriebsgewinn)  aufweist,  dieser 
aber  durch  Verlustvortrag  aus  dem  Voijahre  aufgesogen  wird.  Jeder 
Anhalt  im  Gesetze  fehlt,  daß,  wenn  im  nächsten  Jahre  wieder  Gewinn- 
saldo sich  ergibt,  davon  auch  die  Quote  in  den  Reservefonds  eingestellt 
werden  muß,  die  im  Vorjahre  nach  der  Höhe  des  erzielten  Reinertrags 
hätte  an  den  Reservefonds  überwiesen  werden  müssen,  soferne  nicht  ein 
Verlustvortrag  auszugleichen  gewesen  wäre.  Über  die  Höhe  der  Rück- 
stellung zum  Zwangsfonds  in  jedem  Jahre  entscheidet  nach  dem  G.  allein 
der  bilanzmäßige  Reingewinn  dieses  Jahres. 

b)  Daß  vorher  nicht  abgezogen  werden  darf,  was  von  dem  bilanz- 
mäßigen Reingewinn  zu  irgendwelchen  Zwecken  (Dividende,  Reservefonds- 
bildung, Vortrag  auf  neue  Rechnung  usw.)  verwendet  werden  soll. 

2.  Der  aus  dem  Vorjahre  übertragene  Gewinn  darf  aus  dem  gleichen 
Grunde  wie  bei  der  Tantiemenbereclmung  vorher  abgezogen  werden. 

Der  Jahresgewinnbegriff  in  HGB.  §§  237  und  245. 

^?  84. 

Der  Satz,  daß  im  Sinne  des  HGB.  Jahresgewinn,  Gewinn,  Reingewinn 
dasselbe,  nämlich  den  bilanzmäßigen  Reingewinn  bedeuten,  erleidet  eine 
Ausnahme  in  den  Vorschriften  über  „Berechnung"  der  Vorstands-  \m^  Auf- 
sichtsratstantiemen ^)  bei  A.en  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien. 

I.  Zunächst  ist  der  Meinung  zu  begegnen,  als  sei  hier  auch  der  Rein- 
gewinnbegrilf  ein  anderer. 

§  237  und  ähnlich  §  245  sagt:  ,,Der  Anteil  (am  Jahresgewinn)  ist 
von  dem  nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  ver- 
bleibenden TiV//? gewinne  zu  berechnen." 

A.  Alle  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  aus  dem  Zusammenhange 
des  Gesetzes  zu  erklären.  Diejenige  Auslegung  ist  die  zutreffendste,  bei 
der  die  Übereinstimmung  mit  den  übrigen  Gesetzesvorschriften  am  meisten 
gewahrt  bleibt. 

1 .  Demgemäß  sind  zwei  Auslegungen  des  angeführten  Satzes  unrichtig : 

a)  Diejenige,  welche  meint:  im  Sinne  der  §§  237  und  245  ist  schon 
vor  Vornahme  jeder  Abschreibung  und  Rücklage  aus  dem  Gewinn  ein 
Reingewinn  vorhanden;  verbleibender  Reingewinn  bedeutet  Reingewinn- 
rest; und 

b)  Diejenige,  die  sagt:  vor  Abzug  sämtlicher  Abschreibungen  und 
Rücklagen  aus  dem  Gewinn   ist  im  Sinne  von  HGB.  §§  237,  245  kein 


')  Wa3  gilt,  soferne  stille  oder  offene  Reserven  schon  vor  Bilanzabscbluß  aus  dem 
Gewinn  gemacht  sind,  s.  §  77. 

')  Nur  auf  Gewinn-Tantiemen,  nicht  auf  Umsatz-Tantiemen  oder  auf  Vergütungen 
in  Form  von  Provisionen  (in  prozentual  abgestuften  Beträgen  der  Verkaufserträgnisse 
eines  Artikels  usw.)  beziehen  sich  die  Vorschriften.  Solche  Vergütungen  sind  auch 
mangels  besonderer  Vereinbarung  bei  Unterbilanz  zu  leisten. 
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Reingewinn  vorhanden.    ,, Verbleiben"  in  §§  237,  245  des  HGrB.  bedeutet, 
daß  erst  jene  Abzüge  den  Reingewinn  zur  Entstehung  gelangen  lassen. 

2.  Beide  Auslegungen  ergeben  einen  anderen  Reingewiunbegriif,  als 
den,  welchen  wir  bisher  als  den  des  HGB.  annahmen.  Dieser  ist  der  bei 
ordnungsmäßiger  Bilanzaufstellung  sich  ergebende  bilanzmäßige  Reingewinn. 
Nach  ihm  ist  Reingewinn  erst  vorhanden  nach  Vornahme  der  notwendigen 
Abschreibungen  und  Rücklagen  zu  Abschreibungsfonds  und  schon  gegeben 
vor  Vornahme  von  freiwilligen  Abschreibungen  und  Bildung  echter  Rück- 
lagen. Nach  der  ersten  der  beiden  anderen  Meinungen  wäre  Reingewinn 
im  Sinne  der  §§  237,  245  schon  gegeben  vor  Vornahme  notwendiger  Ab- 
schreibung, nach  der  anderen  erst  nach  Vornahme  auch  der  freiwilligen 
Abschreibungen  und  der  Rückstellungen  auch  für  echte  Reserven. 

3.  Beide  Reingewinnbegritfe  widersprechen  den  Grundsätzen  ordnungs- 
mäßiger Buchführung.  Nach  ihnen  hat  die  Buchführung  zu  geschehen. 
Also  ist  Pflicht  der  Auslegung,  die  §§  237  und  245  möglichst  so  auszulegen, 
daß  die  geringste  Abweichung  vom  Reingewinnbegriife  der  ordentlichen 
Buchführung  entsteht. 

a)  Dies  ist  nicht  der  Fall,  wenn  wir  annehmen,  der  Gesetzgeber 
habe  einen  Reingewinn  in  ordnungsmäßigem  Sinne  schon  vor  Vornahme 
der  notwendigen  Abschreibungen  bzw.  erst  nach  Bildung  von  echten  Re- 
serven aus  dem  Reingewinn  annehmen  wollen,  denn  beides  steht  mit  den 
Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  und  dem  sonst  beliebten  Rein- 
gewinnsbegiitfe  in  schärfsten  Widerspruche;^)  wohl  aber  ist  es  gegeben, 
wenn  wir  die  ]\I einung  vertreten,  die  Bestimmung  sei  nur  die  zu  kurz 
gefaßte  Formuherung  des  Gedankens,  daß  die  Vorstands-  und  Aufsichts- 
ratstantieme nur  von  einem  Teil  des  (bei  ordnungsmäßiger  Bilanzaufstellung 
sich  ergebenden)  bilanzmäßigen  Beingewinns  zu  berechnen  sei. 

b)  Was  der  Rechtsatz  ausdrücken  will,  ist  der  Gedanke :  die  Tantieme 
des  Vorstandes  und  Äiifsichtsrates  ist  nicht  schon  von  dem  bilanz- 
mäßigen Reingewinn  zu  berechnen,  wie  er  nach  Vornahme  der  not- 
wendigen Abschreibungen  und  der  Zuweisungen  an  Abschreibungs- 
fonds (bei  ordnungsmäßiger  Bilanzaufstellung)  sich  er(fihf,  sondern  erst 
ans  dem  bilanzmäßigen  Reingewinne^  welcher  nach  Vornahme  frei- 
williger Abschreibungen  und  echter  Rücklagen  aus  ihm  verbleibt. 
Um  deutlich  zu  sein,  hätte  der  Gesetzgeber  zum  mindesten  sagen  müssen: 
,,von  dem  nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  sich 
ergebenden  bzw.  verbleibenden  Reingewinn." 

c)  Die  Formulierung  ist  zutreffend  bei  einer  Buchung,  bei  der  in 
Abweichung  von  der  gesetzlichen  Vorschrift  das  Gewinn-  und  Verlust- 
konto als  Saldo  nur  Bruttogewinn  angibt  und  erst  in  der  B.  vor  dei-  Linie 
der  Abzug  der  notwendigen  Abschreibungen  geschieht.  Dann  „verbleibt" 
bei  Abzug  der  notwendigen  Abschreibungen  ein  Reingewinn  insofern,  als 
der  auf  diese  Weise  entstehende  bilanzmäßige  Reingewinn  durch  Abzug 
der  genannten  Abschreibungen  vom  Bruttogewinn  entsteht  und  insofern 
einen  Rest  darstellt.  Und  ebenso  „verbleibt"  bei  weiterem  Abzug  der 
freiwilligen  Abschreibungen  und  der  Dotierung  echter  Reservefonds  ein 
Reingewinn  insofern,  als  infolge  dieses  Abzuges  ein  Rest  des  bilanzmäßigen 
Reingewinns  übrig  bleibt. 

d)  Am  klarsten  hätte  der  Gesetzgeber  daher  formuliert:  von  dem 
Betrage  des  Rohgewinnes,  der  nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen 

0  Das  Schweiz.  Oblig.-Recht  630  Abs.  1  setzt  ausdrücklich  voraus,  daß  in  dem 
betreffenden  Geschäftsjahre  ein  „bilanzmäßiger"  Reingewinn  erzielt  ist. 


328  §  84.  Der  Jabresgewiunbegriff  in  HGB.  §§  237  uud  245. 

und  Eücklagen  als  Keingewinnrest  (Rest  bilanzmäßigen  Reingewinnes) 
verbleibt. 

e)  Alle  MißverstäiKlliclikeit  wäre  auch  schon  beseitigt  geblieben, 
wenn  HGB.  §§  237  bzw.  245  die  Fassung  erhalten  hätte:  Der  Anteil  am 
Jahresgewinn  darf  nur  von  dem  Betrage  berechnet  werden,  der  verbleibt, 
nachdem  sämtliche  Abschreibungen  und  Rücklagen  bewirkt  worden  sind. 
So  lautet  VAG.  §  35,  wenn  es  vorschreibt,  für  größere  Privatversicherungs- 
vereine  auf  Gegenseitigkeit  trete  an  Stelle  des  §  245  Abs.  1  die  Vorschrift: 
,,Eine  nach  dem  Jahresüberschusse  bemessene  Vergütung  für  die  Mitglieder 
des  Aufsichtsrats  darf  nur  von  dem  Betrage  gewährt  werden,  welcher 
verbleibt,  nachdem  sämtliche  Abschreibungen  und  Rücklagen  bewirkt  worden 
sind  ..."  Hier  ist  nach  dem  Zusammenhang  zu  ergänzen:  von  dem  Be- 
trage des  „7?o// Überschusses".  Ebenso  wäre  demgemäß  in  unserem  Falle 
zu  ergänzen  „von  dem  Betrage  des  (bilanzmäßigen)  Rohgewiuns". 

B.  Unser  Ergebnis  ist  also,  was  den  Reingewinnbegriö"  angeht :  die 
Vorschrift  der  §§  237  und  245  ist  eine  nicht  glückliche,  weil  zu  ge- 
drängte, Formulierung  des  Satzes:  die  2\intieme  ist  nur  von  einem 
Teile  des  bilanzmäßig eii  Reingewinns  zu  berechnen. 

II.  Ist  der  Reingewinnbegriff  der  §§  237  und  245  der  nämliche, 
wie  der  der  übrigen  Bestimmungen  des  HGB.,  so  läßt  sich  das  gleiche 
nicht  von  dem  Ausdruck  Jahresgewinn  in  beiden  Paragraphen  bemerken. 
Nicht  allerdings  in  dem  Sinne,  als  könne  Jahresgewinn  hier  nicht  das- 
selbe bedeuten,  wie  in  den  sonstigen  Vorschriften  des  HGB.,  sondern  der 
Unterschied  liegt  nui'  darin :  Jahresgewinn  iu  §§  237  und  245  muß  nicht 
dasselbe  bedeuten,  wie  sonst  im  HGB.  und  speziell  im  Aktienrecht.  Es 
bedeutet  Gewinn  jeder  Art,  Gewinn  überhaupt. 

1.  Daß  unter  Jahresgewinn  in  §§  237  und  245  nicht  ausschließlich 
bilanzmäßiger  Jahresreingewinn  zu  verstehen  ist,  folgt  aus  zweierlei. 

a)  AVürde  Jahresgewinn  nur  dieses  bedeuten,  so  wäre  die  Folge: 
lediglich,  wenn  bestimmt  wäre,  daß  der  dem  Vorstand  und  Aufsichtsrat 
zukommende  Anteil  vom  bilanzmäßigen  Reingewinn  berechnet  werden 
soll,  muß  die  Berechnung  nur  nach  einem  Teile  des  bilanzmäßigen  Rein- 
gewinns geschehen.  Die  Folge  wäre  also,  daß,  wenn  den  genannten 
Orgauen  ein  Anteil  am  Bruttogewinn  eingeräumt  würde,  die  Berechnung 
nicht  in  dieser  Weise  zu  erfolgen  hätte.  Und  doch  ist  der  Zweck  der 
Bestimmungen,  für  alle  Fälle  der  Gewinnbeteiligung  die  Höhe  zu  be- 
schränken. Es  geht  nicht  an,  von  einem  Gesetzgeber  anzunehmen,  daß 
er  die  ]\Iögllchkeit  einer  so  nahe  liegenden  legalen  Gesetzesumgehung  offen 
lassen  wollte. 

b)  Dazu  kommt  der  Rückschluß  aus  dem  Nachsatze.  Hier  heißt 
es:  ,,der  Anteil  an  dem  Jahresgewinn  ist  von  dem  nach  Vornahme  sämt- 
licher Abschreibungen  und  Rücklagen  verbleibenden  Reingewinne  zu  be- 
rechnen". Dies  setzt  voraus,  daß  es  auch  vor  Vornahme  aller  Abschrei- 
bungen und  Rücklagen  einen  Gewinn  gibt,  und  das  ist  der  Rohgewinn. 
Also  enthalten  gjj  237  und  245  auch  den  Rechtsgedanken :  selbst  wenn  dem 
Vor.stand  oder  Aufsichtsrat  ein  Anteil  am  Rohgewinn  zugesprochen  ist, 
hat  die  Berechnung  des  Anteils,  von  dem  Reste  des  Rohgewinns  zu  er- 
folgen, der  verbleibt,  nachdem  sämtliche  Abschreibungen  und  Rücklagen 
aus  ihm  bewirkt  sind. 

2.  So  enthält  HGB.  §  237  und  245  den  Rechtssatz:  an  welchem 
Gewinn  immer  dem  Vorstand  oder  Aufsichtsrat  satzungs-,  Vertrags-  oder 
beschlußmäßig  ein  Anteil   zugesprochen  werden  mag,  immer  ist  der  An- 
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teil  nur  von  jenem  Betrage  des  bei  richtig-er  Bilanzaufstellung  sich  er- 
gebenden Keingewinns  zu  berechnen,  der  verbleibt,  nachdem  aus  diesem 
Reingewinn  freiwillige  Abschreibungen  und  Zuführungen  zu  echten  Reserve- 
fonds bewirkt  sind.  Jede  andere,  den  Empfängern  günstigere  Berechnungs- 
anordnung in  Statut,  Vertrag,  Beschluß  irgendeines  Gesellschaft sorganes 
ist  ungesetzlich. 

3.  Dasselbe  gilt  aus  gleichen  Erwägungen  für  VAG.  §  35  über  die 
Aufsichtsratstantieme  bei  größeren  Privatversicherungsveieinen  auf  Gegen- 
seitigkeit. Auch  hier  bedeutet  im  Gegensatz  zum  sonstigen  Inhalt ')  des 
VAG.  Überschuß  nicht  notwendig  Reinüberschuß.  Es  ist  auch  im  Sinne 
von  Rohüberschuß  gemeint:  ,,nach  Roh-  oder  Reinüberschuß  bemessene 
Vergütung". 

III.  Noch  sind  einige  das  Bilanzrecht  berührende  Einzelheiten  zu 
§§  237  und  245  des  HGB.   und  §§  34    und  35  des  VAG.  zu  behandeln. 

A.  Aus  früheren  Ausführungen  über  Abschreibung  und  Rücklage- 
begriff folgt: 

1.  Abschreibung  steht  in  diesen  Rechtssätzen  im  w^ eiteren  Sinne, 
umfaßt  also  auch  durch  Wertminderung  nicht  bedingte  Abschreibungen, 
stille  Reserven. 

2.  Rücklage  bedeutet  so  viel  wie  Reserve.  Auch  die  inneren  Rück- 
lagen fallen  daher  darunter,  soweit  sie  nicht  in  Form  von  Abschreibungen 
an  bestimmten  Posten  geschehen. 

3.  Tantiemenpflicht  des  Gewinnvortrages. ^)  Nicht  vorher  abzuziehen, 
also  tantiemenpflichtig  ist  der  Betrag  des  bilanzmäßigen  Reingewinns,  der 
zum  Übertrag  auf  das  nächste  Jahr  bestimmt  wird,  also  der  Gewinn- 
vortrag für  das  nächste  Jahr,  Zum  Begriff  der  Gewinnrücklag-e  gehört 
Übergang  auf  die  Kapitalrechnung. ^)  Der  Gewinnvortrag  wird  aber  auf 
Gewinn-  und  nicht  auf  Vermögenskonto  übertragen.  Er  ist  nur  Reserve 
weiteren  Sinnes.  Dazukommt:  er  ist  nach  dem  Buchhai tungs verfahren, 
durch  das  seinem  Namen  zufolge  sein  Wesen  mit  bestimmt  wird,  der  Ge- 
winnteil, der  verbleibt,  nachdem  alles  andere,  also  auch  die  Vorstands- 
und Aufsichtsratstantieme  vom  Gewinnsaldo  abgezogen  ist.'^)  Im  nächsten 
Jahre  und  in  all  den  Jahren,  auf  die  er  sonst  vielleicht  übertragen  wird, 
also  Vortrag  aus  dem  Vorjahre  ist,  ist  er  tantiemenfrei.  Denn  von  diesem 
Gewinne  ist  schon  Tantieme  entrichtet.^) 


»)  Z.  B.  §  22  Abs.  3,  §  S8. 

*)  Lit.  bei  Zimmermann  §  2,  ferner  Kleinlogel  in  Z.  f.  Handelsw.  5,  163.  Ebenda 
5,  117:  Werner  über  Berechnung  des  tantiemenfreien  Gewinnvortrags;  dazu  Leitner, 
Grundriß  der  Buchhaltung  2.  Bd.  112  ff.;  Bankarchiv  11,  119,  12,278;  Weill  bei  Hold- 
heim 22,  26  ff  ;  Fischer,  Buchführung  S.  120  ff. 

^)  Das  Reichsgericht  erklärt  ihn  für  Rücklage  engeren  Sinnes,  also  tantiemenfrei 
(LZ.  1911,  771;  JW.  1905,  315);  ebenso  Staub  §  237  und  Lehmann,  Kommentar 
§  237.  Bei  dieser  Auffassung  ist  der  Vortrag  auf  das  neue  Jahr  also  tantiemenfrei, 
aber  der  aus  dem  oder  den  Vorjahren  tantiemenpflichtig.  Die  buchhalterische  Seite 
ist  hier  nicht  beachtet:  vorgetragen  wird  der  letzte  Gewinnteil,  der  Gewinnrest.  Und 
ferner:  nicht  im  Jahre  seiner  Entstehung,  sondern  erst  im  nächsten  wäre  der  Gewinn 
tantiemenpflichtig;  im  Jahre  seiner  Entstehung  Rücklageposten,  im  nächsten  Gewinn- 
posten !    Dagegen  auch  Renfer  in  Z.  f.  ges.  Versich. -Wiss.  13,  600  f. 

*)  VAG.  §  38:  zuerst  Rücklage,  dann  Tantieme,  dann  Gewinnvortrag.  Ein  Be- 
rechnen der  Tantieme  vom  Gewinnvortrag  ist  überdies  ^»-aWiscÄ  unmöglich.  Man  ver- 
suche es  nur.  Immer  bleibt  ein  tantiemenfreier  Rest,  wenn  man  nicht  arithmetische 
Formeln  aufstellt.  Eine  so  umständliche  und  schwierige  Berechnung  hat  der  Gesetz- 
geber nicht  haben  wollen.     Vgl.  Richter  im  Bankarchiv  12,  280. 

^)  Verlustvortrag  aus  dem  Vorjahre  wird  abgezogen ;  denn  vorher  ist  nicht  bilanz- 
mäßiger Gewinn   vorhanden.    Was  zur  Deckung  dient,  ist  also  tantiemeufrei.    Daraus 
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Zu  bereclineu  ist  die  Tantieme  daher  so: 

Ge\\1nnsaldo  für  31.  Dezember  1912 2  4U0  000 

ab  \'ortrag  aus  dem  Jahre  1911  (weil  von  ihm  schon  im  Jahre 
1911  Tantiemen  entrichtet  und  5"/o  der  Zwangsreserve  zu- 
geführt sind) 200  000 

2  200  000 

ab  5  ^/o  zur  gesetzlichen  Reserve 110  000 

„  freiwillige  Rücklage  (z.  B.  weitere  7  V2  °/o  zur 
gesetzlichen  Reserve  oder  zu  einer  freiwilligen 
Reserve) 290  000       400  000 

1800  000 
ab  4%  Dividende  auf  24  Mill.  Aktienkapital 960^00 

840'Ö00 
ab  Vorstandstantieme  8%  aus  1800000  ....       144000 
ab  Aufsichtsratstantieme  12%  aus  840  000  .     .     .  •    100800       244  800 

595200 
wieder  hinzu  Gewinnvortrag  vom  Jahre  1911  . 200  000 

y95  200 

ab  3  7o  Restdividende 720000 

Gewinuvortrag  des  Jahres  1912 75  200 

Wie  aus  der  Rechnung  ersichtlich,  erhielten  Vorstand  und  Aufsichts- 
rat aus  diesen  75200  Mk.  Tantieme;  denn  er  wurde  nicht  vorweg  ab- 
gezogen ;  in  den  1 800  000  Mk.  und  den  840  000  Mk.  ist  er  mit  enthalten. 

4.  Aus  dem  früher  über  Reserven-  und  Rücklagenbegriff  Bemerkten 
folgt  ferner:  tantiemenpflichtig  sind  die  Gewinnbeträge,  die  verwendet 
werden : 

a)  zur  Gewinnverteilung  an  ]\Iitglieder  oder  Versicherte  oder  sonstige 
Dritte  (Beamte,  Arbeiter);^) 

b)  als  Gratifikationen  an  Angestellte-)  oder  als  Geschenke;-') 

c)  zu  Pensions-  oder  Unterstützungszwecken,  sofern  die  empfangende 
Kasse  usw.  eigene  Rechtspersönlichkeit  besitzt."*) 

5.  Alle  diese  Beträge  sind  tantiemenpflichtig,  weil  ihnen  der  Rück- 


folgt nicht,  daß  Gewinuvortrag  aus  dem  Vorjahre  tantiemenpflichtig  ist.  Man  darf  nicht 
schließen :  dort  wird  der  tantiemenpflichtige  Reingewinn  durch  den  Vortrag  vermindert, 
also  muß  er  hier  erhöht  werden.  Der  Grund  der  TTantiemenfreiheit  ist  im  zweiten  Falle 
ein  ganz  anderer  als  im  ersten.  Dort  wird  keine  Tantieme  verrechnet,  weil  durch  den 
Verlustvortrag  kein  bilanzmäßiger  Reingewinn  (oder  ein  niedrigerer)  entsteht;  hier  wird 
der  Gewinn  tantiemenfrei  nicht,  weil,  sondern  obwohl  er  bilanzmäßiger  Reingewinn  ist; 
er  wird  frei,  weil  davon  schon  Tantieme  berechnet  ist.  Er  wird  frei  nicht  wegen  seiner 
Gewinneigenschaft,  sondern  wegen  der  Berechnungsweise.  Dort  Tantiemenfreiheit,  weil 
Gewinn  fehlt,  hier,  weil  noch  nicht  verrechneter  Gewinn  fehlt,  von  ihm  bereits  Tantieme 
berechnet  ist. 

')  Hierzu  Behm  in  Hirths  Annalen  1909  S.  57  f. 

*)  Die  Zuwendung  von  Gratifikationen  kann  als  Zuwendung  aus  Roh-  oder  Rein- 
gewinn anzusehen  sein.  Das  erstere  liegt  vor,  wenn  sie  eine  Betriebsausgabe  darstellt, 
was  gegeben,  wenn  die  Zuwendung  auch  nur  wirtschaftlich  den  Charakter  einer  Ver- 
gütung für  geleistete  Dienste  an  sich  trägt  (an  Weihnachten,  bei  Dienstjubiläen  der 
Angestellten).  Anders  dagegen  bei  einem  Fabrikjubiläum,  Besuch  der  Fabrik  durch  den 
Landesfllrsten. 

*)  Ein  Wassenverk  gibt  bei  einer  Typhusepidemie  an  Gemeinden  250000  Mk.  zur 
Unterstützung  von  durch  die  Krankheit  in  Not  Geratenen  und  zur  Deckung  der  Arraenlast. 

*)  Hat  der  Empfänger  auf  die  Zuteilung  einen  Rechtsanspruch,  so  liegt  Betriebs- 
ausgabe vor,  also  Zuwendung  aus  Bruttogewinn. 
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lagecharakter  abgeht.  Tantiomeiipflicliti^  ist  keineswegs  nur  die  Aktionär- 
dividende.   Alles,  was  nicht  Rücklage  und  Abschreibung  ist,  unterliegt  ihr. 

6.  Andererseits  kann  statutarisch  oder  freiwillig  die  Tantiemenfreiheit 
des  Ge\Ninnes  noch  weiter  gehen :  z.  B.  tantiemenfrei  auch  6  '^/o  Aktionär- 
dividende oder  die  Vorstandstantieme  bei  Berechnung  der  des  Aufsichtsrats. 

B.  Ein  anderer  Punkt  ist  die  Buchunfj  der  Vorstands-  und  Auf- 
^\c\\i^tanti einen.  Sind  sie  auf  Ge^^'imweii eilung skonio  zu  buchen  oder 
dürfen  sie  als  G^%c]\?dt%unkosten  auch  in  den  auf  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung stehenden  Posten  Handlungsunkosten  eingerechnet  werden? 

1.  Um  ein  ganz  einfaches  Beispiel  zu  geben,  muß  gebucht  werden: 


Bilanzkonto 

Aktiva 1150000 

Grundkapital  . 

•         •         • 

1000  000 

Reservefonds  . 

• 

100  000 

Reingewinn 

Tantiemen     . 

2  500 

Aktionäre 

40  000 

Vortrag    auf 

neue     Rech- 

nung  .     .     . 

7  500 

50000 

1150  000 

1150000 

orfer  kann  auch  gebucht  werden: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Geschäftsunkosten    .     .     .     32  500 

Bruttogewinn 

^         ^ 

.     90000 

Abschreibungen    ....     10000 

Reingewinn 

An  Aktionäre  .     40  000 

Vortrag  auf 

neue   Rechnung       7  500     47  500 

oder  die  einzelnen  Unkosten  spezialisierend: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Verwaltung  und  Steuern  .  30000  i  Bruttogewinn      ....     90000 

Abschreibungen    ....  10000  | 

Tantiemen 2  500 

Reingewinn      .....  47500  | 

und  zu  der  einen  und  anderen  Art  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  dann  als : 

Bilanzkonto 

Aktiva 1147  500     Grundkapital.     .     .     .     1000  000 

Reserve 100  000 

j  Reingewinn 

Dividende      .     40  000 
I       Vortrag    auf 
1       neue      Rech- 

I       nung   ...       7500        47500 

1147  500  1  1147  500. 
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"Wir  seilen :  im  letzteren  Falle  ist  der  bilanzmäßige  Eeingewinn  um 
2500  Mk.  niedriger  und  niedriger  um  diese  Summe  auch  der  Aktivbestand: 
statt  1150000  nur  1147  500  Mk. 

2.  Bei  Beantwortung  der  Frage  ist  zwischen  neuem  HGB.  einerseits 
und  VAG.  und  altem  (.österr.)  HGB.  andererseits  zu  unterscheiden : 

a)  Bei  dem  deutsc/un  HGB.  ist  zu  belichten:  HGB.  §§  237  und  245 
sagt:  die  Tantieme  ist  „von  dem  nach  Vornahme  sämtlicher  Abschrei- 
bungen und  Rücklagen  verbleibenden  Reingewinne  zu  berechnen''.  Hieraus 
folgt:  aber  sie  ist  nicht  erst  nach  diesem  Reingewinn,  d.h.  in  der  Ge- 
winnverteilung zu  buchen.  Der  Gesetzgeber  verlangt,  daß  ein  bilanz- 
mäßiger Reingewinn  zuerst  ohne  Vorwegabzug  der  Vorstands-  und  Auf- 
sichtsratstantieme festgestellt  und  ans  ihm  die  Höhe  der  Tantieme  prozentual 
berechnet  wird.  Nicht  aber  schließt  er  aus,  daß  dieser  Betrag  dann  auf 
Geschäftsunkostenkonto  ^)  zurückgerechnet  und  die  B.  dem  Aufsichtsrat 
und  der  Generalversammlung  in  einer  Gestalt  vorgelegt  wird,  bei  der 
sich  eine  R eingewinn szitfer  ergibt,  die  hinter  der  zuerst  berechneten  Rein- 
gewinnssurame  um  den  festgestellten  Tantiemenbetrag  zurückbleibt.  Um 
bei  unserem  Beispiel  zu  bleiben:  zuerst  ist  eine  Gewinn-  und  Verlust- 
uud  eine  Bilanzrechnung  aufzumachen,  bei  der  sich  als  bilanzmäßiger  Rein- 
gewinn 50  000  ergibt;  auf  Verlustkonto  dürfen  die  Unkosten  also  nur  mit 
30  000,  nicht  mit  32  500  angesetzt  werden;  dann  aber  ist  es  statthaft, 
daß  der  Betrag  von  2500  auf  Geschäftsunkostenkonto  zurückgerechnet 
und  Gewinn-  und  Verlust-,  sowie  Bilanzkonto  so  entworfen  und  beschlossen 
werden,  daß  als  bilanzmäßiger  Gewinnsaldo  die  Summe  47  500  bleibt.  Der 
Weg  dazu  ist,  daß  die  2500  Mk.  Tantieme  zum  Posten  Geschäftsunkosten 
hinzugeschlagen  werden,  so  daß  dieser  auf  32  500  Mk.  steigt.  Daraus, 
daß  die  Tantieme  von  dem  nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen 
und  Rücklagen  verbleibenden  Reingewinn  zu  berechnen  ist,  resultiert  nicht, 
wie  Simon  meint,^)  daß  die  Berechnung  stets  erst  in  den  Vorschlägen 
über  die  Gewinnverteilung  zu  erfolgen  habe.  Einen  aus  dem  nach  Vor- 
nahme sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  restierenden  Reingewinn 
berechneten  Gewinnanteil  stellt  die  Tantieme  auch  dann  noch  dar,  wenn 
sie  nach  ihrer  Berechnung  auf  Geschäftsunkostenkonto  verbucht  wird. 
Denn  an  dem  buchmäßigen  Vollzug  der  Abschreibungen  und  Rücklagen, 
der  notwendig  war,  um  zu  der  Reingewinnsziifer  zu  gelangen,  die  nach 
gesetzlicher  Bestimmung  die  Grundlage  für  die  Tantiemenberechnung  zu 
bilden  hat,  wird  bei  solcher  Rückbuchung  der  Tantieme  nichts  geändert. 
Die  betreffenden  Eintragungen  bleiben  völlig  unberührt.  Den  Grundsätzen 
ordnungsmäßiger  Buchführung,  also  der  Technik  der  Buchführung  ent- 
spricht, wenn,  was  Betriebsausgabe  ist,  auch  auf  dem  Betriebsausgaben-, 
d.  h.  Geschäftsunkostenkonto  verbucht  wird.  HGB.  §§  237  und  245  ent- 
halten eine  Abweichung  von  diesem  Grundsatze,  aber  nicht,  daß  sie  diese 
Abweichung  vorschrieben,  sondern  sie  erklären  sie  nur  für  statthaft.  Der 
Tantiemenbetrag  kann  erst  hinter  der  B.  in  der  Form,  wie  sie  von  der 
Generalversammlung  genehmigt  wii-d,  eingestellt  werden,  aber  er  muß 
es  nicht.  Statthaft,  aber  nicht  notwendig  ist,  daß  Vorstands-  und  Auf- 
sichtsratstantieme erst  im  Gewinnverteilungskonto  zu  buchmäßigem  Aus- 
druck gelangen. 

Auch  daraus  läßt  sich  das  Gegenteil  nicht  ableiten,  daß  man  land- 

')  Vor.=!tand-   und   Aufsich tsratstantiemc   sind  Betriebsausgaben,   also   steuerfrei 
(OVG.  14,  247),  soweit  nicht  ein  G.  au.sdriicklich  das  Gegenteil  bestimmt  (s.  §  88). 
*)  S.  9.Ö  Anra.  73.    Dagegen  Fischer,  Buchführung  S.  76. 
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läufig  die  Verwendung  von  Gewinn  zu  Tantiemengewälirung  als  Tantiemen- 
verteilung bezeichnet.  Man  könnte  gewillt  sein,  hieraus  zu  schließen, 
Tantiemenverteilung  sei  Gewinnverteilung  im  Sinne  des  Gesetzes  und, 
weil  die  Gewinnverteilung  Feststellung  der  B.  zur  Voraussetzung  hat, 
schon  aus  diesem  Grunde  eine  Buchung  auf  dem  Wege  zum  Bilanzab- 
schluß gesetzlich  unerlaubt. 

Allein  diese  Schlußfolgerung  scheitert  an  dem  Umstände,  daß  Ge- 
winnverteilung im  Sinne  des  Aktienrechtes  nur  bei  Verteilung  von  Gewinn 
an  Mitglieder  vorliegt.  Verteilung  von  Gewinn  an  andere,  \' ersicherte, 
Angestellte,  sonstige  Dritte  ist  im  Sinne  des  HGB.  Ausschluß  von  Ver- 
teilung. 

HGB.  §  213  lautet:  ,,Die  Aktionäre  haben  .  .  .  Anspruch  auf  den 
Eeingewinn,  soweit  dieser  nicht  nach  dem  G.  oder  dem  Gesellschafts- 
vertrage von  der  Verteilung  ausgeschlossen  ist."  Jede  andere  Verwen- 
dung des  Reingewinns  als  Ausschüttung  von  AktionärdiYidende  fällt  im 
Sinne  des  G.  also  nicht  unter  Verteilung.  „Vorschläg-e  über  Gewinnver- 
teilung" in  §  246,  ,, Beschlußfassung  über  Gewinnverteilung"  im  Sinne 
des  §  2u0  Abs.  1  bedeutet  Vorschläge  und  Beschlußfassung  nur  darüber, 
ob  der  Gewinn  an  die  Aktionäre  verteilt  oder  von  dieser  Verteilung  aus- 
gesclilossen  werden  soll.  Unter  letzteren  Begriff  fällt  jede  andere  Ver- 
wendung des  Gewinns  als  die,  welche  in  Festsetzung  einer  Aktionär- 
dividende besteht. 

b)  Anders  entscheiden  wir  für  VAG.  und  österreichisches  Aktienrecht. 

a)  Wohl  gilt  HGB.  §  237  nach  VAG.  §  34  entsprechend  auch  für 
den  Vorstand  größerer  Gegenseitigkeitsvereine  der  Privatversicherung, 
aber  VAG.  stellt  auch  die  Gewährung  von  Tantiemen  unter  den  Begriff  Ge- 
winnverteilung, wenn  es  in  §  38  bestimmt,  ein  nach  der  B.  sich  er- 
gebender Überschuß  komme,  soweit  er  „nicht  nach  der  Satzung  Rücklagen 
zuzuführen  oder  zur  Verteilung  von  Tantiemen  zu  verwenden  oder  auf 
das  nächste  Geschäftsjahr  zu  übertragen  ist,  zur  Verteilung  unter  die 
Mitglieder",  und  in  §  106  ohne  jede  weitere  Einschränkung  unter  Strafe 
stellt  Mitglieder  des  Vorstandes,  eines  Aufsichtsrats  oder  ähnlichen  Organs, 
sowie  die  Liquidatoren  einer  Versicherungsgesellschaft  auf  Aktien  oder 
eines  Versicherungsvereins  auf  Gegenseitigkeit,  welche  wissentlich  ,,den 
Vorschriften  des  Gesetzes  oder  der  Satzung  über  die  Bildung  von  Reserven 
zuwider  eine  Geivinnverteilung  vorschlagen  oder  zulassen".  Indem  diese 
Bestimmung  auch  die  Organe  von  Gegenseitigkeitsvereinen  fiir  strafbar 
erklärt,  ist  erwiesen,  daß  unter  die  Gewinnverteilung  auch  die  Überschuß- 
verteilung im  Sinne  des  §  38  fällt,  demgemäß  aber  auch  die  Verteilung 
von  Überschuß  als  Tantieme.  Für  die  Ausschüttung  einer  Tantieme  an 
den  Aufsichtsrat  kommt  hinzu,  daß  hier  für  Gegenseitigkeitsvereine  HGB. 
§  245  nicht  entsprechend  gut,  sondern  durch  eine  besondere  Vorschrift  — 
§  35  Ziff.  2  —  ersetzt  ist.  Diese  Bestimmung  zeigt  gegenüber  §  245 
des  HGB.  die  bemerkenswerte  Abweichung,  daß  nach  ihr  die  Tantieme 
von  dem  nach  Bewirkung  sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  etc. 
verbleibenden  Betrage  des  Rohüberschusses  nicht  , .berechnet",  sondern 
,, gewährt"  wird.  Wird  sie  aber  von  dem  verbleibenden  Reingewinn  erst 
gewährt^  so  kann  sie  nicht  vorher  als  Geschäftsunkosten  gewährt,  d.  h. 
als  Betriebsausgabe  verrechnet  werden.  Dazu  stimmt  auch  die  Fassung 
des  §  38:  ,,zur  Verteilung  von  Tantiemen  .  .  .  verwenden.'' 

Da  VAG.  §  1U6,  wie  bemerkt,  auch  füi^  die  Versicherungsaktien- 
gesellschaften gilt,   folgt  aus  dem  VAG.   als  dem  Spezialgesetze  gemäß 
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Einfühniugsgesetz  zum  HGR.  Art.  2  Abs.  2  aucli  eine  Einschränkung 
der  Geltung  des  HGB.  tür  Versic/ierun(/sf/esel Ischaffen  auf  Aktien: 
auch  bei  ihnen  darf  die  Tantieme  an  Vorstand  und  Aufsichtsrat  erst  im 
Gewinnverteilungskonto  gebucht  werden.  Bei  ihnen  fällt  unter  den  Be- 
gTÜf  Gewinnverteilung  auch  die  Verteilung  an  Nichtaktionäre,  also  an 
Gesellschaftsoigane  und  Versicherte.  Dies.er  Anschauung  sind  auch  die 
Vorschriften  des  kaiserlichen  Aufsichtsamtes  für  Privatvei'sicherung  in 
Deutschland  über  Rechnungslegung  der  größeren  privaten  Versicherungs- 
unternehmungen vom  2.  Juni  1^02.  Erst  in  den  Schematen  über  „Ver- 
wendung des  Überschusses"  begegnet  der  Posten  Tantiemen  und  zwar 
aller  Tantiemen,  nicht  bloß  derjenigen  des  Aufsichtsrats  und  Vorstandes, 
sondern  auch  dei jenigen  der  Hauptbevollmächtigten  und  ..sonstigen  Per- 
sonen", und  diese  Schemata  gelten  für  alle  größeren  Unternehmungen  der 
Privatversicherung,  für  solche  des  Gegenseitigkeits-  und  solche  des  Aktien- 
prinzips. 

ß)  Für  das  österreichisclie  Recht  gilt  dasselbe  und  zwar  nicht  nur 
für  Versicherungs-,  sondern  ebenso  für  spezielles  und  aUgemeines  Aktienrecht. 

aa)  Auch  die  Formularien  des  Fers.-Reg.  vom  5.  März  1896  gehen 
davon  aus,  daß  die  Tantiemen  ,,an  a)  Funktionäre  der  Verwaltung,  b)  Be- 
dienstete" erst  in  das  Konto  ,, Verwendung  des  Überschusses"  zur  Buchung 
gelangen. 

ßß)  Das  in  der  Hauptsache  lediglich  für  industrielle  A.en  geltende 
A.-Reg.  vom  20.  September  1899  enthält  in  dem  von  der  ,, Reingewinn- 
verteilung" handelnden  §  52  in  Abs.  2  die  Vorschrift:  ,,Bei  der  Ver- 
teilung des  Reingewinnes  ^  hat  die  obligatorische  Dotierung  des  Reserve- 
fondes  allen  anderen  Zuweisungen  voranzugehen." 

yy)  Das  allgemeine  HGB.  Art.  216  Abs.  2  sagt  zwar:  „Jeder 
Aktionär  .  .  .  hat  .  .  .  nur  einen  Anspruch  auf  den  reinen  Gewinn,  so- 
weit dieser  nach  dem  Gesellschaf  tsvertrage  zur  Verteilung  unter  die 
Aktionäre  bestimmt  ist"  ^)  aber  es  wäre  eine  in  der  Einschränkung  zu 
weit  gehende  Auslegung,  wenn  wir  die  in  Art.  224  ohne  jede  Einschrän- 
kung gelassene  Bestimmung,  daß  den  Aktionären  u.  a.  Rechte  auch  in 
Beziehung  auf  ...  die  Einsicht  und  Prüfung  der  B.  und  die  Bestim- 
mung der  Gewinnverteilung"'  zustehen,  einengend  dahin  interpretieren 
wollten,  daß  ,, Bestimmung  der  Gewinnverteilung"  nur  so  viel  wie  ,, Be- 
stimmung der  Gewinnverteilung  unter  die  Aktionäre"  bedeute. 

3.  Werfen  wir  einen  Blick  in  die  Statuten  der  deutschen  A.en  oder 
in  die  Veröfientlichungen  ihrer  Jahresrechnungen,  so  ergibt  sich,  daß  sie, 
soweit  Spezialvorschriften  —  wie  für  die  Versicherungsaktiengesellschaften 
—  nichts  anderes  vorschreiben,  im  allgemeinen  um  der  Geheimhaltung 
innerer  Geschäftsvorgänge  willen  die  Vorstandstantieme  stillschweigend 
unter  den  Geschäftsunkosten  verbuchen  und  nur  die  Aufsichtsratstantieme 
als  Posten  des  Gewinnverteilungsplanes  in  Erscheinung  treten  lassen.  Zu 
letzterem  veranlaßt  neuerdings  der  Umstand,  daß  nach  HGB.  §  245  die 
Aufsichtsratstantieme  nicht  schon  von  dem  Reingewinn  berechnet  werden 
darf,  der  nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  ver- 
bleibt, sondern  erst  von  dem  Reingewinn,  von  dem  außerdem  vorweg  noch 
vier  Prozent  des  eingezahlten  Grundkapitals  als  Vordividende  der  Aktionäre 
in  Abzug  gebracht  sind.     Die  Bestimmung  der  Aktionärdividende   kann 


')  Vgl.  auch  §  .39  Abs.  1  Ziff.  2  des  A.-Reg. 
*)  Ebenso  Art  217. 
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bei  richtig  aufgestellter  B.  erst  im  Gewinnverteilungskoiito  geschehen. 
Also  liegt  nahe,  da  zwischen  Vor-  und  Nachdividende  die  Aufsichtsrats- 
tantieme abgezogen  wird,  in  dem  Gewinnverw^endungsnachweis  auch  die 
Tantieme  zu  nennen.  Aber  rechtlich  notwendig  ist  es  keineswegs:  es 
kann  die  Aufsichtsratstantieme  auch  auf  Geschäftsunkostenkonto  zurück- 
gerechnet w^erden. 

Erwähnt  sei  noch,  daß  es  vom  rechtlichen  Standpunkte  aus  jeden- 
falls nicht  die  Veröftenthchung  der  Jahresrechnung  sein  kann,  welche  die 
Gesellschaften  zur  Verbuchung  der  Vorstandstantieme  auf  Geschäfts- 
unkostenkonto veranlaßt,  sondern  die  Tatsache,  daß  eine  unter  Umständen 
größere  Versammlung,  die  Generalversammlung,  es  ist,  die  über  die  Ge- 
winnverteilung beschließt,  und  außerdem  jeder  Aktionär  die  Befugnis  hat, 
von  dem  Bericht  des  Aufsichtsrates  an  die  Generalversammlung  über  die 
Gewinnverteilungsvorschläge  des  Vorstandes  Kenntnis  zu  erhalten.^)  Denn 
öftentlich  bekannt  machen  muß  die  A,  lediglich  B.  und  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung,-) nicht  aber  den  Beschluß  über  Gewinnverteilung. 

Anders  liegt  die  Sache  vom  Zw^eckmäßigkeitsstandpunkte  aus.  Für 
eine  A.,  deren  Aktien  börsengängig  sind,  ist  es  eine  wirtschaftliche  Not- 
wendigkeit, auch  den  Gew'innverteilungsbeschluß  öffentlich  bekannt  zu 
geben.  In  der  Regel  geschieht  dies  durch  Eintrag  in  die  B.  oder  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  als  Vorkolonne  auf  der  Passivseite."') 

4.  Die  Frage  bleibt  noch,  ob  sich  an  den  Unterschied  der  Buchung 
von  Vorstands-  und  Aufsichtsratstantieme  auf  Geschäftsunkostenkonto  oder 
als  Gewinnverteilungsposten  eine  weitere  praktische  Wirkung  knüpft. 
Dies  ist  der  Fall.  Und  zw^ar  ist  die  sich  ergebende  Verschiedenheit  der 
Wirkung  nicht  unbedeutend. 

Der  Unterschied  der  Buchung  hat  die  Wirkung^  daß  im  zweiten 
Fall  ein  höherer  hilanzmößiger  Reingewinn  resultiert.  Hieraus  aber 
folgt  im  zweiten  Falle  auch  eine  höhere  Rücklage  zu  denjenigen  Reserven, 
für  die  nach  Gesetz  oder  Vertrag  die  Höhe  der  jährlichen  Dotierung  nach 
Prozenten  des  bilanzmäßigen  Reingewinns  zu  berechnen  ist. 

Die  jährliche  Rücklage  zum  Zw^angsfonds  der  A.  beträgt  nach  HGB. 
§  262  und  A.-Reg.  §  53  mindestens  5  Prozent  des  bilanzmäßigen  Jahres- 
reingewinnes. Bei  normaler  Berechnung  ist  er  vor  Abzug  aller  derjenigen 
Tantiemen  nicht  vorhanden,  die  den  Charakter  von  Betriebsaufwendungen 
haben,  und  diesen  Charakter  besitzt  die  Tantieme  in  der  Regel.  Also 
wäre  an  sich  auch  ein  geringerer  Betrag  zur  Zwangsreserve  abzuführen, 
aber  indem  der  Gesetzgeber  Berechnung  der  Tantieme  von  dem  nach  Vor- 
nahme sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  verbleibenden  Reingewinn 
vorschreibt,  läßt  er  zugleich  zu,  daß  die  Tantieme  erst  nach  Feststellung 
des  bilanzmäßigen  Reingewinns  in  den  Büchern  eingetragen  wii'd,  denn 
in  dem  Falle,  daß  außer  den  notwendigen  Abschreibungen  auch  freiwillige 
stattfinden  und  der  Zwangsreservefonds  noch  zu  dotieren  ist  oder  frei- 
w^illige  Reserven  darüber  hinaus  gebildet  werden,  stellt  der  nach  Abzug 
sämtlicher  Abschreibungen  und  der  Rücklagen  verbleibende  Reingewinn 


')  HGB.  246  mit  263. 

*)  §  265. 

')  In  den  Formularen  der  Eechnnngslegungsvorschriften  des  deutschen  Aufsichts- 
amts für  Privatversicheruug  vom  2.  Juni  1902  bildet  die  Buchung  der  Überschußver- 
wendung einen  Bestandteil  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung;  das  österr.  Vers.-Eeg. 
schreibt  für  die  Überschußverwendung  ein  von  B.  und  Betriebsrechnung  getrenntes, 
selbständiges  Konto  vor. 
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bei  regelrechter  Bilanzaufstellung  eiueii  Restbetrag  des  bilanzmäßigen  Rein- 
gewinns dar. 

In  dem  von  uns  oben  gegebenen  Zalilenbeispiele  beträgt  der  Rein- 
gewinn im  ersten  Falle  47  500,  im  zweiten  Falle  50  000  Mk.  Werden  die 
Tantiemen  als  Geschäftskosten  verbncht,  so  sind  demgemäß  nur  2375  Mk. 
zum  Z  wangsi-eservefonds  abzuführen,  Avährend  hei  Verbuchung  der  Tantiemen 
erst  im  Gewinnverteihingsplan  die  der  obligatorischen  Reserve  zuzuweisende 
Summe  2500  Mk.  beträgt. 

C.  Endlich  noch  eine  dritte  mit  dem  Bisherigen  übrigens  zusammen- 
hängende Einzelfrage. 

VAG.  §  35  Ziff.  2  bestimmt  über  die  Aiifsichtsrafstsintieme,  sie  dürfe 
nur  von  dem  Betrage  gewährt  werden,  der  nach  Abzug  sämtlicher  Ab- 
schreibungen und  Rücklagen  und  des  Anteils  am  Überschusse  übrig  bleibt, 
welcher  vertragsmäßi'g  den  Stiftern  des  Gründungsfonds,  d.  h.  den  sog. 
Garanten  einzuräumen  ist.  Für  die  T^o/*s/<7«c/6tantiemen  fehlt  eine  gleiche 
Bestimmung.  Auf  sie  ist  gemäß  §  34  daselbst  HGB.  §  237  entsprechend 
anzuwenden  und  demgemäß  nur  der  Satz:  die  Tantieme  ist  zu  berechnen 
von  dem  nach  Abzug  sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  ver- 
bleibenden Reingewinn. 

Trotzdem  müßte  an  sich  -gesagt  werden:  auch  der  den  Garanten 
zukommende  Gewinnanteil  ist  vorher  abzuziehen,  denn  er  hat  die  Natur 
einer  Betriebsausgabe.  Der  Gründungsfonds  ist  ein  dem  Betrieb  dienender 
Kapitalfonds,  ist  BefriebskR\^ita\.  Aber  VxAG.  §  35  Ziff.  2  lautet:  „und 
nachdem  (für  diejenigen  Personen,  welche  gegen  Zusicherung  einer  Be- 
teiligung am  Überschusse  den  Gründungsfonds  zur  Verfügung  gestellt 
haben)  der  nach  §  22  Abs.  3  bedungene  Auteil  am  Überschusse  in  Ab- 
zug gebracht  worden  ist".  In  §  22  Abs.  3  wird  dieser  Anteil  als  , .Be- 
teiligung an  dem  aus  der  Jahresbilanz  sich  ergebenden  Überschusse"  um- 
schrieben. Unter  Jahresbilanz  ist  hier  gemäß  g  38  mit  §;>  35  (HGB.  §  249) 
und  §  36  (HGB.  S§  260  und  261)  die  von  dem  Vorstand  vorgelegte,  dem 
Aufsichtsrat  geprüfte  und  dem  obersten  Gesellschaftsorgan  genehmigte  B, 
gemeint.  Also  kann  der  Überschußanteil  der  Garanten  nicht  bloß  erst 
nach  Feststellung  dieser  B.  berechnet,  sondern  auch  erst  nach  dieser  B., 
also  erst  in  der  Gewinnverteilung  gebucht  werden,  denn  sonst  würde  sich 
bei  Rückbuchung  eine  niedrigere  bilanzmäßige  Überschußziffer  ergeben. 
Hieraus  aber  folgt,  daß  für  die  Berechnung  der  Fo/'.s/r/wr/.stantiem_e  bei 
Versicherungsgegenseitigkeitsvereinen  der  Anteil  der  Garanten  am  Über- 
schuß von  dem  bilanzmäßigen  Überschuß  nicht  vorweg  in  Abzug  gebracht 
werden  muß.  Ein  innerer  Grund  für  unterschiedliche  Behandlung  von 
Aufsichtsrats-  und  Vorstandstantieme  fehlt.  Ein  Versehen  des  Gesetz- 
gebers liegt  vor.  Es  korrigieren  zu  wollen,  wäre  nicht  Gesetzesauslegung, 
sondern  Gesetzesergänzung. 

Daß  das  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  in  der  Sache  allerdings 
von  der  Meinung  ausgeht,  daß  auch  bei  Berechnung  der  Vorstandstantieme 
die  Garantentaiitieme  vorweg  abzuziehen  sei,  glauben  wir  annehmen  zu 
sollen.  In  den  Rechnungslegungsformularien,  die  es  vorgeschrieben  hat, 
reihen  sich  die  Posten  in  nachstehender  Folge  aneinander: 

Verwendung  des  Überschusses: 
I.  An  den  Reservefonds. 
II.  An  die  sonstigen  Reserven. 
III.  An  die  Aktionäre  oder  Garanten. 
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IV.  Tantiemeu  an  1.  Aufsiclitsrat,  2.  Vorstand,  3.  HauptbevoU- 

mäclitig-te,  4.  sonstige  Personen. 
V.  Gewinnanteile  an  die  Versicherten. 
VI.  Sonstige  Verwendungen. 
VII.  Vortrag  auf  neue  Rechnung. 
Man  könnte  meinen  wollen,   daß  die  Garantentantieme  vorweg  ge- 
nannt wird,  erkläre  sich  daraus,  daß  sie  ihrem  Wesen  nach  Betriebsauf- 
wand sei.    Allein  dann  wäre  unerklärlich,  warum  auch  Fondsdotation  und 
Aktionärdividende  vorausgestellt  wird.    Letzteres  beides  ist  dagegen  wohl 
verständlich,  wenn  wir  annehmen,  sie  stehen  voraus,  weü  vor  ihrem  Ab- 
zug  die  Reingewinnsumme   nicht  vorhanden  ist,    von  der  die  Tantiemen 
für  Vorstand   und  Aufsichtsrat   erst  berechnet   werden  dürfen.     Hieraus 
aber  resultiert,  daß  auch  der  Garantenanteil  vorausgestellt  ist,   weil  das 
Aufsichtsamt  der  Meinung  ist,  als  sei  dieser  nicht  bloß  bei  Berechnung 
der  Aufsichtsrats-,   sondern   auch   der  Vorstandstantieme   im  voraus  ab- 
zuziehen. 

B.  Der  steuerrechtliclie  Gewiuubegriff. 

§  85. 

I.  Der  handelsrechtliche  Gewinnbegriif  ist  buchtechnischer,  der  steuer- 
rechtliche wirtschaftlicher  Natur.  Steuerrechtlich  ist  Reingewinn  der  Über- 
schuß im  wirtschaftlichen  Sinne,  der  Reinertrag,  das  Reineinkommen.^) 
Dieser  Gewinnbegriff  deckt  sich  nicht  mit  dem  handelsrechtlichen.  Die 
Unterschiede  im  einzelnen  sind  im  §  83  gewürdigt.     Es  folgt  daraus : 

A.  Der  Reinertrag  kann  höher  als  der  bilanzmäßige  Reingewinn  sein. 

1 .  Zuvielabschreibungen  und  sonstige  versteckte  Gewinnrückstellungen 
müssen  steuerrechtlich  zum  Gewinnsaldo  zugeschlagen  werden;  es  müßte 
denn  das  Steuergesetz  xiusnahmen  machen.  Steuerfrei  sind,  wie  in  §  63 
dargelegt,  Zuvielabschreibungen,  wenn  sie  regelmäßig  erfolgen  und  zur 
Vorsorge  gegen  mögliche  Verluste,  also  zur  Bildung  geheimer  Verlust- 
reserven dienen.  Zuvielabschreibungen  für  Zwecke  der  Geschäftserweite- 
rung (stille  Ausgabereserven)  sind  steuerpflichtig. 

2.  Ebenso  sind  nicht  abzugsfähig  bloße  Stammvermögensverluste; 
sie  mindern  den  Reinertrag  nicht ;  ^)  das  gleiche  ist  rechtens  bei  Verlusten 
im  Betriebe,  aber  im  außergewöhnlichen  Betriebe  (durch  Betriebsverände- 
rung), soferne  stehendes  Kapital  verloren  wird.'^) 

3.  Dasselbe  gilt  von  dem  Buchverluste.  Nur  der  durch  den  laufenden 
Betrieb  verursachte  Verlust  ist  steuerfrei.  Der  zum  Übertrag  in  das  nächste 
Jahr  bestimmte  Betrag  des  bilanzmäßigen  Verlustsaldos  wirkt  auf  die 
Steuerpflicht  nur  ein,  soweit  er  aus  Betriebsverlust  besteht.  Soweit  ist 
er  steuerfrei.  In  dem  Jahre,  in  das  er  übertragen  wird,  mindert  der  Be- 
triebsverlust die  Steuerpflicht  nicht.  Trotzdem  auch  das  neue  Jahr  wegen 
des  Übertrags  mit  Verlustsaldo  abschließt,  kann  in  ihm  Reinertrag  vor- 
handen sein.  Der  zur  Deckung  einer  vorjährigen  Unterbilanz  verwendete 
Reinertrag  ist  steuerpflichtig.  Denn  der  aus  dem  Vorjahre  übernommene 
Verlust  ist  nicht  durch  den  Betrieb  des  gegenwärtigen  Jahres  veranlaßt. 


')  S.  §  48. 

*)  §§  63  und  83. 

^)  OVG.  15,  270  läßt  alle  Betriebsverluste  abziehen. 

Behm,  Bilanzen.    2.  Aufl.  22 
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B.  Der  Reinertrag  kann  aber  auch  niedriger  als  der  bilanzmäßige 
Gewinusaldo  sein: 

1.  Bloße  Stammvermögensmehrungen  erhöhen  ihn  nicht;  sie  sind 
abzuziehen ;  ^) 

2.  Buchgewinn  ist  kein  Betriebsgewinn;  daher  ist  steuerfrei: 

a)  der  Gewinn,  der  durch  Herabsetzung  des  Grundkapitals  und  Auf- 
lösung oder  Verwendung-)  von  Reserven  entsteht, 

b)  der  aus  dem  Vorjahre  übernommene  Gewinnvortrag ;  steuerpflichtig 
ist  der  Gewinnvortrag  nur  in  dem  Jahre,  in  dem  er  entsteht,  d.  h.  in 
dem  er  Betriebsgewinn  ist.'') 

C.  Aber  das  positive  Reclit  hat  andererseits  auch  die  Spannung  zwi- 
schen haudels-  und  steuerrechtlichem  Gewiunbegritf  gemildert  durch  die 
Vorschrift,  daß  die  Unterbewertungen,  welche  die  Handelsgesetzgebung 
zum  Schutze  der  Gesellschaftsgläubiger  vorschreibt  oder  die  dem  Brauche 
eines  ordentlichen  Kaufmanns  entsprechen,  auch  für  die  Steuerbilanz 
gelten  (preuß.  EinkStG.  §  13).*)  HGB.  §  261  und  deutsches  GmbHG. 
§  42  verbieten  die  Bewertung  gewisser  Aktiva  über  dem  Einstands-  oder 
Börsenpreis,  schreiben  also  stille  Reserven  vor.  Die  Steuerbehörde  darf 
den  bilanzmäßigen  Gewinn  nicht  um  die  Beträge  hinaufsetzen,  welche 
die  Gegenstände  tatsächlich  mehr  wert  sind.  Der  niedrigere  bilanzrecht- 
liche Gewinn  ist  von  ihr  als  der  steuerpflichtige  Ertrag  zu  betrachten. 
Dasselbe  gilt  auch  für  die  üblichen  Zuvielabschreibungen. 

Für  Österreich  unterliegen  die  Steuerbehörden  demselben  Gebot, 
weil  nach  §  93  des  PersonalsteuerG.  ,,den  Reinertrag  die  bilanzmsiQigen 
Überschüsse  bilden".  Demgemäß  hat  das  Steuerorgan  die  von  GmbHG. 
§  23  vorgeschriebenen  Unterbewertungen  auch  für  die  Steuerberechnung 
anzuerkennen. 

D.  Ganz  ausgeglichen  ist  die  Spannung  nicht.  Also  besteht  ein 
wichtiger  Unterschied  zwischen  Gewinn-  und  Ertrags-,  Geschäfts-  und 
Stcuerhilanz.  Um  aus  der  kaufmännisch  aufgemachten  B.  den  steuer- 
pflichtigen Reinertrag  zu  berechnen,  müssen  zum  bilanzmäßigen  Rein- 
gewinn teils  Posten  hinzugezählt,  teüs  Posten  von  ihm  abgezogen  werden. 
Wenn  eine  Firma  z.  B.  allen  Effektengewinn  vorweg  zur  Betriebserweite- 
rung verwendet  und  nur  den  Fabrikationsgewinn  ausweist,  so  ist  sie 
doch  auch  für  den  Effektengewinn  steuerpflichtig;  der  steuerrechtliche 
Gewinnsaldo  erhöht  sich  um  den  Betrag. 

IL  Der  Gegensatz  von  Geschäfts-  und  Steuerbilanz  läßt  sich  am 
schärfsten  so  fassen :  Steuerpflichtig  ist  nicht  nur  der  ausgewiesene,  sondern 
auch  der  versteckte  Gewinn;  steuerpflichtig  ist  der  offene  wie  der  stille 
Gewinn;  denn  die  Steuer  wird  nicht  vom  bilanzmäßigen,  sondern,  vom 
Betriebsgewinn,  vom  Ertrage  berechnet. 

Unzutreffend  ist  die  Auffassung,  die  Steuer  werde  vom  bilanzmäßigen 
Gewinn  berechnet.^)  Dann  wäre  der  versteckte  Gewinn  (Zuvielabschrei- 
bung, sonstige  innere  Gewinnrückstellung)  schlechthin  steuerfrei,  Ertrag 


')  §§  63  und  83.  Abw.  OVG.  Es  meint,  es  seien  wegen  der  Worte  „Zuwachs 
des  Anlagekapitals"  in  EinkStG.  §  13  auch  die  bilanzmäßigen  Mehrungen  der  Anlage- 
konti  ohne  weiters  steuerpflichtig.  (OVG.  14,283,296;  13,030;  11,201;  12,297;  abw. 
15,  298),  aber  es  steht  auch  dabei :  unter  Beachtung  des  §  7. 

*)  Eine  Dividendenreserve  wird  z.  B.  zur  Aufbesserung  der  Dividende  herangezogen. 

»j  OVG.  3,  33;  5,  209;  10,  275;  12,  436;  13,  263  und  299;  s.  auch  Wehr- 
beitragsG.  vom  3.  Juli  1911  §  11. 

*)  S.  §  63.  " 

')  So  M.  Duh  im  Bankarchiv  11,201. 
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erst  steuerpflichtig,  wenn  er  verrechnet,  also  ersichtlich  gemacht  wird. 
Die  Meinung  wird  durch  den  Satz  unterstützt,  der  Fiskus  habe  davon 
keinen  Nachteil ;  die  Steuer  entgehe  ihm  nicht ;  sie  komme  ihm  direkt  oder 
indirekt  ein,  denn  die  stille  Reserve  sei  zu  versteuern,  wenn  sie  in  die 
B.  als  offene  Eeserve  oder  offener  Gewinn  einrücke.  Man  sagt:  ver- 
rechneter Gewinn,  der  in  offene  Reserve  gelegt  wird,  muß  nicht  versteuert 
werden,  wenn  die  Reserve  ihrem  Zwecke  zugeführt  oder  in  Gewinn  ver- 
wandelt (zur  Deckung  von  Verlusten,  Auffüllung  der  Dividende  verwendet) 
wird;  denn  diese  Reserve  ist  bereits  versteuert.  x\nders  der  stille  Gewinn. 
Wird  er  ausgewiesen,  so  ist  er  steuerpflichtig,  denn  die  Steuer  erfasse 
den  Gewinn,  wenn  er  deklariert  werde.  Werde  die  stille  Reserve  zur  Ab- 
schreibung von  offenen  oder  stillen  Verlusten  verwendet,  so  bleibe  sie  zwar 
formell  steuerfrei,  materiell  komme  es  aber  auf  das  gleiche  hinaus,  denn 
sonst  hätte  der  Verlust  aus  dem  Jahresgewinn  gedeckt  werden  müssen 
und  wäre  dann  eben  der  bilanzmäßige  Gewinn  um  den  Betrag  niedriger 
gewesen.  Der  Unterschied  sei  also  nur  der:  wäre  der  Gewinn,  als  er 
gemacht  wurde,  ausgewiesen  worden,  so  hätte  der  Fiskus  früher  die  Steuer 
erhalten,  würde  aber  jetzt  leer  ausgehen.  ,, Entgehen  aber  kann  die  Steuer 
dem  Fiskus  nicht.  Wenn  eine  Gesellschaft  spart  und  thesauriert,  so  hat 
sie  zwar  jetzt  keine  Steuer  zu  zahlen,  aber  dafür  in  der  Folge,  wenn  der 
früher  versteckte  Gewinn  in  irgendeiner  Form  bilanzmäßig  ausgewiesen 
wird.  Der  Fiskus  muß  früher  oder  später  die  Steuer  bekommen,  und  im 
Wesen  läuft  die  ganze  Diff'erenz  auf  eine  Zinsenfrage  hinaus;  die  Gesell- 
schaft lukriert  in  der  Zwischenzeit  die  Zinsen,  was  aber  dem  Fiskus  gleich- 
falls teilweise  zugute  kommt,  weil  diese  an  Steuer  provisorisch  ersparten 
Beträge  mittlerweile  im  Geschäfte  der  Bank  arbeiten,  wesentlich  höhere 
Zinsen  tragen,  von  denen  der  Fiskus  neue  Steuern  bezieht.  Materiell 
kann  also  die  ganze  Sache  für  den  Staatsschatz  wenig  in  Betracht  kommen, 
wenngleich  es,  namentlich  in  Zeiten  schwieriger  Finanzlage,  für  ihn  immerhin 
von  Bedeutung  sein  kann,  die  Steuer  sofort  zu  bekommen  und  nicht  eine 
Anweisung  auf  eine  fernere  Zukunft  zu  haben,  wo  er  sie  vielleicht  weniger 
nötig  hat."^) 

Der  Ertrag  muß  in  dem  Jahre  versteuert  werden,  in  dem  er 
erzielt,  nicht  erst  in  dem,  in  welchen  er  verwendet  wird.  Daraus 
folgt,  daß  nicht  aller  Buchgeivinn  steuerfrei  ist.  Steuerfrei  ist  Buch- 
gewinn, der  durch  Herabsetzung  des  Aktienkapitals  hervorgerufen  wird; 
denn  er  entsteht  durch  Verwandlung  von  Stamm  vermögen.  Steuerpflichtig 
dagegen  ist  Buchgewinn,  der  aus  Auflösung  oder  Verwendung  von  stillen 
Gewinnrücklagen  hervorgeht,  die  bei  ihrer  Bildung  zu  unrecht  unversteuert 
blieben ;  denn  er  ist  Gewinn  aus  Erträgnis.  Nur  in  gewissem  Umfange 
sind  innere  Gewinnverwendungen  und  Gewinnrückstellungen  steuerfrei 
(§  63).  Läßt  eine  Bank  Konsortialgewinne  jahrelang  unverrechnet,  indem 
sie  ihr  Konsortialkonto  sehr  tief  einstellt,  so  ist  sie  dafür  steuerpflichtig, 
soferne  die  Rückstellungen  und  Verwendungen  über  die  reguläre  Vorsicht 
hinausgehen.  Außerordentliche  Geschäfts-(Konjunktur-,  Eff'ekten-)Gewinne 
müssen  versteuert  werden,  soweit  nicht  nur  ordentliche,  sondern  außer- 
ordentliche geheime  Sicherheitsreserven  und  Weitbhcks-Reserven  daraus 
geschaffen  werden. 

ni.  Aus  dem  Vorgetragenen  ergibt  sich :  die  A.  muß  auch  bilanz- 
rechtlich nicht  verrechneten  Ertrag  versteuern,  die  über  das  handelsrecht- 

1)  Duh  a.  a.  0. 
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liehe  Maß  hinausgehenden  Zuvielabschreibungen,  die  außerordentlichen  frei- 
willigen Absehreibungen  und  Rücklagen.  Gewinn  ist  steuerreehtlich  zu 
verrechnen,  sowie  seine  Höhe  feststeht.  Daß  er  noch  nicht  einging,  noch 
nicht  realisiert  ist,  berechtigt  nicht,  ihn  unversteuert  zu  lassen.  Ist  Ein- 
gang verdienten  Gewinnes  nicht  sicher,  so  besteht  nur  das  Recht,  ihn 
vorsichtig  zu  bewerten. 

Die  versteuerten  Zuvielabschreibungen  darf  die  Firma  als  versteuerte 
Rücklage  in  Reserve  stellen  und  daraus  die  steuerfreien  Abschreibungen 
der  nächsten  Jahre  tilgen. 

Eine  Maschine  ist  um  100  000  l^Ik.  angeschafft.  Nach  einem  Jahre 
schon  schreibt  die  A.  sie  bis  auf  1  Mk.  ab.  Das  Tempo  ist  der  Steuer- 
behörde zu  rasch.  Angemessen,  also  steuerfrei  ist  ein  Abzug  von  20  7o 
des  Anschaffungswertes  jährlich.  Die  A.  muß  daher  79  999  Mk.  der  Ab- 
schreibung versteuern.  Dafür  ist  sie  berechtigt,  in  die  nächste  B.  79  999  Mk. 
als  Reserve  einzustellen  und  daraus  die  jährlichen  Abschreibungen  von 
20  000  zu  tilgen.  Diese  Abschreibungen  gehen  dann  nicht  zu  Lasten  des 
laufenden  Erträgnisses,  des  Ge\dnn-  und  Verlustkontos,  sind  aber  abzugs- 
fällig, mindern  den  Gewinnsaldo. 

In  der  kaufmännischen  B.  will  die  A.  die  Reserve  nicht  ersichtlich 
machen.  Sie  stellt  daher  eine  besondere  Steuerbilanz  auf.  In  der  kauf- 
männischen B.  bleibt:  Maschinenkouto  1  Mk.  In  der  Steuerbilanz  wird 
gesetzt: 

Maschinenkonto       ....          1  !  Konto   der  Zuvielabschrei- 
Maschinenabschreibungsfonds  79  999  j     bungen 79  999 

oder  man  bucht 

Maschineukonto  ....  100  000  Konto  der  angemessenen  Ab- 
schreibungen auf  Maschinen- 
konto  20  000 

Konto   der   Zuvielabschrei- 
bung auf  Maschinenkonto     79  999 

Unterschieden  wird  also  ein  ,, Konto  der  steuerfreien  Abschreibung" 
auf  Maschinenkonto  und  ein  Konto  der  steuerrechtlich  im  Jahre  ihrer 
Entstehung  nicht  abzugsfähigen,  also  versteuerten  Abschreibungen  an 
Maschinen.') 

Im  nächsten  Jahre  werden  die  steuerfreien  20  000  Mk.  der  Reserve 
aus  Zuvielabschreibung  entnommen.     Die  B.  lautet  dann: 

Maschinen II  Zuvielabschreibung    .     .     .     59  999 

Abschreibungsfonds  .     .     .     59  999  ' 

oder : 

Maschinen 100000     Steuerfreie  Abschreibung       60  000 

Versteuerte  Abschreibung  39  999 
Die  A.  wäre  gegenüber  der  Steuerbehörde  im  Nachteil,  wenn  sie  bei 
Zuvielabschreibung  später  die  faktisch  eintretenden  Wertberichtigungen 
nicht  abziehen  dürfte.  In  der  Praxis  wird  diese  Reserve  aus  Zuvielab- 
schreibungen auch  Steuerabschreibungskonto  genannt.*)  Es  werden  auf 
ihm  die  von  der  Steuerbehörde  in  den  Voijahren  für  nicht  abzugsfähig 
erklärten  Abschreibungen    Jahr   für  Jahr   in  Höhe  der  handelsübhchen 

»)  Vgl.  Reisch  2  §  22.5  und  Berliner  §  75.     S.  auch  OVG.  11,  216;  13,  267. 
^  Z.  1  Handelsw.  5,  285. 
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Sätze  nachgeholt.  Der  Name  Steuerabschreibungskonto  ist  praktisch, 
aber  sachlich  nicht  zutreffend,  weil  er  die  Vorstellung  erweckt,  als  sei 
Steuer  zu  früh  gezahlt.  Abgeschrieben  werden  erst  neu  eintretende  Wert- 
minderungen an  der  Maschine.  Nicht  wird  die  Steuerleistung  auf  Jahre 
verteilt. 

Durch  die  Trennung  von  Geschäfts-  und  Steuerbilanz  wird  auch  einer 
Doppelbesteuerung  bei  etwaigem  Verkauf  buchhalterisch  vorgebeugt.  Die 
Maschine  wird  um  80  000  Mk.,  also  den  Preis,  mit  dem  sie  die  Steuer- 
behörde bewertete,  verkauft.  In  der  handelsrechtlichen  B.  steht  sie  mit 
1  Mk.  Der  bilanzmäßige  Gewinn  ist  79  999  Mk.  Der  Gewinn  ist  nicht 
zu  versteuern.  In  der  Steuerbilanz  gelangt  er  auf  Gewinn-  und  Verlust- 
konto nicht  als  Gewinn  aus  Verkauf,  sondern  als  Gewinn  aus  Auf- 
lösung des  Reservekontos:  Zuvielabschreibung  79  999.  Diese  79  999  sind 
bereits  versteuert.  Sie  waren  Verwendung  von  Reinertrag  zur  Bildung 
einer  Gewinnreserve.  Somit  ergibt  sich  aus  der  Auflösung  des  Kontos 
nicht  Ertrag,   sondern  nur  Buchgewinn,   also  nichts   zu  versteuerndes.') 

Wird  die  steuerpflichtige  Zuvielabschreibung  im  Jahre  ihrer  Ent- 
stehung nicht  versteuert,  so  fällt  natürlich  das  Recht  weg,  später  die 
wirklichen  Wertminderungen  abzuziehen. 

Die  Firmen,  die  außerordentliche  Gewinnrücklagen  machen,  führen 
auch  besondere  Steuerbilanzen.  Eine  Unternehmung  weist  z.  B.  nur  ihren 
Fabrikationsgewinn  aus,  indem  sie  ihren  ganzen  Effektengewinn  vorweg 
zur  Erweiterung  der  Betriebsanlagen  verwendet.  Sie  muß  diesen  Finanz- 
gewinn versteuern. 

Der  Effektengewinn  betrage  40  Mill.  Dann  steht  in  der  kauf- 
männischen B.  weder  von  diesem  Konsortialgewinn  noch  von  den  daraus 
errichteten  Neuanlagen  etwas.     Aber  in  die  Steuerbilanz  kommt: 

Neuanlagen 40  000  000  |  Versteuerte  Gewinnrück- 

I       läge 40  000  000 

IV.  Der  Gegensatz  zwischen  steuerlicher  und  kaufmännischer  Be- 
handlung der  stillen  Reserven  wird  noch  dadurch  gesteigert,  daß  die 
Handelsgesetzgebung  die  Bildung  möglichst  hoher  Gewinnrücklagen  be- 
günstigt. Während  das  Steuergesetz  nur  eine  angemessene  Berücksich- 
tigung der  Wertminderung  passieren  läßt  und  der  Finanzminister  die  Ver- 
anlagungsbehörden ausdrücklich  anweist,  Abschreibungen  in  die  Besteue- 
rungsgrundlage einzuziehen,  sobald  die  ungebührliche  Höhe  der  Abschrei- 
bung im  einzelnen  Falle  das  nach  allgemeinem  Gebrauch  übliche  oder 
durch  die  besonderen  tatsächlichen  Verhältnisse  gerechtfertigte  Maß  offen- 
bar übersteigt  und  oder  sogar  die  Absicht  einer  künstlichen  Herabdrückung 
des  wirklichen  Reingewinns  erkennen  läßt,^)  erschwert  der  Handelsgesetz- 
geber (HGB.  §  271)  die  Anfechtung  von  Generalversammlungsbeschlüssen, 
die  Abschreibungen  oder  Rücklagen  über  das  nach  G.  oder  Statut  statt- 
hafte Maß  hinaus  vornehmen.  Was  steuerrechtlich  verboten  ist,  ist  handels- 
rechtlich erlaubt.  Der  Gesetzgeber  gestattet  nicht,  durch  übermäßige 
Dotierung  stiller  Reserven  Gewinn  von  der  Besteuerung  auszuschließen, 
aber  er  gestattet,  auf  diese  Weise  Gewinn  der  Verteilung  zu  entziehen. 

Diese  Spannung  zwischen  den  Gesetzen  wird  in  der  Praxis  gemil- 
dert, wenn  die  Geschäfte  besondere  Steuerbilanzen  anlegen.     Die  Steuer- 


')  OVG.  15,  346. 
')  Vgl.  §  63. 
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behürde  legt  dann  auf  die  Besteuerung  der  Abschreibungen  weniger  Wert, 
sie  ist  eher  geneigt,  eine  Abschreibung  noch  als  angemessen  durchzulassen, 
wenn  sie  weiß,  daß  im  anderen  Falle  der  Abzug  der  zunächst  der  Steuer- 
pfliclit  unterwoifenen  Abschreibungen  im  Laufe  der  nächsten  paar  Jahre 
doch  nicht  aufgehalten  werden  kann.  Die  finanzielle  Wirkung  der  Früher- 
besteuerung erscheint  ihr  dann  als  zu  geringfügig. 

V.  Der  Unterschied  von  buchmäßigem  und  von  Betriebsgewinn  ist 
in  einer  Eichtung  auch  kaufmännisch  von  Bedeutung.  Grewinn,  der  nicht 
aus  Ertrag  hervorgeht,  verwendet  der  solide  Kaufmann  nicht  zur  Ver- 
teilung, sondern  zu  anderen  Zwecken,  insbesondere  zu  Vorsichtsabschrei- 
bungen. 

VI.  Der  Kaufmann  nennt  die  normale  Verzinsung  seines  im  Ge- 
schäfte arbeitenden  Eigenkapitals  nicht  Gewinn,  sondern  Betriebsausgabe. 
Er  sagt,  ehe  das  Eigenkapital  nicht  so  verzinst  ist,  ist  nichts  verdient. 
Manche  Kaufleute  gehen  noch  weiter  und  rechnen  die  Geld-  und  Waren- 
entnahmen aus  dem  Geschäfte  für  ihr  Privatkonto  zu  den  Betriebsaus- 
gaben. Steuerrechtlich  liegen  hier  steuerpflichtige  Abzüge  vor.  Unzu- 
lässig ist,  die  Zinsen  des  eigenen  Kapitals  mit  den  Zinsen  für  Fremdkapital 
auf  das  Konto  der  passiven  Zinsen  zu  setzen,  also  als  Unkosten  vom 
Rohge'winn  abzuziehen. 

Gewiß  kann  der  Kaufmann,  weil  er  sein  Vermögen  im  Geschäft 
verwendet,  es  nicht  ausleihen.  Aber  dieser  Entgang  an  Ausleihezins  ist 
doch  anderer  Art,  als  die  Ausgabe  für  Verzinsung  aufgenommenen  fremden 
Geldes.  Dort  tritt  nur  keine  Vermögensmehrung  ein,  hier  erfolgt  eine 
Vermögensminderung.  Dort  handelt  es  sich  nur  um  entgehenden  Ge- 
winn, hier  um  positiven  Vermögensverlust.  Dazu  kommt:  Es  entgehen 
ihm  nur  Ausleihzinsen,  nicht  Zinsen  schlechthin,  nur  Ertrag  durch  Aus- 
leihen, nicht  schlechthin  Ertrag.  Das  Unterbleiben  einer  Vermögens- 
zunahme durch  Ausleihertrag  wird  ausgeglichen  durch  den  Ertrag  (Zins), 
den  die  Verwendung  des  Eigenkapitals  im  eigenen  Geschäfte  mit  sich 
bringt.  Wie  der  Ausleihezins,  ist  auch  dieser  Zins  Ertrag,  Betriebsreiu- 
gewinn,  nicht  Betriebsausgabe.  Es  ist  unzulässig,  die  normale  Dividende 
unter  die  Unkosten  als  Ausgabe  zu  stellen  und  nur  die  Superdividende 
als  Reingewinn  ausweisen  zu  wollen. 

VII.  A.  Trotz  der  vorgetragenen  Unterschiede  ist  die  rechtliche 
Bedeutung  der  handelsrechtlichen  B.  für  die  steuerrechtliche  nicht  gering. 
Beim  Vollkaufmann  /.s/  der  steuerpflichtige  Gewinn  nach  den  Grund- 
sätzen zu  berechnen,  wie  solche  für  die  Inventur  und  Bilanz  durch  das 
HGB.  vorgeschrieben  sind  und  sonst  dem  Gebrauch  eines  ordentlichen 
Kaufmanns  entsprechen.  Hieraus  folgt  allerdings  nicht,  daß  die  Beschlüsse 
des  Kaufmanns  (der  Gesellschaftsorgane)  für  die  Steuerbehörde  bindend 
sind.  Nicht  nach  den  Grundsätzen  des  Steuerpflichtigen  und  seiner  be- 
rufenen Organe,  sondern  nach  den  Grundsätzen  des  HGB.  und  des  Handels- 
brauches hat  sie  den  Ertrag  zu  berechnen;  sie  darf  und  muß*)  also  eine 
liichtigstellung  der  Bewertungen ')  der  von  der  Generalversammlung  fest- 
gestellten B.  (Hinauf-  oder  Herabsetzung)  vornehmen  und  der  Vorstand 
darf  auch   eine  solche  im  Veranlagungs-   und  Rechtsmittelverfahren  bei 


')  OVG.  13,  274,  11,  260;  15,  115,  122. 

*)  Also  z.  B  eine  unterlassene,  aber  notwendisre  Abacbreibiing  vornehmen  (OVG. 
15, 122)  oder  den  noch  nicht  eingezahlten  Betrag  des  Grundkapitals  in  das  Aktivum  einsetzen, 
wenn  es  unterlassen  wurde  (OVG.  15,  254).    Über  eine  andere  Frage  §  90  V. 
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der  Behörde  beantragen.^)  Aber  immerhin  leitet  sich  aus  dem  Satze,  daß 
der  steuerptiiclitige  Ertrag  nach  denselben  Grundsätzen,  wie  die  kauf- 
männische B.  zu  berechnen  ist,  eine  Vermutung  für  die  Richtigkeit  der 
von  den  berufenen  Organen  festgestellten  B.  ab.-) 

B.  Weil  die  Steuerbehörde  abweichen  darf,  ist  sie  auch  in  der  Lage, 
in  einer  handelsrechtlichen  B.  zu  niedrig  bemessene  Abschreibung  gegen 
in  derselben  B.  zu  hoch  bemessene  auszugleichen.^)  Auch  an  die  Methode 
der  Abschreibungsberechnung  des  Steuerpflichtigen  ist  sie  nicht  gebunden. 
Glaubt  sie,  die  in  dem  Geschäftsjahre  eingetretene  Wertminderung  anders 
besser  zu  berechnen,  so  darf  sie  es.'^) 

C.  Die  Richtigstellung,  welche  die  Steuerbehörde,  sei  es  die  Steuer- 
verwaltuDgsbehörde,  sei  es  das  Steuergericht,  vornimmt,  hat  natürlich  nur 
steuerrechthche,  nicht  handelsrechtliche  Wirkung.  Wenn  also  die  Steuer- 
behörde eine  bilanzmäßige  Abschreibung  herabsetzt  und  demgemäß  auf  der 
Passivseite  den  Gewinnsaldo  um  die  nicht  zugelassene  Abschreibung  er- 
höht, so  hat  dies  Wirkung  nur  für  diese  und  die  folgenden  Steuerbilanzen, 
denn  es  geschieht  nur  zur  Ermittlung  der  Steuerpilicht.''') 

C.  Die  Tantiemengarantie. 

§  86. 

I.  Die  Regel  bildet  bei  höheren  Gesellschaftsorganen  Vergütung 
durch  festes  Gehalt  und  schwankenden  Gewinnanteil  nebeneinander.  Die 
schwankende  Gewinnbeteiligung  ist  die  Gewinn- Tantiejne.  Die  beiden 
Vergütungen  werden  nicht  selten  in  juristisch-rechnerische  Verbindung 
gesetzt. 

A.  Das  Gesellschaftsorgan  erhält  Tantieme,  muß  sich  aber  auf  sie 
das  feste  Gehalt  (von  50  000  Mk.)  anrechnen  lassen.  Dies  heißt:  es  wird 
eine  Tantieme  berechnet  (100  000  Mk.),  aber  der  Beamte  erhält  nicht 
die  ganze  berechnete  Tantieme  als  Tantiemenforderung,  sondern  die  letztere 
wird  gekürzt. 

Umgekehrt:  der  Beamte  erhält  ein  festes  Gehalt  (40  000  Mk.),  muß 
sich  aber  die  Tantieme  darauf  anrechnen  lassen.  Hier  wird  die  Gehalts- 
forderung gekürzt.  Der  Beamte  erhält  Gehalt  nur,  Avenn  die  Tantieme 
nicht  40  000  Mk.  erreicht. 

B.  Nicht  notwendig  eine  juristische,  sondern  nur  eine  rechnerische 
Verbindung  von  Gehalt  und  Tantieme  stellt  die  Tantiemengarantie  dar. 
Sie  kann  von  der  Gesellschaft*^)  oder  einem  anderen  Rechtssubjekt  ein- 
geräumt sein.  Im  ersteren  Falle  wird  zwischen  A.  und  Gesellschaftsorgan 
vereinbart,  daß  letzteres  mindestens  5000  Mk.  Tantieme  erhält  oder,  w^as 
dasselbe  ist :  die  Gesellschaft  garantiert  dem  Beamten  eine  Mindesttantieme 
von  5000  Mk.  Bis  zur  garantierten  Höhe  erhält  das  Organ  unter  allen 
Umständen  Vergütung. 

')  Dagegen  OVG.  12,  445;  14,  144;  15,  282,  289;  319,  456,  277  und  353;  11,  263 
[im  AViderspruch  zu  14,  224,  234]  für  Steuerpflichtige,  die  Handelsbücher  führen.  Die 
Wertansätze  der  von  den  berufenen  Organen  beschlosseneu  B.  sollen  hier  für  die  Steuer- 
behörde bindend  sein,  bis  diese  Orgaue  eine  Berichtigung  beschlossen. 

>)  OVG.  14,  224,  234;  10,  310;  7,  339. 

»)  OVG.  14,  265;  11,  264  und  271;  10,  308. 

*)  OVG.  15,271;  14,138. 

')  Hierzu  OVG.  15,  115. 

*)  Die  rigorose  Bestimmung  von  HGB.  §  237  hat  bewirkt,  daß  mehr  und  mehr 
Mindesttantiemen  garantiert  vrerdcn. 
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IL  In  der  Aufbringung  der  Mittel  für  die  garantierte  Tantieme, 
wenn  und  soweit  sie  niclit  aus  dem  Reingewinn  gedeckt  werden  kann, 
besitzt  die  Gesellschaft  volle  Freiheit. 

Wir  sahen, ^)  daß  selbst  die  nicht  garantierte  Tantieme,  also  diejenige, 
welche  nur  geleistet  werden  darf,  wenn  trotz  Abschreibungen  und  Rück- 
lagen Reingewinn  verbleibt,  nicht  notwendig  erst  aus  dem  bilanzmäßigen 
Reingewinn  gedeckt  werden  muß,  sondern  schon  vorher  als  Bestandteil 
der  Geschäftsunkosten  auf  Verlustkonto  abgezogen  werden  darf.  Um  so 
mehr  ist  statthaft,  daß  die  garantierte  Tantieme  im  Wege  der  Zurückrechnung 
als  Handlungsunkosten  und  zwar,  wie  sonst  Gehalte,  ungetrennt  von  den 
übrigen  Betriebskosten  auf  Gewinn-  und  Verlustrechnung  des  Jahres  ge- 
bucht wird,  für  das  die  Garantie  zu  leisten  ist. 

D.  Die  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Gewinnbetrages  im  ganzen. 

§  87. 

I.  A.  Nach  der  besonderen  Vorschrift  des  preußischen  EinkStG. 
§  9  Ziff.  6  ist  das  steuerpflichtige  Einkommen  der  nichtphysischen  Per- 
sonen „nach  dem  durchschnittlichen  Ergebnisse  der  drei  der  Veranlagung 
unmittelbar  vorangegangenen  Ge-schäftsjahre"  zu  berechnen. 

1.  Da  einen  wesentlichen  Bestandteil  der  Veranlagung  bei  einem 
Einkommen  von  mehr  als  3000  Mk.  die  Steuererklärung  (Fassion)  bildet, 
kann  demgemäß  gesagt  werden,  der  Steuerpflichtige  hat  seiner  Steuer- 
erklärung das  Durchschnittseinkommen  der  drei  dem  Steuerjahre  unmittelbar 
vorangegangenen  Wirtschaftsjahre  zu  Grund  zu  legen. ^) 

Maßgebend  ist  der  Durchschnitt  der  drei  der  Steuererklärung  (Ver- 
anlagung) uju)iiffelbar  vorangegangenen  Jahre.  Das  Steuerjahr,  d.  h.  das 
Jahr,  für  das  die  Steuer  zu  entrichten  ist,  das  Steuererhebungsjahr  ist 
gemäß  EinkStG.  §  61  das  Haushaltsjahr  des  Staates,  somit  das  Jahr  vom 
1.  April  bis  31.  März.  Die  Steuererklärung  wird  im  Vierteljahr  vorher 
abgegeben. 

2.  Nehmen  wir,  es  handle  sich  um  die  Berechnung  der  Steuerschuldig- 
keit für  das  Steuerjahr  1914,  das  vom  1.  April  1914  bis  31.  März  1915 
läuft,  und  es  stünde  eine  A.  in  Frage,  deren  Geschäftsjahr  mit  dem  Kalender- 
jahr zusammentrifft,  und  die  Steuererklärung  wäre  am  15.  Januar  1914 
abzugeben,  so  könnte  man  an  sich  meinen:  die  drei  unmittelbar  voran- 
gegangenen Jahre  im  Sinne  des  G.  wären  die  Jahre  1911,  1912,  1913. 
Allein  für  die  Berechnung  des  Einkommens  der  einzelnen  Jahre  hat  nach 
EinkStG.  §  15  mit  §  13  der  bilanzmäßige  Reingewinn  als  Ausgangspunkt 
zu  dienen.  Dieser  steht  erst  mit  Genehmigung  der  B.  durch  die  General- 
versammliing  fest.  Das  Geschäftsjahr  1913  kann  also  nur  in  Betracht  ge- 
zogen werden,  wenn  vor  dem  Abschluß  der  Veranlagung  die  B.  für  1913  von 
der  Generalversammlung  genehmigt  ist.  Im  Zweifel  wird  dies  15.  Januar 
1914  noch  nicht  der  Fall  sein.  Der  Steuerpflichtige  hat  also  seiner  Er- 
klärung an  sich  die  Jahre  1910,  1911,  1912  zu  Grund  zu  legen,  aber 
eine  Verfügung  des  Finanzministers  vom  2.  Januar  1902  f/estattet,  indem 
sie  die  Zeit  der  Veranlagung  erst  am  31.  März  abgeschlossen  sieht,  für 
die  im  Januar  oder  eventuell  nach  einer  Fristbewilligung  etwas  später 
abzugebende  Steuererklärung  und  für  die  amtliche  Durchschnittsberech- 


')  §  84. 

'j  Vgl.  Ausführungsanweisung  Art.  5,  III. 
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nung  (Veranlagung)  schon  das  einstweilen  im  Entwurf  festgestellte  Er- 
gebnis des  letzten  Geschäftsjahres  (1913)  mit  zu  berücksichtigen,  wenn 
die  Gesellschaften  sich  verpflichten,  bis  zum  Beginn  des  Steuerjahres 
(1.  April  1914)  die  Bilanzgenehmigung  der  Generalversammlung  beizu- 
bringen, und  diese  Verpflichtung  auch  bis  I.April  erfüllen.  Über  den  An- 
trag der  A.,  das  letzte  Geschäftsjahr  (1913)  schon  mit  zu  berücksichtigen, 
befindet  die  Veranlagungskommission,  bzw.  der  Vorsitzende.  Wir  nehmen 
an,  daß  die  B.  für  1913  erst  nach  1.  April  1914  genehmigt  wird;  also 
sind  die  drei  der  Veranlagung  unmittelbar  vorangegangenen  Jahre  1910, 
1911,  1912. 

B.  Für  jedes  dieser  Jahre  wird  auf  Grund  des  bilanzmäßigen  Ge- 
winns das  steuerpflichtige  Einkommen  berechnet.  Dies  ist  für  das  preußische 
Recht  aus  dem  Grunde  nicht  schwierig,  weil  nicht  das  ganze  Reineinkommen, 
sondern  nur  bestimmte  Teile  hiervon  steuerpflichtig  sind.  Nur  gewisse 
Verwendungen  machen  den  Überschuß  steuerpflichtig.^) 

1.  Demgemäß  rechnet  man  für  jedes  der  drei  Geschäftsjahre: 

a)  zusammen,  was  von  dem  bei  richtig^)  aufgestelltem  Geschäfts- 
abschluß sich  ergebenden,  bilanzmäßigen  Reingewinn  verwendet  wird 
«)  zur  Ausschüttung  als  Aktionärdividende, ■'^)  ß)  zur  Tilgung  der  Finanz- 
schulden'*) oder  des  Grundkapitals,  y)  zur  Verbesserung  oder  Geschäfts- 
erweiterung, d)  zur  Bildung  von  Reserven  °)  und  zum  Vortrag  auf  neue 
Rechnung,  um  von  dieser  Gesamtsumme  dann 

b)  abzuziehen  3  V2  Prozent  des  eingezahlten  Grundkapitals. 

2.  Nehmen  wir  an,  wir  erhalten  so  für  das  erste  Jahr  (1 910)  400  000,  für 

1911:  430  000,  für  1912:  450  000  Mk.  als  Endsumme,  so  beträgt  das  der 

Berechnung  der  steuerpflichtigen  Einkommensbeträge  für  das  Steuerjahr  1914 

,          1         .     ^.         .,                   400000  +  430000  +  450  000 
zugi'unde  zu  legende  Jahreseinkommen:     ' ! 

=  1^«^«  =  426666.66  Mk.«) 

II.  A.  Nach  österreichischem  Personalsteuergesetz  ist  die  Erwerbs- 
steuer grundsätzlich  eine  Steuer  vom  ganzen  Reinertrag,  die  Grundlage 
der  Bemessung  in  der  Regel  dagegen  nur  ,,der  in  dem  letzten  dem  Steuer- 
jahre vorausgegangenen  Geschäft sydhve  erzielte  Reinertrag"  (§  92).  Ge- 
meint ist  damit  der  Ertrag  des  letzten  bilanzmäßig  abgeschlossenen  Ge- 
schäftsjahres. Also  ist  —  die  Veranlagung  findet  jährlich  statt  (§91) 
—  für  das  Steuerjahr  1914   das  letzte  vorausgegangene  Geschäftsjahr, 


*)  OVG.  15,  253,  255,  314:  z.  B.  nicht  Verwendung  zur  Deckung  der  Kosten 
einer  Grund  kapitalserhöhung. 

')  OVG.  10,  301,  15,  456. 

')  OVG.  15,  258 :  also  nicht  Summen,  die  an  die  Aktionäre  als  Gläubiger  (z.  B. 
als  Abfindung  des  Mehrwertes  der  Einlage  über  den  Verkehrswert)  gezahlt  werden. 

*)  Den  Gegensatz  bilden  Schulden,  die  Betriebsausgaben  sind  (OVG.  13,  270). 

')  Näher  OVG.  10,  301  f. ;  13,  305. 

®)  Nehmen   wir  an,   im   ersten  Jahre   wäre  400  000  Mk.  Verlust,   dann  wäre  zu 

,         880000  —  400000       480  000      ,^^^„^,„      0,1..       ...   ^,-  ,.  •  .   :i  «  .,•    m  . 

rechnen =  — - —  =  160  000  Mk.   Selbstverständhch  ist,  daß  die  Tat- 

0  0 

sache,  daß  der  Verlust  des  ersten  Jahres  aus  Reserven  beseitigt  wird,  an  der  Berücksichti- 
gung dieses  Verlustsaldos  bei  Berechnung  des  Durchschnittsergebnisses  der  3  Jahre  nichts 
ändert.  Denn  für  diese  Berechnung  maßgebend  sind  die  entstandenen  Ergebnisse  und 
durch  die  Verwendung  von  Reserven  zur  Deckung  des  entstandenen  Verlustes  wird  dessen 
Entstehung  nicht  ungeschehen  gemacht,  sondern  nur  Entstandenes  beseitigt.  Vgl.  Entsch. 
in  Steuers.  X  321  ff. 
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wenn  dieses  mit  dem  Kalenderjahr  zusammenfällt,  das  Jahr  1912.  Denn 
nach  Personalsteuergesetz  §  110  ist  die  Steuererklärung  (das  Steuer- 
bekenntnis) jährlich  14  Tage  nach  der  statutenmäßigen  oder  in  anderer 
Weise  vorschriftsmäßig  erfolgten  Genehmigung  des  Rechnungsabschlusses, 
längstens  aber  sechs  Monate  nach  Ablauf  des  Geschäftsjahres  bei  der 
Steuerbehörde  einzubringen. 

B.  Den  Ausg:angspunkt  der  Berechnung  des  Reinertrags  bildet  der 
handelsrechtliche  (bilanzmäßige)  Reingewinn. 

1.  Davon  sind  etwa  noch  darin  steckende  Betriebsausgaben  abzu- 
ziehen, sie  müßten  denn  vom  Gesetze  ausdrücklich  für  steuerpflichtig 
erklärt  sein. 

a)  Steuerpflichtige  Betriebsausgabe  ist  die  Aufsichtsrats-  und  die 
Vorstandstantieme.  Nach  Personalsteuergesetz  ß  93  ist  auch  der  als 
Tantieme  zur  Verteiluwg  gelangende  bilanzmäßige  Überschuß  steuerpflichtig 
und  nach  §  94  dem  bilanzmäßigen  Überschusse  als  steuerpflichtig  hinzu- 
zurechnen, was  vor  Bilanzabschluß  aus  dem  Betriebserfolge  als  Tan- 
tieme ^)  verteilt  wird.  Eine  Ausnahme  besteht  nur  für  Remunerationen 
(also  auch  Tantiemen)  von  Vorstands-  und  Aufsichtsmitglieder  bei  Spar- 
kassen und  den  sog.  begünstigten  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften des  §  85  des  Personalsteuergesetzes). ^) 

b)  Für  andere  Angestellte  als  Vorstandsmitglieder  gilt  das  dem  Wesen 
der  Tantieme  und  Gratifikation  entsprechende  Recht.  Alle  Vergütung  an 
Angestellte  ist  Betriebsausgabe.  §  95  h  erklärt  ,,die  den  Angestellten  der 
Unternehmung  vertragsmäßig  ausgezahlten  Tantiemen",  §93  mit§95i 
und  §  94  e  die  sonstigen  Remunerationen  an  Angestellte  für  geleistete 
Dienste  als  steuerfrei). ') 

2.  Das  österreichische  Personalsteuergesetz  zeigt  im  übrigen  folgende 
Besonderheiten. 

a)  Steuerfrei  ist,  weil  sie  schon  der  Ertragssteuer  unterliegt,  eine 
Betriebsm.'«Y7/i/«6',  nämlich  ,,die  Reinerträge  aus  Grund-  und  Gebäude- 
*/fz/<?robjekten",  wenn  auch  nur  ,,in  demjenigen  Betrage,  in  welchem  sie 
der  Bemessung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  zugrunde  liegen"  (§  95  b). 
Die  Ausnahme  ist  prinzipwidrig,  denn  es  gibt  auch  andere  Betriebsein- 
nahmen, die  schon  anderen  Steuern  unterliegen.  Erklärlich  ist  sie  allein 
aus  der  Tatsache,  daß  die  österreichischen  Realsteuerprozente  sehr  hoch 
sind.    Der  Gesetzgeber  wollte  keine  Steuerüberbürdung  aus  dem  Prinzip. 

b)  Aus  dieser  auffälligen  ausdrücklichen  Ausnahme  folgt  eine  weitere 
stillschweigende.  Der  Reinertrag  aus  Grundstücken  und  Gebäuden  bildet 
steuerrechtlich  keine  Betriebseinnahme,  ist  steuerfrei.  Hieraus  folgt:  dem- 
gemäß bildet  auch  die  Ertragssteuer  von  diesem  Reinertrag,  die  daraus 
zu  entrrchtende  Grund-  und  Gebäudesteuer,  keine  Betriebsausgabe  im 
Sinne  des  Gesetzes;  wenn  sie  als  Geschäftsunkosten  verrechnet  ist,  muß 
sie  daher  dem  bilanzmäßigen  Reingewinn  wieder  hinzugerechnet  werden.^) 


')  Nicht  Tantieme  i-it,  was  von  der  Höhe  des  erzielten  Gewinnes  völlig  unab- 
hängig ist.  Somit  ist  garantierte  Minimaltantieme  nur  so  weit  steuerfrei,  als  das  Mini- 
mum nicht  durch  das  Gewinnprozent  erreicht  wird. 

»)  PersStG.  95  f. 

•)  Aus  §  93  mit  §  95  i  folgt  die  Steuerfreiheit  der  Remunerationen,  welche  erst 
nach  Abschluß  der  B.  aus  dem  bilanzmäßigen  Reingewinn  gemacht  werden ;  aus  §  94  e 
die  Steuerfreiheit  der  Remunerationen,  die  vor  Bilanzabschluß  als  Geschäftsunkosten 
verrechnet  wurden.  Sie  sind  bei  Berechnung  der  steuerp^flichtigen  Ertragssumme  zum 
Bilanzkonto  wieder  hinzuzuzählen. 

*)  Vgl.  österr.  Vollzugsvorschrift  zum  PersStG.  Art.  16.     . 
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Das  G.  selbst  deutet  diesen  Zusammenliang  zwischen  Steuerfreiheit  des 
Gebäude-  und  Grundstücksreinertrags  und  steuerlicher  Behandlung  der 
Gebäude-  und  Grundsteuer  hiervon  an,  indem  es  jenen  Reinertrag  ledig- 
lich so  weit  für  steuerfrei  erklärt,  als  er  der  Bemessung  der  Grund-  und 
Gebäudesteuer  zugrunde  liegt. 

c)  Dies  ist  nicht  die  einzige  steuerpflichtige  Betriebsausgabe.  Wir 
finden  eine  zweite  auffallUje  Ausnahme. 

Dem  Begriff  Betriebsaiisgabe  entsprechend  müssen  die  für  Geschäfts- 
schulden zu  zahlenden  Zinsen,  die  sogen.  Passivzinsen  abzugsfähig,  also 
steuerfrei  sein,  denn  sie  sind  Ausgaben  zur  Ertragserzielung. 

Das  österreichische  Personalsteuergesetz  erklärt  ,,die  von  der  Unter- 
nehmung geleisteten  Passivzinsen"  wohl  grundsätzlich  für  steuerfrei,^) 
aber  es  macht  hiervon  eine  Ausnahme :  steuerpflichtig  ist,  was  vom  Roh- 
ertrag verwendet  wird  zur  Verzinsung  des  mit  hypothekarischer  Sicher- 
heit oder  durch  Ausgabe  von  Teilschuldverschreibungen  zur  Vermehrung 
des  im  Unternehmen  werbend  angelegten  Kapitals  aufgenommenen  fremden 
Geldes,  es  müßte  sich  denn  um  Aufnahme  in  Form  von  Ausgabe  von 
Pfandbriefen  oder  Kommunalobligationen  handeln.^) 

Die  Ausnahme  beruht  auf  einer  Vermengung  der  Bedeutung  von 
Kapital  im  Bilanzaktivum  und  Bilanzpassivum.  Man  sagt,-^  die  Zinsen 
des  im  Betrieb  angelegten  eigenen  Kapitals  seien  nicht  abzugsfähig.  Nicht 
anders  als  wie  das  eigene  sei  auch  das  fremde  werbend  tätig.  Dürften 
nicht  die  Zinsen  des  ersteren  ertragkürzend  wirken,  so  auch  nicht  die 
Zinsen  des  letzteren.  Allein  diese  Ausführung  läßt  außer  acht,  daß 
es  nicht  die  Bilanzpassivposten  ,, Grundkapital"  und  ,, Prioritätsschuld" 
sind,  die  Ertrag  abwerfen,  sondern  die  durch  Einzahlungen  auf  Grund- 
kapital und  Schuldverschreibungen  gewonnenen  Aktivposten:  Gebäude, 
Maschinen,  Debitoren  usw.  Die  durch  Grundkapital  und  Schuldverschrei- 
bungsausgabe gewonnenen  Aktivwerte  werfen  Ertrag  ab.  Da  ist  völlig 
gleichgültig,  ob  sie  aus  Mitteln  des  Grundkapitals  oder  der  Schuldauf- 
nahme beschafft  sind.  Aber  so  gleich  die  Wirkung  der  AktivkapitaHen, 
so  verschieden  die  Bedeutung  der  Kapitalposten  auf  der  Passivseite. 
Zwischen  Grundkapital  und  Prioritätsschuld  besteht  da  nicht  bloß  ein 
juristischer,  sondern  ein  wirtschaftlicher  Unterschied.  Die  Prioritätsschuld 
muß  verzinst  werden,  ehe  Reingewinn  vorhanden  ist;  ihre  Verzinsung  ist 
Betriebsausgabe.  Eine  Verzinsung  des  Grundkapitals  kann  fehlen.  Es 
wird  nur  verzinst,  wenn  Reingewinn  erzielt  wird.  Der  Prioritätenzins 
ist  Rohertrags-,  der  Aktienzins  Reinertragsschuld.  Daher  ist  nur  sach- 
gemäß, wenn  der  Prioritätszins  steuerfrei,  die  Aktionärdividende  steuer- 
pflichtig ist.  Zwischen  Passivzins  und  Dividende  besteht  ein  totaler  wirt- 
schaftlicher Unterschied ;  daher  ist  auch  entgegengesetzte  steuerliche  Be- 
handlung unbedingt  notwendig  und  selbstverständlich. 

d)  Eine  weitere  Besonderheit  des  österreichischen  Rechts  kennen 
wir  schon.  Es  läßt  gewisse  Gewinnreservefonds  —  die  echte  Reserven 
darstellenden  Versorgungsfonds  für  Angestellte  und  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  die  Kursverlustreservefonds  —  steuerfrei.*) 

3.  Die  Erwerbssteuer  ist  nicht  abzugsfähig.  Sie  ist  Ertragssteuer, 
Besteueruugsgrundlage  also  der  volle  Ertrag.     Dieser  ist  nicht  mehr  vor- 

M  §95e. 

')  §  94  c. 

»;  Reisch  II  §§  216,  223. 

*}  §  81. 
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liauden,  wenn  zuvor  die  erlegte  Ertragssteiier  abgezogen  wurde.  Das  wurde 
sie  in  der  kaufniännisclien  Buchführung.  Sie  ist  als  Verlustposten  verbucht. 
Demgemäß  muß  sie  zum  bilanzmäßigen  Gewinn  hinzugerechnet  werden, 
um  zur  steuerphichtigen  Ertragssumme  zu  gelangen.  Das  österreichische 
Personalsteuergesetz  gibt  diesen  ^^'eg  der  Berechnung  des  steuerpflichtigen 
Reinertrags  ausdrücklich  an,  indem  es  §  94  mit  den  Worten  einleitet: 
„Den  bilanzmäßigen  Überschüssen  sind  hinzuzurechnen  jene  darin  nicht 
iubegrilfenen  Beträge,  welche  aus  den  Betriebserfolgen  des  Geschäfts- 
jahres ...  zu  einem  der  folgenden  Zwecke  verwendet  werden  .  .  .  .  f)  zur 
Zahlung  der  nach  den  Bestimmungen  dieses  Hauptstückes  entfallenden 
Steuer  samt  Zuschlägen." 

F.  Gewinnanteil  und  Gewinngarantie  Dritter. 

§  88. 

I.  Am  Reingewinn  kann  anderen  als  Mitgliedern  nach  Verpflichtung 
oder  freiem  Willen  ein  Anteil  einzuräumen  sein.  Wir  denken  an  den  Gewinn- 
anteil der  Versicherten  (Prämien)  bei  Versicherungsaktiengesellschaften,*)  des 
Staates  bei  Eisenbahn-,  der  Gemeinde  bei  Straßenbahnunternehmungen  usw\ 

Es  fragt  sich,  ob  diese  Gewinnverwendungen  steuerpflichtig  sind 
oder  nicht, 

A.  Sie  sind  es  nicht,  wenn  sie  Betriebsausgaben  darstellen.  Be- 
triebsausgaben sind  sie,  soferne  sie  der  Ertragserzielung  unmittelbar  dienen. 
Auf  diese  Unmittelbarkeit  kommt  es  an.  Auch  die  Aktionärdividende  dient 
der  Ertragserzielung ;  ohne  Dividendengewährung  entbehrt  die  Gesellschaft 
des  zur  Ertragserzielung  nötigen  Kredits;  trotzdem  ist  die  Aktionär- 
dividende  keine  Betriebsausgabe,  denn  sie  dient  der  Ertragsgewinnung  nur 
mittelbar.  Ob  der  Gewinnanteil  der  Besteuerung  unterliegt,  ist  daher 
Frage  des  einzelnen  Falles.  Deswegen,  weil  die  Schuld  nach  dem  Rein- 
gewinn bemessen  wird,  allein  ist  eine  Schuld  noch  nicht  Reingewinnschuld. 
Sie  kann  auch  dann  Betriebsschuld  sein,  wie  die  Vorstands-  oder  Auf- 
sichtsratstantieme zeigt.^)  Die  Versichertendividende,  der  Gewinnanteil 
des  stillen  Gesellschafters  bei  der  stillen  Gesellschaft,  der  Garanten  des 
Gründungsfonds  bei  den  Versicherungsvereinen,  der  Anteil  von  Staat  oder 
Stadt  als  Konzessionsbedingung  sind  Werbungskosten;')  dagegen  fällt 
darunter  nicht,  wenn  von  zwei  A.en,  die  in  der  Weise  in  Interessen- 
gemeinschaft stehen,  daß  sie  ihren  auszuschüttenden  Jahresgewinn  teüen, 
diejenige,  welche  mehr  Gewinn  ausschüttet,  das,  was  sie  davon  an  die 
andere  A.en  zu  zahlen  hat,  als  Gewinnausgleichungsfonds  in  Ausgabe 
stellt.  Dieser  Passivposten  ist  vorweg  abgezogener,  von  der  Verteilung 
an  die  eigenen  Aktionäre  ausgenommener  Reingewinnbestandteil. 

B.  Das  preußische  Steuerrecht  bestätigt  dies  unmittelbar,  aber  auch 
für  das  österreichische  Recht  gilt  nichts  anderes. 

1.  Nach  preußischem  Recht  sind  lediglich  bestimmt  aufgezählte 
Teile  des  Reineinkommens   steuerpflichtig:    was  ,,als  Aktienzinsen  oder 


')  Prämienrückersatz  oder  Bonus  genannt  (österr.  PersStG.  §  KJO). 

*)  Das  positive  Steuerrecht  kahn  abweichendes  bestimmen.  So  gilt  z.  B.  nach 
bayer.  EinkStG.  Art.  12,  I,  8  die  Aufsichtsratstantieme  als  unabziehbar. 

*)  Eine  deutsche  Reederei  verpflichtet  sich  zur  Milderung  des  Wettbewerbs  dem 
amerikanischen  Schiffstrust  jährlich  eine  Summe  zu  zahlen,  die  einer  Dividende  von 
5°/o  auf  ein  Aktienkapital  von  2Ü  .Mill.  Mk.  gleichkomjnt;  der  Trust  verzinst  das 
Kapital  mit  6  7o-  Als  Entgelt  für  Übernahme  einer  Garantiepflicht  oder  Überlassung 
eines  Patents  wird  Anteil  am  Reingewinn  gewährt  (OVG.  14,  326.;  15,  125). 
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Dividenden,    gleichviel  unter  welcher  Benennung,  unter  die  Mitglieder 
verteilt"  wird. 

2.  Was  die  österreichische  Gesetzgebung  angeht,  so  schreibt  Per- 
sonalsteuergesetz §  94  d  vor,  daß  dem  steuerptiichtigen  bilanzmäßigen  Rein- 
gewinn hinzuzurechnen  seien  die  darin  nicht  inbegriffenen  Beträge,  die 
,,aus  dem  Betriebserfolge  verwendet  werden  zur  Gewährung  von  Garantie- 
heiträgen,  Vorschüssen  oder  Zuschüssen  an  andere  Unternehmungen". 
Zuschüsse  müssen  nicht  notwendig  rückzahlbar  sein  (Subventionen,  Unter- 
stützungen). Also  ist  nach  Personalsteuergesetz  §  94d  steuerbar  jede  frei- 
gebige Verwendung  von  Ertrag,  aber  nur  Verwendung  von  Reinertrag, 
also  nicht  Verwendung  zu  Betriebsausgaben,  wie  sie  bei  Einräumung  von  Ge- 
winnanteilen an  Stadt,  Gemeinde,  Versicherte,  Garanten  vorliegt.^) 

II.  A.  Die  Gewinn-  und  Vertu stgaranfie  anderer  gegenüber  der 
Gesellschaft  begegnet  in  drei  wirtschaftlichen  Formen,  als  Schuldenzinsen-, 
Dividenden-  oder  Rentabilitätsgarantie. 

1.  Bei  ScJiutdenzinsengarantie  deckt  der  Garant  die  Unterbilanz  so 
weit,  als  es  zur  Verzinsung  der  Teilschuldverschreibungen  (zum ,, Prioritäten- 
dienst") notwendig  ist. 

2.  Bei  Dividendengarantie  gewährleistet  der  Garant  der  A.  einen 
Reingewinn  von  solcher  Höhe,^)  daß  sie  nach  Erfüllung  aller  gesetzlichen 
und  im  Zweifel  auch  aller  statutarischen  Voraussetzungen  (Deckung  von 
Verlusten,  Rücklagen  zu  gesetzlichen  und  statutarischen  Reserven)  in  der 
Lage  ist,  eine  Dividende  bestimmter  Höhe  auszuschütten,^)  Die  (jl^arantie 
bedeutet  also  nicht,  daß  der  Garant  nur  den  Betrag  der  Dividende  zu 
leisten  hat.  Ehe  nicht  Reingewinn  vorhanden  und  von  dem  vorhandenen 
Reingewinn  alles  abgezogen  ist,  was  nach  Gesetz  und  Statut  von  der  Ver- 
teilung ausgeschlossen  sein  soll,  ist  gar  kein  Dividendenanspruch  gegeben.^) 
In  einem  engeren  Sinne  bedeutet  Dividengarantie  allerdings :  soferne  alles 
andere  gedeckt  ist,  den  Reingewinn  noch  soweit  zu  ergänzen,  daß  eine 
bestimmte  Dividende  gezahlt  werden  kann, 

3.  Bei  der  Rentabilitätsgarantie  verspricht  der  andere  einen 
hilanzmäßigen  Reingewinn  von  irgendwelcher  bestimmten  Höhe,  Der 
Unterschied  gegenüber  der  Dividendengarantie  ist  der,  daß  die  Höhe  nicht 
so  festgesetzt  ist,  daß  bestimmte  Dividenden  gezahlt  werden  können. 

B.  1.  Garantiert  der  andere  Nichteintreten  bilanzmäßigen  Reinver- 
lustes, so  buchen  wir  folgendermaßen : 

a)  An  sich  würden  B.  und  Gewinn-  und  Verlustkonto  nachstehendes 
Bild  zeigen : 

Bilanzkonto 


Anlagen 900  000 

Debitoren 200  000 

Bar 20  000 

Verlustsaldo 30  000 


Grundkapital  ....  1000000 
Reservefonds  ,  .  .  .  100  000 
Schulden 50  000 


1)  Reisch  II  §  218. 

*)  Reisch  im  Bankarchiv  5,  33. 

")  HGB,  180  Abs.  2. 

*)  Rentengarantie  kann  etwas  anderes  als  Dividendengarantie  besagen  wollen : 
Die  Aktionäre  sollen  auch  für  den  Fall,  daß  die  A.  keine  Dividende  zahlen  kann,  eine  Rente 
(Dividendenersatz)  erhalten.  Der  Garant  ist  hier  nicht  verpflichtet,  so  viel  zuzuschießen, 
daß  sich  Dividende  im  Rechtssinne  ergibt.  Er  muß  also  nicht  Verluste  decken,  gesetz- 
liche und  statutarische  Reserven  dotieren  —  Z.  B.  der  Vorbesitzer  garantiert  für  6  Ge- 
schäftsjahre 8  "/o  Rente  und  hinterlegt  zur  Sicherheit  720  000  Mk.  Aktien  der  Gesellschaft. 
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Gewinn-  und  Verlustkonto 


Geschäftsunkosten  .     .     .       G5  000 
Passivzinsen 5  000 


Betriebsgewinn      .     .     .       40000 
Verlustsaldo      ....       30000. 


b)  Der  Staat  hat  versprochen,  Unterbilanzen  zu  decken.  Daher  ist 
zu  schreiben : 

Staatsgarantiekonto 
Soll  Haben 

Au  Gewinn-    und  Verlust-  Per  Bilanzkonto    .     .     .       30000 

konto 30  000 

und  das  Gewinn-  und  Verlust-,  bzw.  das  Bilanzkonto  lauten  nun: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Unkosten  ......       Ö5000  |  Betriebsgewinn      .     .     .       40000 

Passivzinsen 5  000  |  Staatsgarantiebeitrag      .       30000 

Bilanzkonto 

Anlagen 900  000  ;  Grundkapital     ....   1000  000 

Debitoren 200000  j  Reserve  .     .     .     .     .     .     100  000 

Bar 20  000  I  Schulden 50000 

Anspruch  auf  Staatsbeitrag       30  600  , 

Aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und  Passiva  ergibt  sich  kein 
Verlust  und  kein  Gewinn;  also  kann  die  Jahresrechnung  weder  einen 
Verlust-,  noch  einen  Gewinnsaldo  aufweisen. 

2.  Der  Staat  garantiert  einen  bilanzmäßigen  Reingewinn  von  80000. 
Dann  buchen  wir  bei  gleicher  Sachlage,  d.  h.  bei  Bilanzverlust  von  30  OOÜ : 

Anlagenkonto     ....     900000  ,  Grundkapital     ....  1000000 

Debitoren 200000  j  Reserve 100000 

Bar 20  000  j  Schulden 50  000 

Anspruch  auf  Staatsbeitrag     110  000  |  Gewinn 80000 

1230  000  I  1230000. 

C.  Garantiebeiträge  und  sonstige  ünierstiUzimgen,  w^elche  die  Gesell- 
schaft erhält,  sind  steuerfrei,  wenn  sie  an  die  Aktionäre  weiter  zu  geben 
sind,  also  in  der  B.  der  A.  nur  eine  durchlaufende  Post  bilden,^)  und 
Avenn  sie  nur  außerordentlich  geschehen,  daher  nicht  ein  Ergebnis  des 
laufenden  Betriebs,  den  Ausfluß  eines  periodischen,  also  länger  dauernden 
Vorteils  darstellen.^)  Ist  die  Unterstützung  wieder  (aus  späterem  Rein- 
ertrag oder  bei  der  Auflösung)  zurückzuzahlen,  so  ist  sie  immer  nur  Roh- 
gewinn.') Die  spätere  Zurückzahlung  aus  Reingewinn  ist  steuerpflichtig, 
denn  sie  "ist  Verwendung  von  Reinertrag  zur  Schuldentilgung.^)  Als  Kre- 
ditorenposten muß  die  Garantierückzahlungsschuld  in  den  Folgejahren 
nicht  eingestellt  werden,  denn  sie  ist  Reingewinnschuld.'') 

D.  Beihilfen  der  Gesellschaft  an  andere  Unternehmungen.  Sie  können 
ebenfalls  Betriebs-  oder  Elrtragsausgabe  sein;  ebenso  ihre  Rückzahlung 
Betriebs-  oder  außerordentliche  Einnahme. 


')  OVG.  11,  237. 

»)  OVG.  15,  257. 

»)  OVG.  13,  381;  11,  223. 

*;  Reisch  II  §  13Ü. 

')  §  16  m  und  RGZ.  81,  22. 
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F.  Weitere  Gewinnbegriffe. 

ö    öj. 

I.  Fiktiver  Gewinn  ist  Sclieingewinn.  Er  entsteht  durch  Überbe- 
werten der  Aktiva  und  Unterbewerten  von  Passivposten. 

II.  Kickt  realisierter  Gewinn  ist  echter  Gewinn,  Vermögenssteige- 
rung, aber  Wertsteigerung,  die  noch  nicht  durch  Weggabe  gegen  Entgelt 
in  eine  andere  Wertform  umgesetzt  ist. 

III.  Reeller  Gewinn  bedeutet  ].  so  viel  wie  realisierter  Gewinn, 
2.  den  Gegensatz  zu  ideellen  Gewinn  d.  h.  Gewinn,  der  nicht  in  greif- 
baren Gütern  besteht.  Realisierter  Gewinn  kann  in  greifbaren  wie  in 
ideellen  Gütern  bestehen. 

IV.  Als  Bncligewinn  wird  nicht  bloß  der  lediglich  durch  buch- 
halterische Maßnahmen  erzielte  Gewinn  bezeichnet,^)  sondern  Buchgewinn 
wird  manchmal  auch  der  nocli  nicht  realisierte  Gewinn  geheißen. 

Viertes  Kapitel. 

Die  Wertbemessung. 


I.  Allgemeine  Bewertungsregeln. 
Die  Unterbewertung  im  Allgemeinen. 

§  90. 

I.  Wir  gelangen  zur  Bewertungslehre.  Ihr  wichtigster  Satz,  daß 
dem  Kaufmann  Unterbewertung  der  Aktiven  und  Überbewerten  der  Schulden 
erlaubt  ist,  war  schon  früher^)  zu  erörtern.  Der  Kaufmann  darf  in  der 
B.  weniger  Gewinn  ausweisen,  als  er  erzielte.  Dieser  Vorschrift  des  all- 
gemeinen Handelsrechtes  gehen  besondere  Eechtsverhältnisse  vor.^)  Gibt 
es  Personen,  die  gegen  den  Kaufmann  Anspruch  auf  Anteil  am  Reingewinn 
haben,  so  bedeutet  dies  im  Zweifel:  Anteil  am  wirklichen  Reingewinn, 
also  ohne  Abzug  von  Reserven,  selbst  nicht  von  Verlustreserven.  So  die 
allgemeine  Ansicht.  Siehe  z.  B.  Diiringer-Hachenburg  §  40  Nr.  12.  Beim 
tantiemenberechtigten  Angestellten,  beim  Genußscheiugläubiger,  beim  Ge- 
sellschaftsmitgliede  usw.  ist  dies  der  Fall.  Was  die  Gesellschaft  anlangt, 
so  ist  es  vollkommen  gleichgültig,  ob  dies  eine  Gesellschaft  mit  unbeschränkter 
Mitgliederhaftung  ist.  Wenn  nichts  anderes  vereinbart  ist  oder  der  Ver- 
kehrssitte entspricht,  hat  sowohl  das  Mitglied  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft und  der  oftenen  Handelsgesellschaft  wie  das  Mitglied  der  A.  oder 
der  GmbH,  ein  Recht  auf  Zurechnung  des  wirklichen  Gewinnes.  Das 
Gesellschaftsrecht  geht  dem  allgemeinen  Handelsrechte  vor. 

Auch  die  Gesellschaftsorgane  können  dem  Mitgliede  dies  Recht  nicht 
entziehen.   Die  Teilhaber  einer  GmbH,  beschließen  mit  Stimmenmehrheit, 


ij  §  83.  Z.B.  ein  Aktieuvollzahluugsfonds  von  900C00Mk.,  d.h.  eine  Gewinn- 
rücklage, aus  der  den  Aktionären  Gratiseinzahlungen  auf  die  nur  mit  50  °/o  eingezahlten 
Aktien  geleistet  werden  sollen,  wird  wieder  aufgelöst;  dadurch  entsteht  900000  Mk. 
Buchgewinn;  er  ist  tantiemen-,  aher  nicht  steuerpflichtig. 

2)  §§  30,  68,  62;  heim  RG.  die  Zivilsenate  für,  die  Strafsenate  gegen  Zulässig- 
keit  des  Unterbewertens  (RGZ.  69,  203;  RGSt.  46,  102).  Gegen  Zulässigkeit  auch 
Fischer,  Buchführung  43  und  111;  Renfer,  ZVersWiss.  13,  581;  Fäs  15. 

*)  Also  brauchen  in  HGB.  §  271  die  Worte  „nach  dem  Gesetze  oder"  nicht  als 
ungeschrieben  behandelt  zu  werden  (abw.  Ehrenberg  in  Goldschmidt's  Z.  52,  231). 
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Waren,  die  bereits  verkauft,  aber  noch  nicht  geliefert  sind,  in  der  B.  nicht, 
wie  das  Gesellschaftsreeht  erfordert,  zum  Verkaufs-,  sondern  nur  zum  Her- 
stellungspreise einzustellen.  Der  überstimmte  Gesellschafter  (der  vielleicht 
austreten  will)  ist  daran  nicht  gebunden.  Er  kann  den  Beschluß  als  ge- 
setzwidrig anfechten.')  Das  G.,  das  verletzt  ist,  ist  nicht  HGB.  §  40, 
sondern  GmbHG.  §  29.  Unter  Reingewinn  ist  dort  wirklicher  Gewinn  zu 
verstehen.  Die  Verteilung  von  weniger  Reingewinn  braucht  er  sich  nicht 
gefallen  zu  lassen.  Deswegen  darf  aber  nicht  gesagt  werden :  Wenn  jemand 
Anteil  am  Gewinn  hat,  darf  die  Gesellschaft  die  Aktiva  nicht  unter-, 
die  Passiva  nicht  überbewerten,  sondern  es  gilt  nur:  der  Gesellschafter 
kann  die  Unter-  und  die  Überwertung  anfechten.  Die  Unter-  und  die 
Überbewertung  ist  nicht  nichtig,  sondern  nur  anfechtbar.  Die  Rechts- 
widrigkeit wird  durch  das  Unterlassen  der  Anfechtung  geheilt.  Bis  zur 
Anfechtung  darf  angenommen  werden,  daß  der  Anteilsberechtigte  mit  der 
Stärkung  des  Unternehmens,  die  in  der  Unter-  und  der  Überbewertung 
liegt,  einverstanden  ist,  weil  das  allgemeine  Handelsrecht  sie  erlaubt.  Bis 
dahin  gilt  die  Unter-  oder  Überbewertung  als  nicht  rechtswidrig. 

Bei  den  Gesellschaften,  für  die  HGB.  §  271  maßgebend  ist,  also  bei 
A.,  Kommandit-A.  und  größerem  Versicherungsverein  a.  G.,  ist  sogar  dem 
Gesellschafter  die  Anfechtung  beschränkt.  HGB.  §  271  erschwert  die  An- 
fechtung von  Beschlüssen,  die  mehr  abschreiben  und  zurückstellen,  als  G. 
oder  Statut  zulassen.  Nach  allgemeinem  Gesellschaftsrecht  ist  Abschrei- 
bung nur  soweit  statthaft,  als  sie  notwendig  ist,  um  den  wirklichen  Wert 
und  damit  den  wirklichen  Gewinn  festzustellen.  Wird  mehr  abgeschrieben, 
so  ist  es  anfechtbar,  aber  für  den  Aktionär  usw^  nur  unter  Erschwerung. 
Über  5  ^/o  des  Aktienkapitals  muß  verfügen,  wer  den  Beschluß  anfechten  will. 

11.  Das  aUfjemeine  Gesellschaftsrecht  hat  besonderem  zu  weichen. 
Nach  Aktienrecht  und  nach  dem  Rechte  der  Gesellschaften  m.  b.  H.  ist  bei 
den  vorhin  genannten  drei  Gesellschaftsarten  und  den  Gesellschaften  m.  b.  H. 
in  gewissem  Umfange  Unterbewertung  auch  gegen  den  Willen  der  Mitglieder 
statthaft.*)  Die  Unterbewertung  ist  erlaubt,  soweit  sie  das  Statut'^)  oder 
unmittelbar  das  G.  zuläßt.  Das  G.  geht  sogar  noch  einen  Schritt  weiter. 
Es  gebietet  in  umfassender  Weise  Unterbewertung.  Der  Umfang,  in  dem 
es  dies  tut,  ist  auch  für  die  Gestattung  des  Unterbewertens  von  Bedeutung, 
die  es  unmittelbar  einräumt.  Es  gestattet  Unterbew^rtung  nicht  Aveiter, 
als  es  sie  anordnet.  Das  von  dem  G.  vorgeschriebene  Maß  der  Abschrei- 
bungen ist  zugleich  ihr  nach  dem  G,  statthaftes.*) 

Daraus  ergibt  sich  eine  sehr  eigenartige  Erscheinung.  Die  Gesell- 
schaftsorgane sind  gegenüber  der  Steuerbehörde  im  Unterbewerten  rechtlich 
freier  als  gegenüber  den  Gesellschaftsmitgliedern.  Freiwillige  Abschrei- 
bungen zur  Vorsicht,  soweit  sie  sich  in  regelmäßigen  Grenzen  halten,^) 
sind  steuerrechtlich  schlechthin  erlaubt.  Die  Steuerbehörden  müssen  nicht 
nur  die  handelsrechtlich  vorgeschriebenen,  sondern  auch  die  zwar  dem 
Brauche  eines  ordentlichen  Kaufmanns,  aber  nicht  dem  Handelsrecht  ent- 
sprechenden freiwilligen  Vorsieh  ts- Abschreibungen  durchgehen  lassen.  Gegen- 

')  Hierzu  §  28  und  RG.  vom  5.  November  1912  (LZ.  7,  45);  Kammergericht 
12.  März  1910  in  Bankarchiv  9,  348;  RGZ.  43,  123  ff.;  OVO.  14,  282.  Dagegen  Fischer, 
Buchführung  S.  25. 

»)  HGB.  §§  261  und  213;  VAG.  §  36  und  38;  deutsches  GmbHG.  §§  42  und  29; 
österr.  GmbHG.  §§  23  und  82. 

•)  Nach  dem  österr.  GmbHG.  §  82  genügt  schon  ein  Gesellschaftsbeschluß. 

*)  §  77  und  §  60.  • 

')  §  63. 
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Über  dem  Gesellscliafter  sind  ünterbewertungen  lediglich  soweit  rechtlich 
erlaubt  (unanfechtbar),  als  sie  gesetzlich  geschehen  müssen. 

Für  A.,  Kommandit-A.  und  größeren  Versicherungsverein  ist  der  Unter- 
schied tatsächlich  allerdings  unerheblich,  soferne  die  Mehrheit  der  General- 
versammlung über  mehr  als  95  Prozent  des  Grundkapitals  verfügt.  Jede 
Anfechtung  von  gesetzwidrigen  Abschreibungen  und  Rücklagen  ist  dann 
ausgeschlossen.  Wie  in  §§  68  und  85  dargelegt,  geht  der  weitschauende 
Kaufmann  in  der  Nichtbeachtung  der  ihm  von  G.  und  Statut  gezogenen 
handelsrechtlichen  Grenzen  der  Unterbewertung  sogar  nicht  nur  soweit, 
als  die  Unterbewertung  steuerrechtlich  gestattet  ist,  sondern  in  starker 
Ausdehnung  noch  darüber  hinaus.  Er  nimmt  auch  Abschreibungen  vor, 
die  nicht  steuerfrei  sind.  Er  unterbewertet  nicht  nur,  um  allen  möglichen 
Rückschlägen,  sondern  auch,  um  allen  möglichen  neuen  Aufgaben  gewachsen 
zu  sein.  Er  verfährt  bei  der  Bewertung  nicht  nur  vorsichtig,  sondern 
umsichtig.  Emil  Rathenan  hat  in  einer  Rede  bei  seinem  70.  Geburtstage 
(11.  Dezember  1908)  den  Satz  aufgestellt,  jede  Kraftanlage,  jedes  Werk- 
zeug, das  in  Benützung  genommen  wird,  gehört  von  dem  Momente  an 
nicht  mehr  unter  die  Aktiva,  weil  man  damit  neue  Dinge  nicht  mehr  er- 
werben noch  alte  bezahlen  kann.  Der  Satz  will  heißen:  alle  Dinge  dürfen 
in  die  B.  nur  zu  ihrem  Veräußerungswert  eingesetzt  werden;  was  ver- 
braucht werden  soll,  hat  aus  der  B.  wegzubleiben.  Der  Satz  ist  kein 
Rechtsgrundsatz.  Auch  Aktiva,  die  nur  Gebrauchswert  haben,  sind  bilanz- 
fähig ;  ihr  Bilanzwert  ist  ihr  Gebrauchswert  Aber  der  Satz  ist  ein  aus- 
gezeichneter Geschäfts-,  also  ein  vortrefflicher  wirtschaftlicher  Grundsatz. 
Wegen  der  rechtlich  stark  beschränkten  Anfechtbarkeit  des  gesetz-  und 
statutenwidrigen  Herabdrückens  der  Reingewinn ziffer  ergibt  sich  für  A., 
Kommandit-A.  und  größeren  Versicherungsverein  das  Rechtsprinzip :  in  der 
Jahresbilanz  braucht  nicht  richtig^  es  darf  vorsichtig  und  umsichtig 
bewertet  werden. 

III.  Ob  umsichtig  oder  nur  vorsichtig  bewertet  wird,  ob  auch  Ausgabe- 
oder nur  Verlust-Reserven  angelegt  werden,  ist  hienach  gesellschaftsrechtlich, 
intern  bedeutungslos.  Steuerrechtlich  besteht  die  Grenze :  Unterbewertungen 
wegen  möglicher  Geschäftsausdehnung  sind  ausnahmslos  steuerpflichtig, 
Unterbewertungen  wegen  möglicher  Verluste  weitgehend  steuerfrei.^) 

Nicht  jedes  Zuniedrigbewerten,  das  nicht  Umsichtszwecken  dient, 
ist  damit  schon  steuerfrei,  Steuei'rechtlich  erlaubt  ist  nur  Niedrigbewerten 
zur  Vorsicht,  Niedrigbewerten  zur  Hinterziehung  ist  natürlich  verboten.^) 
Dabei  muß  jedoch  eines  beachtet  werden.  Daraus,  daß  jemand  stark 
unterbewertet,  folgt  noch  keineswegs,  daß  er  die  Absicht  des  Hinter- 
ziehens hegt.  Was  der  Unternehmer  zur  Stärkung  seiner  finanziellen 
Rüstung  gegen  die  Wechselfälle  und  Krisen  des  wirtschaftlichen  Kampfes 
reserviert,  ist  nicht  hinterzogen.  Nach  den  Erfahrungen  des  täglichen 
Lebens  dürfen  die  Vorsichts-Rückstellungen  nicht  niedrig  bemessen  werden. 
Welche  freiwilligen  Abschreibungen  die  Vorsicht  erfordert,  ist  nach  Alter 
und  Geschäftszweig  verschieden.  Eine  junge  Firma  und  das  Unternehmen 
einer  gefahrenreichen  Branche  muß  mehr  dafür  tun,  als  ein  altes  Geschäft 
und  ein  schwankungsfreierer  Geschäftszweig.  Für  alle  Unternehmungen 
aber  gilt:  eher  zu  viel  als  zu  wenig.  Die  Bedeutung  dieses  Satzes  hat 
das  Jahr  1912  an  einem  großen  Elektrizitätsunternehmen  deutlich  erwiesen. 


^)  §§  63  und  68. 
*)  S.  245  *. 

Rehm,  Bilanzen.    2.  Aufl.  23 
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Die  Bergmann-Elektrizitätswerke  A.-G.  hatten  in  der  Fabrikationsteclinik 
die  beiden  anderen  gi-oßen  Elektrizitätsfirraen  da  und  dort  überholt,  aber 
die  Stärkung  der  Reserven  vernachlässigt.  Sie  bildeten  Rücklagen  fast 
nur  aus  dem  Emissionsagio  der  Kapitalserhöhungen,  unterließen  also  innere 
Rückstellungen. M  Das  AVerk  sah  sich  daher  Anfang  1912  vor  eine  Krisis 
der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  gestellt. 

IV.  Da  die  Unternehmungen  durch  HGB.  §  271  gegen  Anfechtung  ge- 
setz-  und  Statuten  widriger  Rückstellungen  geschützt  sind,  verpflichten  sie 
sich  nicht  selten  —  namentlich  beim  Eintritt  in  Interessengemeinschaften  und 
gegenüber  ihren  Kreditgebern  —  durch  Vertrag,  bei  der  Bilanzaufstellung 
Unterbewertungen  grundsatzmäßig  vorzunehmen.  Es  werden  darüber  be- 
stimmte Grundsätze  vereinbart. 

V.  Von  der  Frage,  ob  die  Gesellschaftsorgane  berechtigt  sind,  ein 
Aktivum  unter  seinem  Wirklichkeitswerte  anzusetzen,  ist  die  andere  zu 
scheiden,  ob  sie  einen  wirklichen  Wertrückgang,  also  eine  notwendige 
und  statthafte  Minderbewertung  sachlich  (technisch)  richtig,  nicht  zu  hoch, 
nicht  zu  niedrig  bemessen  haben.  Das  eine  ist  eine  Rechts-,  das  andere 
eine  Ermessensfrage.  Dort  handelt  es  sich  um  die  juristische  Richtigkeit 
(die  Zulässigkeit),  hier  um  die  wirtschaftliche,  dort  um  die  formale,  hier 
um  die  sachliche.  Die  Entscheidung  der  Generalversammlung  über  die 
erste  Frage  kann  der  Aktionär  .(in  den  Grenzen  des  §  271  Abs.  3  Satz  2) 
anfechten,  den  Beschluß  über  die  zweite  Frage  dagegen  nicht.  Er  darf 
anfechten  ^^)  die  rechtlich  übertriebene  Abschreibung,  aber  nicht  diejenige, 
die  nur  materiell  zu  groß  oder  zu  klein  ist,  d.  h.  nach  Meinung  des  Ge- 
sellschafters die  wirkliche  Wertminderung  unzutreffend  abschätzt. 

Die  Überbewertung  im  Allgemeinen. 
§  91. 

I.  Dem  Kaufmann  ist  durch  HGB.  §  40  Überbewerten  der  Aktiven 
verboten.  Sobald  also  z.  B.  in  der  Fabrik  hergestellte  Waren  nicht  mehr 
zum  Hei  Stellungspreise  verkauft  werden  können  (Ramschware,  Ladenhüter), 
sind  sie  bei  der  Inventur  niedriger  zu  bewerten.  Die  Vorschrift  ist  öfi"ent- 
liches  Handelsrecht,  somit  ohne  privatrechtliche  Wirkung.  Privatrechtlich 
ist  deshalb  Überbewerten  zulässig.  Derartige  Vereinbarungen  kommen 
auch  vor.  Z.  B,  folgende  Zuwenigabschreibung.  Drei  Brüder  A,  B,  C 
gründen  eine  offene  Handelsgesellschaft.  A  legt  800  000,  B  300  000, 
C  200  000  Mk.  ein.  C  ist  minderjährig.  Um  ihm  eine  tunlichst  gleich- 
mäßige Verzinsung  zu  garantieren,  wird  vereinbart,  daß  die  Jahresbilanz 
für  Geschäftsverluste   nur  bis  zu  40  000  Mk.  aufzukommen  habe.  ^  Be- 


*)  Die  Allg.  E.-G.  und  die  SiemensSchuckertwerke  bewerteten  bei  sich  Werkzeugs- 
maschinen und  Werkzeuge  mit  je  1  Mk.,  die  kleinere  Bergmann  AG.  dagegen  allein  die 
Maschinen,  Werkzeuge  usw.  ihrer  Berliner  Niederlassung  mit  2  V«  Mill.  Die  Allg.  E.G.  hatte 
1910/11  bÜ6  Mill.  Mk.  Umsatz  und  dafilr  trotzdem  an  Vorräten,  Halb-  und  Fertigfabrikaten 
bloß  78  Mill.  Mk.  in  der  B.-  sie  fabrizierte  dabei  2,39  Mill.  Pferdekräfte  in  Maschinen. 
Die  SiemensSchuckertwerke  haben  bei  sogar  2,64  Mill.  PS.  Jahreserzeugung  in  Maschinen 
ihre  Vorräte  usw.  auch  nur  mit  72  Mill.  Mk.  angesetzt.  Bergmann  dagegen  verzeichnete 
Ende  1910  bei  50  Mill.  Umsatz  22  Mill.  Mk.  Material  und  Waren. 

*)  Dazu  RG.  72,  36  ff. 

*)  Nicht  kann  er  vom  Gericht  verlangen,  daß  es  den  rechtlich  richtigen  Wert 
einsetzt.  Das  Gericht  darf  einen  Posten  für  rechtlich  nichtig,  eine  B.  für  rechtswidrig 
erklären,  aber  nicht  den  rechtmäßigen  Beschluß  an  die  Stelle  setzen.  Zutreffend  Pinner 
LZ.  7,  44  ff.  und  OVG.  15,  324;  abw.  RG.  5.  Dezember  1912  (LZ.  7,  45)  und  RGZ.  76,  244. 
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rechtigt  und  gebunden  sind  die  Teilhaber  durch  die  Vereinbarung  nur  nach 
Innen.  Nach  Außen,  gegen  Gläubiger  und  Gewinnbeteiligte,  hat  sie  keine 
Wirkung.  In  die  Steuer-B.  dürfen  sie  die  vollen  Abschreibungen  einsetzen. 
Nach  dem  Steuergesetze  sind  die  Teilhaber  befugt,  für  uneinbringliche  und 
zweifelhafte  Forderungen  angemessene  Abzüge  zu  machen.  Dieses  Recht 
kann  ihnen  durch  privatrechtlichen  Vertrag  nicht  genommen  werden.  Für 
die  Vormundschaftsrechnung  ist  die  handelsrechtliche,  die  Vertragsbilanz, 
maßgebend.  Hier  steht  die  Feststellung  der  Ansprüche  aus  dem.  GeseU- 
schaftsverhältnisse  in  Frage.  Gegenüber  der  Steuerbehörde  dürfen  die 
persönlich  haftenden  Teilhaber  die  Tatsache  der  Zuwenigabschreibung 
geltend  machen.  Hier  bildet  den  Gegenstand  die  Feststellung  eines  Rechts- 
verhältnisses zwischen  Staat  und  Untertanen,  die  Feststellung  der  Steuer- 
pflicht. Die  Steuerbehörde  kann  sich  gegenüber  vertragsmäßigen  Unter- 
bewertungen auf  das  Steuergesetz  berufen,  der  Steuerpflichtige  darf  dies 
gegenüber  vertragsmäßigen  Überbewertungen  tun.  Die  Behörde  braucht 
bei  ber  Steuerveranlagung  vertragsmäßige  Zuviel-,  der  Steuerpflichtige  ver- 
tragsmäßige Zuwenig-Abschreibungen  nicht  anzuerkennen.^) 

II.  Beider  offenen  Handelsgesellschaft  und  allen  Handelsvereinigungen, 
bei  denen  kein  Teilnehmer  beschränkt  haftet,  wirkt  die  Überwertung  auch 
gegenüber  den  Gläubigern.  Der  Grund  ist,  daß  die  Gesellschafter  den 
Gläubigern  alle  auch  mit  ihrem  Privatvermögen  haften.  Anders  bei  Unter- 
nehmungsformen mit  beschränkter  Mitgliederhaftung,  also  bereits  bei  der 
einfachen  Kommanditgesellschaft.  Hier  bringt  das  Zuhochbewerten  von 
Aktiven  und  damit  das  Ausweisen  von  zuviel  Gewinn  die  Gefahr  mit  sich, 
daß  Aktiva,  die  zur  Sicherung  der  Schuldentilgung  nötig  sind,  als  Ge- 
winn verteilt  werden.  Durch  dies  Verteilen  von  Vermögen  vor  der  Schulden- 
berichtigung würden  die  Gläubiger  benachteiligt.  Denn  an  die  nur  be- 
schränkt haftenden  Teilhaber  könnten  sie  sich  wegen  der  Verminderung 
des  Stammvermögens  nicht  mehr  halten,  wenn  diese  ihre  Einlage  voll 
geleistet  haben.  Gemäß  HGB.  §  172  IV  gelten  den  Gläubigern  gegen- 
über Gewinnbezüge  als  nicht  geschehen,  die  ein  Kommanditist  erhält,  trotz- 
dem dadurch  seine  Einlage  unter  seine  Haftungssumme  sinkt.  Bei  Ge- 
sellschaften mit  beschränkter  Mitgliederhaftuug  ist  das  Verbot  des  Über- 
bewertens  der  Aktiven  und  des  Unterbewertens  der  Passiven  daher 
zwingendes  Privatrecht. 

III.  Die  Notwendigkeit,  die  Gläubiger  vor  der  Gefahr  zu  schützen, 
daß  Bruttovermögen  als  Gewinn  verteilt  wird  und  sie  das  Nachsehen 
haben,  wächst  natürlich,  wenn  alle  Gesellschafter  nur  beschränkt  haften. 
Hier  bedarf  es  gesetzlicher  Vorschriften  zur  Erhaltung  des  ganzen 
Deckungskapitals  vor  Verteilung  an  die  Mitglieder.  Im  Rechte  der 
GmbH,  finden  sich  daher  solche  Schutznormen.-)  Sie  zerfallen  in  formelle 
und  materielle, 

A.  Formelle  Schutzvorschrift  ist  die  Norm,  daß  Stammkapital,  ein- 
gezahlte Nachschüsse,  Reserve  einschließlich  Erneuerungsfonds  im  Pas- 
sivum  als  besondere  Posten  zu  erscheinen  haben.  ^)  Stamm-,  Nachschuß- 
und  Reservekapital  bilden  das  Reinvermögen  der  Gesellschaft  im  Gegen- 
satze zum  Gewinn  als  dem  Reinvermögenszuwachs.  Indem  sie  als  selb- 
ständige Posten  aufzunehmen  sind,  wii^d  verhindert,  daß  sie  durch  Ge- 
winn vermindert  d.  h.  als  Gewinn  verteilt  werden.     Nicht  dem  Zwecke, 


1)  Rehm  in  LZ.  2,  290. 

*)  Deutsches  G.  §  42,  östcrr.  G.  §§  23  und  7. 

23* 
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Yerteilunp:  des  Vermögens  als  Gewinn  hintanzuhalten,  dient  die  Verschilft, 
daß  die  Bestandteile  des  Vermögens  getrennt  einzusetzen  sind.  Dies  ist 
aus  einem  anderen  Grunde  geschehen.  Prinzip  der  Unveränderlichkeit  des 
Stammkapitals  bedeutet  gewiß:  es  darf  nicht  durch  Verteilung  als  Ge- 
winn gemindert  werden.  Aber  dazu  kommt  noch  eine  andere  iJedeutung, 
die,  daß  das  Stammkapital  nicht  durch  Verluste  gemindert  werden  darf; 
Verluste  dürfen  dem  Grundkapital  nur  auf  der  Aktivseite  gegenüber- 
gestellt, nicht  davon  abgezogen  werden;  die  Wertberichtigung  hat  auf 
der  Aktivseite  zu  geschehen.^) 

B.  Die  Tuntcriclh'u  Vorschriften  zur  Erhaltung  des  Sicherheitsfonds 
der  Gläubiger,  die  das  deutsche  GmbHG.  kennt,  haben  zum  Grundgedanken : 
es  soll  verhindert  werden,  daß  fiktiver,  nicht  greifbarer  und  nicht  reali- 
sierter *)  Gewinn  ausgewiesen  wird,  weil  dies  die  Gefahr  mit  sich  bringt, 
daß  Reinvermögen  als  Gewinn  hinausgeht. 

1.  a)  Das  G.  sagt:  Betriebsgegenstände  (Anlagen  und  Inventar) 
dürfen  ohne  Rücksicht  auf  einen  geringeren  Wert  zum  Einstands-  (d.  h. 
Anschaft'ungs-  oder  Herstellungs-)Preise  nur  angesetzt  werden,  soferne 
gleichzeitig  der  dem  geringeren  Werte  gleichkommende  Betrag  unter  die 
Passiven  eingestellt  wird;  sonst  wäirde  Zuhochbewertung  und  damit 
fiktiver  Gewinn  vorliegen.  Das  G.  sagt  statt  ,,dem  geringeren  Werte": 
,,der  Abnutzung".  Für  eine  Auslegung,  die  nicht  zu  dem  unvernünftigen 
Ergebnisse  gelangen  will,  daß  der  Gesetzgeber  Überbewertung  gestattet, 
wenn  der  geringere  Gegenwartswert  durch  anderes  als  Abnutzung  her- 
beigeführt ist,  heißt:  Abnutzung  =  Wertminderung :  pars  pro  toto;  also 
ist  ausdehnend  auszulegen. •')  Im  österr.  GmbHG.  §  23  steht  richtig  statt 
Abnutzung  Wertminderung.  Und  warum  sollten  die  Steuergesetze  mehr 
frei  lassen,  als  ein  Handelsgesetz?  Das  preuß.  EinkStG,  spricht  von 
Wertminderung  (§  13),  das  österr.  Personalsteuergesetz  von  ,, Abnutzung 
oder  Entwertung"  (§  95  f). 

b)  Die  Buchung  nicht  greifbaren  Gewinnes  ist  gehindert  durch  das 
Verbot,  die  Organisation s-  und  Verwaltungskosten  als  Aktiva  einzusetzen ; 
denn  sie  bilden  nur  ideelle  Güter  ^) 

c)  Das  Ausweisen  nicht  realisierten  Gewinnes  ist  durch  die  Vor- 
schrift untersagt,  daß  Betriebsgegenstände  höchstens  zu  ihrem  Ein- 
standspreise eingesetzt  werden  dürfen;  der  Mehrwert  ist  gesetzhch 
stille  Reserve. 

2.  Dem  Gesetzgeber  schwebt  bei  diesen  Vorschriften  der  Gedanke 
vor,  daß  reeller  und  realisierter  Gewinn  auch  flüssig,  also  verteilbar  sei, 
so  daß  zur  Ausschüttung  der  Dividende  nicht  erst  Mittel  flüssig  gemacht 
und  deshalb  eventuell  andere  Werte  verkauft  werden  müssen.     GreifJjarer 


')  Die  Folge  davon  ist,  daß  bei  der  GmbH.  usw.  kein  Gewinn  vorhanden  ist,  bis 
der  Verlustsaldo  be.seitigt  ist;  bei  der  offenen  Handels-  oder  der  einfachen  Kommandit- 
Gesellschaft  wird  der  Verlust  an  dem  Kapitalkonto  der  Teilhaber  abgeschrieben  und 
dadurch  früher  wieder  Gewinn  erzielt.  Anders  nur,  wenn  die  Teilhaber  die  Unveränder- 
lichkeit der  Einlagen  verabreden.  Dann  werden  die  Gewinne  und  Verluste  den  sog. 
Privatkonten  der  Gesellschafter  zugebucht,  die  bei  Gewinn  unter  den  Kreditoren,  bei 
Verlust  unter  den  Debitoren  erscheinen.  Die  Unveräuderiichkeit  des  Grundkapital  ist 
bei  der  A.  usw.  unabänderliches,  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  usw.  Vertrags  Recht. 
S.  auch  Reisch,  Bankarchiv  6,  203;  Leist  ebenda  12,  397  f. 

')  §  89. 

•)  So  wohl  auch  RGSt.  4t,  296;  dagegen  OVG.  15,  269;  10,  302;  Staub  §  261«»; 
lAehmann  bei  Holdheim  21,  182;  Lehmann,  Kommentar  .§  261'*;  dazu  aber  Wien  im 
österr.  VerwArcb.  1906  S.  75. 

*)  Oben  §§31  ff. 
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und  realisierter,  also  spätestens  am  Jahresende  in  andere  Wertform  um- 
gesetzter Gewinn  muß  aber  doch  nicht  in  barem  Gelde  oder  anderen  so- 
fort flüssig-  zu  machenden  A\"erten  angelegt  werden.  Kein  ßechtssatz  ver- 
bietet der  Firma,  den  Gewinn  im  Geschäfte  zu  verwenden.  Eeeller,  reali- 
sierter und  flüssiger  Gewinn  sind  nicht  ein  und  dasselbe.  Nicht  immer 
ist  bei  Realisation  des  Gewinns  auch  Liquidität  desselben  vorhanden. 

IV.  A.  Das  Risiko,  daß  Vermögen  als  Gewinn  verteilt  wird,  steigert 
sich,  wenn  die  Firma  mit  beschränkter  Haftung  aller  Mitglieder  eine 
solche  ist,  bei  der  die  Gesellschafter  sich  ihrer  i\lltgliedschaft  leicht  ent- 
äußern können,  die  Mitgliedschaft  also  Wertpapiercharakter  hat,  markt- 
gängig ist.     Das  ist  bei  der  A.  der  Fall. 

Deshalb  fügt  hier  das  deutsche  Recht  die  weiteren  Schutzregeln 
hinzu :  ^) 

1.  Auch  Veräußerungsgegenstände  dürfen  in  der  B.  höchstens  zum 
Erwerbs-  oder  Herstellungspreise  bewertet  werden. 

2.  Börsen-  oder  marktgängige  Vermögensstücke,  gleichgültig,  ob  sie 
Veräußerung-  oder  Betriebsgegenstände  sind,  dürfen  sogar  höchstens  zum 
Börsen-  oder  Marktpreise  eingesetzt  werden;  d,  h.  ist  der  Kurs  niedriger, 
als  der  Einstandspreis,  so  gilt  der  Kurswert;  steht  der  Kurs  höher,  so 
gilt  der  Einstandspreis.  Kursverluste  müssen  berücksichtigt  werden,  Kurs- 
gewinne dürfen  es  nicht. 

B.  Es  liegen  also  zwei  weitere  Verbote  der  Ausweisung  nicht  reali- 
sierten Gewinnes  vor ;  vielleicht  beträchtliche  Gewinne  müssen  versteckt, 
bei  Sinken  des  Kurswertes  unter  den  Einstandspreis  bloße  Buchverluste 
abgeschrieben  werden.  In  besonders  stai'kem  Maße  gilt  dies  von  den 
börsen-  und  marktgängigen  Aktiven.  An  Hypotheken  sind  Abschreibungen 
selten  erforderlich,  dagegen  an  Wertpapieren,  zumal  in  Ki^iegszeiteu. 

C.  Das  österr.  Recht")  hat  diese  weiteren  Vorschriften  sogar  für 
die  GmbH. 

V.  Aus  dem  Satze,  daß  Vermögensstücke  in  der  Ertragsbilanz  höchstens 
zum  Erwerbs-  oder  Herstellungspreis  gebucht  werden  dürfen,  folgt  keines- 
wegs, daß  Gegenstände,  die  keinen  Erwerbs-  oder  Herstellungspreis  haben, 
in  der  Ertragsbilanz  überhaupt  nicht  bilanzfähig  sind.'^)  Mangels  aus- 
drücklichen Verbotes  ist  es  zulässig,  sie,  soferne  sie  greifbare  Güter  sind, 
zu  ihrem  Verkehrs-  oder  Gebrauchswert  einzusetzen. 

VI.  A.  Dem  Verbote,  nichtrealisierten  Gewinn  auszuweisen,  kann 
leicht  aus  dem  Wege  gegangen  werden.  Man  veräußert  den  über  den 
Eins  tandswert  gestiegenen  Gegenstand  vor  Jahresschluß.  Dann  ist  der 
Gewinn  in  eine  andere  Wertform  umgesetzt,  er  steckt  in  einem  anderen 
Aktivum.  Nicht  unzulässig  ist,  zum  Zwecke  der  Realisation  Tochtergesell- 
schaften zu  gründen.  Z.  B.  eine  Bergwerks-A.  hat  ein  Grubenfeld  für 
60  000  Mk.  gekauft.  Durch  Abbohren  wird  es  1000  000  Mk.  wert.  Um  den 
Gewinn  zu  realisieren,  gründet  die  A.  eine  Gewerkschaft,  die  das  Feld  um 
1  Mill.  kauft.  Es  kommt  vor,  daß  derartige  Kauf-  und  Tauschgeschäfte 
mit  zahlungsunfähigen  Tochterunternehmungen  abgeschlossen  werden.  Dann 
liegt  etwas  Unerlaubtes  vor.  Die  Rechtswidrigkeit  besteht  aber  nicht  darin, 
daß  das  Realisationsgeschäft  abgeschlossen  wird,  sondern  darin,  daß  der 
gestundete  Kaufpreis  in  seiner  vollen  Höhe,   statt  wegen  Uneinbringlich- 


')  HGB.  §  261. 

-)  Österr.  GmbHrT.  §  2B 

*)  §§  7  MVA  0. 
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keit  mit  Null  in  die  B.  eingesetzt  wird.    Nicht  fiktiv  (ein  Sclieingescliäft), 
sondern  überbewertet  ist  die  Kaufpreisforderung. 

B.  Das  Verbot  ist  umgangen,  wenn  nicht  Realisation,  sondern  nur 
Ausweisen  des  höheren  Gewinnes  gewollt  ist.  ^) 

1.  Der  mit  100  ^Ik.  erstandene,  aber  auf  einen  Wert  von  200  Mk. 
gestiegene  Gegenstand  wird  am  31.  Dezember  um  200  Mk.  verkauft,  aber 
gleich  auch  wieder  um  200  zurückgekauft.  Hier  ist  der  Gegenstand  für 
die  B.  nicht  realisiert,  in  der  B.  nicht  in  eine  andere  Wertform  umgesetzt. 

2.  Eine  A.  verkauft  Eifekten  an  ihre  Angestellten,  indem  sie  diesen 
zur  Zahlung  des  Kaufpreises  Darlehen  gegen  Wechsel  vorstreckt.  Das 
sind  Scheinverkäufe.  In  Wahrheit  geht  kein  Kaufpreis  ein.  Dasselbe 
gilt,  wenn  die  Firma  Effekten  an  einen  Strohmann  auf  Kredit  verkauft, 
sie  aber  als  Faustpfand  behält. 

3.  Zu  einem  völligen  System  wurde  die  Umgehung  der  Vorschrift, 
daß  Aktiva  nur  zu  ihrem  Einstandspreise  angesetzt  werden,  in  der  Boden- 
spekulation ausgebildet.  Dieselben  Spekulanten  bilden  neben  ihrer  Haupt- 
gesellschaft Tochtergesellschaften  nur  zu  dem  Zwecke,  um  durch  Hin- 
und  Herschieben  der  Grundstücke  die  Verkaufspreise  und  damit  die  Ge- 
winne zu  steigern  (Strohmännergesellschaften).  Z.  B.  die  Bodengesellschaft  Z  ^) 
verkauft  ein  von  ihr  um  1000000  Mk.  erworbenes  Haus  an  die  Tochter- 
gesellschaft I  zu  1  500  000  Mk.  Der  Kaufpreis  wird  dadurch  berichtigt, 
daß  die  Z  ihr  den  Kaufpreis  gegen  Verpfändung  kreditiert.  Für  900  000  Mk. 
wii'd  ein  Grundstück,  das  Haus  selbst  (60°/o  des  Beleihungswertes),  für 
600  000  Mk.  werden  Effekten  —  Aktien  der  Z,  welche  die  Tochtergesell- 
schaft besitzt,  —  verpfändet  (75  ^'o  des  Beleihungswertes),  somit  Hypothek- 
und  Lombarddarlehen.  Die  Bodengesellschaft  I  (Firma:  Immobilienver- 
kehrsbank) veräußert  das  Haus  an  die  Tochtergesellschaft  II  (Firma :  Immo- 
bilienerwerbsgesellschaft) weiter  um  2  000000  Mk.  Auch  hier  wird  der 
Kaufpreis  gestundet  und  zwar  ebenfalls  gegen  Grundstück-  und  Lombard- 
pfand. Verpfändet  wird  1.  das  verkaufte  Haus:  zweitstellige  Hypothek 
von  700000  Mk.,  80  "/o  des  Beleihungswertes,  2.  der  Besitz  an  Aktien 
der  Tochterbank  I,  welche  II  hat.  Nun  verkauft  wieder  die  Z  ein  Grund- 
stück an  I,  das  es  für  300  000  erwarb,  um  420  000  Mk.  Der  Kaufpreis 
bleibt  stehen.  Die  Z  beleiht  dafür  die  zweitstellige  Hyi^othek  der  I 
(4j10  000  Mk.  Lombarddarlehen  gegen  Verpfändung  einer  zweitstelligen 
Hypothek).  Ferner:  die  I  kauft  von  einem  Außenstehenden  ein  Grund- 
stück um  420  000.  Die  Z  streckt  das  Geld  vor.  Ihre  Sachverständigen 
taxierten  den  Beleihungswert  auf  600  000.  Also  420  000  erststellige 
Hypothek  usw.  Alle  Gewinne  aus  diesen  Schiebungen  innerhalb  des  Kon- 
zerns sind  nicht  reelle,  sondern  Scheingewinne.^) 

C.  'Von  den  scheinbaren  Realisationsgeschäften  sind  zu  unterscheiden 
1.  die  ernsten,  aber  wirtschaftlich  wertlosen,  d.  h.  einen  wertlosen  Gegen- 
stand einbringendpn,  2.  die  vorübergehenden.  Wer  seine  Vermögenslage 
vorübergehend  flüssiger  gestaltet,  gestaltet  sie  deswegen  noch  nicht  recht- 
lich nur  scheinbar,  d.  h.  durch  Scheingeschäfte  besser,  sondern  er  ge- 
staltet sie  vorübergehend  besser.'')  Eine  wirkliche  Verbesserung  der  Ver- 
mögenslage ist  deswegen,  weil  sie  nur  vorübergehend  ist,  rechtlich  noch 
keine  nur  scheinbare. 


')  Lit.  hierzu  bei  Zimmermann  §  53. 

*)  Hypothekenbanken  ist  Erwerb  und  Besitz  von  Grqnd.9tücken,  also  Grundstücks- 
handel  jetzt  verboten  (HypBG  §5  Abs.  3;  liwhle,  Tmmobilienverkehrsbank  85 f.). 

*)  Vgl.  Budde,  Immobilien verkehrsbank  13,  1  ff.,  25,  65,  67,  und  unten  §  122  II  D. 
*)  Näheres  §  122  HD. 
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Die  Verschiedenheit  der  Bewertung  nach  dem  Bilanzzweck. 

§  92. 

I.  Der  Wert,  den  das  HGB.  §  40  meint,  also  der  Wert,  zu  dem 
die  Bilanzgegenstände  anzusetzen  sind,  ist  der  sog.  Geschäftswert })  Ge- 
schäftswert bedeutet  hier  nicht  Wert  des  Geschäftes,^)  sondern  Wert  für 
für  das  Geschäft,  den  Wert,  den  das  Vermögensstück  hat  1.  für  das  Ge- 
schäft und  zwar  2,  bei  dessen  Fortbestehen.'^  Den  Gegensatz  bildet  da- 
her 1.  der  indhiduelle  oder  subjektive  Wert,  d.  h.  der,  den  der  Gegenstand 
nicht  für  jeden  verständigen,  bedächtigen,  vorsichtigen  (ordentlichen)  Be- 
sitzer des  Geschäftes,  sondern  gerade  für  oder  durch  den  gegenwärtigen 
Geschäftsinhaber  hat,  2.  der  Versilberungswert  d,  h.  der  Erlös,  der  sich  er- 
zielen ließe,  wenn  das  Geschäft  nicht  fortgeführt,  sondern  augenblicklich 
oder  bald  aufgelöst  würde. ^) 

II.  Der  Geschäftswert  wird  objektiver  Wert  genannt,  weü  er  den 
Wert  darstellt,  den  ein  Ding  für  das  Geschäft,  also  für  ein  Objekt  hat. 
Nicht  wiU  damit  gesagt  sein,  daß  er  selbst  etwas  objektives  ist.  Er  ist 
keine  einem  Gute  innewohnende  Eigenschaft,  sondern  das  Urteil  eines  Be- 
trachters über  die  Bedeutung,  die  ein  Gut  für  einen  Haushalt  besitzt. 
Die  Bewertung  ist  deshalb  etwas  subjektives.'')  Das  Werturteil  fällt  nach 
Personen  verschieden  aus.  Das  Urteil  wird  unterschiedlich  sein  nach  dem 
Interesse  des  Betrachters.  Der  Steuerforderer  z.  B.  beurteilt  den  Wert 
anders  als  der  Steuerschuldner.  Aber  auch  der  nämliche  Betrachter  fällt 
ein  anderes  Urteil,  je  nach  dem  Zwecke,  dem  die  Bewertung  dient.  Ganz 
anders  bewertet  ein  Geschäft  derjenige,  der  es  veräußern,  und  derjenige, 
der  es  fortsetzen  will.  Der  eine  will  den  Verkehrs-,  der  andere  den  Er- 
tragswert feststellen.  Darauf  beruht  der  Unterschied  von  Vermögens- 
und Ertrags-  {Veränßerungs-  und  Befriebs-)Bi\Sinz.  Die  Bewertungs- 
regeln für  beide  gehen  notwendig  auseinander.*^)  Auch  innerhalb  der  beiden 
Gruppen  ergeben  sich  nach  dem  Zwecke  Unterschiede.  Anders  wird  der 
Verkehrswert  zu  bestimmen  sein,  wenn  Geschäftsauflösung,  Zwangs- 
versilberung stattfinden  muß,  anders  wenn  das  Geschäft  im  ganzen  ver- 
kauft, z.  B,  in  eine  A.  umgewandelt  werden  soU.^)  Der  Schmelzwert  deckt 
sich  nicht  mit  dem  Übernahme-,  Gründungs-  oder  Auseinandersetzungs- 
wert.   Liquidations-  und  Übernahmebüanzen  bewerten  verschieden.^) 

III.  Die  Bewertungsunterschiede  bewegen  sich  in  dreifacher  Eichtung: 
A.  Der  erste  Unterschied  betiifft  den  Bewertungsmaßstab.    Bei  der 

Verkaufs-   und  sonstigen  Veräußerungsbilanz  werden   alle  Aktiva  nach 
demselben  Maßstabe  bewertet;  bei  der  Ertragsbüanz  gelten  verschiedene. 

')  Angaben  bei  Staub  40  s. 

*)  §  7  V.    Verwechselt  von  Fischer,  Buchführung  S.  49  f. 

»)  RG.  5.  Januar  1912  im  „Recht"  1912  Nr.  644;  ferner  RGSt.  38,  2;  OVG.  14, 
233,  265 ;  10,  303 ;  auch  oben  §  30.  Über  abweichende  Theorien  besonders  Knappe  bei 
Holdheim  19,  257  ff.;  Passoiv  84  ff.;  Zimmermann  §  51;  Kovero  63  ff.;  Seidler,  Vermögens- 
bewertung in  den  B.en  der  A.en  in  Z.  f.  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung 
14,  400  ff  ;  Fäs  18. 

*)  Wird  eine  Bahn  erworben,  so  ist  maßgebend  für  den  Erwerbspreis  nicht  der 
Versilberungs-  oder  Eigentums-,  sondern  der  Ertrags-  oder  Betriebswert. 

»)  Schigiit  160. 

')  S  §  1.      .. 

')  Ereihig,  Über  Bilanztypen  (Souderabdruck  aus  „Beiträge  zur  Wirtschaftskunde 
Österreichs")  1911  S.  11 ;  Reisch  1  §  274  a.  E.;  Stern,  Kaufm.  B.  §§  48 ff.;  Berliner  §  65; 
Zimmermann  §  62. 

*)  Wird  eine  Fabrik  stille  gelegt,  so  sind  Gebäude,  Maschinen,  Arbeiter-  und  Be- 
amtenwohnungen usw.  außerordentlich  entwertet.   S  auch  Steiner  in  Z.  f.  Handelsw.  3, 119. 
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Bei  der  Veikaufsbilanz  soll  der  wahrscheinliche  Erlös  festgestellt 
werden  ;  alle  Yermögensstücke  sollen  veräußert  werden ;  alle  Gegenstände 
sind  also  Veräiißerungsvermögen ;  für  alle  wird  derselbe  Wert,  der  Verkehrs- 
wert, bestimmt.*)  Bei  Ertragsbilanzen  soll  nur  ein  Teil  der  Aktiven  ver- 
äußert, umgesetzt  werden:  das  umlaufende  Kapital  (Waren,  Forderungen, 
Geld).  Die  anderen  sollen  im  Geschäfte  bleiben :  das  stehende  Kapital, 
An/r//7rvermögen  (Gebäude,  Maschinen,  Werkzeuge).  Die  Aktiva  zer- 
fallen deshalb  in  Veräußerungs-  und  Gebrauchs-  oder  Betriebsgegenstände. 
Die  einen  sind  zum  Umsätze,  die  andern  zum  Gebrauche  und  Verbrauche 
im  Geschäfte  ausersehen.  Daher  bestimmt  sich  auch  der  Wert  beider 
Arten  verschieden,  der  Wert  der  einen  nach  Verkaufsmöglichkeit,  der 
der  anderen  nach  ihrer  Brauchbarkeit.  Die  einen  werden  mit  dem  Ver- 
kehrs-, die  anderen  mit  dem  Gebrauchswert  (Betriebswert)  angesetzt.*) 
Dieser  ist  vom  Verkaufswert  unabhängig.  Er  kann  niedriger  oder  höher 
sein.  Der  Gebrauchswert  eines  alten,  ausgelaufenen  Spinnrades  ist  gering, 
sein  Verkaufswert  wahrscheinlich  hoch.  Die  Textausgabe  des  BGB.,  die  ihr 
Eigentümer  lange  benutzt  hat,  besitzt  für  diesen  hohen  Gebrauchswert, 
weil  er  sich  in  ihr  auskennt;  ihr  Verkehrswert  ist  sicher  nur  mäßig. 
Vorübergehende  Preisschwankungen  sind  bei  der  Bilanzierung  von  Ver- 
kaufssachen zu  beachten ;  bei  Gebrauchsgegenständen  dürfen  sie  unberück- 
sichtigt bleiben. 

B.  Der  zweite  Unterschied  betrifft  die  Bewertungs/?ö/ie.  Für  Er- 
tragsbilanzen ist  es  Brauch  des  ordentlichen  Kaufmanns,  die  Aktiva 
niedrig,  die  Passiva  hoch  zu  bewerten.  Bei  Verkaufsbilanzen  ist  dem 
ordentlichen  Kaufmann  im  Eahmen  von  Treu  und  Glauben  des  Verkehrs 
gestattet,  die  Aktiva  hoch,  die  Passiva  niedrig  anzusetzen.  Dort  darf 
er  pessimistisch  (vorsichtig),  hier  optimistisch  vorgehen.  In  dem  einen 
darf  er  so  bewerten,  daß  er  sich  möglichst  gegen  künftige  Ertragslosig- 
keit  sichert,  in  dem  anderen  Falle  so,  daß  er  einen  möglichst  hohen  Erlös 
erzielt.  Bei  Ertragsbilanzen  darf  unterboten,  bei  Veräußerungsbilanzen, 
soweit  es  Treu  und  Glauben  nicht  zuwiderläuft,  vorgeboten  werden. 
Dort  legt  der  Kaufmann  innere  Eeserven  an,  hier  löst  er  alle  auf, 

1.  a)  Daß  es  bei  den  Gewinnverteilungsbilanzen  feststehende  kauf- 
männische Gepflogenheit  (aber  nicht  Grundsatz  ordnungsmäßiger  Buchfüh- 
ruug  und  darum  nicht  Kechtspflicht)  **)  ist,  lieber  zu  niedrig  als  zu  hoch  zu 
bewerten,  hat  zwei  Gründe. 

«)  Einmal  handelt  es  sich  hier  um  Feststellung  des  Ertrages,  den 
das  Geschäft  geliefert  hat.  Deshalb  ist  das  Eichtige,  keinen  Gewinn  aus- 
zuweisen, den  man  wahrscheinlich  oder  möglicherweise  erzielen  wird. 
Hieraus  erklären  sich  zwei  Gebräuche,  einer  des  ordentlichen,  der  andere 
des  vorsichtigen  Kaufmanns,  Der  ordentliche  Kaufmann  setzt  Betriebs- 
gegenstände  selbst,  wenn  ihr  Gebrauchswert  über  den  Anschaffungs-  (Her- 
stellungs-)Preis  nebst  Erwerbsspesen  hinausgeht,  nur  zu  diesem  Selbst- 
kostenpreise an,  denn  solange  sie  zu  diesem  höheren  Betrage  nicht  ver- 

')  Reisch  1  §  279. 

')  Pamtow  111,  Zimmermann  §§  .öl  nnd  68  iiud  zum  Teil  auch  dort  Zitierte  be- 
haupten: HGB.  §  40  verlangt  auch  bei  Ertragsbilanzen  Beachtung  nur  des  Verkehrs- 
wertes. Insbe.sondere  tut  es  das  OVG.  aö,  263,  266;  14,  233,  10,  303).  Dagegen  RG, 
in  J\V.  0.5,  235  und  Fificher,  Buchführung  61, 

*)  Fischer,  Buchführung  SO,  23  ff.  behauptet,  die  Gepfingenheit  sei  Gewohnheits- 
recht geworden,  durch  das  das  Gesetzesrecht  (HGB.  §  40)  beseitigt  sei;  es  dürfe  schon 
rechtlich  nicht  zu  dem  höheren  Gebrauchs-  oder  Verkaufs  werte,  sondern  höchstens  zu 
den  Selbstkosten  angesetzt  werden. 
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kauft  sind,  ist  der  darin  steckende  Gewinn  niclit  sicher  erzielt.  Und  bei 
{noch  nicht  bestellten)  Veräußerumjsgegensiänden  pflegt  der  vorsichtige 
Kaufmann  höchstens  den  Selbstkostenpreis^)  anzusetzen.  Das  ist  nahe- 
liegend bei  Rohstoffen,  gilt  aber  auch  für  Halbfabrikate  und  fertige  Waren. 
Der  Kaufmann  verfährt  nicht  unordentlich,  wenn  er  zu  dem  wahrscheinlichen 
Verkaufspreise  ansetzt  und  zwar  zu  dem,  den  er  voraussichtlich  erzielt  hätte, 
wenn  der  Gegenstand  am  Schlußtage  des  Geschäftsjahres  verkauft  worden 
wäre,  oder,  falls  unterdessen  die  Konjunktur  fiel,  zu  dem,  den  er  für  den  vor- 
aussichtlichen Zeitpunkt  der  Veräußerung  als  wahrscheinlichen  annehmen 
darf.  Der  vorsichtige  Kaufmann  aber  läßt  vom  kalkulierten  Verkaufs- 
preise den  Gewinnzuschlag  weg;  denn  dieser  ist  nur  Gewinn,  den  er 
W'ahrscheinlich  machen  wird,  aber  noch  nicht  gemacht  hat.  Lediglich 
wenn  er  sicher  sein  kann,  daß  er  über  dem  kalkulierten  Verkaufspreise 
absetzen  wird,  legt  er  diesen  jetzt  schon  zugrunde. 

ß)  Die  zweite  Ursache,  warum  der  Kaufmann  bei  Betriebsbilanzen 
vorsichtig  zu  bewerten  pflegt,  ist  folgende.  Die  Ertragsbilanz  stellt  den 
Ertrag  fest,  den  ein  Geschäft  abgeworfen  hat,  das  /oA'/betrieben  werden 
soll.  Der  vorsichtige  Kaufmann  hat  daher  im  Auge,  dafür  zu  sorgen, 
daß  das  Unternehmen  dauernd  ertragsfähig  bleibt.  Das  tut  er  dadurch, 
daß  er  sich  gegen  Verluste,  die  den  zukünftigen  Ertrag  schmälern  könnten, 
möglichst  schützt.  Zu  dem  Ende  bewertet  er  die  Aktiva  tunlichst  tief. 
Der  vorsichtige  Kaufmann  folgt  selbst  bei  Gebrauchsgegenständen  einer 
sinkenden  Preistendenz,  die  nicht  nur  vorübergehend  ist;  d.h.  wenn  ihr 
Veräußerungswert  unter  den  Selbstkostenpreis  sinkt,  setzt  er  sie  nur 
zum  Verkaufspreise  an. 

b)  Füi'  Verkaufsbilanzen  gilt  in  allem  das  gerade  Gegenteil.  Der 
ordentliche  Kaufmann  darf  hier  so  hoch  ansetzen,  als  er  glauben  darf, 
veräußern  zu  können. 

Erstens  handelt  es  sich  hier  um  Feststellung  nicht  des  Erlöses, 
den  er  erzielt  hat,  sondern  des  Erlöses,  den  er  durch  seine  Kunst  zu  er- 
zielen hofft.  Er  braucht  also  nicht  vorsichtig  zu  sein,  denn  er  hat  nichts 
Vergangenes  festzustellen.  Zweitens  ist  aber  auch  nicht  nötig,  wegen 
der  Zukunft  Vorsicht  zu  üben.  Er  soll  nicht  den  Ertrag  herausstellen, 
den  das  Geschäft  bei  Fortbetrieb  durch  ihn,  sondern  den  Erlös,  den  es 
bei  Verkauf  durch  ihn  hat.  Das  Geschäft  soll  von  ihm  nicht  fortgeführt, 
sondern  veräußert  werden.  Der  Käufer  mag  auf  die  dauernde  Ertrags- 
fähigkeit sehen  und  wird  es  regelmäßig  tun,  der  Verkäufer  braucht  es 
nicht  zu  tun. 

2.  Beides,  das  vorsichtige  Bewerten  dort  und  das  zuversichtliche 
hier,  steht  auch  im  Einklang  mit  den  Gesetzen,  den  Handels-  wie  den 
Steuergesetzen. 

a)  a)  Wie  in  §  30  dargelegt,  erlaubt  das  Handelsrecht  bei  richtiger 
Auslegung  von  HGB.  §  40,  Aktiva  in  Jahresbilanzen  unter  dem  Wirk- 
lichkeit swerte  anzusetzen.  Bewertungsvorsicht  ist  bei  ihnen  wirtschaft- 
lich richtiger  als  Bewertungsw^ahrheit.  Bilanzvorsicht  geht  der  Bilanz- 
w^ahrheit  vor.  Das  HGB.  gestattet  dem  Kaufmanue,  im  Wege  zu  niedrigen 
Ansetzens  von  Aktiven  und  zu  hohen  Einsetzens  von  Passiven  erzielten 
Gewinn  aus  der  B.  wegzulassen. 

ß)  Ebenso  wissen  wir  aus  §  63,  daß  das  Steuergesetz  in  gewissem 
Umfange  Zuvielabschreibungen  aus  Vorsicht  einräumt. 


1)  S.  §  97.     Wegen  bestellter  Waren  §  28. 
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b)  Aber  auch  das  optimistische  Bewerten  bei  Veräußerungsbilanzen 
lassen  die  Gesetze  zu. 

rt)  }5  40  HGB.  bezieht  sich  auf  die  Bilanzen  des  §  39,  d.  h.  auf 
die  Jahresschluß-  und  die  Eröffnungsbilanz.  Für  sie  gilt,  daß  die  Aktiva 
nicht  über  dem,  die  Passiva  niclit  unter  dem  Werte  gebucht  werden  dürfen, 
den  sie  zu  jenen  Zeiten  haben.  Die  Verkaufsbilanz  ist  keine  Jahresschluß- 
bilanz. Diese  soll  den  Jahresertrag  feststellen,  die  Verkaufsbilanz  den 
Verkaufswert;  §  40  gilt  nur  für  Ertragsbilanzen.  Die  Verkaufsbilanz  ist 
aber  auch  keine  Eröffnungsbilanz.  Sie  mag  der  Eröffnungsbilanz  des 
Käufers  als  Grundlage  dienen,  der  Verkäufer  schließt  mit  ihr  sein  Ge- 
schäft. Er  darf  in  ihr  die  Aktiva  deshalb  mit  dem  Werte  ansetzen,  den 
er  zu  erzielen  hoft't.  Ist  der  Wert  der  Deutschen  Bank- Aktie  heute  265, 
der  Verkäufer  hoff't  aber,  die  Deutsche  Bank- Aktien  seines  Geschäftes  zu 
268  zu  verkaufen,  so  4arf  er  sie  so  in  der  Verkaufsbilanz  bewerten.  In 
der  Verkaufsbilanz,  die  nur  eine  Offerte  ist,  darf  vorgeboten  werden.  Kein 
Eechtssatz  untersagt  ihm  z.  B.,  bei  Verwandlung  seines  Unternehmens 
in  eine  A.  den  Versuch  zu  machen,  die  Gründungskosten  dadurch  heraus- 
zubringen, daß  er  sie  den  Einlagewerten  zuschlägt.  Wenn  bei  einer  Ver- 
staatlichung der  Staat  das  Unternehmen  zum  Bilanzwert  zu  übernehmen 
hat,  bemißt  die  A.  die  Abschreibungen  anders,  als  wenn  die  Anlagen  un- 
entgeltlich heim  fallen. 

ß)  Die  Vorschriften  der  Steuergesetze  kommen  für  Verkaufsbilanzen 
gar  nicht  in  Betracht ;  denn  diese  sind  keine  Ertragsbilanzen.  Abgesehen 
davon  verbietet  ein  Steuergesetz  dem  Pflichtigen  Höherbewerten  niemals. 
Damit  steigt  nur  die  Steuerpflicht. 

3.  Eine  richtige  Folgerung  aus  dem  Gegensatz  von  Ertrags-  und 
Veräußerungsbilanz  ist:  von  dem  gesetzlichen  Unterbewertungsgebote  des 
HGB.  §261,  GmbHG.  §  42  usw.  sind  die  Firmen  bei  Liquidations-  und 
anderen  Veräußerungsbilanzen  befreit. 

C.  1.  Ein  dritter  Gegenstand,  der  zwischen  Ertrags-  und  Verkaufs- 
bilanzen zu  verschiedenen  Bewertungshöhen  führt,  beruht  auf  Unterschieden 
in  der  Bilanzfähigkeit.  In  Betriebsbilanzen  sind  weniger  Gegenstände 
bilanzfahig.  Nicht  bilanzfähig  sind  kostenlos  erworbene  oder  hergestellte 
ideelle  Werte. ^)  In  Veräußerungsbilanzen  ist  alles  bilanzfähig,  was  ver- 
äußerungsfähig ist,  also  auch  das  ohne  Aufwendungen  erworbene  oder 
hergestellte  immaterielle  Gut.  In  einer  Verkaufsbilanz  darf  der  Inhaber 
auch  die  nicht  greifbaren  Werte  ansetzen,  die  er  allein  durch  Umsicht 
und  rastlose  Tätigkeit  erarbeitet  hat,  die  praktische  Organisation,  den 
Wert  der  Kundschaft,  die  Größe  seines  Kredits  bei  Lieferanten  und  Banken, 
das  Ansehen  seiner  Firma  und  seiner  Handelsmarken,  kurzum  den  V/ert 
des  Geschäftes.  Diese  Quellen  künftigen  Ertrags  braucht  er  nicht  zu 
verschenken.     Er  darf  den  Geschäftswert  verrechnen.*) 

2.  Dies  kann  auf  direkte  oder  indirekte  Weise  geschehen.  Im  ersteren 
Falle  setzt  er  ein  besonderes  Konto  Wert  des  Geschäftes  (der  Kundschaft, 
der  Firma)  in  das  Aktivum ;  im  anderen  Falle  schlägt  er  diesen  ideellen 
Wert  den  übrigen,  insbesondere  den  greifbaren  Aktiven  (Gebäuden,  Maschinen, 
Waren  und  Material-Vorräten)  zu.  Letzteres  bildet  die  Regel.  Das  sieht 
dann  so  aus,  als  würde  er  bei  diesen  Vermögensstücken  zu  optimistisch 
bewerten,  zu  sehr  vorbieten,  überbewerten.    In  Wirklichkeit  liegt  IVIitbe- 

')  §7V. 

*)  Hiezu  Schmnlenhach  in  Z.  f.  handelsw.  Forsch.  6,  480;  7,  36;  Fischer,  Buch- 
ftihmng  S.  36  ff.  und  Schigid  in  Z.  f.  Handelsw.  6,  182  ff. 
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werten  wertvoller  ideeller  Werte  vor.  Es  ist  auch  gestattet.  Denn  sowohl 
der  Satz  des  Aktienrechtes,  daß  Waren  usw.  nicht  über  ihrem  Herstellungs- 
preise angesetzt  werden  dürfen,  wie  die  kaufmännisclie  Gepflogenheit,  sie 
nicht  über  dem  Selbstkostenpreis  zu  bewerten,  gelten  nur  für  Betriebs-, 
nicht  für  Verkaufsbilanzen.  Es  gelingt  dem  Verkäufer  besser,  auch  die  ideellen 
Werte,  die  er  überträgt  (Kundenkreis  usw.)  ersetzt  zu  erhalten,  wenn  er 
sie  den  greifbaren  Werten  zuschlägt,  als  wenn  er  sie  besonders  einsetzt, 

3.  Geht  das  Geschäft  schlecht,  so  ist  für  gewöhnlich  ein  derartiges  Ein- 
rechnen ausgeschlossen.  Es  fehlt  die  Ertragsfähigkeit,  es  müßte  denn  sein, 
daß  der  Erwerber  trotzdem  an  Ertragsmöglichkeit  glaubt  oder  wenigstens 
den  Wegfall  eines  Konkurrenten  für  wertvoll  erachtet,  Ein  Geschäft  hat 
170  000  Mk.  Unterbilanz.  Trotzdem  wird  es  gekauft  und  das  Passivum 
170000  Mk.  Kreditoren  gleichzeitig  als  Geschäftserwerbskonto  ins  Aktivum 
gebracht. 

4.  Neuerdings  wird  Unterbewerten  in  Veräußerungsbüanzen  ver- 
einbart, damit  der  Erwerber  keine  Agioreserve  bilden  muß,^)  Namentlich 
bei  Fusionsbilanzen  begegnet  es.  Die  Aktionäre  dfr  übergebenden  Ge- 
sellschaft verlieren  bei  der  Unterbewertung  nichts ;  denn  sie  können  die 
Aktien  der  übernehmenden  Gesellschaft  mit  hohem  Agio  verkaufen. 

IV.  So  ist  möglich,  daß  die  Gewinnsaldi  (Ertragsziifern)  der  Ertrags- 
und der  Verkaufsbilanz  eines  und  desselben  Unternehmens,  die  für  den 
gleichen  Zeitpunkt  aufgenommen  werden,  ganz  erheblich  voneinander  ab- 
weichen. Dort  ist  es  für  das  Unternehmen  von  Vorteil,  einen  geringen 
Ertrag  auszuweisen;  dann  muß  nicht  soviel  Dividende  ausgezahlt  werden. 
Hier  ist  es  für  den  Inhaber  von  Interesse,  eine  hohe  Ertragsfähigkeit 
darzutun.  Ein  Geschäftsherr  zieht  für  31.  Dezember  1913  die  reguläre 
Schlußbilanz.  Gleichzeitig  beabsichtigt  er,  sein  Unternehmen  in  eine  A. 
in  der  Weise  zu  verwandeln,  daß  das  Geschäft  schon  vom  1.  Januar  1914 
ab  als  auf  Rechnung  der  zu  gründenden  A.  geführt  gelten  soll.  Die  neue 
A.  soll  den  Betrieb  also  zum  Werte  vom  31.  Dezember  1913  übernehmen. 
Der  Inhaber  hat  ein  Interesse  daran,  möglichst  viel  Aktien  zu  erhalten. 
Er  ist  daher  berechtigt,  der  Verkaufsofferte  eine  B.  mit  höheren  Bewertungs- 
ziffern zu  Grund  zu  legen,  geradeso,  wie  ihrerseits  die  Bank,  mit  deren 
Hilfe  er  gründen  will,  befugt  ist,  in  der  B.,  nach  der  sie  ihre  Ubernahme- 
Gegengebot  bemißt,  die  Aktiven  (Fabrikanlagen,  Maschinen,  Debitoren) 
viel  vorsichtiger  zu  bewerten,  als  es  der  andere  in  seiner  Jahresschluß- 
bilanz getan  hat.  In  derselben  Weise,  wie  Innen-  und  Steuerbilanz,  können 
Verkäufer-  und  Käuferbilanz  auseinandergehen,  ohne  daß  behauptet  werden 
kann,  eine  von  beiden  müsse  gesetzwidrig  sein.  Die  Bewertungsrechts- 
sätze wechseln  mit  dem  Bilanzzwecke.  Aus  einer  niedrigen  Ertrags- 
bilanz darf  nicht  ohne  weiters  geschlossen  werden,  daß  die  hohe  Ver- 
kaufsbilanz, und  aus  der  hohen  Verkaufsbilanz  nicht,  daß  die  niedrige  Er- 
tragsbilanz betrügerisch  ist. 

Die  Verschiedenartigkeit  der  Bewertung  nach,  den  Bilanz- 
gegenständen. 

§  93. 
I.  Die  wichtigste  Einteilung  ist  die  in  Betriebs-  und  Veräußerungs- 
gegenstände. 

A.  Die    Gesetze^)   definieren    die    Betriebsgegenstände.     Es    seien 

')  §  68. 

^)  HGB.  §  261,  deutsches  GmbHG.  §  42;  österr.  GmbHG.  §  23. 
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,, Gegenstände,  welche  nicht  zur  Weiterveräußerung',  vielmehr  dauernd 
zum  Gescliät'tsbetriebe  der  Gesellschaft  bestimmt  sind".  Gesagt  will  damit 
sein :  Yeräußerungsgegenstand  ist  ein  Vermögensstück,  das  bald  veräußert, 
und  Betrieb.-^gogenstand  ein  Stück,  das  nicht  nur  vorübergehend  im  Be- 
triebe gebraucht  werden  soll.  Die  Roh-  und  Hilfsstoffe  und  die  halb- 
fertigen Waren  werden  im  Betriebe  verarbeitet,  also  gebraucht,  aber  nur 
vorübergehend;  sie  sollen  bald  veiäußert  werden.  Eine  Eisenbahn,  die 
nach  30  Jahren  an  den  Staat  überzugehen  hat,  soll  veräußert  werden, 
aber  nicht  bald. 

Gebrauchsgegenstand  liegt  auch  vor,  wenn  ein  Gegenstand  im  Be- 
triebe verbraucht  werden  soll ;  denn  dadurch  ist  Veräußerung  ausgeschlossen. 
Gleichgültig  ist  daher,  ob  der  Verbrauch  allmählich  oder  bald  geschieht. 
Ein  Nachbargebäude,  das  erworben  wird,  um  an  seiner  Stelle  alsbald  einen 
Erweiterungsbau  aufzi^iführen,  ist  dem  Betriebe  nicht  nur  vorübergehend 
gewidmet.     Es  ermöglicht  dauernd  einen  Baugrund. 

B.  Immaterielle  Güter  (Patente,  Firmen)  sind  in  Betriebsbilanzen 
zunächst  Gebrauchsgegenstände. 

C.  1 .  Gewinn  und  Verlust  wird  in  erster  Linie  durch  den  Wert  der  Ver- 
äußerungsgegenstände bestimmt.  Er  unterliegt  größeren  Veränderungen. 
Die  das  flüssige  Kapital  betreffenden  Konjunktur-Gewinne  und  Verluste 
berühren  den  Ertrag.')  Bei  einer  Müllerei  z.  B.  kann  der  Gewinn  ent- 
stehen durch  Steigerung  des  Vermahlungsquantums,  aber  auch  bei  [■'allen 
desselben  durch  Konjunkturveränderungen  (bessere  Preise).  Der  Preis  der 
Baumwolle  steigt  seit  Einkauf:  Konjunkturgewinn;  er  sinkt  seitdem:  Kon- 
junkturverlust. Namentlich  langfristige  Lieferungsverträge  bringen  un- 
absehbare Risiken.') 

2.  Über-  und  Unterbewertung  hat  bei  Veräußerungsgegenständen  ge- 
ringere tatsächliche  Bedeutung  als  bei  Betriebsgegenständen.  Sie  gleichen 
sich  bei  ihnen  für  die  Regel  bald  aus.  Wird  die  Ware  in  dem  einen  Jahre 
zu  hoch  geschätzt  und  deshalb  zu  viel  Gewinn  ausgewiesen,  so  wird  eben 
im  nächsten  daran  beim  Verkaufe  verloren. 

IL  Für  die  Frage  der  Bilanzfähigkeit  ist  sehr  wichtig  der  Gegensatz 
von  materiellen  und  immateriellen  Gütern.  Die  letzteren  sind  nur  in  Ver- 
äußerungsbilanzen schlechthin  bilanzfähig,  in  Ertragsbilanzen  dagegen  ledig- 
lich, wenn  sie  mit  Kosten  erworben  oder  hergestellt  sind.^)  Somit  ist 
der  Gegensatz  von  Erwerb  beziehungsweise  Herstellung  mit  oder  ohne 
Vermögensaufwand  für  die  Frage  der  Bilanzfähigkeit  von  Bedeutung. 
Materielle  Güter  dürfen  in  Ertragsbilanzen  auch  eingestellt  werden,  wenn 
sie  kostenlos  hergestellt  oder  erworben  (geschenkt  usw.)  sind.  Haupt- 
bedeutung hat  der  Unterschied  der  kostenlosen  und  der  mit  Kosten  .ver- 
bundenen-Gewinnung  von  Vermögensstücken  für  die  Frage  der  Werthöhe. 

1.  Die  wichtigsten  Spezialvorschriften  des  AktienrechtesunddesRechtes 
der  GmbH.  —  s.  oben  §91  —  beziehen  sich  nur  auf  Gegenstände  mit  Er- 
werbs- oder  Herstellungspreis.     Also  fallen  darunter  nicht 

a)  die  kostenlos  erworbenen  Gegenstände,  somit  was  geschenkt,  ge- 
wonnen und  gefunden  wurde; 

b)  die  ohne  Vermögensaufwand  hergestellten  Giiter.    Hieher  gehören 


')  §  83. 

*)  Z.  B.  :Es  herrscht  Rohstoff-Not.  Materialien,  die  in  normaler  Zeit  von  einem 
Quartal  zam  anderen  gekanft  werden,  milssen  bei  Hochkonjunktur  5  —  6  Quartale  in  voraus 
gekauft  werden,  weil  man  sonst  selbst  zu  höchsten  Prci.-eri   sein  Material  nicht  erhält. 

')  §§  7  und  1'2. 
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vor  allem  ideelle  Werte,  nicht  greifbare  Vorteile,  die  das  Geschäft  ge- 
winnbringend machen :  die  gute  Lage,  die  praktische  Anlage  und  Organi- 
sation, der  gute  Ruf  bei  Lieferanten  und  Kundschaft,  die  zugkräftige 
Firma  und  Handelsmarke  usw.  Alles  dies  kann  Folge  des  Zufalls,  des 
Glücks  sein,  aber  zumeist  ist  es  das  Ergebnis  besonderer  Gaben  und  Eigen- 
schaften und  jahrelanger  Arbeit.  Viel  Kraftkapital  wurde  für  sie  ,, auf- 
gewendet" und  angestrengte  Arbeit  haben  sie  „gekostet".  Trotzdem  sind 
sie  volkswirtschaftlich  kostenlos  hergestellt,  selbsterworben,  selbstgewonnen. 
Deswegen  haben  sie  aber  doch  einen  Wert,  denn  sie  bilden  die  Grund- 
lage für  ein  gutes  Erträgnis  in  der  Zukunft.  Die  vorzügliche  Organi- 
sation, der  Kredit  bei  den  Banken,  die  durch  Liebenswürdigkeit,  Pünkt- 
lichkeit, Reellität  und  Kulanz  erworbene  Kundschaft  usw.  besitzen  Wert, 
alle  zusammen  machen  sie  den  Wet^t  des  Geschäftes  aus.  Bei  Veräuße- 
rungen des  Geschäftes  und,  wenn  einer  von  mehreren  Teilhabern  oder 
Erben  es  übernimmt,  tritt  er  zutage  —  für  ein  gutgehendes  Geschäft  wird 
mehr  gezahlt  — ,  sei  es  uu ausgeschieden  in  dem  Wertanschlag  (Kaufpreis) 
des  Geschäftes  als  Ganzen,  sei  es  ausgeschieden  in  einem  besonders  be- 
zahlten oder  veranschlagten  Geschäftswert. 

2.  Soweit  die  Sondervorschriften  sich  auf  den  Börsen-  oder  Markt- 
preis beziehen,  bestimmen,  daß  der  Bilanzwert  über  sie  nicht  hinausgehen  darf, 
gelten  sie  auch  für  kostenlos  erworbene  und  hergestellte  Vermögensstücke. 

II.  Die  Bewertung  der  Veräußerungs-  und  Betriebsgegenstände. 

Die  Bewertung  der  Veräußerungsgegenstände. 

§  94. 

I.  Die  für  die  Bewertungshöhe  wichtigste  Einteilung  der  Bilanz- 
gegenstände ist  die  in  Veräußerungs-  und  Betriehscjegenstände})  Sie 
gilt  sowohl  für  Aktiva  wie  für  Schulden,  wenn  auch  zu  beachten  ist,  daß 
Vermögensgegenstände  im  Sinne  des  HGB.  §§  39  Abs.  1,  40,  261  Ziff.  2 
nur  Aktivwerte  sind.^)  Die  speziell  für  die  Aktivwerte  erlassenen  Vor- 
schriften °)  gelten  also  für  Schulden  nur  so  weit,  als  sich  für  sie  das  näm- 
liche aus  der  Natur  der  Sache  ergibt. 

II.  Wir  handeln  zunächst  von  den  Veräußerungsgegenständen. 
Ihre  Haupteinteüung  ist  die  in  solche  mit  und  solche  ohne  Marktpreis, 
A.   Veräußerungsgegenstände  mit  Marktpreis.     \.  Nach  dem  in 

§  92  über  den  Geschäfts  wert  Ausgeführten  ist  Veräußerungswert  der  Tausch- 
wert, den  der  Gegenstand  für  jeden  verständigen  Besitzer  des  Geschäftes 
besitzt.  Ist  der  Gegenstand  marktgängig,  so  wird  dieser  Tauschwert 
durch  seinen  Marktpreis  dargestellt.  Denn  Markt  im  technischen  Sinne 
ist  ein  Ort,  wo  jeder  Besitzer  einer  Ware,  die  zu  den  Gegenständen  des 
Marktverkehrs  zählt,  sie  dem  Publikum,  also  jedermann  zum  Kauf  an- 
bietet. Findet  aber  jeder  Verkäufer  für  seine  Ware  einen  Käufer,  darf 
er  daher  darauf  rechnen,  daß  er  die  Ware  zu  veräußern  vermag,  so  ergibt 


*)  Böhm-Bawerk,  Art.  „Wert"  im  Handwörterb.  der  Staatswissensch.  3.  Aufl. 
Bd.  8  S  757. 

')  Wohl  sagt  HGB.  §  39  Abs.  1 ;  „Seine  Grundstücke,  seine  Forderungen  und  Schulden, 
den  Betrag  seines  baren  Geldes  und  seine  sonstigen  Gegenstände";  allein  hieraus  folgt 
nicht  notwendig,  daß  auch  die  Schulden  zu  den  Vermögensgegenständen  rechnen.  Zudem 
stehen  sich  in  §  40  „Vermögensgegenstände  und  Schulden",  in  §  39  Abs.  1  am  Ende 
„Vermögen  und  Schulden"  gegenüber. 

»)  Z.  B.  HGB.  §  261  Ziff.  2 
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sich  als  notwendige   Folge,   daß   die  Ware  einen  allgemeinen,  d.  h.  für 
jeden  Verkänfer  maßgebenden  Verkaufspreis  hat.^) 

a)  Maßgebend  ist  der  „geciemvärtige'^  Marktpreis/)  d.  h.  bei  Jahres- 
bilanz der  letzte  vor  Schluß  des  Geschäftsjahres.  Läßt  sich  für  den  letzten 
Tag  des  Geschäftsjahres  kein  Marktpreis  ermitteln,  so  ist  auf  frühere 
Tage  zurückzugehen,  es  müßten  sich  denn  Anzeichen  dafür  feststellen 
lassen,  daß,  wenn  nach  diesen  Tagen  im  abgelaufenen  Geschäftsjahre  noch 
ein  Markt  stattgefunden  hätte,  der  Gegenstand  einen  niedrigeren  oder 
höheren  Preis  erzielt  haben  würde.  Ein  solches  Anzeichen  bildet  der 
Preisstand  beim  ersten  Markt  des  neuen  Jahres,  wenn  er  dem  Jahres- 
schluß näher  liegt,  als  der  letzte  Markt  des  alten.  Der  Preisdruck,  dem 
speziell  ein  Angebot  der  die  B.  aufstellenden  Gesellschaft  ausgesetzt  sein 
würde  —  sie  hat  große  Posten  ehtes  Wertpapiers  — ,  ist  nur  zu  berück- 
sichtigen, wenn  eine  alsbaldige  Veräußerung  im  neuen  Jahre  bevorstünde. 
Örtlich  ist  der  Markt  'entscheidend,  ,,an  dem  der  Gegenstand  mit  Rück- 
sicht auf  den  Ort,  wo  er  sich  befindet,  zu  der  betreflFenden  Zeit  verkauft 
werden  konnte".^)  Ein  Marktpreis  liegt  für  eine  bestimmte  Marktzeit 
nicht  vor,  wenn  an  diesem  Markttag  keine  Abschlüsse  (,,bezalilt"  ^=  um- 
gesetzt) zustande  kamen,  sondern  nur  Angebote  von  Verkaufslustigen 
(„Brief"  bei  Börsengeschäften)  oder  Nachfragen  v^on  Kaufsliebhabern  (,,Geld" 
bei  Börsengeschäften)  stattfanden.^)  Abzuziehen  sind  vom  Marktpreis  die 
Provisionen,  Kurtagen,  Stempel  und  sonstigen  Kosten  des  Verkaufes. 

b)  Börsenpreis  ist  eine  Unterart  des  Marktpreises,  aber  nicht  gleich- 
bedeutend mit  Börsenkurs.  Es  kommen  Unkosten  hiezu,  z.  B.  Stückzinsen. ^) 

2.  Was  aus  allgemeinen  Erwägungen  sich  ableitet,  erhebt  für  die 
Bilanzen  der  A.en,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  größeren 
Privatversicherungsvereine  §  261  Ziff".  1  zu  ausdrücklich  gesetzlicher  Vor- 
schrift, jedoch  mit  zwei  Einschränkungen: 

a)  g  261  Ziff.  1  lautet:  ,, Wertpapiere  und  Waren,  die  einen  Börsen- 
oder Marktpreis  haben,  dürfen  höchstens  zu  dem  Börsen-  oder  Markt- 
preise des  Zeitpunktes,  für  welchen  die  B.  aufgestellt  wird,  angesetzt 
werden."  Damit  ist  einerseits  wohl  ausgedrückt:  maßgebend  ist  nur  ein 
zur  Zeit  des  Jahresschlusses  schon  vorhandener  Marktpreis.  Aber  anderer- 
seits sagt  das  G. :  „höchstens  zu  dem  für  den  Jahresschluß  wirklich  vor- 
handenen Marktpreise".  Dies  heißt  nicht  bloß:  zu  keinem  höheren  Ver- 
kaufswert, sondern  auch:  zu  einem  geringeren  allgemeinen  Preis.  Das 
will  sagen :  sind  Anzeichen  hierfür  vorhanden,  daß,  wenn  am  Tage  des 
Jahresschlusses  ein  Markt  stattgefunden  hätte,  die  Ware  nicht  den  Markt- 
preis des  letzten  wirklichen  Markttages  erreicht  haben  würde,  dann  muß 
zu  einem  niedrigeren  Verkaufswert  als  dem  des  letztvorhergegangenen 
Markttages  angesetzt  werden.  Dagegen  hindert,  wenn  der  erste  Markt 
des  neuen  Jahres  dem  Jahresschluß  näher  liegt,  als  der  letzte  Markt  des 
alten,  hier  das  ,, höchstens",  den  höheren  Preis,  den  die  Ware  im  neuen 
Jahre  erzielte,  bei  Bestimmung  des  Verkaufswertes  am  Jahresschluß  zu 
berücksichtigen. 


')  Hierzu  OVG.  15,  336. 

*)  HGB.  §  40.  Marktpreis  ist  Anschaffungspreis,  also  kommen  gewisse  Unkosten 
hinzu  (s.  §  96). 

•)  Lehmann,  Kommentar  261»;  Entsch.  in  Steuers.  X  402.   Vgl.  auch  BGB.  §  453. 

*)  Anhaltspunkt  kann  von  den  beiden  letzteren  nur  der  Nachfragepreis  sein,  weil 
er  naturgemäß  niedriger  ist. 

*)  Weyermann  im  Bankarchiv  11, 26.   Auch  Börsenpreis  ist  Anschaffungspreis  (§  96). 
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b)  Dem  für  den  Bilanzzeitpunkt  (Jahresschluß)  maßgebenden  Markt- 
preis geht  der  niedrigere  Erwerbspreis  vor.^)  Sofern  der  genannte  Markt- 
preis den  Anschaft'ungs-  oder  Herstellungspreis  übersteigt  —  fährt  §  261 
Ziff.  1  fort  — ,  dürfen  die  Waren  und  Wertpapiere  mit  Börsen-  oder  Markt- 
preis höchstens  zu  dem  letzteren  angesetzt  werden.  Ist  der  für  jeden 
verständigen  Besitzer  des  betreffenden  Geschäftes  maßgebende,  also  der 
allgemeine,  Tauschwert  des  Bilanzzeitpunktes  auch  noch  niedriger,  so 
gilt  er. 

3.  Der  Satz,  daß  bei  Waren  mit  Marktpreis  dieser  allein  maßgebend 
sei,  erleidet  außer  der  rechtlichen  Ausnahme  des  HGB.  §  261  Ziff.  1  noch 
eine  tatsächliche,  d.  h.  eine  solche  der  Verkehrssitte.  Nicht  Grundsatz 
ordnungsmäßiger,  aber  vorsichtiger  Buchführung  ist  es,  Vorräte  an  Roh- 
iind  Hilfsstoffen  und  halbfertigen  Waren  nicht  über  ihrem  Selbst- 
kostenpreise^) einzusetzen.^)  Daher  hat  auch  ohne  HGB.  §  261  Ziff.  1 
der  Erwerbspreis  Bedeutung.  Andererseits  sind  sie  selbstverständlich  unter 
dem  Selbstkostenpreise  anzusetzen,  wenn  jetzt  ihre  Anschaffung  oder  Her- 
stellung niedriger  zu  stehen  käme.  Denn  dann  ist  ihr  gegenwärtiger  Ge- 
schäftswert niedriger.  Sie  könnten  voraussichtlich  auch  nur  zu  geringerem 
Preise  veräußert  werden. 

B.  Veräußerungs(jegenstände  ohne  Marktpreis:  z.  B.  Grundstücke 
und  Häuser  im  Besitze  einer  Immobilienverwertungsgesellschaft,  Mode- 
artikel, Möbel,  kunstgewerbliche  Gegenstände."*)  Hier  entscheidet  über 
den  Geschäfts-,  den  allgemeinen  Veräußerungswert  das  Ermessen  des 
Bewertenden.  Der  Tauschwert  ist  ein  Schätzungswert.  Eine  allgemeine 
Rechtsvorschrift,  daß,  wenn  ein  anderer  Bewertungsmaßstab  nicht  auf- 
findbar ist,  zum  Selbstkostenpreis  anzusetzen  sei,  besteht  nicht.  Der  vor- 
sichtige Kaufmann  wird  jedoch  diesen  Preis  einhalten.^)  Nur  für  die  B.en, 
die  dem  HGB.  §  261  unterliegen,  und  die  österr.  GmbH.")  besteht  eine 
bindende  Vorschrift.') 

HI.  Die  Vorschriften  über  Bewertung  der  Veräußerungsgegenstände 
gelten  auch  für  die  unentgeltlich  zu  veräußernden. 

Die  Bewertung  der  Betriebsgegenstäude. 

§  95. 

I.  Das  positive  Recht  enthält  über  die  Bewertung  der  Gebrauchs- 
stücke in  gewissem  Umfange  ausdrückliche  Vorschriften. 

A.  Zum  Teil  sind  es  für  Gebrauchs-  und  Veräußerungsgegenstände 
gemeinsame : 

1.  Das  deutsche  Aktienrecht,  zugleich  für  größere  Versicherungs- 
vereine auf  Gegenseitigkeit  geltend,  und  das  österr.  GmbHG.  steUt 

^)  Dies  ist  die  Hauptabweichung  vom  allgemeinen  Bilanzrecht,  denn  nach  ihm 
ist  der  Marktpreis  nicht  bloß  der  Maximal-,  sondern  der  Normalwert.  Nach  ihm  ist  also 
Einstellung  nichtreal isierten  Gewinnes  zulässig.  Das  österr.  A.-Reg.  kennt  eine  dem 
neuen  HGB.  §  261 1,  a  entsprechende  Vorschrift  nicht.  Indem  es  in  §  49  bestimmt:  „Sämt- 
liche Aktiven  und  Passiven  sind  nach  dem  Werte  anzusetzen,  welcher  ihnen  zur  Zeit 
der  Aufnahme  der  B.  tatsächlich  beizulegen  ist",  läßt  es  Einsetzung  nichtrealisierten 
Gewinnes  zu.  Hierin  liegt  also  auch  die  Hauptabweichung  des  österreichischen  Aktienrechts 
vom  deutschen.  —  Vgl.  §  92  in  A. 

')  §  97. 

»)  S.  oben  §  92.    Wegen  bestellter  Waren  §  28. 

*)  Ausnahmsweise  haben  auch  solche  Gegenstände  einen  Marktpreis. 

')  §  92. 

")  Nicht  aber  für  das  österr.  Aktienrecht. 

')  §91. 
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a)  für  alle  börsen-  und  marktgängigen  Gegenstände  den  Satz  auf, 
daß  sie  höchstens  zum  Börsen-  oder  Älarktpreise  des  Zeitpunktes,  für  den 
die  B.  aufgemacht  wird,  wenn  aber  dieser  Preis  den  Anschaffungs-  oder 
Herstellungspreis  übersteigt,  höchstens  zu  dem  letzteren  angesetzt  werden, 

b)  für  alle  anderen  Vermögensstücke  die  Vorschrift,  daß  sie  höchstens 
zum  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  anzusetzen  sind, 

2.  Hieraus  folgt:  börsen-  und  marktgängige  Waren  sind  bei  Kurs- 
rückgängen auch  dann  unter  dem  Einstandspreis  zu  bewerten,  wenn  sie 
Betriebsgogenstände  sind,  wie  dies  z.  B.  bei  dauernden  Beteiligungen  (Kon- 
sortialetfekten,  Kuxen  als  Dauerbesitz)  der  Fall  ist. 

B.  Das  deutsche  GmbHG.  bestimmt  über  die  Bewertung  der  Ver- 
äußerungsgegenstände nichts.  Nur  für  die  Gebrauchsgegenstände  schreibt 
es  etwas  vor.  Sie  dürfen  höchstens  zum  Einstandspreise  angesetzt  werden, 
Dauerbesitz  an  börsei]-  oder  marktgängigen  Sachen  muß  also  nicht  sofort 
niedriger  bewertet  werden,  wenn  der  Kurswert  weiter  heruntergeht. 

II.  A.  Auch  soweit  ausdrückliche  Vorschriften  fehlen,  gelangt  man 
zu  einem  ähnlichen  Ej-gebnis.  An  sich  könnte  man  sagen  wollen :  Gebrauchs- 
gegenstände dürfen  nurnachihrem  Gebrauchswerte  bestimmt  werden;  nur  Än- 
derungen hieran  ändern  ihren  Wert.  Allein  dies  hätte  in  allen  Fällen,  wo 
der  Verkehrswert  höher,  und  ebenso  in  allen,  wo  der  Tauschwert  niedriger 
als  der  Gebrauchswert  wäre,  zur  Folge,  daß  nicht  realisierter  Gewinn 
ausgewiesen  werden  müßte;  um  diesen  Gewinn  auszuschütten,  würde  not- 
wendig umlaufendes  Kapital  zu  veräußern  oder  zu  beleihen  sein,  denn  die 
Gebrauchsgegenstände  müssen  unveräußert  bleiben,  weil  sie  zum  Betriebe 
gebraucht  werden;  also  würden  flüssige  Mittel  fehlen  und  so  Gewinn 
verteilt,  der  sich  nicht  verteilen  läßt.  Daher  ist  Grundsatz  der  ordnungs- 
mäßigen Buchführung:') 

1.  Der  Gebrauchsgegenstand  wird  nicht  über  seinem  Einstandswert 
(Erwerbspreis  nebst  Erwerbsspesen)  angesetzt,  auch  wenn  der  Gebrauchs- 
wert höher  ist;  der  Einstandswert  ist  im  Zweifel  sein  Tauschwert;  würde 
er  höher  eingestellt,  so  würde  sich  nicht  realisierter  Gewinn  ergeben. 

2.  Das  Gebrauchsstück  wird  niclit  über  seinem  Gebrauchswert  an- 
gesetzt, wenn  der  Verkaufswert  darüber  hinausgeht,  denn  da  es  nicht 
verkauft  werden  soll,  wären  liquide  Mittel  zur  Auszahlung  anderwärts 
zu  beschaffen. 

'6.  Der  Gebrauchsgegenstand  wird  unter  seinem  Gebrauchswert  ein- 
gesetzt, wenn  der  gegenwärtige  Verkaufswert  dauernd  geringer  ist;*) 
voraussichtlich  sich  bald  ausgleichende  Schwankungen  des  Tauschwertes 
brauchen  nicht  beachtet  zu  werden. 

B.  Grundsätze  der  ordnungsmäßigen  Buchführung  muß  der  Kaufinann 
befolgen.-  Also  kann  kein  Gewiunbeteiligter  fordern,  daß  ein  Gebrauchs- 
gegenstand zu  dem  höheren  Gewinn  ergebenden  Werte  eingestellt  wird. 

III.  1.  Von  dem  oben  angeführten  dritten  Satze  abgesehen  richtet 
sich  die  Herabsetzung  des  Wertes  von  Gebrauchsgegenständen  nach  dem 
Maße  der  Minderung  ihres  Gebrauch  wertes.^)    Dabei  ergibt  sich:  weil  der 

*)  Hiezu  Reisch  in  Beiträge  zur  Wirtschaftskunde  1911  S.  409;  Kovero  111  fP.; 
Fäs  21  f ;  Fischer,  Buchführung  32 

•)  Der  Marktwert  der  Schiffe  hat  wegen  einer  Depression  des  Reedereibetriebs, 
deren  Ende  nicht  vorauszusehen  ist,  außergewöhnlichen  Tiefstand  erreicht.  Daher  Extra- 
abschreibung. —  Das  0V6.  15,  263  (14,  233)  läßt  immer  nur  den  objektiven  Verkaufs- 
wert unter  der  Voraussetzung  des  Fortbestandes  des  Geschäftes  gelten  (s.  aber  auch  [für 
Gewerbesteuer]  11,  415). 

•)  Schiff  in  Z.  f   Handelawissensch.  3,  275, 
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Gegenstand  nicht  nur  vorübergehend  zum  Gebrauche  bestimmt  ist,  hängt 
der  gegenwärtige  Gebrauchswert  nicht  bloß  von  der  gegenwärtigen,  son- 
dern von  der  dauernden  Gebrauchsfähigkeit  ab.  Alles,  was  die  Eigen- 
schaft, dauernd  dem  Betriebe  zu  dienen,  verändert,  beeinflußt  schon 
den  gpffenwürthjen  Gebrauchswert,  die  Bewertung  des  Gegenstandes 
in  der  Gegenwart.  Den  Gebrauchswert  drückt  nicht  bloß  die  sog.  Abnutzung, 
d.  h.  die  Substanzverringerung  und  Verschlechterung  durch  Einflüsse  der 
äußeren  Natur  und  durch  Verwendung  im  Betriebe  herab,  sondern  jedes 
den  Gebrauchswert  mindernde  Moment,^)  also  z.  B. 

a)  die  Gebundenheit  an  die  konkrete  Unternehmung ,  der  Um- 
stand, ob  der  Wert,  den  der  Gegenstand  augenblicklich  besitzt,  die  innige 
Verbindung  mit  dem  Betriebe  zur  wesentlichen  Voraussetzung  hat  —  wie 
z.  B.  eine  elektrische  Beleuchtungs-  oder  Kraft  Übertragungsanlage  — , 
so  daß  er  bei  Loslösen  des  Gegenstandes  (der  Anlage)  von  dem  Betriebe 
erheblich  zurückgehen  würde,  oder  ob  der  Wert  des  Gegenstandes  von 
der  konkreten  Unternehmung  verhältnismäßig  unabhängig  ist,  wie  z.  B. 
der  eines  Geschäftshauses  in  bester  Lage,  das  jederzeit  anders  verwendet 
werden  kann; 

b)  das  Veralten  wegen  Überholung  durch  neue  Erfindungen,  Kon- 
struktionen, Methoden  (bei  Maschinen,  Patenten,  Modellen  usw.); 

c)  die  zeitliche  Begrenzung  bei  Urheberrechten,  Konzessionen  (heim- 
fälligen Unternehmungen)  und  anderen  zeitlich  beschränkten  Rechten; 

d)  Veränderung  der  Konjunkturen  (z.  B.  bei  Fabrikation  von 
Mode-  und  Sportartikeln;  Krise  wegen  Überproduktion;  Entwertung  von 
Grundstücken  durch  Verlegung  des  Bahnhofs  usw.).^) 

2.  Weil  die  wertmindernden  Momente  im  allgemeinen  nicht  plötzlich, 
sondern  allmählich,  im  Anfang  geringer,  später  stärker  wirken,  werden 
die  Abschreibungen  am  ursprünglichen  Gebrauchswerte  fortschreitend  vor- 
genommen. 

3.  Der  Eintritt  der  Entwertung  bedeutet  Eintritt  der  Unbrauch- 
barkeit,  Aufhebung  der  Eigenschaft  als  Betriebsobjekt,  Aufhebung  des 
Gebrauchwertes,  keineswegs  notwendig  Aufhebung  jeden  Wertes.  Der 
abgenutzte ,  durch  Neueinstellungen  oder  Änderung  der  Fabrikations- 
methode überflüssig  gewordene  Gebrauchsgegenstand  kann  noch  Verkaufs- 
wert besitzen.  Der  Gebrauchsgegenstand  ist  Veräußerungsgegenstand 
geworden.  Es  ist  selbstverständlich,  daß  bei  solchen  Vermögensstücken 
die  Abschreibungsquoten  nicht  so  hoch  bemessen  werden  müssen,  als  bei 
Gegenständen,    die  bei  ihrer  Außergebrauchsstellung   völlig  wertlos  sind. 

4.  Einen  Maßstab  für  die  jeweils  richtige  Abschätzung  des  Gebrauchs- 
wertes gibt  der  Ertrag.  Rentiert  eine  Anlage  im  Verhältnis  zum  Erwerbs- 
preis zu  gering  (sie  ist  zu  teuer  gekauft),  so  muß  er  unter  dem  Erwerbs- 
preis angesetzt  werden. 

5.  Selbstverständlich  ist,  daß  der  Betriebsgegenstand  höher  bewertet 
werden  darf,  als  zu  dem  Betrage,  der  erreicht  werden  wird,  wenn  das 
Geschäft  einmal  aufgelöst  werden  sollte.  Hierin  kommt  nicht  eine  grund- 
sätzliche Unabhängigkeit  des  Gebrauchwertes   vom  Verkehrswerte  zum 


')  Wirtschaftliche  Entwertung  im  Gegensatz  zur  technischen,  der  „Abnutzung", 
Bisikoabschreibung  im  Gegensatz  zu  Alters-  und  Gebrauchsabschreibung.  Hierzu  Ber- 
liner §  112  und  Fäs  S.  42  ff. 

^)  In  Nürnberg  wurde  das  Gaswerk  von  der  Ludwigsbahn  wegverlegt.  Wegen 
des  Ausfalls  sn  Kohlentransport  war  letztere  kaum  mehr  imstande  die  Betriebskosten 
^u  decken,  während  sie  vorher  21%  Dividende  verteilte. 

Rehm,  Bilanzen.     2.  Aufl.  24 
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Ausdruck,  sonderu  der  Grund  ist,  daß  jener  Schmelzwert  nicht  Gegen- 
warts-,  sondern  Zukunftswert  ist.  Bewertung  nacli  ihm  ist  Unterbewer- 
tung, also  steuerptlichtig.  Der  voi*sichtige  Kaufmann  strebt  darnach,  den 
Gegenstand  möglichst  rasch  freiwillig  bis  zu  dem  Betrage  herunterzu- 
schreibeu,  der  bei  Liquidierung  des  Unternehmens  wahrscheinlich  sich 
noch  erreichen  läßt,  aber  eine  Eechtspflicht  des  ordentlichen  Kaufmanns 
ist  es  nicht.  ^) 

IV.  Die  Bestimmung  des  Wertes  nach  dem  Gebrauchswerte  dringt 
auch  durch,  wenn  sich  herausstellt,  daß  der  Gegenstand  billiger  ange- 
schafft oder  hergestellt  werden  könnte.  Dann  ist,  weil  niedriger,  der  Ge- 
brauchswert maßgebend.  Hieraus  darf  aber  nicht  der  Satz  abgeleitet 
werden,*)  daß  sicli  der  Gebrauchswert  regelmäßig  nach  der  Aufwendung 
richte,  die  für  einen  gleichartigen  Ersatz  zu  machen  wäre,  wenn  der 
Gegenstand  verbraucht  würde,  abzüglich  des  eventuellen  Erlöses  aus 
AJtmaterial.  Denn  sehr  leicht  kommt  doch  vor,  daß  der  Ersatz  teuerer 
zu  stehen  kommt. 

V.  Überschätzen  des  Gebrauchwertes  begegnet  besonders  leicht  bei 
immateriellen  Gütern  (Patenten).  Die  Vorsicht  gebietet  hier  rasch  abzu- 
schreiben. 

VI.  Nur  formeller  Natur  ist  die  Vorschrift  des  Aktienrechtes  und 
des  Rechtes  der  GmbH.,  daß  Gebrauchsgegenstände,  deren  Tauschwert^) 
hinter  ihrem  Einstandspreis  zurücksteht,  trotzdem  zu  diesem  angesetzt 
werden  dürfen,  soferne  ein  der  Wertminderung  gleichkommender  Betrag 
unter  die  Passiven  eingestellt  wird.*)  Dies  ist  nur  eine  rechnerische 
Manipulation.  Sie  kann  ohne  weiters  auch  bei  Veräußerungssachen  an- 
gewendet werden. 

Der  Anschaffungspreis. 

§  96. 

I.  Der  Anschaffungspreis  umfaßt  alle  für  den  Erwerb  des  Gegen- 
standes unmittelbar  und  mittelbar  gebrachten  geldwerten  Opfer,  nicht  bloß 
den  Kaufpreis  (Einkaufspreis,  Fakturenwert,  Kurs).  Dies  folgt  aus  der 
Zusammenstellung  von  ,,Anschaffungs-  und  Herstellungspreis".  Bei  „Her- 
stellung" muß  Preis  =  Kosten  sein;  also  auch  bei  „Anschaffung".  Somit 
rechnen  zum  Anschaffungspreis  auch  Provision,  Porto,  Fracht,  Stempel, 
Transportversicherung,  Steuer,  Ausfall  an  Hypotheken  (wogegen  Rabatte, 
Skonti  und  ähnliches  abgezogen  werden);  Gehälter  und  Spesen  des  Ein- 
kaufpersonals, wenn  es  nur  zum  Einkauf  verwendet  wird,  Zinsen  für  das 
zum  Einkauf  geliehene  Geld.  Es  gilt  dasselbe,  wie  für  die  Herstellung. 
Näheres  ilaher  in  §  97,  besonders  über  die  Frage  des  Zuschlags  der  Eigen- 
zinsen. 

n.  Im  einzelnen  ist  noch  hervorzuheben : 

A.  Schafft  die  Gesellschaft  Aktien  (Geschäftsanteile)  einer  anderen 
Gesellschaft  durch  Sacheinlagen  an,  so  darf  sie  die  erworbenen  Geschäfts- 


')  Eeisch  I  §  283. 

»J  Reisch  I  §  278  stellt  den  Satz  auf. 

•)  Schiff,  Wertminderungen  S.  6. 

*)  HOB.  §  261;  ö.'iterr.  GmbHG.  §  23;  deutsches  GmbHG.  §  42.  Wenn  das 
deutsche  Recht  „Abnutzung"  statt  Wertminderung  sagt,  so  ist  dies  ausdehnend  aus- 
zulegen; denn  sonst  würde  die  Vorschrift  den  Unsinn  ergeben,  daß  der  Gegenstand, 
soweit  die  Wertminderung  nicht  in  Abnutzung  besteht,  überbewertet  werden  darf. 
S.  auch  §  91  m  und  Fäs  47. 
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anteile  mit  dem  Geldwerte,  zu  dem  die  andere  Gesellschaft  die  Einlagen 
übernimmt,  von  dem  Momente  an  einsetzen,  wo  die  Sachen  bei  ihr  aus- 
gehen. Denn  das  G.  verlangt  Realisation  nicht  im  Sinne  von  Umsetzung 
in  Geld,  sondern  im  Sinne  von  Umtausch  gegen  einen  anderen  geldwerten 
Gegenstand,  wie  es  auch  eine  Forderung  ist.  Das  G.  spricht  u.  a.  von 
dem  Werte,  der  zur  Veräußerung  bestimmten  Gegenständen  beigelegt 
werden  muß/)  Hieraus  folgt,  daß  der  Wert,  der  veräußerten  Gegen- 
ständen beigelegt  werden  darf,  der  Veräußerungswert  ist.  Veräußerung 
im  rechtlichen  Sinne  liegt  bei  jeder  entgeltlichen  Weggabe  vor,  Veräuße- 
rung im  buchhalterischen  Sinne,  wenn  die  Sache  beim  Kaufmann  ausgeht. 
Bis  dahin  sind  die  erworbenen  Geschäftsanteile  zu  dem  Preise  anzusetzen, 
zu  dem  die  einzulegenden  Sachen  erworben  wurden. 

B.  Bei  Erwerb  eines  Grundstückes  in  der  Zwangsversteigerung  zur 
Rettung  einer  Hypothek  rechnet,  weil  Anschaffungspreis  so  viel  wie  An- 
schaflFungskosten  bedeutet,  zum  Anschaffungspreis  auch  der  ausfallende 
Teil  der  Hypothek,  soferne  der  Wert  des  Grundstücks  so  weit  reicht. 
Die  Gesellschaft  besitzt  hinter  20  000  Mk.  an  erster  Stelle  zugunsten  eines 
anderen  eine  zweite  Hypothek  von  30  000  Mk.  und  erwirbt  das  Grundstück, 
um  den  Kaufpreisstempel  für  29  000  Mk.  mehr  zu  sparen,  für  21000  Mk. 
Hier  ist  das  Grundstück,  von  weiteren  Kosten  (Gerichtskosten)  ganz  ab- 
gesehen, doch  mit  50  000  zu  bewerten,  weil  zum  Anschaffungspreis  alle  für 
den  Erwerb  gebrachten  Opfer  gehören.  Ist  das  Grundstück  nur  21 000  Mk. 
wert,  so  darf  nur  der  Steigerungspreis  nebst  Kosten  eingesetzt  werden.*) 

C.  Besitzt  eine  Gesellschaft  Geschäftsanteile  einer  anderenmitZ)/üZ(ie/i- 
denscheinefij  so  dürfen  die  letzteren  nicht  besonders  bewertet  werden. 
Sie  bilden  mit  dem  Geschäftsanteil  ein  Ganzes  und  haben  daher  mit  ihm 
einen  einheithchen  Anschaffungspreis,  bis  zu  dem  Tage,  wo  das  Papier 
ohne  Gewinnanteil  gehandelt  wird. 

D.  I.  Sind  mehrere  Gegenstände  derselben  Gattung  und  Güte  (z.  B. 
Grundstücke  von  einer  Terraingesellschaft)  zu  denselben  oder  zu  verschiedenen 
Preisen  angeschafft,  so  ist  kein  Grund  vorhanden,  warum  als  Anschaffungs- 
preis der  einzelnen  Objekte  der  Durchschnittserwerbspreis  eingesetzt 
werden  müßte  oder  nur  immer  dürfte.  Was  das  erstere  anlangt,  so 
sind  nach  HGB.  §  38  im  Inventar  die  ,, einzelnen"  Gegenstände  zu  be- 
werten. Daß  es  sich  um  Vermögensobjekte  derselben  Gattung  handelt, 
ändert  hieran  nichts. 

2.  a)  Anders  auch  nicht,  wenn  mehrere  Gegenstände  gleicher  Gattung 
und  Güte  zu  verschiedenen  Preisen  angeschafft  wurden  und  ein  Teil  davon 
schon  wieder  verkauft  ist,^) 

E.  Sind  mehrere,  kein  wirtschaftKches  Ganze  bildende  Gegenstände 
derselben  Gattung,  aber  verschiedener  Güte  zu  einem  einheitlichen^  zu 
einem  Pauschalpreise  angeschafft,  so  darf  für  die  einzelnen  Gegenstände 
ebenfalls  kein  Durchschnittspreis  angenommen,  sondern  muß  der  gesetz- 
lichen Vorschrift  der  Einzelbewertung  entsprechend  der  gezahlte  Preis 
auf  die  einzelnen  Gegenstände  im  Verhältnis  ihres  wahren  Wertes  ver- 
teilt werden.  Eine  Terraingesellschaft  erwirbt  z.  B.  einen  Grundstück- 
komplex,  der  aus   sehr  verschiedenartigen  Grundstücken  besteht.     Hier 


»)  HGB   40  mit  261 2. 
')  Leitner  32. 

*)  Zimmermann   §  54;    Weyermann,   Bankarchiv  11,  26  ff.,  über   die  Frage  der 
Zinsen  bei  Bilanzierung  von  Effekten,  Börsen-  und  Marktwaren. 
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ist  der  Besitz  in  Wertklassen   einzuteilen   und  auf  sie   der  Gesamtpreis 
verhältnismäßig  zu  zerleo:en.') 

Abgesehen  davon,  daß  die  Ansetzung  der  einzelnen  Grundstücke  zu 
einem  Durchschnittspreis  der  gesetzlichen  V'orschrift  der  Einzelbewertung 
zuwiderliefe,  würde  sie  auch  unter  Umständen  wirtschaftlich  zu  der  Wirk- 
lichkeit völlig  widersprechenden  Ergebnissen  führen.  Setzen  wir  den  Fall, 
der  Durchschnittswert  der  Parzelle  betrage  300  Mk.  und  die  Gesellschaft 
verkaufte  nur  ein  an  sich  500  Mk.  wertes  Grundstück  um  400  Mk.,  so 
wären  loo  Mk.  Gewinn  zu  buchen  und  dieser  wäre  verteilbar.  Gesetzt 
nun,  die  Gesellschaft  würde  alles  gute  Land  auf  diese  Weise  veräußern, 
so  würde  jetzt  Gewinn  verteilt  und  so  später  kein  Gewinn  vorhanden 
sein,  um  die  Verluste  auszugleichen,  welche  bei  Verkauf  jener  Parzellen 
entstehen,  deren  tatsächlicher  Verkaufspreis  den  Durchschnittssatz  der 
Anschaffung  nicht  eiTeicht.*) 

III.  Die  Zuznhlnng  auf  Aktien  gegen  Gewährung  von  Vorzugs- 
rechten ist  Anschaffung  von  Vorzugsrechten.  Daher  dürfen  die  Aktien, 
wenn  der  Kurs  um  die  Zuzahlung  steigt,  so  hoch  bewertet  werden.  Es 
ist  das  der  neue  Anschaffungspreis  der  Aktien.  Aktien,  die  man  besitzt, 
stehen  in  der  B.  mit  50  "/o.  Nun  werden  35  "^/o  zugezahlt.  Sie  sind  jetzt 
85 ^'/o  wert;  der  Kurs  steigt  entsprechend;  Bewertung  zu  85 "/o  erlaubt. 

IV.  Beim  Erbbaurecht  fällt  das  Gebäude  nach  Ablauf  der  Erbbau- 
frist dem  Bodeneigentümer  zu,  bald  ohne  bald  gegen  Entschädigung.  Das 
Eigentum  ist  hier  selbst  dann  nicht  geschenkt,  wenn  das  Gebäude  ohne 
Entschädigung  heimfällt.  Die  Anschaffungskosten  liegen  in  dem  Verlust 
an  höherem  Zins.  Der  Grundeigentümer  erhielt  nur  Zins  vom  Bodenwert 
(2 — 3  '^  o)  und  kann  während  der  Erbbauzeit  das  Grundstück  nicht  ver- 
kaufen. Die  Aussicht  auf  den  Heimfall  ist  ein  im  Werte  ansteigendes 
Aktivum.  Jedes  Jahr  wird  ein  neues  Stück  davon  angeschafft.  Natürlich  ist 
die  Anwartschaft  niedriger  zu  bewerten,  wenn  das  Gebäude  nur  gegen  Entgelt 
(Wiederkaufsrecht)  heimfällt.  Gewährung  von  Entgelt  ist  gewöhnlich,  denn 
es  sichert,  daß  der  Erbbauberechtigte  das  Bauwerk  in  gutem  Stande  erhält. 

V.  Ist  ein  Vermögensstück  beliehen^  so  ist  nicht  ohne  weiters  der 
Beleihungswert  auch  der  Eigentumswert.  Es  kommt  auf  das  Wesen  des 
Beleihungszweckes  an.  Bei  Beleihung  von  dinglichen  Rechten  an  Grund- 
stücken (Eigentum,  Erbbaurecht)  richtet  sich  die  Beleihungswürdigkeit 
nach  dem  Ertrags-,  nicht  nach  dem  Verkehrswert.  Es  kommt  nicht  darauf 
an,  ob  es  als  Befriedigungs-,  sondern  darauf,  ob  es  als  Ertragsmittel  dienen 
kann.  Ein  Grundstück  stand  bisher  mit  80  000  Mk.  zu  Buch ;  die  Hypotheken- 
bank nimmt  als  Beleihungswert  60  000  Mk.  an.  Der  Gebrauchs-  oder 
der  Verkehrswert  muß  deshalb  nicht  sofort  auf  60  000  herabgesetzt  werden. 
Der  Verkehrswert  liegt  regelmäßig  über  der  Beleihungsgrenze;  denn  der 
Befriedigungswert  ist  der  Zwangsversteigerungswert  (60— 70^/o  des  Er- 
tragswertes). Andrerseits  liegt  der  Verkaufswert  meist  unter  dem  Er- 
tragswert, weil  der  Inhaber  gewöhnlich  mit  fremden  Geld  gekauft  hat 
und  doch  auch  noch  einen  Nutzen  haben  will.  Beim  Kauf  eines  Haus- 
grundstückes rechnet  der  Käufer  damit,  daß  er  60  "/o  des  Ertragswertes 
als  erste,  20  — 30*^/0  als  zweite  Hypothek  erhalten  und  10 "o  für  An- 
zahlung und  5  ^/o  für  Kosten  und  Instandsetzung  aufzubringen  haben  wird, 
ihm  aber  darüber  hinaus  eine  Rente  von  1  '^/o  des  Preises  bleibt.') 

')  S   Zimmermann  §  55. 

*)  §  71  IV. 

•)  J.  Budde,  Beiträge  z.  ReichsHypBG.  1  (1905),  10,  14,  17,  23,  29,  44,  52. 
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VI.  Der  Selbstkostenpreis'^)  kann  niedriger  als  der  Anschaffungs- 
preis sein.  Mitte  Oktober  kauft  die  Bank  Aktien  zu  400.  Am  17.  Oktober 
wird  die  Dividende  festgestellt;  am  18.  daher  der  Dividendenschein  ge- 
trennt. Dadurch  Preisai3schlag  um  sagen  wir  25  Proz.,  also  Entwertung; 
bis  31.  Dezember  steigt  das  Papier  wieder  auf  399;  hier  ist  erlaubt  zu 
399  anzusetzen;  der  Selbstkostenpreis  ist  375.  Momentaner  Kursgewinn 
kommt  in  das  Aktivum.^) 

Der  Herstellung'spreis. 

§  97. 

I.  Herstellungspreis  bedeutet  Herstellungskosten.  Herstellungskosten 
sind  alle  Vermögensminderungen,  die  unmittelbar  oder  mittelbar  gerade 
durch  die  Herstellung  des  Betriebs-  oder  Veräußerungsgegenstandes  ver- 
ursacht werden. 

A.  1 .  Erstens  ist  erforderlich  Vermögensminderung.  Wo  also  nur  Ver- 
mögensmehrung entgeht,  fehlt  Herstellungsaufwand.  Daher  gehören  nicht 
zu  den  Herstellungskosten  die  Zinsen  des  in  dem  herzurichtenden  Gegen- 
stande und  bei  der  Herrichtung  mitarbeitenden  Eigenkapitals.'')  Gewiß 
ist  dieses  Entgehen  von  Zinsen  eine  Verwendung  der  eigenen  Gelder  zur 
Herstellung,  aber  was  durch  diese  Verwendung  herbeigeführt  wird,  ist 
nicht  eine  Vermögensminderung,  sondern  ein  Verhindern  des  Erzielens 
einer  Veimögensmehrung  durch  Ausleihen  von  Kapital.  Die  entgehenden 
Zinsen  bilden  deshalb  keinen  Vermögensverlust,  sondern  entgehenden  Ge- 
winn.^) Sie  sind  entgehende,  nicht  verlorene  Zinsen.  Wohl  erblickt  der 
Kaufmann  in  der  angemessenen  Verzinsung  seines  Eigenvermögens  durch 
den  Betrieb  noch  keinen  Gewinn,  sondern  erst  in  de"m,  was  er  über 
diese  Verzinsung  hinaus  verdient;  ja  es  gibt  Kaufleute,  die  sogar  als 
Eeingewinn  erst  den  Überschuß  rechnen,  der  ihnen  bleibt,  wenn  sie 
noch  weiter  ihren  Privatverbrauch  abgezogen  haben;  allein  dann  sind 
diese  Entnahme  auf  Privatkonto  und  jene  Verzinsung  des  Eigenkapitals 
doch  keine  Betriebsausgaben,  sondern  Betriebsgewinn,  also  nicht  Bestand- 
teil des  Herstellungsaufwandes.  Der  Geschäftsmann  sagt  auch  nur:  vor 
Einrechnung  der  Eigenzinsen  ist  kein  Gewinn  an  dem  hergestellten  Gegen- 
stande vorhanden,  nichts  daran  verdient,  nur  Selbstkostenpreis  gedeckt. 
Keineswegs  sagt  er :  vcr  der  Einrechnung  der  Zinsen  des  Eigenkapitals 
ist  keine  Herstellung  vorhanden,  die  Sache  nicht  hergestellt. 

Die  Sache  ist  praktisch  sehr  erheblich,  nicht  nur,  was  die  Her- 
stellungs-,  sondern  auch  was  die  Anschaifungskosten  angeht.  Eine 
Reederei  hat  1910  bei  einer  Schiffswerft  ein  Schiff  im  Preise  von  12  Mill. 
Mark  bestellt.  Das  Schiff  soll  in  drei  Jahren  abgeliefert  werden.  Die 
erste  Rate  des  Kaufpreises  ist  1.  Januar  1911,  die  nächste  1.  Januar 
1912,  die  letzte  bei  Ablieferung  fällig.  Die  erste  und  die  zweite  Rate 
betragen  je  zwei  Millionen.  Die  Reederei  zahlt  die  vier  Millionen  aus 
ihren  eigenen  Mitteln  voraus.  Trotzdem  darf  sie  weder  in  den  Bilanzen 
für  1911  und  1912  dem  Konto  „im  Bau  befindliche  Schiffe",  noch  1913 
dem  Konto   ,, fertige  Schiffe"    die  Zinsen  zuschlagen,  die   aus   dem   vor 
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*)   Weyermann,  Bankarchiv  11,  27. 

')  Abw.  Leitner  §  3.     Schmalenbach   in  seiner  Z.  7,  253  und   256   hält   das  Ein- 
rechnen ebenfalls  für  zulässig,  aber  nicht  für  zweckmäßig. 
*)  §  85  VI. 


374  §  97.  Der  Herstellungspreis. 

Ablieferung  gezahlten  Summen  zu  erzielen  gewesen  wären.  Das  Gegen- 
teil folgt  auch  nicht  daraus,  daß  die  Zinsen  den  Jahren  1911  und  1912 
zugute  gekommen  wären,  wenn  der  Bauvertrag  so  abgeschlossen  worden 
wäre,  daß  der  Dampfer  erst  ganz  nach  Ablieferung  gezahlt  werden  muß. 
Der  Grund  ist  nicht,  daß  in  diesem  Falle  der  Kaufpreis  um  die  Zinsen 
höher  wäre,  die  jetzt  die  Werft  mit  den  vorausbezahlten  Beträgen  er- 
zielen kann,  sondern  der  Grund  ist,  daß  dann  eben  in  diesen  Jahren  keine 
Zinsen  entgangen,  sondern  eingegangen  wären;  denn  der  Aktivposten 
4  000  000  hätte  dann  nicht  den  Namen:  Anzahlung  auf  Schiffe,  sondern 
Etfekten,  Bankguthaben  usw.  Die  Reederei  besäße  noch  die  w^erbenden 
Mittel.  Es  würden  lyll  und  1912  Zinsen  verdient,  so  werden  keine 
verdient. 

Ein  anderer  Widerspruch  ist  folgender :  Eine  A.  arbeitet  mit  einem 
Bankkredit  von  400  QOO  Mk.,  den  sie  zur  Herstellung  ihrer  Fabrikate 
unbedingt  nötig  hat.  Sie  ist  also  berechtigt  die  Zinsen  für  dieses  Kapital 
bei  Feststellung  des  Herstellungspreises  mit  zu  berücksichtigen.  Im  nächsten 
Jahre  wird  die  Bankschuld  von  400000  Mk.  in  Aktien  umgewandelt.  Zinsen 
können  also  für  dieses  Kapital  nicht  mehr  berücksichtigt  werden,  der 
prozentuale  Unkostenzuschlag  für  die  Inventurvorräte  wird  daher  niedriger 
und  der  Reingewinn  auch,  nur  infolge  dieser  Rechnungsweise.  Die  ganze 
Fabrikation  hat  keinerlei  Änderung  erfahren.  Trotzdem  erscheint  die 
Rentabilität  des  Unternehmens  also  plötzlich  geringer.  Oder:  Eine  Ge- 
sellschaft hat  100  000  Mk.  in  Wertpapieren,  sie  verkauft  sie,  steckt  das 
Geld  in  das  Unternehmen  und  darf  die  Zinsen  dafür  nicht  mehr  berück- 
sichtigen; sie  kann  aber  andererseits  auch  die  Papiere  behalten,  leiht  sich 
die  ihr  für  die  Fabrikation  nötigen  100  000  Mk,  und  gibt  die  Wertpapiere 
dem  Bankier  als  Pfand;  in  diesem  Falle  ist  der  Zinsenzuschlag  be- 
rechtigt; sie  kommt  auf  diese  Weise  auch  zu  zwei  verschiedenen  Rein- 
gewinuresultaten.  Aus  demselben  Grunde  schheßt  ein  Privatunternehmen 
mit  genügend  eigenem  Kapital  ungünstiger  ab,  als  es  die  Firma  tun  würde, 
wenn  sie  eine  mit  einer  Bankschuld  behaftete  A.  wäre.  Endlich  sind 
auch  bei  der  Versteuerung  Zinsausgaben  abzugsfähig,  Zinsen  des  eigenen 
Kapitals  dagegen  nicht,  also  steuerpflichtig. 

Die  AMdersprüche  sind  keine  scheinbaren ;  sie  sind  im  Wesensunter- 
schiede von  Zinsausgaben  und  entgehenden  Zinsen  begründet.  Im  wirt- 
schaftlichen und  Steuerergebnis  gleichen  sie  sich  aber  aus.  Arbeitet  das 
Unternehmen  mit  eigenem  Kapital,  so  ist  der  Vorratsgewinn  niedriger, 
aber  der  Verkaufsgewinn  höher;  arbeitet  es  mit  fremdem,  dann  ist  der 
Vorratsgewinn  höher,  im  Verhältnis  niedriger  der  Verkaufsgewinn. 

2.  Unter  den  Begriff  Vermögensminderung  fallen  nicht  nur  ,Aus- 
gaben,  sondern  auch  Verluste.  Deshalb  umfaßt  der  Begriff  Herstellungs- 
kosten auch  Verluste,  die  durch  die  Herstellung  verursacht  sind.  Die 
Fabrikation  verursacht  Verluste  entweder  an  den  Materialien  (durch 
Bohren,  Fräsen,  Drehen  usw.)  oder  an  den  Betriebsmitteln  (Gebäuden, 
Maschinen,  Werkzeugen  usw.).  Diese  werden  durch  die  Verwendung  zum 
Herstellen  abgenutzt  oder  verbraucht.^)  Aber  nicht  nur  dies  wird  durch 
jenes  Verwenden  herbeigeführt,  sondern  auch  etwas  anderes,  Waren. 
Also  hat  die  Benutzung  doppelte  Wirkung:  sie  vernichtet  Werte  und 
schafft  solche.     In  der  B,  wird  beides  ausgedrückt.     Einerseits  wird  von 

*)  In  einer  Maschinen-  und  Dampf kesselarrnatnrenfabrik  gehören  zur  Herstellung 
eines  Eisenenißkörpers  nicht  nur  Gußeisen,  sondern  Koks,  Graphit,  Steinkohlenstaub, 
Holzkohlenstaub,  Fonnerstifte,  Formsand,  Lehm,  Kalkstein,  Holzwollseile,  Zugwachs  usw. 
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gewissen  Aktiven  etwas  abgeschrieben,  andererseits  sind  neue  Aktiva  in 
Zugang  zu  bringen.  Die  Abnutzung  muß  an  den  Betriebsmitteln  abge- 
schrieben werden;  gleichzeitig  darf  der  Abnutzungsbetrag  dem  Werte  der 
durch  die  Abnutzung  mit  hergestellten  Waren  zugeschlagen  werden.  Anders 
ausgedrückt :  zulässig  ist,  die  Abschreibungen  an  den  Betriebsmitteln  wegen 
Abnutzung  in  den  Herstellungspreis  einzurechnen.  Aber  nur  diese  Ab- 
schreibungen, also  die  wegen  Verwendung  zur  Fabrikation,  nicht  die 
wegen  Veraltung  oder  wegen  anderer  Ursachen ;  denn  sie  vernichten  nur 
Werte,  schaifen  nicht  auch  solche. 

3.  Nur  was  Vermögensaufwand  oder  Vermögensverlust  verursacht 
hat  einen  Herstellungspreis.  Güter,  deren  Herstellung  oder  Erwerb  nur 
Aufwand  von  körperlichen,  geistigen  und  sittlichen  Kräften  erforderlich 
macht,  verursachen  keine  Kosten,  haben  daher  keinen  Herstellungs-  oder 
Erwerbspreis.  Sie  gehören  zu  den  aufwandslos  erworbenen  und  hergestellten 
Gütern, 

B.  Die  Verminderung  muß  gerade  durch  die  Herstellung  verursacht, 
der  Aufwand  muß  für  die  Herstellung,  nicht  für  das  ganze  Unternehmen, 
oder  nur  nach  der  Herstellung  (für  den  Vertrieb)  der  Fabrikate  erfolgt 
sein.  Nur  was  auf  den  Gegenstand  besonders^  nicht  was  auf  das  Unter- 
nehmen (die  Gesellschaft)  als  Ganzes  oder  auf  die  Sachen  nach  Herstel- 
lung^) verwendet  wurde,  ist  Herstellungsaufwand,  Herstellungsaufwand 
ist  also  der  Aufwand  für  Sachen  und  Personen  nicht,  sobald  die  Sachen 
und  Personen  auch  oder  ausschließlich  für  andere  Zwecke  verwendet 
werden;  zu  den  Herstellungskosten  zählen  nicht  die  allgemeinen  Verwal- 
tungskosten und  nicht  die  Vertriebskosten;  Herstellungskosten  sind  die 
Kosten  ausschließlich  für  diesen  Fabrikationszweig. 

C,  Die  Herstellungskosten  zerfallen  in  unmittelbare  und  mittelbare. 

1.  Unmittelbare  Ausgaben  sind  die  Ausgaben  für  Arbeitsstoffe,  Arbeits- 
löhne, Arbeitsmittel  (Werkzeuge,  Werkzeugmaschinen,  Modelle  usw.)  nebst 
Abnutzung. 

2.  Mittelbare  Kosten  sind  jedenfalls  nur  Kosten,  die  ausschließlich 
der  Fabrikation  dienen;  im  übrigen  entscheidet  die  kaufmännische  An- 
schauung;^) unter  allen  Umständen  rechnen  hierzu  der  Aufwand  für  die 
technischen  Bureaus,  die  die  Herstellung  vorbereiten  (Pläne  entwerfen, 
Rentabilität  berechnen),  ferner  für  Aufsicht  und  Leitung  der  Arbeit  (Meister, 
Betriebsbeamte,  Betriebsdirektor),  Versicherungsbeiträge  für  die  Arbeiter 
und  Gegenstände ;  Abnutzung,^)  Miete,  Unterhalt,  aber  nicht  Anschaffung  oder 
Herstellung  der  Betriebsmaschinen  und  Fabrikgebäude  nebst  totem  Inventar ; 
wohl  aber  Zinsen  für  das  zur  Herstellung  verwendete  Fremdkapital  (Hypo- 
thek-, Obligations-Zinsen  für  Fabrikräume;  Zinsen  für  Bankdarlehen,  die 
zur  Beschaffung  der  Materialien,  Betriebsmittel  oder  für  das  Fabrikations- 
verfahren selbst  verwendet  werden) ;  Qualitätsverluste  während  der  Her- 
steUung;  Verlust  durch  (vierwöchentliche)  Betriebsunterbrechung  v/egen 
Herstellung  eines  Erweiterungsbaues.  Zu  den  Herstellungskosten  rechnen 
also  nicht  nur  die  Kosten  für  Anschaffung,  sondern  auch  die  für  Bereithaltung 
der  Rohstoffe;  ebenso  zu  den  Kosten  der  Herstellung  von  Bauterrains 
nicht  nur  die  Kosten  für  Anschaffung  des  Rohterrains,  sondern  auch  die 


*)  Abw.  für  bestellte  Waren  Fischer,  Buchführung  68. 
*)  So  Hachenburg  LZ.  7,  1  ff. 

')  Abw.  Hachenburg  LZ.  7,  6.   Dagegen  Schiff,  "Wertminderungen  33  und  in  Z.  f. 
Handelsw.  3,  277  und  Berliner  §  94. 
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Kosten  der  Bereithaltung  bis  zu  ihrer  Herrichtung  als  baureife  Grund-' 
stücke ;  die  Herstellungskosten  umfassen  hier  von  den  auf  den  Grundstücken 
lastenden  Bankhj-potheken  nicht  nur  die  Zinsbeträge,  die  auf  die  Zeit  der 
Herstellungsarbeiten  fallen,  sondern  auch  die  Hypothekenzinsen  für  das 
Kapital,  das  aufgenommen  wurde,  um  die  Rohterrains  zu  erwerben  und 
bis  zur  Umwandlung  in  Rohterrains  zu  behalten;^)  denn  hätte  das  Unter- 
nehmen die  Grundstücke  nicht  erworben  und  so  lange  behalten,  sondern 
verkauft,  so  hätten  sie  nicht  zu  Bauterrains  hergerichtet  werden  können. 
Zum  Herstellungspreis  gehören  die  Bauzinsen  auf  Fremdkapital,  d  h.  die 
Verzinsung  des  geliehenen  und  des  eingelegten  Kapitals  für  die  Zeit  des 
Baues.*)  Andrerseits  gilt:  eine  A.  hat  70000  Mk.  Obligationenzinsen  zu 
zahlen.  Ihre  Inventarbestände  an  Grundstücken,  Gebäuden,  Maschinen  usw., 
Material  und  Fabrikationsvorräten  ergeben  3  230  000  Mk.  Mithin  betragen 
die  Obligationszinsen  hievon  2,17%.  Nur  2  400000  Mk.  jener  Inventar- 
bestände sind  für  Herstc^llang  aufgewendet,  also  Herstellungskosten,  Daher 
dürfen  auch  nur  2,17^,0  von  2  400  000  Mk.  =  52  000  Mk.  Obligationszinsen 
in  die  Herstellungskosten  eingerechnet  werden. 

3.  Daß  das  Herstellen  und  Anschaffen  der  Betriebsmaschinen  und  Be- 
triebsräume nebst  totem  Inventar  nicht  zu  den  Herstellungskosten  rechnet, 
erklärt  sich  daraus,  daß  die  Ausgaben  hiefür  wirtschaftlich  keine  Er- 
zeugungsausgaben sind.  Sie  bilden  nicht  Aufwendungen  zur  Herstellung 
der  Betriebserzeugnisse,  sondern  des  erzeugenden  Betriebes.  Auch  steuer- 
rechtlich sind  es  nicht  Aufwendungen  zur  Erwerbung,  Sicherung  und  Er- 
haltung des  Ertrags  der  Einkommensquelle,  sondern  Ausgaben  für  Er- 
werbung der  Einkommensquelle,  für  Schaffung  des  dauernd  gütererzeugenden 
Zustandes,  der  Handels-  und  Gewerbetätigkeit. ^) 

II,  Sowohl  vom  Anschaffungs-,  wie  vom  Herstellungspreis  sind  zu 
unterscheiden : 

A.  Der  Selbstkostenpreis})  Anschaffungspreis  ist  alles,  vor  dessen 
Einrechnung  der  Kaufmann  die  Ware  nicht  als  angeschafft  ansieht,  Her- 
stellungspreis alle  Vermögensminderung,  vor  deren  Einrechnung  der  Kauf- 
mann den  Gegenstand  nicht  als  hergestellt  ansieht,  Selbstkostenpreis  alles, 
vor  dessen  Deckung  der  Kaufmann  nicht  annimmt,  daß  er  etwas  verdient 
hat,  alles,  vor  dessen  Deckung  er  keinen  Gewinn  annimmt.  Der  Selbst- 
kostenpreis umfaßt  daher  auch :  a)  die  unmittelbaren  und  mittelbaren  Bereit- 
haltungs-  und  Vertriebskosten  nach  Anschaffung  oder  Herstellung  (Ausgaben 
für  Lagerräume  und  Kundschaftserwerb :  Laden,  Reisende,  Reklame,  Preis- 
listen usw.),  b)  den  Teil  der  allgemeinen  Verwaltungskosten  (Generalun- 
kosten), der  anteilsmäßig  auf  den  angeschafften  oder  hergestellten  Gegen- 
stand entfällt  (Verwaltungsgebäude,  Kontor,  Steuer),  c)  die  normale  Ver- 


*)  Wenn  auf  ein  rirundstück  Banks^eld  aufgenommen  wird,  nicht  um  es  damit 
zu  erwerben,  bereit  zu  halten  und  herzurichten,  also  nicht  zur  Herrichtung  des  Grund- 
stückes, sondern  zu  anderen  Zwecken  (zur  Herstellung  anderer  Terrains,  zur  Erhaltung 
des  Unternehmens,  also  zur  Deckung  des  Verwaltungsaufwandes),  dann  liegt  nicht  be- 
sonders durch  die  Herstellung  verursachter  Aufwand  vor.  Zum  Herstellungspreise  ge- 
hören die  Zinsen  nur  für  die  Hypothek,  ohne  die  das  Grundstück  von  einem  in  normaler 
Lage  befindlichen  (also  nicht  vor  dem  Zusammenbruch  stehenden)  Besitzer  bis  zum  Be- 
ginn des  Herrichtens  nicht  bereit  gehalten  werden  kann. 

*)  Manche  Schiffahrtsgesellschaften  unterlassen,  diese  Bauzinsen  auf  die  Kosten 
des  Schiffes  zu  schlagen. 

•)  §  48  VI;  preuß.  EinkStG.  §  8 ;  OVG.  15,  347. 

*)  Knappe,  Die  GmbH.  1910  S.  115,  Schär  in  Z.  f.  Handelsw.  6,  101. 
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zinsung  des  auf  die  Anschaffung  und  Herstellung  verwendeten  Eigen- 
kapitals. ^) 

Ungefähr  mit  dem  Selbstkostenpreis  deckt  regelmäßig  sich  der  Werk- 
preis^ d.  i.  der  für  die  interne  Berechnung  (d.  h.  zwischen  Werken  desselben 
Betriebes)  maßgebende  Preis.  Aber  auch  anderes  kommt  vor.  In  Rhein- 
land-Westftilen  ist  Werkgepfiogenheit  gemischter  Betriebe,  der  Kokerei  die 
Kohle,  der  Hochofenabteilung  den  Koks,  dem  Stahlwerk  das  Roheisen, 
dem  Walzwerk  die  Gußblöcke,  dem  Drahtwalzwerk  die  vorgewalzten 
Knüppel  zum  Marktpreis  anzurechnen.  Jede  Abteilung  wird  so  angespornt, 
zum  Marktpreis  dieses  ihres  Rohmaterials  den  Preiszuwachs  ihres  Erzeug- 
nisses hinzuzuverdienen.  In  der  Selbstkostenrechnung  muß  anders  ver- 
fahren werden :  Die  Hüttenzeche  darf  hier  Koks,  den  die  Zechenabteilung 
herstellt,  in  die  Kostenberechnung  des  Roheisens  nur  zu  dem  Selbstkosten- 
preis einstellen. 

B.  1.  Der  Verkaufs-  und  der  Gebrauchswert.  Der  kalkulierte  Ver- 
kaufspreis umfaßt  unter  normalen  Verhältnissen  einen  Gewinnzuschlag 
zu  den  Selbstkosten.  Werden  die  Waren  in  der  B.  zum  Verkaufswert 
angesetzt,  so  enthält  das  Warenkonto  antizipierten  Gewinn.^) 

2.  Der  Kaufmann  pflegt  den  Inventur-  und  Bilanzpreis  unter  nor- 
malen Verhältnissen  so  zu  berechnen,  daß  er  von  dem  ausgezeichneten 
Verkaufspreis  (Fakturenpreis)  30— 35*^/o  abzieht.  Das  ergibt  dann  den 
normalen  Herstellungspreis.  Bei  außergewöhnlichen  Verhältnissen  —  wenn 
die  Verkaufspreise  stark  fielen  —  wird  mehr  abgesetzt.  So  bei  zurück- 
gesetzten, d.  h.  aus  der  Mode  gekommenen  Waren.  Sie  müssen  unter  dem 
Herstellungswerte  angesetzt  werden,  wenn  sie  nur  so  verkauft  werden 
können. 

III.  Einzusetzen  ist  der  Herstellungspreis,  den  die  Ware  wirklich 
hatte,  nicht  der,  den  sie  hätte,  wenn  sie  z.  B.  erst  im  letzten  Vierteljahre 
hergestellt  worden  wäre.  Zu  einem  Normalwert  (Durchschnittswert)  vor- 
zutragen, ist  nur  erlaubt,  wenn  er  hinter  dem  durchschnittlichen  Her- 
stellungspreis zurückbleibt. 

IV.  A.  1.  Dürfen,  wie  im  österreichischen  Aktienrecht  und  im  Rechte 
der  deutschen  Gesellschaften  m.  b.  H.,  hergerichtete  Bauterrains  (also 
zum  Verkauf  bestimmte,  aber  noch  nicht  verkaufte)  zu  ihrem  gegen- 
wärtigen Verkaufswerte  angesetzt  werden,  so  steht  daher  nichts  ent- 
gegen, zu  dem  Herstellungspreise  die  Zinsen  des  auf  Erwerb  und  Herstellung 
der  Grundstücke  verwendeten  eigenen  Kapitals  zu  sclilagen,  wenn  für  den 
gegenwärtigen  Verkaufspreis  eine  solche  Höhe  angenommen  werden  darf, 
daß  dadurch  diese  Zinszuschläge  gedeckt  sind. 

2,  Übersteigt  der  gegenwärtige  Verkaufspreis  nicht  den  Herstel- 
lungs-  oder  Anschaffungspreis,  so  wäre  Zuschlag  der  Zinsen  des  im  Terrain 
angelegten  Eigenkapitals  Ansetzung  eines  erwarteten,  aber  nicht  eines 
gegenwärtigen  Wertzuwachses,  „taxierte  GewinncÄa/zce".')  Nicht  läßt 
sich  die  Ansetzung  des  Grundstücks  zu  einem  höheren  als  dem  effektiven 
Verkaufswert  der  Gegenwart  mit  der  Bemerkung  begründen,  es  liege  ein 
innerer  Wertzuwachs  vor.    Für  die  Bewertuno:  kommt  es  nicht  auf  den 


^)  Die  Postgesetznovelle  vom  20.  Dezember  1899  rechnet  zu  den  Geschäftskosten, 
nach  denen  die  Entschädigung  der  Privat-Briefbefördenmgsanstalten  berechnet  wird, 
auch  vierprozentige  Zinsen  des  Anlage-  und  Betriebskapitals,  also  auch  wenn  es  Eigen- 
kapital ist. 

")  S.  jedoch  §  28  III  B. 

«)  Hecht,  Bilanzmethoden  341.    Femer  §  28. 
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inneren  "Wert,  d.  h.  den  Wert,  den  das  Grundstück  für  seinen  augenblick- 
lichen Besitzer  hat,  sondern  auf  den  Wert  an,  den  es  im  Verkehr  seines 
Eigentümers  mit  der  Außenwelt  besitzt,  auf  seinen  Verkehrs-  oder  ob- 
jektiven A'eräußerungswert. 

B.  Anders  liegt  die  ganze  Frage,  wenn  Veräußerungsgegenstände, 
trotzdem  ihr  Selbstkostenpreis  oder  ihr  gegenwärtiger  Verkaufswert  höher 
ist,  nur  zu  ihrem  Herstellungs-  oder  Anschaffungspreis  angesetzt  werden 
dürfen.  Hier  müssen  solche  Zinszuschläge  unter  allen  Umständen  unbe- 
rücksichtigt bleiben, 

C.  Der  Unterschied  ist  von  erheblicher  praktischer  Bedeutung.  Im 
ersteren  Falle  erzielt  die  Immobilienverwertungsgesellschaft,  sofern  der 
gegenwärtige  objektive  Verkaufs  wert  die  Selbstkosten  erreicht,  Gewinn, 
wenn  im  Grundstück  eigenes  Kapital  steckt;   im  anderen  Falle  nicht. ^) 

V.  Kosten  der  Inhetriehsetziuig  eines  hergestellten  Gegenstandes 
(Kohlen,  Werbekosten  des  Personals  usw.)  nebst  Vorbereitung  dieser  In- 
gangsetzung gehören  nicht  mehr  zu  den  Herstellungskosten;  dagegen  ist 
Herstellen  auch  das  Verbessern  (Werterhöhen)  im  Gegensatz  zum  Wert- 
erhalten (Reparieren).*) 

W.  A.  Oft  läßt  sich  der  Herstellungspreis  für  die  einzelne  Ware 
nicht  nachweisen.  Die  Rohstoffe  wechseln  ihren  Preis  im  Laufe  des 
Jahres,  die  Löhne  ihre  Höhe.'  Zu  w^elcher  Zeit  die  bei  der  Inventur 
übrigbleibenden  Fabrikate  hergestellt  wurden,  ist  vielleicht  nicht  zu  er- 
mitteln. Dann  entscheidet  der  DurchschnittshersteUungspreis  aller  im  Laufe 
des  Jahres  hergestellten  Gegenstände. 

Läßt  sich  auch  ein  Durchschnittsherstellungspreis  nicht  ermitteln, 
so  wird  der  Herstellungspreis  geschätzt. 

B.  Bei  der  Urproduktion  {Land-^  Forstwirtschaft,  Gärtnerei,  Berg- 
bau) ist  es  nicht  leicht,  die  Kosten  der  Herstellung  des  Bodens  (der  An- 
lage) und  der  Frucht  (der  Ware)  ziffernmäßig  zu  teilen.  Der  für  die 
Landwirtschaft  brauchbare  (baureife)  Boden  wird  nicht  nur  hergestellt 
und  verbessert  durch  Be-  und  Entwässerungsanlagen,  Begradigung  un- 
ebener Flächen,  Feldwegeinteilung,  sondern  auch  durch  Bearbeitung  und 
Düngung.  Soweit  die  Ausgaben  für  die  Feldbestellung  (Aussaat,  künst- 
licher Dünger,  Stallmist,  Arbeitslöhne  und  Gespannkosten  und  mittelbare 
Herstellungskosten)  nicht  durch  die  Ernte  des  Jahres  aus  dem  Boden 
wieder  herausgezogen  werden,  erhöhen  sie  auf  längere  oder  kürzere  Zeit 
den  Herstellungswert  des  Bodens.  Bei  einer  Baumanpflanzung  (Obst- 
plantage) ist  auch  die  Herstellung  des  Baumes  (Ankauf,  Pfähle,  Binden, 
Pflanzen)  Herstellung  der  Anlage,  aber  nicht  dazu  kommen  auch  Kosten 
des  Unterhalts  und  der  Verbesserung  des  Baumes,  soweit  sie  nicht  durch 
die  Ernte  dem  Baum  wieder  entzogen  werden.'^) 

VII,  A.  \.  Nicht  selten  verursacht  ein  und  derselbe  Gegenstand 
nicht  nur  Anscliaffungs-,  sondern  auch  Herstellungskosten.  Materialien 
werden  angeschafft,  um  erst  nach  Bearbeitung  veräußert  zu  werden:*) 
eine  Lokomotive,  Maschine  besteht  aus  angeschafften   und   hergestellten 


')  Das  ist  insbesoDdere  von  Bedeutung  für  Dividendengesellschaften,  d.  h.  solche 
Gesellschaften,  die  den  bilanzmäßigen  Reingewinn  sofort  verteilen,  ihn  nicht,  wie  die 
sog.  Liquidationsgesellschaften,  solange  auf  neue  Rechnung  vortragen,  bis  der  Terrain- 
besitz  e:anz  oder  zu  einem  großen  Teile  veräußert  ist.    S.  Hecht,  Bilanzmethoden  341. 

»>  Vgl.  §  62  und  RGSt.  36,  438. 

»)  Hierzu  Berliner  §  104. 

*)  Vgl.  Simon  371 ;  Hecht,  Bilanzmethoden  339. 
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Gegenständen.  Grundstücke  werden  (von  Terraingesellschaften)  als 
Spekulationsgrundstücke  erworben,  um  durch  Pflasterung,  Entwässerung, 
Nivellierung,  Strassenanlegung  und  ähnliches  zu  Veräußerungszwecken 
hergerichtet  zu  werden. 

2.  Rein  logisch  betrachtet,  liegt  hier  eine  Mischung  von  Anschaflungs- 
und  Herstellungskosten  vor.  Die  wirtschaftliche  Auffassung  des  täglichen 
Lebens  ist  eine  andere.  Sie  entscheidet  danach,  ob  die  Bearbeitung  die 
Sache  erst  wirtschaftlich  brauchbar,  d.  h.  fertig  macht  oder  ob  sie  nur 
eine  Zutat  zur  fertigen  Sache  erzeugt,  welche  die  wirtschaftliche  Verwend- 
barkeit lediglich  erhöhen  soll.  Das  erste  ist  bei  der  Bearbeitung  von 
Roh-  und  Hilfsstoffen  der  Fall.  Daher  wird  hier  nur  von  Herstellungs- 
kosten gesprochen.  Das  andere  ist  bei  Erwerb  von  Grundstücken  zu 
Spekulationszwecken,  im  Immobiliarhandel,  gegeben.  Das  Grundstück  kann 
schon  vor  Bearbeitung,  obwohl  nur  unvollkommener,  seine  wirtschaftliche 
Bestimmung  erfüllen.  Die  Herstellungskosten  erscheinen  hier  lediglich  als 
ein  Zuschlag  zum  Erwerbspreis.  Die  Grundstücke  haben  nicht  einen  Her- 
stellungs-,  sondern  einen  Anschaffungswert.  ^)  Das  gleiche  gilt  von  Maschinen 
und  sonstigen  Einrichtungen. 

3.  Die  Auslegung  des  Gesetzes  kann  weder  der  rein  logischen,  noch 
der  Auffassung  des  täglichen  Lebens  sich  anschließen.  Das  G.^)  spricht 
nicht  von  ,,Anschaffungs-  und  Herstellungspreis",  sondern  sagt:  Ansetzung 
höchstens  zum  ,,Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis".  Also  entscheidet 
die  Tatsache  der  Bearbeitung  schlechthin.  AVo  nach  Anschaffung  noch 
Bearbeitung  stattfindet,  liegt  im  Sinne  des  G.  immer  Herstellung  vor.  Die 
bearbeitete  Ware,  das  zu  Veräußerungszwecken  hergerichtete  Grundstück 
sind  hergestellt,  haben  als  einheitlichen  Preis  einen  Herstellungspreis. 
Ebenso  die  eingekaufte  Maschine  wegen  der  Kosten  für  Herstellung  des 
Fundaments  und  für  Montage. 

B.  Eine  Spezialfrage  bei  Feststellung  des  Herstellungspreises  von 
Bauterrain  ist  folgende:'^)  Gehört  der  Wert  des  Terrainteils,  den  die  Ge- 
sellschaft an  die  Gemeinde  unentgeltlich  als  Straßenland  abzutreten  hat, 
zum  Herstellungs-  oder  zum  Verkaufspreis? 

\.  Würde  letzteres  der  Fall  sein,  so  wäre  er  vom  Herstellungspreis 
abzuziehen,  denn  die  Grundstücke  dürfen  höchstens  zum  Herstellungswert 
eingesetzt  werden. 

2.  Allein  er  rechnet  zu  den  Herstellungskosten.  Der  Herstellungs- 
preis umfaßt  alle  Vermögensopfer,  welche  die  Herstellung  verursacht. 
Keineswegs  ist  also  die  Ausgabe  für  Anschaffung  des  Straßenlandes  als 
Verlust  abzuschreiben,  der  Herstellungspreis  um  die  Kosten  der  Anschaffung 
des  Straßenlandes  zu  kürzen.^) 


*)  Anderes  gilt,  wenn  die  Grundstücke  baureif  gemacht  werden  und  dieHerrichtungs- 
kosten  liöher  als  die  Anschaffungskosten  sind. 

*)  HGB.  §  261  Z.  1  und  2;  deutsches  GmbHü.  §  42  Z.  1 ;  österr.  GmbHG.  §  23 
Z.  1  und  2. 

*)  Vgl.  auch  Simon  350. 

*)  Für  Terrainkomplexe,  die  als  Baugrundstücke  Verwertung  finden  sollen,  werden 
Parzellierungspläne  entworfen  und  auf  diese  anteilsmäßig  (der  Wertklasse  entsprechend) 
die  den  Anscliaffungspreis  übersteigenden  Herstellungskosten  umgelegt.  Nicht  alles,  was 
über  diese  Herstellungskosten  hinaus  erzielt  wird,  ist  wirtschaftlich  Gewinn.  Es  kommen 
die  für  die  Parzelle  bisher  gezahlten  Hypothekzinsen  und  die  während  des  Liegens  ent- 
gangenen Zinsen  des  eigenen  Kapitals  hinzu.  Dann  erst  ist  der  Selbstkostenpreis  ge- 
deckt. Von  dem  darüber  hinaus  erzielten  Erlös  ist  das  Abwicklungskonto  zu  bilden 
(§  71 IV). 
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C.  AVas  die  steuerliclie  Seite  der  Bewertung  von  Baugründen  und 
sonstigen  Spekulationsterrains  angeht,  so  ist  davon  auszugehen,  daß  diese 
Terrains  nicht  zum  stellenden,  sondern  zum  flüssigen  Kapital  rechnen. 
Also  bildet  der  ganze  Herstellungspreis  für  sie  Betriebsausgabe  und  das 
Grundstück  in  seiner  ganzen  A\'erthölie  Betriebsoinnahme,  Rohertrag,  Roh- 
einkommen, nicht  Stammverraögensmehrung,  und  jede  Steigerung  des  Wertes, 
sofern  das  positive  Recht  Ansatz  zum  Verkaufswert^)  zuläßt,  Ertrag,  nicht 
Kapitalszuwachs.*)  Ist  der  Herstellungspreis  eines  Grundstückes  8U0  000, 
so  ist  demgemäß  800  000  als  Gewinn  und  ebenso  als  Betriebsspese  zu 
buchen.     Auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  steht: 

Geschäftsunkosten  .     .     .     800000  |  Betriebsgewinn      .     .     .     800  000 
Das  Bilanzkonto  lautet: 

Grundstücke       ....     800000     Grundkapital     ....     800000 
Es  wird  von  dem  Grundstück  die  Hälfte  um  500  000  verkauft.     Dann 
ist,  steuerlich  betrachtet,  zu  buchen : 

Gewinn-  und  Verlustkonto  (Ertragsbilanz) 
Betriebsausgabe      .     .     .     400000     Betriebseinnahme  .     .     .     500000 
und  die  B.  lautet : 

Grundstücke       ....     400000  i  Grundkapital     ....     800000 
Kassa 500000  |  Gewinnsaldo      ....     100000. 

VIII.  Die  Frage,  in  welchem  Zeitpunkte  die  Bewertung  der  ange- 
fertigten und  verkauften,  aber  noch  nicht  abgesandten  AVaren  vom  Her- 
stellungs-  zum  Verkaufspreis  übergehen  darf,  ist  in  §  28  behandelt.  Über 
Verwendung  eigenei-  Waren  zur  Herstellung  eigener  Anlagen  s.  §  1 19. 

IX.  Schwer  zu  bestimmen  ist  der  Wert  kostenlos  hergestellter  Aktiva, 
Solche  selbsterarbeitete  Güter  sind  gewöhnlich  ideelle.  Ihr  Wert  hat  Be- 
deutung für  die  Fälle  der  Veräußerung  des  Geschäftes  und  der  Aus- 
einandersetzung unter  Teilhabern  und  Erben. ^)  Hier  entsteht  die  Frage 
nach  dem  Wert  der  Kundschaft  {Wert  des  Geschäftes).  Als  Grundlage 
für  die  Berechnung  des  Geschäfts  wertes  dient  der  Reinertrag  des  Ge- 
schäftes. Was  bleibt,  wenn  von  ihm  die  angemessene  Verzinsung  des 
Eigenkapitals  und  der  Wert  der  Arbeitskraft  der  Geschäftsleiter  (also  beim 
Einzelgeschäft  des  Prinzipals,  bei  der  A.  der  Direktoren)  abgezogen  sind, 
bildet  den  Geschäftswert.^)  Leicht  ist  die  Berechnung,  wenn  die  Prinzipale 
für  ihre  Arbeit  ein  ,, Gehalt"  aussetzen. 

Die  Begriffe  Organisations-  und  Verwaltungskosten  usw. 

§  98. 
Von  der  Bilanzfähigkeit  der  „Organisations-",  ,,Errichtungs-",  ,, Ein- 
rieb tungs-'"',   „Gründungs-"   und   „Verwaltungs-"Kosten  wurde  schon  ge- 
sprochen.'')  Hier  ist  festzustellen:  was  sind  Organisations-,  Errichtungs-, 
Einrichtungs-,  Gründungs-,  Verwaltungskosten? 

')  Ö-sterr.  Aktienrecht ;  Recht  der  deutschen  Gesellsoliaften  m.  b.  H. 

»)  Vgl.  Fuistmg,  Steuerlehre  §  57  S.  148  ff.,  §  70  S.  173  und  §  71  S.  177, 

«)  §  7,  93  II  und  92  III  C. 

*)  Vgl.  Berliner,  Vergütung  für  den  Wert  des  Geschäfts  usw.  S.  9,  besonders  aber 
Leicin  S.  59  ff. ;  ferner  Fritz  in  Schmalenbachs  Z.  f.  handelsw.  Forsch.  7,  39;  Tgahrt  ebd. 
7,  371.  Individuelle  Verhältnisse  des  Unternehmens  (ruhige  oder  schwankende  Ent- 
wicklung, geringe  oder  starke  Veräuderungen  des  arbeitenden  Eigenkapitals;  Fortdauer 
oder  Wechsel  der  Leitung  usw.)  können  den  Wert  erhöhen  odey  mindern.  Hiezu  Schmalen- 
back  a.  a.  0.  7,  133  und  372.     S.  auch  oben  S.  215  Anra.  2. 

')  S.  oben  §§  31  ff. 
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I.  Zunächst  ist  zu  konstatieren:  Die  Novellen  zum  HGB.  von  1870 
(Art.  239  a)  und  1884  (Art.  185a)  sprachen  von  Organisations-  und  Ver- 
waltungskosten/) das  neue  HGB.  setzt  dafür  „Errichtungs-  und  Ver- 
waltungskosten". ^)  Unzweifelhaft  geschah  der  Wechsel  des  Ausdruckes 
lediglich  aus  Verdeutschungsgründen ;  materiell  wollte  am  bisherigen  Rechte 
nichts  geändert  werden.  Allein  Einrichtungskosten  sind  etwas  anderes 
als  Errichtungskosteu,  sonst  könnte  das  VAG.  in  §  86  Zilf.  3  nicht  neben 
den  ,, Kosten  der  Errichtung"")  „die  (im  ersten  Geschäftsjahr  entstehenden) 
Kosten  der  Einrichtung"  besonders  erwähnen.  Organisation  und  Einrich- 
tung decken  sich.  Im  Aktienrecht  fällt  die  Einrichtung,  soweit  sie  nicht 
Errichtung  ist,  unter  die  Verwallungskosten. 

IL  Was  die  Gesetze  verbieten,  ist  die  Einsetzung  der  „Kosten  der 
Errichtung  und  Verwaltung"  (HGB.  §  261  Ziff.  4)  oder  ,,der  Organisation 
und  Verwaltung"  (GmbHG.).  Da  in  den  Bestimmungen  vorausgeht,  daß 
die  ,, Vermögensgegenstände"  zum  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreise 
angesetzt  werden,  erhellt,  daß  unter  den  Kosten  der  Errichtung  usw.  die 
Kosten  der  Errichtung,  Einrichtung,  Verwaltung  der  Gesellschaft  als 
eines  Ganzen  zu  verstehen  sind.  Die  Kosten  der  Errichtung,  Einrich- 
tung, Verwaltung  einzelner  Gegenstände  dürfen  in  die  B.  als  Aktiva  ein- 
gesetzt werden :  die  Kosten  für  Errichtung  und  Einrichtung  einer  Fabrik, 
für  Anschaffung  von  materiellen  und  ideellen  Werten,  die  besonderen  Er- 
richtungs-, Einrichtungs-  und  Verwaltungs-  (insbesondere  Anschaffungs-) 
Kosten,  aber  nicht  die  allgemeinen/) 

III.  A.  Kosten  der  Errichtung  der  Vereinigung  als  Ganzes  (als 
solcher),  allgemeine  Errichtungskosten  sind  die  Ausgaben  für  die  wirt- 
schaftliche und  rechtliche  Entstehung  der  Gesellschaft,  des  Vereines  als 
solchen,  die  „Gründung skosten"^/)  somit  1.  die  bei  der  Gründung  auf- 
gewendeten Maklerprovisionen  (Kosten  für  Vermittlungen),  Notar-  und  Ge- 
richtskosten, Stempel,  Druckausgaben,  Kosten  für  Versuche,  Gutachten, 
Entwürfe,  Reklame,  Revisorenentschädigung  usw.;  2.  der  Gründerlohn''') 
(Entschädigung  und  Vergütung  für  die  Arbeit  der  Gründer  [Vorbereitung, 
Beschaffung  der  Konzessionen,  der  Lokalitäten,  Arbeitskräfte,  Abschluß 
von  Verträgen,  Redaktion  des  Statuts,  Besorgen  der  Zeichnungsstellen  usw.]); 

3.  Kosten  der  ersten  Aktienemission  '^)  iz  B.  Kosten  für  Garantie  der  Aktien- 
unterbriogung,  sonstige  Provisionen,  Aktienurkundenherstellung,  Stempel); 

4.  der  Aufwand  zur  Gewinnung  von  Versicherungen  für  eine  zu  errichtende 
Versicherungsunternehmung,  um  das  Geschäft  schon  mit  einem  größeren 
Versicheriingsbestand  beginnen  zu  können  usw. 

B.  Den  Gegensatz  zu  diesen  allgemeinen  Errichtnngskosten  bilden 
die  besonderen,  z.  B.  die  Entschädigungen  für  Sacheinlagen  und  Sach- 
übernahmen oder  die  Kosten  der  Herstellung  eines  Betriebsgegenstandes 
(Wasserwerk).  Die  einzelnen  Einlagen  bilden  einen  besonderen  Bestandteil 
der  Errichtung,  die  Entschädigung  dafür  deshalb  eine  besondere  Gründer- 
entschädigung. Der  AVert  dieser  Entschädigung  darf  im  Aktivum  erscheinen, 

^)  Ebenso  deutsches  GmbHG.  §  42. 

*)  Ebenso  österr.  GmbHG.  §  7. 

»)  S  auch  VAG.  §  22  Abs.  1. 

*)  S  §  97. 

°)  Österr.  A  -Reg.  §  51 :  Gründunsfskosten  (Gründungsauslagen)  =  „die  baren,  bei 
der  Errichtung  der  Gesellschaft  notwendig  zu  bestreitenden  Kosten". 

«J  HGB  §  186  Abs.  3. 

')  HGB  §  262  Ziff.  2 :  Kosten,  die  durch  die  Ausgabe  der  Aktien  „bei  der  Errichtung 
der  Gesellschaft"  entstehen. 
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allerdings  uiclit  als  selbständige  Post,  sondern  als  Wert  des  eingelegten 
Gegenstandes/)  z.  B.  der  für  Übergang  der  Kundschaft  gezahlte  Preis.*) 

C,  Keinen  Bestandteil  der  allgemeinen  Errichtungskosten  bilden  die 
Kosten  für  Aufnahme  eines  Anlehens  vor  der  rechtlichen  Entstehung  der 
Gesellschaft  für  Zwecke  erst  der  entstandenen  (errichteten)  Gesellschaft. 
Das  Anlehen  dient  nicht  der  Emchtung,  sondern  der  Einrichtung  oder 
Verwaltung;  die  Kosten  dafür  können  unter  die  allgemeinen  oder  besonderen 
Einrichtungs-  oder  Verwaltungskosten  einzureihen  sein, 

IV.  Die  allgejueiuen  Einrichtuuc/s-  oder  Organisationskosten  um- 
fassen 1.  die  allgemeinen  Errichtungskosten,  dann  aber  2.  alle  Aufwen- 
dungen für  Beschattung  der  persönlichen  und  sachlichen  Mittel,  welche 
der  Ermöglichung  (Erötfnung)  des  Betriebes  im  ganzen  oder  seiner  Aus- 
dehnung auf  einen  neuen  Geschäftszweig  dienen,  die  Aufwendungen  für 
die  Betriebsfähigkeit  (Betriebsfertigkeit)  und  Ingangsetzung  des  Ganzen 
oder  die  Ausdehnung  des  Betriebes  auf  ein  neues  Gebiet,  also  z.  B.  die 
Kosten  für  ein  Verwaltungsgebäude,  für  Dienst-  und  Arbeiterwohnungen, 
die  Abfindungssummen  bei  Aufkauf  von  Pro^inzgeschäften ;  im  Gegensatz 
zu  den  Kosten  für  Errichtung  und  Ingangsetzung,  einer  Werkstätte,  eines 
Dampfkessels,  einer  Fabrikanlage,  m.  a.  W.  für  Errichtung  einzelner  Be- 
triebsgegenstände und  deren  Inbetriebsetzung  nebst  Vorbereitung  (Probe- 
lauf, Sachverständigenabnahme  usw.). 

V.  Die  allgemeinen  Verwaltungskosfen  umfassen  die  Kosten  für 
den  laufenden  Betrieb,  soweit  er  allen  oder  einer  gi'ößeren  Summe  von 
Betriebstätigkeiten  zugute  kommt.  Betretfen  die  Einrichtungskosten  die 
Inbetriebsetzung  des  Geschäftes  und  deren  Vorbereitung,'^)  so  umfassen 
die  Verwaltungskosten  den  Aufwand  für  das  in  Betrieb  gesetzte  Unter- 
nehmen und  zwar  die  allgemeinen  Verwaltungskosten  den  Aufwand,  welcher 
nicht  bloß  einem  bestimmten  Betriebs-  oder  Veräußerungsgegenstand  zugute 
kommt,  daher  den  für  die  Geschäftsleitung  und  ähnliches  (Talonsteuer, 
Kosten  der  Börseneinführung,  Wehrbeitrag). 

Die  Bemessung  der  notwendigen  Abschreibungen 
(Abschreibungsbetrag). 

§  99. 

I.  Die  Gehranchsgegenstände  gehören  regelmäßig  länger  als  ein 
Geschäftsjahr  dem  Gesellschaftsvermögen  zu ;  ihre  Wertminderung  ist  all- 
mählich.    Es  fragt  sich,  wie  viel  trifft  davon  auf  das  einzelne  Jahr. 

Da  steht  jedenfalls  das  eine  fest.  Die  Gesamtentwertungssumme 
ist  gleich  dem  Anfangswert  (Anschatfungs-  oder  Herstellungswert),  gekürzt 
um  den  Endwert  (Rest-  oder  Altwert).  Die  Wertsumme  ist  nun  auf  die 
einzelnen  Jahre  zu  verteilen.  Der  Anfangswert  sei  100000,  der  End- 
wert sei  Null;  die  Gebrauchsdauer  sei  20  Jahre.     Wie  ist  zu  verteilen? 

A.  1.  Eine  Theorie  geht  davon  aus,  daß  die  Wertminderungsursachen 
in  dem  ganzen  Zeitraum  nicht  gleichmäßig  wirken.  In  den  späteren  Jahren 
sind  Abnutzung  und  Gefahr  des  Veraltens  stärker.  Also  müsse  die  Ab- 
schreibung ungleich  sein.  Da  es  aber  schwer  sei,  die  wirkliche  Jahres- 
entwertung richtig  zu  bemessen,  verfahre  man  am  besten  nach  einer  all- 

')  Davon,  wie  die  allgemeinen  Errichtungskosten  mit  besonderen  zusammenfallen 
können,  §  100  IH. 
•)  Dazu  §  7. 
•)  ROH.  20  S.  216. 
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gemeinen  Steigerungsregel,  nach  Renten-,  nach  Zinseszinsrechnung.    Wenn 

K  der  Anfang-,  k  der  Endwert  und  n   die  Zahl  der  Jahre  sei,   so   sei 

K  — k         j  (K  — k)e 

die  Abschreibung  a  nicht  = ,  sondern  ,,    ,     r^ — -7,    wobei   e   den 

•=  n  (1  +  e)  °  —  1 

Zinsfuß  darstellt.  In  dem  einen  Falle  ergibt  sich  als  jährliche  Ab- 
schreibung ^QQQQ~^  =  5000,  in  dem  anderen  Falle  bei  5®/o  Zinsfuß 

5 
(also   e  =  — )  beträgt  die  erste  Jahresquote  3024,26  Mk.     Die  Summe 

steigt  jährlich  um  5°/o  Zinsen  des  bis  dahin  abgeschriebenen  Gesamt- 
betrages.^) Daher  wären  abzuschreiben  im  zweiten  Jahre  3024,26  -\- 151,21 
Zinsen  =  3175,47  Mk. ;  im  dritten  Jahre  3175,47 -f  158,77  Zinsen  =  3334,24 
Mark,  im  vierten  Jahre  8500,95  Mk.  usf. 

2.  Der  Lehre  von  der  Berechnung  der  Abschreibung  nach  Zinses- 
zinsrechnung liegt  sogar  zum  Teil  die  Anschauung  zugrunde,  als  müsse 
die  Berechnung  so  erfoken.  Selbstverständlich  wird  eingesehen,  daß  die 
Abschreibung  keine  Zinsen  abwerfen  kann.  Passivposten  tragen  keine 
Zinsen,  sondern  nur  Aktiven.  Aber  man  erinnert  sich,  daß  durch  den 
Passivposten  Abschreibung  für  die  Regel  ebensoviel  Aktiva  gebunden 
werden.^)  Ehe  diese  nicht  verdient  sind,  ist  kein  Gewinn  vorhanden. 
Diese  Aktiva  können  Ertrag  abwerfen.  Allein  hieraus  folgt  doch  nicht, 
daß  die  Passivpost  Abschreibung  so  berechnet  werden  muß.^)  Das  durch 
die  Passivpost  gebundene  Vermögen  kann  im  Verwendungszeitraum  mehr 
oder  weniger  Ertrag  liefern;  es  kann  auch  völlig  ertraglos  sein;  ja  es 
kann  fehlen.  Auch  wenn  es  weniger  erträgt,  gar  nichts  bringt  oder,  was 
verdient  wird,  wieder  verloren  geht,  muß  abgeschrieben  und  die  Abschrei- 
bung fortgesetzt  werden. 

3.  Dazu  kommt  aber  ein  wichtigeres  —  und  deshalb  ist  diese  Be- 
rechnung der  Abschreibungsziffer  nach  normaler  Verzinsung  des  durch 
die  Abschreibungspost  gebundenen  Aktivvermögens  abzulehnen  — :  sie 
bringt  die  Gefahr  mit  sich,  daß  anfangs  zu  wenig  abgeschrieben  und  so 
das  G.  verletzt  wird. 

B.  1.  Die  zweite  Theorie  lehrt:  am  zweckmäßigsten  ist,  die  Ent- 
wertungssumme auf  die  Jahre  gleichmäßig  zu  verteilen.  Es  gleichen  sich 
dann  die  Unterscliiede  der  Jahre  aus  und  anfangs  ist  dann  nicht  unter- 
bewertet. 

2.  Die  Richtigkeit  dieser  Regel  wird  auch  nicht  in  Frage  gestellt, 
wenn  die  Abnutzung  jährlich  stark  schwankt.  Wegen  dieses  Schwankens 
gibt  es  Werke,  die  nach  Maßgabe  der  Produktion,  ein  Grubenfeld  z,  B. 
nach  dem  geförderten  Erz,  den  Hochofen  nach  der  Masse  des  geförderten 
Roheisens  abschreiben.  Allein  dadurch  entsteht  Unsicherheit,  ob  recht- 
zeitig alles  abgeschrieben  ist.  Das  wird  durch  die  gleiche  Abschreibung 
verbürgt.  Unzulässig  ist,  den  Schwankungen  dadurch  gerecht  zu  werden, 
daß  man  die  Jahresabschreibung  in  Prozenten  des  Gesamtbetriebsgewinnes 
oder  des  Umsatzes  oder  Umsatzgewinnes  bemißt.  Denn  es  fehlt  hier 
jeder  Zusammenhang  mit  den  Ursachen  der  Abschreibungsnotwendigkeit.*) 


.     *)  So  Schiff,  Wertmindeningen  S.  64 ;  derselbe  in  Z.  f.  Handelsw.  3,  279 ;  ebenso 
H.  Beck  ebenda  4,  385;  dagegen  Fassow  daselbst  3,  345,  Fäs  73  f.  und  Berliner  §86 
»)  S.  oben  §  60 ;  ferner  Fäs  99,  67,  95,  97,  100,  103,  104. 
»)  S.  auch  Reisch  1  §  302. 
*)  Leitner  48  oben.  50. 
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3.  Durchaus  abzulelinen  ist  die  Begründung^)  es  finde  eine  Verteilung 
der  Anschaftungskosten  auf  die  Benutzungsjalire,  also  eine  Erfolgsregu- 
lierung statt.  Die  Anschaftungskosten  fallen  ganz  dem  Anschafi'ungsjahre 
zur  Last.  Hier  ist  der  Preis  Gegenwaitswert.  Die  Abschreibung  ist 
nicht  Ausgabenvei'teilung,  sondern  Wertminderungsverteilung. 

4.  Gegen  die  Verteilung  in  gleichen  Prozenten  hat  man  eingewendet, 
auch  diese  Verteilung  sei  in  Wahrheit  ungleich.*)  Die  Jahre  würden  auch 
hier  ungleich  belastet,  weil  die  durch  die  Abschreibungen  gebundenen 
Aktiva  Zinsen  tragen.  Die  5000  Mk.  Abschreibung  des  ersten  Jahres 
trügen  bei  5  ^  o  im  zweiten  Jahre  250  Mk.  Zinsen ;  im  dritten  Jahre  seien 
es  500  Mk.,  im  vierten  750.  Daher  würden  in  diesen  Jahren  nur  ab- 
geschrieben 4750,  4500,  4250  Mk.     Die  Reihe  laute 

1.  Jahr 5000  Mk. 

2.  „    4750  -f  5  V.  H.  d.  bish.  Abschr.  =  250       5000  Mk. 

3.  „    4500  -^  5  „   „   „     „  „       =  500       5000  Mk. 

4.  „   4250  +  5,,   „   „     „  „       =750       5000  Mk. 

Allein  die  Höhe  der  Abschreibung  ist  doch  von  der  Höhe  des  Er- 
trags völlig  unabhängig.  5000  Mk.  müssen  jährlich  auch  abgeschrieben 
werden,  wenn  kein  Ertrag  eiuti'itt,  ja  die  im  Aktivum  entsprechenden 
Summen  ganz  wegfallen.  Zwischen  Höhe  des  Ertrags  und  Höhe  der  Ab- 
schreibung besteht  gar  kein  Zusammenhang,  also  wird  durch  die  Ver- 
zinsung an  der  Abschreibung  nichts  gemindert.  Es  muß  im  neuen  Jahre 
weniger  verdient,  also  weniger  Aktiva  geschaffen  werden,  um  die  5000 
auszugleichen,  aber  es  muß  nicht  weniger  abgeschrieben  werden. 

5.  a)  Wir  haben  den  jährlich  gleichmäßig  abzuschreibenden  Betrag 
bisher  vom  Einstandswert  berechnet.  Er  läßt  sich  auch  anders  bestimmen: 
statt  in  Prozenten  des  ursprünglichen  Wertes  in  Prozenten  des  jeweiligen 
Zeit-,  d.  h.  des  nach  Vornahme  von  Abschreibungen  verbleibenden  jeweiligen 
Z^wcÄwertes.  Dies  hat  zur  Folge,  daß  die  tatsächlichen  Abschreibungs- 
beträge an  sich  niedriger  sind,  wie  bei  Abschreibungen  vom  Erwerbs- 
wert. Denn  je  kleiner  der  Buchwert  wird,  um  so  kleiner  wird  bei  sich 
gleichbleibender  prozentualer  Abschreibung  der  jährliche  Abschreibungs- 
betrag. Nehmen  wir  an,  der  Anschaffungswert  eines  Werkzeuges  beträgt 
100,  seine  Gebrauchsfähigkeit  10  Jahre  und  der  Endwert  9,  so  haben 
wir  bei  Abschreibung  in  Prozenten  des  Einstandspreises  am  Ende  des 
ersten  Gebrauchsjahres  als  Buchwert  90,  am  Ende  des  zweiten  80,  bei 
Abschreibung  in  Prozenten  des  Buchwertes  wohl  am  Ende  des  ersten  Ge- 
brauchsjahres 90,  aber  am  Ende  des  zweiten  81,  am  Ende  des  dritten 
nicht  70,  sondern  72,9  usw.  Ist  a  der  sich  gleichbleibende  Prozentsatz 
der  jährlichen  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert,  n  der  Zeitraum 
der  Gebrauchsfähigkeit,  K  der  Anschaffungs-  und  k  der  Endwert  des  Gegen- 
standes, so  beträgt  die  buchmäßige  Abschreibung:') 

nach  dem  1.  Jahr  K  0,0  a 

„  2.     „      K  0,0  a  (1— 0,0  a) 

„        „  3.     „      K  0,0  a  (1-0,0  a)  2 

„  n.  Jahr  K  0,0  a  (1-0,0  a)"-! 


•)  Zimmermann  §  64;  Fischer,  Buchführung  32  (dazu  oben  S.  193^  und  201*). 

»)  Schiff  64  f. 

•;  S.  Blum  a.  a.  0.  S.  33  f.;  Schatz  in  Z.  f.  Handelsw.  1,  271  ff. ;  Fäs  119.. 
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und  der  jeweilige  Buchwert  beträgt: 

nach  der  l.Abschreibg.nurnochK-K  0,0  a  =  K(l — 0,0  a) 
„     „  2.  „  „      „    K(l— 0,0a)— K(l  — 0,0a)0,0a=K(l— 0,0a)2 

„     „  n.         „  „     „    K(l-0,0a)". 

b)  Hieraus  ergibt  sich,  daß  bei  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buch- 
wert der  jährliche  Abschreibungsprozentsatz  höher  genommen  werden  muß, 
als  bei  Abschreibung  vom  Erwerbswert.  In  unserem  Maschinenbeispiel 
müßte  das  jährliche  Abschreibungsprozent  nicht  bloß,  wie  bei  alljährlicher 
Abschreibung  vom  Erwerbswert,  4,7  Prozent,  sondern  13,2  Prozent  be- 
tragen,   a  (d.  h.  der  Prozentsatz  der  jährlichen  Abschreibung)  ist^)  =  100. 

[-Gfö^o^)«] =-■-—«  [-©"]• 

c)  Der  Unterschied  zwischen  Abschreibung  vom  Buchwert  und  Ab- 
schreibung vom  Anschaffungswert  ist :  bei  der  ersten  Methode  bleibt  sich 
jährlich  nur  das  Abschreibungsprozent  gleich,  nicht  aber  der  absolute  Ab- 
schreibungsbetrag —  dieser  wird  von  Jahr  zu  Jahr  kleiner  — ,^)  bei  der 
zweiten  sind  auch  die  absoluten  jährlichen  Abschreibungsbeträge  gleich 
groß.  Die  prozentuale  Abschreibung,  der  Prozentsatz  ist  hier  und  dort 
sehr  verschieden.  In  unserem  Beispiel  beträgt  die  prozentuale  Abschrei- 
bung bei  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert  fast  dieimal  mehr  (13,2 
Prozent),  als  die  prozentuale  Abschreibung  vom  Anschaffungswert  (4,7 
Prozent). 

().  a)  a)  Keinem  Zweifel  unterliegt,  daß  vom  wirtschaftlichen  Stand- 
punkte aus  die  Abschreibung  in  Prozenten  des  Neuwertes  richtiger  ist.^) 
Denn  bei  der  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert  nehmen  die  effek- 
tiven Abschreibungsbeträge  immer  mehr  ab.  Dies  erweckt  die  Vorstellung, 
als  verlangsame  sich  gegen  das  Ende  die  Abnutzung,  während  die  Erfahrung 
ergibt,  daß  die  Abnutzung  gegen  das  Ende  der  Gebrauchsfähigkeit  hin 
zunimmt.  Demgemäß  ist  diejenige  Methode  dem  wirtschaftlichen  Verlaufe 
der  Wertminderung  angemessener,  bei  der  die  Abschreibungsbeträge  im 
Verhältnis  zum  jeweiligen  Buchwert  ansteigen.  Das  ist  bei  Berechnung 
der  durchschnittlichen  Abschreibung  vom  Erwerbswerte  aus  der  Fall. 
Nehmen  wir  eine  Betriebsgerätschaft  an,  deren  Anschaffungspreis  100  Mk. 
und  deren  Verwendungsdauer  25  Jahre  beträgt  und  die  am  Ende  ihrer 
Gebrauchsfähigkeit  völlig  wertlos  ist,  also  0  als  Schlußwert  hat,  so  macht 
der  jährlich  gleichmäßig  4  Prozent  des  Anfangswertes  betragende  Ab- 
schreibungsbetrag vom  Buchwert  am  Ende  des  ersten 

Jahres (100) :  4  (  =  — -  j,  vom  Buchwert  am  Ende  des  zweiten  Jahres  (96): 

96 
4,16  =  -^  (96 : 4  =  100 :  x),  vom  Buchwert  am  Ende  des  dritten  Jahres  (92) : 

4,35,  vom  Buchwert  am  Ende  des  vierten  Jahres  (84):  4,55  Prozent; 
vom  Buchwert  am  Ende  des  fünften  Jahres  (84):  4,76  usw.,  um  beim 
Buchwert    16   25   Prozent,    beim    Buchwert    12   33^3,    beim    Buchwert 


•)  Blum  S.  34 ;  Schiff  54  &. ;  Fäs  85. 

*)  Er  beträgt  z.  B.  bei  Abschreibung  eines  ursprünglichen  Kapitals  von  100  zuerst 
10,  dann  9,  dann  7,1,  wenn  der  Abschreibungsprozentsatz  10  Prozent  ist. 

')  Vgl.  Simon  384;  Nicklisch,  Allg.  kaufmännische  Betriebslehre  1  (1912),  142; 
Fäs  87  und  89. 

Rehm,  Bilanzen.    2.  Aufl.  25 
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8  50,  beim  Buchwert  4  sogar   100  Prozent  vom  Buchwert  zu  betragen. 

Bei    Berechnung    der    Abschreibungsprozente    vom   jeweiligen    Buchwert 

dagegen  wird  der  jährliclie  absolute  Abschreibungsbetrag  immer  kleiner. 

Setzen  wir  voraus,  der  erste  Buchwert  betrage  100  und  jährlich  würden 

25   Prozent    abgeschrieben,    so    beläuft    sich    der    erste   Abschreibungs- 

^   ,  ^100      „^     ,  .,         .100  —  25      75       ,„^^     ,       ,  .,, 

betrag  auf  — ^  =25,   der  zweite  auf ==  18,75    der  dritte 

4  4  4 

auf  —1^  =  ^- =  14,0625,   die  folgenden  auf  10,55,  7,91,  5,93 

4  4 

usw.  Dieser  Unterschied  ist,  um  Selbsttäuschungen  zu  vermeiden,  wohl 
zu  beachten.  Schreibt  man  vom  Erwerbswert  jährlich  25  Prozent  ab,  so 
ist  ein  Gegenstand  von  1000  Mk.  Erwerbspreis  in  vier  Jahren  abge- 
schrieben. Erfolgt  dagegen  die  Abschreibung  der  25  Prozent  vom  je- 
weiligen Buchwert,  so  ist  das  nämliche  Ergebnis  erst  in  24  Jahren  er- 
zielt.^) Daher  ist  bei  Jährlicher  Abschreibung  in  gleichen  Prozenten 
des  Buchwertes  ein  viel  höherer  Abschreibu?igsprozentsatz  zu  nehmen 
(und  von  der  Steuerbehörde  zu  gestatten)^  als  bei  jährlicher  Ab- 
schreibung in  sich  gleichbleibenden  Prozenten  des  Neuwertes.  In 
unserem  obigen  Maschinenbeispiel  standen  sich  als  maßgebende  Prozent- 
sätze 4,7  Prozent  bei  Abschreibung  in  Prozenten  des  Erwerbswertes  und 
13,2  Prozent  bei  Abschreibung  in  Prozenten  des  jeweiligen  Buchwertes 
gegenüber. 

ß)  Wie  willkürlich  und  prinzipienlos  die  Abschreibung  nach  sich 
gleichbleibenden  Prozenten  des  jeweiligen  Zeitwertes  ist,  veranschaulicht 
noch  die  Tatsache,  daß  je  niedriger  der  Erwerbswert  desto  kürzer  die 
Abschreibungsdauer  bei  dem  nämlichen  Prozentsatz  ist.  Ein  Gegenstand 
von  1000  Mk.  Neuwert,  sahen  wir,  ist  bei  Abschreibung  von  25  Prozent 
des  jeweiligen  Buchwertes  jährlich  in  24  Jahren  abgeschrieben,  ein  Gegen- 
stand von  100  Mk.  Erwerbswert  dagegen  schon  in  16  Jahren.^) 

b)  Trotzdem  die  Bemessung  des  jährlich  sich  gleich  bleibenden 
Prozentsatzes  nach  Prozenten  des  Anschaü'ungs-  oder  Herstellungswertes 
das   wirtschaftlich  richtige  ist,    begegnet  in   der  kaufmännischen  Praxis 


')  Es  ist  nicht  selten,  daß  Kaufleute,  die  einen  Gegenstand,  der  1000  Mk.  kostete, 
in  4  Jahren  auf  Null  abschreiben  wollen,  glauben,  dies  dadurch  zu  erreichen,  daß  sie 
viermal  je  25  Prozent  vom  jeweiligen  Buchwert  absetzen.  Allein  dann  haben  sie  rund 
nur  abgeschrieben  250-|- 187+ 14Ü+ llü  =  687.  Sie  müssen  also  im  vierten  Jahre  noch 
eine  Extraabschreibung  von  313  macheu. 

')  Die  Bemessung  nach  dem  Buchwert  hat  noch  zwei  Nachteile:  1.  Wie  aus  der 


[-G)-"] 


Formel  a="  100  I  1  —  V  xr   /  "  I  ersichtlich,  kann  bei  Abschreibung  von  Prozenten  des 

Buchwertes  ein  Gegenstand  mathematisch  nie  vollständig  abgeschrieben  werden,  denn  selbst, 
wenn  wir  zum  Werte  1  gekommen  sind,  gelangen  wir  bei  weiterer  Abschreibung  zu 
immer  kleineren  Beträgen  (s.  Blum  a.  a.  0.  S.  34).  2.  Auch  praktisch  von  Bedeutung 
ist  der  andere  Nachteil.  Bei  Bemessung  des  jährlichen  Betrages  nach  dem  jeweiligen 
Buchwert  wird  das  Abschreibungsprozent  durch  die  Höhe  und  demgemäß  durch  das 
Schwanken  des  Endwertes  stark  beeinflußt;  bei  Berechnung  nacli  dem  Herstellungswert 
dagegen  nur  wenig.  Wie  Bhini  a.  a.  0.  S.  43  nachweist,  beträgt  für  ein  Gebäude  von 
20  000  Mk.  Bauwert,  12ö  Jahren  Nutzungsdauer  der  jährliche  Al)schreibungsprozentsatz 
im  Falle  der  Abschreibung  in  Prozenten  des  jeweiligen  Buchwertes  bei  einem  Endwert 
(Materialwert  von  Holz  und  Steinen)  von  1400  Mk.  2,1  Prozent,  bei  einem  Endwert  von 
ü  Mk.  7,6  Prozent;  im  Falle  der  Abschreibung  in  Prozenten  des  Bauwertes  betrüge  der 
Unterschied  des  Prozentsatzes  dagegen  nur  0,055  Prozent;  bei  1400  Mk.  Endwert  0,0745; 
bei  0  Mk.  Endwert  0,ö  Prozent.     S.  auch  Blum  a.  a.  0.  S.  48. 
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die  andere  Bemessungsform  ^)  auch  heute  noch.  Das  hängt  mit  Recht  und 
Zweckmäßigkeit  der  bücherlichen  Bewertung  zusammen. 

a)  Nach  dem  Buchführungsrechte  ist  jeder  Gegenstand  grundsätz- 
lich nach  seinem  gegenwärtigen  Werte  anzusetzen  (HGB,  §  40).  Der 
Wert,  mit  dem  das  einzelne  Vermögensstück  in  der  B.  steht,  ist  somit 
dessen  jeweiliger  Zeit-  oder  Buchwert  und  die  am  Effektivwert  eines 
Gegenstandes  vorzunehmende  Abschreibung  erfolgt  daher  regebecht  am 
Buchwert,  d.  h.  sie  wird  vom  jeweiligen  Buchwert  abgezogen.  So  daher 
auch  ausdrücklich  das  österreichische  A.-Reg.  t^  49  Abs.  5:  ,,Bei  Ver- 
mögensstücken, welche  nach  ihrer  Beschaffenheit  einer  Abnützung  oder 
Wertminderung  unterliegen,  ist  eine  der  sachgemäßen  Veranschlagung 
entsprechende  Abschreibung  an  dem  Buchyferie  derselben  vorzunehmen", 

fi)  Aus  dieser  Rechtslage  folgt  zwar  nicht,  daß  die  Abschreibung 
auch  vofti  Buchwerte  zu  berechnen,  nach  dem  jeweiligen  Buchwerte  zu 
bemessen  sei,  aber  zweckmäßig  ist  es  aus  doppeltem  Grunde. 

aa)  Diejenige  Form  kaufmännischer  Rechnungsführung  ist  die  zweck- 
mäßigste, die  am  raschesten  erledigt  ist.  Da  bedarf  es  für  unseren  Fall 
keiner  Ausführung,  daß  der  Abschreibungsbetrag  am  schnellsten  fest- 
gestellt ist,  wenn  er  von  Buchwert  berechnet  werden  darf,  mit  dem  der 
Gegenstand  in  der  letztvorangegangenen  B.  ausgewiesen  ist.  Wohl  kann 
die  fällige  Abschreibungsquote  auch  nach  dem  Erwerbswert  des  Ver- 
mögensgegenstandes berechnet  werden,  aber  das  erfordert  entweder  ein 
zeitraubendes  Nachschlagen  in  älteren  Handelsbüchern  oder  ein  Einsetzen 
des  ursprünglichen  Neuwertes  des  Dinges  in  jede  B.  vor  dem  Strich  und 
Angabe  aller  Abschreibungen  seitdem  in  dieser  Vorkolonne. 

ßji)  Dazu  kommt  ein  anderes.  Zwar  ist  es  kein  Grundsatz  ordnungs- 
mäßiger Buchführung  —  denn  sonst  müßte  der  Kaufmann  gemäß  HGB. 
§  38  danach  verfahren  — ,  daß  in  dem  Rechnungsabschluß  der  den  jähr- 
lichen Abschreibungen  zugrunde  liegende  Maßstab  (,, Schlüssel")^)  ange- 
geben wird.  Noch  weniger  statuiert  irgend  ein  G.  unmittelbar  die  Rechts- 
pflicht, diesen  Maßstab  in  dem  Gewinn-  und  Verlust-  oder  dem  Bilanz- 
konto ersichtlich  zu  machen.  Was  das  objektive  Recht  und  auch  das 
nicht  allgemein  vorschreibt,  ist  nur,  daß  der  Betrag  der  jeweils  an  einem 
Gegenstand  stattfindenden  iVbschreibung  im  Rechnungsabschluß,  d.  h.  in 
Gewinn-  und  Verlusti-echnung  und  B.,  ,, entsprechend  zum  Änsdriick  ge- 
bracht" wird.^)  Aber  bei  den  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten 
oder  ihre  B.en  freiwillig  veröffentlichenden  Unternehmungen  besteht  zum 
Teil  tatsächlich  das  Bestreben,  die  Grundlagen  der  Abschreibungsbemes- 
sungen in  den  öffentlichen  Rechnungsabschlüssen  anzuzeigen,  um  den  In- 
teressenten die  Nachprüfung  der  Angemessenheit  der  AbschreilDungsbeträge 
einigermassen  zu  ermöglichen.  Dasgeschieht  in  klarerer  und  bündigerer  Weise, 
wenn  die  Abschreibung  von  dem  in  der  letzten  B.  stehenden  Buchwert 
berechnet  wird,  als  wenn  es  vom  ursprünglichen  Neuwert  geschieht. 
Letzteres  heischt  eine  Angabe  des  Anschaffungswertes  in  einer  Vor- 
kolonne mit  allen  seitdem  vorgenommenen  Absetzungen  hiervon.  Eine 
solche  Angabe  in  der  Vorkolonne  bei  jedem  Gegenstand,  an  dem  eine 
Abschreibung  zu  vollziehen  ist,    nimmt  dem  Bilanz-  oder  dem  Gewinn- 

*)  Meist  in  der  Form,  daß  dem  jeweiligen  Buchwert  zuerst  die  Zugänge  zu- 
geschrieben und  dann  die  Prozente  abgezogen  werden.  Also  Maschinen  15ÜÜ000,  Zu- 
gänge 300  000;  20  >  Abschreibung  =  360000  Mk. 

2)  A.-Reg.  §  49  Abs.  5. 

»)  So  A.-Reg.  §  49  Abs.  5. 

25* 
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und  Verlustkonto  den  Charakter  der  Übersicht,  der  beiden  nach  Recht 
und  Grundsatz  ordnungsmäßiger  Buchführung  zukommt.  Wegen  des  ge- 
ringen zur  Verfügung  stehenden  Raumes  wäre  eine  derartige  Angabe  des 
Urwertes  und  der  Abschreibungen  seitdem  überdies  praktisch  undurch- 
führbar bei  Aktivposten,  die,  wie  doch  die  meisten  Bilanzposten,  die 
Natur  von  Sammelkonten  besitzen.  Der  Bilanzposten  Fuhrparkkonto  um- 
faßt die  verschiedensten  und  zu  verschiedensten  Zeiten  und  zu  ver- 
schiedensten Preisen  augeschalften  Gegenstände  (Wagen,  Pferde  usw.). 

c)  Im  übrigen  ist  zu  sagen:  Auch  das  Bemessen  der  Abschreibung 
nach  dem  Auscluiftungswert  läßt  sich  ohne  Umständlichkeit  und  ohne  Er- 
schwerung der  Übersichtlichkeit  der  B.  in  der  B.  vornehmen.  Das  Mittel 
ist  die  Bildung  eines  selbständigen  Abschreibungskontos  auf  der  Gegenseite, 
eines  sog.  Erneuerungs-  oder  Delkrederefonds.  Hier  bildet  den  jeweiligen 
Buchwert  unverändert  der  ursprüngliche  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
preis und  der  Abschreibungsbetrag  wird  in  der  Weise  ersichthch  gemacht, 
daß  auf  der  Bilanzpassivseite  in  einer  Vorkolonne  die  bisher  erreichte  Ab- 
schreibungssumme angegeben  und  von  ilir  dortselbst  der  entsprechende 
Prozentsatz  des  Buchwertes  abgezogen  wird. 

d)  Jedenfalls  ist  zu  beachten :  wer  die  Abschreibung  vom  Buchwerte 
berechnet,  handelt  fahrlässig,  wenn  er  nicht  berücksichtigt,  daß  bei  jähr- 
licher Abschreibung  in  gleichen  Prozenten  des  Buchwertes  ein  viel  höheres 
Abschreibungsprozent  genommen  werden  muß,  weil  sonst  Überbewertung 
eintritt  und  diese  verboten  ist.  In  welcher  Form  das  höhere  Prozent 
verrechnet  wird,  ist  natürlich  gleichgültig.  Der  Kaufmann  kann  dasselbe 
nehmen,  wie  bei  Abschreibung  vom  Neuwert,  (z.B.  10 "/o)  und  daneben 
noch  eine  Sonderabschreibung  von  5*^/o,  oder  15°/o  zusammen  abschreiben.^) 

e)  Zur  Erleichterung  der  Berechnung  der  Abschreibung  gibt  es  Ab- 
schreibungstabellen.*) Genau  berücksichtigt  wird  in  ihnen  auch  die  Dauer 
des  Betriebsprozesses :  a)  reine  Tagebetriebe,  ß)  Tag-  und  Nachtbetriebe, 
y)  periodische  Betriebe  (Zuckerfabriken,  landwirtschaftliche  Brennereien), 
6)  Betriebe  im  Wandergewerbe  (Dreschmaschinen ;  dann  bei  Tiefbau-  und 
Rohrunternehmungen). 

Die  Breslauer  Handelskammer  hat  im  Verein  mit  Vertretern  der 
dortigen  Industriellen  unter  Zuziehung  geeigneter  Ingenieure  die  Frage 
der  notwendig  eil  Abschreibung  an  7?e/'77>Äsgegenständen  zum  ersten  Male 
gründlich  studiert.  Das  Ergebnis  dieser  schwierigen  und  umfangreichen 
Erhebungen  ist  nebenstehende  Tabelle.-') 

Als  Grundsatz  wurde  aufgestellt,  daß  die  Abschreibungen  grund- 
sätzlich nur  vom  Neuwerte  vorzunehmen  seien ;  \venn  man  aber  aus  buch- 
technischen Gründen  von  den  restlichen  Buchwerten  abschreibe,  so  seien 
die  in  Anwendung  kommenden  Abschreibungsquoten  derartig  zu  bemessen, 
daß  die  Entw^ertung  bis  auf  den  Altmaterialwert  zu  gleicher  Zeit  eintrete, 
die  sich  bei  der  Abschreibung  vom  Neuwerte  ergäbe. 

Die  Tabelle  enthält  die  Abschreibungsquoten  in  vom  Hundert  des 
Neuwertes  unter  Voraussetzung  normaler  Betriebsverhältnisse. 

')  Hierzu  Lewin  i.  Z.  f.  Handelsw.  4,  397. 

*}  Leicin  ebenda  4,  10. 

*)  Abgedruckt  in  der  lugenieurzeitschrift  Technik  und  Wirtschaft  1910  Heft  4 
und  daraus  bei  Lewin  94  f.  und  in  Z.  f.  Handelsw.  4,  398  ff.  —  S.  auch  Faschke  ebenda 
5,  227  ff.  fllber  wirtschaftliche  Lebensdauer  und  Instandhaltungsraten).  Weiteres  über 
Abschreibung  bei  Leicin  92  ff.,  44 ff.,  96  ff.  (hier  besonders  über  die  Abschreibung  bei 
Eisenbahnen :  Zugmaschinen,  Böschungsarbeiten,  Brücken,  Tiinnels,  Schienen,  Schwellen, 
Wagen  usw.). 
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Absch  reibungstahellen . 

Baulichkeiten. 

Fabrikgebäiule  aller  Art,  massiv 

desgl.        Bind  werkbauten 

auch  Holzschuppen 

Krafterzeugung  mit  Zubelwr. 
D.-Kessel    m.   Rohrleitgn.,   Überhitzer,  Vor- 
wärmer, Wasserreiuigung  usw 

Dampfmaschinen 

Gasmaschinen,  Dieselmotoren 

Wasserkraftmotoren  (Turbin.  u.  Wasserräder) 

Vorgelege . 

Heizanlagen 

elektrische  Beleuchtung 

Sammlerbatterien 

Bergbau,  Hüttenwerke,  Eisenverarbeitung. 

Berg-  und  Hüttenbetriebe 

Maschinenfabriken,  Kesselschmieden,  Herstel- 
lung von  Eiseukonstruktion 

Transportvorrichtungen. 
Feklbahnanlagen,  einschließlich  Lokomotiven 

Eisenbahnen  im  Privatbetriebe 

Krane,  Hebezeuge,  Aufzüge,  Seilbahnen,  Be- 
kohlungsanlagen      

Mahl-  und  Schneidemühlen 
Mahl-  und  Ölmühlen: 

a)  Reiuigungsmaschinen 

b)  Müllereimaschinen 

Ölpressen  usw 

Schneidemühleu  und  Holzverarbeituug     .     . 

Gärungsgewerbe. 

Zuckerfabriken 

Brauereien 

Brennereien,  Preßhefe fabriken 

Stärkefabriken 

Dextriufabriken . 


Chemische  Industrie. 

Diingstof  fabriken 

Seifenfabriken 

Gasanstalten,  Teer  Verarbeitung   . 
Pulver-  und  Sprengstoffabriken  . 
Textilindustrie. 

Hanfspinnerei 

Kammgarnspinnerei 

Baumwollspinnerei 

Baumwollweberei 

Appreturmaschinen 

Tuchfabriken 


Holzverarbeitung  usiv. 
Holzschleifereien  und  Pappfabriken  .... 

Papierfabriken 

Papierverarbeitungs-  und  Kartonnagefabriken 
Tapetenfabriken 

Ton  Verarbeitung. 

Tonaufbereituug,  Ziegeleien 

Schamottefabriken  und  Porzellanfabriken  .     . 

Glasfabriken 

Zementfabriken  und  Mörtelbereitung  .    .     . 


Tag- 
betrieb 


ß         \         y        \         & 
Tag-  und      period.    '  Wander- 
Nacht       Betriebe      betrieb 


v.  H. 


2  bis  4    I    2  bis  5 

3  „   5       3    „    6 

4  „    6       4    „   6 


Ti    „10 

4  „10 
8  „12 
6    „    8 

5  „10 
4    „10 


7,5„12 

5  „12,fi 
12    „15 
10    „15 

7  „12 

6  „10 

8  „12 
10   „15 


10   „20 
5    „10       7    „12 

4  bis  20 

5  „  10 

7    „10    j  10    „15 


5    „10 


7    „12 
7    „    9 

6  „    8 

7  „12 


5  „    8 

6  „10 


6  bis  12 

6  „12 

7  „12 


8    „12 


5  bis  10 
10    „  30 


7,5„  10 

7  „10 
6  „  9 
6    „    8 

8  „10 
4    „    8 


4  „    8 

5  „10 

10    „15 
7,5„  12 

10    „20 
8    „10 


9  „12 

8  „12 
7  „12 
7  „12 

9  „14 
7  „12 

3  „10 

4  „12 


10    „15 
15    „33»/» 
9   „15 


4  bis  7 

3  „   5 
7  „    9 

5  „    7 

4  „    7 


8       5  bis  10 
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Genuß))iiftflfahrikation. 
Bäckereien  und  ilakkaronifabriken  .... 
Schlachthöfe  und  Fleischereien,  Gemllsetrock- 

nung  und  Apfelkeltereien 

Bekleidungsindtistrie. 

Schuhfabriken 

Hutfabriken 

\Väschereien 

Gerbereien  und  Lederverarbeitung  .... 

Strumpf  Wirkereien  und  Strickereien     .     .     . 

Landtüirtschayt 

Dampfpfluge 

Dreschmaschinen  und  Lokomobilen  .... 
Schrotmühlen,  Schrotgiinge,  Siedemaschiueu, 

Haferquetschen  usav.  .     .     - 

Brunnen  mit  Göpel-  und  Windmotoren   .     . 

Ackergeräte  usw 

Geräte  aller  Art 

Werkzeuge  für  alle  Betriebe  .     .    .    .    .    . 

In  der  „Technischen  Rundschau"  Nr.  41  vom  7.  Oktober  1908  sind 
vom  Diplomingenieur  Lewin  folgende  Abschreibungssätze  für  Betriebsgegen- 
'stände  aus  der  Praxis  angegeben: 

Bergwerkseigentum 

Eisenbahnen   .... 

Schlacht-  und  Grubenbau 

Fabrikgebäude    .     .     . 

Sonstige  Aulagen 


a 

ß 

y 

Tag- 

Tag- und 

period. 

betrieb 

Nacht 

Betriebe  : 

J 

Wander- 
betrieb 


V.  H. 


5  bis  8 

7  bis  12 

5    „   8 

7    „12 

5    „10 
7    „10 
10    „12 
ö    „10 
5    „10 

3  „12 

4  „   8 
4    .,12 

10    „25 

15    „30 

durchw.  33  '/s 

5  bis  15 
3   „10 


10    „20 


6  bis  18 
4       12 


20    „40 


Grund  und  Boden 
Straßen  und  Wege 
Wasserleitungen 
Gasleitungen 
Koksöfen    .     .     . 
Maschinen       .     . 
Stollen  anlagen     . 
Inventar     .     .     . 
Werkzeug  ^)    .     . 
Modelle      .     .     . 
Brunnen     .     .     . 
Wohngebäude 
Transmissionen    . 
Fuhrwerk       .     . 
Mobilien     .     .     . 


2—3 

1—2 

1—2,5 

2-5 

0,5—5 

1—2 

5-10 

5—20 

5-10 

5—25 

10—15 

10—30 

10-50 

20—50 

0-10 

1,5-2 

1—5 

5—15 

10—50. 


Diese  Sätze  erhält  man,  wenn  man  das  durch  100  Einheiten  ver- 
tretene Anlagekapital  durch  die  angenommene  Nutzungsdauer  des  An- 
lagegegenstandes teilt.  — 

f )  Bei  Kontokorrentforderungen  sind  unter  normalen  Kreditverhält- 
nissen 2 — 5'^/o  das  angemessene  für  die  notwendige  Abschreibung  (Ab- 
schreibung auf  zweifelhafte  Forderungen]  und  2-r3"/o  das  angemessene 


»)  S.  auch  K.  Adler  in  Schraalenbach's  Z.  6,  427  ff. 
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für  die  Delkrederereserve.  D.  h.  zusammengenommen  das  steuerfreie  Del- 
krederekonto darf  in  minimo  4*\'o  des  jeweiligen  Debitorensaldos  betragen. 
Für  risikoreiclie  Betriebe  (Industriebanken  usw.)  ergeben  sich  natürlich 
höhere  Sätze. 

g)  Ebenso  ist  zu  individualisieren  bei  Warenvorräten.  Die  not- 
wendigen Abschreibungen  sind  nach  Geschäft  und  Geschäftszweig  sehr 
verschieden.  Eine  Fabrik  z.  B.,  die  auf  ungelernte  Arbeiter  angewiesen 
ist,  hat  mehr  Ausschußware. 

C.  Wie  immer  die  jährliche  Abschreibungsquote  berechnet  werden 
mag,  ob  in  Prozenten  des  Neu-  oder  des  jeweiligen  Zeitwertes,  zu  fragen 
ist  noch,  ob  das  Prinzip  der  Abschreibung  in  Form  jährlich  sich  gleich- 
bleibender  Abschreibungsquoten  mit  den  Grundsätzen  des  objektiven 
L'echts  harmoniert. 

1.  a)  Nach  HGB.  §  40  ist  jeder  Vermögensgegenstand  „nach  dem 
Werte",  den  er  am  Bilanztag  besitzt,  das  will  sagen,  nach  dem  effektiven 
Werte  dieses  Tages  anzusetzen.  Gemäß  HGB.  §  261  Zift\  'S  und  GmbHG. 
§  42  Ziif.  1  hat  der  Abschreibungsbetrag  ,,der  Abnutzung"  d.  h.  doch  der 
tatsächlichen  Abnutzung  gleichzukommen.  Wie  paßt  dazu  der  Grundsatz 
jährlich  sich  gleichbleibender  Abschreibung,  da  erfahrungsgemäß  die  Wert- 
minderung in  den  einzelnen  Jahren  des  Verwendungszeitraumes  keines- 
wegs dieselbe  ist? 

b)  Es  kommt  hinzu :  die  jährliche  Abschreibungsquote  wird  bei  größeren 
Betrieben  nicht  fürjeden  einzelnen  konkreten  Vermögensgegenstand  besonders 
bestimmt,  nicht  für  jedes  einzelne  Pferd  einer  Omnibusaktiengesellschaft  z.  B. 
dessen  Beschaffenheit,  Verwenduugsart,  Pflege  und  damit  dessen  mutmaßliche 
Verwendungsdauer  speziell  festgestellt,  sondern  es  wird  nach  den  eigenen 
Erfahrungen  allein  oder  nach  den  Erfahrungen  mehrerer  oder  aller  gleich- 
artiger Betriebe  für  die  Gattung  eine  Durchschnittsgebrauchsdauer  und 
damit  Durchschnittsabschreibungsquote  berechnet,  verschieden  für  das  kalt- 
blütige und  das  warmblütige  Pferd,  für  das  Pferd  in  der  Landwirtschaft, 
der  Brauerei,  Müllerei  oder  dem  Transportgewerbe.^) 

2.  Trotzdem  steht  jene  Berechnung  nach  Durchschnitt  der  Jahre 
und  Gattung  mit  dem  Gesetze  in  Einklang. 

a)  Wohl  haben  die  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung,  w^ozu 
auch  die  Grundsätze  der  Bewertung  rechnen,  hinter  den  Bewertungsrechts- 
vorschriften zurückzutreten,  weil  ihre  Anwendung  nur  auf  dem  Prinzip 
tatsächlicher  Zweckmäßigkeit,  nicht  auf  dem  äußerlich  bindenden  Zwanges 
beruht;  aber  es  geht  aus  den  Normen  des  positiven  Rechts  hervor,  daß 
in  den  Augen  des  Gesetzgebers  Bemessung  der  jährlichen  Wertminderung 
nach  zeitlichen  und  sachlichen  Durchschnittssätzen  als  Bestimmung  der 
wirklichen  Entwertung  und  damit  als  Bestimmung  des  effektiven  jeweiligen 
Zeitwertes  gilt. 

a)  Folgt  schon  aus  dem  Umstand,  daß  die  Vorschrift,  der  Kaufmann 
habe  seine  Vermögenslage  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buch- 
führung ersichtlich  zu  machen,  in  den  Rechtsvorschriften  über  kaufmännische 
Buchhaltung  oben  ansteht,  daß  auch  die  Wertansetzung  nach  den  Grund- 
sätzen ordnungsmäßiger  Buchführung  geschehen  muß,  so  ergibt  sich  aus 
speziellen  Bestimmungen,  wie  der  Gesetzgeber  es  als  selbstverständlich 
voraussetzt,  daß  die  Abschreibungs-  und  damit  die  Wertbemessung  nach  dem 
Prinzip  jährlich  sich  gleichbleibender  Abschreibungsprozente  und  damit  auch 
unter  Zugrundelegung  durchschnittlicher  Verwendungszeiträume  erfolge. 

1)  Vgl.  Blum  a.  a.  0.  S.  46  f. 
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fi)  Nacli  HGB.  ;5  262  sind  dem  obligatorischeu  Reservefonds  u.  a.  auch 
zuzuführen  die  ,,Zuzahlungen"  auf  Aktien,  aber  nur,  soweit  diese  Zu- 
zahlungen  nicht  zur  Deckung  außerordentlicher  Verluste  oder  „zu  außer- 
ordentlichen Abschreibungen"  verwendet  werden.  Außerordentliche  Ab- 
schreibungen sind  aber  der  Gegensatz  zu  ordentlichen  und  diese  sind  die 
periodisch,  also  insbesondere  jährlich  wiederkehrenden,  und  jährlich  kehren 
sie  eben  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchhaltung  in  Form 
des  Abzugs  jährlich  gleichmäßiger  Abschreibungsprozente  wieder.  Au 
solche  alljährlich  und  nach  gleichmäßigen  Prinzipien  stattfindende  Ab- 
schreibungen denkt  dann  der  Gesetzgeber  auch  in  HGB.  i;§  237  und  245, 
wenn  er  dort  für  die  Tantiemenberechnung  vorschreibt,  daß  sie  nur  von 
dem  nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  ver- 
bleibenden Reingewinn  geschehen  dürfe.  ,, Sämtliche  Abschreibungen" 
heißt  Abschreibungen  aller  Art,  also  nicht  bloß:  notwendige  und  frei- 
willige Abschreibungen  aus  dem  Roh-  und  Abschreibungen  aus  dem  Rein- 
gewinn, sondern  ebenso:  ordentliche  und  außerordentliche  Abschreibungen 
und  erstere  sind  die  jährlichen,  d.  h.  nach  einem  sich  gleichbleibenden 
Prinzip  geschehenden.  Die  Steuergesetzgebung  weist  auf  diese  Erschei- 
nung hin,  wenn  sie  —  preußisches  Einkommensteuergesetz  §§  8  und  13  — 
von  „regeJfuäßif/eii  jährlichen  Abschreibungen"  spricht,  welche  einer  an- 
gemessenen Berücksichtigung  der  Wertminderung  entsprechen. 

b)  Unmittelbar  nimmt  auf  diese  Berechnung  der  allmählichen  Wert- 
minderung nach  zeitlichen  Durchschnitten  das  österreichische  A,-Reg. 
§  49  Bezug. 

Nicht  bloß,  daß  es  statt  ,,der  Wertminderung  oder  Abnutzung  ent- 
sprechende Abschreibung"  formuliert:  ,,eine  der  sachgemäßen  Veran- 
schlagung der  Abnützung  oder  Wertminderung  entsprechende  Abschrei- 
bung", sondern  es  schreibt  auch  ausdrücklich  vor:  „Die  Vornalime  der 
notwendigen  Abschreibungen  ist  statutarisch  zu  regeln  und  erforderlichen- 
falls auch  der  Schlüssel,  nach  welchem  diese  Abschreibungen  zu  erfolgen 
haben,  im  Statute  festzusetzen".^) 

D.  Wie  lang  oder  kurz  die  Dauer  der  Möglichkeit  der  Verwendung 
des  Gegenstandes  im  Betriebe  (die  sog.  Gebrauchsdauer)  und  wie  hoch 
die  sich  hieraus  von  selbst  ergebende  jährliche  Abschreibungsquote  zu 
bemessen  sei,  darüber  entscheidet  die  Sorgfalt  des  ordentlichen  (sach- 
verständigen) Kaujmanns. 

1.  a)  Gestdzliche^)  Anhaltspunkte  gibts  hierfür  nicht.  Für  die 
deutsche  Handelsflotte  z.  B.  fehlen  Bestimmungen,  wie  die  der  Flotten- 
gesetze für  die  deutsche  Kriegsmarine.  Das  Flottengesetz  vom  14.  Juni 
1900  schrieb  vor,  daß  Linienschiffe  nach  25,  ICreuzer  nach  20  Jahren  „er- 
setzt werden  sollen''.  Seit  der  Novelle  vom  6.  April  1908  beträgt  auch  für 
Linienschiffe  die  gesetzliche  technische  Lebensdauer  nur  mehr  20  Jahre. 
Das  ergibt  als  jährliche  technische  Abschreibungsquote  (normale  Prozent- 
rate) 5°/o  des  Bauwertes.  Für  die  Luftschiffflotte  ist  nur  vierjährige 
Lebensdauer  angenommen. 

b)  Andererseits  schließt  die  Sorgfalt  aber  auch  Willkür  aus.  Die 
im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  verlangt  gewissenhafte  Beobachtung  der 


*)  Auch  sonst  begegnet,  daß  das  Statut  für  gewisse  Betriebsgegenstände  Minimal- 
sätze des  Abschreibung.sprozentsatzes  festsetzt. 

*)  Gegensatz:  technisch-wirtschaftliche;  z.  B.  fachmännisch  bestimmte  Tabellen 
der  Abnutzungsquoten  für  alle  Arten  von  Wohnhäusern  und'  Industriebauten,  z.  B.  Art. 
„.\bschreibung"  bei  Stern. 
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tatsächlichen  Vorgänge,  der  Ergebnisse  allgemeiner^)  und  spezieller  Er- 
fahrung.^) Die  Art  des  Gegenstandes  und  die  Art  des  Betriebes  '0  bringt 
Unterschiede. 

«)  Um  z.  B.  von  den  Abschreibungen  auf  Schiffe  zu  sprechen,^)  so 
ist  die  Abnutzung  selbstverständlicli  bei  Seeschiffen  größer  als  bei  Fluß- 
schiffen und  stärker  auch  wegen  ihrer  kostspieligen  Maschinenapparats 
bei  Dampfschiffen  als  bei  Segelschiffen,  anders  bei  Personen-,  als  bei 
Frachtdampfern.  Am  längsten  dürfte  die  Nutzungsdauer  der  Flußsegel- 
schiffe währen,  die  zum  Transport  von  Frachtgütern  auf  unseren  schift'- 
baren  Strömen  dienen.  Solche  Frachtschiffe  haben  im  allgemeinen  eine 
Verwendungsdauer  von  60  bis  70  Jahren,  wenn  sie,  wozu  die  Notwendig- 
keit gewöhnlich  nach  30  Jahren  eintritt,  mit  neuem  Boden  versehen 
werden.  Somit  eigibt  sich  für  einen  Frachtkahn  von  30  000  Zentner 
Tragfähigkeit  bei  70 jähriger  Nutzungsdauer  und  einem  Herstellungswert 
von  73  000  und  einem  Schlußwert  von  5000  Mk.  im  Falle  der  Abschrei- 
bung in  Prozenten  des  Buchwertes 


als  Jahresprozentsatz  a  =  100  (  1  — \/;rT7r^  )  =  3,67  Proz.,  im  Falle 

\  V   7o000y 

der  Abschreibung  in  Prozenten  des  Anschaffungswertes  als  Jahresprozent- 
satz 1,33  Proz.°)  Bei  unseren  gi'oßen  Reedereien  kommt  es  seit  längerem 
nicht  auf  die  technische,  sondern  auf  die  viel  kürzere  wirtschaftliche 
Lebensdauer  an.  Ein  Schnelldampfer  ist  für  die  Regel  technisch  noch 
brauchbar,  wenn  er  aufhört,  Gewinn  abzuwerfen,  weil  er  unmodern 
und  damit  konkurrenzunfähig  geworden  ist.  Die  wirtschaftliche  Lebens- 
dauer wird  immer  kürzer,  gegenwärtig  etwa  12  —  14  Jahre.  Der  rasche  Ent- 
wertungsprozeß fordert  daher  Erhöhung  der  Abschreibungsquote  auf  7,5 
bis  8,5  "/o.  Nur  dann  ist  möglich,  die  Flotte  aus  sich  selbst  heraus  d.  h. 
ohne  neue  Mittel  (aus  den  durch  das  Abschreibungskonto  gebundenen 
Aktiven)  zu  ersetzen.  Dazu  kommt  aber:  für  jedes  ausscheidende  Schiff  ist 
ein  größeres,  kostspiehgeres  und  leistungsfähigeres  Fahrzeug  anzuschaffen, 
damit  bei  andauernd  starkem  Wettbewerb  die  Leistungsfähigkeit  voll 
aufrecht  erhalten  bleibt.  Daher  muß  das  Erneuerungskonto  noch  um  frei- 
willige Abschreibungen  erhöht,  also  zugleich  zur  Verbesserungsreserve 
oder  neben  ihm  Extraabschreibungen  gemacht  werden.  Erst  dann  ist 
die  Reedereibilanz  so  gestaltet,  daß  die  Gesellschaft  in  der  Lage  ist,  aus 
eigenem  Geld  die  Flotte  nach  Bedürfnis  zu  erneuern  und  zu  verbessern. 
Sonst  geht  die  Rentabilität  zurück. -')    Zu  beachten  bei  der  Abschreibungs- 


')  Daher  sagt  das  preuß.  EinkStG.  in  §  13  Abs.  1,  das  Einkommen  sei,  soweit 
nicht  gesetzliche  Vorschriften  vorhanden,  zu  berechnen  nach  „dem  Gebrauche  des  ordent- 
lichen Kaufmanns".  Demgemäß  stellt  auch  die  Ausführungsanweisung  vom  25.  Juli  1906 
zum  preuß.  EinkStG.  das  Ermessen  der  Steuerpflichtigen  in  diese  Schranken  (Art.  19 
Abs.  3):  „Für  .  .  das  Maß  der  überhaupt  zulässigen  Abschreibungen  ist  ...  §  40  des 
HGB.,  der  kaufmännische  Gebrauch  und  innerhalb  der  durch  denselben  gezogenen  Grenzen 
das  Ermessen  des  Steuerpflichtigen  bestimmend." 

*)  Siehe  die  Ausführungen  des  preuß.  Oberverwaltungsgerichts  über  Wertermittlung 
in  Entsch.  in  Steuers.  VI  30  f.,  VIII  86  ff.,  X  308;  ferner  Ausführungsanweisung  vom 
25.  Juli  1906  Art.  19  Abs.  3:  „durch  die  besonderen  tatsächlichen  Verhältnisse  gerecht- 
fertigtes Maß"  der  Abschreibung.     Auch  Berliner  §  88  ff. 

')  Im  Warenhaus  z.  B.  auch  Immobilien  3  V2,  Mobilien  12,  Maschinen  17  "/o- 

*)  Siehe  zu  den  folgenden  Ausführungen  Blum  S.  48. 

')  Der  Aufwand  für  den  neuen  Boden  ist  Reparatur. 

*)  Die  Reedereien  lassen  sowohl  die  notwendige,  wie  die  freiwillige  Abschreibung 
steigen.    Die  Amortisationsquote  für  beide  zusammen  war  bei  dem  Nordd.  Lloyd  1907 
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Politik  ist  auch,  daß  eine  Reederei,  die  vertragsmäßig  bestimmte  Dienste 
(Postdienste)  versehen  muß,  auf  manche  günstige  Gelegenheit  zum  Kauf 
und  Verkauf  verzichten  muß,*)  also  mit  höherem  Neu-  und  geringerem 
Altwert  zu  rechnen  hat.  An  Reklameschiffen  sind  besonders  starke  Ab- 
schreibungen notwendig.') 

ß)  Auch  für  a\u\ere  Bdricbsgerätschaffeji^  steht  obenan,  daß  bei 
ein  und  demselben  Betriebsmittel  die  Nutzungsdauer  und  demgemäß  auch 
die  Jahresabnutzungsquote  nach  dem  Betriebe  außerordentlich  verschieden 
ist.  Anders  z.  B.  bei  der  Verwendung  in  der  Industrie  als  bei  Verwen- 
dung in  der  Landwirtschaft. 

aa)  Die  Nutzungsdauer  des  im  Müllerei-  oder  Brauereibetriebe  ver- 
wendeten Pferdes  ist  kürzer  als  die  der  in  der  Landwirtschaft  benützten 
Tiere,  weil  dort  das  Tier  nicht  so  sehr  eine  seiner  Natur  entsprechende 
Lebensweise  findet,  wie  bei  der  Landwirtschaft.  Nach  der  Erfahrung 
beträgt  der  Verwendungszeitraum  bei  der  Industrie  etwa  10,  bei  der  Land- 
wirtschaft 15  Jahre.  Das  gibt  bei  1200  Mk.  Anschaffungs-  und  80  Mk. 
Endwert  im  Falle  der  Abschreibung  in  Prozenten  des  Erwerbspreises'*) 
9,3  bzw.  6,22  Prozent,  im  Falle  der  Abschreibung  in  Prozenten  des 
jeweiligen  Buchwertes^)  23,7  bzw.  16,5  Prozent  Jahresdurchschnittsquote. 
In  den  Ben  sehr  vieler  INIühlen-  und  Braubetriebe  wird  eine  geringere 
Abschreibungsquote  angewendet:  etwa  10 — 15  Prozent.  Die  Ursache 
liegt  in  Verschiedenem.  Zumeist  vor  allem  darin,  daß  das  Pferdekonto 
mit  dem  Wagenkonto  zu  einem  Fuhrwerkskonto  vereinigt  ist.  Und  beim 
Wagenpark  dauert  die  Verwendungsfähigkeit  länger  als  bei  Pferden. 
Setzen  wir  mit  Blum  '^)  den  Wert  eines  Wagens  mit  Geschirr  und  sonstigem 
Zubehör,  wie  er  in  der  Brauerei  Verwendung  findet,  zu  600  Mk.,  seine  Nut- 
zungsdauer zu  20  Jahren  und  den  Wert  der  dazu  gehöi'igen  zwei  Pferde 
zu  2-400  Mk.  und  deren  Verwendungsdauer  zu  10  Jahren  an,  so  ergibt 
sich,  wenn  der  Wert  des  Wagens  nach  10  Jahren  noch  300  Mk.  und  der- 
jenige der  Pferde  noch  200  Mk.  ausmacht,  als  jährliche  Abnutzungsquote 


bei  Berechnung  in  Prozenten  des  Buchwertes  a  =  100  (  1 


10 


500  A 


V^  3oooy 


=  16,4  Prozent.  Weiter  kommt  hinzu,  daß  in  der  Industrie,  wie  viel- 
fach auch  im  landwirtschaftlichen  Großbetriebe,  die  Pferde  nicht  erst  am 
Ende  ihrer  Gebrauchsfähigkeit,  sondern  schon  früher,  wenn  diese  nach- 
zulassen   beginnt,    verkauft   werden.     Dann   hat  das  Pferd  noch    einen 


bis  1912:  6,  74,  8»,  9«,  lOss  und  ISse^/o  des  Bauwertes ;  bei  der  Hamburg- Amerika-Linie 
1910:  nicht  ganz  10%,  1911:  10,85 7o,  ^^^'^-  11J9  vom  Buchwert  der  Flotte. 

')  Der  Dienst  verlangt  bestimmte  Einrichtungen,  die  gerade  billig  zu  erwerbende 
Schiffe  nicht  haben.  Für  vorteilhaft  verkäufliche  Schiffe  findet  sich  nicht  gleich  an- 
gemessener Ersatz  (Frankf.  Ztg.  vom  21.  Mai  1908,  Abendbl.). 

*)  Die  Ab.schreibung  geschieht  an  der  ganzen  Flotte  in  einer  Gesamtsumme;  in- 
dividuelle Antraben  würden  auf  den  Verkaufspreis  drücken  {Hecht,  Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  113,  154). 

*)  S.  näher  Blicm  a.  a.  0.  S.  45  f.    Über  Individualisierung  bei  Abschreibung  von 

Werkzeugmaschinen  Blanche  in  Z.  f.  Handelsw.  3,  182  und  Lewin  ebenda  1,  82. 

^  g Ij     iqq 

*)  Formel :  a  (jährliches  Abschreibungsprozent)  = .  •  -^  (s.  ßlum  S.  49). 


G-V0 


»)  Formel:  a  =  100  l  1  —  1/  ^  / "    ^'^^'  *"^^  ^^''  ^^" 

•)  A.  a.  0.  S.  47.    S.  femer  v.  Pawel- Rammingen,   Praxis   der  Brauerei-Büch'='r- 
revision  II»  13. 
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höheren  ^^chlußwert  und  kann  daher  der  Abschreibiingsprozentsatz  nie- 
driger gehalten  werden.  Angenommen,  ein  Bierbrauer  würde  seinen 
Pferdebestand  von  5  zu  5  Jahren  erneuern,  so  würde  ein  Pferd  von 
1200  Mk.  Anschaffungspreis  bei  jährlicher  Abschreibung  von  20  Prozent 
des  jeweiligen  Buchwertes  nach  5  Jahren  nur  mehr  mit  392,2  Mk.  zu 
Buch  stehen,  während  sein  Veräußerungswert  vielleicht  noch  600  Mk. 
beträgt.  Als  jährliche  Abnutzungsquote  braucht  der  Brauer  deshalb  nur 
12,9  Prozent  des  jeweiligen  Buchwertes  zu  nehmen. 

ß)  Ein  anderes  in  B.en  der  A.en  —  bei  Bierbrauereien  und  Wein- 
handlungen —  nicht  selten  begegnendes  Betriebsmittel  sind  die  Fässer. 
Hier  ist  die  Abnutzung  eine  andere  bei  Transport-,  als  bei  Lagerfässem, 
Die  Abnutzung  letzterer  ist  weit  geringer.  Wir  finden  daher  in  den  meisten 
Ben  für  erstere  20,  für  letztere  10  Prozent  Abnutzungsquote  in  Prozenten 
des  Buchwertes.  Bei  Lagerfässern  setzt  dieser  Prozentsatz  im  allgemeinen 
voraus,  daß  sie  nicht  bis  zur  vollständigen  Abnutzungsmöglichkeit  ver- 
wendet, sondern  noch  zu  besserem  Preis  als  zum  Holzwert  verkauft  werden. 
Denn  im  ersteren  Fall  wäre  bei  einem  Lagerfaß  von  10  Hektolitern  und 
25  Jahren  Nutzungsdauer,  wenn  der  Endwert  3  Mk.  beträgt,  das  ent- 
sprechende Abschreibungsprozent  12  Prozent.') 

y)  Bei  Maschinen  kommt  sehr  stark  der  Unterschied  im  Grade  der 
technischen  Abnutzung  und  der  Unterschied  zwischen  technischer  und  wirt- 
schaftlicher Entwertung  in  Betracht.  So  finden  wir  in  den  B.en  von 
Älaschinenfabriken  als  Abnutzungsprozentsatz  nur  8  Prozent  des  Buchwertes, 
während  sonst  10 — 12  Prozent  begegnen.  Das  kommt  daher,  daß  in 
Maschinenfabriken  die  Maschinen  leicht  sachgemäßer  behandelt  werden  als 
in  anderen  Betrieben  und  deshalb  länger  verwendet  werden  können.  Anderer- 
seits sind  im  Gegensatz  zu  Dampfmaschinen  Maschinen,  welche  technische 
Arbeit  verrichten,  zumeist  starker  wirtschaftlicher  Entwertung  durch  neue 
Konstruktionen  oder  verändertes  Verfahren  unterworfen. 

6)  Wo  die  Entwertung  von  Betriebsgegenständen  sehr  rasch  vor  sich 
geht,  sagt  der  praktische  Kaufmann,^)  man  müsse  sie  über  Warenkonto, 
d.  h.  wie  die  damit  hergestellten  Waren,  somit  als  Veräußerungsgegen- 
stände  buchen.  Er  will  damit  sagen :  wie  diese  wenn  wertlos  als  un- 
verkäuflich abzuschreiben  sind,  so  auch  jene.  Z.  B.  in  der  Schuhfabrikation 
wechselt  die  Schuhform  (Mode)  für  Sommerware  sehr.  Geht  eine  neue 
Fasson  gut,  so  müssen  viele  neue  Leisten  angeschafi't  werden.  Jeder  Schuh 
kommt  bei  der  Herstellung  nacheinander  auf  drei  Leisten,  zuerst  auf  den 
Zwick-,  dann  auf  den  Glätte-,  dann  auf  den  Ausputz-Leisten.  Eine  neue 
Form  verursacht  daher  bei  größeren  Fabriken  einen  Aufwand  für  Leisten 
in  der  Höhe  von  20  000  Mk.  (sie  sind  zum  Teil  von  Eisen) ;  nächstes  Jahr 
ist  die  Form  überholt;  daher  nur  Altmaterialwert  wie  bei  einer  über- 
holten Ware. 

f )  Keine  Abnutzung  durch  Gebrauch ')  ist  aus  physischen  Gründen 


*)  Vgl.  Bhon  S.  48.  —  Höhere  Abschreibungssätze  (bis  zulOO°/o)  als  bei  Fastagen 
finden  sich  noch  bei  Patenten,  Modellen  und  ähnlichem  wegen  der  Gefahr  raschester  Über- 
holung und  der  sich  fortwährend  verkürzenden  Schutzfrist.  Vgl.  Leioin  56.  Die  durch- 
schnittliche Lebensdauer  der  in  Deutschland  erteilten  Patente  ist  fünf  Jahre.  Also  genügt 
als  Durchschnitt:  Abschreibung  in  fünf  Jahreu  (20  "/<))•  S.  Fischer,  Buchführung  30. 
FlaschenbierfüU-Einrichtung  25  7o' 

»)  Vgl.  §  90  II. 

')  Wohl  aber  sonstiger  Entwertung. 
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möglich  am  Maßen  (hiind  und  Boden  als  solchen;  auch  nicht  an  dem 
landwirtschaftlich  genutzten.  Was  insbesondere  dem  letzteren  durch  die 
Fruchtziehung  an  Stotfen  entzogen  wird,  wird  ihm  durch  die  zu  den  Ge- 
winnungskosten rechnenden  Aufwendungen  wieder  zugeführt.^)  Nur  unter 
besonderen,  in  fortgesetzter  ^^'eise  die  Gebrauchsmöglichkeit  und  Gebrauchs- 
fähigkeit mindernden  Umständen  vermag  er  Gegenstand  von  Abschrei- 
bungen zu  sem,  so  wenn  auf  ihm  wegen  des  Betriebs  von  Hochöfen,  Berg- 
werken usw.  in  der  Nähe  Schlacken,  Gestein  usw.  abgelagert  w^erden,'') 
Anders  selbstverständlich,  wenn  der  Grund  und  Boden  besondere  Her- 
richtung  erfährt  (z.  B.  bei  Pßnsfeninfj,  Moorkultur,  Drainage,  Riesel- 
wiesen, Teiehanl(i(/en)  oder  durch  Beschütten  mit  Berghalde  oder  Zuführung 
von  Abgängen  sterilisiert  und  wertlos  gemacht  wird.  Hier  ist  an  der  Her- 
lichtung  usw.  Abschreibung  möglich.-^)  Bei  Gebäuden  ist  dem  angegebenen 
Prinzip  gemäß  die  bebajite  Grundfläche  als  solche  von  Abschreibung  wegen 
Abnutzung  ausgeschlossen.  Bei  Berechnung  der  Abnutzungsquote  für 
Gebäude  kommt  daher  nur  der  Wert  des  Gebäudes  als  solchen  in  Be- 
tracht, geschätzt  nach  dem  jeweiligen  Brandversicherungswert,  wie  ihn 
der  amtliche  Brandkataster  ausweist,  unter  Berücksichtigung  der  Werte 
der  etwa  nicht  versicherten  Teile  (Fundamente,  Grundmauern  usw.).  Der 
Abnutzungsprozentsatz  wechselt  natürlich  mit  der  Art  der  Benutzung. 
Er  ist  ein  anderer  z.  B.  für  Wohnräume,^)  als  für  Magazine  und  sonstige 
Betriebsgebäulichkeiten.^)  Otfensichtlich  zu  niedrig  ist  für  städtische  Wohn- 
häuser eine  jährliche  Abnutzungsquote  von  V4  Prozent  des  Bauwertes. 
Das  setzte  als  Regel  eine  400jährige  Standdauer  des  Gebäudes  voraus. '') 
Zutreffender  ist  insbesondere  wegen  des  Fachw^erks  ^U  Prozent  des  Bau- 
wertes. Nach  dem  von  Blum  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches  1903 
S.  43  gegebenen  Beispiel  beträgt  bei  20  000  Mk.  Bau-  und  1400  Mk.  End- 
wert nach  125jähriger  Nutzungsdauer  der  Abschreibungsprozentsatz  des 
Bauwertes  0,745  Prozent  (d.  i.  alljährlich  14Ü  Mk.),  der  Prozentsatz  des 
jeweiligen  Buchwertes  2,1  Prozent.  Ein  Haus,  auf  dem  eine  Amortisations- 
hypothek ruht,  ist  wegen  des  Schutzes  gegen  Kündigung  und  Zinssteigerung 
rentabler  und  verkäuflicher. 

L)  Wohl  unterliegt  der  Grund  und  Boden  als  solcher  einer  Abnutzung 
in  Form  des  Verbraue/is,  der  quantitativen  Verzehrung  der  Substanz 
(Substanzverringerung),  nämlich  bei  allen  auf  Ausbeutung  der  Substanz 
gerichteten  Betrieben  {Bergbau,  Torfstich,  Sand-,  Kies-,  Lehm-,  Mergel-, 
Ton-  usw.  Gruben;  Stein-,  Schiefer-,  Kalk-,  Kreide-  usw.  Brüchen).  Bei 
Berechnung  der  jährlichen  Abschreibungsquote  ist  auch  hier  von  der 
Formel  „Erwerbswert  —  Veräußerungswert  am  Ende  der  Gebrauchsdauer, 
geteilt  durch  die  Gebrauchsjahre"  auszugehen.  Da  der  Wert  am  Ende 
der  Gebrauchsdauer  Null  beträgt,  muß  nur  die  Gebrauchsdauer  festgestellt 
werden.  Dies  erfordert  eine  Schätzung  des  abbauffähigen  Quantums  Kohle 
usw.  Dieses  wird  durch  die  regelmäßige  Jahresfördei'ung  geteilt.  Der 
Quotient  ist  die  Gebrauchsdauer.  Durch  sie  wird  der  Einstandswert  geteilt. 
Das  Ergebnis  ist  die  Abschreibungsrate.  Ein  Kohlenbergwerk  hat  250  Mill.  Mk. 
gekostet.    Die  abbaufähige  Menge  wird  auf  25  Mill.  Tonnen  (zu  1000  kg) 


*)  Vgl.  Fuisüng,  Steuerlehre  §  56  S.  145. 

»)  Fuisüng  a.  a.  0.  §  56  S.  145. 

*)  Entsch.  in  Steuers.  IV  193,  V  299,  VI  187,  VlII  204,  23.3,  X  255. 

V  Die  Einrichtung  wird  unmodern,     «'itybildnng. 

*)  S.  388f.    Bei   Gerbereien  ^Vo-    Magazine  »/♦— l'/>7o-    S.  auch  Reisch  I  §  45. 

•)  Vgl.  Fuisüng,  Einkommenslaesteuerung  der  Zukunft  S.  44. 
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geschätzt.  Die  Jaliresförderung  beträgt  1  Mill.  Tonnen.  Also  ist  die  Ab- 
bauzeit  25  Jahre.  Das  ergibt  als  Abschreibungsquote  250 :  25  =  10  Mill.  Mk.^) 

r/)  Land-  und  forstwirtschaftliche  Anlagen  (Äcker,  Forsten,  Plan- 
tagen usw.)  werden  verschlechtert  durch  geringere  Bearbeitung  (kein  Jäten 
des  Unkrauts,  kein  Beschneiden  der  Bäume)  und  Düngung  usw.  Aber 
auch  die  Verbesserungen  werden  nach  und  nach  aufgebraucht,  die  einen 
früher,  die  anderen  später.     Das  Fruchttragen  des  Baumes   nimmt  ab.*) 

c)  Besonderer  Betraclitung  bedarf  die  Bemessung  der  Entwertung  durch 
Zeitablauf  bei  zeitlich  begrenzten  Rechten  (Konzessionen,  Patente  usw.).') 

«)  Eine  doppelte  Wertminderung  ist  hier  zu  beachten.  Die  Anlagen 
verlieren  an  Gebrauchswert  1.  durch  Abnutzung  usw.,  2.  durch  Heimfall 
(Herausgabepflicht).  Hat  der  Unternehmer  auch  nach  der  Konzessions- 
urkunde die  Verpflichtung,  die  Anlagen  betriebsfähig  zu  übergeben,  ist 
er  also  genötigt,  sie  betriebsfähig  zu  erhalten,  so  bedeutet  Erhalten  der 
Betriebsfähigkeit  doch  außer  bei  Grundstücken  nicht  Erhaltung  des  Neu- 
wertes; auch  alt  gewordene  Anlagen  können  noch  dem  Betriebe  genügen; 
die  Gebrauchsfähigkeit  ist  bei  länger  benutzten  Gebäuden,  Maschinen, 
Werkzeugen,  Kabel-  und  Rohrnetzen  gemindert,  aber  nicht  vernichtet; 
also  muß  ein  Abschreibungskonto  für  Abnutzung  angelegt  werden.  Dazu 
muß  aber  ein  Abschreibungskonto  für  Zeitablauf  kommen.  Diese  Abschrei- 
bung beträgt  im  ganzen  betrachtet  den  Rest,  der  zwischen  Neuwert  und 
Heimfallswert  bleibt,  nachdem  die  ganze  Herabsetzung  der  Gebrauchs- 
fähigkeit abgezogen  ist.  Sagen  wir:  der  Neuwert  sei  1500,  der  Heim- 
fallwert (weil  völlig  unentgeltlich  zu  überlassen  ist)  ---  0,  die  Abschrei- 
bung wegen  Abnutzung  1250,  so  bleibt  als  Abschreibung  wegen  Zeit- 
ablaufes 250.  Das  macht  bei  50  Jahren  Nutzungs-  und  Konzessionsdauer 
auf  das  Jahr  25  Mk,  Abschreibung  wegen  Abnutzens,  5  Mk.  wegen  Zeit- 
ablaufes. Der  Wert,  der  gemindert  wird,  ist  in  beiden  Fällen  der  Ge- 
brauchswert. Auch  die  Wertminderung  durch  Zeitablauf  ist  Herabsetzung 
der  Gebrauchsmöglichkeit.  Die  Wertminderung  durch  Zeitablauf  ist  ferner 
ebenfalls  am  Anfang  klein,  erst  später  größer.  Deshalb  darf  sie  nicht 
mit  Zinseszins  berechnet  werden ;  denn  dann  müßte  im  ersten  Jahre  sehr 
viel,  nämlich  bei  250  Mk,  Abschreibungshöhe  nach  50  Jahren,  im  ersten 
Jahre  36,59,  im  zweiten  1,4  Mk.,  im  50.  Jahre  9,6  Mk.  abgeschrieben 
werden,  im  ersten  Jahre  also  so  viel,  daß  Verlust  entstehen  würde;  setzen 
wir  einen  Neuwert  von  15  Mill.  Mk.;  dann  entfallen  auf  Abschreibung 
wegen  Zeitablaufes  im  ganzen  bei  50  Jahren  Konzessionszeit  2,5  Mill.  Mk. ; 
also  wären  es  im  ersten  Jahre  365900  Mk.  Abschreibungen,  im  zweiten 
dagegen  nur  14  636,  im  50.  Jahre  96  393  Mk.  Abschreibungen.'*) 

Die  Rechnung  ist  hier  sehr  einfach  gestaltet.  In  Wirklichkeit  ist 
sie  verwickelter,  weil  die  Konzessionsdauer  gewöhnlich  länger  als  die  Ge- 
brauchsdauer ist.  Die  Anlage  muß  während  der  Konzessionsdauer  öfter 
erneuert  werden.  Die  Konzessionsdauer  beträgt  50  Jahre,  die  der  Maschine 
20  Jahre,  also  muß  sie  zweimal  erneuert  werden.  Schifft)  gibt  folgendes 
einfache  Beispiel: 


^)  S.  auch  Beisch  II  §  138 ;  Maatz  bei  Holdheim  18,  257 ;  OVG.  14,  264  ff.  ; 
15,  298;  Zimmermann  §  65.  Fischer,  Buchführung  25  f.,  48.  Fehler  früherer  Bilanzen 
werden  hier  oft  durch  Grundkapitalerhöhung  geheilt. 

2)  S.  Berliner  §  104. 

»)  Vgl.  §  70  III  G  und  §  6. 

*)  Näheres  bei  6'c/w/  98. 

')  A.  a.  0.  S.  101. 
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Eröffnungsbilanz  des  zweiten  Jahres 

Maschine 500  j  Grundkapital     .....  500 

Neue  Aktiva 30     Abnutzungsabschreibung      .  25 

I  Zeitablaufsabschreibung  .     .  5 

Endabschluß  nach  50  Jahren 

Grundkapital 500 

Abnutzungsabschreibung      .  1200 

Zeitablaufsabschreibung  .     .  250 


Maschine 500 

Zweimaliger  Ersatz     .     .     .     1000 
Andere  Aktiva 500 


oder 

Andere  Aktiva 500  |  Grundkapital 500. 

500  Mk,  sind  also  zur  Deckung  des  Grundkapitals  da. 

ß)  Wichtig  ist  der  steuerrechtliche  Unterscliied  zwischen  beiden  Ab- 
schreibungen ;  die  wegen  Abnutzung  ist  durch  den  laufenden  Betrieb  ver- 
ursacht, also  steuerfrei,  die  andere  dagegen  durch  einen  außerordentlichen  Be- 
triebsvorgang, die  Betriebsauflösung,  also  ist  sie  Stammvermögensminderung, 
daher  nicht  abzugsfähig.    Vgl.  §  70  III  G. 

d)  Andere  ideelle  Güter,  welche  die  Zeit  im  Werte  herabdrückt, 
sind  Kundschaft,  Firma,  Geschäft-swert.^)  Wenn  dem  Yorbesitzer  für  das 
erworbene  Geschäft  ein  besonderer  Geschäft sivert  vergütet  wird,  so  ge- 
schieht es,  weil  mit  ihm  Vorteile  verbunden  sind,  die  auch  fernerhin  ein 
gutes  Erträgnis  erhoffen  lassen.  Aber  die  alte  Kundschaft  verschwindet 
allmählich;  Kunden  sterben  oder  verziehen,  Geschäfte  gehen  ein.  Das 
Geschäft  hatte  einmal  eine  gute  Lage;  dies  hört  durch  Bahnhofverlegungen 
und  anderes  auf.  Die  vom  Vorbesitzer  geschaffene  Organisation  war  vor- 
züglich; aber  jede  Organisation  veraltet  mit  der  Zeit.  Die  Mitarbeit  des 
Vorbesitzers  geht  zu  Ende.     Also  sind  Abschreibungen  erforderlich. 

e)  Um  Zeitablauf  handelt  es  sich  auch  beim  Erhbaureclit.  Der  Erb- 
bauer verliert  nach  Ablauf  der  Pachtzeit  (60—70  Jahre  gewöhnlich)  das 
Eigentum  am  Bau,  meist  gegen  Entschädigung.  Also  muß  er  den  Bau- 
wert allmählich  abschreiben.  Auf  der  Passivseite  steht  zumeist  gegenüber 
eine  Hypothek,  die  den  Gebäudewert  nicht  übersteigen  kann ;  sie  ist  läng- 
stens bis  zum  Ablauf  der  Erbbauzeit  zu  tilgen. 

2.  Fehlen  gesetzliche  Anhaltspunkte  für  die  Bemessung  des  jähr- 
lichen Abschreibungsprozentes,  so  fehlen  dagegen  hierfür  nicht  (fesetz- 
liche  Schranken.  Nicht  nur  der  Sorgfalt  des  ordentlichen  Kaufmanns, 
sondern  dem  Gesetze  widerspricht  es  vor  allem :  zu  wenig  abzuschreiben.^) 

Das  jährliche  Abschreibungsprozent  muß  immer  so  gewählt  sein, 
daß  es  der  jeweils  wirklich  vorhandenen  Wertminderung  entspricht.  Der 
volle  Betrag  der  jeweiligen  Jahresentwertung  ^)  jnuß  abgeschrieben 
sein.  Sonst  sind  B.  und  Gewinn-  und  Verlustkonto  ungesetzlich 
aufgestellt. 

E.  Noch  verlangt  die  Abschreibung  wegen  Verpfändung  ein 
kurzes  Wort. 


')  Zum  Folgenden  OVG.  11,  422  und  Berliner,  Vergütung  für  den  Wert  des  Ge- 
schäftes S.  21  ff. 

»)  S.  oben  §  62. 

')  Die  Differenz  zwischen  dem  nach  handelsrechtlichen  Grundsätzen  anzusetzenden 
wirklichen  (Verkaufs-  oder  Gebrauch8-)Wert  bei  Beginn  und"  dem  in  gleicher  Weise  er- 
mittelten Wert  am  Schluß  des  Jahres  (Entsch.  in  Steuers.  X  301  mit  V  270  und  IX  89). 
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1.  Durch  die  Verpfändung  hört  der  Pfandgegenstand  auch  bilauz- 
rechtlich  nicht  auf,  ein  eigener  des  Verpfänders  zu  bleiben.^)  Er  hat  d?iher 
grundsätzlich  als  Aktivura  in  der  B.  des  Verpfänders  zu  erscheinen ;  die 
Frage  ist  nur,  ob  zu  seinem  normalen  Gegenwartswert  oder  nicht. 

2.  Ausschlaggebend  ist  der  Unterschied  zwischen  Verpfändung  für 
eigene  und  für  fremde  persönliche  Schulden. 

a)  a)  Dient  der  Pfandgegenstand  zur  Sicherung  einer  eigenen  per- 
sönlichen Schuld  des  Verpfänders,  so  ist  die  Wahrscheinlichkeit,  daß  der 
Gläubiger  aus  dem  Pfandgegenstand  Befriedigung  erhalten  wird,  auf  die 
Bewertung  des  Gegenstandes  ohne  Einfluß,  weil  die  persönliche  Schuld 
als  solche  im  Bilanzpassivum  steht.  Würde  der  Schuldner  aus  dem 
Grunde,  weil  er  voraussichtlich  nicht  in  der  Lage  sein  wird,  die  100  be- 
tragende Schuld  bar  zu  erfüllen,  die  Pfandsache,  die  ebenfalls  100  wert 
ist,  mit  0  ansetzen,  so  müßte  er  dementsprechend  auch  die  Schuld  aus 
der  B.  weglassen. 

ß)  Der  persönlichen  Schuld  des  Verpfänders  steht  seine  Grund- 
schuld  gleich.  Nicht  im  Passivum  bewertet  wird  die  Rentenschuld, 
weil  die  belastende  Wirkung  der  erst  in  späteren  Geschäftsjahren  fälligen 
Eenten  durch  den  Zukunftswert  des  Vorteils  aufgewogen  wird,  um  dessent- 
willen  die  Rentenschuld  bestellt  wurde. 

b)  a)  Dient  der  Pfandgegenstand  zur  Sicherung  einer  fremden  per- 
sönlichen Schuld,  so  bedarf  das  Pfandverhältnis  in  der  B.  überhaupt  keiner 
Bewertung,  wenn  es  wahrscheinlich  ist,  daß  der  Pfandgläubiger  bei  seinem 
persönlichen  Schuldner  Befriedigung  finden  wird. 

ß)  Ist  das  Gegenteil  der  Fall,  dann  hat  je  nach  dem  Grade  der 
Wahrscheinlichkeit  oder  Sicherheit  der  Heranziehung  des  Pfandes  zur 
Gläubigerbefriedigung  das  Pfandverhältnis  in  der  B.  Ausdruck  zu  finden. 

aa)  Nicht  kann  dies  geschehen  durch  Bewertung  der  in  der  Hypo- 
thek und  dem  Fahrnispfandrecht  liegenden  Realobligation  im  Passivum ; 
denn  die  wirtschaftlich-kaufmännische  Anschauung  sieht  in  der  Verpflich- 
tung aus  solcher  Pfandbestellung  anders,  als  bei  Grund-  und  Renteu- 
„Schuld",  keine  Schuldverpflichtung.  Wohl  aber  muß  es  geschehen  durch 
Ansetzung  des  an  sich  im  Aktivum  stehenden  Pfandgegenstandes  zu  nie- 
drigerem Werte,  eventuell  sogar  durch  vollkommenes  Weglassen  aus  der  B. 

ßß)  Eine  ausdrückliche  Anerkennung  haben  diese  allgemeinen  Grund- 
sätze im  österreicliischen  Vers. -Reg.  gefunden. 

Den  deutschen  Versicherungsaktiengesellschaften  und  Versicherungs- 
vereinen auf  Gegenseitigkeit  ist  der  Erw^erb  von  Grundstücken  nur  unter 
Beschränkungen  gestattet^)  und  jedenfalls  ist  ihnen  Anlegung  des  Prä- 
mienreservefonds in  Grundstücken  verboten.^)  Das  österreichische  Vers.- 
Reg.  schreibt  nur  vor  (§  29),  ,,?;«  all (jem einen''-  sei  bei  Anlage  der 
Gelder  der  Versicherungsanstalten  auf  deren  leichte  Realisierbarkeit  tun- 
lichst Bedacht  zu  nehmen,  damit  nicht  durch  eine  L'^erlastung  mit  schwer 
reahsierbaren  Objekten,  wie  Häuser  etc.,  die  Erfüllbarkeit  der  Verbind- 
lichkeiten der  Anstalt  gefährdet  wird.  Demgemäß  läßt  es  auch  (§  30} 
als  Anlagewerte  der  Prämienreserve  „inländische  zinstragende  llealitäten'-'- 
zu,  aber  nur  —  und  darin  liegt  eine  Anerkennung  der  Wertminderung 
von  Aktiven  durch  etwaigen  Pfand  verband  — ,  „wenn  sie  nicht  über  ein 

*)  Oben  §  11.    Auch  Simon,  Betrachtungen  404. 
=*)  VAG.  §  54. 

»)  Mündelgeld  soll  nicht  in  Grundstücken  angelegt  werden  (BGB.  §§  1807  f.)  ; 
Bestände  des  Prämienreservefonds  dürfen  es  nicht  (VAG.  §  59). 
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Drittel  des  Ankaufspreises  belastet  bleiben",  d.  li.  alsc  lediglich,  wenn 
sie  nur  bis  zu  einem  Drittel  ihres  Erwerbswertes  mit  Hypotheken  be- 
lastet bleiben. 

II.  ^^'as  bisher  über  Bemessung  des  Betrags  der  notwendigen  Ab- 
schreibungen bei  Betriebsgegenständen  ausgeführt,  gilt  entsprechend  auch 
für  Veräußcni)}(js()i'(jeusi('uid(\  Ihrem  Wesen  nach  fällt  hier  Abschrei- 
bung wegen  Abnutzung  als  Entwertungsgrund  weg.  In  Betracht  kommen 
als  Entwertungsgründe  längere  Aufbewahrung  und  allgemein  wirtschaft- 
liche wie  speziell  geschäftliche  Einflüsse :  Schwankungen  im  Preise,  Ver- 
alten, Modewechsel,  Geschäftsverlegung  usw.  Abgang-  oder  Mnnkokonto 
heißt  insbesondere  das  Konto  für  nicht  zu  ermittelnde  Substanzabzüge  an 
Waren,  Kohmaterialien  oder  Hilfsstoffen. 

Prinzip  der  Einzelbewertung  und  Bewertung  von  Sachgesamtheiten. 

§  100. 

I.  Laut  HGB.  §  39  hat  der  Kaufmann  in  seinem  Inventar  seine 
aktiven  und  passiven  Vermögensgegenstände  genau  und  unter  Angabe  des 
Wertes  der  einzelnen  Vermögensgegenstände  zu  verzeichnen  und  davon 
dann  in  der  B,  eine  zusammenfassende  Übersicht  zu  geben.  Hiernach 
gilt  das  Prinzip  der  Einzelbewertung.  Aber  es  fragt  sich,  ob  dies  so 
zu  verstehen  ist,  daß  bei  jeder  Inventar-  und  Bilanzaufnahme  für  jeden 
einzelnen  körperlichen  und  unkörperlichen  Gegenstand  ein  Wert  zu  vei'- 
zeichnen  sei.     Dies  ist  nicht  der  Fall. 

II.  Für  die  B.  ergibt  sich  das  schon  daraus,  daß  sie  ihrer  Natur 
nach  eine  Übersicht  ist;  also  muß  in  ihi-  eine  Zusammenfassung  Posten 
gleicher  Gattung  zulässig  sein.  Aber  darüber  hinaus  erhellt  aus  unmittel- 
baren Bestimmungen  des  G.,  daß  in  Inventar  und  B.  eine  Vielheit  von 
Vermögeusgegenständen,  auch  solchen  verschiedenster  Gattung,  einheitlich 
bewertet,  d.  h.  mit  einer  Wertziffer  angesetzt  werden  darf. 

A.  HGB.  —  §§  186,  207,  261  Zift'.  3  —  und  GmbHG.  -  §  42  Ziff.  1  — 
nennen  unter  den  dauernd  zum  Geschäftsbetriebe  bestimmten  Gegenständen 
auch  ^^Anlagen'^.  Anlagen  sind  „Betriebsgegenstände  von  erheblicherer 
Bedeutung,  die  ihrer  Art  nach  den  besonderen  Zwecken  der  Gesellschaft 
dienen", M  „sich  als  im  Zusammenhang  mit  den  charakteristischen  Zwecken 
der  Gesellschaft  befindlich  darstellen".*)  Sie  können  nach  dieser  Definition 
aus  einer  oder  aus  mehreren  körperlichen  und  unkörperlichen  Sachen  be- 
stehen. Weil  sie  Gegenstände  von  erheblicherer  Bedeutung,  werden  sie 
in  der  Regel  eine  Sachgesamtheit,  eine  durch  einheitlichen  wirtschaftlichen 
Zweck  zu  einer  wirtschaftlichen  Einheit  zusammengefaßte  Menge  von 
Sachen,  Rechten  und  sonstigen  wirtschaftlichen  Einzelgütern,  ein  Betriebs- 
ganzes darstellen.  Eine  Anlage  bildet  z.  B.  eine  Fabrik,  ein  Bergwerk, 
eine  Eisenbahnunternehmung  als  je  ein  Ganzes.  Von  jeder  Anlage  wird 
im  G,  ausgesagt,  daß  sie  einen  Vermögensgegenstand  bilde  (HGB.  §§  186 
Abs.  2  und  2ijl  Ziff.  2,  GmbH.  §  42  Ziff.  1).  Daher  stellt  jede  Anlage, 
auch  die  aus  einer  Gesamtheit  von  wirtschaftlichen  Gütern  bestehende, 
im  Sinne  von  HGB.  §  39  einen  ,, einzelnen  Gegenstand"  dar. 

B.  Dies  bestätigen  noch  zwei  andere  Rechtssäfze. 

1.  Nach  HGB.  §  261  Ziff.  3  und  GmbHG.  §  42  Ziff  1  dürfen  Anlagen 
„ohne  Rücksicht  auf  einen  geringeren  Wert  zu  dem  Anschaffungs-  oder 

')  So  Lehmann,  Kommentar  207j. 
»)  Staub  2073. 
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Herstelluiigs/jr«^/.s'  angesetzt  werden,  sofern  ein  der  Abnutzung  gleich- 
kommender Defrag  in  Abzug  gebracht  oder  ein  ihr  entsprechender  Er- 
neuerungsfonds in  Ansatz  gebi-aclit  wird."  Nach  dieser  Vorschrift  hat 
jede  Anlage  t^m<^/«  Anschaft'ungs-  oder  Herstellungspreis;  c^m  Abnutzungs- 
betrag wird  für  sie  in  Abzug  gebracht. 

2.  In  HGB.  §  191  wird  direkt  von  „Erwerbs-  und  Herstellungspreisen" 
der  Sacheinlagen  und  Sachübernahmen  gesproclien.  Die  Gründer  haben 
im  Gründerbericht  ,,die  Erwerbs-  und  Herstellungspreise"  der  zu  erwerbenden 
Gegenstände,  also  auch  von  Anlagen,  anzugeben. 

III,  Die  zu  einem  ein  wirtschaftliches  Ganzes  darstellenden  Ver- 
äußerungs-  oderBetriebsgegenstand  gehörigen  wirtschaftlichen  Güter  werden, 
falls  nicht  das  Ganze  als  eine  Einheit  von  Dritten  erworben  wird,  teils 
angeschaift,  ^)  teils  hergestellt.  Der  Erwerbspreis  des  Ganzen  setzt  sich 
aus  Anschalfungs-  und  Herstellungskosten  zusammen.  Im  Sinne  des  G. 
ist,  wie  früher  dargelegt,  der  sich  so  ergebende  Gesamtpreis  ein  ,, Her- 
stellungspreis". Weil  er  ein  einheitlicher  Preis  ist,  wird  er  daher  buch- 
mäßig auch  in  einem  Konto,  dem  Erwerbs-  oder  Herst elliingskonto  (z.  B. 
Fabrikherstellungskonto),  zusammengefaßt.  Zum  Herstellungspreise  eines 
Betriebsganzen  ^  gehört  alles,  was  speziell  auf  dessen  Herstellung  ver- 
wendet wurde,  auch  Provisionen  für  Geldbeschaifung,  Kursverluste  aus 
Unterpariemission  von  Aktien  und  Obligationen,  Bauzinsen,  besondere 
Gründungsaufwendungen.  Dient  die  Einrichtung  der  A.  nur  der  Herstellung 
eines  Betriebsganzen,  so  werden  die  allgemeinen  Errichtungskosten  zu 
besonderen  und  damit  zu  Herstellungskosten  dieses  Betriebsgegenstandes. ^) 

IV.  Baukonto  bei  Eisenbahnen.  Ein  Hauptbeispiel  hierfür  bildet  die  Er- 
richtung einer  A.  7aiy Erbauung  und  zum  Betrieb  einer  Eisejibahn(K[emha.]ni). 

A.  1 .  Von  diesem  Beispiel  tragen  die  festen  Zinsen,  die  nach  Handels- 
recht für  den  Zeitraum,  den  die  Vorbereitung  des  Unternehmens  bis  zum 
Anfange  des  vollen  Betriebes  erfordert,  den  Aktionären  bedungen  werden 
können,  den  Namen  Bauzinsen  und  alle  bis  dahin  erwachsenden  Kosten 
den  Namen  Baukonto. 

2.  Hieraus  folgt  sogleich,  daß  dieses  Konto  nicht  bloß  Eisenbahu- 
herstellungs-  oder  Eisenbahnaulagekonto  ist,  wenn  auch  Anlagekonto  und 
Baukonto  als  Wechselbezeichnung  verwendet  werden.  Nicht  daß  zur  Her- 
stellung der  Eisenbahnanlage  nur  die  Herstellung  der  baulichen  Anlagen 
gehörte  (Baukonto  in  diesem  engeren  Sinne)  oder  nur  die  Herstellung  der 
baulichen  und  technischen  Anlagen  —  es  gehören  dazu  jedenfalls  die  Vor- 
arbeiten^) (Besoldung,  Diäten,  Flurschäden,  Walddurchhaue,  Tracierung, 
Projektentwurf),  Grundankauf,  Unterbau,  Oberbau,  Gebäudeherstellung 
und  Einrichtung  (Möbel,  Werkzeuge),  Beschaffung  der  Fahrmittel  — ;  aber 
dem  Anfang  des  Betriebes  geht  auch  die  Inbetriebsetzung  mit  ihrer  Vor- 
bereitung (Verschaffung  des  Personals,  Erprobung  und  Bewachung  der 
Bahn  bis  zur  Eröffnung,  Bezug  von  Kohlen,  Ölen  usw.,  Kosten  der  Er- 
öffnungsfeier) voraus  und  alles,  was  der  Ingangsetzung  der  Anlagen  nebst 

^)  Über  Bewertung'  von  Gesamtheiten  weiter  Liehmann  bei  Holdheim  21,  183. 

*)  Den  Gegensatz  bilden  mehrere,  nicht  eine  wirtschaftliche  Einheit  bildende  Gegen- 
stände, die  um  einen  Pauschalpreis  erworben  werden.  Sic  werden  getrennt  inventarisiert. 

')  So  billigt  z.  B.  das  Keichsgericht  einen  Bilanzwert  für  ein  ganzes  Fabrik- 
etablissement (Entsch.  in  Zivils.  19  S.  121  f.)  und  das  Oberverwaltungsgericht  (Entsch. 
in  Steuers.  X  309)  ein  „Geschäftserwerbungskonto"  für  die  in  einem  erworbenen  Ge- 
schäft steckenden  immateriellen  Werte  (wohleingeführte  Firma,  organisierte  Fabrik,  ge- 
schultes Personal,  Geschäftserfahrung,  unerledigte  Aufträge).    S.  auch  §  92  III  C. 

*)  Auch  fruchtlose. 

Behm,  BUanwn.    2.  ATifl.  26 
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Vorbereitung  dient,  zählt  nicht  mehr  zu  den  Herstellungs-,  sondern  zu 
den  Einrichtungs-  und  damit  zu  den  Betriebskosten,  wenn  auch  noch  nicht 
zu  denjenigen  des  hiufenden  Betriebs,  sondern  zu  denjenigen  der  Iniauf- 
setzung des  Betriebes.  Das  Ergebnis  ist  also :  das  sog.  Baukonto  ent- 
Jiält  nicht  bloß  den  Herstellungspreis  (der  Bahnanlage)  der  Eisenbahn- 
unternehmung.  Richtiger  ist  daher  Bau-  und  Inbetriebsetzungs-,  Her- 
stellungs- und  Ingangsetzungskonto  oder  kurz  Anlagekonto^  denn  Anlage- 
konto kann  wohl  als  zusammenfassender  Ausdruck  des  Aufwands  für  Her- 
steUung  und  Ingangsetzung  der  Anlage  gelten. 

B.  Besteht  der  Kechtssatz,  daß  „Aiüag-en"  höchstens  zum  An- 
schaffungs-  oder  ,J  leistet  tun  gs])reise''  angesetzt  werden  dürfen,  so  dürfen 
in  das  Baukonto  nicht  eingestellt  werden :  die  Aufwendungen  für  Ingang- 
setzung der  Anlage  nebst  Vorarbeiten  hierzu. 

C.  Demgemäß  umfaßt  das  Baukonto,  wenn  wir  annehmen,  daß  der 
Zweck  der  A.  nur  Erbauung  und  Betrieb  einer  Bahnstrecke,  also  eines 
Betriebsganzen  ist,  positiv  folgendes. 

1.  Wir  nehmen  an: 

a)  Die  Bahnherstellungskosteu  sind  geschätzt  auf  .     .     26  000000 
Sofort  soll  gebildet  werden  ein  Reservefonds  von  ....       1 000  000 

270Ö0  0ÖÖ' 

b)  Als  Deckung  stehen  zur  Verfügung; 

Aktienkapital 22000  000 

Obligationenaufnahme     .     .     .     .     .       4000000 
Nichtzurückzuzahlender   staatlicher 

Bauzuschuß 1500  000 

27  500  000 

2.  Nun  wird  gebaut.     Es  ergeben  sich  folgende  Aufwendungen : 

a)  Technische  Vorarbeiten 400000 

b)  Grunderwerbung 1  300  000 

c)  Unterbau 11000  000 

d)  Oberbau 5  500  000 

e)  Gebäudeerrichtung 2  000000 

f)  Gebäudeeinrichtung  .......  300000 

g)  Fahrmittel 3  000  000 

h)  Allgemeine  Organisations-  und  Verwal- 
tungskosten (Besoldung  des  Vorstands, 

Bureauauslagen,  Insertionen  usw.)  .     .  50  000 

i)  Eraissionsdisagio 160  000 

k)  Sonstige  Emissionskosten 100  000 

1)  Sonstige  Gründungskosten      ....  400000 

m)  Bauzinsen 1  500  000 

n)  Betriebsvorbereitung  und  Eröffnung     .  50  000 

zusammen:  25400  000 

3.  Zu  den  Bahnherstellungskosten  gehören  unter  allen  Umständen : 

a)  Technische  Vorarbeiten 400  000 

b)  Grunderwerb 1300  000 

c)  Unterbau 11000  000 

d)  Oberbau 5500000 

e)  Gebäudeerrichtung 2  000  000 

f)  Gebäudeeinrichtung        >     300  000 

g)  Fahrmaterial 3  000000 

23  500000 
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4.  Aber  die  sog.  allgemeinen  Organ isations-  und  Verwaltungskosten ^) 
bis  zur  Betriebseröffnung  dienten  hier  nahezu  völlig  dem  besonderen 
Zweck  der  Herstellung  der  einen  Eisenbahnanlage,  rechnen  somit  zu  den  An- 
lageherstellungskosten.  Demgemäß  kommen  zu  den  Mk.  23  500  000  hinzu: 

h)  Allgemeine  Organisations-  (und  Verwal- 
tungs-)Kosten  bis  zur  Betriebseröffnung  ...  50  000 

i)  Emissionskursverlust 160  000 

k)  Sonstige  Emissionskosten       ....  100000 

1)  Sonstige  Gründungskosten     ....  40000 

350  000 
28  850  000 

5.  Da  alles,  was  besonders  für  die  Herstellung  gerade  der  Anlage, 
hier  der  Bahnherstellung  aufgewendet  wird,  zu  den  Herstellungskosten 
rechnet,  gehören  dazu  auch  die  Bauzinsen  an  Aktionäre.  Ohne  Gewäh- 
rung von  Bauzinsen  würden  die  Kapitalisten  nicht  Aktien  abnehmen  und 
ohne  das  Aktienkapital  kann  nicht  gebaut  werden.  Somit  bilden  die  Bau- 
zinsen nicht  eine  Ausgabe  unmittelbar  für  Erzielung  von  Ertrag,  sondern 
eine  Ausgabe  für  Errichtung  der  Ertragsquelle,  für  Schaffung  von  Stamm-, 
von  Anlagevermögen.^)  Also  dürfen  die  Bauzinsen  zu  den  Kosten  der 
Anlage  geschlagen  werden.  Daher  tritt  nur  eine  Verschiebung  unter  den 
Bilanzaktiven  ein.  Kassenkonto  verliert  1  500000,  dem  Anlagekonto  wachsen 
sie  zu :  Minderung  des  Geld-,  Mehrung  des  Immobilarkapitals.  Somit  erhalten 
wir  als  Herstellungskosten  weiter:  23  850  000+1500  000  =  25350  000. 
Dagegen  fallen  nicht  mehr  unter  den  Herstellungsbegriff  die  Ausgaben  für 
Ingaugsetzungsvorbereitung  und  für  die  Eröffnungsfeier.-^) 

(5.  Aber  als  Herstellungspreis  im  Sinne  des  G.  kann  nur  eingestellt 
werden,  was  die  Gesellschaft  aus  eigenen  Mitteln  für  die  Herstellung  aus- 
gab. Also  gehen  ab  1 500  000  Staatszuschuß. ■*)  Der  Herstellungspreis 
beträgt  23  850  000.  Und  so  lautet  die  B.,  wenn  wir  annehmen,  daß  der 
Reservefonds  in  Effekten  angelegt  wurde: 

Bilanzkonto 
Anlagekonto  (Baukonto)     23  850  000  |  Grundkapital)   .     .     .     21000  000 
Effekten  des  Reserve-  Obligationenschuld      .      4  000  000 

fonds 1000  000     Reservefonds     .     .     .       1000  000 

Kassakonto     .     .     .     .       IIOOOOO  ' 

Verlust 50  000  

26  000  000  26  000  000 

oder  in  dem  G.  widersprechender  Weise : '") 
Anlagekonto  ....     25350000     Grundkapital      .     .     .     11000000 

Effekten 1000  000  ,  Kreditoren     ....       4000000 

Kassa 1000  000      Subventionskonto  ^)      .       1500  000 

Verlust 50  000     Reservefonds      .     .     .       lOOOOOO 

^^^2ZZ^  27500000  27  500000. 

^)  So  z.  B.  Vorstandstantiemen. 

«)  Fuisüng,  Steuerlehre  §  53  S.  137;  Mendel  in  Z.  f.  Handelsw.  3,  163  ff.;  über 
Bauzinsen  für  junge  Aktien  KGZ.  77,  255. 

')  Anders  für  die  Eröffnungsfeier  Simon  373.  Selbstverständlich  gehört  zum  Her- 
stellungspreis nicht  ein  Betriebsieüzit;  vgl.  auch  Lehmann,  A.en  II  305. 

*)  S.  darüber  §  9. 

®)  Darüber,  daß  das  Grundkapital  auf  21  Mill.  herabzusetzen  ist,  s.  §  78. 

')  Vgl.  Anm.  4.  —  Wie  dieses  Subventionskonto  an  sich  ungesetzlich  ist,  so  ist 
es,  wenn  der  Unternehmer,  dem  der  Bau  übertragen  ist,  1 500  000  nachläßt,  unzutreffend, 

26* 
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7.  Die  50  000  Mk.  Verlust  kommeu  daher,  daß  die  Kosten  für  In- 
gangsetzuug-  nebst  Torbereitung-  bereits  Betriebsausgaben  sind,  also  nicht 
auf  Bestands-,  Stammvermögenskonto  gebucht  werden  dürfen,  sondern 
dem  Erfolgs-,  d.  h.  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  anzulasten  sind, 

8.  An  den  Herstellungskosten  wurden  gegen  den  Voranschlag  von 
26  000  000  ^Ik.  650  000  Mk.  eingespart.  In  .der  Praxis  ist  vorgekommen,^) 
daß  diese  650000  zu  den  Herstelhnigskosten  geschlagen  wurden.  Man 
erhält  dann  einen  bilanzmäßigen  Gewinn  von  600000  ]\Ik.  Allein  dieser 
Gewinn  ist  ein  fiktiver,  weil  das  Aktivum  650  000  ein  fiktives,  kein  Ver- 
mügensgegenstand  ist.  Um  650000  Mk.  könnte  der  Herstellungspreis 
doch  nur  liinaufgesetzt  werden,  wenn  650000  Mk.  mehr  verau.sgabt  worden 
wären.  Nur  gegenüber  dem  Voransclilag,  nicht  gegenüber  der  Wirklicli- 
keit  liegt  eine  Minderausgabe  vor.  Aber  selbst  den  Fall  gesetzt,  die 
Ersparnis  als  solche  <wäre  ein  wirtschaftliches  Gut,  so  wäre  sie  doch 
nicht  bilanzfällig,  denn  sie  wäre  ein  nicht  greifbares,  ein  ideelles  Gut 
und  solche  sind  nur  bei  Erwerb  gegen  Aufwendungen  bilanzfähig. 

D.  Noch  sind  die  Veränderungen  am  Anlage-  oder  Baukonto  d.  h. 
Herstellungspreis  nach  Betriebsbeginn,  im  Laufe  der  Betriebs tätigkeit,  zu 
betrachten. 

1.  Die  Anlage  unterliegt  dfr  Abnutzung  und  anderer  Entwertung, 
z.  B.  durch  Erbauung  einer  Konkurrenzbahn.  Also  hat  jährlich  eine  Ab- 
schreibung zu  erfolgen  in  Prozenten  des  Herstellungspreises  oder  des 
jeweiligen  Buchwertes. 

2.  Bcparniurkosten  bringen  den  Herstellungspreis  nicht  auf  seine 
alte  Höhe,  sie  rechnen  zu  den  Unterhaltungs-  und  damit  zu  den  Betriebs- 
kosten, sind  somit  auf  Verlustkonto  zu  buchen. 

3.  Ersntzanschaffunyen  oder  Herstellungen  für  die  abgenutzten 
oder  sonst  entwerteten  Bestandteile  werden  kraft  ihrer  Ersatznatur  auf 
Anlagekonto  gebracht.  Sie  gleichen  aber  nur  die  Abschreibungen  wegen 
Entwertung  aus,  bringen  das  Anlagekonto  höchstens  auf  den  (ursprüng- 
lichen) Herstellungspreis,  aber  nicht  höher.  Denn  das  Betriebsganze  wird 
durch  sie  nicht  über  seinen  ursprünglichen  sachlichen  Umfang  erweitert, 
völlig  abgesehen  davon,  daß  die  Anlage  gemäß  HGB.  §  261,  GmbHG. 
§  42  nicht  über  den  Herstellungspreis  hinaus  bewertet  werden  darf.  Sind 
Abschreibungen  wegen  Wertminderung  unterlassen,  so  dürfen  die  Ersatz- 
herstellungskosten nur  als  Betriebsausgaben  vei'bucht  werden. 

4.  Verbesserungen  der  Anlage  sind  teilweise  Neuherstellung,  ebenso 
wie  Erweiterung  der  Anlage  Herstellung  ist.  Dadurch  wird  der  Her- 
stellungspreis über  seine  ursprünghche  Höhe  hinaufgesetzt,  sollen  nicht 
stille  Kesjerven  gebildet  werden.  Das  verstößt  nicht  gegen  die  Vorschrift, 
die  Anlage  „höchstens"  zum  Herstellungspreis  in  Ansatz  zu  bringen. 
Denn  hier  handelt  es  sich  nicht  mehr  um  das  damalige  Betriebsganze, 
sondern  um  ein  gfgen  damals  in  seinem  sachlichen  Umfang  vermehrtes. 
Es  ist  das  umgekehrte  Verhältnis,  wie  bei  Veräußerung  des  Betriebs- 
ganzen  oder   eines   selbständigen  Teiles   gegeben.     Auch   ohne  daß  Ent- 


dies  als  Rohgewinn  auf  Verlustkonto  zu  buchen.  Zutreffend  allein  ist,  die  1500  000 
Nachlaß  am  Herstellungskouto  abzuziehen,  diesem  Konto  also  1.^00  000  gutzuschreiben. 
Jedenfalls  dürfen  die  I.^'jOOOOÜ  Nachlaß  nicht  in  den  Reingewinn  eingerechnet  werden, 
sondern  sie  sind  als  nur  rechnungsmäßiger  Posten,  als  Bewertung.skonto  {Baukostennach- 
lafskonto),  in  das  Passivum  der  B.  einzusetzen,  wie  hier  das  Snbventionskonto. 
')  Sitnon  37.3. 
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wertling-  vorliegt,  ist  liier  der  Aiiscliaflfungspreis  oder  jeweilige  Buchwert 
verhältnismäßig  zu  kürzen.') 

E.  Schweiz.  1 .  Strengere  Vorschriften  über  Bewertung  des  Bahn- 
her st  eil  ungsj)  reise  s  stellt  das  durch  ganz  erhebliche  Mißbräuche  der 
Überbewertung')  veranlaßte  schweizerische  Biind-esgesetz  vom  27.  März 

1896  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen.^) 

a)  E$  verbietet,  folgende  an  sich  zu  den  Anlage-  und  nicht  zu  den 
Betriebskosten  gehörige  Ausgaben  in  den  Herstellungspreis  (Baukonto)  ein- 
zurechnen : 

a)  Verwendungen  auf  Vorstudien  und  Vorprojekte,  ß)  Geldbeschaf- 
fungskosten (Emissionskosten),  y)  Kursverluste  (Emissionsdisagio),  d)  Grün- 
dungskosten und  Kosten  der  Organisation  und  Einrichtung  des  Betriebs, 
also  das,  was  wir  eben  allgemeine  Organisation s-  und  Verwaltungs-  und 
Kosten  bis  zur  Betriebserölfnung  nannten. 

b)  Trotzdem  sie  ihrer  Natur  nach  Ersatzanschaffungen  sind  oder 
sein  können,  dürfen  Ergänzungsanlagen  oder  Anschaffung  von  Fahrmaterial 
nach  Herstellung  auf  Baukonto  (als  Anlagevermögen)  nur  gebucht  werden, 
wenn  damit  eine  Vermehrung  oder  wesentliche  Verbesserung  bestehender 
Anlagen  und  Einrichtungen  im  Interesse  des  Betriebes  erzielt  wird. 

c)  a)  Ausgaben  für  Verbesserung  oder  Verstärkung  des  Oberbaues 
dürfen  auch,  soweit  sie  über  den  darin  steckenden  Reparaturkostenwert 
hinausreichen,  nicht  dem  Anlagekonto  angelastet  werden. 

ß)  Bei  neugebauten  Eisenbahnlinien  dürfen  die  Ausgaben  für  Regu- 
lierung und  Einschotterung  der  Geleise,  soweit  sie  die  normalen  Unter- 
haltungskosten übersteigen,  nach  Eröffnung  des  Betriebs  dieser  Linie  nur 
während  der  ersten  sechs  Betriebsmonate  auf  Baukonto  gebracht  werden, 
obwohl  sie  jedenfalls  soweit  —  in  der  Tat  ganz  —  die  Natur  von  Her- 
stellungskosten besitzen.^) 

2.  Zutreffend  ist,  wenn  das  schweizerische  Eisenbahngesetz  a)  ver- 
bietet, daß  aus  Subventionen  ä  fonds  perdu  gedeckte  Kosten  der  Anlagen 
und  Einrichtungen  auf  Baukonto  gebucht  werden,-^)  b)  Gewinnzuschläge 
auf  eigene  Konti  für  durchweg  unstatthaft  erklärt ''')  '^)  c)  die  Buchung  von 
Neu-  (Gegensatz:  Ergänzungs-)Anlagen  auf  Anlagekonto  nur  gestattet, 
wenn  damit  eine  Vermehrung  oder  wesentliche  Verbesserung  der  bestehen- 
den Anlagen  und  Einrichtungen  im  Interesse  des  Betriebes  erzielt  wird, 
d)  fordert,  daß  beseitigte  oder  untergegangene  Anlagen  oder  Einrichtungen  mit 
ihrem  auf  das  Baukonto  verrechneten  Werte  von  diesem  abgebucht  werden, 

')  Vgl.  Simon  S.  372. 

^)  Vor  allem  in  Hinblick  auf  die  erwartete  Verstaatlichung  (s.  darüber  Welti  bei 
Holdheim  V  11 ;  Simon  373ioo;  Weifsenbach  in  dem  vom  preuß.  Min.  der  öffentl.  Arbeiten 
herausgegebenen  Archiv  für  Eisenbahnwesen  1898  S.  222,  417). 

')  Abgedruckt  im  in  voriger  Anm.  genannten  Eisenbahnarchiv  1896  S.  1191;  dort 

1897  S.  1037   auch   die  vom  Bundesrat   erlassenen  Ausführungsbestimmungen.    S.  auch 
Eeusler  in  der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Eecht  Bd.  38  (1897)  S.  107  ff. 

*)  Vgl.  Simon  374. 

')  Ebenso  sind  ausgeschlossen  Subventionen,  welche  die  Gesellschaft  nicht  erhält, 
sondern  an  andere  Eisenbahnen  oder  für  Straßen,  Brücken,  Gebäude  außerhalb  des  Bahn- 
gebietes gibt.     Dies  sind  nicht  Ausgaben  speziell  für  Herstellung. 

*)  Es  soll  ja  der  Herstellungs-  und  nicht  der  etwa  höliere  Verkaufswert  fest- 
gestellt werden ;  bestimmt  doch  das  G.  (Art.  4)  ausdrücklich,  daß  eine  nicht  gebaute, 
sondern  gekaufte  Bahnunternehinung  zum  jeweiligen  Werte  gebucht  werden  muß,  so- 
fern dieser  niedriger  als  der  Erwerbspreis  ist,  und  zum  Erwerbspreise,  sofern  dieser 
unter  dem  jeweiligen  Buchwerte  steht. 

')  Bei  Transporten  für  Bauzwecke  des  eigenen  Unternehmens  dürfen  daher  auch 
nur  die  Selbstkosten  in  das  Baukonto  gesetzt  werden. 
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III.  Die  Bewertung  der  Forderungen  und  Verbindlichkeiten  im  besonderen. 
Gemeinsames  für  Forderuugs-  uud  Verbiudlichkeitsbewertung. 

§  101. 
I.  Trotzdem  zu  den  Eiuiiahmeu  eines  Jahres  alle  in  ihm  entstandenen 
Forderungsrechte  und  zu  seinen  Ausgaben  alle  in  ihm  verursachten  Schuld- 
verptiichtungen  gehören,  sind  keineswegs  alle  am  Jahresschluß  vorhandenen 
Forderungen  und  Verl)indlichkeiten  in  der  B.  zu  bewerten.  In  §§  13  ff. 
wurde  von  den  Voraussetzungen  der  Bilanzfähigkeit  der  Forderungen  und 
Verbindlichkeiten  gehandelt. 

A.  Ein  Teil  der  am  Bilanztag  vorhandenen  Forderungen  und  Ver- 
bindlichkeiten ist  in  der  B.  nicht  zu  bewerten^  weil  diese  Forderungen 
und  Verbindlichkeiten  überhaupt  nicht  gebucht  werden  und  daher  auch 
in  der  B.  nicht  erscheinen.     Dies  sind : 

1.  Forderung  und  Verbindlichkeit  aus  beiderseits  noch  unerfiilltem 
Vertrage,  wenn  Forderung  und  Schuld  im  Werte  sich  die  Wage  halten.^) 

2.  Einseitige  eventuelle  Verbindlichkeiten,  wenn  aus  dem  gleichen 
Geschäftsvorfall  ein  Forderungsrecht  gegen  einen  Dritten  entsteht,  dessen 
Wert  dem  AVerte  der  Verbindlichkeit  die  Wage  hält  (Regreßverbindlich- 
keit, Bürgschaftsschuld).  ^) 

B.  Bilanzfähig  und  daher  auch  zu  bewert en^  wenn  sie  einen  Gegen- 
wartswert haben,  sind 

1.  Forderungen,  die  in  Wertpapieren  verkörpert  sind,  unter  allen 
Umständen ; 

2.  a)  Forderungen  aus  ein  und  demselben^  zu  gleichwertigen 
gegenseitigen  Leistungen  verpflichtenden  Rechtsgeschäft,  wenn  am  Bilanz- 
tage Vorleistung  des  Forderungsberechtigten  (Lieferung  von  Ware,  Arbeit, 
Gebrauchsüberlassung)  bereits  vorliegt; 

b)  Verbindlichkeiten  2LVi'&TM  gleichwertigen  gegenseitigen  Leistungen 
verpflichtenden  Geschäften,  wenn  der  Verpflichtete  vor  oder  an  dem  Bilanz- 
tag bereits  die  Leistung  des  anderen  Teils  (.Geld,  Ware,  Dienst,  Gebrauchs- 
überlassung usw.)  empfangen  hat. 

*;  Vgl.  Simon,  Betrachtungen  387.  Daher  werden  z.  B.  nicht  gebucht  die  An- 
sprüche und  Verbindlichkeiten  gegen  den  Rückversicherer.  Eine  Lebensversicherungs- 
unternehmnng  schließt  einen  Versicherungsvertrag  über  100000  ab  und  gibt  die  Hälfte 
davon  in  Rückversicherung.  Die  augenblickliche  Prämienreserve  für  100  000  betrage 
4000.    Nun  sie  wird  gemäß  VAG.  §  58  eingestellt.     Die  B.  lautet: 

Kassa 4000  '   Prämienreserve 4000 

nicht: 

Kassa 4000      Prämienreserve 4000 

Ansprüche  aus  Rückversicherung    .20000  i   Prämien  Verbindlichkeiten  aus  Rück- 

I       Versicherung 20000. 

Ein  anderes  Beispiel  liefert  österr.  Vers.-Reg.  §  33  Ziff.  17:  „Die  bei  mehr- 
jährigen Feuerversicherungen  vorkommenden  Verpflichtungsscheine  für  spätere  Prämien- 
zahlungen (Prämienscheijie)  sind  nicht  in  den  Rechnungsabschluß  aufzunehmen,  .sondern 
nur  im  Anhange  zur  B.  nachzuweisen."  Ein  weiterer  Fall  ist  dieser :  Eine  Immobilien- 
gesellschaft verkauft  ein  Banterrain.  Ein  Teil  der  Valuta  —  200  000  Mk.  —  bleibt  auf 
dem  Terrain  hypothekarisch  gesichert  stehen.  In  gleicher  Höhe  verpflichtet  sich  die 
Gesellschaft,  Baugelder  (Baudarlehen)  zur  Bebauung  des  Terrains  zu  geben.  Ist  hier 
der  Käufer  zweifellos  solvent,  so  können  die  Hypothekforderung  und  die  Verpflichtung 
zur  Darlehensgewährung   ungebucht  bleiben,  weil  sie  sich  im  Werte   die  Wage  halten. 

*)  Jemand  verkauft  Waren.  Seine  Gewährleistungspflicht  wird  nicht  gebucht, 
weil  er  Rückgriff  gegen  seinen  Verkäufer  hat.  Wer  eine  Forderung  abtritt,  haftet  für 
ihren  Bestand.  Die  Pflicht  wird  nicht  gebucht,  denn  regelmäßig  hat  er  Rückgriff  gegen 
den,  von  dem  er  sie  erwarb.     S.  Simon,  Betrachtungen  386. 
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3.  a)  Forderungen  aus  beiderseits  noch  unerfüllten  gegenseitigen 
Verträgen,  wenn  und  soweit  sie  die  gegenüberstehende  Verbindlichkeit 
an  Wert  überhöhen. 

b)  Verbindlichkeiten  aus  beiderseits  noch  unerfüllten  gegenseitigen 
Verträgen,  wenn  und  soweit  ihr  Wert  den  der  gegenüberstehende  Forde- 
rungen übersteigt. 

4.  Einseitige  eventuelle  Verbindlichkeiten^  wenn  und  soweit  die 
aus  dem  gleichen  Geschäftsvorfall  sich  ergebenden  Rückgriffsrechte  gegen 
Dritte  ihnen  niclit  gleichwertig  sind. 

5.  a)  Wirtschaftlich  schlechthin  einseitige  Forderungen^  z.  B.  aus 
einem  Schenkungs-  oder  Einlageversprechen  (Forderungen  auf  noch  nicht 
voll  eingezahlte  Aktien,  Stammeinlagen,  Nachschußansprüche  usw.). 

b)  Schlechthin  einseitige  Verbindlichkeiten,  z.  B.  eine  Garantiever- 
bindlichkeit oder  die  Verbindlichkeit,  eine  Unternehmung  nach  Ablauf  be- 
stimmter Zeit  unentgeltlich  an  Staat  oder  Gemeinde  usw.  abzutreten.^) 

II.  Der  vorstehend  dargelegte  Grundsatz  der  Nichtbuchung  von 
einander  gleichwertigen  Forderungen  und  Verbindlichkeiten  aus  demselben 
Geschäfts  vorfalle  darf  nicht  auf  Fälle  übertragen  werden,  wo  nicht  durch 
Entstehung,  sondern  erst  durch  Einsetzung  der  Forderung  in  die  Eech- 
nung  ein  gleichwertiger  Passivposten  zur  Existenz  gelangt.  Handeln  kann 
es  sich  bei  solcher  Sachlage  nur  um  die  Entstehung  lediglich  rechnungs- 
mäßiger Passivposten,  also  allein  um  das  Verhältnis  von  Forderungen 
zu  anderen  Passiven,  als  Verbindlichkeiten,  oder  anders  ausgedrückt : 
um  Forderungen,  die  in  die  B.  auch  einzustellen  sind,  wenn  ihnen  kein 
gleichhoher  Buchw^ert  im  Passivum  gegenübersteht. 

1.  a)  Wenn  die  der  Gesellschaft  m.  b.  H.  zustehenden  Nachschuß- 
ansprüche in  die  B.  als  Aktivum  eingestellt  werden,  so  müssen  sie  in 
gleich  hohem  Betrage  als  Passivum  in  die  B.  gelangen.  Der  innere  Grund, 
aus  dem  dies  zu  geschehen  hat,  ergibt  zugleich,  warum  die  beiden  auf 
diese  Weise  entstehenden  einander  entgegengesetzten  Posten  trotz  ihrer 
gleichen  Höhe  nicht  aus  der  B.  weggelassen  werden  dürfen.  Der  Grund 
ist,  daß  Forderungen  in  Frage  stehen,  die  bilanzmäßig  auch  bleiben,  wenn 
ihnen  kein  solcher  Passivposten  gegenübersteht. 

b)  Diese  Forderungen  werden  in  das  Passivum  nur  aufgenommen, 
um  sie  als  Aktivwerte  zu  kennzeichnen,  die  Kapital-,  nicht  Gewinnzuwächse 
darstellen.  Eine  solche  Kennzeichnung  ist  nicht  notwendig,  wenn  die  B. 
nicht  als  Gewinn-,  sondern  nur  als  Reinvermögenbestandermittlungsbilanz 
aufgestellt  wird,  wie  dies  im  Liquidationsstadium  der  Fall  ist.  Wenn  in 
die  Liquidationsbilanz  der  Gesellschaft  m.  b.  H.  nicht  Stammkapital  und 
eingezahlte  Nachschüsse  eingesetzt  werden  dürfen,  so  gilt  das  gleiche  auch 
für  die  Nachschußforderungen.  Denn  es  soll  nur  der  Überschuß  der  Aktiven 
über  die  Schulden,  nicht  die  Mehrung  dieses  Überschusses  gegenüber  seinem 
früheren  Stand  festgestellt  werden.  Trotzdem  bleiben  die  Nachschußforde- 
rungen in  der  B.  stehen.  Denn  ihre  Existenz  ist  nicht  durch  Vorhandensein 
jenes  Passivpostens  bedingt.  Auch  während  der  Liquidation  bleiben  die 
Gesellschafter  nachschußpflichtig.  Nur  der  Unterschied  tritt  ein:  da  die 
regulären  Bestimmungen  des  G.  auf  die  Gesellschaft  in  Liquidation  lediglich 


^)  Einer  A.  wird  ein  Grundstück  unentgeltlich  überlassen,  aber  nur  zum  Zwecke 
eines  Bahnbaues.  Solange  Erbauung  der  Bahn  in  Aussicht,  bedarf  es  keines  Passiv- 
postens; aber  wenn  der  Bau  unterbleibt,  ist  der  rechtliche  Grund  der  Überlassung  weg- 
gefallen; also  ist  die  Herausgabepflicht  wegen  ungerechtfertigter  Bereicherung  als  Schuld- 
posten einzusetzen. 
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SO  weit  Anwendung  finden,  als  sich  nicht  aus  dem  Wesen  der  Liquidation 
ein  anderes  ergibt,  steht  den  Gesellscliaftern  jetzt  der  Einwand  gegen 
Einforderung  von  Xachschüssen  zu,  sie  seien  zur  Durchführung  der  Liqui- 
datix)nszwecke  entbehrhch.  Ist  dieser  Einwand  stichhaltig,  so  ist  der  An- 
spruch als  zweifelhaft  oder  uneinbringlich  zu  bewerten. 

2.  Ebenso  liegt  es  mit  den  Forderungen  auf  Stammeinlagen  bei  noch 
nicht  voll  einhi'zahltcm  Stammkapital.  Der  entsprechende  Passivposten 
,, Stammkapital"  steht  ihnen  lediglich  bei  den  ordentlichen,  nicht  bei  den 
Liquidationsbilanzen  gegenüber. 

3.  Auch  folgt  aus  dem  aufgestellten  Prinzip,  daß  selbst  dann,  wenn 
nicht  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  daß  der  volle  Betrag  des  Grund- 
kapitals in  die  ordentlichen  Ben  einzustellen  sei,  es  bei  jiicht  vollein- 
hczahltcm  Griindkapi/al  als  unstatthaft  erachtet  werden  muß,  die  Forde- 
rung der  Gesellschaft  auf  die  Restzahlungen  ungebucht  zu  lassen  und  das 
Grundkapital  nur  in  del^  um  den  Nennwert  dieser  Forderungen  gekürzten 
Summe  in  die  B.  einzustellen.  Sind  diese  Forderungen  durch  Wechsel- 
form wirtschaftlich  verstärkt,  so  ist  dieser  Weg  schon  aus  dem  Grunde 
ungangbar,  weil  Wechsel  als  eingegangen  nicht  ungebucht  bleiben  dürfen. 
Es  stehen  dann  bilanzrechtlich  überhaupt  nicht  Forderungen  (Debitoren), 
sondern  Sachen  (,, Wechsel  der  Aktionäre")  in  Frage. 

III.  Noch  bedarf  es  einiger  Beispiele  für  das  Überwiegen  von  Forde- 
rungs-  oder  Verbindlichkeitsivert  bei  beiderseits  noch  unerfüllten^  also 
schwebenden  gegenseitig  verpflichtenden  Verträgen. 

1.  a)  Die  offene  Handelsgesellschaft  A  und  B  hat  15.  Dezember 
100  Stück  Aktien  ä  1000  Mk.  zu  100  Prozent  per  Kassa  gekauft.  Auch 
der  Kassakurs  der  Papiere  am  31.  Dezember,  dem  Bilanztag,  ist  100. 
Am  20.  Dezember  hat  die  Gesellschaft  über  die  Aktien  ein  Zeitgeschäft 
abgeschlossen:  sie  zu  verkaufen  Ultimo  des  nächstfolgenden  Monats  zu 
110.     Vor  dem  15.  Dezember  lautete  das  Bilanzkonto: 

Kassa 100  000  1 

für  den  31.  Dezember  lautet  es: 

Effekten 100  000     Lieferungsschuld     .     .     .     100000 

Kaufpreisforderung      .     .     110  000  ! 

oder  zusammengezogen: 

Verkaufte  Effekten .     .     .     110  000  i 

m.  a.  W. :  das  Schema  der  angeschafften,   zu  höherem  Preis  verkauften, 

aber  noch  nicht  abgesandten  (gelieferten)  Waren. ^)    In   der  Praxis  träg-t 

der  Posten  zumeist  die  Benennung:     ., Bestand  an  verkauften,  erst  nach 

dem  31.  Dezember  abzuliefernden  Wertpapieren".     Er  ist  geti^ennt  von 

dem  Konto-:    , .Bestand  an  eigenen  Wertpapieren". 

b)  Als  ein  solches  Zeitgeschäft  kommt  insbesondere  das  Report- 
geschäft  in  Betracht.  Die  hereingenommenen  Effekten  sind  eigene  des 
Hereinnehmers  geworden.  Die  Gesellschaft  hat  die  Aktien  für  l'ltimo 
Dezember  zu  100  hereingenommen;  am  nächsten  Ultimo  soll  sie  der  Her- 
eingeber zu  110  wieder  zurückkaufen.  Hier  ist  die  klare,  nicht  abge- 
kürzte Buchung:  „Effekten  100000;  Überschuß  der  Kaufpreisforderung 
(llOOOOj  über  die  Lieferung-sverbindlichkeit  (100  000)  aus  dem  schwebenden 
Rückverkaufsgeschäft  10  000". 

2.  Daß  der  Posten  „Effekten  110000"  nichts  anderes  ist,  als  ,,Wert 

•)  Vgl.  oben  §  28. 


Effektenlieferungsverbind- 

lichkeit 100  000 

Effektenkaufpreisschuld    .     100000 
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der  Effekten"  -!-  „Wertübergewicht  der  Kaufpreisforderung  über  die  Liefe- 
rungsverbindlichkeit", also  sich  aus  zwei  Posten  zusammensetzt,  zeigen 
folgende  andere  Beispiele: 

a)  Die  Gesellschaft  hat  die  Aktien,  die  sie  für  Ultimo  Januar  ver- 
kauft,') noch  nicht  in  Händen,  aber  bereits  einen  Kauf  hierüber  zum 
Kurse  100  abgeschlossen.     Die  Buchung  lautet  ausführlich: 

Bilanzkonto 

Kassa 100  000 

Effektenkaufpreisforde- 

rung 110  000 

Effektenlieferungsforde- 

rung 100  000  I 

oder  kürzer: 

Kassa lOOOOO  i 

Effektenkaufpreisforde-  I 

rung 10  000  I 

Hier  erscheinen  die  10  000  A\'ert  des  Verkaufsengagements  somit  als  selb- 
ständiger Posten. 

Werden  die  Aktien  der  A.  Zug  um  Zug  geliefert,  so  entfallen  die  Posten 
„EffektenlieferungsforderunglOOOOO"und„EtFektenkaufpreisschuldlOOOOO" 
und  an  Stelle  von  „Kassa  100000"  treten  „Effekten  100000". 

Effekten 100  000  j 

Effektenkaufpreisforde- 

rung 10  000  I 

Wird  Ultimo  geliefert,  so  tritt  an  die  Stelle: 
Kassa 110  000  | 

b)  Die  Zusammensetzung  des  Postens  ,, verkaufte  Effekten  110  000" 
aus  mehreren  Posten  tritt  ferner  hervor  in  der  Buchung  des  Verkaufs- 
engagements, wenn  der  Verpflichtungswert  überwiegt. 

Die  Gesellschaft  hat  20.  Dezember  Verkauf  über  von  ihr  erst  an- 
zuschaffende Effekten  für  Ultimo  Januar  zu  110  abgeschlossen,  aber 
31.  Dezember  beträgt  sowohl  der  Tageskurs  d.  h.  Kassapreis,  wie  auch 
ihr  Terminpreis  für  Ultimo  Januar  115;  d.  h.  die  am  31.  Dezember  über 
Effekten  dieser  Gattung  zur  sofortigen  Lieferung,  wie  zur  Lieferung  erst 
am  31.  Januar  abgeschlossenen  Geschäfte  haben  beide  den  einheitlichen 
Kurs  115.     Daher  ist  zu  buchen: 

Kassakonto 100  000     Effektenlieferimgsverbind- 

Effektenkaufpreisforde-  lichkeit 115  000 

rung 110  000  I  Effektenkaufpreisschuld    .     115  000 

Effektenlieferungsforde-  l 

rung 115  000 

oder  kurz: 

Kassakonto 100  000     Effektenlieferungsverbind- 

j       lichkeit     (zu    liefernde 

I       Effekten) 5000 

Das  Überwiegen  des  Verbindlichkeitswertes  tritt  mit  5000  im  Passivum 
als  selbständiger  Posten  hervor.') 

0  Also  ein  sog.  Leerverkauf;  Spekulation  ä  la  baisse.  S.  dazu  Neander  Müller, 
Juristische  Lehrmeinunsren  über  Börsengeschäfte  1903  S.  18,  23,  28. 

^)  Ein   anderes  Beispiel :    Eine  A.   beteiligt  sich  an  einem  Konsortium.    Sie  hat 
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Bewertung  der  Forderungen  nach  allgemeinem  Handelsrecht. 

§  102. 

1.  Die  bilanzfälligen  Forderungen  sind  nach  ihrem  gegenwärtigen 
"Werte  zu  verbuchen.')     Hieraus  folgt: 

A.  Forderungen,  die  nur  möglicherweise  zu  einem  Eingang  führen 
(z.  B.  eventuelle  Regreßansprüche),  sind  nicht  zu  buchen.  Denn  sie  be- 
sitzen keinen  Gegenwartswert.  Dagegen  besitzen  wohl  Gegenwartswert 
Solawechsel  der  Aktionäre  bei  nicht  voll  einbezahltem  Grundkapital. 
Wenn  auch  vielleicht  niemand  gegenwärtig  daran  denkt,  sie  einzuziehen, 
so  brächten  sie  doch  jederzeit  nicht  nur  möglichen,  sondern  wahrschein- 
lichen Eingang.  Das  nicht  voll  eingezahlte  Aktienkapital  muß  gesetzlich 
in  voller  Höhe  eingesetzt  werden ;  die  Forderungen  auf  Einzahlungen 
dürfen  es  nur,  wenn  ihr  Eingang,  würde  er  verlangt,  in  der  Gegenwart 
wahrscheinlich  wäre,  di-e  Zahlungsfähigkeit  der  Aktionäre  also  sicher  ist. 

B.  Sind  Forderungen  nicht  am  Bilanztage,  sondern  erst  künftig  fällig, 
so  sind  sie  nicht  zu  ihrem  Fälligkeitswerte  anzusetzen.  Allein  es  gibt  Forde- 
rungen, bei  welchen  der  künftige  Fälligkeitswert  zugleich  ihr  Gegenwarts- 
wert ist.     Bei  verzinslichen  Forderungen  ist  es  der  Fall.") 

1.  Nehmen  wir  zwei  auf  10  Jahre  gegeber e  Darlehen  von  je  100  Mk., 
das  eine  zu  10  Prozent  verzinslich,  das  andere  unverzinslich.  Im  ersteren 
Falle  ist  der  gegenwärtige  Wert  der  Darlehensforderung  mit  100,  d.  h. 
dem  Fälligkeitswert  nicht  zu  hoch  bewertet;  denn  von  den  100  kommen 
dem  Gläubiger  in  den  10  Jahren  auch  10-10  Mk.  Zinsen  zu.  Der  Gläubiger 
erhält  100-}- 100;  also  kann  der  gegenwärtige  Wert  schon  auf  100  an- 
gegeben werden.  Anders  beim  unverzinslichen  Darlehen.  Hier  erhält 
der  Gläubiger  nur  und  erst  in  10  Jahren  100.  Also  kann  der  gegen- 
wärtige Wert  nicht  auch  schon  100  sein.  Dort  bleibt  bei  Abzug  der 
Kapitalsnutzung  von  dem  Gesamtempfang  100,  nämlich  200 — 100=100; 
hier  dagegen  0,  nämlich  100  —  100  =  0. 

2.  Hieraus  ergibt  sich  für  Geldforderungen: 

a)  Der  gegenwärtige  Wert  betagter  verzinslicher  Forderungen  ist 
gleich  ihrem  Fälligkeitswert. 

a)  Beweis  hierfür  z.  B.  die  Hypothekforderungen  des  HypBG.  Nach 
§  24  Ziff.  1  ist  in  der  Jahresbilanz  „der  Gesamtbetrag  der  zur  Deckung 
der  Hypothekenpfandbriefe  bestimmten  Hj'potheken  . .  ."anzugeben.  Hiermit 
ist  nicht  ein  Gesamtbetrag  jährlich  in  ihrem  Werte  erst  ansteigender  Größen 
gemeint,  sondern  das  G.  geht  davon  aus,  daß  die  Hypothekforderungen 
zunächst  mit  ihrem  Fälligkeitswerte  eingesetzt  und  hiervon  eventuell 
Tilgungsbeiträge  und  sonstige  Wertminderungen  abgeschrieben  werden.") 
Dies  beweisen  die  Vorschriften  über  die  Beleihungsgrenze  für  Grundstücke. 
Die  Beleihüng  der  Grundstücke  darf  ,,die  ersten  drei  Fünfteile  ev.  zwei 
Dritteile  des    Wertes  des  Grundstücks  nicht  übersteigen".     Das  heißt 


nichts  darauf  geleistet,  sondern  nur  die  Verpflichtung  übernommen,  100  ÜÜO  zu  leisten. 
Die  Aussicht,  das  Geld  einmal  zurückzubekommen,  ist  ungünstig.  Das  Konsortium 
arbeitet  nicht  mit  Erfolg.  Dagegen  wird  das  Versprechen,  lüÜüOü  zuzuschießen,  bald 
zu  realisieren  sein.  Hier  buchen  wir  im  Passivum  „Konsortialkonto  100  ÜOÜ".  Hecht, 
Bilanzmethoden  S.  341  beanstandet  solche  Buchung  zu  Unrecht. 

'j  Wird  also  im  Grundstückshaudel  für  den  Verkauf  eines  Grundstücks  eine 
Hypothekforderung  erworben,  so  darf  sie  nicht  über  dem  Werte  in  Einnahme  gestellt 
werden,  den  sie  zur  Zeit  dea  Verkaufes  hat  (OVG.  15,  140). 

*)  OVG.  12,  116. 

*)  HypBG.  §  6  Abs.  4. 
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doch,  die  Hypotliekforderuiig  macht  einen  festbestimmten  Teil  des  Wertes 
des  Grundstückes  aus  und  das  tut  ihr  Nenn-  oder  Fälligkoitswert.  Dieser 
ist  der  bestimmte  „Gehlbetraj?  der  Forderung",  der  nach  BGB.  §  1115 
zum  Wesen  der  Normalliypothek  gehört.  Er  ist  somit  auch  der  Betrag, 
mit  dem  die  Hypothek  zur  Pfandbriefdeckung  dient.  Die  Deckungshypothek 
muß  immer  verzinslich  sein.^)  Also  wird  die  verzinsliche  Geldforderung 
zu  ihrem  Fälligkeitswert  angesetzt. 

ß)  Hieraus  folgt,  daß  rechtswidrig  ist,  bei  Ausgabe  von  über  pari 
zurückzahlbaren  Schuldverschreibungen  das  Agio  als  Zu  schlaf/ sfond  neben 
dem  Nennwert  besonders  zu  buchen. 

b)  Der  gegenwärtige  Wert  befristeter  unverzinslicher  Forderungen 
ist  gleich  dem  Eest  des  Fälligkeitswertes,  der  nach  Abzug  des  vom  Fällig- 
keitstermin rückwärts  gerechneten  Zwischenzinses  verbleibt,  der  Fällig- 
keitswert gekürzt  um  die  Zwischenziiisen.^) 

II.  A.  Indes  dieses  wiitschaftliche  Prinzip:  yegenwärtiger  Wert 
erst  künftig  fülliger  Forderungen  gleichbedeutend  mit  Fälligkeits- 
wert ^  gekürzt  um  den  Zwischenzins  bis  zum  Bilanztag,  ist  nicht  das 
der  ordnungsmäßigen  Buchführung  und  damit  nicht  das  des  geltenden 
Bechts.  Hier  bildet  Abzug  des  Zwischenzinses  die  Ausnahme.  Auch 
bei  u}(verzinslichen  befristeten  Forderungen  deckt  sich  gegenwärtiger 
Wert  mit  Fälligkeitswert.  Lediglich  der  Unterschied  gegenüber  Be- 
wertung der  verzinslichen  betagten  Forderungen  besteht:  nur  der  Begel 
nach  decken  sich  hier  gegenwärtiger  und  Fälligkeitswert,  nicht  immer. 

B.  Diese  gleichheitliche  Behandlung  von  verzinslichen  und  unverzins- 
lichen betagten  (oder  bedingten)  Forderungen  erklärt  sich  aus  einem  Zu- 
sammenwirken mehrerer  Umstände. 

1.  In  erster  Linie  aus  einer  die  Preisbemessung  betrefieuden  Tat- 
sache des  wirtschaftlichen  Verkehrs.  Vielfach  wird  auf  Kredit  gekauft, 
gemietet,  fremde  Arbeitskraft  in  Anspruch  genommen.  Dies  veranlaßt 
den  Verkäufer  der  Ware  oder  geldwerten  Leistung  (Gebrauchsüberlassung), 
bei  Bemessung  der  Vergütung  (des  Verkaufspreises)  bereits  zu  berück- 
sichtigen, daß  der  Schuldner  sie  erst  nach  längerer  Zeit  zahlen  muß  oder 
zahlen  wird.  Er  erhöht  daher  den  Preis  der  Ware  (Leistung)  um  einen 
entsprechenden  Betrag  und  das  ist  kein  anderer,  als  ungefähr  der  des 
Zwischenzinses.  Im  gegenwärtigen  Werte  der  Ware  usw.  steckt  also 
schon  der  Zwischenzins,  um  den  der  Wert  der  Ware  usw.  wegen  des  ent- 
sprechenden Zinses  für  die  darauf  erwachsenen  Betriebsausgaben  bis  zu 
dem  Zeitpunkt  steigen  würde,  in  welchem  erfahrungsgemäß  Zahlung  er- 
wartet werden  darf.  Dies  hat  zur  Folge,  daß  die  Ware  (Leistung)  bei 
ihrem  Ausgang,  also  in  der  Gegenwart,  zu  hoch  bewertet  wird,  zu  dem 
Werte,  den  sie  erst  zur  Zeit  der  Zahlung  hätte.  Aber  aus  diesem  Grunde 
kann  auch  die  gegenüberstehende  Forderung  in  der  Gegenwart  zu  hoch, 
nämlich  zu  ihrem  zukünftigen  Fälligkeits-  oder  Zahlungswert  bemessen 
werden.  Die  zu  hohe  Bewertung  des  gegenwärtigen  Wertes  der  Kauf- 
preisforderung wird  ausgeglichen  durch  die  zu  hohe  Bewertung  der  Ware 
oder  Leistung,  die  zur  Erzielung  dieser  Forderung  als  äquivalente  Aus- 


1)  HypBG.  §  6  Abs.  1. 

*)  Vgl.  deutsche  Konkursordnung  §  65  als  Änalogon :  „Betagte  Forderungen  gelten 
als  fällig.  Eine  betagte  tmverzinsliche  Forderung  vermindert  sich  auf  den  Betrag,  welcher 
mit  Hinzurechnung  der  gesetzlichen  Zinsen  desselben  für  die  Zeit  von  der  Eröffnung 
des  Verfahrens  {=  Bilanztag)  bis  zur  Fälligkeit  dem  vollen  Betrage  der  Forderung 
gleichkommt." 
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gäbe  hingegeben  war.  Die  verkaufte  und  am  Bilanztag  gelieferte  Ware 
ist  an  sich  nur  80  wert :  aber,  weil  der  Kaufpreis  erst  in  6  ]\lonaten  ge- 
zahlt wird  (6  ^lonate  Ziel),  wird  er  auf  lOü  festgesetzt.  An  sich  wäre 
filr  31.  Dezember  zu  buchen: 

Bilanzkonto 
Kaufpreisforderung  ....       80  j 
und  erst  am  30  Juni: 

Bilanzkonto 
Kassa 100 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  Gewinn 

Gewinn  aus  Kaufpreisforderung  20 ; 
so  aber  wird  der  kreditierte  Kaufpreis  gleich  am  31.  Dezember  mit  100 
als  Büanzaktivum  eingesetzt,  was  seinerseits  die  Folge  hat,  daß  der  für 
Zahlung  vor  Fälligkeit  gewährte  Skonto  (Rabatt)  im  AVege  von  Hilfs- 
konten (,, Skontokonto")  in  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  als  ,, Ver- 
lust" gelangt. 

2.  Man  könnte  meinen,  auf  diese  Weise  werde  Gewinn,  der  erst 
dem  nächsten  Jahre  zugut  kommen  soll,  für  das  abzuschließende  antizi- 
piert. Aber  auch  dies  ist  nicht  der  Fall.  Der  Gewinn  wird  allerdings 
erst  im  nächsten  Jahr  bezogen,  aber  verdient  ist  er  im  abgelaufenen.  In 
ihm  ist  die  Forderung  buchungsfähig  geworden,  in  ihm  buchhalterisch 
verursacht.^)  Auch  diesem  Grundgedanken  entspricht  also  der  Ansatz  der 
unverzinslichen  befristeten  Forderung  zu  ihrem  Fälligkeit s wert.   Beispiele: 

a)  Es  wird  halbjährig  1.  April  und  1.  Oktober  Mietzins  postnume- 
rando gezahlt.  Der  Mietzins  für  das  ganze  Jahr  beträgt  10  000  Mk. 
31.  Dezember  schließt  der  Vermieter  seine  Rechnung  ab.  Die  Mietver- 
gütung für  die  Zeit  vom  1.  Oktober  bis  81.  Dezember  ist  81.  Dezember 
zwar  noch  nicht  rechtlich  fällig,  aber  wirtschaftlich  verdient.  Aus  letzterem 
Grunde  kommt  sie  als  Mietzinsforderung  in  das  Büanzaktivum.  Mit 
welchem  Werte?  Mit  ihrem  Fälligkeitswerte.  Er  wird  7u'cht  auf  den 
Bilanztag  diskontiert.  Die  Eintragung  lautet:  ,, (Verdienter)  Mietzins 
für  1.  Oktober  bis  31.  Dezember  2500  Mk." 

b)  Dann  der  eigentliche  Zins,  die  Vergütung  für  Geldnutzung,  z.  B. 
der  Hypothekenzins.  Fälligkeitstermine  1.  April  und  1.  Oktober;  Jahres- 
zins 40  Mk.  31.  Dezember  ist  der  Zins  für  1.  Oktober  mit  3 1 .  Dezember 
verdient,  aber  erst  1.  April  fällig.  Trotzdem  wird  in  die  B.  nicht  etwa 
eingesetzt  „verdienter  H3"pothekenzins  9,40",  d.  h.  der  Zivischenzins 
bis  1.  April  ahefjzogen,  sondern  ,, verdienter  Hypothekenzins  10".  ^^'irt- 
schaftlich,  nicht  tatsächlich  und  rechtlich  sind  10  Mk.  31.  Dezember  ver- 
dient. Diesen  verdienten,  wenn  auch  noch  nicht  bezogenen  und  fälligen  „Be- 
trag" meint  das  HypBG,,  wenn  es  von  ,, Hypothekenzinsen  für  das  Bilanz- 
jahr"*) und  davon  spricht,  daß  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ,,die 
Gesamtbeträge  der  in  dem  Geschäftsjahre  von  der  Bank  verdienten  Hj-po- 
thekzinsen"')  anzugeben  seien 

c)  Dasselbe  gilt  für  andere  von  Hypothekschuldnern  zu  zahlende 
unverzinsliche  Jahresnebenleistungen,  z.  1>.  die  nach  deutschem  HypBG. 
allerdings  verbotenen  Verwaltungskostenbeiträge. 

')  S.  §§  13  n,  26,  28;  Fischer,  Buchführung  20,  55. 
*)  §  2.T  Aha.  2. 
•)  §27. 
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d)  Aber  auch  bei  nicht  auf  Gehl  gehenden  Forderungen  wird  der 
Wert  nicht  auf  die  Gegenwart  diskontiert. 

a)  Der  Mieter  hat  31.  Dezember  1902  die  Miete  für  ein  Jahr  vor- 
ausgezahlt. Fälhg  Aväre  sie  erst  31.  Dezember  1903.  Hier  wird  der  An- 
spruch auf  GebrauchsüberLassung  gebucht,  aber  nicht  mit  seinem  auf 
31.  Dezember  1902  diskontierten  Wert,  sondern  mit  10000  Mk.^) 

ß)  Der  Kaufmann  hat  die  Feuerversiclierungsprämie  auf  5  Jahre 
vorausbezahlt.  Sie  betrug  1000  :\[k.  Zwei  Jahre  sind  schon  abgelaufen. 
Er  bucht  den  Rest  mit  600;  d.  h.  die  eventuelle  Schadenvergütungs- 
forderung, die  durch  die  vorausbezahlte  Prämie  dargestellt  wird,  erscheint 
in  den  Büchern  ohne  Diskontabzug-  mit  Fälligkeitswert. 

3.  Endlich  aber  kommt  die  Bewertung  auch  der  unverzinslichen 
Forderungen  nach  ihrem  Fälligkeits-  und  nicht  nach  ihrem  diskontierten 
Werte  einem  der  Hauptprinzipien  kaufmännischer  Buchhaltung  entgegen, 
dem  Streben  nach  möglichster  Freihaltung  von  umständlichen,  zeitrauben- 
den Berechnungen  und  Emtragungen.  Werden  unverzinsliche  Forderungen 
unter  Berücksichtigung  des  Zwischenzinses  bewertet,  so  ist  ihr  Wert  bei 
jeder  zeitlich  späteren  Eintragung  neu  zu  berechnen  und  ist  der  Zuwachs 
auf  der  Gewinn- und  Verlustrechnung  oder  ihren  Hilfskonten  vorzutragen. 
Diese  Umständhchkeit  fällt  bei  Bewertung  auch  der  unverzmslichen  Forde- 
rungen nach  ihrem  Schlußwert  weg. 

C.  Indes  ganz  aufgehoben  ist  der  Satz,  daß  gegenwärtiger  Wert 
unverzinshcher  Forderungen  ihr  um  den  Zwischenzins  gekürzter  Fällig- 
keitswert sei,  nicht.  Er  ist  bloß  durchbrochen  von  dem  Gedanken  des 
Vorhandenseins  eines  äquivalenten  Gegenwertes.  Nur,  wo  Forderungen 
in  Frage  stehen,  welchen  gleichwertige  Gegenwerte  die  Wage  halten, 
also  bei  Forderungen  aus  zweiseitigen  Geschäften,  bildet  auch  für  erst 
künftig  fähige  unverzinsliche  Forderungen  der  Fälligkeits-  den  Gegen- 
wartswert. Schlechthill  einseitige,  erst  künftig  fällig  werdende  Forde- 
rungen, wie  z.  B.  Forderungen  aus  Schenkungs versprechen,  auf  unent- 
geltliche Herausgabe  einer  Unternehmung  nach  Ablauf  bestimmter  Zeit, 
sind  zu  ihrem  jeweiligen  diskontierten  Werte  anzusetzen. 

D.  Staub^)  und  andere^)  lehren:  „Forderungen  sind  nach  ihrem 
gegenwärtigen  Werte  anzusetzen,  betagte  unter  Berechnung  des  Zwischen- 
zinses." 

1.  Veranlaßt  ist  die  Lehre  hauptsächlich  dadurch,  daß  Wechsel- 
fordernngen  nicht  mit  ihrem  Fälligkeits-,  sondern  nur  mit  ihrem  diskon- 
tierten Werte  angesetzt  werden.  „Was  vorstehend  von  Wechseln  gesagt 
ist",  schreibt  Simon  S.  424,  „gilt  für  alle  anderen  Arten  von  Forderungen." 
Wir  werden  in  §  1 03  sehen,  daß  die  Wechselbewertung  auf  Sonderrecht 
beruht. 

2.  a)  Dazu  kommt  der  Wortlaut  des  Gesetzes.  HGB.  §  40  be- 
stimmt: „Sämtliche  Vermögensgegenstände  sind  nach  dem  Werte  anzu- 
setzen, der  ihnen  in  dem  Zeitpunkte  beizulegen  ist,  für  welchen  die  Auf- 
stellung der  B.  stattfindet''.^  Wie  vermag  bei  am  Bilanztag  noch  nicht 
fäUigen  (z.  B.  gestundeten)  Forderungen  ihr  zukünftiger  Fälligkeitswert 
der  Wert  zu  sein,  welcher  ihnen  am  Bilanztage  beizulegen  ist? 


')  Schema :  Türausbezahlter,  aber  noch  nicht  zu  entrichtender  Mietzins  (§  27  IV). 

*j  §40«. 

')  S.  bei  Zimmermann  §  71. 

*)  Inventur  40  und  39. 
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b)  Allein  ,,iiach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung"  ist 
gemäß  HGB.  §  38  die  B.  aufzustellen.  Ordnungsmäßiger  Buchhaltuugs- 
gruudsatz  ist  es,  daß  auch  unverzinsliche  betagte  Forderungen  aus  zu- 
gleich berechtigenden  und  belastenden  Geschäftsvorfällen  zu  ihrem  Fällig- 
keitswerte Vortrag  finden.  Bei  den  A.en  und  verwandten  Unternehmungen 
wird  durchweg  so  verfahren.  Einen  solchen  Grundsatz  kann  die  Gesetz- 
gebung nicht  stillschweigend  beseitigen.  Sie  hätte  schreiben  müssen:  „Un- 
verzinsliche betagte  Forderungen  sind  nach  ihrem  auf  den  Bilanztag  dis- 
kontierten Fälligkeitswerte  anzusetzen."  Indem  sie  es  nicht  tat,  sind 
alle  auf  Buchhaltung  bezüglichen  Bestimmungen  des  HGB.,  soweit  sich 
aus  ihnen  nicht  unmittelbar  das  Gegenteil  ergibt,  so  auszulegen,  daß  sie 
in  Einklang  verharren  mit  dem  in  §  88  vorangestellten  Prinzip :  „Ersicht- 
lichmachung  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung."  Dies 
ist  bei  allen  weiteren  bijchführungsrechtlichen  Vorschriften  des  HGB.  und 
der  daran  anknüpfenden  Gesetze  zu  ergänzen,  also  auch  bei  §  40,  so  daß 
dieser  lautet:  Sämtliche  Vermögensgegenstände  sind  nach  dem  Werte  an- 
zusetzen, der  ihnen,  soweit  nicht  ausdrücklich  gegenteiliges  bestimmt,  nach 
Maßgabe  der  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung  am  Bilanztage  bei- 
zulegen ist.*)  Keineswegs  wird  der  Rechtssatz  durchbrochen,  der  ver- 
bietet, Aktiva  über  ihren  Gegenwartswert  anzusetzen,  sondern  der  höhere 
Fälligkeitswert  gilt  hier  ausnahmsw'eise  als  der  gesetzliche  Gegenwartswert. 

II.  Um  Abnehmer  zu  vorzeitiger  Zahlung  zu  veranlassen,  wii'd 
ihnen  oft  ein  Kassenskonto  (Rabatt)  gewährt.  Pflegen  die  Kunden  von 
der  Einräumung  Gebrauch  zu  machen,  so  ist  die  Forderung  weniger  w^ert 
und  darf  deshalb  nicht  zum  Fakturenbetrag  in  die  B.  eingesetzt  w^erden.^) 
Es  wäre  Überbewerten  eines  Aktivums.  Wohl  aber  darf  der  Käufer,  der 
gewohnt  ist,  vorzeitig  zu  zahlen,  den  Skonto  unabgezogen  lassen,  die 
Schuld  überbewerten,-^) 

III.  Allgemein  wichtig  für  die  Frage  der  Forderungsbewertung  ist 
noch  der  Unterschied  zwischen  unbedeckten  und  (durch  Bürgschaft  oder 
JPfand)  bedeckten  Forderungen. 

A.  1.  Da  Verstärkung  der  Forderungserfüllung  durch  Pfand  statt- 
findet, wenn  das  bloße  Vertrauen  in  Zahlungswille  und  Zahlungsfähigkeit 
des  Schuldners  und  seiner  Bürgen  und  anderer  persönlicher  Garanten  für 
die  Gewißheit  der  Forderungserfüllung  nicht  die  genügende  Sicherheit 
bietet,  tritt  bei  pfandbedeckten  Forderungen  die  Besonderheit  ein,  daß 
der  Wert  der  Forderung  sich  mit  nach  dem  Werte  eines  anderen  Ver- 
mögensgegenstandes bestimmt.  Ja  es  gibt  Fälle,  in  welchen  der  Wert 
der  Forderung,  ihre  ,, Sicherheit"  geradezu  ausschließlich  von  dem  Werte 
des  Pfandes  abhängt.  Man  denke  an  Grund-  und  Rentenschuld  und  Hypo- 
thek. Zumeist  übernimmt  der  Erwerber  eines  mit  einer  Hypothek  be- 
lasteten Grundstücks  durch  Vertrag  mit  dem  Veräußerer  auch  die  Schuld 
des  letzteren.  Hier  wird  der  bisherige  Schuldner  von  der  persönlichen 
Schuld  völlig  befreit,  wTnn  der  Gläubiger  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten, 
seit  der  Veräußerer  ihm  den  Schuldübernahmevertrag  mitteilte,  der  Schuld- 
übernahme nicht  widersprach.*)  Die  persönlichen  Eigenschaften  des  bis- 
herigen Schuldners  scheiden  damit  für  Beurteilung  des  Wertes  der  Forde- 

')  Vgl.  Schmalenbach,  Z.  f.  Handelsw.  Forschung  7,  246. 

'j  Ebenso  ist   mit  Abzügen   zu   rechnen,   die  Käufer  wegen  Mängel  zu  macheu 
pflegen.     Vgl.  Simon,  Betrachtungen  399. 
*)  Hierzu  Zimmermann  §  72. 
*)  BGB.  §  416. 
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rung  völlig  aus.  Dasselbe  Verhältnis  kehrt  der  Regel  nach  bei  jedem 
weiteren  Eigentumswechsel  am  Pfandgrundstück  wieder.  Die  wirtschaft- 
liche Sicherheit  der  Forderung  ist  infolgedessen  allein  durch  den  Wert 
des  Unterpfandes  bedingt.  Der  Wert  der  Forderung  ist  durch  Bewertung 
des  Unterpfandes  bestimmt.  Besteht  das  Unterpfand  nicht  selbst  in  Forde- 
rungen, so  besteht  demgemäß,  praktisch  betrachtet,  die  Forderungsbewer- 
tuug  in  Sachbewertung,  in  Bewertung  von  unbeweglichen  und  beweglichen 
Gegenständen  (Wertpapieren). 

2.  a)  Die  Tatsache,  daß  in  diesen  Fällen  das  für  die  Bestimmung 
des  Forderungswertes  ausschlaggebende  wirtschaftliche  ]\loment  durch  den 
Wert  des  Unterpfandes  dargestellt  wird,  kommt  treffend  in  der  in  Ver- 
kehr und  Verwaltungsgesetzgebung  üblichen  Bezeichnung  der  einschlägigen 
Rechtsgeschäfte  zum  Ausdruck.  Sie  zeigt  nicht  nur  an,  daß  Forderungen, 
Darlehensforderungen  begründet  werden,  sondern  auch,  daß  die  Basis  ihres 
wirtschaftlichen  Wertes  ausschließlich  und  allein  das  bestellte  Pfand  bildet. 

b)  Um  Beispiele  anzuführen,  so  spricht  das  deutsche  HypBG.  von 
,, hypothekarischer  Beleihung  von  Grundstücken'','^)  „Beleihung  von 
Hypotheken'^-)  u^^^, Beleihung  von  Wertpapieren*',^)  das  deutsche  VAG. 
von  ,, Beleihung  von  Bauplätzen,  Neubauten,  landwirtschaftlichen  Grund- 
stücken" und  von  ,,Policenbeleihung".^)  Die  Formulare,^)  die  das  Auf- 
sichtsamt für  Privatversicherung  lür  die  einzelnen  Bestände  des  Prämien- 
reservefondsregisters aufgestellt  hat,  gehen  sogar  soweit,  daß  sie,  obwohl 
die  Unterpfänder  im  Sinne  des  G.  nicht  zu  den  Beständen  des  Prämien- 
reservefonds gehören,  die  Nachweisungen  über  die  Bestände  an  pfand- 
bedeckten Forderungen  nicht  als  Nachweisuug  über  Forderungen,  sondern 
über  verpfändete  Gegenstände  bezeichnen.  So  trägt  ein  Formular  den 
Namen  „Nachweisung  der  zugunsten  des  Prämienreservefonds  verpfändeten 
Hypotheken,  Grund-  und  Rentenschulden",  ein  anderes  die  Bezeichnung 
,, Nach  Weisung  der  dem  Prämienreservefonds  verpfändeten  Wertpapiere" 
und  erst  in  den  Formularen  findet  sich  eine  Rubrik:  ,,Anrechnungswert" 
(zu  ergänzen  des  Unterpfandes)  d.  i.  Wert  der  Forderung . 

B.  So  wird  die  Frage  von  Bedeutung,  welcher  Wert  des  Unter- 
pfandes ist  der  Bewertung  der  wirtschaftlich  darauf  ruhenden  Forde- 
rung zugrunde  zu  legen? 

1.  Gemäß  HGB.  §  40  ist  jeder  Vermögensgegenstand  nach  seinem 
Gegenwartswert  zu  bewerten.  W^äre  daher  der  verpfändete  Gegenstand 
als  solcher  in  die  B.  einzustellen,  so  müßte  er  zu  seinem  Gegenwartswert 
angesetzt  werden.  Allehi  folgt  daraus,  daß  dieser  Wert  auch  zugi^unde 
zu  legen  ist,  wenn  der  Bilanzwert  der  darauf  ruhenden  Forderung  oder, 
was  der  Ausgangspunkt  des  letzteren  ist,  der  Beleihungswert  (,,Anrecli- 
nungswert")  des  Pfandgegenstandes  festgestellt  werden  soll?  Besteht  eine 
allgemeine  gesetzliche  Verpflichtung,  den  Beleihungswert  eines  Pfand- 
objektes nur  nach  Prozenten  seines  BiUmzvf ertes  zu  bemessen?  Darf 
ihm  kein  höherer  Wert  des  Pfandgegenstandes  zugrunde  gelegt  werden? 

2.  Das  letztere  ist  zu  verneinen. 

a)  Nach  HGB.  §  40  ist  jeder  Vermögensgegenstand,  demgemäß  auch 
die  Forderung  zu  ihrem  Gegen warts wert  anzusetzen.     Als  solcher  gilt 


»)  §  1  Abs.  1  und  2,  §§  11,  12,  13,  15  usw. 

2)  §  5  Abs.  2  Ziff.  1. 

8)  §  5  Abs.  2. 

*)  §  60  und  §  59  Abs.  1  Ziff.  3. 

^)  Veröffentlichungen,  Jahrg.  II  S.  1  ff. 


416  §  lü2.  Bewertung  der  Forderuugeu  nach  allgemeinem  Handelsrecht. 

der  Wert,  den  die  Forderung  für  jeden  verständigen  Besitzer  der  Ge- 
schäftes hat.  Dieser  wird  einer  durch  Pfand  gedeckten  Forderung  nur 
eineu  ausscfiliej'slich  tiacli  dem  Wert  des  Pfandes  bemessenen  Wert, 
d.  h.  von  der  Bprüeksiclitigung  der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  des 
Schuldners  unabliängigen  Normalwert  beilegen,  weil  er  beachtet,  daß  im 
Laufe  der  Zeit  gerade  bei  pfandbedeckter  Forderung  sehr  leicht  an  Stelle 
des  einen  ein  anderer  persönlicher  Schuldner  treten  kann,  indem  der  Wechsel 
des  Eigentums  am  Pfand  zumeist  auch  einen  Wechsel  in  der  Person  des 
persöiüichen  Schuldners  im  Gefolge  hat.  Ja  der  vorsichtige  Dai'lehens- 
geber  wird,  wenn  er  Darlehen  nur  gegen  Pfand  gew^ährt,  sogar  bei  seiner 
Darlehensgewährung  untir  dem  Werte  des  Pfandes  bleiben,  indem  er  die 
Möglichkeit  von  Schwankungen,  die  im  Laufe  der  Zeit  im  Werte  der  Pfand- 
unterlage eintreten,  bei  Bemessung  der  wirtschaftlich  zulässigen  Forde- 
rungshöhe nicht  außer  acht  läßt. 

b)  Ist  aber  in  dfeser  Weise  der  A\'ert  der  Forderung  vom  Werte 
des  Pfandgegenstandes  abhängig,  so  erhellt,  daß,  wenn  der  Gegenwarts- 
wert der  Forderung  bestimmt  werden  soll,  ilim  auch  der  Gegenwartswert 
des  Pfandes  zugrunde  gelegt  w^erden  muß.  Aus  den  zwei  Tatsachen,  daß 
der  Foi'derungswert  wirtscliaftlich  allein  vom  Pfandwerte  abhängt  und 
die  Forderung  bei  vorsichtiger  Bewertung  nur  auf  einen  Teil  des  Wertes 
der  Pfandunterlage  bemessen  werden  darf,  folgt  die  rccldliclie  Pfliclit  des 
Kaufmanns,  einem  Vermögensstücke  auch  da,  wo  es  nur  als  Pfandobjekt  zu 
bewerten  ist,  keinen  anderen,  als  seinen  Gegenwartswert  beizulegen. 
M.  a.  W.:  Der  Beleihufif/swert  eines  Vermögensgegenstandes  ?nuß  nach 
dessen  Gegenwartswert  Bemessung  finden.  Es  darf  kein  gnnstiyerer 
zukünftig  er j  kein  Hoffnungswert  (Spekulationswert)  zur  Grundlage  der 
Feststellung  des  Beleihungswertes  gemacht  werden. 

c)  Dies  Ergebnis  ist  von  hoher  Bedeutung,  insbesondere  für  die  Grund- 
stiicksbeleihung.  Nur  vorliandene,  nicht  zukünftige  WerteigenscJiaften 
des  Grundstückes  dürfen  berücksichtigt  werden.^)  Bei  Gewährung  von 
Darlehen  auf  landwirtschaftliche  Grundstücke  hat  außer  Acht  zu  bleiben, 
daß  sie  später  einmal  durch  Stadtausdehnung  zu  städtischen  werden  können. 
Handelt  es  sich  um  die  Bewertung  von  Baugrundstücken  in  Stadtgegendeu, 
in  welchen  die  Straßennetze  noch  niclit  gezogen,  noch  keine  Kanalisationen, 
Wasser-  und  Gasleitungen  und  ähnliche  Einrichtungen  erfolgt  sind  (sog. 
rohe  Bauterrains),  so  darf  bei  Bemessung  ihrer  Beleihungstaxe  nicht  derjenige 
Wert  den  Ausgangspunkt  bilden,  den  sie  nach  der  Schätzung  eines  um- 
sichtig gearbeiteten  Parzelliorungsplanes  erreichen  werden^  wenn  alle  diese 


')  Somit  nicht  die  künftige  Aiisnulzuiigsfiihigkeit  oder  Wertsteigerunsf,  die  wegen 
in  Aassicht  stehender  Schaffung  einer  Schloß-  oder  Domfreiheit  wahrscheinlich  eintreten 
wird.  DurcTiaus  unzulässig  ist,  den  Gegenioarfsw&ct  eines  unbebauten  Grundstückes 
durch  Rückschlüsse  aus  dem  Werte  zu  bemessen,  den  das  Grundstück  voraussichtlich 
nach  Bebauung  haben  wird.  Unstatthaft  ist  es  also,  auf  Gruud  eines  Parzelliorungs- 
planes und  einer  Skizze  der  auf  dem  Grundkomplex  zu  errichtenden  Gebäude  den  Er- 
tragswert zu  berechnen,  den  das  Terrain  besäße,  wenn  es  bebaut  wäre,  und  hiervon  die 
Errichtungskosten  der  Gebäude  (den  Bauwert)  abzuziehen  und  den  verbleibenden  Rest 
für  den  Gegenwartswert  (Bodenwert)  des  unbebauten  (irundstückes  zu  erklären.  Per- 
sifliert wurde  diese  Taxationsweise  mit  folgendem  Beispiel :  Jemand  erwirbt  ein  Huhn 
für  1  Mk.,  das  voraus.sichtlich  jed^n  Tag  ein  Ei  legen  wird  Der  Besitzer  wird  somit 
im  Jahre  den  Nährwert  eines  wohlerzogenen  Huhnes  von  ;^ß5  Eiern  oder  bei  Verkauf 
jedes  Stückes  mit  5  Pf.  Reinertrag  18,25  Mk.  gewinnen.  Dieser  Ertrag  stellt  bei  einem 
Zinsfuß  von  3  Proz.  kapitalisiert  einen  E^tragswert  von  600,W  Mk.  dar.  Also  wäre  das 
Huhn  am  Anfang  des  Jahres  nicht  mit  1  Mk.,  ^un^Urn  mit  (>ÜÜ,9U  Mk.  anzusetzen.  Vgl. 
femer  l.  Morgenblatt  der  Frankf.  Ztg.  vom  29.  Juli  1903  NY  208. 
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Vornahmen  getroffen,  sie  zu  eingerichteten  (baureifen)  Bauterrains  um- 
gestaltet sind.  Unzulässig  ist,  bei  zwar  eingerichteten,  aber  noch  nicht 
bebauten  Bauterrains  oder  bei  noch  nicht  fertig  gestellten  Neubauten  die  Be- 
leihungstaxe  nach  dem  Werte  festzustellen,  den  mutmaßlich  die  Terrains 
nach  ihrer  Bebauung  oder  die  Neubauten  nach  ihrer  Fertigstellung  besitzen 
werden,  wenn  die  Bebauung  in  der  Weise  erfolgt,  wie  der  Schätzende  an- 
nimmt oder  die  Zuendeführung  der  Neubauten  in  der  Weise,  wie  sie  der 
Bauplan  voraussetzt.  Fertiggestellte  Bauten  dürfen  nicht  nach  dem  Werte 
bewertet  werden,  den  sie  erreichen,  wenn  die  Straße,  in  der  sie  stehen, 
voll  bebaut  und  wegen  zunehmender  Stadtausdehnung  mehr  in  das  Ver- 
kehrszentrum gerückt  sein  wird.  Nicht  statthaft  ist,  bei  Bemessung  der 
Beleihungsgrenze  die  Wertsteigerung  mit  einzurechnen,  die  das  Gebäude 
bei  Durchführung  geplanter  Straßendurchbrüche  voraussichtlich  erreichen 
wird  usw.') 

d)  Ferner  folgt  aber  aus  dem  aufgestellten  Prinzip :  nur  der  Gegen- 
wartswert darf  der  Feststellung  der  Beleihungstaxe  zugrunde  gelegt  werden, 
den  der  Gegenstand  für  jeden  Besitzer  zu  haben  vermag.  Somit  sind 
nicht  die  Monopolpreise  maßgebend,  die  eine  Terraingesellschaft  dadurch 
erzielen  kann,  daß  sie  alle  Baugrundstücke  derselben  Lage  besitzt,  sofern 
der  Preis  ein  niedrigerer  wäre,  wenn  der  Besitz  in  mehreren  Händen 
parzelliert  sein  würde. 

C.  Die  nächste  r/Z/f/ewe'me  Frage  ist:  welcher  Gegenwartswert  des 
Pfandes  ist  der  Forderungsbewertung  zugrunde  zu  legen  ?  Der  Gebrauchs-, 
der  Ertrags-  oder  der  Veräußerungswert?  ^) 

1.  Die  richtige  Antwort  liegt  in  der  Mitte.  Der  der  Beleihung  als 
Basis  dienende  Wert  (Beleihungswert)  ist  das  Mittel  zwischen  Ertrags- 
und Veikaufswert.  Das  ergibt  sich  aus  dem  Zwecke,  dem  das  Pfand- 
objekt dienen  soll.  Erstens  soll  es  dauernden  Zins  für  die  Forderung 
liefern,  zweitens  soll  es  im  Falle  der  Not  auch  zur  Realisation  des  Kapi- 
tals der  Forderung,  somit  zur  Veräußerung  dienen.  Daraus  erhellt  zu- 
gleich, daß  es  in  erster  Linie  auf  den  Ertragswert  ankommt.  Nur  even- 
tuell soll  das  Pfand  zur  Deckung  der  Kapitalsumme  dienen.  Anderer- 
seits folgt  aus  dem  zweiten  Zwecke,  der  den  Pfandgegenstand  mehr  in 
Anspruch  nimmt,  daß  der  Ertragswert  außer  Betracht  bleibt,  soferne  er 
über  den  Verkehrswert  hinausgeht.  Der  der  Beleihung  zugrunde  gelegte 
Wert  darf  den  Verkaufswert  nicht  übersteigen.^) 

Kommt  ein  Grundstück  als  Beleihungsobjekt  in  Betracht,  so  steht 
nicht  der  Wert  in  erster  Linie,  den  das  Grundstück  für  jeden  dermaUgeji 
ordentlich  wirtschaftenden  Besitzer  des  Geschäftes  hat,  dem  augenblick- 
lich das  Grundstück  dient,  sondern  bedeutungsvoll  ist  in  erster  Reihe 
der  Wert,  den  das  Grundstück  in  allernächster  Zukunft  bei  ordnungs- 
mäßiger Wirtschaft  sicher  haben  und  bei  solcher  Wirtschaft  voraussicht- 


*)  Mit  Recht  hat  Hecht  als  Sachverständiger  im  Pommernbankprozeß  27.  Mai  1903 
hervorgehoben,  wie  es  unzulässig  sei,  bei  Bemessung  der  Gegeuwartstaxe  nackter  Terrains 
der  Annahme  Einfluß  zu  gewähren,  daß  das  ganze  Terrain  oder  Teile  hiervon  auf  10  Jahre 
zu  einem  namhaft  gemachten  Preis  zukünftig  verpachtet  Averden  oder  auf  dem  Terrain 
eine  elektrische  Zentralstation  künftig  zur  Errichtung  gelangt  (vgl.  Frankf.  Ztg.  vom 
'29.  Mai  1903  Nr.  148  Abendblatt). 

*i  Nach  Hecht  Frankf.  Ztg  vom  29.  Mai  1903  Nr.  148  Abendblatt  letzterer. 

«)  S  zum  Folgenden  Budde,  Beiträge  zum  ReichsHypBG.  I  (1905)  10,  14,  17,  23, 
44,  52;  Rehm  §60;  derselbe  im  Grundstücksarchiv  1,  13  ff.  In  kleinen  Städten  haben 
Grundstücke  keinen  Markt  Schon  aus  dem  Grunde  kann  die  Beleihungsfähigkeit  nicht 
allein  vom  Verkaufswerte  abhängen  [Budde,  Immobilienverkehrsbank  80). 

Kehm,  Bilanzen.    2.  Aufl.  27 
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lieh  die  ganze  Haftdauer  hiiidiircli  behalten  wird,  somit  der  Wert,  den 
das  Grundstück  in  der  Hand  ordentlicher  Ziikujißshesitzer  darstellen 
wird.  Denn  worauf  es  bei  der  Prüfung  der  Beleihungsfähigkeit  eines 
Grundstückes  ankommt,  ist  vor  allem  die  Frage,  ob  und  wie  weit  es  in 
der  Lage  ist,  dem  Gläubiger  für  jährliche  Zinsleistung  zu  haften.  Besitzt 
ein  Grundstück  Ertragsfähigkeit,  so  wird  sein  Beleihungswert  zuvörderst 
nach  dem  Ertragswert  bestimmt,  den  es  für  alle  ordentlichen  Besitzer  der 
voraussichtlichen  Haftdauer  haben  wird.^)  Nur  wenn  Ertragsfähigkeit  fehlt 
(wie  bei  rohen  Bauten  ains\  kommt  der  bei  ordnungsmäßiger  Wirtschaft 
jederzeit  erreichbare  Veräußerungswert  in  Betracht.  Soll  ein  ertrags- 
fahiges  Haus  als  Beleihungsgegenstand  dienen,  so  steht  obenan  nicht  die 
Frage:  um  welchen  Preis  kann  es  jeder  Zukunftsbesitzer  veräußern, 
sondern  die  andere:  welchen  Zins  bringt  es  jedem  späteren  ordentlichen 
BesUzerV 

2.  Der  Verkaufswert  ist  der  Regel  nach  niedriger  als  der  Ertrags- 
wert. Das  erklärt  sich  so.  Der  Käufer,  der  Hypotheken  aufnimmt, 
kauft  das  Grundstück  gewöhnlich  mit  fremdem  Geld.  Also  hat  er  Passiv- 
zinsen zu  entrichten.  Aber  zugleich  ist  natürlich  sein  Wille,  über  diese 
Zinsen  hinaus  einen  Nutzen  für  seine  Mühewaltung  zu  haben.  Dies  ist 
nur  möglich,  wenn  das  Pfand  mehr  erträgt,  als  er  zahlen  muß.  Somit 
muß  der  Ertragswert  größer  sein  als  der  Verkehrswert.  Aus  diesem 
Verhältnis  des  Verkehrs-  zum  Ertragswert  erklärt  sich,  daß  die  Garantie, 
welche  die  Hj^pothekenbanken  bei  großen  Beleihungen  neben  dem  Pfand- 
gegenstand fordern,  für  gewöhnlich  nur  eine  Ausbietungsgarantie  ist. 

3.  Der  Verkaufswert  richtet  sich  letzten  Endes  nach  dem  Material- 
wert, also  was  Grundstücke  angeht,  nach  dem  Boden-,  was  Gebäude 
angeht,  nach  dem  Bauwert.  Der  Bodenwert  ist  nach  Maßgabe  der  in 
den  letzten  Jahren  für  Grundstücke  in  gleicher  oder  gleichartiger  Lage 
gezahlten  Kaufpreise  unter  Berücksichtigung  der  Eigenart  des  abzu- 
schätzenden Grundstückes  und  des  etwa  vor  der  Bebauung  dafür  ge- 
zahlten Kaufpreises  zu  bemessen.  Bei  Feststellung  des  Bauwertes  sind 
die  Herstellungskosten  unter  angemessenem  Abzüge  für  Abnutzung  und 
Ausbesserung  zu  ermitteln.^) 

4.  Der  mittlere  Betrag  zwischen  Ertrags-  und  Materialwert  ergibt 
den  bei  der  Beleihung  anzunehmenden  Wert. 

D.  Hypothekenbank-  und  Versicherungsgesetz.    Das  wird  alles  durch  die 
Spezialvorschriften  in  HypBG.  §  12  Abs.  i  und  VAG.  §  60  Abs.  4  bestätigt. 
1.  Hier  wird  übereinstimmend  gesagt: 

a)  „Der  bei  der  Beleihung  angenommene  Wert  des  Grundstücks 
darf  den  durch  sorgfältige  Ermittlung  festgestellten  Verkaufswert  nicht 
übersteigen". 

b)  ,,Bei  der  Feststellung  dieses  Wertes  sind  nur  die  dauernden 
Eigenschaften  des  Grundstücks  und  der  Ertrag  zu  berücksichtigen,  welchen 


')  Also  ist  ein  Ertrag,  den  das  Grundstück  infolge  seiner  besonderen  wirtschaft- 
lichen Verwendung  in  der  Gegenwart  bringt,  bloß  zu  berücksichtigen,  wenn  an<rpnoininen 
werden  darf,  daß  diese  Verwendung  eine  dauernde  und  jener  Ertrag  ein  gerint^en  Schwan- 
kungen unterworfener  sein  wird.  Anders  an.sgedrückt:  die  wirtschaftliche  Bestimmung, 
die  das  Grundstück  zur  Zeit  der  Feststellung  des  Beleihungswertes  besitzt,  darf  Be- 
rücksichtigung finden,  wenn  und  soiceit  sie  eine  solche  ist,  die  sicherer  Erwartung  nach 
die  ganze  Haftdauer  liindurch  anhalten  wird. 

*)  Vgl.  Behm  S.  265. 
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das  Grundstück  bei  orduumismäßiger  Wirtschaft  jedem  Besitzer  nach- 
haltig gewäliren  kann". 
2.  Daraus  folgt: 

a)  Nur  dauernde  Eigenschaften  sind  zu  berücksichtigen,  also  solche, 
die  dafür  bürgen,  daß  das  Grundstück  auch  in  der  Zukunft  in  der  Höhe 
des  Kapitahvertes  der  Forderung  uud  Zinsenrückstände  verkäuflich   ist. 

b)  Nur  der  Ertrag  ist  zu  berücksichtigen,  den  das  Grundstück  jedem 
ordentlichen  Besitzer  nachhaltig  gewähren  kann.  Demgemäß  ist  der  Ver- 
kaufs- und  damit  der  Beleihungswert  nach  der  Ertragsfähigkeit  und  zwar 
der  dauernden,  somit  nach  dem  Ertragswert  zu  bestimmen. 

E.  Noch  ist  auf  folgendes  aufmerksam  zu  machen.  Wenn  Veräußerungs- 
gegenstände seihst  in  die  B.  einzustellen  sind,  so  darf  dies  im  deutschen 
Aktien-  und  aktienähnlichen  Recht  *)  höchstens  zum  Anschaffungs-  und 
Herstellungspreis,^)  niemals  aber  zum  höheren  Verkaufspreis  geschehen. 
Nicht  an  diesen  Rechtssatz  sind  die  Beleiher  von  Grundstücken  der  A.en 
und  ähnlicher  Wirtschaftsformen  gebunden.  Der  Bilanzwert  des  zu  be- 
leihenden Gegenstandes  ist  nicht  zum  Ausgangspunkt  für  Bemessung  der 
Beleihungsgrenze  (Beleihungstaxe)  zu  nehmen.  Bei  Bemessung  dieser  darf 
eventuell  der  Verkaufswert,  somit  auch  nicht  realisierter  Gewinn  berück- 
sichtigt werden.  Bilanzwert  der  Grundstücke  und  Beleihungswert  der 
Grundstücke  ist  etwas  verschiedenes. 

F.  In  der  Praxis  liegt  eine  gewisse  Versuchung,  den  der  Beleihung 
zugrunde  zu  legenden  Ertragswert  etwas  weitherzig  und  also  weniger 
sorgfältig  zu  bemessen,  in  der  starken  Konkurrenz  um  Gewinnung  guter 
Hypotheken.  Eine  ganze  Reihe  von  Organisationen  ist  bei  der  Anlage 
ihrer  Kapitalien  in  erster  Linie  auf  Hypotheken  angewiesen. 

In  eine  besonders  schwierige  Lage  können  die  bayerischen  Hj'po- 
thekenbanken  gelangen.  Ihren  Pfandbriefen  ist  Mündelsicherheit  gegen 
Übernahme  der  Verpflichtung  eingeräumt,  bei  Beleihung  der  Pfandbrief- 
unterlagen nicht  über  50  Prozent  des  nach  HypBG.  §  12  ermittelten  Ver- 
kaufswertes hinauszugehen.  Außerbayerische  Hypothekenbanken,  Ver- 
sicherungsgesellschaften usw.  dürfen  bis  zu  60  oder  66^/3  Proz.  des  Tax- 
wertes belehnen.  Die  bayerischen  Bodenkreditinstitute  haben  daher  Mühe, 
erststellige  Hypothekdarlehen  in  größerem  Umfange  unterzubringen,  da 
es  den  Dailehenssuchern  zumeist  nicht  sowohl  auf  niedrigeren  Zinssatz 
als  vielmehr  auf  hohe  Beleihung  ankommt.  Es  erfordert  außerordentliche 
Solidität,  der  Versuchung  zu  widerstehen,  den  zehnprozentigen  Unterschied 
im  Beleihungsmaximum  durch  weitherzigere  Bemessung  des  Taxwertes 
auszugleichen. 

IV.  Der  Eigentnmsvorbehalt  (an  Maschinen  usw.)  '^)  ist  wirtschaft- 
lich Forderung,  aber  nicht  bewertbar.  Denn  er  sichert  nur  den  ^A^ert 
der  Kaufpreisforderung;  geradeso  wie  umgekehrt  beim  Schuldner  die 
Maschinen  usw.  nicht  niedriger  zu  bewerten  sind,  denn  der  niedrigere 
Wert  (erschwerter  Pfandkredit)  wird  durch  die  Kaufpreisschuld  ausgedrückt. 


')  HGB.  §  261  Zife.  2  mit  VAG.  36.  Anders  österr.  Aktienrecht  und  deutsches 
GmbHG.  Hier  darf  der  Veräußerungsgegenstand  mit  seinem  gegenwärtigen  Verkaufs- 
wert vorgetragen  werden.  "Was  deutschen  Immobilien- Aktiengesellschaften  verboten  ist, 
ist  deutschen  Immobiliengesellschaften  m.  b.  H.  erlaubt 

')  Also  nicht,  wenn  der  Anschaffungspreis  durch  Zwischenkäufe  vorgeschobener 
Personen  oder  Gesellschaften  so  gesteigert  war,  daß  der  gegenwärtige  Verkaufswert 
hinter  ihm  zurückbleibt. 

')  §  10. 

27* 
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Bewertung  der  Forderungswertpapiere  nach,  allgemeinem 

Handelsrecht. 

§  103. 

I.  Was  die  Frage  ihrer  Bilanz fä In' gkeit  anlangt,  so  unterstehen  die 
Forderungswertpapiere  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung 
zufolge  den  für  Sachen  geltenden  Normen.  Bilanzfahig  werden  sie  grund- 
sätzlich eist  mit  körperlichem  Eingang  und  erst  mit  ihrem  körperlichen 
Ausgang  scheiden  sie  aus  dem  Vermögen  des  Kaufmanns  als  eigene  aus. 
A\'as  dagegen  die  Bemessung  ihres  Wertes  angeht,  so  gibt  ihre  wirt- 
schaftliche Natur  den  Ausschlag :  da  sie  Träger  von  Forderungsrechten  sind, 
werden  sie  bewertet  nach  den  für  Forderungen  geltenden  Grundsätzen. 

ir.  A.  Sov,^eit  sie  luirerzinslich  und  nicht ^  ViAo,  Reichskassenscheine 
und  i?«/zA7?o/c//,  jederzeit,  sondern  erst  künftig  fällig  sind,  müßte  demgemäß 
die  Regel  gelten,  daß  ihr  künftiger  Fälligkeitswert  auch  ihr  gegenwärtiger 
Bilanzwert  sei.  AMr  finden  aber  das  Gegenteil:  Bei  Wechseln,  Zins- 
koupons^  Schatzanweisungen  des  Deutschen  Reiches  und  anderen  un- 
verzinslichen, erst  künftig,  aber  doch  kurzfristig  fälligen  Forderungswert- 
papieren bildet  der  um  den  Zwischenzins  gekürzte  künftige  Fällig- 
keitswert den  gegenwärtigen  Bilanzwert.  Aber  falsch  wäre,  hieraus, 
zu  folgern,  der  Grund  liege  allein  in  der  Unverzinslichkeit  oder  gar  in 
der  künftigen  Fälligkeit.  Der  Grund  liegt  vielmehr  in  ihrer  leichten  Ver- 
käuflichkeit.  Für  ihre  Wertbestimmung  kommt  nicht  in  erster  Linie  ihr 
Fälligkeits-  oder  Einziehungs-,  sondern  ihr  Abtretungs-  oder  Verkaufs- 
wert  in  Betracht.  Was  Wechsel,  Zinskoupons,  Schatzanweisung  gemeinsam 
haben,  ist  ihre  Fälligkeit  in  verhältnismäßig  kurzer  Frist  und  die  ver- 
hältnismäßige Sicheriieit  ihrer  Einlösung  am  Verfalltage.  Aus  diesen  beiden 
Gründen  findet  ihr  Eigentümer  leicht  Käufer.  Die  Unverzinslichkeit  dazu 
erhöht  die  Verkaufsmöglichkeit,  denn  durch  sie  ist  es  auch  dem  Käufer 
erleichtert,  das  Papier  weiter  zu  geben.  Es  bedarf  nicht  jedesmal  einer 
umständhchen  Berechnung  der  Nebenforderung,  der  Zinsen. 

B.  Bei  dieser  Sachlage  ist  selbstverständlich,  daß  der  Gegenwarts- 
wert solcher  Forderungen  vom  Fälligkeitswert  verschieden,  gegen  diesen 
um  den  Zwischenzins  vom  Kauf-  bis  zum  Verfalltage  gekürzt  ist. 

1.  Der  Kaufpreis  für  die  erworbene  noch  nicht  fällige  Forderung 
wird  in  der  Regel  sofort  erlegt,  weil  der  Käufer  verfügbares  Geld  anlegen 
will.  Der  Verkäufer  hat  davon  den  Vorteil,  daß  er  jetzt  schon  bar  Geld 
oder  ein  sofort  verfügbares  Guthaben  erhält,  während  er  sonst  verfügbare 
Mittel  erst  bei  Fälligkeit  empfinge.  Er  ist  nun  in  der  Lage,  fäUige  Ver- 
bindlichkeiten zu  decken  oder  Bargeld  in  seinem  Betriebe  zu  verwenden, 
wo  er  es -nötig  hat  oder  gewinnbringender  umzusetzen  vermag,  als  wenn 
er  es  in  der  Wechselforderung  bis  zum  Verfalltag  stecken  läßt.  Für 
alle  diese  Vorteile  muß  der  Verkäufer  sich  einen  Abzug  von  der  Forde- 
rung gefallen  lassen. 

2.  Auf  der  andern  Seite  besitzt  der  Forderungskäufer  wohl  auch  einen 
Vorteil:  sein  Geld  ist  nicht  fest  angelegt;  die  Schuld  ist  kurzfristig.  Aber 
mehr  ins  Gewicht  fällt  der  Nachteil,  der  ihm  aus  dem  Kauf  erwächst. 
Es  entgeht  ihm  von  dem  Kaufpreis,  den  er  hingibt,  bis  zur  Fälligkeit 
der  gekauften  Forderung  Zins;  denn  diese  Forderung  ist  unverzinslich. 
Also  muß  der  Kaufpreis  um  den  Betrag  des  entgehenden  Zinses  niedriger 
als  der  Fälligkeitswert  der  gekauften  Forderung  sein.  Der  Zwischen- 
zins wird  davon  abgezogen.     Der  Käufer  erhält  den  Zins,  den  das  Kauf- 
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preiskapital  bis  zu  jenem  Fälligkeitstermin  erbringen  würde,  durch  Ab- 
zug vom  Kapital  im  voraus.  Das  ist  das  Wesen  des  Diskonts.  Und  so 
erklärt  sich,  daß  hier  der  Gegenwartswert  der  Forderung  mit  deren 
Fälligkeitswert  nicht  zusammenfällt.  M.  a.  W. :  es  ist  selbstverständlich, 
daß  eine  solche  Forderung,  ist  sie  am  Bilanztage  gekauft,  zu  ihrem  Kauf- 
preis bewertet  wird. 

III.  Daß  es  die  Verkauf  lichkeit  ist,  in  der  die  Ursache  der  Bewertung 
der  diskontableii  Wertpapiere  zu  ihrem  diskontierten  Werte  liegt,  ver- 
anschaulicht am  besten  die  doppelte  Art,  in  der  die  Zinskoupons  bilanz- 
mäßig behandelt  werden. 

A.  1.  Nehmen  wir  an,  ein  Kaufmann  besitzt  einen  vierprozentigen 
Pfandbrief  zu  iOOO  mit  halbjährigen  Zinsabschnitten  für  1.  April  und 
1.  Oktober.  Der  am  1.  April  fälhge  Zinsschein  wird  am  31.  Dezember 
vorher  in  der  B.  mit  10  Mk.  als  ,, verdienter  Pfandbriefzins"  gebucht. 
Anders  dagegen,  wenn  der  Kaufmann  denselben  Zinsschein  am  30.  November 
in  Zahlung  erhält.  Dann  wird  er  in  der  B.  vom  31.  Dezember  nur  mit 
seinem  um  den  Zwischenzins  gekürzten  Fälligkeitswert  angesetzt,  also 
nicht  zu  10  Mk  ,  auch  nicht  zu  9,87  Mk.,  sondern  zu  9,90  Mk. 

2.  Der  Grund  der  unterschiedlichen  Behandlung  liegt  klar  vor  Augen. 
Im  ersteren  Falle  ist  der  Zinsschein  nicht  als  leicht  veräußerliches  Wert- 
papier, als  Geldersatzmittel  in  Betracht  gezogen,  daher  Ansatz  zum  Ein- 
ziehungswert. Im  zweiten  Falle  erhielt  der  Kaufmann  den  Schein  als 
Geldsurrogat.  Daher  wird  er  auch  mit  dem  Werte  verbucht,  den  er  bei 
eventuell  weiterem  Umsatz  hat.  Dieser  Wert  ist  aber  vom  30.  November 
bis  31.  Dezember  um  etwa  3  Pfg.  gestiegen. 

B.  Weil  der  Grund  des  Zwischen  Zinsabzuges  die  leichte  Verkäuf- 
lichkeit  ist,  werden  die  leichtverkäuflichen  unverzinslichen  Wertpapiere 
eben  gewöhnlieh  diskontable  Wertpapiere  genannt. 

C.  Buchhalterisch  erfolgt  das  Ansetzen  zum  diskontierten  Wert 
entweder  so,  daß  das  Papier  unter  den  Bilanzaktiven  mit  dem  diskontierten 
Werte  erscheint  oder  so,  daß  es  hier  mit  dem  Fälligkeitswert  (Nennbetrag) 
steht  und  dafür  der  Abzug  im  Bilanzpassivum  (unter  dem  Namen  Diskont- 
oder transitorisches  Zinsenkonto)  als  Wertberichtigung  (Abschreibung). 
Letzteres  ist,  wie  gleich  zu  ersehen,  die  Pegel. 

IV.  Um  Mißverständnisse  zu  vermeiden,  sei  betont,  daß  nur  die 
Feststellung  des  Bilanzwertes  des  diskontablen  Forderungspapiers  (des 
Besitzwechsels,  der  Rimesse)  den  Abzug  des  Diskontos  vom  Fälligkeits- 
wert notwendig  macht.  Außerhalb  der  B.,  in  der  laufenden  Buchhaltung, 
bei  seinem  Eingang  wird  das  Forderungswertpapier,  wenn  es  nicht  im 
Wege  des  Diskontogeschäftes  (Wechselkaufes)  erworben  wurde,  ^)  mit  seinem 
Fälligkeitswert,  d.  i.  seinem  Erstehungspreis,  Herstellungswert,  also  dem 
Wert  gebucht,  der  dafür  ausgegeben  wurde,  „ausging". 

A.  1.  Der  Kaufmann  verkauft  1.  Dezember  um  1000  Mk.  Waren 
und  zieht  dafür  einen  Wechsel  auf  den  Käufer  mit  1.  März  als  Verfall- 
tag. 1.,  wie  31.  Dezember  beträgt  der  Wechseldiskontsatz  6  Prozent. 
Hier  wird  1.  Dezember  nicht  gebucht: 

Warenkonto 

j  Per  Wechselkonto    ....     985 
Per  Diskontokonto   ....       15 


*)  Waren-  und  Fabrikgeschäfte  (im  Gegensatz  zu  Bankgeschäften)  unterlassen 
oft  auch  dann  den  Abzug  {s.  Reisch  I  §  45,  Zimmermann  §71,  Leitner  35j.  Es  ist 
unzulässig,  weil  unstatthafte  Überbewertung  vorliegt. 


422     §  103.  Bewertung  der  Forderungswertpapiere  nach  allgemeinem  Handelsrecht. 

Wecliselkonto 
An  "Warenkonto 985  | 

Diskoutokonto 
An  A\'arenkonto 15  | 

und  dann  am  31.  Dezember: 

Wechselkonto 


An  Warenkonto 985 

An  Diskontokouto    ....         5 


Per  Bilanzkonto 990 


Diskontokonto 

An  A\'arenkonto 15  j  Per  Wechselkonto     ....       5 

Per  Gewinn-  und  Verlustkonto     10 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust 
An  Diskontokonto    ....       10  i 

Ausgangsbilanzkonto 
An  Wechselkonto     .     .     .     .     990  j 

Eröffnungsbilanz  des  neuen  Jahres 

!  1.  Jan.  Per  Wechselkonto    .     990, 


sondern  es  wird  gebucht: 


Warenkouto 

I  1.  Dez.  Per  Wechselkonto    .  1000 

Wechselkonto 


1.  Dez.  An  Warenkonto      .     1000 


31.  Dez.  Per  Bilanzkonto     .     990 
Per   Diskontokonto      10 


Diskontokonto 
An  Wechselkonto     ....       10  !  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto     10, 
und  dann  weiter  wie  oben. 

Die  10  Mk.  Verlust  werden  dann  1.  März  durch  10  Mk.  Gewinn 
ausgeglichen : 

Die  Eingangsbilanz  des  neuen  Jahres  lautet  noch: 

1.  Jan.  Per  Wechselkonto    .     990. 

In  der  B.  vom  1.  März  steht  in  den  Aktiven  statt: 

Wechsel 990  | 

Kassa 1000  | 

Also  10  Mk.  Gewinn. 

2.  a)  Die  Praxis  verfährt  in  der  Regel ')  anders.  Sie  setzt  die  Rimesse 
auch  in  der  B.  mit  1000  an  und  benutzt  das  Diskontokouto  als  Wert- 
berichtigungskonto, indem  sie  es  nicht  auf  Gewinn-  und  Verlustrechnung, 
sondern  auf  Schlußbilanzkonto  überträgt.     Die  Buchung  lautet  dann : 


')  Bei  Bankgoschäften,   anders   bei  Waren-  und  Fabrikgeschäften.     Hiezu  Adhr 
im  Bankarch.  6,  89;  Reisch  I  §  137. 
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Wechselkonto 


1.  Dez.  Au  Warenkonto   .     .1000 


Per  31.  Dez.  Per  Ausgangs- 
bilanz   1000 


1.  Jan.  An  Eingangsbilanz    .  1000 

Diskontokonto 
31.  Dez.  Au  Ausgangsbilauz         10  | 


j  1.  Jan.  Per  Eingangsbilanz         10 

Ausgangsbilauz 
31.  Dez.  Au  Wechselkonto       1000  |  31.  Dez.  Per  Diskontokouto         10 

Eiugangsbilanz 
1.  Jan.  Au  Diskontokonto    .         10  |  1.  Jan.  Per  Wechselkouto  .     1000. 

b)  Die  Natur  des  Diskoutopostens  als  Wertberichtigungsposten  tritt 
klar  hervor,  wenn  wir  annehmen,  der  Wechsel  würde  31.  Dezember  ver- 
kauft.    Danu  ist  zu  buchen : 

Wechselkouto 

An  Warenkonto     ....     1000     Per  Kassa 990 

j  Per  Diskonto 10 

Diskonto 
An  Wechselkonto  ....         10     Per  Gewinn- und  Verlust- 

;       konto 10 

Gewinn-  und  Verlust 

Au  Diskonto 10  | 

Ausgangsbilanz 

An  Kassa 990 

Hier  steht  somit  in  der  Ausgangsbilanz  nicht: 

1000  I  10 

sondern : 

990  I  ■ 

B.  Ist  der  Wechsel  am  1.  Dezember  nicht  auf  einen  Warenkäufer 
gezogen,  sondern  gekauft,  so  erscheint  er  schon  vor  dem  Bilanztag  iu  den 
Büchern  mit  seinem  diskontierten  Wert,  zu  seinem  Anschaffungspreis. 

1.  Wir  buchen,  wenn  1.  März  Verfalltag  uud  der  Diskoutosatz 
6  Prozent : 

Kassa 

I  Per  Wechsel 985 

Wechsel 

An  Kassa 985     Per  Ausgangsbilauz   .     .     .       990 

An  Diskonto 5 

Diskonto 
An  Gewinn-  uud  Verlust     .  5  | 

Gewinn-  und  Verlust 

Gewinn 
Per  Diskonto 5. 
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2.  Regelmäßig-  wird  das  Diskontokonto  als  Wertbericlitigiingskonto 
benutzt.     Dann  lautet  die  Rechnung: 


Wechselkonto 


An  Kassa 985 

An  Diskont 15 


Per  Bilanzkonto    ....     1000 


Diskonto 
Au  Gewinn-  und  Verlust     .  5     Per  Wechselkonto      ...        15 

An  Bilanzkonto      ....         10  | 

Bilanzkonto 
Wechsel 1000     Diskonto       10. 

Bewertung  der  Forderungen  und  Forderungswertpapiere 
nach  Handelssonder-  und  Verwaltungsrecht. 

§  104. 

1.  A.  1.  a)  HGB.  §  261  Ziff.  1  läßt  zu  für  „Wertpapiere  und  Waren" 
mit  Börsen-  oder  Marktpreis  höchstens  Ansatz  zum  Börsen-  oder  Markt- 
preis der  Büanzzeit,^)  sofern  dieser  Preis  jedoch  den  Anschaffungs-  oder 
Herstellungspreis  übersteigt,  höchstens  zu  letzterem.  Hierunter  fallen 
auch  die  Forderungswertpapiere  mit  Börsenpreis,  aber  eben  so  sicher  nicht 
andere  Forderungen. 

b)  Von  den  diskontablen  AVertpapieren  fallen  unter  §  261  Ziff.  1  ins- 
besondere die  im  Auslande  zahlbaren  Wechsel  (Devisen).  Aber  diese 
ausländischen  Wechsel  haben  die  Eigentümlichkeit,  daß  sich  bei  ihnen 
der  Gegenwartswert  nicht  nur  nach  dem  Betrage  des  Zwischenzinses  bis 
zum  Verfalltage,  sondern  auch  nach  den  Kursschwankungen  der  fremden 
Währung  richtet.  An  der  Berliner  Börse  gelangen  zu  regelmäßiger  Notiz 
Devisen  auf  Amsterdam,  Brüssel,  Kopenhagen,  London,  Lissabon,  Madrid, 
New-York,  Paris,  A\'ien,  skandinavische  Plätze,  Pest,  Petersbuig,  Warschau, 
italienische  Plätze  und  die  Schweiz.  Die  Wechselkurse  für  Wien  und 
Petersburg  werden  täglich  notiert,  für  die  anderen  Orte  wird  nur  an  drei 
Wochentagen  (Dienstag,  Donnerstag,  Sonnabend)  Notiz  gemacht.  Für  die 
meisten  Plätze  werden  zweierlei  Wechsel  notiert:  kurzsichtige  (mit  einer 
Laufzeit  von  8 — 14  Tagen)  und  solche  mit  langer  Sicht  (2 — 3  Monate), 
ein  Unterschied,  der  darum  von  Bedeutung,  weil  kurzfällige  nur  zum  Inkasso, 
langsichtige  dagegen  noch  zu  den  verschiedensten  Operationen  verwendet 
werden  können.  Daher  ist  der  Diskonto  für  kurzfällige  Wechsel  in  der 
Regel  höher  als  für  langsichtige.  Der  Kurswert  enthält  bereits  das  Diskonto- 
abzugsprozent. Also :  wenn  der  gegenwärtige  Börsenpreis  der  Devise  höher 
als  der  Börsenkurs,  zu  dem  sie  angeschafft  wurde,  dann  Ansatz  zu  letzterem. 

2.  HGB.  §  261  Ziff.  2  fährt  fort:  „Andere  Vermögensgegenstände 
sind  höchstens  zu  dem  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  anzusetzen." 

a)  Für  Wertpapiere  ohne  Börsenpreis  (inländische  Wechsel)  er- 
gibt sich  hiernach  folgende  Änderung  gegenüber  dem  allgemeinen  Handels- 
recht: sie  dürfen  nicht  zum  höheren  Diskontowert  des  Bilanztages, 
sondern  höchstens  zu  dem  ihrer  Anschaffung  angesetzt  werden.     Aber 


*)  Demgemäß  spiegelt  die  B.  die  Kursschwanknngen  börsengängiger  Papiere  wieder. 
Deshalb  eignen  sich  börsengängige  Wertpapiere  weniger  zur  Anlegung  dauernd  be- 
stehender Reservefonds.     Bei  Kursrückgang  i-st  da  fortwährend  Ergänzung  nötig. 
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auch  andere  Forderungen,  als  Wertpapiere  ohne  Börsenpreis  fallen  unter 
§  261  Zift".  2. 

b)  Ein  doppeltes  Bedenken  ist  nicht  zu  leugnen.  Forderungen 
werden  wohl  gekauft,  aber  nicht  hergestellt  und  dem  gewöhnlichen  Sprach- 
gebrauch gemäß  sind  Forderungen  der  Regel  nach  nicht  zur  Veräuße- 
rung, sondern  zum  Einzug  bestimmt.  Allein  in  §40,  zu  dem  §261  nur 
eine  Modifikation  darstellt,  fallen  die  Forderungen  unter  die  Vermögens- 
gegenstände; ferner  sagen  §  261  Ziff.  2  und  Ziff.  3  ganz  allgemein: 
„andere  Vermögensgegenstände",  „sonstige  Gegenstände"  und  endlich  ist 
bei  der  grundlegenden  Bedeutung,  die  der  Einteilung  aller  Güter  in  solche 
mit  Tausch-  und  solche  mit  Gebrauchswert  zukommt,  anzunehmen,  daß 
der  Gesetzgeber  mit  dem  Gegensatz  „zur  Weiterveräußerung  bestimmt" 
und  „dauernd  zum  Geschäftsbetrieb  bestimmt"  den  in  dieser  Hinsicht 
zwischen  allen  Vermögensgegenständen  bestehenden  Unterschied  hat  be- 
zeichnen wollen.  ,,Zur  Weiterveräußerung  bestimmt"  bedeutet  Umsatz 
in  eine  andere  Wertform.  Eine  solche  liegt  aber  bei  Forderungen  nicht 
bloß  vor,  wenn  sie  abgetreten,  sondern  auch,  wenn  sie  eingezogen  werden. 
Bei  nicht  zur  Ahtretiing,  sondern  zur  Einziehung  bestimmten  Forde- 
rungen ist  ihr  Veräußerungswert  im  Sinne  des  Gesetzes  dargestellt 
durch  ihren  Einziehungswert.  Es  gibt  Forderungen  mit  Einziehungs- 
und solche  mit  Abtretungswert.  Beide  haben  im  Sinne  des  Gesetzes  Ver- 
äußerungswert. 

c)  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ergibt  sich  dann  rückwärts,  daß 
die  Forderungen  schlechthin  auch  unter  §  261  Ziff.  2  fallen.  Dem  Ge- 
setzgeber liegen  auch  Forderungen  mit  Herstellungspreis  im  Sinne.  Es 
gibt  hergestellte  wie  angeschaffte  Forderungen.  Die  ersteren  sind  neu 
entstehende,  die  zweiten  bestehende,  die  gegen  Entgelt  erworben  wurden. 
Man  wende  nicht  ein:  Hergestellte  Forderungen  kennt  die  kaufmännische 
Sprache  nicht.  Sie  kennt  auch  keine  angeschafften,  sondern  nur  gekaufte, 
eingetauschte  usw. 

3.  Der  Herstellungspreis  ist  hei  Forderungen  kein  anderer,  als 
bei  Sachen.  Da  nahezu  alle  Handelsgeschäfte  in  einem  wirtschaftlichen 
Ausgleich  bestehen,  bestimmen  sich  die  Kosten  der  Entstehung  der  Forde- 
rung nach  dem  Wert  der  für  Entstehung  der  Forderung  aus  dem  Ver- 
mögen ausgegangenen  Güter,  konkret  gesproctien:  nacli  den  Preis^ 
um  welchen  die  Waren^  aus  deren  Verkauf  die  Kaufpreisforderung 
entstand,  verkauft  wurden  nebst  Spesen.  Bestimmt  sich  der  Wert 
der  angeschafften  Forderungen  nach  ihrem  eigenen  Kaufpreis  nebst 
Spesen,  so  bestimmt  sic/i  der  Wert  der  liergestellten  Forderungen 
nach  dem  Wert  der  dafür  gelieferten  Waren  oder  Leistungen  nebst 
Spesen.  Zu  diesem  Satze  wird  die  neu  entstehende,  die  hergestellte 
Forderung  bewertet.  Ich  verkaufe  auf  &edit  um  100  Mk.  Waren.  An 
Stelle  von  Warenkonto  100  tritt  Debitorenkonto  100. 

a)  Hieraus  ergeben  sich  wichtige  Konsequenzen,  Alle  Forderungen 
dürfen  in  unter  HGB.  §  261  Ziff.  2  fallenden  B.en,  wenn  sie  im  Wege 
der  entgeltlichen  Abtretung  erworben  wurden,  höchstens  zu  ihrem 
Anschaffungspreis,  wenn  sie  aus  Warenverkäufen,  Dienstleistungen, 
Miete  usw.  entstanden^  höchstens  zu  ilirem  Her. Stellungspreis  an- 
gesetzt werden,  d.  i.,  um  den  regulären  Fall  des  Warenumsatzes  anzu- 
führen, höchstens  zu  dem  Preise,  um  welchen  die  Waren  verkauft 
wurden. 
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b)  Die  Bedeutung  des  Unterschiedes  gegenüber  dem  allgemeinem 
Rechte  zeigt  sich,  wenn  wir  zu  den  Beispielen  zurückgehen,  mit  welchen 
wir  die  Lehre  von  der  Forderungs-  und  Verbindlichkeitsbewertung  im 
allgemeinen  in  §  101  III  beleuchteten. 

«)  Wir  erklärten  nach  gemeinem  Handelsrecht  folgendes  für  zu- 
lässig. Ein  Kaufmann  kauft  15.  Dezember  ,100  Stück  Aktien  zum  Kurse 
von  100  gegen  Kassa  und  verkauft  sie  20.  Dezember  für  31.  Januar  zum 
Kurse  von  110.  Kassakurs  der  Papiere  am  31.  Dezember  100,  Ultirao- 
kurs  für  nächstes  Monat  110.     Wir  bezeichneten  als  statthaft,  zu  buchen: 

Effekten 100  000 


Kaufpreisforderung      .     .     110000 


Lieferungsverbindlickeit  .     100  000. 


Gemäß  HGB.  §  261  Ziff.  2  darf  eine  A.  und,  was  ihr  gleichgestellt  ist, 
nur  buchen : 

Effekten '.     100000  i 

Kaufpreisforderung.     .     .     100  000  |  Lief erungs Verbindlichkeit     100000. 

Denn  der  Herstellungswert  der  Kaufpreisforderung,  der  durch  den 
Wert  der  Lieferungsverbindlichkeit  dargestellt  ist,  gegen  deren  Eingehen 
die  Kaufpreisforderung  erworben  wurde,  beträgt  nur  100  0000  (nebst  Spesen). 

Wir  wissen,  daß  die  ordnungsmäßige  Buchführung  abgekürzt  bucht : 

Verkaufte  Aktien    .     .     .     110000  j 

In  diesem  Falle  folgt  aus  der  Sachnatur  der  Aktien,  daß  der  Wert- 
überschuß der  Kauf  Preisforderung  nicht  eingesetzt  werden  darf.  Denn 
Sachen,  also  auch  Wertpapiere  sind  unbestrittenermaßen  höchstens  zu 
ihrem  Anschaffungspreis  zu  buchen.  Vom  Standpunkt  der  abgekürzten 
Buchführung  aus  erscheint  110  000  als  Verkaufspreis  verkaufter,  aber 
noch  nicht  gelieferter  Werfpapiere.  Diese  dürfen  aber  höchstens  zu  ihrem 
Anschaffungswerte  angesetzt  werden. 

Daß  Simon  und  Staub  sich  durch  diese  Erwägung  nicht  gebunden 
erachten,  wissen  wir  bereits.^)  Es  sei  auch  gegenüber  dem  Wortlaut  von 
HGB.  §  261  Ziff.  1  und  2  daran  festzuhalten,  daß  der  Kurs  110  „nicht 
nur  den  Wert  der  Aktien,  sondern  zugleich  den  Wert  des  Engagements" 
enthalte.*)  Allein  es  muß  doch  bei  Auslegung  des  Gesetzes  von  der  Auf- 
fassung der  tatsächlichen  Vorgänge  ausgegangen  werden,  die  in  den  Kreisen 
herrscht,  deren  Rechtsverhältnisse  vom  G.  geregelt  w^erden.  In  der  Sprache 
ordnungsmäßiger  kaufmännischer  Buchführung  fallen  derartige  Verkäufe 
allein  unter  den  Begriff'  ,, verkaufte  Muiren".  Der  in  Wirklichkeit  damit 
verbundene  Forderungsgedanke  tritt  gar  nicht  hervor.  Wird  aber  der 
Ausdruck  „verkaufte  Waren  (Wertpapiere)"  völlig  durch  den  Wortlaut 
einer  gesetzlichen  Bestimmung  gedeckt,  dann  ist  die  Auslegung  auch  an 
diesen  Wörtlaut  gebunden. 

,i)  Das  zweite  Beispiel  ist:  Der  Kaufmann  hat  die  Aktien,  die  er 
für  Ultimo  Januar  verkauft,  noch  nicht  in  Händen,  aber  den  Kauf  hierüber 
bereits  und  zwar  zum  Kurs  100  abgeschlossen. 

Nach  allgemeinem  Handelsrecht  darf  hier  gebucht  werden: 

Effektenkaufpreisforde-  1 

rung 110  000  I 

aber  nicht  nach  Aktienrecht.    Hierüber  besteht  nur  eine  Meinung.   Aber 
warum?   Die  Begründung  aus  dem  Wortlaut  des  G.  fehlt.    „Der  Gewinn 

')  S.  oben  §  28. 
*;  Simon  185,  352. 
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sei  noch  nicht  realisiert";^)  „bei  schwebenden  Engagements  müsse  der 
Anschaffungspreis  (der  Waren)  als  zulässiger  Höchstbetrag  gelten";'^)  „erst 
ein  der  Gesellschaft  tatsächlich  zugeflossener  Gewinn  sei  ausatzfähig".') 
Warum  diese  Umschweife?  Der  unmittelbare  Gesetzestext  gibt  die  Ant- 
wort: alle  Vermögensgegenstände  dürfen  höchstens  zu  ihrem  Herstellungs- 
preise bewertet  werden,  also  auch  Forderungen.  Der  Herstellungswert 
der  Forderung  aus  dem  schwebenden  Verkaufsgeschäft  beti-ägt  lediglich 
100  000 ;  das  ist  der  Wert  der  gegenüberstehenden  Lieferungsverptiichtung. 

c)  Ein  weiteres  Beispiel  ist  dieses:  Eine  Konsortialbeteiligung  (Gesell- 
schaftseinlage) besteht  nicht  in  Effekten,  also  ist  sie  unter  den  Debitoren 
zu  buchen.^)  Einschließlich  Spesen  wurden  100  000  eingelegt.  Die  Ein- 
lage trägt  hohen  Zins.  Also  ist  der  Wert  der  Kapitalbeteiligung  gestiegen. 
Trotzdem  darf  sie  nicht  über  die  Herstellungskosten  angesetzt  werden. 

4.  Die  Folgerungen  aus  unserer  Auslegung  gehen  noch  weiter.  Sie 
gelten  nicht  bloß  für  Geld-,  sondern  auch  für  andere  Forderungen.  Eine 
A.  kauft  15.  Dezember  100  Aktien  für  Ultimo  Januar  nächsten  Jahres 
zum  Kurse  100.  31.  Dezember  stehen  die  Papiere  HO.  Um  was  es  sich 
handelt,  das  ist  die  Bewertung  einer  Forderung  auf  Lieferung  von  1 00  Aktien. 
Zu  buchen  ist  an  sich: 

Effektenüeferungsforde-  1  Effektenkaufpreisschuld  .     100  000. 

rung 100  000  1 

Aus  welchem  Grunde  darf  der  AVert  der  Forderung  nicht  um  10  000  er- 
höht werden? 

Simon^)  meint,  man  werde  den  A7ischaffungs\)Yeis  (der  Wertpapiere) 
auch  bei  schwebenden  Kaufengagements  als  Höchstbetrag  ansehen  müssen. 
Allein  wie  soll  hier  der  Anschaffungspreis  der  Wertpapiere  maßgebend 
sein?  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  hierüber  beziehen  sich  nur  auf 
eigene  Effekten.  Hier  stehen  Effekten  iii  Frage,  die  der  Gesellschaft 
weder  wirtschaftlich  schon  zugehöreu  oder  gar  schon  bei  ihr  eingegangen  sind. 
Der  wirkliche  Grund  ist:  Forderungen  dürfen  im  Aktienrecht  höchstens 
zu  ihrem  Herstellungswerte  angesetzt  werden.  Der  Aufwand  für  Ent- 
stehung der  Lieferungsforderung  besteht  aber  im  Eingehen  einer  Kauf- 
preisschuld im  Werte  von  nur  100  000  Mk. 

B.  Wir  haben  bisher  ex  professo  nur  von  der  Umgestaltung  gesprochen, 
welche  die  Bewertung  der  einfachen  Forderungen  im  Aktien-  und  Ver- 
sicherungsrecht empfängt.  Rein  systematisch  betrachtet,  wäre  noch  zu 
reden  von  der  Bewertung  der  in  Werfpapieren  verkörperten  Forde- 
rungen. Allein  die  Beweisführung,  daß  auch  nicht  wertpapierartig  ver- 
briefte Forderungen  unter  HGB.  §  261  Ziff.  2  fallen,  hat  nötig  gemacht, 
die  Grundsätze  des  HGB.  über  aktienrechtliche  Wertpapierbewertung  be- 
reits zu  erörtern. 

C.  Zu  erwähnen  ist  noch,  daß  die  Vorschrift,  die  Vermögensgegen- 
stände höchstens  zu  ihrem  Herstellungs-  oder  Anschaffungspreise  zu  be- 
werten, im  deutschen  GmbHG.  (§  42  Ziff.  1)  lediglich  für  Betriebs-,  nicht 
für  Veräußerungsgegenstände  gilt  (also  nur  für  Forderungen,  die  Dauer- 
besitz sind). 


^)  So  Simon  353. 

»)  Staub  26124. 

')  Lehmann,  Kommentar  §  261. 

*)  §  101  S.  409  Anm.  2. 

»J  S.  353. 
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11.  Hypothekenbankrecht.  A.  Die  Frage  der  Bewertunj?  der  Deckuiigs- 
hypotheken  ist  nicht  ganz  einfach.^)  Den  Schlüssel  zu  ihrer  Lösuug 
liefert  die  Erkenntnis  einer  Einteilung  der  Deckungshypotheken,  die  nicht 
an  der  OberÜäche  liegt  und  nur  für  Deckungshypotheken  zutrifft.  Es 
ist  ihre  Einteilung  in  Deckungshypotheken,  die  auf  die  ,, vorschriftsmäßige"  ^) 
Deckung  der  Pfandbriefe  in  Ansatz  kommen  können,  und  in  Deckungs- 
hypotheken, bei  denen  dies  nicht  statthaft  ist.-') 

B.  Wolil  sagt  Hj'pBG.  §  10:  „Als  Deckung  für  Hypothekenpfand- 
briefe dürfen  nur  Hypotheken  benutzt  werden,  Avelche  den  in  den  §^11,12 
bezeichneten  Erfordernissen  entsprechen".  Allein  falsch  wäre  daraus  zu 
schließen,  daß  Hypotheken  ohne  diese  Erfordernisse,  die  trotzdem  zur 
Deckung  verwendet   werden,   keine   rechtsgültige  Deckung  bewirken. 

Das  Gesetz  bringt  genugsam  zum  Ausdruck,  daß,  wer  solche  Hypo- 
theken verwendet,  im, Prinzip  verwaltungsrechtlich  unerlaubt,  aber  niclits- 
destoweniger  privatrechtlich  wirksam  handelt.  Derartige  Hypotheken 
kommen  auf  die  vorgeschriebene  Deckung  nicht  in  Anrechnung,  verfallen 
aber  dem  vorzugsweisen  Konkursbefriedigungsrecht,  mit  dem  HypBG. 
§  35  die  Pfandbriefgläubiger  gegenüber  den  in  das  Hypothekeni-egister 
eingetragenen  Hypotheken  ausstattet.  §  35  gewährt  dieses  Vorzugsrecht 
„in  Ansehung  der  Befriedigung  aus  den  in  das  Hypothekenregister  ein- 
getragenen Hypotheken  und  AVeVtpapieren",  somit  für  alle  eingetragenen 
Hypotheken  und  Wertpapiere,  auch  solche,  die  den  Erfordernissen  der 
§§11  und  12  nicht  entsprechen.  §  30  HypBG.  gibt  dem  Treuhänder 
nur  ein  Recht  darauf  zu  achten,  daß  die  vorschriftsmäßige  Deckung  jeder- 
zeit vorhanden  sei.  Weder  ihm  noch  den  Pfandbriefgläubigern  steht 
eine  Klage,  also  ein  Privatrecht  auf  Vorhandensein  solcher  Deckung  zu. 
Unterläßt  die  Bank  eine  solche  Deckung,  so  verletzt  sie  nur  eine  Pflicht 
gegenüber  dem  Staate,  nicht  gegenüber  den  einzelnen  Pfandbriefgläubigern. 
Die  Deckungsvorschriften  des  Gesetzes  dienen  zum  Schutze  der  Allge- 
meinheit, nicht  der  einzelnen  Pfandbriefgläubiger.  Daher  beraubt  das 
Gesetz  Deckungsh3T)otheken,  die  gegen  sie  verstoßen,  privatrechtlicher 
Wirkung  nicht.  Den  einzelnen  Pfandbriefgläubigern  würde  dadurch  mehr 
geschadet,  als  der  Allgemeinheit  genützt.  Die  Sicherheit  des  Privat- 
rechtsverkehrs würde  unverhältnismäßig  beeinträchtigt,  derselbe  Gesichts- 
punkt, aus  dem  Pfandbriefe,  die  ohne  Konzession  zum  Hypothekenbank- 
betriebe ausgegeben  werden,  privatrechtlich  gültig  sind. 

Wir  formulieren  das  Vorgetragene  noch  in  der  Sprache  des  Gesetzes. 
Das  Gesetz  gebraucht  für  Deckungshypotheken :  zur  Deckung  bestimmte 
(benutzte,  verwendete)'')  Hypotheken.  Und  diese  zur  Deckung  bestimmten 
Hypotheken  zerfaUen  wieder  in  ,,zur  Deckung  geeignete"'  -')  und  in  hierzu 
ungeeignete.  Jede  in  das  Hypothekenregister  eingetragene  Hypothek 
wird  den  Pfandbriefgläubigern  verfangen,  nur  die  den  §§  11  und  12 
entsprechende  ist  auf  die  vorschriftsmäßige  Deckung  des  §  6  Abs.  1 
anrechenbar.  Die  eine  Hypothek  ist  nur  gültiges,  die  andere  auch 
vorschriftsmäßiges  Pfandbriefdeckungsmittel ;  die  eine  hat  lediglich  (privat- 
rechtlichen) Befriedigung^-,  die  andere  auch  (verwaltungsrechthchen) 
I)eckiuigsivert. 


»)  S.  zum  Folgenden  Rehm  in  ZHR.  64,  302  ff. 

*)  HypBG.  §§  30,  37,  6  Abs.  4. 

*)  Vgl.  zum  Folgenden  auch  Budde,  Iramobilienverkehrsbank  83  ff. 

♦)  §§  30,  24,  22,  12  Abs.  3,  10,  6  usw. 

*)  §  23  Ab.s.  2. 
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C.  Nun  ist  aber  möglich,  daß  eine  zur  Deckung  verwendete 
Hypothek  den  Erfordernissen  der  §§11  und  12  zu  einem  Teile  genügt, 
zu  einem  anderen  niclit.  Sollen  solche  Hypotheken  in  ihrer  vollen  Höhe 
den  Ptandbriefgläubigern  haften,  aber  auch  in  ihrer  vollen  Höhe  zur  An- 
rechnung auf  die  vorgeschriebene  Deckung  ungeeignet  sein? 

Das  würde  zur  Voraussetzung  haben,  daß  die  Erfordernisse  der 
§§11  und  12  alle  gleich  schwer  wiegen.  Das  ist  indes  nicht  der  Fall. 
Die  Erfordernisse  des  §  12  sind  von  denen  des  §  11  der  Bedeutung  nach 
verschieden.  Die  des  §  12  betreffen  die  Beleihungsfähigkeit,  die  des  §  11 
den  Beleihungswert  der  Grundstücke,  die  einen  also  ein  qualitatives,  die 
anderen  ein  quantitatives  Element  der  Grundstücke.  Hieraus  folgt  von 
selbst:  die  in  das  Hypothekenregister  eingetragene  Hypothek  an  einem 
gesetzlich  beleihungsunfähigen  Grundstücke,  z.  B.  an  einem  Bergwerke, 
muß,  auch  wenn  sie  den  Beleihungsgrad  erreicht,  von  der  Anrechnung 
auf  die  vorschriftsmäßige  Deckung  in  ihrer  vollen  Höhe  ausgeschlossen 
bleiben ;  die  Hypothek  an  einem  beleihungsfähigen  Grundstücke  dagegen, 
die  den  Beleihungswert  des  Grundstückes  übersteigt,  darf  bis  zu  diesem 
Beleihungswerte  als  vorschriftsmäßige  Deckung  in  Ansatz  gebracht  werden. 
Sie  darf  bis  dahin  zur  Deckung  dienen.  Sie  ist  bis  dahin  nicht  nur 
gültige,  sondern  auch  vorschriftsmäßige  Deckungshypothek.  Ein  Grund- 
stück hat  einen  Ertragswert  von  100  000  Mk.  Sein  gesetzlicher  Be- 
leihungswert beträgt  demgemäß  60  000  Mk.  Der  Ertrag  des  Grundstückes 
ist  vorzüglich  und  nachhaltig.  Es  ist  daher  mit  66  606^3  Mk  beliehen. 
Wird  diese  Hypothek  in  das  Hypothekenregister  eingetragen,  so  darf  sie 
bis  zum  Betrage  von  60000  Mk.  auf  die  vorgeschriebene  Deckung  in 
Ansatz  gebracht  werden ;  den  Pfandbriefgläubigern  ist  sie  in  ihrer  vollen 
Höhe  von  h6  666  ^h  Mk.  verhaftet. 

Das  würde  auch  gelten,  wenn  das  Gesetz  nichts  darüber  bestimmte. 
Es  folgt  aus  dem  Wesensunterschiede  der  Beleihungserfordernisse.  Aber 
das  Gesetz  hat  die  Eegel  auch  zum  Ausdruck  gebracht.  In  §  6  Abs.  3 
und  §  '^3  Abs.  2  ist  es  geschehen. 

§  6  Abs.  3  bestimmt:  ,, Steht  der  Bank  eine  Hypothek  an  einem 
Grundstücke  zu,  das  sie  zur  Verhütung  eines  Verlustes  an  der  Hypothek 
erworben  hat,  so  darf  diese  als  Deckung  von  Hypothekenpfandbriefen 
höchstens  mit  der  Hälfte  des  Betrages  in  Ansatz  gebracht  werden,  mit 
welchem  sie  vor  dem  Erwerbe  des  Grundstückes  durch  die  Bank  als  Deckung 
in  Ansatz  gebracht  war".  Davon,  daß  die  Hypothek  auch  nur  in  dieser 
Höhe  den  Pfandbriefgläubigern  allein  hafte,  sagt  das  Gesetz  nichts.  Es 
macht  von  §  35  keine  Ausnahme.  Und  nach  ihm  steht  den  Pfandbrief- 
gläubigern an  allen  eingetragenen  Hypotheken  ein  abgesondertes  Befriedi- 
gungsrecht uneingeschränkt  zu,  also  soweit  wie  der  ganze  Wert  jeder 
eingetragenen  Hypothek  reicht.  Daß  die  Hypothek  des  §  6  Abs.  3  dem 
Vorzugsrechte  der  Pfandbriefgläubiger  in  ihrer  vollen  Höhe  unterworfen 
ist,  bestätigt  die  Begründung  des  Gesetzentwurfes.^) 

Noch  unmittelbarer  erhellt  die  Regel  aus  §  23  Abs.  2 :  ,,Sind  in  dem 
Register  Wertpapiere  oder  solche  Hj^potheken  eingetragen,  die  nicht  ihrem 
vollen  Betrage  nach  zur  Deckung  geeignet  sind,  so  ist  in  der  Bekannt- 
machung anzugeben,  mit  welchem  Betrage  die  Wertpapiere  oder  die  Hypo- 
theken als  Deckung  in  Ansatz  kommen",  d.  h.  als  geeignete,  vorschrifts- 
mäßige Deckung  in  Ansatz  kommen.    xVls  gültige  Deckung,  als  Befriedigungs- 


')  Reichstag  X.  LegPer.  Sess.  I  1898—1900,  Drucks.  Anl.-Bd.  11  S.  938. 
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gegenständ  des  §  35  kommen  sie  ihrem   vollen  Betrage  nach  in  Ansatz. 
Letzteres  bestätigen  auch  hier  die  Gesetzmateriahen.^) 

D.  §  24  Zitf.  1  des  Hypothekenbankgesetzes  schreibt  vor,  daß  in  der 
Jahres/>77<7//r  als  selbständiger  Posten  nnd  unter  Anführung  dieser  seiner 
Benennung  anzuführen  sei  „der  Gesamtbetrag  der  zur  Deckung  der  Hypo- 
thekenpfandbriefe  bestimmten  Hypotheken  und  Wertpapiere". 

Den  Gegensatz  bildet  der  Gesamtbetrag  der  zu  solcher  Deckung 
geeigneten  Hypotheken  und  Wertpapiere.  Aus  dem  bisherigen  ergibt  sich, 
daß  diese  Gesamtbeträge  sich  nicht  decken  müssen.  Der  Gesamtbetrag 
der  zur  Pfjindbriefdeckung  bestimmten  Hypotheken  und  Wertpapiere  wird 
durch  deren  Befriedigungswert,  der  Gesamtbetrag  der  hierzu  geeigneten 
Hypotheken  und  \\'ertpapiere  wird  durch  deren  Deckungswert   beziifert. 

Der  Befriedigungswert  (des  §  35)  ist  ein  privatrechtlicher  Wert.  Hier 
kommen  DeckungshypQtheken  und  Effekten  als  Geschäftsausstände  in  Be- 
tracht nnd  bewerten  sich  daher  ebenso  wie  sonstige  Geschäftsforderungen 
von  Aktiengesellschaften,  also  nach  HGB.  §§  40  und  261  Ziff.  2  und  3. 
Die  Hj'potheken  dürfen  deshalb  in  der  Bilanz  angesetzt  werden  höchstens 
zu  ihrem  Veräußerungswerte  und,  ist  dieser  höher  als  ihr  Einstandspreis, 
höchstens  zu  letzterem.  Das  Bewertungsmaximum  der  Deckungseffekten 
ist  der  Börsenpreis  des  Jahresschlußtages;  wenn  dieser  aber  ihren  Er- 
werbspreis übersteigt,  der  letztere. 

Diesen  Werten  steht  gegenüber  der  Deckungswert.  Er  beträgt  ge- 
setzlich für  Hypotheken  60  Prozent  des  Grundstückswertes,  für  Wert- 
papiere 5  Prozent  ihres  Nennwertes  unter  ihrem  jeweiligen  Börsenpi-eise.^) 

Hieraus  folgt:  in  der  Bilanz  dürfen  die  Deckungshypotheken  und 
Deckungseffekten  über  ihren  verwaltungsrechtlichen  Deckungswert  hinaus 
bewertet  werden.  Die  Hypothekenbanken  sind  rechtlich  nicht  verpflichtet, 
den  Betrag,  um  den  der  handelsrechtliche  Wert  der  Deckungshypotheken 
und  Deckungseffekten  deren  verwaltungsrechtlichen  Deckungswert  über- 
steigt, in  der  Bilanz  als  stille  Reserve  zu  behandeln.  Sie  dürfen  über 
die  Differenz,  wenn  sich  durch  sie  ein  Reingewinnsaldo  ergibt,  verfügen, 
den  Zwangsreservefonds  daraus  speisen,  andere  offene  Reserven  (z.  B. 
Pfandbriefreserven)  damit  ausstatten,  den  Überschuß  als  Dividende  ver- 
teilen usw. 

E.  Die  praktische  Bedeutung  des  Ergebnisses  sei  noch  an  einem 
Beispiele  veranschaulicht. 

Eine  Hypothekenbank  habe  20  Mill.  j\[k.  Grundkapital  und  5  Mill. 
Reserven.  Die  von  ihr  in  Umlauf  gesetzten  Pfandbriefe  betragen  60  Mill.  Mk. 
Ihnen  stehen  als  Deckung  Hypotheken  gegenüber  mit  einem  Beleihungs- 
werte  von  60,  einem  Verkehrswerte  von  65  Mill.  Mk.  Außerdem  soll  die 
Bank  noch  15  Mill.  freie  Hypotheken  und  im  übrigen  10  Mill.  Aktiva  besitzen. 

Dann  hat  die  Bilanz  nicht  zu  lauten: 

Deckungshvpotheken         60  000  000      Grundkapital       .     .     .  20000  000 

Sonstige  Hypotheken        15  000  000      Pfandbriefe    ....  60000000 

Weitere  Aktiva  .     .         10  000  000  1  Reserven 5000000 

j  Gewinn      .....  0 

85000000  I  85 000 000 


')  Reichstag  X.  LegPer.  Sess.  I  Dnicks.  Anl.-Bd.  III  S.  2167. 
»;  HypBG.  §§  11  und  6  Abs.  4. 
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Sondern  die  Bilanz  darf  lauten: 

Deckungshvpotheken         65  000  000  |  Grundkapital       .     .     .  20  000000 

Sonstige  Hypotheken        15  000  000  1  Pfandbriefe     ....  60000000 

Weitere  Aktiva  .     .         10  000  000  \  Reserven 5  000  000 

Gewinn 5000  000 


90  000  000  :  90  000  000 

Alles  wegen  des  Unterschiedes  von  gültigen  und  vorschriftsmäßigen 
Deckungsmitteln. 

III.  Versicherungsrecht.  Auch  im  Versicherungsrecht  ist  zwischen  zur 
Bedeckung  der  rechnungsmäßigen  Prämienreserve  verwaltungsrechtlich  ^) 
geeigneten  und  verwendeten  Forderungen  zu  unterscheiden.  Die  Grenze 
des  ,, sicheren",  d.  h.  vorschriftsmäßigen  Anlagewertes  ist  keineswegs 
die  Höchstgrenze  des  Bilanzwertes. 

IV.  Notenbankenrecht.  Ebenso  enthält  das  deutsche  Bankgesetz  keine 
Spezialbestimmungen  über  Forderungsbewertung, 

Nach  §  44  ist  es  Privatnotenbanken,  deren  Noten  auch  außerhalb 
des  Staates,  der  ihnen  die  Notenausgabenbefugnis  erteilte,  zu  Zahlungen 
gebraucht  werden  dürfen,  verboten,  ihre  Betriebsmittel  in  anderen  Ge- 
scbäften  anzulegen,  als  denjenigen,  welche  RBG.  §  13  Ziff.  1 — 4  der  Reichs- 
bank gestattet.  Aber  dadurch  sind  die  Banken  ebenfalls  nur  verwaltungs- 
rechtlich, nicht  in  ihrer  handelsrechtlichen  Bewertung  gebunden. 

Zweifelhafte  und  uneinbringliche  Forderungen. 

§  105. 

Wir  haben  bisher  nur  von  der  normalen  Bewertung  der  Forderungen 
gesprochen.  Ansetzung  der  Forderungen  zu  ihrem  Anschaifungs-,  Her- 
stellungs-  oder  Abtretungs-  oder  Börsen-  und  Marktwert  hat  im  allgemeinen 
wie  im  besonderen  Handelsrecht  zur  Bedingung,  daß  die  Forderung  „sicher"  ^ 
ist.  Unsichere  Forderungen  dürfen  nicht  zu  ihrem  Nennbetrag,  nominellen 
Einziehungswert  angesetzt  werden,  sondern  nur  zu  ihrem  tatsächlichen.^) 
,, Zweifelhafte  Forderungen,  lautet  die  Regel  des  alten  (Art.  31  Abs.  3) 
und  neuen  HGB.  (§  40  Abs.  3),  sind  nach  ihrem  wahrscheinlichen  Werte 
anzusetzen,  uneinbringliche  Forderungen  abzuschreiben."  Zweifelhaftig- 
keit  liegt  vor,  wenn  Umsatz  in  Geld  oder  Geldeswert  in  vollem  Betrage 
unwahrscheinlich  ist.  Uneinbringlichkeit,  wenn  jede  Realisierung  in  ab- 
sehbarer Zeit  nicht  zu  erwarten  ist. 

I.  Zweifelhaftigkeit  und  Uneinbringlichkeit  kann  auf  rechtlichen 
oder  auf  tatsächlichen  Gründen  beruhen.  Indes  hat  der  Unterschied 
keine  hervorragende  Bedeutung.  Worauf  es  ankommt,  ist  die  wirtschaft- 
liche Wirkung  des  Grundes.  Eine  Forderung  kann  rechtlich  klagbar  und 
wirtschafthch  wertlos  und  ebenso  rechtlich  nicht  einklagbar  und  wirt- 
schafthch  vollwertig  sein.  Im  Auge  zu  behalten  ist,  daß  nach  ihrer  Eigen- 
schaft als  Vermögensgegenstand  auch  bei  der  Forderung  der  Bilanzwert 
nach  dem  Werte  bemessen  werden  muß,  den  sie  für  Jeden  verständigen  Be- 
sitzer des  betreifenden  Geschäftes  hätte. 


')  VAG.  §§  59,  60,  9  Nr.  8;  österr.  Vers -Reg.  §  30  Ziff.  8. 
«)  BGB.  §  18IJ7  Abs.  1  und  2:  „Sichere  Hypothek";  YAG.  60. 
*)  Außerdem  ist  selbstverständlich  bei  allen   hn  Ausland  zahlbaren  Forderungen 
der  Kursstand  der  auswärtigen  Währung  zu  beachten. 
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A.  Ziveifelhaftiglxcit  und  UneinhringUchkeit  aus  rechtlichen 
Gründen. 

1.  Nicht  jede  Forderung,  die  bestritten  wird  (streitige  Forderung), 
ist  aus  diesem  Grunde  schon  zweifelhaft.  Werden  vom  Schuldner  gegenüber 
klaren  Ansprüchen  Einwendungen  erhoben,  die  offenbar  nur  der  Prozeß- 
verschleppung dienen  sollen,  so  liegt  noch  keine  dubiose  Forderung  vor.') 

2.  Forderungen,  welchen  ein  Rechtseinwand  entgegengesetzt  werden 
kann,  sind  darum  nicht  schlechthin  uneinbringlich  oder  nur  zweifelhaft. 
A\'ohl  genügt  zur  Ansetzung  mit  vollem  Betrag  nicht  die  allgemeine  Er- 
wägung, ehrenhafte  Leute  erheben,  wenn  sie  an  sich  den  Anspruch  an- 
erkennen müssen,  nicht  die  Verjährungseiurede,  anständige  Leute  unter- 
lassen den  Differeuzeinwand.  Aber  wenn  nach  der  Lage  des  konkreten 
Falles  sicher  angenommen  werden  darf,  daß  dieser  Schuldner  jedem  ver- 
ständigen Besitzer  des  Geschäftes  die  Schuld  bezahlen  wird,  trotzdem  sie 
bestimmt  oder  möglicherweise  nicht  klagbar  oder  durch  Einrede  entkräft- 
bar ist,  darf  die  Forderung  in  ihrer  vollen  Höhe  bewertet  werden ;  und 
sogar,  sofern  sich  mit  Sicherheit  nur  erwarten  läßt,  daß  der  Schuldner 
dem  gegenwärtigen  Inhaber  gegenüber  von  einer  Einrede  absehen  wird, 
liegt  keine  Ursache  vor,  unter  dem  Vollwert  einzustellen,  wenn  die  Forde- 
rung vom  gegenwärtigen  Geschäftsbesitzer  selbst  zum  Einzug  gebracht, 
nicht  abgetreten  werden  soll.  Ist  es  nicht  als  sicher,  sondern  nur  als 
wahrscheinlich  vorauszusetzen,  daß  die  Einrede  unterbleibt,  so  ist  die 
Forderung  als  dubiose  niedriger  zu  bewerten.*) 

a)  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  die  verjährte  Forderung  jeden- 
falls nicht  im  geringsten  abzumindern,  wenn  sie  durch  Pfand  voll  gedeckt 
ist.  Denn  nach  BGB.  §  223  hindert  die  Verjährung  eines  Anspruches, 
für  den  eine  Hypothek  oder  ein  Pfandrecht  besteht,  den  Berechtigten 
nicht,  seine  Befriedigung  aus  dem  verhafteten  Gegenstande  zu  suchen. 
Aber  auch,  wenn  die  verjährte  Forderung  unbedeckt  ist,  ist  sie  nicht 
ohne  weiteres  als  uneinbringlich  abzuschreiben,  sondern  es  ist  nach  Lage 
des  einzelnen  Falles  zu  würdigen,  in  welchem  Maße  die  Zahlung  trotzdem 
erwartet  werden  darf. 

b)  Nicht  einklagbare  Forderungen  sind  abzumindern  oder  ganz 
abzuschreiben,  sofern  der  Gläubiger  nicht  mit  voller  Sicherheit  auf  den 
Eingang  der  Forderung  trotz  Klaglosigkeit  rechnen  kann.'^) 

8.  Eechthch  uneinbiinglich  wird  eine  Forderung,  sobald  über  sie 
em  Vergleich  oder  Zwangsvergleich  geschlossen  wird,  durch  den  der 
Gläubiger  auf  sie  ganz  oder  teilweise  verzichtet, 

4.  Das  GmbHG.  §  42  Ziff.  3  gestattet,  Nachschußansprüche,  von 
deren  Erfüllung  sich  der  Gesellschafter  durch  Preisabgabe  seines  Geschäfts- 
anteils befreien  kann,  schlechthin  als  aus  Rechtsgründen  uneinbringlich 
zu  behandeln. 

5.  Selbstverständlich  sind  rechtlich  und  wirtschaftlich  nicht  existie- 
rende Forderungen  unbewertbar.  Dagegen  können  Forderungen  schon 
vor  ihrer  rechtlichen  Existenz  wirtschaftlichen  Wert  besitzen.') 


')  Simon  419.  Ein  im  Prozeßweg  bestrittener  Anspruch  auf  Proyision  darf  insofcme 
bei  der  Gewinnverteilung  als  Gewinn  herangezogen  werden. 
*)  S.  Zimmermann  §  69  (Literatur). 
»)  Vgl.  Simon  im  Bankarchiv  Jahrg.  II  (1903)  S.  68» 
*)  Oben  §  15. 
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B.  Ziveifelhaftifjkeit  nnd  UneinhringUchkeit  aus  tatsächlicheji 
Gründen  können  sich  ergeben :  ^) 

1.  Aus  der  Prozeßlage  der  eingeklagten  Forderung  (nachteilige 
Rechtsanschauung  des  Erstrichters,  ungünstige  Zeugenaussagen)  oder  aus 
der  Schwierigkeit  oder  rechtlichen  oder  tatsächlichen  Unmöglichkeit  der 
Verfolgung  des  ausländischen  Schuldners,  oder  sonst  aus  mangelnder 
Sicherheit,  Schnelligkeit  der  Rechtspflege  oder  zu  starker  Höhe  der  Ge- 
richts- oder  Prozeß  kosten. 

2.  Aus  der  teilweisen  oder  gänzlichen  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuld- 
ners, wenn  die  Forderung  unbedeckt  ist.^) 

3.  Aus  AVertrückgang  oder  Wertlosigkeit  des  Pfandes,  Zahlungs- 
unfähigkeit des  Bürgen'^)  oder  Garanten. 

4.  Aus  Veränderungen  der  allgemeinen  Konjunktur  usw.'^) 

5.  Bei  Nachschußansprüchen  aus  der  Tatsache,  daß  der  stichhaltige 
Einwand  zu  erwarten  ist,  die  eingeforderten  Nachschüsse  seien  für  die 
Zwecke  der  Liquidation  nicht  erforderlich. 

II.  Zu  erörtern  ist  noch  die  Frage  der  Kollektivahschreibiing  an 
der  Gesamtsumme  der  Geschäftsausstände  oder  gewisser  Gruppen  der 
Debitoren. 

A.  Hier  werden  nicht  die  einzelnen  Forderungen  nach  dem  Grade 
ihrer  Sicherheit  eingeschätzt  und  hieraus  eine  Gesamtabschreibungssumme 
durch  Zusammenzählen  gewonnen,  sondern  ohne  Aufsuchen  spezieller 
Gründe  für  die  einzelnen  Ausstände  wird  nach  allgemeiner  Geschäfts- 
erfahrung der  Unternehmungsart  oder  wegen  des  Wechsels  von  Aufgang 
und  Niedergang  des  wirtschaftlichen  Lebens  überhaupt  an  allen  Debitoren 
entweder  jährlich  eine  prozentual  gleichmäßige  oder  von  Zeit  zu  Zeit 
eine  außerordentliche  Abschreibung  vorgenommen. 

B.  Die  Bildung  einer  Speziaireserve  im  echten  Sinne  liegt  hier  so 
wenig  vor,  wie  bei  der  Kollektivabsrhreibung  auf  Aktiva,  die  ein  Be- 
triebsganzes bilden.  Der  Grund  der  Gesamtabschreibung  ist  hier  und 
dort  der  gleiche.  Wie  gewisse  Aktiva,  so  bilden  auch  die  Schulden  eines 
Geschäftes  eine  Art  wirtschaftliche  Einheit.  Geschäfte  wei  den  mit  allen 
Aktiven  und  allen  Passiven  übernommen.  Dies  beweist  die  Möglichkeit 
der  Zusammenfassung  auch  der  Schulden  für  sich  zu  einem  wirtschaft- 
lichen Ganzen. 

C.  Die  Kollektivabschreibung  hört  erst  dann  auf,  Abschreibung 
wegen  Wertminderung  zu  sein,    wenn  die  Abschreibung  weiter  geht,  als 


1)  Vgl.  Simon  421. 

*)  So  richtet  sich  z.  B.  nach  der  Bonität  der  Schuldner,  mit  welchen  Beträgen 
die  Ansprüche  auf  noch  nicht  einhezahlte  Aktien,  Nachschüsse  und  sonstige  Geschäftg- 
einlagen angesetzt  werden.  Gegen  diesen  Grundsatz  vor  allem  hat  die  1902  zusammen- 
gebrochene Leipziger  Bank  gefehlt,  indem  sie  ihre  kolossalen  unbedeckten  Wechsel- 
forderungen gegen  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrates  der  Kasseler  Trebertrocknungs^esell- 
schaft  voll  bewertete.  —  Der  Schuldner  ist  mit  den  Zinsen  stark  im  Rückstand;  dann 
muß  auch  die  Kapitalforderung  herabgeselzt  werden. 

*)  Verboten  ist  z.  B.  Vollbewertung  einer  Hypothekenforderung,  wenn  das  Pfand- 
grundstück überbewertet  ist.  An  Hypotheken  muß  somit  abgeschrieben  werden,  sobald 
der  Pfandwert  nicht  mehr  die  volle  Überdeekuug  bietet.  Von  großer  Bedeutung  ist 
auch,  ob  die  Hypothek  erststellig  ist  oder  nicht.  Zweite  Hypotheken  sind  bei  flauem 
Terrainmarkt  nar  schwer  d.  h.  nur  unter  Verlust  oder  gar  nicht  verkäuflich.  Dann 
sind  sie  unter  ihrem  Nennwert  anzusetzen.  Hiezu  Mitteilungen  des  Verbands  Deutscher 
Bücherrevisoren  Jahrg.  XI  797  ff. 

*)  Kalibeteiligungen  sind  abzuschreiben,  wenn  sie  wegen  Fehlbohrungen  sich  als 
unwertig  erweisen. 

R  e  h  m  ,  BUanzen.    2.  Aufl.  28 
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dem  nach  den  allgemeinen  Erfahrungen  des  Geschäftszweiges  *)  oder  des 
gesamten  wirtschaftlichen  Lebens  durchschnittlich  eintretenden  Ausfall 
an  ausstehenden  Forderungen  entspricht.  Von  diesem  Punkte  an  wird 
die  Abschreibung  stille  oder  otfene  Rücklage. 

Bewertung  der  Verbindlichkeiten. 
§  106. 

„Schulden"  oder,  um  kaufmännisch  zu  sprechen,  die  (Forderungen 
der)  ,,Kreditoren''^}  sind  zu  ihrem  Ettektivwert  am  Bilanztag,  somit,  wie 
Forderungen,  zum  Gegemvartsivcji  anzusetzen. 

I.  A.  Er  bestimmt  sich  nach  den  nämlichen  Grundsätzen  des  ollgc- 
meiJicfi  Handelsrechtes,  wie  bei  Forderungen,  und  aus  denselben  Gründen, 
so  daß  wir  einer  besonderen  Beweisführung  überhoben  und  nur  veranlaßt 
sind,  die  Resultate  aus  früherer  Beweisführung  zu  verzeichnen. 

1.  Verbindlichkeiten,  die  nur  möglicherweise  zu  Ausgängen  (Zah- 
lungen) führen,  haben  keinen  Gegenwartswert.  Der  vorsichtige  Kaufmann 
setzt  wegen  dieser  möglichen  Ausgaben  (Verluste)  nur  Reserven  ein. 
Eventuelle  Verbindlichkeiten  (z.  B.  Garantie-,  Regreß-  oder  Konsortial Ver- 
pflichtungen) haben  somit  einen  Gegenwartswert  nur,  wenn  die  Inanspruch- 
nahme bald  wahrscheinlich  ist.'")  Würden  alle  möglichen  Inanspruchnahmen 
einzusetzen  sein,  so  würden  z.  B.  Banken  niemals  zu  einem  Gewinn 
kommen.  Den  (jesellschaftsbeamten  ist  ein  Rechtsanspruch  auf  Pension 
eingeräumt.  Deshalb  muß  nicht  ein  Schuldposten  eingestellt  werden. 
Andererseits  gilt:  so  gut  wie  wahrscheinliche  Eingänge  eingestellt  werden, 
dürfen  wahrscheinliche  Ausgänge  nicht  ungebucht  bleiben.  Schließt  eine 
Reederei  1906  einen  Schiffsbauvertrag,  nach  dem  Zahlungen  erst  1909 
zu  machen  sind,  so  kann  in  den  Bilanzen  vor  1909  ein  Konto  ,, Bauschulden" 
weggelassen  werden,  selbst  wenn  das  Schiff  schon  1907  vom  Stapel  ge- 
lassen wird.  Eine  Bank  zweigt  ihre  Versicherungsabteilung  als  6elb- 
ständigps  Unternehmen  ab,  bleibt  aber  aus  den  laufenden  Versicherungs- 
verträgen verhaftet.  Hier  ist  höchstens  Reserve  erforderlich.  Dagegen 
wird  eine  eventuelle  Verpflichtung  z.  B.  einzusetzen  sein,  wenn  die  Firma 
bessere  Beleihungsbedingungen  (höhere  Beleihung  usw.)  nur  dadurch  er- 
zielt, daß  sie  für  die  Hypothekenschuld  gleichzeitig  Wechselbürgschaft  leistet. 
Hier  muß  ein  Avalkonto  eingesetzt  werden.  Wenn  nur  geringe  Wahr- 
scheinlichkeit besteht,  daß  man  aus  den  Avalkreditoren  belangt  wird, 
können  sie  sehr  niedrig  bewertet  werden. 

2.  a)  Der  Gegenwartswert  der  betagten  verzinslichen  iind  der  tat- 
sächlichen Regel  nach  auch  der  Gegen warts wert  der  betagten  unver- 
zinslichen Schulden  ist  gleichbedeutend  mit  dem  Fälligkeitswert  der  be- 
treffenden Forderung.  Auch  unverzinsliche  befristete  Schulden  werden  nicht 
auf  die  Gegenwart  diskontiert. 

a)  Die  Jahresmiete  beträgt  4000  Mk.;  zu  bezahlen  1.  April  und 
1.  Oktober.  Am  Jahresschluß  ist  die  Miete  vom  1.  Oktober  bis  31,  De- 
zember zwar  noch  nicht  fällig,   aber  schon  verursacht.     Schema  des  zu 


')  Mühlen,  Brauereien  müssen  z.  B.  höhere  Abschreibungsprozente  nehmen. 

*)  Im  Gegensatz  zu  den  (Schulden  der)  Debitoren. 

*)  Z  B.  bei  Banken:  Hypothekengarautie,  Steuer-  und  Zollaval,  Liefernngsgarantie 
(Bürgschaft  für  industrielle  Firmen  wegen  Lieferung  in  das  Ausland),  Delkrederegarantie 
für  den  auftraggebenden  Staat.     Hierzu  Simon,  Betrachtungen  387  ff. 
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entrichtenden  ]\riet5f;inses.')  Also  wird  eine  Mietzinsschuld  in  die  B.  ge- 
stellt, aber  nicht  unter  Abzug  des  Zwischenzinses  vom  1.  Januar  bis 
31.  März  im  Betrage  von  10  Mk.,  sondern  in  der  vollen  Höhe  1000. 

ß)  Der  JMietzins  für  das  Vierteljahr  1.  Januar  bis  31.  März  ist  vom 
Mieter  freiwillig  vorausbezahlt.  Der  Mietpreis  ist  vom  Vermieter  wirt- 
schaftlich noch  nicht  verdient.  Formel :  Eingegangener,  aber  noch  nicht 
verdienter  Mietzins.  Also  ist  die  Verbindlichkeit,  die  Sache  für  1.  Januar 
bis  31.  März  zum  Gebiauch  zu  überlassen,  in  die  Schlußbilanz  einzustellen. 
Zu  welchem  Wertansatz  geschieht  es?  Nicht  zu  990,  sondern  zu  1000. 
Somit  kein  Diskontoabzug. 

b)  Der  Grund,  warum  auch  bei  unverzinslichen,  erst  künftig  fälligen 
Schulden  kein  Zwischenzins  abgezogen  wird,  liegt  darin,  daß  nach  dem 
Prinzip  wirtschaftlicher  Gleichwertigkeit  von  Eingang  und  Ausgang  der 
Fälligkeitswi'ii  der  Schuld  zusammenfällt  mit  deren  Herstelhmgs- 
oder  Anschaffungsfi^'^'r/. 

Für  1000  Mk.  Waren  sind  auf  halbjährigen  Kredit  gekauft.  Der  Ver- 
käufer hat  die  25  Mk.  Zinsen  eben  bereits  auf  den  Kaufpreis  geschlagen.  Bei 
Barzahlung  würde  die  Ware  975  kosten.    Es  wird  gebucht  vor  dem  Kauf: 

Kassa 2000  | 

nach  den  Kauf: 


Kassa 2000 

Ware 1000 


Warenkaufpreisschuld     .     ,     1000. 


Der  Wert  des  gegenüberstehenden  Eingangs   von  Aktivvermögen  bildet 
für  die  zu  bewertende  Verbindlichkeit  den  Herstellungswert. 

3.  Nur  wenn  der  Verbindlichkeit  kein  Ausgleich  durch  ein  Aktivum 
gegenübersteht,  also  eine  wirtschaftlich  einseitige  Verbindlichkeit  vor- 
liegt, gilt,  falls  sie  unverzinslich,  das  subsidiäre  Prinzip,  daß  betagte  un- 
verzinsliche Verbindlichkeiten  unter  Abrechnung  des  Zwischenzinses  be- 
wertet werden. 

4.  Verbindlichkeiten  aus  zugleich  wirtschaftliche  Gegenwerte  be- 
gründenden Geschäfts  vorfallen,  die  noch  zu  keinem  ,, Eingang"  in  das 
Aktivum  führten,  werden  überhaupt  nicht  bewertet,  wenn  Verbindlichkeit 
und  gegenüberstehender  Gegenwert  wirtschaftlich  sich  gleichwertig  sind, 
weil  in  diesem  Falle  der  Geschäftsvorgang  überhaupt  nicht  in  den  Haupt- 
büchern, auf  welchen  die  B.  beruht,  eingetragen  wird. 

B.  Wie  bei  den  Forderungen  für  die  in  W^ert papieren  verkörperten 
Forderungen  schon  nach  allgemeinem  Handelsrecht  besondere  Bewertungs- 
grundsätze gelten,  so  ist  das  gleiche  auch  für  Schuldwertpapiere  der  Fall. 

1.  Als  das  Prinzip  der  Bewertung  von  Schulden,  die  aus  Geschäfts- 
vorfällen entstehen,  welche  zugleich  einen  Gegenwert,  einen  ,, Eingang" 
begründen,  haben  wir  erkannt:  Ansetzung  zum  Herstellungswert;  ihr 
Fälligkeitswert  fällt  mit  ihm  v.usammen.  Wenn  der  Händler  vom  Fabrikanten 
für  1000  Mk.  Waren  mit  halbjährigem  Kredit  kauft,  so  beträgt  die  Kauf- 
preisschuld des  ersteren  doch  von  Anfang  an  1000. 

2.  Von  diesem  Prinzip  ergeben  die  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buch- 
führung bei  Schiüdwertpapieren  eine  doppelte  Ausnahme. 

a)  a)  Der  Bilanzwert  der  Schuldpapiere  ist  geringer  als  ihr  Her- 
st ellangsivert.     Das  ist  der  Fall   bei   diskontablen  Schuldwertpapieren, 

')  Oben  §  27. 

28* 


436  §  106.  Bewertung  der  Verbindlichkeiten. 

d.  h.   Wechsel nkzepteu.     Nach  dem  Bilanztag  fällige  Akzepte  sind  zum 
diskontierten  Werte  anzusetzen. 

ß)  Der  Händler  kauft  1.  Dezember  für  1000  Mk.  AVaren  und  akzeptiert 
dafür  einen  auf  ihn  mit  3  ]\ronaton  Sicht  gezogenen  Wechsel.  Die  Buchung  ist : 
Wechselakzeptkonto  (Trattenkonto,  Schuldwechselkonto)  an  Warenkonto : 

Warenkonto. 
Soll 
An  Trattenkonto    ....     1000 

Trattenkonto 

I  Per  Warenkonto  .  ...  1000. 
Trotzdem  wird  31.  Dezember,  um  zum  Bilanzkonto  zu  gelangen,  nicht 
abgeschlossen : 

t  Trattenkonto 

An  Bilanzkonto      .     .     .     .     1000     Per  Warenkonto   ....     1000, 

so  daß  die  B.  lauten  würde : 

Bilanzkonto 
An  Warenkonto     ....     1000  j  Per  Trattenkonto  ....     1000, 

sondern  das  Bilanzkonto  lautet,  wenn  der  Wechseldiskonto  am  31.  Dezember 
6  Prozent  beträgt : 

Bilanzkonto 
An  Warenkonto     .     .     .     .     1000  i  Per  Trattenkonto  ....      990, 

indem   das   Trattenkonto   außer  mit  Bilanzkonto   mit  Diskontokonto   ab- 
geglichen wird.     Die  stattfindenden  Buchungen  sind: 

Trattenkonto 
An  Diskontokonto  ....         10  1  Per  Warenkonto   ....     1000 
An  Bilanzkonto 990  | 

Diskontokonto 
An  Gewinn- und  Verlustkonto         10  [  Per  Trattenkonto  ....        10 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Gewinn 
!  Per  Diskontokonto     ...         10 
Am  1.  März  sind  1000  Mk.  zu  zahlen;  die  10  Mk.  Gewinn  des  Vor- 
jahres werden  also  durch  10  Mk.  Verlust  ausgeglichen. 

In  der  Praxis  wird  analog  dem  Vorgang  beim  Verkauf  gegen  Wechsel ') 
auch  bei  der  Bilanzziehung  Trattenkonto  auf  1000  gelasse^i  und  dafür 
ein  Diskontokontoposten  zur  Wertberichtigung  ins  Aktivum  gesetzt;  also: 

Waren 
An  Waren 1000  j 

Tratten 
31.  Dez.  An  neue  Rechnung     1000     Per  Waren 1000 


1  1.  Jan.  Per  alte  Rechnung 

1000 

Diskonto 

1  31,  Dez.  Per  neue  Rechnung 

10 

1.  Jan.  An  alte  Rechnung  .         10 
•)  8.  oben  §  103. 
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Ausgangsbilanz 
An  Diskonto 10      Per  Tratten 1000. 

y)  Um  diese  umständlichen  Buchungen  über  Diskonto-  und  Gewinn- 
und  Verlustkonto  zu  vermeiden,  werden  die  Schuldwechsel  (Tratten, 
Akzepte)  manchmal  nur  mit  ihrem  Nennwert  in  die  B.  eingestellt.  Hierin 
liegt  Überbewertung  der  Schuld  am  Bilanztage.  Der  Grundsatz  selbst 
wird  dadurch  nicht  aufgehoben. 

b)  Andererseits  werden  Teilschuldverschreibungen  vom  Ausgeber 
in  die  B.  zu  ihrem  nUck zahlungswerte  eingesetzt,  also,  wenn  sie  unter 
genanntem  Wert  ausgegeben  wurden,  zu  einem  höheren  Wert  als  ihrem 
Herstellungswerte  oder,  wenn  ihr  Emissionskurs  den  Einlösungskurs  über- 
steigt, zu  einem  niedrigeren  Kurse  als  ihrem  Herstellungswert.  Die  Gründe, 
warum  Teilschuldverschreibungen  zu  ihrem  ßückzahlungswerte  eingesetzt 
werden,  haben  wir  §  38  entwickelt.^) 

3.  Zwischen  den  beiden  Ausnahmen  besteht  der  Gegensatz:  Die 
Akzeptverbindlichkeiten  werden  bei  ihrer  Begründung  zu  ihrem  Herstel- 
lungswert (mit  1000)  bewertet  und  erst  für  Bilanzzwecke  nach  ihrem 
Diskontowert  berechnet.  Die  Obligationenschuld  wird  von  ihrer  Begrün- 
dung an  zum  Kückzahlungsbetrage  angesetzt.  Wii'd  die  Schuld  zu  98  aus- 
gegeben und  zu  100  zurückbezahlt,  so  lautet  auch,  wenn  das  Ausgabe- 
disagio sofort  ganz  abgeschrieben  wird,  die  Bilanzgleichung  doch : 

Kassakonto 98      Obligationenschuld      ...       100. 

4.  Nicht  der  Nenn-,  sondern  der  Anschafiungswert  der  eigenen  Teil- 
schuldverschreibungen kommt  in  Betracht,  wenn  sie  der  Ausgeber  zurück- 
erwirbt, ohne  sie  zu  vernichten.  Hier  stehen  sie  im  Passivum  allein, 
weil  sie  im  Aktivum  Verbuchung  finden.  Im  Aktivum  werden  sie  aber 
verbucht  nur  als  Sache. ^)  Demgemäß  werden  sie  auch  im  Passivum  nicht 
als  Schuld,  sondern  als  Sache  bewertet,  zu  ihrem  Anschaffungspreis. 
M.  a.  W. :  Es  gilt  die  allgemeine  Schuldbewertungsregel:  Ansatz  zum 
Gegenleistungswert.'')  Anderes  ist  nur  rechtens  nach  deutschem  HypBankG., 
wenn  die  angekauften  eigenen  Obligationen  dem  Effektenkonto  zugeschrieben 
werden.     Darüber  oben  §  45. 

II.  Für  Bewertung  der  Forderungswertpapiere,  d.  h.  der  Wert- 
papiere als  Aktivum  stellt  das  Aktien-  und  anderes  Handelsspezialrecht 
zum  Teil  vom  allgemeinen  Bilanzrecht  abweichende  Rechtsgrundsätze  auf. 
Für  die  Schuldenbewertung  ist  dies  nicht  der  Fall. 

III.  Nach  dem  bisher  Bemerkten  bemißt  sich  der  Normalwert, 
der  Nennwert,  der  Schulden.  Wie  aber  bei  den  Forderungen  dem  nominellen 
Einzugswert  wegen  Zweifelhaftigkeit  und  Uneinbringlichkeit  ein  niedrigerer 
tatsächlicher  gegenübersteht,  so  begegnet  auch  bei  den  Schulden  ein  von 
ihrem  Nennbetrag  abweichender  Effektiv  wert. 

A.  Zum  Teil  ist  der  wirkliche  Schuldwert  größer  als  der  normale. 
Dies  führt  zur  Buchung  von  Verbindlichkeiten,  die  sonst  überhaupt  nicht 
gebucht  würden.  Ein  uns  schon  bekannter  Fall:  Verbindlichkeiten  aus 
zugleich  wirtschaftliche  Gegenwerte  begründenden  Geschäftsvorgängen, 
welche  noch  zu  keinem  ,, Eingang"  von  Aktiven  führten,  werden  dann  ge- 


^)  S.  dazu  auch  §  44  über  Ansetzung  zum  Nennwert  nur,  wenn  er  Rückzahlung.«- 
wert  ist. 

')  §  45. 

")  S.  auch  oben  §  45. 
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buclit  und  bewertet,  wenn  die  durch  die  Verbindlichkeit  dargestellte  Last 
wirtschaftlich  schwerer  wiegt,  als  der  Vorteil,  welchen  die  Gegenbuchung 
in  Aussicht  stellt. 

1.  a)  Wie  Forderung  und  Verbindlichkeit  aus  beiderseits  noch  uner- 
füllten gegenseitigen  ^'erträgen  (oder  wenigstens  der  Wertüberschuß  der 
Forderung  über  die  Schuld  als  Forderung),  na(;h  gemeinem  Handelsrecht 
gebucht  werden,  wenn  die  Forderung  wirtschaftlich  stärker  wiegt  als  die 
Schuld,')  so  gilt  dasselbe  für  solche  schwebenden  Engagements  bei  Über- 
wiegen   des  "Wertes  der  Verbindlichkeit  über  den  Wert  der  Forderung. 

b)  a)  Z.  B.  folgendes  Zeiff/esc/iäft :  Ein  Bankier  schließt  20.  De- 
zember Verkauf  über  100  Stück  Aktien  für  Ultimo  Januar,  die  er  noch 
nicht  besitzt,  zum  Kurse  110.  31.  Dezember  ist  der  Kurs  für  Ultimo- 
Januar-Termingeschäfte  in  diesen  Aktien  bereits  115.  Daher  ist  zu  buchen: 

Effektenkaufpreisforderung   110000  |  Effektenlieferungsverbind- 

I      lichkeit. 115  000 

oder. 

'  Effektenkaufengagement  .        5  000. 

ß)  Der  Engroshändler  kauft  1.  Oktober  für  1.  April  nächsten  Jahres 
um  100  000  Mk.  Zucker.  31.  Dezember  steht  der  Engrospreis  10  Pro- 
zent niedi'iger,  so  daß  der  Händler  nicht  Aussicht  hat,  die  bisherigen 
Preise  gegenüber  den  Detaillisten  halten  zu  können. 

An  sich  wäre  jede  Buchung  zu  unterlassen.  Denn  100  000  Zucker- 
lieferungsanspruch und  100  000  Mk.  Kaufpreisschuld  heben  sich  auf.  Aber 
wegen  dieses  Preisniederganges  ist  nur  zu  buchen : 

Zuckerlieferungsforderung       90000  |  Zuckerkaufpreisschuld     .     100000 
oder  kürzer: 

j  Zuckerkaufengagement    .       10000. 

y)  Eine  Konsortialbeteiligung  ist  mit  100  000  Mk.  eingezahlt  und  zu- 
gleich die  Verpflichtung  eingegangen,  bei  Bedarf  weitere  100  000  zuzu- 
schießen. Von  dem  JMoment  an,  wo  es  wahrscheinlich  wird,  daß  die 
weitere  Einzahlung  bald  erfolgen  muß,  ist  die  Veri)flichtung  zu  verbuchen. 
Fälschlich  wird  dies  vielfach  Speziaireserve  genannt.  Es  ist  Kreditoren- 
posten :  Konsortialkreditoren.^)     Vgl.  S.  401)  Anm.  2. 

d)  Bei  langfristigen  Bauverträgen  erleidet  der  Bauuntern ehm er  (Schilf s- 
bauer)  leicht  Verlust.  Die  Werft  hat  ein  Schiff  für  23  Mill.  Mk.  zu  liefern. 
14  Mill.  Mk.  Baugeld  ist  bereits  angezahlt.')  Während  des  Baues  steigen 
Materialpreise  und  Löhne.  Das  Schiff  kommt  der  Werft  wahrscheinlich 
auf  30  Mill.  Mk.  zu  stehen.  Hier  ist  zu  buchen:  Baudebitoren  (zu  er- 
wartende. Baugelder) :  14  Mill.,  Baukreditoren  (Bauverpflichtungen)  16  Mill. 

c)  A\'ährend  im  Aktien-  und  verwandten  Recht  Gewinn,  der  aus 
beiderseits  noch  unerfüllten  gegenseitig  verpflichtenden  Geschäften  darum 
zu  erwarten  ist,  weil  der  Wert  der  Forderung  den  der  Verbindlichkeit 
iibertrifft,  bilanzmäßig  unberücksichtigt  zu  bleiben  hat,  gilt  im  Falle  des 
Überwiegens  des  Wertes  der  Verbindlichkeit  über  den  Wert  der  Forde- 
rung für  Aktien-  und  verwandtes  Recht  nichts  vom  gemeinen  Recht  ab- 
weichendes.') 

')  Oben  §  101. 

')  Hecht,  Krisenenquete  Bd.  HO  S.  97;  Simon,  Betrachtungen  S.  401. 

')  Vgl.  §§  IG  II  A  2,  13  HIB  3. 

♦;  Simon  186,  187. 
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2.  Eventuelle  Verbindlichkeiten  sind  zu  buchen,  wenn  der  mit  ihnen 
korrespondierende  Gegenposten  nicht  gleichen  Wert  besitzt. 

a)  Die  Eegreß Verbindlichkeit  des  Indossanten  gegen  Nachmänner 
wird  regulär  wirtschaftlich  aufgewogen  durch  das  Regreßrecht  gegen  die 
Vorraäuner.  Aber  die  Zahlungsfähigkeit  der  Vormänner  kann  zweifelhaft 
sein.  Verbindlichkeit  und  Anspruch  wären  an  sich  auf  KJOO  zu  bewerten 
und  könnten  daher  ungebucht  bleiben.  Nun  aber  ist,  wenn  der  Regreß- 
anspruch nur  mehr  400  wert,  zu  buchen: 

j  Eventuelle  Verbindlichkeit 
!  aus  weiter  begebenem 
j       Wechsel 600. 

b)  Dasselbe  gilt  für  Bürgschaftsübernahmen,  Gefälligkeitsakzepte,^)  Aus- 
bietungsgarantien,*) Garantieübernahmen  der  Maschinenfabriken,  Werften 
usw.   für   gelieferte  Maschinen  usw.   auf  bestimmte  Zeit   und   ähnliches. 

B.  Andererseits  kommt  es  vor,  daß  der  ejfeklive  Wert  der  Schuld 
niedriger  ist  als  ihr  Nennbetrag.  Wie  es  zweifelhafte  und  uneinbring- 
liche Forderungen  gibt,  so  begegnen  auch  zweifelhafte,  d.  h.  wahrschein- 
lich nicht  zu  erfüllende  und  erfülliingsfreie  (nur  nominelle),  d.  h.  sicher 
nicht  zu  erfüllende  Verbindlichkeiten.'^) 

1.  Bei  einem  Gefälligkeitsakzept  kann  es  sehr  wahrscheinlich  oder 
sicher  sein,  daß  der,  dem  die  Gefälligkeit  erwiesen  wurde,  es  nicht  bis 
zur  Honorierung  des  Wechsels  durch  den  Akzeptanten  kommen  läßt.  Das 
Akzept  lautet  auf  1000.  Aber  wahrscheinlich  ist  es  nicht  einzulösen.  Wir 
bewerten  es  daher  nur  auf  500.  Oder  es  ist  sicher  nicht  einzulösen.  Wir 
schreiben  die  Verbindlichkeit  völlig  ab. 

2.  Dasselbe  gilt  für  Bürgschaften. 

3.  Übernommene  Gara^ntien  sind  vielleicht  gar  nicht  oder  erst  in 
weiter  Ferne  zu  leisten.  Sie  werden  nur  als  sog.  Erinnerung skonti  mit 
1  Mk.  gebucht. 

4.  Ein  Kaufmann  veräußert  sein  Grundstück,  auf  dem  eine  Hypo- 
thek von  50  000  Mk.  haftet.  Der  Erwerber  übernimmt  auch  die  Hypo- 
thek. Der  Gläubiger  stimmt  der  Schuldübernahme  nicht  zu.  Der  Ver- 
käufer bleibt  also  verhaftet.  Allein  das  Grundstück  ist  weit  mehr  als 
50000  Mk.  wert  und  der  Käufer  hat  ihn  gegen  die  Ansprüche  des  Hypo- 
thekengläubigers zu  vertreten.  Demgemäß  kann  der  Verkäufer  von  jeder 
Buchung  seiner  Haftung  absehen. 

5.  Ist  die  A.  aus  Geschäften,  welche  bestimmt  oder  möglicherweise 
nicht  klagbar  sind  (Differenzgeschäfte),  Geld  schuldig,  so  ist  die  Schuld 
trotzdem  zu  bewerten,  wenn  es  Anstaudspflicht  oder  das  geschäftliche 
Interesse  erfordern,  auch  die  klaglose  Schuld  zu  berichtigen.  Dagegen 
braucht  die  A.  rechtlich  bestehende  Verbindlichkeiten  (wie  die  auf  Rück- 
gabe dessen,  was  sie  in  Erfüllung  verbotener  Börsen terraingeschäfte  er- 
halten hat)  dann  nicht  in  die  B.  einzustellen,  wenn  und  soweit  sie  an- 
nehmen darf,  daß  der  andere  Vertragsteil  die  ihm  rechtlich  zustehenden 
Ansprüche  (aus  geschäftlichem  Anstandsgefühl)  nicht  geltend  machen  wird."^) 


*)  Simon  427. 

*)  Die  Ausbietungsgarantie  für  Hypotheken   ist  unter  Kreditoren  auf  l'/z — 3°lo 
der  auszubietenden  Hypothekforderung  zu  bewerten.  S.  Goldschmidt  bei  Holdheim  22, 100. 
«)  Simon  183,  427. 
*)  So  Simon  im  Bankarchiv,  Jahrg.  II  S.  G8 ;  auch  Zimmermann  §  69. 
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IV.  Die  Frage  der  Kontinuität  der  Bilanzansätze. 

§  107. 

I.  A.  Ein  Rechtsgruudsatz  der  Bilanzkontinuität,  d.  li.  eine  Eeclits- 
Torsehritt,  daß  die  Gesellschaft  an  die  Bewertung  früherer  Jahre,  ins- 
besondere an  die  frühere  Bemessung  der  Abschreibungen  gebunden  sei, 
besteht  nicht.  Sie  kann  die  frühere  Bewertung  innerhalb  der  Grenzen 
des  Bewertungsrechtes  rückgängig  machen,  herauf-  und  liera\isotzen  und 
zwar  sowohl  für  notwendige  wie  für  freiwillige  Abschreibungen. 

II.  Für  die  notwendigen  Abschreibungen  ist  dies  unbestritten  und 
unbestreitbar.  Jede  B.  ist  gegenüber  der  anderen  selbständig.  Bei  jeder 
Bilanzaufnahme  hat  eine  Bewertung  der  Aktiva  und  Passiva  stattzufinden. 
Die  Vermögensgegenstände  und  Schulden  sind  dabei  gemäß  HGB.  §  40 
nach  dem  \\'erte  anzusetzen,  der  ihnen  im  jetzigen  Zeitpunkte  beizulegen 
ist,  nicht  nach  dem,  der  ihnen  in  einem  vergangenen  Zeitpunkte  beigelegt 
wurde.  Die  Feststellung  des  Grades  der  Entwertung  ist  Sache  des  sub- 
jektiven Ermessens,  des  Schätzens,  nicht  des  mathematisch  sicheren  Be- 
rechnens.  Die  nächste  Generalversammlung  kann  deshalb  anders  schätzen 
als  die  vorige,  den  Ansatz  der  letzteren  für  irrig  halten.  Insbesondere 
darf  die  von  der  Generalversammlung  des  einen  Jahres  vorgenommene 
notwendige  Abschreibung  von  der  Generalversammlung  der  Folgezeit  zurück- 
genommen werden.  Nur  grundlos,  willkürlich  darf  die  Abweichung  nicht 
sein.  Das  widerspricht  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung, 
die  soweit  zu  beachten  sind,  als  sie  nicht  dem  klaren  Wortlaut  des  Ge- 
setzes widersprechen.  Die  Generalversammlung  muß  in  dem  Wert  der 
Sache  liegende  Gründe  anzugeben  vermögen,  welche  die  anders  gestaltete 
Schätzung  rechtfertigen.  Nicht  darf  die  Wertminderung  niedriger  ge- 
schätzt werden,  um  dadurch  zu   höherem  Reingewinnsaldo  zu   gelangen. 

III.  Auch  für  freiwillige  Abschreibungen  besteht  keine  Gebunden- 
heit an  die  frühere  Bewertung. 

1 .  Man  hat  für  einen  Teil  der  Bilanzposten  anderes  behauptet.  Frei- 
willige Abschreibungen  an  Betriebsgegenständen  seien  „nach  allgemeiner  kauf- 
männischer Gewohnheit",^)  nach  ,, Handelsgewohnheitsrecht"-)  wenigstens 
der  A.en  bindend.  Allein  zugegeben  ist  lediglich,  daß  eine  tatsärhliche 
Übung  unter  den  A.en  besteht,  freiwillige  Abschreibungen  an  Betriebs- 
gegenständen für  gewöhnlich  nicht  rückgängig  zu  machen.  Eine  Über- 
zeugung, daß  es  rechtlich  verboten  sei,  besteht  dabei  nicht. 

2.  Selbst  wenn  sie  aber  bestanden  hätte,  wäre  sie  durch  das  neue 
HGB.  beseitigt. 

a)  Darüber  besteht  kein  Streit,  daß  freiwillige  Reserve/o/ids-  will- 
küi'lich,  also  auch,  um  die  Reingewinnziifer  zu  erhöhen,  aufgelöst  werden 
können.  Das  HGB.  nennt  freiwillige  Rücklagen  und  freiwillige  Abschrei- 
bungen immer  nebeneinander  in  g§  271,  237,  245.  Die  freiwilligen  Ab- 
schreibungen stehen  wirtschaftlich  den  Reservefonds  gleich.  Sie  sind  ver- 
steckte Reserven.  Also  ist  auch  anzunehmen,  daß  sie,  wie  diese,  will- 
kürlich beseitigt  werden  dürfen. 

b)  Es  kommt  hinzu :  Jede  Generalversammlung  ist  gegenüber  früheren 
unabhängig.  Die  Generalversammlung  der  Zukunft  ist  nicht  an  Beschlüsse 
der  Generalversammlung  der  Vergangenheit  gebunden.     Kann   sie  ihren 


*)  Lehmann,  Kommentar  2G1 '*. 

')  Simon  414.     Weitere  Literatur  bei  Zimmermann  §  SO. 
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Bilanzfestsetzungsbeschliiß  für  das  eine  Jalir  abändern,  so  kann  sie  um 
so  mehr  bei  dieser  Bilanzfestsetzung  von  den  Bescldtissen  über  die  B.en 
früherer  Jahre  abgehen.  Gebunden  ist  die  Generalversammlung  nur  an 
Gesetz  und  Statut.  Aber  aus  dem  Gesetz  ergibt  sich  keine  Gebunden- 
heit an  die  Bilanzfeststellungen  der  Vorjahre.  Für  jedes  Geschäftsjahr 
ist  eine  B.  aufzunehmen.  Also  ist  jede  solche  Aufnahme  etwas  Selb- 
ständiges. 

'S.  Daher  handelt  nicht  rechtswidrig,  wer  in  dem  einen  Jahre  die 
Anlagen  stark  unterbewertet,  dadurch  die  Dividende  und  den  Kurs  herab- 
drückt und  den  niedrigen  Kurs  zum  Ankauf  der  Aktien  benutzt  und  im 
nächsten  Jahre  die  Anlagen  wieder  hoch  bewertet  und  dadurch  Dividenden- 
und  Kurssteigerung  herbeiführt.  Die  leichte  Verkäuflichkeit,  die  in  der 
Natur  der  Aktie  als  Weitpapier  liegt,  gestattet  dies.  Dei'  erlangte  Yer- 
mögensvorteil  ist  nicht  rechtswidrig. 

V.  Einzelne  Bilanzarten. 
Die  Umgründungsbilanz. 

§  108. 

I.  Die  Frage,  für  welchen  Zeitpunkt  die  Eröffnungsbilanz  der  Aktien- 
gesellschaft aufzustellen  ist,  bereitet  Schwierigkeiten  für  den  Fall  der 
Sachgründung,  sei  es,  daß  eine  Sache,  ein  Unternehmen  ,, eingelegt",  sei 
es,  daß  es  käuflich  ,, übernommen"  wird. 

Die  Frage  tritt  überall  auf,  wo  bei  Geschäftsübergängen  durch  Um- 
wandlung ein  neues  Eechtssubjekt  entsteht.  Daher  erweitert  sich  das 
Thema  zu  der  Frage  nach  der  Eröffnungsbilanz  bei  Umwandlungen  über- 
haupt.^) Die  Ergebnisse,  zu  denen  wir  gelangen,  gelten  deshalb  für  jeden 
Fall  der  Umwandlung  eines  Unternehmens  in  ein  anderes  Rechtssubjekt, 
also  1.  für  den  Fall  der  Umwandlung  eines  Einzelgeschäfts  in  ein  Ge- 
sellschaftsgeschäft (z.  B.  in  eine  offene  oder  eine  Kommanditgesellschaft, 
§  28  HGB.)  oder  umgekehrt  (§  142  HGB.);  2.  für  die  Umwandlung  von 
Einzelgeschäften,  offenen  Handels-  oder  Kommanditgesellschaften  in  Aktien- 
gesellschaften und  ähnliches,  und  umgekehrt;  3.  für  die  Umwandlung  von 
Aktiengesellschaften  in  Kommanditgesellschaften  (§  305  HGB.);  4.  von 
Aktiengesellschaften  in  Gesellschaften  m.  b.  H.  (§  80  GmbHG.)  und  um- 
gekehrt; 5.  für  Umwandlung  von  Aktiengesellschaft  in  Genossenschaft, 
Versicherungsverein  auf  Gegenseitigkeit  und  umgekehrt,  und  welche 
Varianten  es  noch  gibt. 

Nicht  entsteht  die  Frage  bei  Verwandlung  der  offenen  Handels- 
gesellschaft in  eine  Kommanditgesellschaft  und  umgekehrt,  und  ebenso  nicht 
bei  Verwandlung  einer  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  in  eine  Aktien- 
gesellschaft (§  332  HGB.).  Denn  in  beiden  Fällen  bleibt  das  alte  Eechts- 
subjekt erhalten.     Es  bedarf  also  keiner  Eröffnungsbilanz. 

An  sich  ist  völlig  klar,  für  welchen  Tag  Personen  und  Gesellschaften, 
die  erst  durch  ihre  Eintragung  Kauf  mannseigenschaft  erwerben,  die  Ein- 
gangsbüanz  aufzumachen  haben.  ,,Bei  Beginn  seines  Handelsgewerbes" 
hat  der  Kaufmann  gemäß  §  39  HGB.  seine  Eröffnungsbilanz  zu  ziehen. 
Ehe  jene  Personen  und  Gesellschaften  nicht  Kaufleute  sind,  haben  sie 

')  Zum  Folgenden  Rehm  im  Recht  16,  278  ff.  und  in  Z.  f.  Handelsw.  1,  349; 
ebenda  2,  85  (Wilhelm);  ferner  Knappe,  Die  GmbH.  1910  S.  121  ff.,  Beck,  Buchhaltungs- 
wesen der  GmbH.  1909  S.  37  ff.  und  im  Ergänzungsheft  (1912)  Iff.;  Leitner  269  ff.; 
Schnialenbach  in  Z.  f.  handelsw.  Forsch.  6,  494  ff. 
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kein  Handolsgewerbe.  Also  ist  der  früheste  Tag,  für  den  sie  eine  Kauf- 
mannsbilanz erstellen  können,  der  Tag  ihrer  Eintragung.  Für  einen 
früheren  Zeitpunkt  kaiui  es  nicht  geschehen,  wohl  aber  für  einen  späteren. 
Dies  dann,  wenn  die  betrettende  Person  oder  Gesellschaft  mit  dem  Ge- 
schäftsbetriebe erst  später  beginnt.  Daß  es  für  keinen  früheren  Zeit- 
punkt geschehen  kann,  diese  Anschauung  teilt  auch  das  RGSt.  Bd.  29  S.  22:1 

Allein  nun  begegnet  bei  Umgründungen  nicht  selten  der  Fall,  daß 
die  Gesellschaftsgründer  mit  dem  Vorbesitzer  vereinbaren,  daß  das  Ge- 
schäft schon  von  einem  früheren  Zeitpunkte  an  als  für  Rechnung  der 
neuen  Gesellschaft  geführt  gelten  solle.  Dies  geschieht,  weil  der  Wert 
des  Geschäftes  von  dem  Zeitpunkt  der  Ermittlung  des  Übernahmewertes 
ab  bis  zum  Zeitpunkte  der  Eintragung  z.  B.  wegen  starker  Preisver- 
änderungen des  lagernden  Eohmaterials  sich  erheblich  mindern  kann. 
In  dem  Falle  läge  dem, Vorbesitzer  eine  Barausgleichungspflicht  ob.^  Um 
dies  zu  vermeiden,  vereinbart  man,  daß  das  Geschäft  schon  vom  Ab- 
schluß des  Übernahmevertrags  ab  für  liechnung  der  zukünftigen  Gesell- 
schaft geführt  werde,  jener  vereinbarte  Übernahmepreis  also  als  Einlage- 
wert  gelten  soll  Um  die  Mühen  und  Kosten  der  Aufnahme  einer  be- 
sonderen, den  Übernahmewert  ermittelnden  Bilanz,  der  Übernahmebilanz, 
zu  ersparen,  pflegt  vyeiter  vereinbart  zu  werden,  daß  die  Grundlage  für 
die  Bemessung  des  ÜbernahmeweVtes  die  letzte  Jahresschlußbilanz  bilden 
solle.  Mit  andern  Worten,  m,an  kommt  dahin  überein,  daß  das  Geschäft 
bereits  von  diesem  Zeitpunkte  ab  auf  Rechnung  der  neuen  Gesellschaft 
gehen  soll. 

Hier  beginnt  nun  die  Schwierigkeit:  Wird  der  neuen  Gesellschaft 
hierdurch  eine  Eröffnungsbilanz  mit  den  Werten  des  Eintragungstages 
erspart  oder  nicht? 

^Sfaub  *)  behauptet  die  Notwendigkeit  einer  Neubewertung,  Simon  ^) 
verneint  sie. 

n.  Was  die  Lehre  Staub^s  praktisch  bedeutet,  mag  sich  jeder  vor- 
stellen, der  einmal  versucht  hat,  alle  Gegenstände  eines  möblierten  Zimmers 
zu  verzeichnen  und  zu  bewerten.  Und  von  dem  Kaufmann  und  dem 
Fabrikanten  verlangt  die  Theorie,  daß  er  Tausende  von  Gegenständen 
neu  verzeichnet  und  bewertet.  Von  den  Betriebsstockungen,  die  dadurch 
verursacht  werden,  gar  nicht  zu  reden.  Diese  Prozedur  sollte  der  Gesetz- 
geber dem  Kaufmann  in  so  kurzer  Zeit  zweimal  zumuten? 

Damit  ist  offenbar,  auf  welcher  Seite  das  Recht  liegt.  Nur  ist  die 
Sache  juristisch  klar  zu  formulieren.  Von  der  Aufmachung  einer  Er- 
öffnungsbilanz wird  die  neue  Gesellschaft  nicht  befreit.  Insofern  bildet 
die  dem  Übernahmevertrage  zugrunde  gelegte  Wertsberechnung,  die  sog. 
L  bf'rndhmebilanz^)  nur  eine  Notiz.  Sie  gilt  rechtlich  nicht  als  Er- 
öffnungsbilanz. Die  Handelsbücher  müssen  ein  besonderes  Bilanzkonto 
für  den  Tag  der  Eintragung  aufweisen.  , .Jeder"  Kaufmann  hat  ,,für" 
den  Tag  seines  Geschäftsbeginnes  eine  Eingangsbilanz  aufzustellen.    Aber 


*)  Vgl.  hierüber  meinen  Aufsatz  im  Archiv  für  bürgerliches  Recht  Bd.  22  S.  119  ff. 
Lehmann,  Lehrbuch  des  Handelsrechts  1912  S.  400,  hat  gegen  die  Annahme  solcher 
Pflicht  Bedenken. 

')  §  2o98. 

*j  Simon  105  ff. 

*)  Es  ist  die  zwischen  Veräußerer  und  Erwerber  vereipbarte  Bewertung  des  über- 
gehenden Vermögens.  Sie  wird  daher  richtiger  als  Veräüßerungsbilanz  bezeichnet.  Denn 
-ie  ist  Bewertung  des  Vermögens  des  Veränßerers. 
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er   darf  in   sie  die  Werte   der  Übernahmebilanz  einstellen.     Die  Über- 
nahmewerte gelten  als  Eröffnungswerte. 

Die  juristische  Begründung  hierfür  ist  folgende.  Die  Übernahmebilanz 
wird  zum  Zwecke  der  Umwandlung  aulgestellt.  Die  Umwandlung  ist  ein 
sich  länger  hinziehender  Prozeß.  In  seinem  Verlaufe  treten  deshalb  sehr 
leicht  Wertveränderungen  ein.  Die  Werte  der  Übernahmebilanz  können 
daher  an  sich  nicht  für  die  ganze  Zeit  maßgebend  sein,  so  sehr  auch 
anzuerkennen  ist,  daß  die  Aufstellung  einer  Bilanz  eine  langwierige  Sache 
ist,  und  darum  der  aufgestellten  Bilanz  für  längere  Zeit  Wirkung  zu- 
kommen muß.  Insbesondere  ist  dies  nicht  möglich  für  den  Zeitpunkt  der 
Eintragung,  wenn  der  Gesetzgeber  ausdrücklich  vorschreibt,  daß  „für" 
diesen  Zeitpunkt  eine  Bewertung  stattzufinden  habe.  Daher  kann  anderes 
nur  gelten,  sofern  ausdrücklich  vereinbart  ist,  daß  das  Geschäft  bereits 
vom  Zeitpunkte  der  Ermittlung  des  Übernahraewertes  ab  für  Rechnung 
der  neuen  Gesellschaft  geführt  gelten  soll.  Dann  sind  die  in  der  Zwischen- 
zeit sich  einstellenden  Wertverschiebungeu  für  die  Interessen  der  Gesell- 
schaftsgläubiger gleichgültig.  Dann  steht  nichts  im  Wege,  daß  die  Werts- 
ermittlung, die  dem  ersten  Akte  des  Umwandlungsprozesses,  dem  Ab- 
schlüsse des  Übernahmevertrages,  zugrunde  gelegt  ist,  auch  die  Grund- 
lage des  letzten  Aktes  des  Umwandlungsprozesses,  der  Aufstellung  der 
Eröffnungsbilanz,  bildet. 

Die  Richtigkeit  dieser  Schlußfolgerung  wird  bestätigt  durch  das 
Gesetz  selbst,  indem  es  die  Bilauzierungsfrage  für  einen  der  Umgrün- 
dungsfälle selbst  regelt. 

Es  ist  die  Umwandlung  der  Aktiengesellschaft  in  eine  Gesell- 
schaft m.  b.  H, 

Hier  bestimmt  §  80  des  deutschen  GmbHG,^)  daß  die  Aktionäre 
der  alten  Gesellschaft  das  Recht  haben  sollen,  sich  an  der  neuen  Ge- 
sellschaft mit  dem  Anteile  zu  beteiligen,  der  auf  sie  von  dem  Vermögen 
der  alten  Gesellschaft  entfällt.  Dieser  Anteil  ist  durch  eine  Bilanz  des 
Vermögens  der  niipjeJ Osten  ^)  Gesellschaft  festzustellen.  Diese  Bilanz 
entspricht  unserer  Übernahmebilanz.  Die  Quote,  die  danach  auf  den 
einzelnen  Aktionär  entfällt,  gilt  als  Höhe  seiner  Beteiligung  an  der  neuen 
Gesellschaft.  Demgemäß  ist  dieser  Wert  auch  der  Wert,  mit  dem  seine 
Beteiligung  in  der  Eingangsbilanz  der  neuen  Gesellschaft  zu  bewerten  ist. 
Der  Übernahmewert  (Veräußerungswert)  der  alten  Beteiligung  gilt  somit 
als  Eingangs  wert  der  neuen.  Weil  Wertminderungen  eintreten  können,  ist 
bestimmt,  daß  die  neue  Gesellschaft  spätestens  binnen  einem  Monat  nach  Auf- 
lösung der  Aktiengesellschaft  in  das  Handelsregister  angemeldet  werden  muß. 

Das  Ganze  sei  noch  durch  ein  Beispiel  veranschaulicht. 

A  ist  Bierbrauereibesitzer.  Eür  den  31.  Dezember  1907  zeigt  sein 
Unternehmen  folgende  Bilanz: 

Immobilien 1000  000      Kapitalkonto      ....   1830000 

Waren 800  000     Kreditoren 300  000 

Debitoren 400000  i  Gewinn     ......     270000 

Sonstige  Aktiva     .     .     .     200000  

2400000  2T0O  000 

Am  1.  Mai  1908  verkauft  er  sein  Geschäft  an  eine  zu  gründende 
Gesellschaft  m.  b.  H.     Vereinbart  wird  dabei,  daß  die  neue  Gesellschaft 

1)  Ebenso  österr.  GmbHG.  §  97. 

*)  Daber  Veräußeiungs-,  nicht  Erwerbsbilanz. 
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die  Aktiven  und  Passiven  nach  dem  Stande  der  Bilanz  vom  31.  Dezember 
1907  übernehme  und  das  Geschäft  vom  1.  Januar  1908  ab  bis  zum  Tag'e 
der  Übernahme,  die  am  1.  Juli  1908  geschehen  soll,  als  für  Rechnung 
der  neuen  Gesellschaft  gelührt  anzusehen  sei.  Der  Kaufpreis  beträgt 
1880  000-1-270  000+135  000  (Anschlag  des  halbjährigen  Gewinnes  1908) 
=  2  235  000  ^Ik.  1  £00000  davon  werden  1.  Juli  bar  bezahlt,  735  000  Mk. 
bleiben  stehen.  An  der  neuen  Gesellschaft,  deren  Grüiidungsvertrag  am 
20.  Mai  abgeschlossen  wird,  beteiligen  sich  fünf  Teilhaber  mit  je  300  000  I\lk. 
Am  25.  Juni  erfolgt  der  Eintrag  in  das  Handelsregister.  Am  1.  Juli 
beginnt  die  Betriebstätigkeit. 

Die  P^ingangsbilanz  lautet  daher: 

Eingangsbilanz  für  1.  Juli  1908 

Stammkapital     ....  1500000      Immobilien 1000000 

Kreditoren     .     .     .     .'.  1035000  |  Waren 800000 

Debitoren 400  000 

'  Firmenwert 135  000 

Sonstige  Aktiva     .         .  200  000 

2  535  000  1  -  253  5  000 

Wäre  Übernahme  am  1.  Juni  vereinbart,  dann  würde  die  Eröffnungs- 
bilanz lauten: 

Bilanz  für  25.  Juni  1908 

Stammkapital     ....  1500000     Immobilien 1000000 

Guthaben  des  Vorbesiters  2  235  000     Waren 800  000 

Sonstige  Kreditoren    .     .     300  000     Kassa  (Stammeinlagen;    .  1500  000 

I  Debitoren 400000 

I  Firmen  wert 135  000 

Sonstige  Aktiva     .     .     .  200000 

4  035  000  I  4Ö35~000 

Die  Gründer  brauchen  am  1.  Juni  keine  Eröffnungsbilanz  aufzu- 
stellen. Sie  errichten  w^ohl  eine  Gesellschaft,  aber  betreiben  kein  Handels- 
gewerbe. Gewerbe  setzt  Tätigw^erden  mit  der  Absicht  der  Dauer  voraus. 
Die  Kaufmannseigenschaft  fehlt  ihnen  also.  Würden  sie  aber  freiwillig 
eine  aufstellen,  so  dürfte  sie  nicht  lauten: 

Stammkapital  ....     1  500  000     Stammeinlageschuld 

des  A 300000 

B    300  000 

C     300  000 

D '  300  000 

I              E     .....     .  300000 

Das  wäre  nur  eine  Rein-,  nicht  eine  Rohvermögensübersicht,  wie 
sie  55  39  HGB.  fordert.  Und  überdies  wäre  es  ein  Stammkapitalkonto. 
Ein  Stammkapital  besitzt  diese  Gesellschaft  als  bloße  Vorgesellschaft  gar 
nicht.     Die  Bilanz  pro  1.  Juni  müßte  vielmehr  lauten: 

Übemahmeschuld   .     .     .  2  235  000      Immobilien 1000  000 

Sonstige  Passiva    .     .     .     300  000     Waren.     ..;...  800000 

Debitoren 400  000 

I  Firmenwert 135000 

, !  Sonstige  Aktiva .     .     .     .  200000 

2  535  000  I  2535  000 
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Die  Fusionsbilauz. 

§   109. 

I.  Angenommeii  seien  zwei  A.en,  die  eine  K  mit  1,5  Mill.,  die  andere 
Z  mit  2  Mill.  Grundkapital.  Die  Z-Gosellscliaft  nimmt  die  7^"- Gesellschaft 
unter  Ausschluß  der  Liciuidation,  also  unter  sofortiger  Verschmelzung,  ab 
1.  Januar  1918  .in  sich  auf.') 

A.  Der   Ubenia/uurwert  wird  so  vereinbart: 

1.  Die  letzte  Jahresschluß-B.  der  übertragenden  Gesellschaft  vom 
31.  Dezember  1912,  also  die  letzte  Gewinnermittlungsbilanz  lautet: 

Aktiva 2  000000      Kapital 1500  000 

Eeserven 120  000 

Kreditoren 300000 

Gewinn,    davon    zu    ver- 
wenden 
auf  Dividende     .     45  000 
„    Tantieme     .       5  000 
„    Vortrag  .     .     30  000       80  000 


2000000  I  2  000  000 

2.  Das  ,, Vermögen"  der  /i"-Gesellschaft  soll  auf  die  ^-Gesellscliaft  über- 
gehen ;  daher  ist  ihr  Rein  vermögen  festzustellen,  die  Gewinnermittlungs-B. 
demgemäß  in  eine  Reinvermögenfeststellungs-B.  zu  verwandeln. 

Das  Reinvermögen  beträgt: 

Aktiva 2  000  000 

Passiva:   Kreditoren 300000 

Dividende 45  000 

Tantieme 5  000     350  000 

1650000 
und  setzt  sich  zusammen  aus : 

Aktienkapital 1  500  000 

Reserven       120  000 

Gewinnvortrag 30  000 

1650  000 

3.  Die  ^-Gesellschaft  gibt  für  diese  1  650  000  Mk.  Reinvermögen  750 
neue  eigene  Aktien  ä  1000  ]\Ik. ;  die  Aktionäre  der  übergebenden  Ge 
Seilschaft  erhalten  gegen  zwei  Stück  ihrer  Aktien  zu  1000  eine  Aktie 
der  übernehmenden  Gesellschaft;  für  ein  Gesellschaftsvermögen  im  Werte 
von  1  650  000  Mk  erhalten  die  Aktionäre  der  Ä-Gesellschaft  750  Aktien 
der  Z-Gesellschaft  mit  750  000  Mk  Nennwert.  Diese  neuen  Aktien  werden 
nicht  zu  220,  d.  h.  mit  einem  Agio  von  120  Prozent  ausgegeben;  denn  das 
Agio  von  90iK)00  Mk  müßte  voll  —  nur  unter  Abzug  der  Emissions-, 
nicht  auch  der  Fusionskosten  —  in  den  Zwangsreservefonds  gelegt  werden, 
selbst  wenn  er  schon  die  gesetzliche  Höhe  des  erhöhten  Grundkapitals 
erreicht  hat.-)  Vielmehr  wird  das  Vermögen  der  /^-Gesellschaft  unter- 
bewertet,'^) an  den  Aktiven  der  Betrag  von  900  000  Mk.  abgeschrieben; 
eine  stille  Agioreserve  geschaffen.*)    Als  Tauschwert  des  Vermögens  der 

*)  Literatur:  S.  Leitver  291;  Schmalenbach  in  seiner  Z.  4,  60. 
*)  Verkannt   von  Steiner  'Die  Fusion)   und  Rheinert  in  Z.  f.  Handelsw.  5,  8  ff. 
und  ITntf. 

")  §  92  III  C  4. 

')  %  6«. 
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/sT-Gesellschaft   wndeii    750  000  I\Ik.   vereinbart.     Der    übefnahniepreis 
(Kaufpreis)  beträgt  750  000  Mk.    Die  Aktien  werden  zu  100  ausgegeben.') 

4.  Außer  dieser  Abfindung  der  Aktionäre  übernimmt  die  ^-Gesell- 
schaft noch 

a)  Abfindung  des  ausscheidenden  Direktors  der  iT-Gesellschaft  und 
zweier  Aufsichtsratsmitglieder,  die  in  den  Aufsichtsrat  der  Z-Gesellschaft 
nicht  gewählt  werden  sollen,  mit  80  000  Mk.; 

b)  die  Fusionskosten  mit  20  000  Mk. 

5.  Die  Übernahmeküsten  (der  Anschaffungspreis)  betragen  daher 

Kaufpreis 750  000 

dazu  Spesen 100  000 

'       850  000 

6.  Die  dem  Veräußerungsvertrag  (Fusiousvertrag)  zugrunde  liegende 
Veräußerungsbilanz  (Übernahraebilanz)  lautet  also: 

Bilanz  der  überlebenden  Gesellschaft. 


Aktiva  .     .     .     2  000  000 
Abschreibungen     900  000 


1100000 


Grundkapital  (Übernahme- 
preis        750  000 

Kreditoren 300  000 

Dividende 45  000 

Tantieme 5  000 


1100000  I  1100  000 

B.  Nun  die  Bilanzierung  (Übernahmebilanz)  auf  Seite  der  übernehmen- 
den Gesellschaft. 

1.  Ihre  Schlußbilanz  für  31.  Dezember  1912  ist  folgende: 

Aktiva 2  500  000     Aktienkapital     ....  2000000 

Reserve 280  000 

Kreditoren 120  000 


Gewinn 
Dividende 
Tantieme 
Vortrag 


80  000 
16  000 
4  000      100  000 


2. 
Aktiva 
alt 
neu 


Verlustsaldo 


2  500  000 
Die  Fusionsbilanz  lautet  hier  an  sich 

Aktienkapital 
2  500  000 
1  100  000 

3  600  000 
.     .     .         96  000 


Reserve 
Kreditoren 

alt    .     . 

neu  .     . 


120000 
300000 


Fusionskonto  .     .     . 

Dividende 

alt     .     .     .  80000 

neu    .     .     .  45000 


Tantieme 
alt    . 
neu  . 


16  000 
5000 


3696000 


2  500  000 

2000  000 
280000 


420000 
850000 


125000 


2J^000 
696  000 


')  Die  Aktionäre  können  sie  zu  220  verkaufen. 
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Unkostenkonto 

Abfindung     .      80000 
Fusionskonto     20  000       100000 


Gewinn-  und  Verlustkonto 

Gewinnvortrag   ....         4000 
Verlustsaldo 96000 


Aber  die  ^-Gesellschaft  bat  gemäß  HGB.  §  306  das  Vermögen  der 
übernommenen  Gesellschaft  getrennt  zu  buchen,  bis  deren  Gläubiger  be- 
friedigt sind.  Doch  deuten  die  übfrnehmenden  Gesellschaften  die  Über- 
nahme in  ihrer  B.  oft  durch  Eiinnerungskonti  (mit  1  .Mk.)  an. 

Wir  buchen  also: 
Eröffnungsbilanz  der  übernommenen  Gesellschaft  für  1.  Januar  1913. 
Grundkapital      ....      749999  i  Aktiva 1099999 


Kreditoren 300  000 

Dividende 45  000 

Tantieme 5000 


Eröffnungsbilanz  der  übernehmenden  Gesellschaft. 

Aktienkapital     .     .     .     .2  000  000     Aktiva 2  500  000 

Grundkapital    der  KGe-  Verlustsaldo 96  000 

Seilschaft 1   ! 

Reserve 280  000 

Kreditoren 120  000 

Abfindungskonto  .  .  .  80  000 
Fusionskosten  ....  20000 
Dividende      .....       80000 

Tantieme 16  000 

2  596  001  I  2  596  001 

C.  Der  ganze  Rechtsvorgang  ist  also  der.  Die  übernehmende  Ge- 
sellschaft erzielt  keinen  offenen  Agiogewinn  von  900  000  Mk.;  die  neuen 
Aktien  werden  nicht  zu  220  ausgegeben ;  Abschreibungen  an  den  über- 
nommenen Aktiven  wären  dann  nicht  möglich,  weil  der  Agioliberschuß 
in  den  obligatorischen  Reservefonds  zu  kommen  hätte.  Sondern  die  über- 
tragende Gesellschaft  erleidet  einen  offenen  Buchverlust  von  90i' 000,  indem 
sie  in  die  Aktiven  durch  Abschreibung  900  000  stille  Reserven  legt.  Diese 
stillen  Reserven  erwirbt  die  ^'-Gesell schaff  als  stille  Agioreserve.  Sie 
macht  somit  einen  stillen  Bucbgewinn. 

II.  Seltener  kommt  in  der  Praxis  vor,  daß  der  Wert  der  Aktien 
der  übernehmenden  Gesellschaft  niedriger  ist,  als  der  der  Aktien  der  über- 
tragenden Gesellschaft.  Die  Aktionäre  der  /^-Gesellschaft  erhalten  für 
i  Ä^-Aktie  2  .^-Aktien.  In  diesem  Falle  sind  die  Bilanzwi'rkungen  um- 
gekehrt. Die  7v-Gesellschaft  macht  einpn  offenen  Buchgewinn  und  die 
Z-Gesellschaft  erleidet  stillen  Buchverlust. 

III.  Der  vor  der  Verschmelzung  von  der  aufgenommenen  Gesellschaft 
erzielte  Gewinn  ist  für  die  aufnehmende  Kapitaleinlage,  also  steuerfrei.') 

Hypothekenbank-  und  Versicherungsbilanz. 

§  110. 
I.   Hypothekenbanken    und    private    Versicherungsunternehmungen 
haben  gemein,  daß  sie  zum  Schutze  der  durch  den  Betrieb  dieser  Institute 

»)  OVG.  14,  240 ;  10,  265. 
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in  ihren  Interessen  berührten  wirtschaftliehen  Gesamtheit  unter  Staats- 
aufsicht stehen.  Zu  den  Aufgaben  dieser  wirtschaftspolizeilichen  Staats- 
aufsicht gehört  auch  die  Fürsorge  für  eine  wahre  und  klare  Darstellung 
der  wirtschaftlichen  Lage  der  einzelnen  Unternehmung. 

li.  Hypothekenbank-  und  Versicherungsrecht  beschreiten  zur  Sicher- 
stellung der  Erfüllung  dieser  Aufgabe  einen  verschiedenen  Weg. 

A.  Das  di'jifsclic  Hjjpoihcl-cnbdiikfjesetz  begnügt  sich,  die  Verwirk- 
lichung der  Aufgabe  dadurch  zu  sichern,  daß  es  für  die  handelsrecht- 
liche RechmuHjslec/iin;/,  d.  h.  für  den  kaufmännischen  Rechnungsabschluß 
nach  HGB.  §§  39  tf.  eine  Reihe  venvaUunqsrecJitlicher  Zwangsvorschriften 
aufstellt.')  Sie  sind  enthalten  in  Hypi3G.  §§  24,  27  f.,  42!  In  die  kauf- 
männische B.,  kaufmännische  Gewinn-  und  Yerlustrechnung  und  den  kauf- 
männischen Geschäftsbericht,  also  in  die  Rechnungsdokumente,  die  der 
Vorstand  dem  Aufsichtsrat  und  der  Generalversammlung  vorzulegen  hat, 
sind  eine  Reihe  gesetzlich  vorgeschriebener  Einträge  zu  machen.*) 

B.  Das  VersicJierunf/srechf  beschränkt  sich  nicht  daiauf,  den  kauf- 
männischen Rechnungsabschluß  durch  verwaltungsrechtliche  Vorschriften 
den  Zwecken  des  öft'entlichen  Interesses  dienstbar  zu  machen,  sondern 
setzt  neben  die  handelsrechtliche  Rechnungslegung  eine  besondere  ver- 
waltungsrechtliche. Der  Vorstand  hat  den  Aufsichtsrat  und  der  General- 
versammlung kaufmännische,  diepiivate  Versicherungsunternehmung  als 
solche  der  Aufsichtsbehörde  polizeiliche,  administrative  Rechnung  zu  legen. 
Der  Vorstand  hat  den  beiden  anderen  Gesellschaftsorganen  eine  B.,  eine 
Gewinn-  uud  Verlustrechnung  nebst  Gewinnverteilungsantrag  und  Geschäfts- 
bericht zu  unterbreiten,  die  Versicherungsunternehmung  als  solche  ist  ver- 
pflichtet, der  Aufsichtsbehörde  einen  Rechnungsabschluß  und  einen  Jahres- 
bericht einzureichen.^) 

Die  Unternehmungen  sind  nicht  in  der  Lage,  die  vom  Aufsichtsamt 
vorgeschriebene  Form  des  Rechnungsabschlusses  auch  für  die  kaufmännische 
Rechnungslegung  zu  verwenden.  Nach  HGB.  §  38  ist  der  handelsrecht- 
liche Rechnungsabschluß  gemäß  den  ,, Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buch- 
führung" herzustellen.  Gemeint  ist  damit,  weil  es  sich  um  Führung  der 
Handelsbücher  handelt,  ordnungsmäßige  kaufmännische  Buchführung.  Dieser 
entspricht  der  verwaltungsrechtliche  Rechnungsabschluß  nicht.  Seine  Ge- 
winn- und  Verlustrechnung  weicht  in  grundsätzlichen  Punkten  davon  ab. 
Die  Unternehmungen  müssen  also  doppelte  Gewinn-  und  Verlustrechnungen 
aufstellen. 

III.  A.  Die  Form,  welche  die  ,,Rechuungslegungsvorschriften"  des 
deutschen  Aufsichtsamtes  für  Privatversicherung  für  die  Gewinn-  und  Ver- 


')  Mit  Hecht,  Hypothekeubankrecht  §  9  (S.  31)  kann  der  Zweck  dieser  auf  größere 
Detaillierung  und  damit  auf  größere  Durchsichtigkeit  der  B.eu  und  der  Gewinn-  und 
Verlustkonti  abzielenden  Bestimmungen  dahin  formuliert  werden,  daß  hierdurch  die  Soli- 
dität der  Bilanzierung  erhöht,  der  Einblick  in  die  Liquidität  der  Institute  erleichtert 
und  namentlich  die  Art  der  Deckung  der  Pfandbriefe  mehr  als  bisher  ersichtlich,  auch 
einige  Anhaltspunkte  von  allgemeinem  Interesse  (ob  und  in  welchem  Umfang  Hypo- 
theken in  höheren  Beträgen,  ob  ländliche  \iud  Amortisationshypotheken  und  in  welchem 
Umfange)  gewonnen  werden. 

»)  Dazu  Budde,  Beiträge  zum  ReichsHypBG.  III  (rJlü)  S.  82  }f  und  92  ff.;  Rehm 
in  GoldschmidtsZ.  64,  3*i8  if .  (Bewertung  der  rückständigen  Hypothekenzinsen). 

•)  Näheres  oben  §  27  VJI  und  bei  Rehm  Yl%h^\  auch  Reisch  II  §  155;  ebenso 
früher  (Versicheningslexikon,  Erg.-Bd.  1913  Art.  Buchführung  S.  179)  Koburger;  nun 
hält  er  (Versicherungsbuchführuug  1914  S.  110)  für  ausreichend,  daß  die  verwaltungs- 
rechtliche  Gewinn-  und  Verlustrechnung  zugleich  als  handelsrechtliche  benutzt,  d.h. 
den  Gesellschaftsorganen  vorgelegt  und  nach  HGB.  §  265  veröffentlicht  wird.  Koburger 
hat  die  Praxis  der  Versicherungsgesellschaften  für  sich. 
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lustrechnung  vorschreiben,  besteht  —  vereinfacht  dargestellt  —  in  folgendem 
Schema : 

1.  a)  Einnahmen: 

Gewinnvortrag  aus  dem  Vorjahre 0^ 

Prämienüberträge  aus  dem  Vorjahre 8 

Schadenreserve  aus  dem  Vorjahre 2^ 

Prämieneinnahme 25 

Reservefonds •     ■       2^ 

Gesamteinnahme  377. 

b)  Ausgaben: 

Gezahlte  Schäden 10 

Zurückgestellte  Schäden  (Schadenreserve)  ....      2 

Prämienüberträge  auf  das  Nachjahr 7 

Gezahlte  Rückversicherungsprämien 13 

Verwaltungskosten 2 

Reservefonds 2^ 

Gesamtausgabe  365. 

c)  Gesamteinnahmen 37  7 

Gesamtausgaben -    365 

Überschuß  lg- 

2.  Oder  für  die  Lebensversicherung  zurecht  gemacht: 

a)  Einnahmen: 

Überträge  aus  dem  Vorjahre: 

Vortrag  aus  dem  Überschusse      ....      Oi 

Prämienreserve 24 

Prämien  Überträge Ix 

Reserve  für  schwebende  Versicherungsfälle  ^)      1        26  ^ 

Prämieneinnahme 9 

Reservefonds 2g 

Gesamteinuahme  377. 

b)  Ausgaben: 

Zahlungen  für  Versicherungsverpflichtungen   ...  3 

Policenrückkäufe O3 

Prämienüberträge 1 

Prämienreserve       277 

Verwaltungskosten 2 

Reservefonds 25 

Gesamtausgabe  365. 

B.  Wir  sehen,  dem  Schema  fehlt  trotz  des  Namens  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  schon  die  Kontoform.  Dies  ist  unwesentlich,  aber  der 
besseren  Vergleichung  wegen  wandeln  wir  das  Schema  in  sie  um.  Das 
österreichische  Vers.-Reg.,  das  auf  den  gleichen  Grundgedanken  seine 
Rechnungsschemata  aufbaut,  hat  selbst  die  Kontoform  gewählt,  nur  daß 
es  nicht  den  Gewinnvortrag  einstellt,  sondern  erst  im  Schema  „Verwen- 
dung des  Überschusses"  hinzu  nimmt.     Dann  ist  die  Form  diese: 

*)  Gleichbedeutend  mit  Schadenreserve  bei  Feuerversicherung. 

Rehm,  BUanzen.    2.  Aufl.  ^^ 
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Ausgaben 

Einnahmen :  ^) 

Gezahlte  Schäden     .     .     . 

10 

Gewinnvortrag  .... 

.       Ol 

Zurückgestellte  Schäden 

Prämienüberträge  .     .     . 

8 

(Schadenreserve)   .     .     . 

2 

Schadenreserve       .     .     . 

•       2, 

Prämienüberträge     .     .     , 

7 

Prämieneinnahme    .     .     . 

.     25 

Rückversicherungsprämien 

13 

Reservefonds      .... 

.     K 

Verwaltungskosteu  .     .     . 

2 

Reservefonds 

25 

Gewinn       

I2 

37, 


37. 


C.  Der  sofort  auffallende  Unterschied  gegenüber  dem  Gewinn-  und 
Verlustkonto  der  kaufmännischen  Buchführung  ist  ein  zweifacher. 

1.  a)  Es  ist  ein  Grundsatz  ordnungsmäßiger  kaufmännischer  Buch- 
führung, vom  Gewinn  Vortrag  aus  dem  Vorjahre  abgesehen,  in  das  Ge- 
winn- und  Verlustkonto  nur  RechnungsoZ^sc///?//?-^  nicht  Rechnungs««- 
fancjs-  und  laufende  Rechnungsziffern  zu  setzen.  In  die  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  kommen  nach  ihrer  Eigenschaft  als  Sammelkonto,  von 
jenem  Gewinnvortrage  abgesehen,  nur  Konto« Z>sc/«/z7/) Ziffern.  Hier  finden 
wir  auch  Kontoanfangsziffern,  d.  h.  aus  der  Rechnung  des  Vorjahres  sind 
auch  andere  Posten  als  der  Gewinnvortrag  übernommen:  Prämienüber- 
träge 8,  Schadenreserve  2;^,  Reservefonds  1^.  Es  wird  nicht  nur  der 
Bestand  der  Prämienüberträge,  Schadenreserven  und  Reservefonds  am 
Jahresende  (Prämienüberträge  8,  Schadenreserve  2,  Reservefonds  25), 
sondern  auch  ihr  Bestand  vom  Jahresanfang  angegeben;  anders  aus- 
gedrückt: es  finden  sich  durchlaufande  Posten. 

b)  Die  kaufmännische  Buchung  wäre  eine  andere.^ 
a)  Prämienüberträge  8  würde  auf  Prämienkonto,  Schadenreserve  2^ 
auf  Schadenkonto,   Reservefonds   2^    auf  Reservefondskonto   übertragen 
und  dann  würde  weiter  gebucht: 

Prämienkonto 
Rückversicherungsprämien       .     13     Prämienübertrag    vom   Vor- 

Prämienübertrag  aufs   nächste  [      jähre 8 

Jahr 7       Prämieneinnahme   ....     25 

Gewinn-  und  Verlustkonto       .     13 

Schadenkonto 
.     .     .     10  I  Schadenreserve  vom  Vorjahre      2^ 
.     .     .       2  !  Gewinn-  und  Verlustkonto         93 
Reservefondskonto 

An  Bilanzkonto 2 5      Übertrag  vom  Vorjahr     *    .      2^ 

p)  Der  Rechnungsabschluß  lautete: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 


Gezahlte  Schäden 
Schadenreserve 


Schadenkonto 
Verwaltungskosten 
Gewinn  .... 


9  g  [  Gewinn 

2       Gewinn  Vortrag  .....      0^ 

1„     Prämieneinnahme   ....     13 


13, 


13, 


*)  An  der  Ersetzung  von  Verlast  (Debet)  und  Gewinn  (Kredit)  durch  Ausgabe 
und  Einnahme  ist  auszustellen,  daß  die  Terminologie  der  Meinung  Vorschub  leistet,  als 
handle  es  eich  hier  durchgängig  um  Ausgaben  und  Einnahmen  im  wirtschaftlichen  Sinne, 
während  ein  Teil  nur  Ausgaben  und  Einnahmen  im  buchmäßigen  Sinne,  d.  h.  nur  Aus- 
gänge von  einem  und  Eingänge  auf  ein  Konto  sind,  so  die  Übertragungskonten  und 
die  Posten  Reservefonds. 

*)  Hiezu  Koburger,  Versicherungsbuchführung  108  ff. 
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Bilanzkonto 

Zurückgestellte  Schäden 
Prämienübertrag     .     , 
Reservefonds      .     .     . 
Gewinn 


oder,  wenn  wir  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  etwas  anders  gestalten/) 

um   sie  der  der  Rechnungslegungsvorschriften   einigermaßen  zu  nähern: 

Gewinn-  und  Verlustkonto  ^) 


Gezahlte  Schäden 
gezahlt   .... 
Schadenreserve 
vom  Vorjahre  ,     . 

10 

2i 

i 

7^ 

2 
7 
2 
13 
U 

Gewinnvortrag 

Prämieneinnahme 

Übertrag  vom  Vorjahr       8 
Neue  Prämien     .     .        25 

Ox 

Schadenreserve    .     .     . 
Prämienüberträge     .     . 
Verwaltungskosten  . 
Gezahlte  Rückversichei 
Gewinn       .... 

^ung  . 

33 

33i 

1 

33i. 

2.  Nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  kaufmännischer  Buch- 
haltung ist  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  zweitens  ein  Sammelkonto  nur 
für  ^eReinYermögensverändenmrjen,  nicht  für  die  Reinvermögensbestände. 
Sie  werden  auf  dem  Kapitalkonto,  also  dem  Bilanzkonto  gesammelt.  Hier 
finden  wir  auf  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  auch  einen  Reinvermögens- 
bestandi)osteji,  den  Posten  „Reservefonds",  trotzdem  am  Reservefonds  seit 
Jahresanfang  keine  Veränderung,  keine  Mnderung  eingetreten  ist. 

3.  Die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  der  Rechnungslegungsvor- 
schriften weicht  also  in  einer  doppelten  Richtung  von  der  Natur  des  Gewinn- 
und  Verlustkontos  der  kaufmännischen  Buchhaltung  ab:  sie  ist  a)  kein 
reines  Abschlußkonto,  b)  kein  reines  Erfolgs-  oder  Betriebssammelkonto. 

D.  1.  Der  Grund  dieser  Abweichungen,  welche  die  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  zu  einer  Mischung  aus  Abschluß-  und  Anfangskonto  und 
aus  Erfolgs-  und  Kapitalkonto  machen,  liegt  nahe.  Abschlußziffern  des 
Vorjahres  werden  in  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  aufgenommen,  um 
in  für  die  Beurteilung  der  Entwicklung  des  Unternehmens  wesentlichen 
Punkten  eine  Vergleichung  mit  den  Abschlüssen  des  Vorjahres  ohne  Her- 
anziehung dieser  Abschlüsse  selbst  zu  ermöglichen. 

^)  Das  Mittel  ist,  eine  Reihe  von  Hilfskonten  nicht  auf  Prämien-  und  Schaden- 
konto zu  sammeln,  sondern  als  unmittelbare  Hilfskonten  der  Gewinn-  und  Verlustrech- 
nnng  zu  behandeln;  also:  Rückversicherungskonto 

13 


I   Per  Gewinn-  und  Verlustkonto 
Schadenreservekonto 

I   Per  Gewinn-  und  Verlustkonto 


Prämienübertragskonto 

I  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto    .    .      7. 

Dann  bleibt  für  Prämien-  und  Schadenkonto: 

Prämienkonto 

An  Gewinn-  und  Verlustkonto  ...     33   |   Prämienübertrag 8 

I   Neue  Prämien 25 

Schadenkonto 

10   I   Schadenreserve 2» 

Per  Gewinn-  und  Verlustkonto   .    .      7i. 


Gezahlte  Schäden      .    . 
»j  Oben  §  27  a.  E. 


29* 
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2.  Unleugbar  leidet  unter  der  Umgestaltung  die  Durchsichtigkeit 
der  Rechnung.  Insbesondere  wird  durch  das  Vorkommen  einer  Reihe 
durchlaufender  Posten  dem  im  Buchfache  Unerfahrenen  die  Erkenntnis 
dessen,  was  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ihrem  Grundwesen  nach 
geben  soll,  eine  Zusammenstellung  der  als  Jahresergebnis  auszuweisenden 
Vermögensänderungen,  mehr  erschwert  als  erleichtert. 

3.  Um  dies  zu  beweisen,  ist  lediglich  eine  Wiedergabe  des  voll- 
ständigen, d.  h.  nicht  auf  einfachere  Formen  zurückgeführten  Schemas 
der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  für  die  größeren  Lebensversicherungs- 
untemehmungen  notwendig.     Es  lautet: 

A.  Einnahmen. 


n. 


Überträge  aus  dem   Vorjahre: 

1.  Vortrag  aus  dem  Überschusse 

2.  Prämienreserven 

3.  Prämienüberträge 

4.  Reserve  für  schwebende  Versicherungsfälle 

5.  Gewiunreserve  der  Versicherten  .     .     .     . 
Zuwachs  aus  dem  Überschusse  des  Vorjahrs 

6.  Sonstige  Reserven  und  Rücklagen     .     .     , 
Zuwachs  aus  dem  Überschusse  des  Vorjahrs 

Prämien  für. 


1 

0. 


3 
Ol 


1 
10 

1 
1 

ll 

3, 


Kapitalversicherungen  auf  den  Todesfall : 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene  .... 

2.  Kapitalversicherungen  auf  den  Lebensfall     . 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  genommene     .... 

3.  Rentenversicherungen : 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene      .     .     . 

4.  Sonstige  Versicherungen: 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene  .... 

III.  Folicegebühren 

rV.  Kapitalerträge: 

1.  Zinsen  für  festgelegte  Gelder 

2.  „       ,,     vorübergehend  belegte  Gelder 

3.  Mietserträge 0^ 

V.  Gewinn  aus  Kapitalanlagen : 

1.  Kursgewinn 0^ 

2.  Sonstiger  Gewinn d 

VI,    Vergütung  der  Rückversicherer  für: 

1 .  Prämienreserveergänzung  gemäß  §  58  PrVG.  .     .       2 

2.  Eingetretene  Versicherungsfalle    .......       2 

3.  Vorzeitig  aufgelöste  Versicherungen      ....       1 

4.  Sonstige  vertragsmäßige  Leistungen      ....       0^ 
Vn.  Sonstige  Einnahmen 

Gesamteinnahme 


2 


1 

Ol 


17. 


1, 


5i 
0, 


31. 
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B.  Ausgaben. 


I.  Zahlungen  für  unerledigte  VersicherungsfäWe  der  Vor- 
jahre aus  selbst  abgeschlossenen  Versicherungen: 

1.  geleistet 

2.  zurückgestellt 


IL  Zahlungen  für  Versicherungspflichtungen  im  Geschäftsjahr 
aus  selbst  abgeschlosseneu  Versicherungen  für: 

1.  Kapitalversicherungen  auf  den  Todesfall: 

a)  geleistet 

b)  zurückgestellt 

2.  Kapitalversicherungen  auf  den  Lebensfall : 

a)  geleistet 

b)  zurückgestellt 

3.  Eentenversicherungen  auf  den  Lebensfall: 

a)  geleistet 

b)  zurückgestellt  (nicht  abgehoben) 

4.  Sonstige  Versicherungen : 

a)  geleistet 

b)  zurückgestellt 

III.   Vergütungen  für  in  Bückdeckung  übernommene  Versiche- 
rungen : 

1.  Prämienergänzung  gemäß  §  58  PrVG 

2.  Eingetragene  Versicherungsfälle: 

a)  geleistet 

b)  zurückgestellt 

3.  Vorzeitig  aufgelöste  Versicherungen 

4.  Sonstige  vertragsmäßige  Leistungen 

IV.  Zahlungen  für  vorzeitig  aufgelöste  selbst  abgeschlossene 
Versicherungen  (Rückkauf)^) 

V.  Gewinnanteile  an  Versicherte: 

1.  Aus  Vorjahren: 

a)  abgehoben 

b)  nicht  abgehoben      

2.  Aus  dem  Geschäftsjahre: 

a)  abgehoben      

b)  nicht  abgehoben 

VI.  Eückversicherungsprämien  für: 

1.  Kapitalversicherungen  auf  den  Todesfall 

2.  Kapitalversicherungen  auf  den  Lebensfall 

3.  Rentenversicherungen 

4.  Sonstige  Versicherungen       

zu  übertragen     1 


4» 


O4 


')  Der  Policenrückkauf  ist  Ausgabe  (Verlust).     Ihna  entspricht  Wegfall  der  ent- 
sprechenden Prämienreserve  als  Gewinn  (Einnahme). 
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Übertrag : 

VII.  Steuern  und  Verwaltungskosten  (abzüglich  der  vertrags- 
mäßigen Leistungen  für  in  Rückdeckung  übernommene 
Versicherungen) : 

1.  Steuern      

2.  Verwaltungskosten: 

a)  Abschlußprovisionen 

b)  Inkassoprämien 

c)  Sonstige  Verwaltungskosten 


VIII.  Abschreibungen     .... 
IX.  Verlust  aus  Kapitalanlagen: 

1.  Kurs  Verlust  ..... 

2.  Sonstiger  Verlust   .     .     . 


X.  Prämienreserven  am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  für: 
1.  Kapitalversicherungen  auf  den  Todesfall     .... 

^-  ))  )) 

3.  Rentenversicherungen 

4.  Sonstige  Versicherungen  . 


Lebensfall 


XI.  Prämienüberträge  am  Schlüsse  des-  Geschäftsjahres  für: 

1.  Kapitalversicherungen  auf  den  Todesfall: 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene 

2.  Kapitalversicherungen  auf  den  Lebensfall: 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene 

3.  Rentenversicherungen : 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene 

4.  Sonstige  Versicherungen : 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene 

XJI.  Gewinnreserve  der  Versicherten 

XIII.  Sonstige  Reserven  und  Rücklagen 

XIV.  Sonstige  Ausgaben '  .     . 


Ol 


16 


Gesamtausgaben : 


li 
0, 


31i 


4.  a)  Es  bedarf  eines  Studiums,  um  sich  in  diesen  Schema  zurecht- 
zufinden und  doch  ist  vom  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  gemäß 
VAG.  §  56  Abs.  3  die  Verijflfentlichung  dieser  Gewinn-  und  Verlustrech- 
nung angeordnet,  d  h.  der  Rechnungsabschluß  in  dieser  Form  soll  zur 
Aufklärung  des  Publikums  über  den  wirtschaftlichen  Stand  der  Unter- 
nehmung dienen.  Allerdings  ist  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  nur 
in  vereinfachter  Form  zu  veröifentlichen  —  für  die  Positionen  IV  (Kapi- 
talerträge) und  VI  (Vergütung  der  Rückversicherer)  der  Elinnahmen  und 
die  Positionen  III  und  VII  2  der  Ausgaben  dürfen  zusammenfassende  An- 
gaben gemacht  werden  — ,  aber  trotzdem  hält  es  noch  schwer,  sich  in  der 
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Masse  der  Posten  zurechtzufinden,  zumal  Einnahmen  und  Ausgaben  nicht 
einander  gegenüberzustellen  sind.  Der  Überschuß  beträgt  31 9  —  31  ^  =  Og.z. 
b)  Vom  Standpunkte  des  kaufmännisch  gehaltenen  Gewinn-  und  Ver- 
lustkontos müßten  auf  der  Einnahmenseite  die  Positionen  I  2  —  6,  auf  der 
Ausgabenseite  die  Positionen  XII  und  XIII  entfallen.  Fehlen  könnte  von 
den  Ausgaben  die  Position  XI  Prämienüberträge,  welche  nicht  über  Ge- 
winn- und  Verlustkonto  geführt  zu  werden  brauchen  Unter  der  Position  X 
(Prämienreserve)  w^äre  nur  anzuführen  das  Mehr,  das  die  Prämienreserve 
gegenüber  dem  Vorjahre  ausmacht.  Dem  Vergleichungszwecke  könnte 
unter  Beibehaltung  des  gewöhnlichen  Inhalts  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung dadurch  Genüge  getan  werden,  daß  bei  den  entsprechenden  Posten 
des  Gewinn-  und  Verlust-  und  des  Bilanzkontos  in  einer  Vorkolonne  der 
„Stand  am  Ende  des  Vorjahres"  angegeben  würde. 

Die  Filialbilauz. 

§  111. 

1.  Für  jedes  Geschäft  kann  es  rechtlich  nur  eine  B.  geben.  ,,Einen'^'^ 
das  Verhältnis  des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellenden  Abschluß 
hat  der  Kaufmann  gemäß  HGB.  §  39  zu  fertigen.  Die  Genehmigung  der 
Jahres-B.  steht  nach  §  260  der  Generalversammlung  zu.  Für  ein  und 
dasselbe  Unternehmen  können  nicht  getrennte  B.en  bestehen.  Wohl  aber 
ist  zulässig,  daß  diese  eine  B  sich  aus  Teilbilanzen  zusammensetzt,  eine 
zusammengesetzte,  g  et  eilt  p,  eine  Hauptbilanz  ist.^)  Ein  Geschäft  kann 
Zweigniederlassungen  haben  (namentlich  auch  im  Ausland).  Ein  Zweig- 
geschäft ist  ein  Ganzes  für  sich,  das  losgelöst  vom  Hauptgeschäft  bestehen 
könnte.  Die  Filiale  ist  relativ  selbständig,  ein  Geschäft  für  sich.  Daher 
ist  ordnungsgemäß,  daß  für  sie  auch  eine  besondere  B.,  eine  Teübilanz 
aufgestellt  wird. 

II  A.  Laut  HGB.  §  39  hat  der  Kaufmann  in  der  B.  eine  summa- 
rische Übersicht  über  seine  Vermögensgegenstäude  zu  geben,  über  seine 
Grundstücke,  seine  Forderungen,  seine  Schulden,  Daraus  scheint  zu  folgen, 
daß  die  Firma  in  die  Haupt-B.  auch  die  Anlagen,  Forderungen  und  Schulden 
der  Zweiganstalten  aufzunehmen  hat  Das  Fabrikkonto  müßte  also  auch 
die  Zweigfabriken  begreifen,  das  Bankgebäudekonto  auch  die  Gebäude  der 
Filialen  usw.  M.  a.  W. :  die  Filialbilanzen  müßten  auf  die  einzelnen  Sach- 
und  Personen-,  Bestands-  und  Erfolgskonti- Abschlüsse  der  Hauptbilanz 
verteilt  werden.  Der  Kaufmann  darf  so  verfahren;  er  kann  ganz  oder 
für  Hauptkonti  so  verfahren;  zahlreiche  Eückbuchungen  auf  die  Filiale 
sind  dann  bei  der  Büchereröfifnung  des  neuen  Jahres  erforderlich. 

B.  1.  Notwendig  ist  es  nicht,  daß  der  Kaufmann  so  verfährt.  Er 
hat  sein  Vermögen  nur  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buch- 
führung ersichtlich  zu  machen.  Grundsatz  ordnungsmäßiger  Buchführung 
ist,  daß  der  Kaufmann  seine  Filialen  wie  Schuldner  und  Gläubiger  be- 
handelt. Zwei  Konten  führt  er  mit  jeder  Zweigniederlassung,  ein  Kapital- 
und  ein  Kontokorrentkonto.  Auf  dem  einen,  dem  Filial- Anlagekonto, 
wird  ein  Kapital  verzeichnet,  das  er  (die  Zentrale)  der  Filiale  zum  Be- 
trieb überläßt,  mit  der  er  die  Zweiganstalt  dotiert,  das  er  werbend  in 
ihr  anlegt.  Das  zweite  dient  der  Verrechnung  des  laufenden  Verkehrs 
mit  der  Filiale  und  heißt  deshalb  Filialkontokorrentkonto. 


*)  Lit.  bei  Zimmermann  §  48. 
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2.  Das  Vorhandensein  dieses  Grundsatzes  bestätigen  zwei  Tatsachen. 
Erstens  verkauft  die  Zentrale  an  die  Filiale  und  umgekehrt  nicht  zum 
Selbstkosten-,  sondern  zum  Verkaufspreis  (schon  deswegen,  weil  die  Filial- 
organe nur  an  dem  Gewinn  der  Filiale  tantiemenberechtigt  sind  oder  die 
Filialen  von  einem  anderen  Staate  versteuert  werden).  Zweitens  wird 
die  Zentrale,  wenn  sie  Außengeschäfte  besorgt,  von  ihrer  eigenen  Buch- 
haltung wie  eine  Außenstelle  behandelt.  Die  Versicherungsuntenieh- 
mungen  pflegen  mit  den  Versicherten  durch  die  Generalagentur  zu  ver- 
kehren. Führt  die  Gesellschaft  das  Inkasso  ausnahmsweise  direkt  aus, 
so  "wird  die  betreffende  Versicherung  als  zum  Bestände  einer  fingierten 
Generalagentur  (der  ,, Generalagentur  Direkt",  des  „Büros"  usw.)  gehörig 
behandelt.  Wie  sonst  eine  Generalagentur  X  oder  Y,  wird  das  Konto 
,, Generalagentur  Direkt"  oder  das  „Bürokonto"  belastet.^) 

3.  Diesem  Prinzip  gemäß  erscheinen  Vermögenstand  und  Erfolg  der 
Filiale  in  der  Hauptbil'anz  nicht  notwendig  als  Filialkonti,  sondern  unter 
den  Debitoren  oder  den  Kreditoren.  Das  in  der  Filiale  angelegte  Kapital 
ist  Guthaben  bei  der  Filiale  A'.  Wird  das  investierte  Kapital  durch  Ver- 
luste aufgezehrt,  so  werden  die  Kreditoren  der  Zentrale  erhöht,  denn 
wenn  bei  der  Filiale  die  Verbindlichkeiten  die  Forderungen  übersteigen, 
muß  die  Zentrale  für  die  Schuld  der  Filiale  aufkommen. 

4.  Die  Beziehung  zur  Filiale  wird  somit  behandelt  wie  eine  Kon- 
sortialbeteiliguug.  Geradeso,  wie  bei  einer  Firma,  die  an  einer  GmbH. 
Teil  hat,  der  Gewinnanteil  unter  den  Debitoren  verbucht  wird,  geschieht 
es  mit  dem  Filialgewinn.  Wird  eine  Zweiganstalt  in  eine  selbständige 
A.  verwandelt,  so  bewirkt  dies  lediglich,  daß  das  Filialanlagekonto  vom 
Debitorenkonto  auf  (Konsortial-)Effektenkonto  übergeht. 

ni.  Der  kaufmännische  Grundsatz  hat  zur  Folge,  daß  die  Zu- 
sammensetzung des  Vermögens  und  des  Erfolges  der  Filialen  in  der  B. 
(Gegensatz :  Geschäftsbericht)  nicht  ersichtlich  wird.  Daher  ist  zum  Teil 
durch  Verwaltungsrecht  vorgeschrieben,  die  Übersicht  zu  vereinzeln, 

A.  Das  österreichische  Vers.-Reg.  §  33  Ziff.  16  bestimmt:  ,,Die 
Forderunrjefi,  welche  der  Anstalt  aus  der  Verrechnung  mit  ihren  Agenten 
und  Orfjanen  erwachsen  sind,  sind  abgesondert  als  ,, Ausstände  bei  Agen- 
turen und  Fihalen"  aufzuführen  und  von  denselben  die  erforderlichen  Ab- 
schreibungen vorzunehmen". 

B.  Das  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  in  Deutschland  hat  in 
seinen  ßechnungslegungsvorschriften  vom  2.  Juni  1902  die  Unterneh- 
mungen, welche  mehrere  Versicherungszweige  oder  sonstige  Geschäfte 
betreiben,  verpflichtet,  für  die  einzelnen  Versicherungszweige  ,,die  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  in  allen  in  Betracht  kommenden  Positionen  geson- 
dert aufzustellen  und  einzureichen".  Dabei  bestimmt  es:  , .Soweit  die  be- 
treffenden Zahlen  aus  den  Büchern  nicht  zu  entnehmen  sind,  können  sie 
nach  einem  dem  Vorstand  angemessen  erscheinenden,  in  den  Erläuterungen 
näher  zu  begründenden  Verhältnis  anteilig  geschätzt  werden."*)  Da  dies 
praktisch  oft  nicht  möglich  ist,  bemerkt  der  erste  Geschäftsbericht  des 
Aufsichtsamtes')  auch  nur:  die  Unternehmungen  hätten  für  die  einzelne 
Zweige  eine  möfjUchst  getrennte  Jahresrechnung  aufzustellen. 


*)  Vgl.  Kohurger,   Versicherungslexikon,  1.  Erg.-Bd.  (1913)  S.  172;    derselbe,  Ver- 
sicherungsbuchführnng  S.  75. 

')  Veröffentlichungen  I.  .Jahrg.  S.  24. 
•)  Ebenda  II.  Jahrg.  S.  114. 


Zweites  Buch. 

Das  Bilanzstrafrecht. 


Erstes  Kapital. 

Bilanzklarheit  und  Bilanzwahrheit. 


1.  Das  Prinzip. 

§  112. 

I.  Daß  der  Kaufmann  Vermögen sge^en stände  und  Schulden  nicht 
unter  willkürlichen  Namen  und  mit  künstlichen,  fingierten  Werten  ein- 
stellen darf,  folgt  nicht  erst  aus  HGB.  §  40,  sondern  schon  aus  HGB, 
§  38,  wonach  der  Kaufmann  verpflichtet  ist,  die  Lage  seines  Vermögens, 
d.  h.  die  gegenwärtige  Lage  seiner  Vermögensverhältnisse  nach  den 
Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  ersichtlich  zu  machen. 

II.  Ersehen  kann  ein  Dritter  die  Lage  des  Vermögens  des  Kauf- 
manns aus  seiner  B.  nur,  wenn  sie  klar  und  wahr  aufgestellt  ist. 

A.  Die  Bilanzklarheit  (Verbot  der  B\\a,r\zverschleienui(/)  verlangt, 
daß  die  in  der  B.  angegebenen  wahren  Tatsachen  nicht  un ersichtlich,  uner- 
kennbar, undeutlich  gemacht  werden.  Die  Bilanzklarheit  verbietet  Be- 
nennungen, die  nicht  unrichtig,  aber  undeutlich  sind. 

1.  Die  Bilanzklarheit  ist  z.  B.  verletzt,  wenn  Effekten  unter  die 
,, Debitoren"  eingerechnet  sind,  um  zu  verheimlichen,  daß  die  A.  viele  Aktien 
einer  Tochtergesellschaft  besitzt.  Wertpapiere  gehören  im  Sinne  ord- 
nungsmäßiger Buchführung  zu  den  Sachaktiven. 

2.  Unklar  ist  dagegen  nicht  eine  B.,  die,  wenn  die  Gesellschaft  einem 
andern  1  000  000  schuldet,  von  ihm  aber  1  001  0<iO  zu  fordern  hat,  ledighch 
1000  unter  die  Debitoren  einsetzt.  Denn  nach  den  Grundsätzen  ordnungs- 
mäßiger Buchführung  werden  nur  die  Abschlüsse  (Saldoposten)  der  Si)ezial- 
konten  auf  Bilanzrechnung  übertragen.  Hier  schließt  das  Personalkonto 
des  Geschäftsfreundes  mit  1000  Passivüberschuß  ab  usw. 

B.  1.  Die  Bilanzwahrheit  (Verbot  unwahrer  Bilanzaufstellung) 
verlangt : 

a)  Die  Angabe  des  richtigen  Wesens  der  Bilanzposten,  die  richtige 
(Gegensatz:  deutliche)  Benennung  der  Bilanzposten;') 

b)  Die  summarische  Angabe  aller  und  nur  der  vorhandenen,  d.  h. 
gegenwärtigen  Aktiva  und  Schulden  (Passiva).  Die  B.  hat  alle  vorhandenen 
positiven  und  negativen  Vermögensstücke  anzugeben  (Vollständigkeit  der  B.).'*) 

c)  Die  abgekürzte  Angabe  des  wirklichen  Wertes  jedes  Aktivums 
und  jeder  Schuld  (Passivum),  nicht  «)  eines  angenommenen,  also  auch  nicht 


^)  Hiezu  Weyermann  im  Bankarch.  13,  28. 
*)  S.  Neukamp  Z.  48  451. 
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eines  künftio:en  und  ß)  nicht  eines  vergangenen  Wertes.  Eine  B.  ist,  soweit 
der  augenblic-kliclie  Liiiuidationswert  niedriger  ist,  vorsichtig,  aber  nicht 
wahr  aufgestellt,  wenn  der  Wert  zugrunde  gelegt  wird,  den  die  Gegen- 
stände bei  sofortiger  Auflösung  (Liquidation)  des  Geschäftes  hätten,  ob- 
schon  eine  Liquidation  wieder  bevorsteht  noch  wahrscheinlich  ist.^)  Jedes 
einzelne  Vermögensstück,  nicht  nur  die  Gesamtheit  der  Vermögensstücke 
muß  richtig  bewertet  werden.  Unstatthaft  ist  daher,  den  Wertrückgang 
eines  Aktivums  mit  der  Begründung  ungebucht  zu  lassen,  daß  ein  anderes 
zu  niedrig  bewertet  sei.  Notwendige  Abschreibungen  müssen,  freiwillige 
können  erfolgen.*) 

2.  Unrichtige  Angabe  des  Wesens,  der  Zahl  und  des  Wertes  der 
Bilanzposten  macht  die  Lage  des  Vermögens  unersichtlich.  Die  B.  soll 
ein  das  V<'rhälffiis  der  Aktiva  und  Passiva  darstellender  Rechnungs- 
abschluß sein.  Somit  darf  als  Forderungen  nicht  bloß  das,  was  nach  Ab- 
zug der  Schulden,  und  als  Schulden  nicht  bloß,  was  nach  Abzug  der  Forde- 
rungen bleibt,  in  die  B.  eingestellt  werden.  Denn  damit  ist  nicht  das 
Verhältnis  der  Passiva  zum  Vermögen  ersichtlich  gemacht.  Wenn  die 
Höhe  der  Forderungen saldi  10  050  000  und  die  Höhe  der  Schuldensaldi 
10  000000  beträgt,  und  es  würde  in  die  B.  nur  die  Differenz,  also  50  000 
Debitoren  eingestellt,  so  wäre  die  B.  unwahr,  denn  Vorhandensein  und 
Höhe  der  Schulden  würde  gar  nicht  erkennbar  und  die  Höhe  der  Forde- 
rungen nur  unzutreffend  angegeben  sein.  Und  doch  ist  es  für  die  Er- 
kennbarkeit der  wirtschaftlichen  Lage  eines  Unternehmens  von  großer 
Bedeutung,  zu  wissen,  ob  und  in  welcher  Höhe  Schulden  und  Forderungen 
vorhanden  sind.  Die  Forderungen  haben  nicht  alle  die  gleiche  Güte.  Die 
Angabe  nur  des  Unterschiedes  zwischen  Forderungen  und  Schulden  er- 
möglicht insbesondere,  fragwürdige  Geschäftsverbindungen  (insbesondere  zu 
Tochtergesellschaften)  zu  verbergen. 

III.  Über  die  Bilanzklarheit  gibt  es   zum  Teil  Sondervorschriften: 

1.  Der  gewöhnliche  Kaufmann  braucht  Gewinn  und  Verlust  in  der 
B.  nicht  erkennen  zu  lassen ;  er  kann  den  Gewinn-  und  Verlustsaldo  mit 
anderen  vermischen.  Für  die  A.  und  die  GmbH,  digegen  gilt : ■')  der  Ge- 
winn oder  Verlust  muß  am  Schlüsse  der  B.  besonders  angegeben  werden. 
Da  nach  anderen  Vorschriften  bereits  der  Betrag  des  Grundkapitals,  ferner 
die  eingezahlten  Nachschüsse  und  jeder  Reserve-  und  Erneuprungsfonds 
besonders  anzugeben  sind,  bedeutet  dies  für  den  Gewinnsaldo  nur:  er 
darf  nicht  den  Kreditoren  zugeschlagen  werden.  Für  den  Verlustsaldo 
bedeutet  die  Vorschrift :  er  darf  nicht  mit  anderen  Aktivposten,  insbesondere 
nicht  mit  dem  Debitorenposten,  vereinigt  werden. 

2.  Sehr  weitgehende  Detaillierung  der  ß.  ist  dann  vorgeschrieben 
a)  durch  die  Gesetze  (BankG.  und  HypBG.)  den  Notenbanken  und  Hypo- 
thekenbanken, b)  durch  die  Rechnungslegungs Vorschriften  (Versicherungs- 
regulativ) den  Versicherungsunternehmungen. 

IV.  Der  Kaufmann  hat  gemäß  §  38  des  neuen  HGB.  die  Lage 
seines  Vermögens  nur  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung 
ersichtlich  zu  machen.  Die  B.  daif  also  unklar  sein  für  den,  der  die 
Grundsätze  ordnungsmäßiger  Büchführung  nicht  verstellt  So  ist  z.  B. 
üblich,  den  Verlust  durch  Uneinbringlichkeit  einer  Förderung  in  anderer 

')  Simon  296. 

*)  Die  Entwertung  des  einen  Patentes  wird  durch  die  Wertsteigerung  eines 
anderen  buchhalterisch  nicht  ausgeglichen. 

»)  HGB.  §  261  Z.  6 ;  deutsches  GrahHG.  §  42  Z.  5 ;  österr.  GmbHG.  §  23  V. 


§  113.  Ausuahmeu  vom  Prinzip.  459 

Form  zn  verbuchen,  als  den  durch  Zweifelhaftigkeit.  Der  erstgenannte 
Verlust  wird  auf  der  Aktivseite  abgeschrieben,  der  Verlust  wegen  Zweifel- 
haftigkeit  durch  Einsetzen  eines  Delkredereabschreibungspostens  im 
Passivum. 

V.  Aber  die  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung,  welche  Klar- 
heit und  Wahrheit  der  B.  verdunkeln,  haben  außer  Betracht  zu  bleiben, 
wenn  das  positive  Recht  im  Interesse  der  Bilanzklarheit  oder  Bilanzwahr- 
heit Gegenteiliges  bestimmt. 

2.  Ausnahmen  vom  Prinzip. 

§   113. 
Die  Klarheit  und  Wahrheit,  die  der  Gesetzgeber  für  die  B.  fordert, 
ist  nur  eine  relative.^)   Das  ergibt  sich  aus  allgemeinem  und  aus  besonderem. 

1.  Der  Kaufmann  hat  —  sagt  HGB.  §  38  —  in  den  Büchern  die 
Lage  seines  Vermögens  nur  ersichtlich  zu  machen  „nach  den  Grundsätzen 
ordnungsmäßiger  Buchführung". 

A.  1.  a)  Selbst  in  der  ordentlichen  Buchführung  sind  eine  Reihe  un- 
klarer Benennungen  üblich; 

b)  Selbst  die  ordnungsmäßige  B.  läßt  nicht  erkennen,  welche  Debitoren 
durch  Faustpfand  oder  Bürgschaft  bedeckt,  welche  Aktiva  belastet  (als 
Sicherheiten  verpfändet  oder  übereignet),^)  welche  Kreditoren  bedeckt  sind. 
M.  a.  W.:  selbst  die  ordnungsmäßige  B.  braucht  über  die  Liquidität  der 
Aktiva  nicht  Auskunft  zu  geben. 

2.  Hieraus  erhellt,  daß  es  erlaubte  Bilanzunklarheiten  gibt.-') 

B.  Die  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung  bewirken  ferner, 
daß  die  B.  die  Zahl  der  Vermögensstücke  unvollständig  angibt.  Die  An- 
gaben der  B.  über  die  Zusammensetzung  des  Vermögens  sind  nicht  absolut 
wahr.  Auch  die  Bilanz  Wahrheit  ist  keine  absolute.  Der  Grund  ist  folgender : 
Selbst  aus  der  ordnungsmäßigen  B.  bleiben  für  gewöhnlich  alle  eventuellen 
Forderungen  und  eventuellen  Verbindlichkeiten  weg.  Erst  die  Ausführung 
der  Geschäfte,  die  Veränderung  in  der  Zugehörigkeit  von  Sachen  pflegt 
gebucht  zu  werden,^)  also  z.  B.  nicht  Bürgschafts-Debitoren  und  Bürg- 
schafts-Kreditoren.^) 

C.  Es  ist  ein  Akt  freien  Ermessens,  ob  ein  Unternehmen  seine  B. 
80  einrichten  will,  daß  diese  Unklarheiten  und  Unwahrheiten  wegfallen. 
Seit  I.  Januar  1909  tut  es  auf  Anregung  der  Reichsbank  eine  Gruppe 
von  Unternehmungen,  die  bedeutenderen  Banken,  zwar  nicht  in  ihren 
Jahresbilanzen,  aber  sie  geben  seitdem  derartig  gestaltete  Zweimonats- 
bilanzen heraus.  1911  hat  das  Reichsamt  des  Inneren  für  diese  Bilanz- 
übersichten aller  Kreditbanken  ein  Schema  entworfen.  Die  Kreditbanken 
unterliegen  jetzt  insoferne  einem  indirekten  Zwang,  Zweimonatsbilanzen 
auszugeben  und  dabei  dieses  Schema  anzuwenden,  als  die  Zulassungsstellen 
die  Zulassung  neuer  Bankaktien  von  der  Anwendung  des  Schemas  ab- 
hängig machten.     Für  Jahresbilanzen  gilt  es  nicht. 

1.  Um  Undeutlichkeit  der  Bezeichnung  auszuschließen,  sind  Wechsel, 
Effekten,  Debitoren   scharf  getrennt  und  unter  Effekten  und  Debitoren 

1)  Neukamp,  ZHR.  48,  450  ff.;  Behm,  Z.  f.  Haudelsw.  1,  41. 
*)  Höniger,  Diskontierung  der  Buchforderungen  1912  S.  66  behauptet,  die  Unter- 
schiede müßten  ersichtlich  gemacht  werden. 
»)  §  117. 

*)  Vgl  §§  1%  16,  101,  102,  106. 
')  über  UnVollständigkeit  der  B.  auch  Leitner  135  ff. 
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wird  unterschieden  insbesondere,  ob  sie  dauernd  oder  vorübergehend  ge- 
bunden sind  (z.  B.  vorübergehende  Beteiligung:  Ausgabekonsortien).  Es 
werden  auseinandergehalten:  a)  Reports  und  eigene  Wertpapiere;  b)  zu 
den  eigenen  Wertpapieren  werden  nicht  gerechnet  die  Konsortialeffekten; 
c)  die  Beteiligungen,  die  in  Eifekten  oder  Konsortialdebitoren  bestehen 
können,  werden  zerlegt  in  u)  Konsortialbeteiligungen  (sie  können  dauernd 
oder  vorübergehend  sein\  ,i)  dauernde  Beteiligungen  bei  anderen  Banken 
und  Bankfirmen;  d)  die  sonstigen  Debitoren  werden  zerlegt  in  uneingezahltes 
Aktienkapital,  Guthaben  bei  Noten-  und  Abrechnungsbanken,  Nostrogut- 
haben  bei  Bankfirmen,  Debitoren  in  laufender  Rechnung,  Vorschüsse  (Re- 
ports, Lombards). 

2.  Das  Sclienia  verlangt,  daß  kenntlich  gemacht  wird,  ob  die  Forde- 
rungen gedeckt  sind,  zum  Teil  auch,  wodurch.  Als  getrennte  Posten 
sind  anzuführen  a)  Reports  und  Lombards  gegen  börsengängige  Wert- 
papiere, b)  Vorschüsse  auf  Waren  und  Warenverschiffungen,  c)  Debitoren 
in  laufender  Rechnung  a)  gedeckte,  ß)  ungedeckte. 

3.  Vor  der  Linie  sind  anzugeben  ein  Teil  der  Eventualforderungen 
und  Eventualverbindlichkeiten : 

a)  auf  der  Aktivseite:  Aval-  und  Bürgschaftsdebitoren; 

b)  auf  der  Passivseite :  a)  Aval-  und  Bürgschaftskreditoren,  ß)  Regi-eß- 
verbindlichkeiten :  eigene  Ziehungen-,  weiterbegebene  Solawechsel  der  Kunden 
an  die  Order  der  Bank. 

D.  Im  Interesse  des  Ersichtlichmachens  der  liquiden  Mittel  ist  in 
dem  Schema  noch  das  Wechsel-  und  Kreditorenkonto  gegliedert.^) 

E.  Das  ganze  Muster  der  die  Liquidität  ersichtlich  machenden  B. 
lautet:*) 

Aktiva. 

1.  Nicht  eingezahltes  Aktienkapital. 

2.  Kasse,  fremde  Geldsorten  und  Coupons. 

3.  Guthaben  bei  Noten-  und  Abrechnungs-(Clearing-)Banken. 

4.  Wechsel  und  unverzinsliche  Schatzanweisungen: 

a)  Wechsel  (mit  Ausschluß  von  b,  c  und  d)  und  unverzinsliche  Schatz- 
anweisungen des  Reichs  und  der  Bundesstaaten, 

b)  eigene  Akzepte, 

c)  eigene  Ziehungen, 

d)  Solawechsel  der  Kunden  an  die  Order  der  Bank. 

5.  Nostroguthaben  bei  Banken  und  Bankfirmen. 

6.  Reports  und  Lombards  gegen  börsengängige  Wertpapiere. 

7.  Vorschüsse  auf  Waren  und  Warenverschiffungen,  davon  am  Bilanz- 
tage gedeckt: 

a)  durch  Waren,  Fracht-  oder  Lagerscheine  (vor  der  Linie), 

b)  durch  andere  Sicherheiten  (vor  der  Linie). 

8.  Eigene  Wertpapiere: 

a)  Anleihen  und  verzinsliche  Schatzanweisungen  des  Reichs  und  der 
Bundesstaaten, 

b)  sonstige  bei  der  Reichsbank  und  anderen  Zentralnotenbanken  be- 
leihbare Wertpapiere, 

c)  sonstige  börsengängige  Wertpapiere, 

d)  sonstige  Wertpapiere. 


')  Vgl.  wegen  des  Wechselkontos  §  117  VI  A  3. 

*)  Hiezn  Leitner  223;  Gielen,  Das  organisierte  Dreisummenhauptbuch  1914  S.  1201f. 
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9.  Konsortialbeteiligungen. 

10.  Dauernde  Beteiligungen  bei  andern  Banken  und  Bankfirmen. 

11.  Debitoren  in  laufender  Rechnung: 

a)  gedeckte, 

b)  ungedeckte. 

Außerdem : 
Aval-  und  Bürgschaftsdebitoren  (vor  der  Linie). 

12.  Bankgebäude. 

i;s.  Sonstige  Immobilien. 
l4.  Sonstige  Aktiva. 


Summa  der  Aktiva. 
Passiva. 

1.  Aktienkapital. 

2.  Reserven. 

3.  Kreditoren: 

a)  Nostro Verpflichtungen, 

b)  seitens  der  Kundschaft  bei  Dritten  bezahlte  Kredite, 

c)  Guthaben  deutscher  Banken  und  Bankfirmen, 

d)  Einlagen  auf  provisionsfreier  Rechnung: 

1.  innerhalb  7  Tagen  fällig, 

2.  darüber  hinaus  bis  zu  3  Monaten  fällig, 

3.  nach  3  Monaten  fällig, 

e)  sonstige  Kreditoren : 

1.  innerhalb  7  Tagen  fällig, 

2.  darüber  hinaus  bis  zu  3  Monaten  fällig, 

3.  nach  3  Monaten  fällig. 

4.  Akzepte  und  Schecks: 

a)  Akzepte, 

b)  noch  nicht  eingelöste  Schecks.  

Außerdem : 
Aval-  und  Bürgschaftsverpflichtungen  (vor  der  Linie). 
Eigene  Ziehungen  (vor  der  Linie), 
davon  für  Rechnung  Dritter  (vor  der  Linie). 
Weiterbegebene  Solawechsel  der  Kunden  an  die  Order  der  Bank 
(vor  der  Linie). 

5.  Sonstige  Passiva: 

Bargeld,  Bankguthaben,  Wechsel  (ohne  eigene  Ziehungen  und  eigene 
Akzepte)  und  Efi"ekten,  die  bei  der  Reichsbank  lombardfähig  sind,  sind 
liquide  Mittel  ersten  Ranges.  Liquide  Mittel  zweiten  Ranges  sind  sonstige 
börsengängige  Papiere,  Reports,  Lombards  und  gedeckte  Warenvorschüsse. 

F.  Zur  Erhöhung  der  Klarheit  trägt  natürlich  noch  bei,  wenn  unter- 
schieden wird:  L  bedeckte  und  unbedeckte  Kreditoren,  2.  belastete  und 
unbelastete  Aktiva,  3.  verpfändete  (diskontierte)  und  freie  Debitoren. 

II.  Aus  einem  besonderen  Grunde  wird  die  B.  unwahr,  dadurch 
daß  für  die  laufenden  Bilanzen  (Jahresbilanzen)  Unterbewerten  der  Aktiva 
(Überbewerten  der  Passiva)  teils  erlaubt  (HGB.  §  40)  teils  sogar  vor- 
geschrieben ist  (HGB.  §  261  usw.)^) 

III.  Unzutreffend  ist,^)  wegen  der  teil  weisen  Zulässigkeit  unwahrer 
Bilanzaufstellung  zu  behaupten,  Bilanzwahrheit  bedeute  nicht  Wirklich- 

')  Näheres  §  91. 
*)  Knappe  68. 
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keitswahrheit ,  sondern  gesetzmäßige,  gesetzestreue  Bilanzaufmachung, 
Bilanzherstellung  in  der  Weise,  daß  den  gesetzlichen  Vorschriften,  ins- 
besondere derjenigen  über  den  Wertansatz  genügt  sei.  Wahr  wäre  dann 
auch  die  B.,  welche  dem  gesetzliclien  Gebote  gemäß  unterbewertet.  Allein 
gesetzmäßige  und  klare  oder  wahre  B.  sind  verschiedene  Begriffe. 

IV.  Daraus,  daß  bei  der  B.  eine  gewisse  Unklarheit  und  Unwahr- 
heit erlaubt  ist,  folgt  nicht  dasselbe  für  andere  Darlegungen.  Gewiß  ist 
bei  allen  Darstellungen  die  Oftenheitspflicht  keine  schrankenlose.  Das 
Geschäftsgeheimnis  bildet  eine  Grundlage  des  Geschäftserfolges.  Wie 
weit  aber  die  Schranken  reichen,  richtet  sich  bei  jeder  Darstellung  nach 
Art  und  Zweck,  also  besonders  darnach,  für  wen  sie  bestimmt  ist.  Jeden- 
falls ist  das  eine  richtig,  daß  der  Geschäftsbericht  offener  sein  muß  als 
die  B.  Der  Geschäftsbericht  muß  manches  erklären,  was  die  B.  erlaubter- 
weise verhüllt. 0  Z.  B.  eine  A.  hat  eine  Bankschuld  von  300  000  Mk. 
und  dadurch  Unterbilan'z.  Ein  Konsortium  erklärt  sich  bereit,  die  Schuld 
gegen  Gewinnanteilscheine  über  800  000  Mk.  zu  decken.  Vereinbart 
wird,  daß  der  Inhaber  eines  Gewinnanteils  von  500  Mk.  5*^/0  Zins,  also 
25  Mk.  vor  den  Aktionären  erhält  und  nach  4^/o  Aktionärdividende 
25^0  des  Reingewinns  zur  Amortisation  der  Anteilscheine  mit  10  *^/'>  Auf- 
geld (also  mit  550  Mk.)  zu  verwenden  sind.  Die  Bankschuld  wird  auf  diese 
Weise  eine  Eeingewinnschuld,  die  -in  der  Bilanz  nicht  mehr  zu  verbuchen 
ist.  Wohl  aber  ist  das  Verwandlungsgeschäft  im  Geschäftsbericht  zu  ver- 
merken. Im  Geschäftsbericht  müssen  wesentliche  Veränderungen  in  der 
Bilanzform  (Zusammenziehen  bisher  getrennt  geführter  Posten  unter  einem 
die  Sammelnatur  nicht  erkennbar  machenden  Namen)  angegeben  werden. 
Dagegen  brauchen  auch  Schiffahrtsgesellschaften  im  Geschäftsberichte  den 
Anschaffungswert  ihrer  Neubauten  nicht  getrennt  aufzuführen.  Wie  in  der 
B.,  dürfen  sie  Buchwert  der  fertigen  Schiffe  und  Anzahlungen  auf  im  Bau 
befindliche  Schiffe  in  einen  Posten  Schiffskonto  zusammenwerfen.  Detail- 
lierung gewährt  der  Konkurrenz  Einblick.  Auch  im  Geschäftsberichte 
darf  die  Abschreibung  am  Schiffspark  im  Ganzen  angegeben  werden,  weil 
Angaben  für  die  einzelnen  Schiffe  oder  Schiffsarten  auf  ihren  Verkaufs- 
preis drücken  würden. 

Zweites  Kapitel. 

Die  Bilanzdelikte. 

Allgemeines. 

§  lli. 
1.  Die  Tätigkeit,  die  Vorstand  und  Aufsichtsrat  bei  der  Bilanzauf- 
nahme zu  entwickeln  haben,  besitzt,  rechtlich  betrachtet,  nur  die  Natur 
vorbereitender  Maßnahmen.  Die  Bilanzfestsetzung  bedarf  nicht  ihrer  Zu- 
stimmung. Allein  bei  der  Generalversammlung  liegt  die  Entscheidung, 
ein  Ergebnis,  das  insbesondere  dadurch  bestätigt  wird,  daß  das  positive 
Recht  es  als  eine  Ausnahme  von  der  Regel  formuliert,  wenn  es  diesen 
Organen  eine  Schadenersatzpflicht  auch  für  Handlungen  auferlegt,  welche 
,,auf  einem  Beschlüsse  der  Generalversammlung  beruhen",*)  ,,in  Befolgung 
eines  Beschlusses  der  Gesellschafter"')  vorgenommen  wurden. 

*)  Hiezu  Simon,  Betrachtungen  407  ff. 

')  HGB.  §§241,  249  .        . 

»)  GmbHG.  §  34  Abs.  3. 
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1.  Allein  trotzdem  der  Gesetzgeber  der  Mitwirkung  von  Vorstand 
und  Aufsichtsrat  bei  der  Bilanzaufiiahme  rechtlich  nur  den  Charakter 
einer  Hilfstätigkeit  zubilligt,  um  der  Gesellschaftorgesamtheit  das  Recht 
der  Abänderung  der  Vorschläge  zu  wahren,  geht  er  doch  von  der  Meinung 
aus,  daß  der  tatsächlichen  Wirkung  nach  die  vorbereitende  Mitwirkung 
der  genannten  Organe  für  die  endgültige  Gestaltung  der  B.  gewöhnlich 
ausschlaggebend  ist. 

8.  Zum  Ausdruck  gelangt  dies  darin,  daß  der  Gesetzgeber  an  die 
schuldhafte  Verletzung  der  Sorgfalt,  welche  Vorstand  (Liquidatoren)  und 
Aufsichtsrat  bei  Aufstellung  und  Prüfung  des  Bilanzentwurfes  zu  entfalten 
haben,  für  diese  besondere  zivil-  und  sogar  strafrechtliche  Folgen  knüpft, 
während  eine  solch  spezielle  zivil-  und  strafrechtliche  Verantworth(  hkeit 
den  Teilnehmern  an  dem  die  B.  entscheidend  feststellenden  Gesellschafter- 
beschluß von  der  Gesetzgebung  nicht  auferlegt  ist. 

I.  Deutsches  Strafrecht. 
1.  Die  Einteilung  der  Bilanzdelikte. 

§  115. 

I.  A.  Die  strafrechtlichen  Vorschriften  über  Bilanzrechtsverletzungen 
zerfallen  in  zwei  Gruppen.  Die  eine  Gruppe  bestraft  die  Bilanzrechts- 
verletznng  als  solche,  die  andere  bestraft  sie  nur  als  Mittel  (Form)  der 
Vermag ensschädiguiig  anderer,  ledighch,  wenn  sie  vermögensschädigend 
gewirkt  hat  oder  weil  sie  geeignet  ist,  vermögensschädigend  zu  wirken. 

1.  Im  ersteren  Falle  wird  der  Verstoß  gegen  das  Bilanzrecht  unter 
Strafe  genommen  ohne  Rücksicht  auf  den  Beweggrund  und  die  Wirkung. 
Gleichgültig  ist,  ob  die  Verletzung  zum  Vorteil  oder  zum  Nachteil 
der  Unternehmung^)  ihrer  Mitglieder  oder  Gläubiger  geschah,  ob 
sie  zum  Zwecke  der  Bereicherung  oder  aus  sonst  einem  Grund  er- 
folgte, ob  sie  Vermögensschaden  bewirkte  oder  ob  niemand  durch 
sie  geschädigt  wurde.  Erforderlich  ist  nur  Täuschungsabsicht.  Denn 
erforderlich  ist  Wissentlichkeit  und  wissentlich  handelt  nur,  wer  diejenigen 
zu  täuschen  beabsichtigt,  für  welche  die  Übersicht  über  die  Vermögens- 
lage bestimmt  ist.^) 

2.  Im  zweiten  Falle  dagegen  ist  Vermögensschädigung  anderer  oder 
wenigstens  die  Möglichkeit,  sie  zu  schädigen,  Tatbestandsmerkmal  und 
zwar  müssen  es  die  Gläubiger  des  Unternehmens  sein,  die  durch  die  Bilanz- 
rechtsverletzung geschädigt  werden  oder  geschädigt  werden  könnten. 

B.  Damit  ist  nicht  gesagt,  daß  die  erste  Gruppe  von  Vorschriften 
nicht  dem  Schutz  eines  besonderen  Zweckes  diente.  Sie  dienen  der  Durch- 
führung des  Satzes,  daß  die  Handelsunternehmung  verpflichtet  ist,  in  ihren 


^)  Z.  B. :  wenn  durch  die  BilanzrecVitsverletzimg  auf  den  Kurs  der  eigenen  Aktien 
gedrückt  werden  wollte,  um  letztere  billier  kaufen  zu  können.  Neukamp  Z  48468  hält 
Bilanzwidrigkeiten,  durch  die  die  Verhältnisse  der  Gesellschaft  wntriinstiger  erscheinen, 
als  sie  in  Wirklichkeit  sind,  grundsätzlich  nicht  für  strafbar,  weil  die  V^orschriften  über 
Bilanzaufstellung  nur  zum  Schutze  der  Gläubiger  aufgestellt  seien  und  diese  nur  durch 
günstigere  Darstellungen,  als  der  Wirklichkeit  entsprechen,  gefährdet  würden.  Allein 
das  G.  (HGB.  §  314)  spricht  schlechthin  von  unrichtiger  Darstellung  oder  Verschleierung, 
nicht  von  unrichtiger  Darstellung  oder  Verschleierung  zum  Nachtt-il  der  Gläubiger  Nur 
wenn  durch  die  ungünstige  Darstellung  die  Interessen  der  Gesellschaf tsmitylieder  (Gegen- 
satz: Gesellschaft,  Publikum)  gescbädigt  werden,  nimmt  Neukamp  Strafbarkeit  an. 

*)  Simon,  Betrachtungen  412. 
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Büchern  die  Lage  ihres  Vermögens  ersichtlich  zu  machen.  Kurz  aus- 
gedrückt läßt  sich  der  Unterschied  beider  Gruppen  dahin  formulieren: 
die  eine  Gruppe  bestraft  Bilauzrechtsverletznngen  zum  Zwecke  der 
Unersichtlichmachuug  der  wirtschaftlichen  Lage  des  Unternehmens, 
die  andere  Bilanzrechtsverlctzungen  zum  Zwecke  oder  wegen  der 
Möglichkeit  der  Schädigung  der  Gläubiger  des   UnterTiehmens. 

C.  Welches  Delikt  zu  der  einen,  welches  zu  der  anderen  Gruppe 
gehört,  ist  durch  ein  äußerliches  Moment  gekennzeichnet.  Die  Delikte 
der  zweiten  Gruppe  enthält  unmittelbar  oder  mittelbar  die  Konkursord- 
nung, das  Konkursstraf  recht,  die  Delikte  der  ersten  Gruppe  das  die 
einzelne  Unternehmung  betreffende  Spezialgesetz,  das  HGB.  (Aktienstraf- 
recht),  das  GmbHG.,  GenossG.,  VAG.  und  das  Bankgesetz  {Gesellschafts-, 
Genossenschafts-,    Versicherungs-  und  N'otenbankenstraf recht). 

II.  Aber  zwischen  den  beiden  Gruppen  besteht  noch  eine  weitere 
Verschiedenheit. 

A.  In  dem  einen  Falle,  da,  wo  Bestrafung  nur  bei  Hinzutritt  wirk- 
licher oder  möglicher  Gläubigerschädigung  stattfindet,  trifft  die  Strafe 
jeden  Unternehmer,  in  dem  anderen  Falle  erfolgt  Bestrafung  nur  bei  be- 
stimmten Unternehmungen. 

1.  Voraussetzung  der  Strafbestimmungen  der  Konkursordnung  ist 
Zahlungseinstellung  der  schuldnerischen  Unternehmung  oder  Eröffnung 
des  Konkurses  über  ihr  Vermögen.  In  dem  Eintritt  dieser  Tatsachen 
erblickt  der  Gesetzgeber  eine  Gefahrdung  der  Rechte  der  Gläubiger,  aber 
bestraft  werden  im  Falle  des  Hinzutretens  von  Bilanzrechtsverletzungen 
nicht  bloß  Mitglieder  des  Vorstands  einer  A.,  eingetragenen  Genossen- 
schaft,') Gesellschaft  m.  b.  H.^  und  eines  Privatversicherungsvereins  auf 
Gegenseitigkeit,'^)  oder  Liquidatoren  eines  solchen  Vereins,  einer  einge- 
tragenen Genossenschaft  und  jeder  Handelsgesellschaft^)  (offenen  Handels- 
gesellschaft, Kommanditgesellschaft,  Aktienkommanditgesellschaft  und 
GmbHG.),  sondern  laut  Konkursordnung  §§  239  f.  jeder  (deliktsfähige) 
„Schuldner",  der  seine  Zahlung  eingestellt  hat  oder  über  dessen  Ver- 
mögen das  Konkursverfahren  eröffnet  wurde,  also  auch  der  Einzelkaufmann. 

2.  Im  anderen  Falle  dagegen  wird  die  Handlung  nur  bestraft,  wenn 
sie  begangen  wird  von  den  Mitgliedern  des  Vorstands  einer  Notenbank,^) 
von  den  Mitgliedern  des  Vorstandes")  oder  des  Aufsichtsrates  oder  den 
Liquidatoren  einer  A.'')  oder  eingetragenen  Genossenschaft,**)  Mitgliedern 
des  Vorstandes,  eines  Aufsichtsrats  oder  eines  ähnlichen  Organs,  sowie 
Liquidatoren  eines  Versicherungsvereins  auf  Gegenseitigkeit,")  Geschäfts- 
führern, Liquidatoren,  sowie  Mitgliedern  eines  Aufsichtsrates  oder  ähn- 
lichen Organs  einer  Gesellschaft  m.  b.  H.,'*^j  endlich  Komplementaren, 
Aufsichtsratsmitgliedern  oder  Liquidatoren  der  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien.") 


')  KonkO.  §  244. 

*)  GmbHG.  §  83. 

»)  VAG.  §  112  mit  §113. 

*)  KorikO.  §  244. 

')  So  Bankgesetz  fy°l  Ziff.  1. 

•j  Auch:  Vorstandsstellvertreter  HGB.  §  242. 

')  HGB.  §  314. 

»)  GenossG.  §  147. 

»)  VAG  §  111  mit  §  113. 

")  GmbHG.  §  82. 

")  HGB.  §§325  Ziff.  9,  320  Abs.  3. 
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B.  Sofort  erhellt,  daß  diese  Verschiedenheit  der  rechtlichen  Ord- 
nung nicht  in  der  gesellschaftlichen  Organisation  des  Unternehmens  als 
solcher  ihren  Grund  haben  kann.  Nicht  jede  Gesellschaft  untersteht  der 
ersten  Deliktsgruppe,  denn  ausgeschlossen  sind  offene  und  stille  Gesell- 
schaft. Auch  in  hestimmten  allgemeinen  Gesellschaftsformen  kann  nicht 
die  ausschließliche  innere  Veranlassung  liegen.  Die  Vorschriften  be- 
schränken sich  nicht  auf  Vereine  ohne  Mitgliederhaftung  oder  auf  Ver- 
eine mit  beschränkter  Beitragspflicht.  Die  Vorschriften  gelten  auch  für 
Gesellschaften  mit  Mitgliederhaftung :  für  Genossenschaften  mit  unbe- 
schränkter und  beschränkter  Haftpflicht,  und  von  den  Gesellschaften  nur 
mit  Beitragspflicht  ihrer  Mitglieder  auch  für  Genossenschaften  mit  unbe- 
schränkter Nachschußpflicht  und  für  Gegenseitigkeitsversicherungsvereine 
mit  unbeschränkter  Nachschuß-  oder  Umlagepflicht. ^) 

C.  Aber  immerhin  muß  der  Grund  in  diesen  Gesellschaftsformen 
gemeinsamen  Elementen  liegen.  Der  Grund  ist  ein  verschiedener.  Er 
liegt  a)  entweder  in  der  besonderen  Rechtsstellung  der  Gesellschaftsmit- 
giieder  und  der  besonderen  Rechtslage  der  Gesellschaftsgläubiger  oder 
b)  nur  in  dem  besonderen  Verhältnis  der  letzteren  und  derer,  welche 
Gläubiger  oder  Mitglieder  der  Gesellschaft  werden  wollen. 

1.  a)  Aktiengesellschaft,  Versicherungsverein  auf  Gegenseitigkeit, 
Genossenschaft,  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  sind  auf  die  Beteiligung 
einer  gi'ößeren  Anzahl  wechselnder  Mitglieder  angelegte  Vereine.  Bei 
einer  großen  Mitgliederzahl  verbietet  der  geordnete  Geschäftsgang,  den 
einzelnen  Mitgliedern  ein  Recht  der  Einsicht  und  Prüfung  der  Geschäfts- 
bücher einzuräumen  und  selbst,  wenn  es  die  äußere  Ordnung  des  Ge- 
schäftsganges erlaubte,  würde  bei  der  freien  Möglichkeit  der  Älitglied- 
schaftsaufgabe,  die  diesen  Gesellschaftsformen  eignet,  sachlich  die  Rück- 
sicht auf  die  Geschäftsgeheimnisse  es  nicht  empfehlen,  jedem  Mitglied 
als  solchem  die  Befugnis  der  Büchereinsicht  zu  gewähren.  Aus  diesem 
Grunde  schreiben  die  betreffenden  Gesetze  vor:  ,,Die  Rechte,  welche  den 
Mitgliedern  in  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  insbesondere  in  bezug 
auf  die  Führung  der  Geschäfte,  Prüfung  der  Bilanz,  Verteilung  von 
Gewinn  und  Verlust,  zustehen,  werden  durch  Beschlußfassung  in  der  Ge- 
neralversammlung ausgeübt".^)  Nicht  ein  Recht  der  Einsicht  in  alle 
Bücher  und  Schriften  der  Gesellschaft  besitzt  das  einzelne  Mitglied,  son- 
dern lediglich  ein  Recht  auf  Einsicht  in  die  B.,  die  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung, den  Rechenschaftsbericht  des  Vorstandes  und  den  Prüfungs- 
bericht des  Aufsichtsrates  und  ein  Recht  auf  Erteilung  von  Abschriften 
dieser  Schriftstücke^)  steht  ihm  zu.  Dazu  kommt,  daß  die  Ausübung 
dieser  Befugnisse  für  auswärtige  Mitglieder  oft  mit  besonderen  Umständ- 
lichkeiten (Nachweis  der  Aktionäreigenschaft)  und  Reisekosten  verbunden 
ist.  Wegen  all  dieser  Gründe  kommt  hier  daher  außerordentlich  viel 
darauf  an,  daß  die  mit  der  Leitung  und  Nachprüfung  der  Buchführung 
betrauten  Organe  auch  ohne  Kontrolle  durch  die  einzelnen  Mitglieder  als 
solche  in  den  Geschäftsbüchern  die  wirtschaftliche  Lage  des  Unternehmens 
der  Wirklichkeit  gemäß  und  deutlich  ersichtlich  machen.  Das  stärkste 
Mittel,  dies  sicher  zu  stellen,  ist  Strafandrohung  für  Verletzung  der  Er- 
sichtlichmachungspflicht. 


')  VAG.  §  24. 

^)  HGB.  §§  250,  320  Abs.  3,  VAG.  §  36,  GenossG.  §  43. 

»)  HGB.  §§  263  mit  §  320  Abs.  3;  GenossG.  §  48  Abs.  2. 

Rehm,  Bilanzen.    2.  Aufl.  30 
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b)  Daß  die  Rücksicht  auf  die  Gesellschaftsmitglieder  es  ist,  welche 
die  Gesetzgebung  veranlaßt,  bei  den  genannten  Gesellschaften  wissent- 
liche Verstöße  gegen  jene  Ptlicht  durch  die  Geschäftsführungs-  und  Kontroll- 
organe der  Gesellschaft  unter  Strafe  zu  stellen,  beweist  die  Formulierung : 
die  Organe  werden  bestraft,  wenn  sie  •VNissentlich  „in  ihren  Darstellungen, 
in  ihren  Übersichten  über  den  \'ermögensstand  oder  in  den  in  der  General- 
versammlung gehaltenen  Vorträgen  den  Stand  der  Verhältnisse  der  Ge- 
sellschaft unwahr  darstellen  oder  verschleiern"/) 

2.  a)  «)  Daß  es  aber  auch  die  Gesellschaftsgläuhiger  sind,  um 
derentTsillen  bei  den  angeführten  Gesellschaften  eine  strafrechtliche  Ver- 
antwortlichkeit gewisser  Organe  geschaffen  \Nird,  ergibt  folgende  sachliche 
Erwägung.  Selbst  wenn  den  Gesellschaftsangehörigen  eine  Nachschuß- 
oder  Umlagepflicht  obliegt  und  zwar  sogar  eine  unbeschränkte,  ist  es  für 
den  Gesellschaftsgläubjger  von  hoher  Bedeutung,  über  die  wirtschaftliche 
Lage  der  Gesellschaft  wahr  und  klar  orientiert  zu  werden,  denn  nur  auf 
Umwegen  und  unter  bestimmten  Voraussetzungen  kann  er  auch  Vermögens- 
werte der  Gesellschafter  zu  seiner  Befriedigung  heranziehen.  Unmittel- 
bares Zugriifsobjekt  bildet  für  ihn  nur  das  Vermögen  der  Gesellschaft. 
Über  dieses  sichere  Kenntnis  zu  erlangen,  ist  für  ihn  eine  Sache  höchster 
Wichtigkeit.  Ohne  die  Aussicht,  solch  zuverlässige  Kenntnis  zu  gewinnen,  wird 
der  Kapitalist  sich  schwer  entschließen,  der  Gesellschaft  Kredit  zu  geben. 
Also  fordert  auch  das  Gesellschaftsinteresse  die  Ermöglichung  sicherer 
Auskunft.  Dem  Gläubiger  zu  diesem  Zwecke  das  Eecht  auf  eigene  Ein- 
sichtnahme von  allen  Büchern  und  Schriften  zu  gewähren,  verbietet  die 
Bewahrung  der  Geschäftsprinzipien  und  Geschäftsverhältnisse  vor  Preis- 
gabe an  die  Konkurrenz.  Somit  bleibt  nur  eines :  Auskunfterteilung  durch 
die  Geschäftsleitung.  Damit  sie  der  Wirklichkeit  entsprechend  erfolge, 
strafrechtliche  Ahndung  wissentlich  unrichtiger  und  wissentlich  unklarer 
Angaben. 

ß)  Auch  im  Falle  nicht  bloß  von  Mitgliederbeitrags-,  sondern  von 
Mitgliederhaftpflicht,  sogenannter  unmittelbarer  Mitgliederhaftung,  ergibt 
sich  für  die  in  Frage  stehenden  Gesellschaften  nichts  anderes.  Denn  die 
Haftpflicht  der  Genossen  ist  immer  nur  eine  ergänzende  hinter  der  Gesell- 
schaft: Genossenschaften  mit  beschränkter  oder  unbeschränkter  Haftpflicht. 

b)  Die  innere  Erwägung  wird  durch  das  positive  Eecht  bestätigt. 

a)  Zunächst  die  weite  Fassung  der  anderen  Wege  unwahrer  oder 
unklarer  Angaben,  welche  unter  Stiafe  gestellt  sind.  Den  Vorträgen  in 
der  Generalversammlung  steht  gegenüber:  „in  ihren  Darstellungen  und 
Übersichten",  also  in  allen  Darstellungen  und  Übersichten,  nicht  bloß  in 
ihren  für  die  Gesellschafter  bestimmten  und  nur  diesen  zugänglich  ge- 
machten. • 

ß)  Dann  aber  ergibt  es  sich  indirekt  aus  dem  Rechte  der  Gesell- 
schaften m.  b.  H. 

aa)  Hier  lautet  die  einschlägige  Bestimmung*)  nur:  strafbar  sind 
die  Organe,  wenn  sie  ,,in  einer  öffentlichen  Mitteilung  die  Vermögens- 
lage der  Gesellschaft  wissentlich  unwahr  darstellen  oder  verschleiern". 
Warum  der  Unterschied?  Er  erklärt  sich  aus  der  andersartigen  Struktur, 
die  das  G.  den  Gesellschaften  m.  b.  H.  gibt.  Das  G.  denkt  sich  diese  Ge- 
sellschaftsform ohne  viele  und  ohne  häufig  wechselnde  Mitglieder.     Bei 


')  HGB.  §  .312  Ziff.  1,  VAG.  §  111;  GeuoBsG.  §  147. 
»)  GmbHG.  §  82  Ziff.  3. 
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Errichtung  der  Gesellschaft  und  bei  Stammkapitalserhöhung  darf  kein 
Gesellschafter  mehr  als  eine  Stammeinlage  übernehmen ')  und  die  Ab- 
tretung von  Geschäftsanteilen  und  sogar  die  Vereinbarung,  durch  welche 
die  Abtretungsverpflichtung  begründet  wird,  bedürfen  der  gerichtlichen 
oder  notariellen  Form.^)  Also  setzt  das  G.  voraus,  daß  es  jedem  Mitgliede 
ohne  Störung  des  Geschäftsbetriebes  ermöglicht  werden  kann,  sich  selbst 
über  die  Vermögenslage  aus  den  Büchern  und  Schriften  der  Gesellschaft 
zu  informieren.  Wenn  ein  Aufsichtsrat  fehlt,  besitzt  der  Gesellschafter 
sogar  ein  Recht  zu  solcher  Einsicht.  Dazu  kommt:  das  G.  setzt  voraus, 
daß  die  Gesellschafter  nicht  selten  zugleich  Geschäftsführer  sind.'')  Indem 
das  G.  ferner  gestattet,  daß  die  Gesellschafter  die  Feststellung  der  Jahres- 
bilanz und  die  Gewinnverteilung  anderen  Gesellschaftsorganen  überlassen, 
also  einen  Verzicht  derselben  auf  jede  Untersuchung  des  Vermögensstandes 
nicht  ausschließt,  bringt  es  zum  Ausdruck,  daß  ihm,  wenn  es  wissentlich 
unwahre  und  unklare  Mitteilungen  über  den  Vermögenstand  an  die  Öffent- 
lichkeit unter  Strafe  stellt,  ferne  liegt,  damit  einen  Schutz  der  Gesell- 
schafter im  Auge  zu  haben. 

ßß)  Andererseits  wäre  es  aber  auch  wieder  zu  eng,  wollte  man  be- 
haupten, bei  den  Gesellschaften  m.  b.  H.  diene  die  Strafandrohung  gegen 
wissentlich  unrichtige  und  undeutliche  Mitteilungen  über  die  Vermögenslage 
lediglich  dem  Gläubigerschutz.  Unwahre  und  verschleierte  Mitteilungen 
an  die  Öffentlichkeit  sind  unter  Strafe  gestellt.  Daher  dient  die  Straf- 
vorschrift auch  dem  Schutze  anderer,  dem  Schutze  auch  derjenigen,  die 
Gläubiger  oder  Gesellschafter  werden  wollen,  dem  Schutze  der  Allgemein- 
heit. Und  dasselbe  muß  auch  für  die  übrigen  Gesellschaften  gesagt  werden, 
denn  außer  den  Vorträgen  in  der  Generalversammlung  werden  auch  in 
deren  Recht  nicht  bloß  Mitteilungen  an  die  Gesellschaftsgläubiger,  sondern 
Darstellungen  und  Übersichten  schlechthin,  also  Darstellungen  und  Über- 
sichten, die  irgendwem  zugänglich  gemacht  werden,  Mitteilungen  an  jeden 
beliebigen  Dritten  unter  Strafe  genommen,  private  und  öffentliche. 

III.  Ein  dritter  Unterschied  zwischen  den  beiden  Deliktsgruppen  ist 
dann  dieser:  die  Delikte  des  Konkursstraf  recht  es  stellen  widerrecht- 
liche Verstöße  gegen  das  ganze  Buchführungsrecht,  die  ungesetzliche  Führung 
irgendwelchen  zur  Ersieh tlichmachung  der  Vermögenslage  bestimmten  Ge- 
schäft stniches  unter  Strafe,  das  Aktien-  und  sonstige  Spezialrecht  ent- 
hält, was  Strafbestimmungen  des  Buchhaltungsrechtes  angeht,  nur  solche 
gegen  ungesetzliche  Führung  des  Bilcinz-,  Gewinn-  und  Verlust-  und 
Inventarkontos  oder  Buches. 

1.  Dort  wird  mit  Strafe  bedroht,  wer  ganz  oder  teilweise  erdichtete 
Schulden  oder  Rechtsgeschäfte  anerkennt  oder  ,, aufstellt"  (insbesondere 
in  der  Buchführung),  ,, Handelsbücher"  zu  führen  unterläßt,  deren  Führung 
ihm  obliegt,  ,, seine  Handelsbücher"  vernichtet  oder  so  führt  oder  ver- 
ändert, daß  dieselben  keine  Übersicht  des  Vermögenszustandes  gewähren.*) 
Hier  macht  sich  strafbar,  wer  ,,in  seinen  Darstellungen,  Übersichten  über 
den  Vermögensstand  oder  in  den  in  der  Generalversammlung  gehaltenen 
Vorträgen"  über  den  Stand  der  Gesellschaftsverhältuisse  unwahre  oder 
unklare  Mitteilungen  gibt. 

2.  Vorträge  und  Darlegungen  erfolgen  nicht  im  Wege  der  Buchung, 

"■)  GmbHG.  §  5  Abs.  2  und  §  55  Abs.  4. 

^^  GmbHG.  §  15. 

')  GmbHG.  §  6  Abs.  2. 

*)  KonkO.  §  239  Ziff.  1,  2,  4 ;  ähnlich  §  240  Ziff.  4  und  3. 
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Darlegungen  sind  nicht  durch  Eintrag  in  Handelsbücher  geschehende  Mit- 
teilungen. Somit  bleiben  als  mögliche  Mittel  zur  Begehung  von  Buch- 
führungsrechtsverletzungeu  lediglich  die  Übersichten  über  den  Vermögeos- 
stand  und  Vhersichten  über  den  Stand  des  Vermögens,  also  des  ganzen 
Vermögens  bilden  eben  Inventar  und  B.,  Gewinn-  und  Verlustrechnung. 
Das  Inventar  ist  eingehende,  die  B,  summarische  Übersicht  über  den 
Stand  aller  Aktiva  und  Schulden,  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  Über- 
sicht über  die  Vermögensänderungen,  über  Gewinn  und  Verlust  einer 
ganzen  Geschät'tsperiode. 

3.  Zu  dieser  Auslegung  stimmt  auch,  daß  bei  den  Gesellschaften, 
für  welche  HGB.  §  314  unmittelbar  oder  durch  entsprechende  Nach- 
bildung gilt,  von  den  Handelsbüchern  nur  B.  und  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung es  sind,  a)  deren  Festsetzung  durch  die  Generalversammlung 
der  Mitglieder  geschieht,  b)  für  die  das  einzelne  Mitglied  ein  Recht  der 
Einsicht  besitzt,  c)  welche  den  Gläubigern  und  allen,  die  solche  oder  Mit- 
glieder der  Gesellschaft  werden  wollen,  im  ^^'ege  der  Veröffentlichung  zu 
gänglich  gemacht  werden. 

2.  Die  einfachen  Bilanzdelikte. 

a)  Aligemeines. 

§  116. 

I.  A,  Einfache  Bilanzdelikte  nennen  wir  die  Bilanzrechtsverletzungen, 
bei  welchen  Schädigung  der  Gesellschaftsgläubiger  in  Form  der  Zahlungs- 
einstellung oder  Konkurseröffnung  nicht  zu  den  Tatbestandsmerkmalen 
des  Deliktes  gehört.  Einfache  Bilanzdelikte  sind  daher  die  nicht  konkurs- 
rechtlichen Bilanzdelikte,  die  Bilanzdelikte  des  Spezial-,  des  Aktien-  und 
aktienähnlichen  Rechtes. 

B.  Diese  Delikte  bilden  die  einfachen  auch  in  dem  Sinne,  daß  sie 
die  leichteren  darstellen.  Sie  alle  fallen  nur  unter  den  Vergehensbegriff'. 
Ihre  Strafe  ist  lediglich  Gefängnis  in  Verbindung  mit  Geldstrafe  —  regel- 
mäßig Gefängnis  bis  zu  1  Jahre  und  Geldstrafe  bis  zu  20  000  Mk.  —  ,^) 
ausnahmsweise*)  Gefängnis  (bis  zu  6  Monaten)  oder  Geldstrafe  (bis  zu 
2000  Mk.). 

II.  A.  Gefordert  ist  zum  Tatbestande  grundsätzlich  ,, unwahre  Dar- 
stellung oder  Verschleierung"  des  Standes  der  Verhältnisse  der  Gesell- 
schaft,^) ,,des  Standes  des  Vereins").'*)  Zum  Stande  der  Gesellschaft  (des 
Vereins)  gehört  vor  allem  die  Vermögenslage.  Das  GmbHG.^)  bestraft  über- 
haupt nur  unwahre  und  verschleierte  Darlegung  der  Vermögenslage.  In- 
sofern läßt  sich  also  sagen :  Verboten  ist  die  unwahre  und  verschleierte 
Darstellung.  Durch  beides  wird  die  Vermögenslage  un ersichtlich.  Ver- 
boten ist  die  Unersichtlichmachung  der  Vermögenslage. 

B.  Verboten  ist  aber  nur  die  ivissentliche  Unersichtlichmachung. 
Da  die  Übersichten  für  andere  bestimmt  sind,  wie  aus  dem  Worte  ver- 
schleiern folgt,  genügt  zur  Wissentlichkeit  aber  nicht,  daß  der  unersicht- 
lich machende  sicher  wußte  oder  sich  als  möglich  vorgestellt  hat,   daß 

')  Ausnahmsweise  —  VAG.  §  106  —  nur  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  und  Geld- 
strafe bis  zu  -2000  Mk. 
')  VAG.  §  106. 
•)  HGB  §  314. 

♦)  VAG  §  111:  GenossG.  §  147.  * 

»j  GmbH.  §  82.' 


§  117.  Die  einfache  Bilanzverschleierung,  469 

er  die  Vermögenslage  unersichtlich  mache,  sondern  es  muß  hinzu  kommen 
die  wirkliche  oder  eventuelle  Absicht/)  diejenigen  zu  täuschen,  für  welche 
die  Übersichten  zu  geben  sind.')  Verschleiern  ist  wissentliches  Erschweren 
des  Erkennens  für  andere.  Deshalb  ist  Bewußtsein  der  Unklarheit  und 
Unwahrheit  und  Täuschungsabsicht  notwendig.  Was  HGB  i^  314  Ziff.  1 
und  die  gleichinhaltlichen  anderen  Bestimmungen  für  strafbar  erklären, 
ist  Verschleierung  der  Vermörjen singe  in  Inventar,  B.,  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  (und  sonstigen  Übersichten,  in  Vorträgen,  Berichten  und 
sonstigen  Darlegungen).  Nicht  in  dem  Herstellen,  sondern  in  dem  zur  Kenntnis 
bringen  liegt  das  strafbare.  Die  Aufstellung  muß  für  andere  bestimmt  sein. 

III.  Als  Arten  der  Verschleierung  der  Vermögens/a^e  nennt  das 
G,  ,, unrichtige  Darstellung"  und  ,, Verschleierung  des  Vermögenss/a/?c?es". 
Es  gebraucht  das  Wort  ,, verschleiern"  also  in  einem  engeren  Sinne.  Un- 
ersichtlich und  insofern  verschleiert  wird  die  Vermögenslage  auch  durch 
unrichtige  Darstellung  über  den  Vermögenstand.  Indem  das  G.  neben 
Verschleierung  unrichtige  Darstellung  besonders  aufführt,  versteht  es  unter 
Verschleiern  die  zwar  richtige,  aber  wissentlich  unklare  Darstellung  und 
so  unterscheiden  wir  speziell  für  die  B.  Bilanzfälschung  als  die  wissent- 
lich unwahre  und  Bilanzverschleierung  als  die  zwar  der  Wahrheit 
(Wirklichkeit)  entsprechende,  aber  wissentlich  unklare  Aufmachung  der  B. 

IV,  Aus  dem  Vorgetragenen  erhellt,  daß  zwischen  Bilanzverschleie- 
rung und  Bilanzfälschung  eine  scharfe  begriffliche  Grenze  besteht.  Straf- 
prozeussale  Folge  hiervon  ist :  sie  stehen  zueinander  nicht  bloß  im  Ver- 
hältnis des  veränderten  rechtlichen  Gesichtspunktes  im  Sinne  der  Reichs- 
strafprozeßordnung §  264,  sondern  sie  stehen  zueinander  im  Verhältnis 
der  ,, anderen  Tat"  im  Sinne  von  §  265  daselbst, 

b)  Die  einzelnen  Delikte. 

a)  Die  einfache  Bilanzverschleierung. 

§  117. 
I,  Wesen   der  Bilanzverschleierung.     Wir    sprechen    zuerst    von    dem 
einfacheren  Delikt,  der  Bilanzverschleierung.     Bilanzverschleierung   ist 
wissentlicher  rechtswidriger  Verstoß  gegen  das  Prinzip  der  Bilanz- 
klarheit  ohne   Verstoß   gegen  die   Bilanzwahrheit. "^    Wer   die  B,  ver- 


*)  Mit  Bewußtsein  stellt  auch  unrichtig  dar,  wer  sich  als  möglich  vorgestellt  hat, 
daß  er  unrichtig  darstellt,  und  trotzdem  darstellt.  Ein  Beispiel  für  dolus  eventualis: 
Eine  A.  besitzt  einen  großen  Teil  der  Aktien  einer  anderen  Gesellschaft,  bei  der  Gegenstand 
des  Geschäftes  Betrieb  von  oder  Beteiligung  an  elektrischen  Unternehmungen  ist.  Um 
den  Bilanzwert  jenes  Aktienbesitzes  richtig  abzuschätzen,  sucht  sie  den  Wert  der  ein- 
zelnen Unternehmungen  zu  ermitteln,  an  welchen  jene  andere  Gesellschaft  beteiligt  ist. 
Sie  kommt  dabei  zu  der  Überzeugung,  daß  die  Beteiligung  jener  Gesellschaft  bei  einer 
bestimmten  Anlage  überbewertet  würde,  wenn  man  sie  zum  Herstellungspreise  dieser 
Anlage  ansetzen  würde,  und  berechnet  deshalb  den  Wert  dieser  Beteiligung  um  200000 
und  demgemäß  ihren  Aktienbesitz  dementsprechend  niedriger.  Die  Gesellschaft,  welche 
an  dem  Werke  beteiligt  ist,  teilt  nicht  diese  Überzeugung  und  schreibt  daher  am  Kon- 
sortialkonto  nicht  200000  ab.  Hier  wird,  wenn  ihr  die  Abschätzung  der  anderen  Ge- 
sellschaft bei  ihrer  Festsetzung  bekannt  war,  anzunehmen  sein,  daß  sie  für  möglich 
hielt,  daß  sie  überschätze,  aber  trotzdem  zu  dem  höheren,  also  eventuell  unwahren  Werte 
scoätz^ii  wolltiG 

»)  RG.  in  JW.  1908  S.  149«  =  LZ.  08,  218  =  Recht  08,  140  Beilage  2. 

')  Sehr  beachtenswerte  Ausführungen  über  den  Grad  der  Zuverlässigkeit  von 
Schlußfolgerungen  aus  klaren  und  wahren  Bilanzansätzen  auf  die  Vermögenslage  des 
Kaufmanns,  also  über  die  toirtschaftliche  Beurteilung  der  B.en  gibt  Hecht,  Mannheimer 
Banken  1902  S.21ff.  (Kontokorrent-,  Wechsel-,  Reportgeschäft,  industrieller  Bankkredit). 
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schleiert,  stellt  die  Vermögenslage  in  der  B.  und  Gewinn-  und  Verlust- 
rechniing  richtig,  aber  wissentlich  undeutlich  d.  h.  in  solcher  Weise  dar, 
daß  die  Erkenntnis  der  wahren  Vermögenslage  entweder  völlig  unmög- 
lich gemacht  oder  wenigstens  im  Verhältnis  zu  einer  ordnungsmäßig  auf- 
gestellten B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung  erschwert  wird. 

II.  Wir  werden  nachzuweisen  haben,  daß  die  Meinung  unzutreifend 
ist,  die  behauptet,  die  Bewertungsregeln  gehörten  nicht  zu  den  Grund- 
sätzen recht-  und  ordnungsmäßiger  Buchführung.  Allein  das  ist  zutreffend: 
Bilanzverschleierung  kann  nur  begangen  werden  durch  Verletzung  der 
Grundsätze  über  die  äußere  Form  der  Buchführung,  nicht  durch  Verletzung 
der  Vorschriften  darüber,  was  und  in  welcher  Höhe  zu  bewerten  ist. 
Wird  etwas  im  Jahresschluß  wissentlich  als  bilanzfähiges  Gut  angegeben, 
was  nicht  Bilanzfähigkeit  besitzt,  oder  andererseits  ein  bilanzfähiger  Gegen- 
stand aus  der  B.  wissentlich  weggelassen  oder  findet  eine  rechtswidrige 
Über-  oder  Unterbewei*tung  statt,  dann  ist  die  Vermögenslage  nicht  bloß 
verschleiert,  sondern  gefälscht.  Denn  dann  sind  mehr  oder  weniger  Ver- 
mögensobjekte und  mehr  oder  weniger  Vermögenswerte  angegeben,  als 
der  Wahrheit  entspricht. 

III.  Im  einzelnen  ergibt  sich  über  das  Wesen  der  Bilanzverschleierung 
folgendes. 

A.  Eine  Bilanzverschleierung-  liegt  nicht  erst  vor,  wenn  die  Dar- 
stellung nicht  mehr  dem  Charakter  einer  B.  entspricht.  B.  ist  Abschluß 
des  Verhältnisses  zwischen  sämtlichen  Aktiven  und  Passiven,  rechnerische 
Ersichtlichmachung  der  Differenz  zwischen  beiden,  und  dazu  Vermögens- 
übersicht, summarisches  Vermögensverzeichnis,  Im  Gegenteil :  der  Tat- 
bestaud  des  §  3U  Ziff.  1 :  ,, verschleierte  Darstellung  des  Standes  des  Ver- 
mögensverhältnisses in  einer  Übersicht"  setzt  das  Vorhandensein  einer 
Übersicht  und,  wenn  die  verschleierte  Darstellung  Bilanzverschleierung 
sein  soll,  im  besonderen  das  Vorhandensein  einer  Übersicht  voraus,  die 
Saldoziehung  zwischen  sämtlichen  Aktiven  und  Passiven  ist.  Ohne  B. 
keine  Bilanzverschleierung.  Zum  Begriff  der  Bilanzverschleierung  gehört 
somit  nicht,  daß  die  B.  genannte  Rechnung  die  Merkmale  einer  Saldo- 
ziehung und  einer  Vermögensübersicht  nicht  mehr  erfüllt.  Was  sie  fordert, 
ist  nur,  daß  die  B.  eine  verhüllte,  unklare  Saldoziehung  oder  eine  ver- 
hüllte, unklare  Vermögensübersicht  darstellt,  den  Saldo  sämtlicher  Aktiva 
und  Passiva  oder  die  Übersicht  über  sie  oder  beides  nur  verhüllt,  unklar 
angibt.  Bilanzverschleierung  liegt  vor,  wenn  die  Differenz  zwischen  sämt- 
lichen Aktiven  und  Passiven  oder  die  Zusammensetzung  des  Vermögens 
aus  seinen  Bestandteilen  bewußt  unklar  angegeben  wird. 

B.  Erlaubte  Bilanzunklarheit.  Aber  damit  ist  das  Wesen  der  Bilanz- 
verschleiei.ung  noch  nicht  erfüllt.  Es  gibt  erlaubte  und  unerlaubte 
wissentliche  Bilanzunklarheit.  Bilanzverschleierung  ist  nur  die  letztere, 
die  rechtswidnge.  Bringt  die  Anwendung  der  Grundsätze  ordnungsmäßiger 
Buchfüliiung  mit  sich,  daß  die  Vermögenslage  aus  den  Büchern  weniger 
ersichtlich  wird,  so  liegt  straflose  Unklarheit  vor.') 

IV.  Was  Gffjertstand  fler  Bilatizverschleierung  sein  kann, 
ergibt  sich  aus  der  äußeren  Gestalt  der  B. 

1.  a)  Die  B,  ist  erstens  eine  übersichtliche  Zusammenstellung  von 
Posten,  d.  h.  von  Namen  und  Wertxifferit .  Bilanzverschleierung  ist 
demgemäß  gegeben,  wenn  der  wahre  Name   oder   die  wahre  Wertziffer, 

•)  §  113. 
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die  wahre  Bedeutung  der  Namen  oder  der  Ziffern  in  rechtswidriger  Weise 
unklar,  ganz  oder  teilweise  unersichtlich  gemacht  wird. 

b)  Die  B.  hat  ferner  die  Form  äußerlicher  Trennung  der  Angaben 
der  positiven  und  der  Angaben  der  nef/aliveri  Vermögenswerte  durch  Ein- 
stellung der  Aktiva  und  Passiva  in  einander  gegenüberstehende  Spalten. 
Die  B.  wird  daher  verhüllt,  wenn  die  scharfe  äußerliche  Trennung  der 
Aktiv-  und  Passivwerte  auf  irgendwelche  Weise  verhüllt  wird. 

c)  Endlich  ist  B.  äußere,  ziffernmäßige  Abgleichiing  der  Aktiv- 
und  Passivseite.  Durch  Verschiebung  des  Bilanzstriches  vom  Ende  nach 
oben  hin  kann  der  wahre  ziffernmäßige  Unterschied  sämtlicher  Aktiva 
und  Passiva  des  Vermögens  schwerer  ersichtlich  gemacht  werden. 

2.  Die  Bilanzverschleierung  besteht  daher  a)  entweder  in  einer  Ver- 
schleierung der  wahren  Namen  und  Werthöhen  oder  b)  in  einer  Ver- 
schleierung der  Zugehörigkeit  der  Werte  zur  Aktiv-  oder  Passivseite  oder 
c)  in  einer  Verschleierung  des  zwischen  Aktiven  und  Passiven  bestehenden 
Wertunterschiedes  (Saldos).^) 

V.  Die  Mittel  und  Formen  der  Bilanzverhüllung  ergeben  sich  aus 
Terminologie  und  Technik  des  ganzen  Buchführungssystems  und  dem  Zu- 
sammenhang der  B.  mit  der  ganzen  übrigen  Buchführung. 

A.  Dem  Zwecke,  die  wahre  Bedeutung  der  Postenbenennungen 
unklar  anzugeben  dient  ein  doppelter  Weg :  1 .  Die  Methode  der  Verwendung 
a)  undeutlicher  oder  b)  melirdeutiffer  Benennungen  für  die  ein- 
zelnen Posten,  2.  die  Veränderung  der  bilanzrechtlichen  Stellung  gewisser 
Werte. 

B.  In  erster  Hinsicht  ist  zwischen  erlaubten  und  unerlaubten  Un- 
klarheiten zu  unterscheiden. 

C.  EHaubte  wissentliche  Unklarheiten.  1.  Undeutliche  Bezeich- 
nung liegt  vor,  wenn  die  Benennung  so  allgemein,  so  farblos  ist,  daß  sie 
unentschieden  läßt,  welcher  Gruppe  der  Aktiven  oder  Passiven  der  Posten 
zuzuweisen  ist. 

1.  a)  Wir  finden  in  einer  B.  neben  den  Gruppen  ,, Diverse  Effekten 
500000"  „Diverse  Debitoren  1000  000"  ein  „Interventionskonto  400  000". 
Hier  ist  nicht  ersichtlich,  welche  Vermögensbestandteile  das  Konto  enthält, 
ob  die  Intervention  durch  Abnahme  von  Grundstücken,  durch  Übernahme 
von  Effekten,  durch  Gewährung  von  Darlehen  usw.  erfolgte,  ob  also  das 
Interventionskonto  eine  Art  Immobilien-  oder  Effekten-  oder  Debitoren- 
konto darstellt. 

b)  Oder  unter  den  Passiven  begegnen  wir  einem  „Ahwicklungskonto"^. 
Es  kann  ein  Schuld-,  Antizipations-,  Bewertungs-  oder  Reservekonto  sein.*) 
Die  Bezeichnung  läßt  nicht  ersehen,  welcher  dieser  Gruppen  es  zugehört. 
Für  keine  ist  es  unrichtig,  die  Bezeichnung  somit  undeutlich,  aber  nicht 
ordnungswidrig. 

c)  Dasselbe  gilt,  wenn  in  einem  Bankgeschäft  neben  einem  Effekten- 
konto ein  Reportkonto  erscheint.  Damit  ist  angedeutet,  daß  auf  Effekteu- 
konto  nur  dauernd  übernommene  Wertpapiere  stehen.  Das  Reportkonto 
kann  Effekten  oder  Waren  enthalten. 

d)  Ein  „Separatkonto"  kann  auf  der  Aktivseite  ein  abgetrenntes 
Sach-  oder  Personen-,  auf  der  Passivseite  ein  Kreditoren-  oder  Reserve- 
konto sein.    Um  die  Höhe  der  Debitoren  usw.  oder  die  Beziehung  zu  einer 


^)  Auch  Kreihig,  Abschreibung  oder  Reserve?  1902,  S.  15. 
»)  Hiezu  §  71IV. 
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bestimmten  Firma  (Tochtergesellschaft.)  zu  decken,  werden  solche  Neben- 
konti  geschaffen.  Oft  heißen  solche  Konti  Gcheimkonti.  D.  h.  es  werden 
Konti  in  ein  Geheimbuch  abgezweigt,  das  nicht  vom  Personal  der  laufenden 
Buchhaltung,  sondern  im  Sekretariat  geführt  wird. 

e)  Ganz  undeutlich  ist  auch  Operationskoiito.  Operation  ist  jedes 
Geschäft.  Es  kann  also  jeden  Aktiv-  und  Passivposten  bezeichnen.^)  Z.  B. 
Zusammenfassen  von  35  Mill.  Objekte  unter  „laufende  Operationen". 

f)  Zur  Erbauung  von  Arbeiterhäusern  wird  ein  Darlehen  aufgenommen ; 
die  Häuser  werden  in  das  Aktivum  gebracht  und  die  Darlehensschuld 
als  Darlehenamortisatiouskonto  bezeichnet.  Das  ist  auch  Name  für  ein 
Reservekonto. 

g)  Erlaubt  sind  ^Snnirnelkonfi.  Unter  Schiffskonto  dürfen  die  fertigen 
und  die  im  Bau  befindhchen  (also  nur  eine  Foi-derung  bildenden)  Schiffe  zu- 
sammengefaßt werden.  Ein  besonderes  Neubaukonto  ist  nicht  erforderhch. 
Die  Zu-  und  Abgänge  auf  Anlagenkonto  brauchen  nicht  vermerkt  zu  werden. 
Wenn  eine  Gesellschaft  ihren  Schiftsbestand  vermehrt,  so  kann  sie  die 
Abschreibungen  auf  die  alten  durch  Abzug  an  den  Zugangswerten  ver- 
decken. Statthaft  ist,  eine  stillgelegte  Zeche  auf  Schach tkonto  zu  be- 
lassen und  dafür  nicht  ein  Gerechtsamkonto  anzulegen, 

2.  Mehrfaches  bedeuten  in  der  Sprache  der  kaufmännischen  Buch- 
haltung z.  B.  die  Worte  Enieueningsfonds,  Delkrederekonto,  Reserve- 
fonds,   Vorschußkonto,  Jnterimskonto. 

a)  Es  gibt  Erneuerungsfonds,  die  Wertminderungsangabeposten,  und 
es  gibt  Erneuerungskonti,  welche  Rücklageposten  sind.  Delkrederekonto 
kann  Debitorenberichtigung  oder  Debitorenreserve  oder  beides  zugleich 
bedeuten.  Die  Reser^^efonds  sind  bald  eigenthche,  bald  unechte.  Die  Ab- 
schreibungskonti  haben  reserveähnliche  und  die  Reserven  abschreibungs- 
ähnliche Wirkungen;  also  dürfen  sie  unter  einem  neutralen  Namen  (Er- 
neuerungs-,  Delkrederekonto)  zusammengefaßt  werden. 

«)  So  bleibt  bei  einem  Konto  ,, Maschinen erneuerungsfonds"  undeutlich, 
ob  es  dem  Zweck  dient,  den  Buchwert  vorhandener  Maschinen  auf  deren 
Effektivwert  zurückzuführen,  oder  ob  in  ihm  eine  Ansammlung  von  Mitteln 
für  Neubeschaffung  von  Maschinen  liegt. 

ß)  Oder:  ein  Konto  ,, Speziaireserve  für  Abschreibungen"  kann  sowohl 
bedeuten  Konto  für  Berichtigungen  der  Wertangaben  im  Aktivum  wie 
Rücklage  zur  Tilgung  künftiger  Entwertungen. 

b)  Vorschuß  im  technischen  Sinne  ist  Bezahlung  einer  Leistung 
oder  AVare  vor  Beginn  oder  Beendigung  der  Leistung  bzw.  vor  Lieferung 
oder  gänzlicher  Lieferung  der  Ware,  obschon  man  zur  Bezahlung  von 
Leistung  bzw.  Ware  erst  nach  Empfang  derselben  verpflichtet  \^äre.  Vor- 
schuß fällt  also  unter  den  Begriff"  Tilgung  einer  (^^[AscJiuld  vor  Fällig- 
keit. Hieraus  folgt,  daß,  wer  den  Vorschuß  empfängt,  nicht  verpflichtet 
ist,  ihn  zurückzuzahlen.  Trotzdem  hier  also  das  fehlt,  was  das  Wesen 
des  Darlehensvertrages  ausmacht,  die  Rückzahlungspflicht,  wird  im  ge- 
schäftlichen Leben  auch  die  Gewährung  von  Darlehen  unter  den  Vor- 
schußbegriff gebracht. 

a)  Eine  Ähnlichkeit  liegt  allerdings  vor.  Der  vor  Fälligkeit  Leistende 
hat  das  Recht,  für  die  Zeit  bis  zur  Fälligkeit  Zwischenzins  zu  berechnen. 
Wie  beim  Darlehen,  liegt  daher  Entgelt  für  Überlassung  einer  Kapitals- 
nntzung  vor,  aber  dies  genügt  nicht  zum  Darlehensbegriff.     Es  ist  Zins^ 


')  S.  Heinemanny  Buchungsmethoilen  bei  Banken  in  Krisenenquete  110,  395. 
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aber  nicht  Leihe-,  sondern  Zwischenzins.  Nichtsdestoweniger  wird  in  der 
Praxis  wegen  dieser  Zinsschnld  die  Bevorschussung  mit  unter  den  Leihe- 
begriff gebracht.  So  fallen  unter  den  Begriff  der  Policenbeleihung  auch 
Vorauszahlungen  auf  die  später  fällig  werdende  Versicherungssumme. 
Selbst  der  Gesetzgebung  gelingt  es  nicht  völlig,  beides  scharf  zu  trennen. 
Zwar  scheidet  VAG.  8  59  Ziff.  3  mit  §  9  Ziti".  8  daselbst  innerhalb  der 
Policenbeleihung  als  Unterarten  „Vorauszahlung  und  Darlehen"  auf  die 
eigenen  Versicherungsscheine,  aber  zugleich  läßt  es  auch  aus  den  Voraus- 
zahlungen ,, Forderungen"  entstehen);  ^)  in  Vorauszahlungen  auf  die  Policen 
dürfen  die  Bestände  des  Prämienreservefonds  „angelegt"  werden;')  es 
dürfen  Vorauszahlungen  auf  die  eigenen  Versicherungsscheine  ,, gewährt" 
werden.     Wirtschaftlich,  nicht  rechtlich  wird  eine  Schuld  begründet. 

ß)  Bei  dieser  großen  Ähnlichkeit  zwischen  Vorschuß  und  Darlehen 
kann  nicht  wundernehmen,  wenn  im  geschäftlichen  Leben  Darlehen  und 
Vorschuß  gemischt  gebraucht  werden.  Dies  eröffnet  aber  die  Möglichkeit, 
insbesondere  von  Vorschuß  auch  da  zu  sprechen,  wo  Darlehen  vorliegt. 
Ursprünglich  geschieht  es  aus  einer  Art  Zartgefühl  gegen  den  Geschäfts- 
freund. Nennt  man  das  Darlehen  Vorschuß,  so  sieht  dies  aus,  als  hätte 
der  Empfänger  für  später  eigentlich  einen  Anspruch  auf  die  Leistung 
gehabt.  Nichts  unerlaubtes  liegt  vor,  wenn  auch  in  der  Buchführung  so 
verfahren  wird.  Vorschuß  für  Darlehen  ist  eine  Benennung  ordnungs- 
mäßiger Buchführung.'"')  Von  Fälschung  kann  selbstverständlich  in  keiner 
Weise  die  Rede  sein.  Denn  ein  Kreditgeben  liegt  auch  in  der  Gewäh- 
rung von  Vorschüssen. 

c)  Zulässig  ist,  die  verschiedensten  Passivantizipationen  (wirtschaftlich 
schon  verschuldete,  aber  noch  nicht  entrichtete  Steuern,  Prämien,  Pro- 
visionen ;  bezogene,  aber  noch  nicht  verdiente  Gewinne),  gewisse  Debitoren 
(z.  B,  ziffernmäßig  noch  nicht  festgestellte  Schulden  an  Lieferanten)  und 
W^ertberichtigungskonten  (Differenz  zwischen  den  Herstellungskosten  und 
Verkaufspreisen  von  bald  abzusetzenden  Warenvorräten)  zu  einem  Interims- 
konto zu  vereinigen.*) 

d)  Anlagen  im  Wechsel-  und  Anlagen  im  Hypothekengeschäft  kann 
Wechselbesitz  und  Wechselbeleihung,  Hypothekbesitz  und  Hypothek- 
beleihung,  alsoWechselkauf  und  Wechsellombard,  Hypothekenforderung  und 
Hypothekenverpfändung  (lombardierte  Hypotheken)  bedeuten.^) 

e)  Erlaubt  ist  nach  Übung,  in  das  Passivkonto  Wechselbürgschaften 
(Avalkonto)  auch  Bürgschaften  des  bürgerlichen  Eechts  (Steuerkredite 
usw.)  aufzunehmen.") 

D.  Unerlaubt  wird  die  durch  Verwenden  undeutlicher  oder  mehr- 
deutiger Benennungen  bewerkstelligte  wissentliche  Unklarheit,  wenn  Bilanz- 
posten mit  einem  zwar  nicht  unwahren,  aber  der  gesetz-  oder  ordnnngs- 
mäßigen  Bedeutung  des  Wortes  nicht  entsprechenden  Ausdruck  be- 
zeichnet werden. 

1.  Das  Prinzip  ist  doch:  strafbar  wird  die  wissentliche  Unklar- 
machung  der  Vermögenslage  in  der  B.,  wenn  sie  rechtswidrig  ist,  sei  es, 


')  VAG.  57  Abs.  o. 
»)  VAG.  59  Ziff.  3. 

*)  Z.  B.  Hecht,  Mannheimer   Banken  S.  23  sagt  für  Lombardierung  von  Waren 
„^'orschüsse  auf  Waren".     S.  auch  oben  S.  43  ^ 
*)  Auch  §§  118  VI  C  und  119  I  A  6. 
*)  Budde,  Immobilienverkehrsbank  67. 
*)  Simon,  Betrachtungen  397. 
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daß  sie  unmittelbare  Bilanzvorschriften  des  G.,  sei  es,  daß  sie  Grund- 
sätze ordnungsmäßiger  Buchführung  verletzt.  In  erster  Linie  hat  die 
Buchführung  gesetzmäßig,  in  zweiter  Linie  —  gemäß  HGB.  jj  38  — 
ordnungsmäßig  zu  sein.  Gesetz-  und  ordnungswidrige  Bilanzverhüllung 
ist  strafbar. 

2.  Somit  liegt  Bilanzverschleierung  vor,  wenn  ein  Posten  eine  Be- 
zeichnung empfängt,  welche  neben  der  ordnungsmäßigen,  engeren  noch 
eine  weitere,  in  der  ordentlichen  kaufmännischen  Buchführung  nicht 
übliche  besitzt. 

3.  a)  In  der  Sprache  der  ordnungsmäßigen  Kaufmannsbuchhaltung 
und  der  sich  daran  anschließenden  Gesetzgebung  wird  nicht  von  Wert- 
papieren, sondern  von  Effekten  gesprochen.  Die  Begriffe  decken  sich 
nicht.  Wechsel  suid  keine  Effekten.  Effekten  sind  marktgängige  Wert- 
papiere mit  Ausnahme  der  Wechsel  und  anderer  diskontabler  Forderungs- 
papiere. Im  positiven"  Rechte  werden  von  den  diskontablen  Papieren 
mindestens  die  Wechsel  den  Effekten  gegenübergestellt.  Das  Eeichsbank- 
gesetz  unterscheidet  , .Wechsel  und  Effekten".^)  Zu  den  letzteren  rechnet 
es  kurzfällige,  also  auch  diskontable  Schuldverschreibungen.  Somit  ist 
ein  weiterer  und  ein  engerer  Effektenbegiüff  zu  unterscheiden.  Zum 
weiteren  zählen  auch  die  diskontablen  Wertpapiere.  Die  Bundesratsver- 
ordnung vom  15.  Januar  1877  über  die  Jahresbilanzen  der  Notenbanken 
verwendet  den  weiteren  und  den  engeren  Begriff.  Sie  verlangt  ,, Angabe 
des  Bestandes  an  Effekten"  und  als  Unterabteilungen:  ,,a)  diskontierte 
Wertpapiere,  b)  eigene  Effekten,  c)  Effekten  des  Reservefonds". 

b)  Entsprechend,  wenn  auch  nicht  übereinstimmend,  sind  Wertpapiere 
im  weiteren  und  engeren  Sinne  zu  trennen :  Wechsel  stellen  im  Sinne  des 
allgemeinen  Handelsrechtes*)  Wertpapiere  dar.  Nicht  dagegen  im  Sinne 
des  kaufmännischen  Buchführungsrechtes.  Hier  bilden  Wechsel  und  Wert- 
papiere Gegensätze.  Die  neueste  Gesetzgebung  will  verdeutschen.  Das 
Bankgesetz  formuliert  noch  ,, Bestand  an  Wechseln  und  Effekten";'')  das 
HypBG.  (§24)  verlangt  Angabe  der  Gesamtbeträge  der  Bestände  an  Geld, 
,, Wechseln  und  an  Wertpapieren". 

c)  Ein  Unternehmen  hat  hohen  Wechselbestand.  Um  ihn  zu  ver- 
decken, bucht  es  Wechsel  und  Effekten  als  „Wertpapierkonto".  Unwahr 
ist  dies  nicht.  Wechsel  sind  im  weiteren  Sinne  Wertpapiere.  Aber  ord- 
nungswidrig und  zum  Teil  —  HypBankG.  §  24  —  gesetzwidrig  ist  es.  Also 
liegt  hier  Bilanzverschleierung  vor.  Bilanzfälschung  wäre  es,  würde  das 
Gesamtkonto  Effektenkonto  genannt.  Denn  unwahr  ist,  daß  Wechsel 
Effekten  sind.    Niemand  unterstellt  die  Wechsel  dem  Effektenbegriff. 

4.  a)  Der  Begriff  Debitoren  (Buchforderung)  deckt  sich  nicht  mit 
Forderung,  im  kaufmännischen  Sinne.  Forderungen  sind  alle  Geldforde- 
rungen. Zu  den  Debitoren  rechnen  nicht  Hypothekforderungen  und  nicht 
Forderungs Wertpapiere.  Man  spricht  wohl  von  Hypothekdebitoren,  wie 
von  Lombarddebitoren,  aber  unter  Debitoren  schlechthin  gehören  nach 
der  kaufmännischen  Übung  wohl  Lombard-,  aber  nicht  Hypothekdebitoren. 
Der  Bestand  eines  Etablissements  an  Schuldverschreibungen  ist  sehr  hoch. 
Die  Leitung  will  eine  beträchtliche  Dividende  ausschütten.  Um  nicht 
Mißtrauen  zu  begegnen,  glaubt  sie  die  B.  so  gestalten  zu   müssen,  daß 


')  Bankgesetz  §  32,  §  13  Ziff.  6,  §  8  Abs.  2. 

*)  HGB.  §  1  ZifE.  2. 

*;  §§  8  und  32.    Dagegen  das  Schema  oben  S.  460. 
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aus  ihr  ersichtlich  ist,  daß  das  Geschäft  flüssige  Mittel,  Bankguthaben, 
besitzt.  Zu  dem  Zwecke  faßt  sie  Debitoren  und  Effekten  in  der  B.  als 
,, Forderungen"  zusammen.  Diese  Bezeichnung  enthält  keine  Bilanzfälschung. 
Schuldverschreibungen  begründen  Forderungsrechte.  Aber  unerlaubte,  ord- 
nungswidrige Bilanzunklarheit  liegt  vor.  Denn  die  Vermögenslage  ist  nicht 
nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  ersichtlich  gemacht. 
Die  ordnungsgemäße  Buchführung  gebiaucht  Forderung  höchstens  für 
Debitoren. 

b)  Eine  Bank  besitzt  bisher  eine  Hypothekforderung  von  250  000  Mk. 
Sie  kauft  vom  Schuldner  das  Pfandgrundstück  im  Werte  von  250000  Mk. 
gegen  Bar.    Die  Forderung  wird  dadurch  unbedeckt,  olfen. 

a)  Zuerst  war  zu  buchen: 

Kassa 250  000  I 

Hypothek 250  000  ! 

Jetzt  hätte  die  B.  zu  lauten: 

Grundstückkonto     .     .     .     250  000  1 
Debitoren 250  000  ! 

Um  zu  verdecken,  daß  die  Sicherheit  weggegeben  wurde,  bucht  die  Bank: 

Grundstückkonto     .     .     .     250  000  i 
Forderungen 250000  | 

Hierin  liegt  keine  Fälschung  vor,  sofern  die  Forderung  auch  ohne  Pfandunter- 
lage 250  000  wert  blieb.  Ebensowenig  eine  unerlaubte  Bilanzunklarheit. 
Die  ordnungsmäßige  Buchführung  nennt  die  unter  den  Debitorenbegrüf 
fallenden  Lombarddarlehen  „Lomhardf oiYlerunfjen^'.'^)  Also  ist  es  noch 
nicht  ordnungswidrig,  statt  „Debitoren"  ,, Forderungen"  zu  setzen. 

ß)  Allein  um  die  Veränderung  schon  in  der  dem  Kaufe  voraufgehenden 
B.  (Semestralbilanz)  zu  verhüllen,  wird  dort  bereits  gebucht:  „Kassakonto 
250  000,  Forderungen  250  000".  Fälschung  liegt  hier  nicht  vor,  sofern 
die  Hypothek  250  000  w^ert  ist.  Aber  Bilanzverschleierung  ist  gegeben. 
Denn  es  entspricht  nicht  den  Grundsätzen  ordnungsgemäßer  Buchhaltung, 
Hypothekforderungen  als  Forderungen  zu  bezeichnen.  Man  nennt  sie  in 
der  Buchhaltung  ,, Hypotheken",^)  ,, Hypothekendarlehen",^)  „Hypothek- 
forderungen", geradeso,  wie  Hypothekenschulden  nach  der  üblichen  Buch- 
führung*) nicht  bloß  Kreditoren,  Schulden  genannt  werden.  Es  ist  er- 
laubt, Hypothekkreditoren  zu  sagen,  aber  ,, Kreditoren"  schlechthin  um- 
faßt nicht  die  Hypothekschulden  mit,  wohl  aber  die  Lombardkreditoren. 

c)  Nicht  braucht  getrennt  zu  werden,  ob  die  Debitoren  Waren-  oder 
Darlehensdebitoren,  Lombard-  oder  unbedeckte  Debitoren  sind.  Ebenso 
düi'fen  Bank(Finanz)-  und  Waren-,  Lombard-  und  unbedeckte  Debitoren 
zu  einem  Posten  vereinigt  werden. 

5.  Unter  Forderung  im  Sinne  der  ordnungsmäßigen  Buchführung  fallen 
nur  Geldforderungen,  wie  unter  Schulden  nur  Geldschulden ;  nicht  andere 
Verbindlichkeiten.  Allein  obligatorische  Ansprüche  auf  A^^arenlieferungen 
und  Verpflichtungen  zu  Dienstleistungen,-^  Gebrauchsüberlassungen  u.  a. 


*)  S.  auch  Bankgesetz  §  8  und  Bundesratsverordnung  vom  15.  Januar  1877  dazu. 
^)  So  HypBG.   überall,  z.  B.  §  24;   deutsche  Musterbilanzen  für  Versicherungs- 
unternehmungen (s.  Veröffentlichungen  Jahrg.  I  S.  38). 
*)  Bilanzformularien  des  österr.  Vers. -Reg. 
*)  Simon,  Betrachtungen  403. 
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sind  unter  Umständen  in  die  B.  einzustellen.  Zu  den  ,, Debitoren"  oder 
„Kreditoren"  rechnen  sie  nicht.  Aber  eine  Unternehmung  hat  Grund, 
ihre  Debitoren  höher  erscheinen  zu  lassen.  Um  es  bilanzmäßig  zu  er- 
reichen, setzt  sie  statt  Debitoren  ,, Forderungen"  und  stellt  unter  diese 
Büanzrubrik  auch  obligatorische  Ansprüche  auf  Warenlieferung  ein.  Dies 
ist  nicht  unwahr.  In  einem  weiteren  Sinne  sind  auch  diese  Ansprüche 
Forderungen.  Allein  der  ordnungsmäßige  Sirin  ist  dies  nicht.  Soll  nicht  un- 
erlaubte Ünersichtlichmachung  vorliegen,  so  muß  bei  der  Rubrik  bemerkt 
werden,  daß  darunter  auch  andere  als  Geldforderungen   subsumiert  sind. 

6.  Dasselbe  gilt  für  den  Begrift'  Aussiände.  Er  ist  gleichbedeutend 
mit  Debitoren.  Nicht  ordnungsgemäß  ist,  wenn  darunter  auch  Hypotheken 
und  Forderungs Wertpapiere  (Wechsel,  Effekten)  oder  sogar  andere  Forde- 
rungen als  Geldforderungen  gerechnet  werden,  obwohl  dies  alles  sich  be- 
griftlich  darunter  fassen  läßt,  also  eine  derartig  weite  Verwendung  des 
Wortes  die  Angabe  nibht  des  Charakters  der  Wahrheit  beraubt. 

7.  Ähnlich  liegt  es  mit  dem  Ausdruck  Delkrederekonto.  Er  be- 
deutet ordnungsmäßig  Beiichtigung  von  oder  Reserve  für  „Forderungen" 
d.  h.  Debitoren  und  Hypotheken.  Der  Ausdruck  läßt  sich  aber  auch  auf 
Konten  anwenden,  die  dem  gleichen  Zwecke  für  Wertpapiere  (Wechsel 
und  Effekten)  dienen.  Die  Ordnungsmäßigkeit  der  Buchführung  verlangt 
dann  aber  hinzuzusetzen :  Effekten-  oder  Wechseldelkrederekonto ;  Effekten- 
delkrederefonds  usw.  Eine  Unternehmung  will  ihre  Verluste  durch  Effekten- 
entwertung verdecken.  Sie  stellt  sie  in  ein  Wertberichtigungskonto  und 
nennt  es  nur  Delkrederefonds.  Eine  Unwahrheit  begeht  sie  damit  nicht, 
aber  eine  ordnungswidrige  Verhüllung  der  tatsächlichen  Vermögenslage. 
Ausdehnung  des  iSelkrederekontobegriffes  auf  Absetzungen  an  Sachen,  die 
anderen  als  Wertpapiercharakter  besitzen,  an  körperlichen  Gegenständen 
wäre  Bilanzfälschung.  Denn  nur  auf  ein  Einstehen  für  Forderungen  be- 
zieht sich  der  Ausdruck  Delkredere.  Wird  für  ein  Konto,  das  die  Ab- 
schreibungen auf  eingetretene  Entwertungen  der  verschiedensten  Aktiva 
(Effekten,  Konsortialbeteiligung,  eigene  Anlagen)  umfaßt,  Delkrederekonto 
gebraucht,  so  liegt  hierin  nur  dann  keine  Bilanzverschleierung  bzw.  Bilanz- 
fälschung, wenn  durch  einen  Beisatz  kenntlich  gemacht  wMrd,  daß  das 
Konto  die  Entwertungen  der  verschiedensten  Aktiven  buchmäßig  zum 
Ausdruck  bringen  soll:  z.  B.  ,, Delkrederekonto  für  Minderbewertungen". 
Zugleich  ist  damit  klar  gemacht,  daß  es  sich  nicht  um  ein  Delkredere- 
reservekonto, d.  h.  eine  Reserve  für  mögliche  Entwertungen  handelt. 

8.  Unerlaubt  ist  endlich  die  Verwendung  des  Wortes  Rückstellung 
für  anderes  als  echte  und  unechte  Reserven  und  Passivantizipationen. 

a)  Mit  der  wörtlichen  Deutung  von  Rückstellung  läßt  es  ^  sich  wohl 
vereinbaren  und  jedenfalls  verstößt  es  nicht  gegen  die  Bilanzwahrheit, 
wenn  man  alle  Passivposten  als  Rückstellungen  bezeichnet.  Möglich  ist 
es  unter  dem  Gesichtspunkt,  daß  alle  Passivposten  Abzugsposten  sind, 
denn  durch  jedes  solches  Abziehen  wird  gewissermaßen  ein  Teil  der  Aktiv- 
werte zurückgestellt,  d.  h.  von  der  freien  Verfügung  und  der  Verteilbar- 
keit  ausgeschlossen.  Aber  es  entspricht  nicht  den  Grundsätzen  ordnungs- 
mäßiger Buchführung,  anderes  als,  was  Reserve  ist ')  oder  so  oder  ähnlich 
genannt  wird,^)  und  anderes  als  Passivantizipationen  Rückstellungen  zu 

*)  Rück.stellnngen  auf  Auslandsuntemehmungen,  rt.  h.  auf  möglicherweise  hieraus 
entetehende  Verluste. 

')  Z.  B.  „Rückstellung  wegen  Wertminderung",  „Rückstellung  auf  Abachrei- 
bungen".     Dazu  Kreibig,  Abschreibung  oder  Reserve?  S.  7  ff. 
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nennen.  Erlaubt  ist,  Delkrederebewertungskonti,  Gewinnreserven  der  Ver- 
sicherten als  Rückstellungen  zu  bezeichnen  und  von  Rückstellungen  für 
zu  entrichtende  (d.  h,  verursachte,  aber  noch  nicht  entrichtete)  Steuern, 
Prämien,  Provisionen  usw.  und  von  Rückstellungen  eingegangener,  aber 
noch  nicht  verdienter  Mietzinse,  Prämien  usw.  zu  sprechen.  Aber  ord- 
nungswidrig ist  es,  wenn  statt  Kontokorrentkreditoren  ,, Rückstellungen 
hl  laufender  Rechnung",  statt  Bankschulden:  ,, Rückstellungen  auf  Bank- 
konto" gesagt  wird. 

b)  Es  begegnet  sogar,  daß  Aktivposten  als  Rückstellungen  bezeichnet 
werden.  ,, Erzielte,  aber  noch  nicht  buchungsreife"  (das  will  sagen:  noch 
nicht  emgegangene)  Gewinne  werden  ,, zurückgestellt"  oder  der  Unterschied 
zwischen  Herstelluugs-  und  fakturiertem  (d.  h.  Verkaufs-)Preis  verkaufter 
\\'aren  wird  im  Aktivum  reserviert.^)  In  diesen  Fällen  werden  nicht  vor- 
handene Aktivwerte  zurückgestellt,  sondern  zukünftig  eingehende  Aktiv- 
werte in  die  Gegenwart  vorgezogen.  Aber  indem  sich  sagen  läßt:  Die 
künftig  eingehenden  Werte  werden  dem  Jahre  ihrer  Verursachung  reserviert 
und  in  der  Buchführungssprache  im  aUgemeineu  für  Reservierung  auch 
Rückstellung  gebraucht  wird,  ist  mit  der  Bezeichnung  solcher  Aktiv- 
antizipationen als  Rückstellungen  nichts  unwahres  gesagt.  Nur  ordnungs- 
widrig ist  es,  in  der  Weise  das  Wort  Rückstellung  zu  gebrauchen.  Nicht 
Bilanzunwahrheit,  aber  unerlaubte  Bilanzunklarheit  liegt  vor.'"^) 

VI.  Als  zweites  Mittel,  die  wahre  Bedeutung  der  verwendeten  Posten- 
bezeichnunyen  zu  verhüllen,  bezeichneten  wir  die  Veränderung  der 
Stellung  gewisser  Werte  in  der  Bilanz.  Ermöglicht  wii'd  die  Anwen- 
dung dieses  Mittels  durch  zwei  eigenartige  Buchungsgrundsätze  der  kauf- 
männischen Buchführung. 

A.  Den  einen  dieser  Grundsätze  bildet  die  buchtechnische  Regel, 
Forderungswertpapiere  nicht  als  Forderungen,  sondern  als  Sachen  zu 
buchen.^) 

1.  Die  Kontokorrentforderungen  einer  Bank  betragen  100  Millionen, 
worunter  ein  Schuldner  mit  allein  60  Millionen,  Um  das  Kontokorrent- 
konto herabsetzen  zu  können,  wird  von  diesem  Schuldner  verlangt,  daß 
er  über  50  Millionen  seiner  Schuld  Wechsel  ausstelle  oder  auf  sich  ziehen 
lasse,  die  Buch f orderungen  (Debitoren)  werden  in  W echself orderungen 
verwandelt^  die  Forderungen  statt  bei  den  ,, Debitoren"  beim  Konto 
,, Wechsel"  eingestellt.'')  Statt  Debitoren  100  000  000  lautet  demgemäß 
die  B.  „Debitoren  50  000  000,  Wechsel  50000  000."  Umgekehrt  kann  zur 
Entlastung  des  Wechselbestandskontos  Umwandlung  von  Wechsel-  in  Buch- 
forderungen vereinbart  werden. 

2.  Oder:  Der  Eflektenbestand  einer  Bank  ist  sehr  hoch;  er  beträgt 
50  Millionen.  Um  ihn  herabzudrücken,  werden  20  Millionen  davon  auf 
Kontokorrentkredit  verkauft.  Die  Buchung  lautet  daher  statt  Effekten- 
konto 50  Millionen:  Effekten  30  000  000,  Debitoren  20  000  000. 

3.  Ein  Verhüllungsmittel  bildet  auch  das  Zerlegen  der  Debitoren^) 


')  §  28. 

*)  Dazu  Ereibig  a.  a.  S.  15. 

»)  S.  §  25. 

*)  Verwandlung  Yon  Buch-  in  Akzeptkredit  oder  umgekehrt.  Vgl.  auch  Hecht, 
Mannheimer  Banken  23. 

')  Ähnlich  wird  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  das  Unkostenkonto  zer- 
legt, um  die  Unkosten  niedriger  erscheinen  zu  lassen,  z.  B.  ein  besonderes  Baukonto 
neben  Unkostenkonto.  Eine  A.  gründet  eine  GmbH.;  sie  stellt  die  Organisationskosten 
nicht  unter  Unkosten,  sondern  unter  Organisationskosten. 
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in  Gruppen  Zur  Verhüllung  genügt  hier  Versetzung  in  eine  andere  Gruppe. 
Eine  Hypothekenbank  hat  an  eine  ihrer  Tochtergesellschaften  (Immobilien- 
gesellschaft)  —  sie  heiße  Z  —  hohe  Hypothekzinsforderungen.  Sie  sollen 
aus  der  B  verschwinden.  Zu  dem  Zwecke  leiht  sie  einer  anderen  Tochter- 
gesellschaft 6\  die  der  /  hohe  Beträge  schuldet,  Geld;  die  U  befriedigt 
damit  die  Z  und  die  Z  berichtigt  bar  ihre  Zinsen  an  die  Hypothekenbank. 
An  die  Stelle  der  Zinsforderung  ist  eine  Darlehensforderung  getreten.^) 
Uer  Betrag  der  rückständigen  Hypothekenzinsen,  der  in  der  B.  angegeben 
werden  muß,  ist  niedriger.  Nichts  Strafbares  liegt  vor,  soferne  die  Dar- 
lehensforderung nicht  überbewertet  ist.     Dann  wäre  die  B.  gefälscht. 

4.  Die  Veränderungen  unter  Nr.  l — 3  sind  erlaubt.  Das  Schema 
der  Zweimonatsbilanzen'')  sieht  aber  für  den  Fall  1  Ersichtlichmachung  vor. 
Es  ist  anzugeben,  Avieviel  von  den  ^^'ecllseln  im  Portefeuille  der  Bank  ent- 
fallen auf  a)  gewöhnlicl;e  diskontierte  Wechsel,  b)  eigene  Akzepte,  c)  eigene 
Ziehungen,  d)  Solawechsel  der  Kunden  an  die  Order  der  Bank.  Die  drei 
letzten  Arten  von  AVechselausstellungen  sind  es,  die  manchmal  zum 
Flüssigmachen  der  Debitoren  verwendet  werden. 

B.  Der  andere  buchhaltungstechnische  Grundsatz,  der  eine  Ver- 
hüllung der  wirtschaftlichen  Lage  durch  Veränderung  der  bilanzrechtlichen 
Stellung  gewisser  Werte  ermöglicht,  ist  der  Grundsatz,  daß  erhaltene 
Sicherheiten  (Bürgschaften,  Pfänder)  in  der  B.  nicht  ersichtlich  ge- 
macht werden  müssen.  Es  ist  nicht  notwendig,  daß  in  der  B.  ange- 
geben wird,  ob  die  Forderung  bedeckt  oder  oö'en  ist.  Lombardforderungen 
brauchen  nicht  als  solche  bezeichnet  zu  werden.  Sie  können  schlechthin 
unter  die  Debitoren  eingereiht  werden.  Nur  für  die  Hypothekforderungen 
besteht  eine  Ausnahme.  Sie  büden  eine  Bilanzgruppe  für  sich.  So  be- 
steht die  Möglichkeit,  den  wahren  Vermögenstand  schwerer  ersichthch  zu 
machen  a)  durch  Umwandlung  einer  bedeckten  in  eine  unbedeckte  Forde- 
rung, b)  andererseits  durch  Umwandlung  eines  körperlichen  Aktivums 
in  die  bloße  Sicherheit  einer  gleichzeitig  zur  Begründung  gelangenden 
Forderung.^) 

1 .  a)  In  der  B.  stand  bisher :  Debitoren  300  000  ohne  Angabe,  daß 
200  000  davon  durch  Faustpfand  gedeckt  sind.  Die  Sicherheit  wird  er- 
lassen. Bleibt  die  Forderung  trotzdem  gut,  so  tritt  in  der  B.  die  Ände- 
rung gar  nicht  hervor. 

b)  Oder:  Bisher  war  die  gedeckte  Forderung  bilanzmäßig  gekenn- 
zeichnet: Lombardforderungen  200  000;  Debitoren  100  000.  Die  Sicher- 
heit wird  erlassen.  Die  Forderung  behält  aber  auch  unbedeckt  ihren 
vollen  Wert.  Daher  wird  nun  gebucht:  Debitoren  300  000.  Aus  der 
neuen  B.  ist  unersichtlich,  daß  die  Deckung  aufgegeben  wurde. 

2.  a)  u)  Eine  A.  hat  500  OuO  eigene  Aktien.  Sie  will  für  die  Zeit 
des  Bilanzabschlusses  einen  so  hohen  Bestand  eigener  Aktien  nicht  mehr 

M  Sog.  Rundreisezahlung.    S.  Simon,  Betrachtungen  S.  398. 

*)  S.  460. 

•)  Daß  in  der  B.  angegeben  wird,  ob  ein  Kredit  offen  oder  bedeckt  Ist,  i.st  für 
die  Beurteilung  der  Vermögenslage  insofern  gut,  als  gerade  die  Tatsache,  daß  viele 
Kredite  bedeckt  sind,  ein  bedenkliches  Licht  auf  die  Güte  der  Forderungen  zu  werfen 
vermag.  Mit  Recht  ist  in  Hechts  Krisenenquete  Abschnitt  „Die  Katastrophe  der  Leip- 
ziger Bank"  (Bd.  110)  S.  1.5  bemerkt:  „Die  besten  Kredite  sind  vielfach  diu  Blanko- 
kredite".  Es  ist  immer  schlimm,  wenn  Deckung  gefordert,  namentlich,  wenn  Blanko- 
kredit  in  bedeckten  verwandelt  werden  muß.  Denn  dann  hängt  alles  von  der  Reali- 
sierbarkeit des  Pfandgegenstandes  ab.  Ihr  Grad  wird  aber  höchst  selten  in  der  Bewertung 
der  Forderung  zum  Ausdruck  gebracht.  Vgl.  auch  Hecht,  Mannheimer  Banken  S.  23,  33  ff. 
und  Zimmei-mann  §  47. 
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besitzen.  Ihr  Kredit  könnte  leiden.  Der  Kurswert  der  Aktien  ist 
90  Prozent.  Die  A.  verkauft  die  Aktien  an  eine  Großbank  auf  Kredit. 
Die  Aktien  sind  hier  für  die  A.  wie  beim  Reportgeschäft  fremde  ge- 
worden. Statt  450000  Effekten  ist  daher  zu  buchen  450  000  (Lombard-) 
Forderung.  Die  B.  sieht  flüssiger  aus.  Die  Effekten  sind  aus  der  B. 
verschwunden. 

ß)  Die  Bank  hat  10  Millionen  ungedeckte  Buchforderung  an  ein  und 
denselben  Schuldner  X.  Trotzdem  sie  zweifellos  sicher  ist,  will  die  Bank 
keine  so  hohe  Forderung  an  einen  Schuldner  und  keine  so  hohe  Buch- 
forderung  besitzen.  Möglicherweise  würde  dadurch  der  Kurs  ihrer  Aktien 
gedrückt.  Daher  übernimmt  ein  völlig  zahlungsunfähiger  Dritter  Y  die 
Hälfte  dieser  Schulden  als  Wechselschulden  mit  X  als  Wechselbürgen. 
Hier  tritt  an  die  Stelle  von  Debitorenkonto  des  X  10  000  000:  Debitoren- 
konto des  X  5  000000,  Wechselkonto  des  F  5  000000.  Daß  die  Bank, 
will  sie  zu  ihren  10  Millionen  kommen,  wirtschaftlich  in  A^  ihren  einzigen 
Schuldner  hat,  ist  aus  der  B.  nicht  mehr  ersichtlich. 

b)  Dasselbe  ergibt  sich,  diese  oder  ähnliche  Operationen  von  der 
Schuldnerseite  her  betrachtet.  Die  verschiedenen  Wege,  die  Schuld  bilanz- 
mäßig zu  mindern,  führen  hier  zu  folgendem  Bild. 

a)  Die  Gesellschaft  X  hat  bei  der  Bank  F  10  Millionen  laufende 
Schulden.  Das  Schuldkonto  soll  in  der  B.  um  4  Millionen  niedriger 
werden.  Eine  Million  soll  durch  Eintritt  Dritter  als  W^echselakzeptanten 
beseitigt  werden.  X  zieht  auf  ihre  Vorstands-  oder  Aufsichtsratsmit- 
glieder, auf  Tochtergesellschaften  oder  Kunden  Wechsel.  Diese  akzep- 
tieren sie,  worauf  sie  X  bei  F  diskontiert.  Das  Schuldkonto  der  X  bei 
F  wird  dadurch  um  1  Million  gemindert.^)  Wohl  bleibt  eine  Girover- 
bindlichkeit der  X.,  aber  wenn  die  Akzeptanten  gut,  wird  sie  nicht 
gebucht.^) 

ß)  Für  1  Million  sind  F  von  X  Effekten  verpfändet.  Um  ihre 
Schuld  gegen  Y  zu  mindern,  verkauft  X  die  Papiere  um  1  Million  gegen 
Bar  und  überw^eist  den  Kaufpreis  an  Y.  Um  für  die  Papiere  Barab- 
nehmer zu  finden,  mußte  X  für  den  Fall,  daß  die  Effekten  keine  be- 
stimmte Dividende  einbringen,  Rückkaufspflicht  und  1'  Dividendengarantie 
übernehmen.  Wird  Fin  Anspruch  genommen,  so  soll  ihr  ferner  X  haften. 
Das  Schuldkonto  der  X  wird  auf  diese  W^eise  um  eine  weitere  Million 
niedriger.  Denn  ihre  Haftungsverbindlichkeit  braucht  sie  nicht  zu  buchen, 
falls  die  Papiere  gut.'') 

Y)  Eine  dritte  Million  wird  aus  dem  Schuldkonto  folgendermaßen 
beseitigt:  Y  kauft  gegen  Übernahme  der  Rückkaufspflicht  und  Dividenden- 
garantie durch  X  Tochterwerte  der  letzteren.  Für  den  Fall,  daß  Inan- 
spruchnahme aus  Rückkaufsverbindlichkeit  und  Dividendengarantie  nicht 
wahrscheinlich,  darf  X  1  Million  aus  ilirem  Schuldenkonto  gegenüber  F 
streichen. 

6)  Endlich  wird  unternommen,  das  Schuldkonto  an  Y  dadurch  zu 
mindern,  daß  F  Tochtergesellschaften  der  X  gedeckten  oder  ungedeckten 
Kredit  in  der  Form  gibt,  daß  die  Tochtergesellschaften  unter  Rücktritt 
der  X  in  die  Bürgenstellung  die  Schuld  der  X  gegen  F  in  der  Höhe  von 


')  Oben  §  22. 
^)  Oben  §  23. 
»)  Oben  8  1U6. 
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1  Million  übei'iiehmen.  Sind  die  Tüclitergesellschaften  gut,  so  braucht  X 
ihre  Bürgschaftsverbindlichkeit  nicht  zu  buchen.') 

3.  Die  vorstehend  unter  Nr.  A  und  B  skizzierten  Fälle  sind  sämt- 
lich erlaubte  Bihmzunhlarlieiten,  denn  sie  beruhen  auf  der  Anwendung 
urdnungsmäßiger  Grundsätze.  Daß  Forderungen  mit  Wertpapiercharakter 
als  Etfekten  gebucht  und  Pfandgegenstände  als  solche  in  der  B.  nicht 
sichtbar  gemacht  werden,  sind  Regeln  ordnungsmäßiger  Buchfülirung. 

4.  Erwähnt  sei  noch,  daß  die  Buchführung  nach  ihrem  Wesen  die 
Vermögenslage   schon  insofern  unersichtlich  macht,   als  die  Tatsache  der 

Verpfätidiiihj  von  Aktiven  in  der  B.  nicht  zifternmäßig  hervortreten  kann. 
So  stehen  in  der  Schlußbilanz  der  Leipziger  Bank  für  1900  im  Passivum 
24  Millionen  als  ,, Bardepositen-  und  Scheckkonto".  Daß  dieser  Kredit  zur 
Hälfte  nur  gegen  Verpfändung  von  AVechseln  und  eigenen  Aktien  ge- 
wonnen war,  läßt  die.B.  nicht  erkennen.  Das  Wechselkonto  z.  B.  lautet 
vollkommen  ordnungsgemäß  auf  37  Millionen.  Daß  hiervon  etwa  10  Älil- 
lionen  verpfändet  sind,  daher  das  in  Wechseln  bestehende  Aktivvermögen 
um  10  Millionen  weniger  flüssig  ist,  läßt  die  B.  nicht  ersehen.  Eine  Ver- 
pflichtung, auf  der  Passivseite  beim  Schuldkonto  in  einer  Vorkolonne  zu 
bemerken:  „davon  12  Millionen  durch  Wechsel  uud  Aktien  gedeckt",  be- 
steht nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  nicht.  Eine 
andere  Frage  ist,  ob  die  Bank  die  Treberwechsel,  die  ihr  auf  diese  Weise 
die  sächsische  Lotteriedarlehenskasse  belieh,  mit  10  Millionen  ansetzen 
durfte,  Sie  waren  wohl  als  zweifelhaft  oder  gar  als  uneinbringlich  zu 
bewerten. 

VIT.  Als  einen  zweiten  Gegenstand  der  Bilanz  Verdunkelung  bezeich- 
neten wir  oben  unter  IV  1  a  und  2  die  Verdecknng  der  wahren  Wert- 
höhen (Wertzifleru)  der  Bilanzgegenstäude. 

Es  ist  ein  dreifach  verschiedener  Weg,  auf  dem  diese  Art  der 
Bilanzverhüllung  geschieht. 

A.  Erstens  durch  Zerlegen  der  einzelnen  Sammelkonti  der  Aktiv- 
uder  Passivseite  der  B.  in  mehrere  selbständige  Bilanzposten. 

1.  An  sich  dient  eine  solche  Zerlegung  der  Erhöhung  der  Bilanz- 
klarheit. Aus  diesem  Grunde  schreiben  das  deutsche  Notenbankgesetz 
für  die  Notenbanken,  das  deutsche  Hypothekenbankgesetz  für  die  Hypo- 
thekenbanken, die  Kechnungslegungsvorschriften  des  deutschen  Aufsichts- 
amtes für  Privatversicherung  und  des  österreichischen  Versicherungsregu- 
lativs für  die  privaten  Versicherungsunternehmungen  stark  gegliederte 
Bilanzschemata  vor.*) 

2.  Aber  das  Prinzip  der  Kontenspaltung  läßt  sich  auch  für  Zwecke 
der  Bilanzverhüllung  dienstbar  machen. 

a)  Um  zu  verdecken,  daß  sie  viele  nicht  zur  Pfandbriefsicherung 
geeignete  Hypotheken  besitzt,  bucht  eine  Hypothekenbank  z.  B.  nicht 

Hyotheken 694  333418,69 

wovon  301221316,63  als  Pfaudbrief- 
deckung  bestimmt, 


')  Vgl.  §§  101,  105. 

*)  Das  HypBankG.  §  24  verbietet  z.  B  ein  Zusammenfassen  der  Posten  Ldmbard- 
forderungen  und  Guthaben  bei  Bankhäusern  unter  ein  Konto :  Debitoren.  —  Das  österr. 
Vers. -Reg.  §  33  Ziff.  16  untersagt,  „die  Ausstände  bei  Agenturen  und  Filialen"  mit 
unter  den  Posten  „Debitoren"  zu  stellen. 
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sondern  zerlegt  das  Hypothekenkonto  in  die  Konten: 

Hypotheken 194010101,05 

Hypothekenunterlage  für  Pfandbriefe    .     .     .     301221316,63 
Anderweitige  Anlagen  im  Hypothekengeschäft    199  102  001,01. 

Sämtliche  drei  Konti   sind  Hypothekenkonti  und  keines  ist  falsch,  aber 

das  dritte  ist  undeutlich  bezeichnet. 

b)  Um  das  Effektenkonto  nicht  zu  hoch  erscheinen  zu  lassen,  wird 
es  zerlegt  in  „Effektenkonto  200  000"  und  Konsortialeffekten  100  000" 
oder  in  „Effektenkonto  120000"  und  „Eeportkonto  80000". 

c)  Die  Bankschuld  eines  Unternehmens  ist  sehr  hoch.  Um  dies 
weniger  ersichtlich  zu  machen,  wird  von  den  4  000  000  Bankschulden  ein 
Teil  auf  ein  Separatkonto  gestellt,  also  z.  B.  gebucht:  „Diverse  Bank- 
schulden 3  000000,  Bankseparatkonto  1000  000". 

d)  Oder  eine  Bank  hat  an  die  Aufsichtsratsmitglieder  einer  indu- 
striellen Unternehmung  18  Millionen  Vorschußforderungen,  teils  an  die 
einzelnen  (6)  Mitglieder  (je  1  Million),  teils  an  alle  zusammen  (12  IVIil- 
lionen).  Damit  das  Debitorenkonto  niedriger  aussieht,')  wird  ein  be- 
sonderes Vorschußkonto  daneben  gestellt  und  vielleicht  sogar  noch  dieses 
zerlegt;  also,  wenn  die  Debitoren  an  sich  32  Millionen  betragen:  Separat- 
vorschußkonto 6  000  000,  Solidarvorschußkonto  (Stumpf  und  Genossen) 
12  000000;  diverse  Debitoren  14000  000. 

B.  Zweitens  erfolgtdieVerdeckung  auf  gerade  entgegengesetztem  Wege: 
durch  Zasammenfassufiffge\yöhn\ichfjetrenntei-Bi\dinzkoTitizueinemKonio. 

1.  Damit  die  Höhe  der  vielleicht  schwerer  als  Wechsel  flüssig  zu 
machenden  Effekten  —  sie  beträgt  250  000  —  nicht  ersichtlich  wird,  ver- 
bindet die  Gesellschaft  das  Effektenkonto  mit  dem  Wechselbestandskonto, 
das   150  000  beträgt,   zu  einem   „Wechsel-  und  Effektenkonto  400000". 

2.  Oder:  Die  Höhe  der  schwer  zu  realisierenden  Hypotheken  soll 
aus  der  B.  nicht  zu  ersehen  sein.  Daher  Verbindung  von  Hypotheken- 
konto (300  000)  und  Debitorenkonto  (250000)  zu  einem  Konto:  ,, Hypo- 
theken und  Debitoren  550000". 

3.  Man  vereinigt  Effekten-  und  Konsortialkonto  zu  einem  ,,Effekten- 
und  Konsortialkonto",  um  die  Höhe  der  nicht  in  Effekten  bestehenden 
Dauerbeteiligungen  zu  verhüllen,  oder  Bankguthaben  und  andere  Debitoren 
zu  einem  Posten  ,, Bankguthaben  und  Debitoren",  um  zu  verdecken,  daß 
die  Debitoren  ein  Darlehen  von  7  Millionen  Mark  an  den  Aufsichtsrats- 
vorsitzenden umfassen  (für  den  eine  Großbank  übrigens  selbstschuldnerische 
Bürgschaft  übernahm). 

C.  Den  dritten  Weg  bildet  die  Bewertung  unter  Zuhilfenahme  von 
Wertberichtigungskonten.  Ein  Bergwerk  hat  2  Millionen  Erwerbswert. 
Durch  allmähliches  Ausbeuten  sinkt  sein  Effektiv  wert  auf  1  Million. 
Wird  hier  gebucht: 

Bergwerkskonto    .     .     .    2  000000  I  Abschreibung  auf  Berg- 

i      Werkskonto  .     .     .     .    1000  000, 
so  ist  dies  nicht  so  klar,  wie  wenn  gebucht  würde: 
Bergwerkskonto     .     .     .    1000  000 

D.  Alle  drei  Mittel  der  Werthöhenverdeckung  sind  erlaubte  Bilanz- 
verhüllung. ^) 

^)  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  110,  378. 

')  Abw.  zum  Teil  Loeb  in  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  110,  97  und 
ebenso  Bonäi  im  Sachs.  Archiv  für  Deutsches  bürgerl.  Recht  14  (1904),  193. 

Rehm,  Bilanzen.  2.  Aufl.  31 
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VIII.  Wie  unter  Nr.  IV  1  b  und  2  bemerkt,  kann  das  Unersichtlich- 
machen  der  Vermögenslage  auch  durch  Erschwerung  der  Erkenntnis 
geschehen,  zu  welcher  der  beiden  Bilanzseiten,  zur  aktiven  oder  zur 
passiven,  ein  Bilanzgegenstand  gehört.  Dies  ist  möglich  durch  zahlreiche 
Berechnungen  (Abzüge)  vor  dem  Hauptstrich,  in  Vorkolonnen. 

1.  Kein  Zweifel,  daß  eine  B.  von  der  Form: 


Kassa 

100000 

Diverse  Kreditoren 

150  000 

Diverse  Debitoren    .     . 

400  000 

Grundkapital       .     .     . 

350000 

Bankkonto 

Reservefonds  .... 

50  000 

Guthaben      .     500000 

Gewinn 

50  000 

Schuld      .     .     400000 

100000 

!  600  000  I  i  600  000 

die  Vermögenslage  schwerer  ersichtlich  macht,  als  ein  Bilanzkonto:) 


Kassa '.     .     100000 

Diverse  Debitoren  .     .     .     400  000 
Bankguthaben     ....     500000 


600000 


Diverse  Kreditorei 
Bankschuld   .     . 
Grundkapital     . 
Reservefonds     . 
Gewinn     .     .     . 


150000 

400000 

350000 

50000 

50000 


600  000. 

Selbstverständlich  ist  diese   Art   der  Verdeckung  erlaubt.     Sie  verstößt 
gegen  keinen  Buchführungsgrundsatz. 

2.  Ein  anderes  Beispiel  liefert  folgendes  Aktivum :  ,, Grundstücke  und 
Güter,  letztere  abzüglich  der  übernommenen  Amortisationshj^potheken". 

IX.  Endlich  die  Bilanzverhüllung  durch  wissentliche  Verdunkelung 
des  wahren  Bilanzsaldos. ') 

A.  1.  a)  Ein  erlaubter  Weg,  ihn  zu  verhüllen,  liegt  in  der  Methode, 
nur  die  Betriebsgewinne  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  zu  bringen,  die 
Betriebsverluste  dagegen  vor  Bilanzabsclihiß  unmittelbar  aus  einer  Speziai- 
reserve für  laufende  Betriebsverluste  zu  decken,^)  so  daß  sie  in  der  Ver- 
lust- und  Gewinnrechnuug  nicht  ausgewiesen  zu  werden  brauchen. 

b)  Wir  nehmen  an:  die  Speziaireserve  beträgt  200000;  an  einem 
Geschäfte  wurden  100000  netto  gewonnen,  an  einem  anderen  150  000 
verloren. 

An  sich  würde  als  Saldo  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  50  000  Ver- 
lust bleiben  und  wir  hätten  in  der  B.  zu  buchen: 

Aktiva 1550000 

Verlustsaldo     ....         50000 


300  000 
1000000 

100000 
_200000 

1600000  I  1600000. 

Wird  aber  der  Verlust  vorweg  aus  der  Speziaireserve  getilgt,  so  schließt  das 
Gewinn-  und  Verlustkonto  mit  100000  Gewinn  ab  und  die  B.  lautet: 


Schulden     .     . 
Grundkapital  . 
Reservefonds 
Speziaireserve 


Aktiva    .     .     . 

.     .     .     1550000      Schulden     .... 

300 OUO 

Grundkapital  .     .     . 

1000  000 

Reservefonds  .     .     . 

100  000 

Speziaireserve      .     . 

50  000 

Gewinn       .... 

100000 

1550000 


1550000. 


')  S.  üben  IV  1  c  und  2. 
»)  Oben  §  79. 
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2.  Ein  anderer  Weg  ist  die  Verrechnung  gewisser  Gewinne  vor 
Bilanzabschluß,  d.  h.  ihre  antizipierte  Verwendung  zur  Dotierung  von 
stillen  und  offenen  Reserven.  Z.  B.  eine  Hypothekenbank  läßt  die  Höhe 
des  Agiogewinns  aus  Obligationenrückkauf  nicht  erkennen.  Sie  ver- 
rechnet ihn  teils  auf  den  Disagioverlust,  teils  auf  die  Spesen  des  Obli- 
gationenvertriebes und  des  Hypothekengeschäftes  teils  zur  Dotierung  der 
Ptandbriefspezialreserve. 

B.  Unerlaubt  sind  grundsätzlich^)  zwei  andere  Wege: 

1.  Um  den  bilanzmäßigen  Gewinn  niedriger  erscheinen  zu  lassen, 
als  er  tatsächlich  ist,  werden  Gewinnreservefonds  schoji  vor  Bilanz- 
abschlnß  zurückgestellt  oder  dotiert.  Hierin  liegt  Verletzung  nicht  bloß 
einer  Bilanzordnungs-,  sondern  einer  Bilanzrechtsvorschrift.  Das  HGB.  ver- 
langt, daß  in  der  B.  der  Jahresreingewinn,  d.  h.  der  Vermögenszuwachs 
seit  Jahresanfang  ersichtlich  gemacht  wird ;  nur  schon  vorhandene,  nicht 
erst  aus  dem  neuen  Jahresreingewinn  zu  bildende  Reservefonds  dürfen 
in  der  ß.  als  selbständige  Posten  Einstellung  finden.  Wird  z.  B.  in  einem 
Jahre  300  000  Konsortialgewinn  gemacht,  so  darf  dieser  in  die  B.  dieses 
Jahres  nicht  als  ,, Speziaireserve  aus  Konsortialgewinn"  eingestellt  werden. 

2.  Ebenso  verstößt  es  unmittelbar  gegen  eine  Bilanzrechtsvorschrift, 
wenn  umgekehrt,  um  den  bilanzmäßigen  Reingewinn  größer  erscheinen 
zu  lassen,  erst  von  dem  bilanzmäßig  festgestellten  Gewinnsaldo  Abset- 
zungen für  Schulden  oder  notwendige  Abschreibungen  erfolgen.  Hier  ist 
unersichtlich  oder  wenigstens  schw^erer  ersichtlich,  ob  überhaupt  Reingewinn 
gemacht  wurde  und  welcher.  Unerlaubt  sind  Rückst elliingeii  aus  dem 
Reingewinn  auf  Schulden-  oder  Entwertuugs-  oder  Verlustkonto.  Denn 
vor  Absetzung  aller  Kreditoren  und  aller  Wertverluste  ist  kein  Reingewinn 
vorhanden,  Wohl  erlaubt  die  ordnungsmäßige  Buchführung,  obschon  es 
unklar  ist,  unechte  Reserven  als  Rückstellungen  zu  bezeichnen,"^)  aber  das 
G.  verbietet,  Unklarheit  der  B.  dadurch  zu  verursachen,  daß  man  not- 
wendige Abschreibungen  und  Schulden  erst  nach  Bilanzabschluß  vom  Ge- 
winnsaldo abzieht.  Nicht  strafbar  ist,  solche  Abzüge  aus  dem  Reingewinn 
Rückstellungen  zu  nennen,  strafbar  ist  nur,  solche  Abzüge  erst  aus  dem 
bilanzmäßigen  Reingewinn  zu  machen. 

C.  Unerlaubt  ist  daher  auch,  eine  Postenhöhe  dadurch  zu  verdecken, 
daß  man  sie  teils  vom  Roh-,  teils  vom  Reingewinn  abzieht.  Die  Vorstands- 
Tantieme  ist  sehr  hoch.  Sie  beträgt  (300  000  Mk.  Es  wird  gebucht:  Rein- 
gewinn 2  000  000.  Davon  ...  als  Vorstandstantieme  200000.  400000 
sind  aber  bereits  auf  Unkostenkonto  verrechnet. 

X.  Selbstverständlich  können  mehrere  der  geschilderten  Bilanzver- 
hüllungsniittel  verbunden  werden,  erlaubte  mit  erlaubten,  unerlaubte 
mit  unerlaubten  und  erlaubte  und  unerlaubte  gemischt. 

1.  Eine  solche  Verbindung  und  zwar  nur  von  erlaubten  Mitteln  liegt 
z.  B.  vor,  wenn  man,  um  einen  Bestand  von  600  000  Mk.  an  Konsortial- 
effekten  zu  verdecken,  bucht:  Diverse  Debitoren  1  500  000,  Diverse  Effekten 
1400  000,  Beteiligungskonto  3ü0  000;  luterventionskonto  250  000.  Hier 
ist  das  Prinzip  der  Kontenspaltung  und  der  undeutlichen  Kontenbenennuug 
verbunden.  „Diverse"  Debitoren,  ,, Diverse"  Effekten  sagt  nicht,  daß  es 
alle  Debitoren  und  alle  Effekten  sind.  Daher  bleibt  bei  der  unbestimmten 
Benennung  der  beiden  anderen  Konten  als  Beteiligungs-  und  Interventions- 


1)  S.  aber  §  77  V. 
*)  Oben  unter  V  D  8. 
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konten  unersichtlich,  ob  sie  aus  Debitoren  oder  Effekten  oder  aus  beiden 
gemischt  bestehen. 

2,  Ein  anderes  Beispiel  für  Kombinationen  bieten  die  B.en  der  Leip- 
ziger Bank  und  der  Kasseirr  TrebertrocknungsgeseUschaft  und  zwar 
sogar  für  erlaubte  ünklarmachung. 

Die  großartige  Schiebung,  durch  die  das  riesige  Obligo  der  Treber- 
gesellschaft  bei  der  Leipziger  Bank  im  beiderseitigen  Interesse  herab- 
gemindert wurde,  stellt  vom  Standpunkt  der  Frage  der  Bil2in7.verschleierurig 
aus  betrachtet  eine  strafrechtlich  nicht  zu  beanstandende  Verbindung  von 
Bilanzverhüllungsmitteln  dar.  Die  dadurch  bewerksteUigte  Unersicht- 
//cÄmachung  erfolgte  durchaus  in  den  Grenzen  ordnungsmäßiger  Buch- 
führung. M 

a)  Das  Gesamtubligo  der  TrebergescUschaft  gegenüber  Leipzig  be- 
trug im  Laufe  des  Jahres  1900  über  80  Millionen  Mk.,^)  d.  h.  mehr  als 
16  Millionen  hinaus  über  Aktienkapital  und  Reserven  der  Leipziger  Bank, 
die  zusammen  64  Millionen  ausmachten.  Für  beide  Teile  war  eine  Minderung 
dieses  Postens  in  der  B.  notwendig,  wenn  ihnen  Hilfe  zuteil  werden  sollte. 
Kassel  brauchte  Minderung  der  Schuld  und  dazu  Minderung  seines  Be- 
standes an  eigenen  und  an  Filialaktien,')  soferne  es  das  anlagesuchende  Kapital 
für  das  Rettungsprojekt  der  Fusion  der  Mutter-  mit  den  Tochtergesell- 
schaften gewinnen  wollte.  Für  die  Leipziger  Bank  bestand  nur  dann  Aus- 
sicht auf  einen  Vergleich  mit  ihren  Gläubigern,  wenn  an  die  Stelle  eines  so 
gewaltigen  Engagements  bei  einem  Schuldner  eine  Mehrheit  von  Schuld- 
nern trat. 

b)  Daher  erfolgte  die  kombinierte  Anwendung  einer  Reihe  der  ge- 
schilderten VerhüUungsformeu. 

a)  Zunächst  war  schon  das  Kasseler  KontokorrentsoMi^^oiito  ge- 
teilt, in  ein  ,, Conto  ordinario"  und  ein  im  September  1899  davon  abge- 
zweigtes ,, geheimes",  d.  h.  nicht  vom  Personal  der  laufenden  Buchhaltung, 
sondern  im  Sekretariat  geführtes  „Vorschußkonto".  Beide  zusammen  be- 
trugen im  Laufe  des  Jahres  1900  rund  80  Millionen  Mk.,  das  zweite 
—  nehmen  wir  an  —  21  Millionen.  Durch  zwei  Schiebungen  wurde  ihr 
Betrag  bis  Ende  1900  auf  2()  Millionen  herabgemindert.  54  Millionen 
wurden  also  geschoben,  d.  h.  durch  andere  Bilanzposten  ersetzt.*) 

ß)  aa)  Die  Deckung  der  Leipziger  Bank  bestand  zu  einem  großen 
Teil  in  Treberaktien.  21  Millionen  hiervon  kaufte  Leipzig  unter  Ausbe- 
dingung einer  Dividendengarantie  und  eventueller  Zurücknahme  durch 
Kassel;^)  gegen  den  Kaufpreis  wurden  21  Millionen  der  Kontokorrent- 
schuld Kassels  an  Leipzig  aufgerechnet.  Zuerst  lautete  das  betreffende 
Bilanzaktivum  der  Leipziger  Bank :  Vorschußkonto  (Debitorenkonto)  Kassel 
21000  00Ö.  An  die  Stelle  trat  Effektenkonto  21000  000.  Kassel  ist  be- 
freit von  „Effektenkonto  21 000000"  und  „Kontokorrentschuld  21  000  000", 


')  So  auch  Weber,  Zum  Leipziger  Bankprozeß  im  Gerichtssaal  Bd.  62  (1903)  S.  365. 

')  Am  Tage  des  Konkursbeginns  der  Leipziger  Bank  (25.  Juni  1901)  betrug  es 
91  162  579,98  Mk.  Vgl.  „Die  Katastrophe  der  Leipziger  Bank"  in  Hechts  Krisenenquete 
(Bd.  110  S.  373  ff.);  dort  auch  näheres  über  die  Entwicklung  der  A.  für  Trebertrocknung. 

')  Hiervon  besaß  Kassel  viel,  weil  es  bei  Gründung  von  Tochtergesellschaften  die 
Hälfte  der  Aktien  dieser  als  Entgelt  für  die  gewährten  Patentlicenzen  erhielt. 

*)  Bei  der  Eröffnung  des  Konkurses  über  Leipzig  war  die  Kasseler  Schuld  auf 
181  Einzelkonten  verteilt. 

')  Näheres  Hecht  in  Schriften  des  Vereins  flir  Sozialpolitik  110,  381;  s.  auch 
Simon,  Betrachtungen  389. 
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Schulden-  und  Effektenstand  gemindert.   Was  hier  vorliegt,  ist  eine  Kombi- 
nation der  oben  unter  VI  A  2  und  B  skizzierten  Buchungsoperationen. 

ßß)  Die  andere  Form  ist  teilweise  Verwandlung  des  Obligo  von  Kassel 
aus  einer  Haupt-  in  eine  Bürgschaftsschuld.  Sechs  Aufsichtsratsmitgheder 
der  Kasseler  Gesellschaft  übernehmen  gegen  Abtretung  von  Forderungen 
(insbesondere  Filialaktien)  Kassels  an  ihre  Tochtergesellschaften  33  Millionen 
der  Schuld  Kassels  an  Leipzig.  Die  33  Millionen  werden  somit  vom  Conto 
ordinario  Kassels  abgeschrieben  und  dafür ')  sechs  „Separatvorschußkonten 
Stumpf  und  Genossen"  über  —  nehmen  wir  an  —  je  3  Millionen  und  1 
„Solidarvorschußkonto  Stumpf  und  Genossen"  über  15  Millionen  gebildet. 
Die  33  Millionen  sind  gedeckt  durch  Verpfändung  von  Treber-  und  Filial- 
aktien seitens  Stumpf  und  Genossen  und  durch  Bürgschaftsleistung  Kassels. 
Bürgschaftsansprüche  bedürfen  grundsätzlich  keiner  Buchung.*) 

y)  Durch  die  ganze  Schiebung  wurde  in  der  Leipziger  B.  verdeckt, 
daß  Leipzig  bei  Kassel  nach  wie  vor  mit  80  Millionen  rechtlich  engagiert 
war.  Denn  Leipzig  blieb  trotz  Minderung  des  ,,  Aktivkon  tos  Kassel"  mit 
80  Millionen  an  Kassel  rechtlich  beteiligt.  An  die  Stelle  von  21  Millionen 
Kasseler  Debitoren  waren  21  j\rillionen  Kasseler  Aktien  getreten  und  für 
die  übrigen  33  Millionen  blieb  Kassel  als  Bürge  verhaftet. 

d)  Ebenso  war  in  der  Kasseler  B.  verdeckt,  daß  es  nach  wie  vor 
an  Leipzig  80  Millionen  schuldete.  An  die  Stelle  von  54  Millionen  Haupt- 
verbindliclikeiten  waren  54  Millionen  subsidiäre,  akzessorische  getreten.^) 

c)  Anders  natürlich,  wenn  wir  die  gesamte  Operation  vom  Stand- 
punkte der  Bilanzwahrheit  und  der  Verpflichtung  wahrheitsgemäßer  Be- 
richterstattung aus  betrachten.  Zweifellos  liegt  nicht  Bilanzverschleierung, 
aber  Bilanz-  und  Berichtfälschung  vor ;  allerdings  nicht  in  der  Form,  daß 
wir  es  mit  Scheingeschäften,  also  mit  nichtigen  und  darum  mit  Geschäften 
zu  tun  hätten,  deren  Buchung  wegen  mangelnder  vermögensrechtlicher 
Wirkung  unzulässig  war,^)  sondern  es  liegen  ernstlich  gewollte  Geschäfte 
vor,  aber  solche,  deren  rechtlich  existente  Wirkungen  wegen  wirtschaft- 
licher Wertlosigkeit  sofort  abgeschrieben  werden  mußten. 

«)  Mochte  Leipzig  21  Millionen  Treberaktien  von  Kassel  kaufen.  In 
das  Aktivum  durften  sie  nicht  mit  21000000,  sondern  nur  mit  0,  d.  h. 
also  gar  nicht  gesetzt  werden.  In  ihrer  Buchung  mit  21  Millionen  lag 
eine  ganz  kolossale  wissentliche  Überbewertung.  Oder  mochten  sie  mit 
50  Prozent  als  dem  derzeitigen  Börsenpreis  zu  bewerten  sein ;  dann  mußte 

1)  Vgl.   Weber  a.  a.  0.  S.  365  f. 

*)  Ähnliche  Manipulationen  schon  für  die  Schlußbilanzen  1898  [31.  März  1899] 
und  1899,  um  das  Schuldkonto  Kassels  bei  Leipzig  und  den  Besitz  Kassels  an  Filial- 
aktien bilanzmäßig  herabzudrücken.  Die  Manipulationen  der  B.  vom  31.  März  1899 
waren  z.  B. :  a)  Die  Kasseler  Herren  nahmen  der  Trebertrocknung  4  Millionen  Effekten 
ab  und  gaben  hierfür  Wechselakzepte,  die  Leipzig  von  Kassel  an  Erfüllungs-Statt  über- 
nahm, b)  Kassel  trat  zur  teilweisen  Tilgung  seines  Schuldkontos  gegenüber  Leipzig 
Forderungen  gegen  Tochtergesellschaften  an  Leipzig  ab.  In  der  Schlußbilanz  für  1899 
(31.  März  1900}  wurden  von  30  Millionen  Schulden  an  Leipzig  24  geschoben.  S.  über 
alles  V.  Gordon,  Juristische  Glossen  zum  Kasseler  Treber-  und  Leipziger  Bankprozeß  in 
Juristenzeitung  1902  S.  380  und  Hechts  Krisenenquete  Bd.  110.  Auch  noch  im  Herbst 
1900,  als  die  Fusion  der  Kasseler  Werke  in  Vorbereitung  war,  erfolgte  eine  große  Schie- 
bung, um  Kassels  Effektenkonto  zu  entlasten  und  die  laufende  Schuld  Kassels  an  Leipzig 
herabzumindern.  Die  Leipziger  Aufsichtsräte  üheruahmen  eegen  Hingabe  von  22  Mill. 
Tochteraktien  durch  Kassel  22  Mill.  Kontokorrentschulden  Kassels  an  Leipzig. 

*)  Am  Tage  der  Konkurseröffnung  über  Leipzig  betrug  nach  den  beiderseitigen 
Büchern  die  Schuld  Kassels  nur  7,3  Millionen  in  laufender  Rechnung;  das  tatsächliche 
Engagement  Leipzigs  betrug  90  Millionen. 

*)  Dies  meint  Weber  367;  dagegen  mit  Recht  v.  Qordon  382. 
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in  der  Höhe  der  anderen  10,5  Millionen  die  Rückkaufs-  und  Dividenden- 
garantieverbiudlichkeiten  der  Kasseler  Gesellschaft  bewertet  werden.  Allein 
war  diese  Forderung  10,5  Millionen  wert?  War  sie  nicht  uneinbringlich, 
d.  h.  =  0?  Und  dann:  wie  konnte  in  der  in  einer  Aufsichtsratssitzung 
am  16.  März  1901  festgestellten,  für  die  bevorstehende  Generalversamm- 
lung der  Aktionäi-e  bestimmten  Erklärung  des  Vorstandes  gesagt  werden, 
die  Verbindung  mit  Kassel  sei  lukrativ;  den  Engagements  stünden  ge- 
nüffende  Sicherheiten  gegenüber;  Treberaktien  besäße  die  Bank  überhaupt 
nicht,  Filialwerte  nur  in  geringen  Posten,  aus  deren  Gewinn  man  sich 
stille  Deckung  geschaffen  habe?^)^ 

ß)  Nicht  anders  auf  Seite  Kassels.  Bei  seiner  eigenen  schlechten 
Lage  und  der  schlimmen  Lage  seiner  Filialen  durfte  Kassel  die  übernommenen 
Rückgabe-  und  Bürgschaftsverbindlichkeiten  nicht  ungebucht  lassen.  Sie 
mußten  mit  54  Millionen  im  Passivkonto  stehen. 

y)  Man  hat  eingewendet,  Leipzig  habe  die  Vornahme  von  Abschrei- 
bungen an  den  in  Kassel  festgelegten  Aktiven  in  der  B.  von  1900  unter- 
lassen können,  weil  in  den  Tagen,  in  welchen  diese  B.  aufgestellt  wurde, 
gerade  die  Fusion  der  besseren  Tochtergesellschaften  Kassels  mit  der 
Muttergesellschaft  und  mit  zwei  der  größten  bisherigen  Konkurrenten  zu- 
stande kam;  man  habe  gehofft, , in  einem  halben  Jahre  ins  Verdienen  zu 
kommen. ■'')  Allein,  wie  selbst  zugegeben,  handelte  es  sich  nur  um  eine 
Hoffnung  und  zwar  um  eine,  die  für  die  Zeit  der  Bilanzaufmachung  noch 
jedes  Gegenwartswertes  entbehrte.  Also  durfte  sie  gemäß  HGB.  §  40 
nicht  berücksichtigt  werden.  Aber  selbst,  wenn  sie  Gegenwartswert  be- 
reits besessen  hätte,  war  nicht  statthaft,  deshalb  Abschreibungen  von 
Effekten  und  Debitoren  vorzunehmen.  Sie  mußte  als  besonderes  Akti- 
vum :  „verdienter,  aber  noch  nicht  eingegangener  Gewinn  aus  der  Kasseler 
Fusion"  gebucht  werden.  Jedenfialls  konnte  der  aus  der  Fusion  erwartete 
Gewinn  für  das  Jahr  1900  nicht  so  hoch  bewertet  werden,  wie  die  gegen- 
wärtige Wertminderung  der  Aktiven.  Auf  alle  Fälle  lag  bei  dieser  Auf- 
fassung also  Bilanzfölschung  vor.') 

d)  Auch  Kassel  konnte  höchstens  buchen:  ,, verdienter,  aber  noch 
nicht  eingegangener  Fusionsgewinn".  Dem  Einsetzen  der  Garantie-  und 
Rückkaufsverbindlichkeiten  in  das  Passivum  war  es  durch  die  Aussicht 
auf  den  Fusionsgewinn  nicht  überhoben. 

€)  V.  Gordon  meint  noch,**)  die  Annahme  einer  Bilanzfälschung  wäre 
jedenfalls  unmöglich  gewesen,  wenn  die  Vorstände  die  Abschreibungen  ge- 
macht und  den  als  selbständigen  Posten  vorgetragenen  Fusionsgewinn  in 
Speziaireserve  gestellt  hätten.  Allein  es  bliebe  immer  Überbewertung. 
Dieser  Gewinn  hatte  nicht  einen  Gegenwartswert,  der  in  seiner  Höhe 
dem  Betrage  der  notwendigen  Abschreibungen  gleichgekommen  wäre. 

XL  Was  in  diesem  ganzen  Paragraphen  von  der  B.  gesagt,  gilt  ent- 
sprechend auch  für  die  anderen  Übersichten,  Inventar  und  Gewinn-  und 
Verlustkonto. 


»)  Frank/.  Zeitung  vom  10.  Juli  1902  Nr.  189  Abendblatt. 

*)  Vgl.  auch   Weber  im  Gerichtssaal  Bd.  62  S.  383. 

»)  V.  Gordon  a.  a.  0.  S.  383. 

*)  Aus  gleichen  Gründen  ging  es  nicht  an,  daß  Kassel  die  Verluste,  welche  es 
durch  das  Versagen  des  Bergmannschen  Verkohlungsverfahrens  erlitt,  durch  Bewertung 
der  Hoffnung  ausglich,  die  man  auf  Einführung  der  rotierenden  Larenschen  Retorten  setzte. 

•)  A.  a.  0.  383;  dagegen   Weber  a.  a.  0.  385. 
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ß)  Die  einfache  Bilanzfälschuug. 

§  118. 

1.  Bilanz f älschiuuj  ^)  ist  rechtswidrige,  wissentlich  imwahre  Dar- 
stellung der  Vermögensverhältnisse  in  der  B.  genannten  Übersicht  über 
den  Vermögensstand.  Aus  dem  Wesen  der  B.  ergibt  sich  somit,  worin  die 
Bilanzfälschung  bestehen,  was  Gegenstand  der  Bilanzfälschung  sein  kann. 

A.  Die  B.  ist  summarische  Vermögensübersicht.  Demgemäß  ist  die 
B.  falsch,  wenn  sie  1.  nicht  (die  Aktiva  und  Passiva  (summarisch)  an- 
gibt, 2.  wenn  sie  zwar  alle,  aber  nicht  alle  mit  ihrem  wahren  Namen, 
nach  ihrem  wahren  Wesen  (summarisch)  angibt,  3.  wenn  sie  zwar  alle 
und  alle  nach  ihrem  wahren  Wesen,  aber  nicht  nach  ihrem  wählen  Werte 
(summarisch)  angibt. 

B.  Somit  liegt  eine  unwahre  Darstellung  des  Vermögensstandes  nicht 
bloß  vor,  wenn  die  WertfjöAjet?,  sondern  auch,  wenn  Zahl  und  Wesen 
der  Wert  gegenstände  unzutreffend  angegeben  sind.  Die  B.  ist  falsch 
nicht  allein,  wenn  sie  den  WeH.,  sondern  ebenso,  wenn  sie  die  Zusammen- 
setzung des  Vermögens  (nach  Zahl  und  Wesen  der  Vermögensgegenstände) 
unwahr  angibt.  Wissentlich  unwahre  Angaben  über  die  Zusammen- 
setzung des  Vermögens  sind  nicht  bloß  Bilanzverschleierung^  sondern 
Bilanzfälsch  ung. 

C.  Dagegen  läßt  sich  nicht  anführen,  daß  in  der  kaufmännischen 
Geschäftssprache  die  inneren  Keserven  auch  versteckt  oder  verschleiert 
genannt  werden.  Wir  haben  gesehen,  daß  ein  weiterer  und  engerer  Ver- 
schleierungsbegriff  zu  unterscheiden  ist.  Im  weiteren  Sinne  ist  Verschleiern 
jedes  Unersichtlichmachen.  Unersichtlich  wird  die  Vermögenslage  auch 
durch  unwahre  Angaben  gemacht.  Das  HGB.  aber  faßt  den  Begriff  Ver- 
schleiern enger.  Verschleiern  ist  Unersichtlichmachen  durch  bloß  unklare 
Angaben. 

II.  Wie  bei  der  Bilanzunklarheit,  so  gibt  es  auch  bei  der  Bilanz- 
unwahrheit neben  der  strafbaren  eine  erlaubte.  Strafbar  ist  lediglich 
die  rechtswidrige;  nur  sie  ist  Bilanzfälschung. 

A.  1.  Was  die  unwahren  Angaben  über  die  WertÄö/ze^, anlangt,  so  ist 
nicht  rechtswidrig  die  Unterhewertung  der  Aktiva  und  die  Überbewertung 
der  Passiva})  Es  ist  erlaubt,  zu  buchen :  „Abschreibung  auf  Forderungen 
20  000"  und  zugleich  weiter  20  000  still  abzuschreiben.  Gleichgültig 
ist,  aus  welchem  Motive  unter-  und  überbewertet  wird.  Straflos  sind  solche 
Unter-  und  Überbewertungen  nicht  nur,  wenn  sie  zugunsten,  sondern  auch 
wenn  sie  zum  Nachteil  der  Gesellschaft  geschehen.  Die  Unterbewertung 
der  Aktiva  (Überbewertung  der  Passiva)  kann  erfolgen,  um  möglichst  viel 
Aktiva  von  der  Verteilung  als  Gewinn  auszuschließen,  also  im  Interesse 
der  finanziellen  Stärkung  der  Gesellschaft.  Aber  unter-  bzw.  überbewertet 
kann  auch  werden  zum  Zwecke  des  Drückens  des  Kurses  der  Gesellschafts- 
aktien; dann  ist  es  zum  Nachteil  der  Gesellschaft. 

2.  Allein  dieses  Recht,  bei  den  Interessenten  die  Meinung  zu  erzeugen, 
es  seien  nur  so  wenige  Aktiva  oder  es  seien  so  beträchtliche  Passiva  vor- 
handen, hat  der  Vorstand  usw.  lediglich  in  der  Form,  daß  er  die  Aktiva 
mit  niedrigerem  und  die  Passiva  mit  höheren  Ziffern  angibt,  als  der 
Wirklichkeit  entspricht,  nicht  in  der  Form,  daß  er  bei  den  Interessenten, 

*)  Entsprechendes  gilt  für  die  beiden  anderen  „Übersichten  über  den  Vermögens - 
stand":    Inventar  nnd  Gewinn-  und  Verlustrechnung. 
')  §  90. 
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die  an  sich  meinen,  es  lägen  Unter-  bzw.  Überbewertungen  vor,  den  fälsch- 
lichen Schein  erweckt,  als  sei  dies  nicht  der  Fall.  Er  darf  ungesagt 
lassen,  daß  übermäßige  Abschreibungen  vorliegen,  aber  er  darf  nicht  sagen, 
es  lägen  keine  vor,  wenn  sie  vorliegen.  Wenn  er  unterbewertet  (Passiva 
überbewertet),  so  ist  dies  unrichtige  Angabe  des  Wertes  (Unterbewertung); 
wenn  er  dagegen  leugnet,  daß  zu  niedrig  bewertet  ist,  so  ist  dies  Leugnung 
der  unrichtigen  Angabe,  Leugnung  der  Unterbewertung.') 

B.  In  dem  gleichen  Umfange,  wie  unwahre  Angaben  über  die  Wert- 
höhe straflos  sind,  sind  es  auch  unwahre  Angaben  über  Werthöhe  und 
Zahl  der  Wertgegenstände.  Dies  kommt  daher,  daß  auch  in  Form  des 
völligen  Weglassens  eines  Aktivums  aus  der  B.  unter-  und  in  Form  des 
Einsetzens  fiktiver  Schuldposten  überbewertet  werden  kann. 

in.  Die  Bilanzfälschiing  kann  nicht  bloß  durch  Angabe  falscher 
Tatsachen,  Angabe  falscher  Werte,  Posten  und  Namen,  sondern  auch  durch 
Entstellung  und  durch  Verschweigen  wahrer  Tatsachen,  d.  h.  hier  eben 
wahrer  Werte,  Posten  und  Postenbenennungen  geschehen.  Nicht  selten 
sind  die  verschiedenen  Formen  der  Fälschung:  Angabe  falscher  Tatsachen, 
Entstellung  oder  Verschweigung  wahrer  verbunden. 

IV.  Die  erste  Gruppe  der  Bilanzfälschung  bildet  die  unerlaubte 
wissentlich  *)  falsche  Bewertung  in  die  B.  eingesetzter  Aktiva  oder 
Passiva.    Es  entstehen  so  stille-  Ünterbilanzen. 

A.  Vor  allem  sind  es  die  wissentlichen  Überbewertungen  von  Aktiven 
(Einsetzen  falscher  Ziffern,  Unterlassen  von  Abschreibungen),  die  hier  in 
Betracht  kommen.  Die  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners,^)  das  Herab- 
gehen des  Gegenwartswertes  unter  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
wert usw.*)  wird  wissenthch  nicht  beachtet.  Waren,  die  noch  auf  Lager 
sich  befinden,  werden  vorfakturiert,  d.  h.  als  schon  geliefert  verbucht,  daher 
zum  Verkaufs-  statt  zum  Herstellungspreis,  um  bereits  den  Gewinn  ver- 
rechnen zu  können.  Der  Grund  ist  zumeist,  das  Ansehen  der  Firma,  das 
Ansehen  eines  soliden  Instituts  zu  bewahren.  Dazu  gehören  große  Ab- 
schreibungen und  gleichmäßige  Dividenden.  Hiefür  ist  hoher  Bruttogewinn 
und,  um  ihn  zu  fingieren,  Überbewertung  erforderlich. 

1.  Erlaubte  BilanzunA-Z^rheit  ist  es,  wenn  in  der  B.  nicht  ersicht- 
lich gemacht  wird,  daß  eine  bisher  bedeckte  Forderung  in  eine  unbe- 
deckte verwandelt  wird,  aber  Bilanzfälschung  ist  es,  in  diesem  Falle  auch 
den  Wertansatz  der  Forderung  unverändert  zu  lassen,  soferne  der  bis- 
herige Wert  der  Forderung  ganz  oder  teilweise  auf  der  für  sie  gewährten 
Sicherheit  beruhte.  Eine  Bank  besitzt  bisher  eine  Hypothekforderung  von 
250  000.  Sie  kauft  vom  Schuldner  das  Pfandgrundstück  im  Werte  von 
250000  gegen  bar.  Trotzdem  die  Forderung  ohne  Unterpfand  wertlos 
ist,  wird  doch  noch:  ,, Forderungen  250  000"  gebucht. 

2.  Eine  Bank  kauft,  um  ihr  Debitorenkonto  herabzumindern,  von 
ihrem  Schuldner  in  Anrechnung  auf  seine  10  Millionen  betragende  Schuld 


•)  Hiezu  Simon,  Betrachtungen  S.  413. 

*j  Fahrlässige  Falschbewertung  liegt  z.  B.  vor,  wenn  eine  Hypothekenbank  fahr- 
lässig die  Abschlußprovision  als  Gewinn  allein  des  ersten  Jahres  verrechnet. 

*)  Er  hat  den  Oft'enbarungseid  geleistet. 

♦)  Obwohl  der  Grnndstiickspreis  nicht  gestiegen  ist,  werden  Terrains  mit  stei- 
gendem Werte  gebucht  (ausgefallene  Mieten,  eigene  Hypothekzinsen,  nicht  eingegangene 
Zinsen  und  Provisionen,  Ausgaben  für  elektrisches  Licht  dazu  geschlagen).  Sicherheiten 
werden  als  besondere  Aktivposten  eingest€llt.  Über  den  aufgenommenen  Bestand  hinaus 
wird  nach  der  Revision  des  Inventars  durch  Sachverständige  ein  Bogen  mit  fingierten 
Beständen   in  das  Warcninventarbuch  eingeheftet. 
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zum  Preise  von  10  Millionen  Aktien  desselben.  Die  Aktien  sind  tatsäch- 
lich nur  2  Millionen  wert.  Allerdings  übernimmt  der  Verkäufer  Dividenden- 
garantie und  Rückkaufspflicht ;  also  ließe  sich  neben  den  Posten  Effekten 
2  000  000  ein  zweiter  „Dividendengarantie-  und  Rückkaufsanspruch  8  000  000" 
stellen,  aber  dem  Käufer  ist  bekannt,  daß  der  Verkäufer  niemals  in 
der  Lage  wäre,  diese  Verpflichtungen  zu  erfüllen.  Bilanzfälschung  liegt 
somit  vor,  wenn  statt  „Effekten  2  000  000"  und  „Verlust  8  000  000"  ge- 
bucht wird:  Effekten  10  000000.  Die  Tatsache  des  Verlustes  ist  durch 
rechtswidrige  Überbewertung  eines  Aktivums  unersichtlich  gemacht.^) 

3.  Ein  drittes  Beispiel  von  wissentlicher  Überschätzung  des  Wertes 
wird  durch  die  Überbewertung  von  Hypotheken  geliefert  als  Folge  von 
Überbeleihnng  und  damit  Überbewertung  von  Pfandgrundstücken.  Wenn 
Direktoren  einer  Hypothekenbank  als  Privatpersonen  ein  Bauterrain  1900 
um  1  Million  erwerben,  1901  um  3  Millionen  an  eine  Immobiliarhandel  be- 
treibende Gesellschaft  verkaufen  und  1903  durch  die  Bank,  der  sie  vor- 
stehen, mit  21  Millionen  beleihen  lassen,  demgemäß  als  Beleihungswert 
35  Millionen  annehmen,  so  darf  behauptet  werden,  daß  sie  sich  zum  mindesten 
als  möglich  vorgestellt  haben,  in  dem  Ansetzen  des  Bilanzpostens  „Hypo- 
theken" zu  21  jVüllionen  eine  unrichtige  Angabe  über  den  Vermögensstand 
der  Gesellschaft  zu  machen,  aber  die  Angabe  auch  für  diesen  Fall  machen 
wollten.  AVenn  ein  Bodenki-editinstitut  die  Bauterrains  und  Gebäude  einer 
Immobiliengesellschaft  mit  72  Millionen  beleiht  und  die  Revisionskommission 
stellt  fest,  daß  jene  Terrains  und  Häuser  zusammen  nur  36  Millionen  wert 
seien,  so  ist  bei  der  Immobiliengesellschaft  der  Terrain-  und  Häuserbesitz, 
bei  dem  Bodenkreditinstitut  der  Hypothekenbesitz  um  36  Millionen  überbe- 
wertet. Das  Bodenkreditinstitut  müßte  hierbei  den  Verkaufswert  des  Grund- 
und  Gebäudebesitzes  jener  Immobilienverkehrsbank  sogar  „sorgfältig"  auf 
120  Millionen  taxiert  haben.  Denn  nur  mit  60  Prozent  ihres  sorgfaltig 
ermittelten  Verkaufswertes  dürfen  Grundstücke  von  Hypothekenbanken 
beliehen  werden. 

4.  Ein  anderer  Fall  von  Forderungsüberbewertung:  Die  A.  verkauft 
eine  Anzahl  Häuser  1901  auf  Kredit.  1902  läßt  sie  am  Kaufpreis  250  000  Mk. 
nach  gegen  die  Verpflichtung  des  Käufers,  von  dem  beim  Weiterverkauf 
zu  erzielenden  Gewinn  250  000  an  die  Verkäuferin  abzutreten.  An  die 
Stelle  einer  unbedingten  Forderung  tritt  eine  bedingte.  Im  Zweifel  ist 
sie  weniger  wert.  Also  durfte  der  Anspruch  auf  Gewinnbeteiligung  nicht 
auch  mit  250  000  angesetzt  werden. 

5.  Des  weiteren  zwei  Fälle  der  Überschätzung  des  Wertes  von  Grund- 
stücken und  W^aren. 

a)  Eine  A.  für  Grundbesitz  und  Hypothekenverkehr  erhöht  in  der 
Jahresschlußbüanz  den  Wert  der  Baugrundstücke,  die  sie  im  Laufe  des 
Geschäftsjahres  nicht  verkaufen  konnte,  um  die  hierfür  entstandenen  Ver- 
waltungskosten und  den  Betrag  der  Hypothekzinseu,  die  sie  an  die  Gläubiger 
der  darauf  eingetragenen  Hypotheken  bezahlen  mußte.  An  sich  ist  kein 
Zweifel,  daß  die  Hypothekzinsen  und  die  Verwaltungskosten  zu  den  Herstel- 
lungskosten des  Bauterrains  gerechnet  werden  dürfen,  soweit  sie  auf  die  Her- 


^)  Der  Direktor  einer  Baumwollspinnerei  spekulierte  auf  Privatkonto  in  Baum- 
wolle. Die  Verluste  deckte  er  aus  der  Gesellschaftskassa,  indem  er  sein  Privatkonto  be- 
lastete; seine  Schuld  an  die  Gesellschaft  ging  weit  über  seine  Verhältnisse;  trotzdem 
wurde  am  Debitorenkonto  nichts  abgeschrieben.  —  Das  Ansehen  eines  Instituts  verlangt 
hohe  Abschreibungen  und  doch  stabile  Dividenden.  Daher  hohe  Abschreibungen,  dafür 
aber  fingierte  Zuwachssummeu  des  Werts  der  Aktiva,  um  fingierten  Gewinn  auszuweisen. 
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stelluiigsperiode  entfallen,  aber  hieraus  folgt  noch  keineswegs,  daß  die 
Grundstücke  zu  diesem  Werte  angesetzt  werden  dürfen.  Dies  ist  ledig- 
lich der  Fall,  wenn  ihm  auch  der  eifektive  Gegenwartswert  entspricht. 
Bauterrains  sind  Veräußeiungsgegenstände.  Demgemäß  müssen  sie  niedriger 
angesetzt  werden,  wenn  ilir  derzeitiger  Marktpreis  hinter  den  darauf  ver- 
wendeten Aiischaftungs-  und  Herstellungskosten  zurücksteht. 

b)  Am  Warenlager  entsteht  durch  Blitzschlag  ein  Verlust  von  30  000 
Mark.  Statt  ihn  abzuziehen,  schläg-t  ihn  der  Vorstand  zu,  mit  der  Be- 
gründung, er  sei  nicht  durch  den  Betrieb,  sondern  durch  äußere  Ursachen 
veranlaßt. 

(\  Ferner  seien  die  ins  Unglaubliche  gehenden  Überbewertungen 
von  Etfekten  und  Forderungen  erwähnt,  in  die  der  Leipziger  Bank-  und 
der  Kasseler  Treberprozeß  Einblick  bei  den  B.en  insbesondere  der  Jahre  1899 
und  1900  geAvährte: 

a)  Auf  Seite  der'  Leipziger  Bank :  Hier  sprechen  die  verschiedensten 
Umstände  ^)  dafür,  daß  die  Bankleitung  sich  als  möglich  vorgestellt  hat, 
daß  sie  den  Wert  der  Treber-  und  Treberfilialaktien  zu  hoch  annimmt, 
wenn  sie  die  Aktien  zu  ihrem  Nennwert  einsetzt,  und  die  Rückkaufs- 
und Garantieansprüche  gegen  Kassel  überwertet,  wenn  sie  dieselben  eben- 
falls zu  ihrem  Nominalwert  bucht. ^) 

b)  Noch  viel  weiter  gehen  -aber  die  wissentlich  unwahren  Angaben 
über  Werthühen  in  den  Kasseler  B.en.  Hier  wurde  ein  ganz  bedeutender 
Teil  der  Aktiven:  Grundstücke,  Maschinen,  Forderungen  überwertet. 
Z.  B.  hat  man  unter  dem  Titel  ,, Betriebskonto"  mit  65  Millionen  als 
Bilanzaktivum  vorgetragen  Maschinen,  Apparate  usw.,  die  zum  größten 
Teil  gar  nicht  verwendet,  sondern  als  unbrauchbar  bei  den  Tochterwerken 
zur  Verfügung  der  Trebergesellschaft  gelassen  wurden.  Sie  hatten  nur 
noch  Metallwert,  waren  also  um  etliche  Millionen  zu  hoch  geschätzt. 
Vor  aUem  aber  kommen  hier  die  Lizenzforderungen  an  die  Filialen  in 
Betracht.  Sie  waren  mit  14  Millionen  bewertet  und  doch  konnte  bei  der 
augenblicklich  gegebenen  Unrentierlichkeit  der  zur  Nutznießung  einge- 
räumten Patente  und  der  demgemäß  vorhandenen  Zahlungsunfähigkeit 
der  Tochterwerke  kein  Zweifel  bestehen,  daß  diese  Forderungen  keinen 
oder  nur  sehr  geringen  Gegemvajisvfert  besaßen,  deshalb  auf  jeden  Fall 
zunächst  (,,zur  Zeit")  ganz  oder  nahezu  völlig  als  uneinbringlich  abzu- 
setzen waren.  Ähnlich  lag  es  mit  dem  den  Filialen  aufgerechneten 
,, Montagekonto". 

7.  Zum  Schlüsse  eine  besonders  feine  Form  des  Überbewerteus.  Eine 
A.  hat  eine  Forderung  von  100000  Mk.  Nennbetrag,  die  wahrscheinlich 
nur  mehr  60  0(  0  Mk.  einbringt.  Sie  bucht  die  Entwertung  durch  Ein- 
setzen emes  „Delkredeiekontos",  also: 


Debitoren       .     .     . 

.     .     100  000 

Grundkapital      .     . 

.     .    150000 

Kassa 

.     .       40000 

Kreditoren     .     .     . 

.     .    140000 

Sonstige  Aktiva 

.     .     200000 

Delki'ederekonto 

.     .      40000 

Gewinn 

.     .      10000 

340000  ' 

340000. 

Nun   kauft  die   A.   für  40  000  Mk.   ein   Grundstück  gegen   Kasse, 
belastet  mit  dem  Kaufpreis  aber  nicht  das  Grundstückkonto,  sondern  das 

')  Einzelheiten    hierüber   besonders   im   Handelsblatt   der   Frankf.  Zeitung  vom 
26.  AniErast  1902  (Nr.  236,  1.  Morgenblatt). 
')  S.  vorigen  Paragraphen. 
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Delkrederekonto.  Das  heißt:  Obwohl  der  Vorstand  weiß,  daß  dieses 
Delkrederekonto  keine  Reserve  ist,  behandelt  er  es  als  solche  und  löst 
sie  auf.  Dadurch  erhält  er  40  000  Mk.  Gewinn.  Aber  dieser  Gewinn  ist 
ein  fiktiver,  denn  gleichzeitig  ist  jetzt  das  Debitorenkonto  um  40000  Mk. 
überbewertet.  Er  hat  den  Gewinn  somit  nur  durch  Überbewerten  ge- 
wonnen, wie  sich  sofort  zeigt,  wenn  man  den  Wertrückgang  des  Debi- 
torenkontos auf  der  Aktivseite  selbst  absetzt.     Der  Vorstand  bucht: 


Debitoren  .  . 
Gebäude  .  .  . 
Sonstige  Aktiva 


100000  I  Grundkapital      .     .     .     .150000 

40  000  j  Kreditoren 140000 

200000  !  Gewinn 50  000 

340000  I  340000^ 


Das  kann  er  nicht,  wenn  man  bucht: 


Debitoren     .     . 
Abschreibung 
daran   .     .     . 

Kassa    .    .     .    . 
Sonstige  Aktiva 

100000 

40000 

60  000 
.     .     .       40000 
.     .     .     200  000 

Grundkapital      .     . 
Kreditoren     .     .     . 
Gewinn     .     .     .     . 

.     .    150  000 
.     .    140000 
.     .      10000 

300000 

300  000. 

Wii'd  nun  das  Gebäude  gekauft,   so  läßt  sich  kein  Delkrederekonto  auf- 
lösen.    Es  bleiben  daher  nur  10000  Mk.  Gewinn: 


Debitoren      .     .     . 

.     .       60  000 

Grundkapital      .     . 

.     .    150  000 

Gebäude    .... 

.     .       40  000 

Kreditoren     .     .     . 

.     .    140  000 

Sonstige  Aktiva 

.     .     200  000 

Gewinn     .     .     .     . 

.     .      10  000 

300000 


300000. 


B.  Möglich  ist  auch,  daß  Über-  und  Unterbewertungen  von  Aktiven 
in  organische  Verbindung  gesetzt  werden,  um  unwahre  Angaben  über 
den  Vermögenstand  zu  machen. 

1.  Z,  B. :  Die  Immobiliengesellschaft  A  besitzt  eine  Anzahl  Häuser 
und  Bauterrains.  Auf  die  Häuser  ist  für  die  Bank  B  eine  Hypothek  von 
700  000  eingetragen.  Am  Bauterrain  ist  die  Bank  insofern  beteiligt,  als 
sie  die  Hälfte  des  Verkaufsgewinnes  erhalten  soll.  Die  Bank  B  erteilt  der 
.1  über  die  Hypothek  Löschungsbewilligung  und  verzichtet  gleichzeitig 
auf  das  Gewinnanteilsrecht  am  Bauterrain,  beides  gegen  eine  Abfindung 
von  800  000  Mk.,  die  kreditiert  wird.  Die  A  setzt  gleichzeitig  den  Wert 
der  bisher  mit  jener  Hypothek  belasteten  Häuser  um  700  000  herab  und 
erhöht  den  Wert  der  Bauterrains  um  800  000. 

2.  Hier  wird  das  eine  Grundstückskonto  unter-,  das  andere  über- 
bewertet. 

V.  Die  zweite  Gruppe  nicht  erlaubter  wissentlicher  Bilanzunwahr- 
heiten ist  dargestellt  durch  falsche  Angaben  über  die  Zahl  der  Aktiv- 
und  Passivposten. 

A.  Erstens  wird  die  Zahl  durch  wissentliches  JEinsetzen  nicht 
existierender  Aktivw&ci%  gefälscht. 

1.  Als  Beispiele  für  fingierte  AJdiven^  also  Aktiven,  von  welchen 
der  Bilanzleger  weiß  oder  sich  als  möglich  vorgestellt  hat,  daß  sie  nicht 
existieren,  seien  erwähnt: 

a)  Vor  allem  fingierte  Wechsel.    Um  die  Summe  der  Aktiven  höher 
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erscheinen  zu  lassen,  werden  als  Aktiva  TTatten  gebucht,  die  überhaupt 
nicht  ausgeschrieben,  d.  h.  gezogen  wurden. 

b)  Ein  anderes  Beispiel  bilden  fingierte  Hypothek-  und  andere  Debi- 
toren :  Einsetzung  von  Hypotheken,  ohne  daß  ein  Darlehen  gegeben  wurde 
(valutalose  Hypotheken) ;  Deckung  von  Verlusten  einer  Aktienmühle  dadurch, 
daß  unter  dem  farblosen  Namen  Konto  per  diversi  Kornlieferanten  mit 
einem  Verlustanteile  belastet  werden,  ohne  sie  davon  zu  benachrichtigen. 

c)  Nicht  selten  werden  Aktivantizipationen  eingesetzt,  die  noch  nicht 
eingesetzt  werden  durften.  In  Betracht  kommen  Antizipationen  des  Schemas 
verdienter,  aber  noch  nicht  eingegangener  Mietzins. 

a)  Es  werden  noch  nicht  eingegangene  Provisionen  und  ähnliches 
als  verdient  gebucht,  obwohl  sie  noch  nicht  verdient  sind.  Bei  durch 
Agenten  vermittelten  oder  abgeschlossenen  Verkäufen  ist  nach  HGB.  §  88 
Abs.  1  der  Anspruch  auf  die  Provision  im  Zweifel  erst  nach  dem  Ein- 
(fange  der  Zahlung  und  nur  nach  dem  Verhältnisse  des  eingegangenen 
Betrags  erworben.  Dasselbe  gilt  bei  Vermittlung  und  Abschluß  von  Ver- 
sicherungsverträgen. Auch  hier  steht  dem  Agenten  vor  Eingang  der  ersten 
Versicherungsprämie  der  Anspruch  auf  Provision  noch  nicht  zu.  In  beiden 
Fällen  wird  zwar  von  ^Z>sc///z//?provision  gesprochen,  allein  daß  damit 
nicht  gemeint  ist,  daß  der  Anspruch  schon  mit  dem  Abschluß  erworben 
wurde,  ergibt  der  Gegensatz  Rück^ß/z/z/w^/sprovision.  Worauf  es  der  Ge- 
sellschaft ankommt,  ist  nicht,  daß  ihr  ein  Kunde  mehr,  sondern  daß  ihr 
ein  sicherer,  ein  zahlungsfähiger  Kunde  zugeführt  wird.  Daher  ist  der 
Anspruch  nicht  vor  der  ersten  Zahlung  erworben,  verdient. 

ß)  Nicht  anders  ist  die  wirtschaftliche  Auffassung  bei  den  Provi- 
sionen, die  nicht  die  Gesellschaft  zahlt,  sondern  sich  zahlen  läßt.  In  Be- 
tracht kommen  hier  vor  allem  die  sog.  Abschlußproiisionen  der  Hypo- 
thekenbanken. Sie  dürfen  erst  in  dem  Momente  als  verdient  (in  das  Ge- 
winn- und  Verlustkonto)  eingestellt  werden,  in  welchem  die  Bank  die  Dar- 
lehensvaluta zahlt,  somit  bei  ratenweiser  Zahlung  nur  verhältnismäßig 
fortschreitend.^)  Das  muß  hier  um  so  mehr  gelten,  als  diese  Provisionen 
in  Form  von  Ahzüfjen  an  der  Darlehensvaluta  eingehoben  zu  werden 
pflegen.  Auch  HypBG.  §  16  sagt:  „In  den  von  der  Hypothekenbank  ver- 
wendeten Darlehensprospekten  und  Antragsformularen  sind  alle  Bestim- 
mungen über  die  Art  der  Auszahlung  der  Darlehen,  über  Abzüge  zu- 
gunsten der  Bank,  über  die  Höhe  und  Fälligkeit  der  Zinsen  und  der  sonst 
dem  Schuldner  obliegenden  Leistungen,  über  ...  die  Rückzahhing  auf- 
zunehmen." 

y)  Es  werden  Ausgaben,  die  ganz  dem  Jahre  der  Entstehung  zur 
Last  fallen,  teilweise  in  das  Aktivum  gesetzt,  weil  sie  auch  der  Zukunft 
dienen.  Die  Provision  für  Einführung  der  Obligationen  an  der  Börse  wird 
auf  mehrere  Jahre  verteilt. 

2.  a)  Als  Beispiel  aus  der  unmittelbaren  Praxis  führen  wir  einen 
Teil  der  „Forderungen  an  Tochtergesellschaften"  an,  die  sich  in  den  Bilanzen 
(insbesondere  1899/1900)  der  Kasseler  Trebertrocknung  als  Aktiva  fanden. 

Diese  Forderungen  zerfielen  in  zwei  Gruppen.  Ein  Teil  existierte 
rechtlich.  Es  sind  die  Lizenzforderungen.  Sie  hätten  nur  wegen  gegen- 
wärtiger Zahlungsunfähigkeit  der  Füialen  als  uneinbringlich  oder  wenig- 
stens als  zweifelhaft  bewertet  werden  müssen.    Ein  anderer  Teil  existierte 


•)  Ebenso   Hecht,  Hypothekenbankrecht  §  9  S.  33.    Zu  beanstanden  ist  nur  der 
Auddrnck  Provisionsreserve  ftlr  den  noch  nicht  verdienten  Teil. 
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Überhaupt  nicht.  Teils  hatten  die  Tochtergesellschaften  gar  nichts  empfangen, 
sondern  wurden  Verluste,  welche  die  Filialen  durch  Entwertung  von  Be- 
triebsgegenständen (Retorten  usw.)  erlitten,  denselben  in  den  Büchern  der 
Kasseler  Gesellschaft  am  Ende  des  Geschäftsjahres  ,, summarisch"  als 
Schulden  an  das  Mutterunternehmen  verbucht,  teils  hatten  sie  wohl  Werte 
erhalten,  aber  entweder  als  Nachlieferungen  auf  Lieferungsansprüche  gegen 
Kassel  oder  als  ihnen  freiwillig  und  unerbeten  gewährte  nicht  zurück- 
zahlbare Betriebszuschüsse.  ^)  Daß  die  Kasseler  Leitung  sich  zum  mindesten 
als  möglich  vorgestellt  hat,  sie  buche  damit  nicht  existente  Forderungen 
als  bestehend,  ist  durch  die  Tatsache  erwiesen,  daß  sie,  als  Leipzig  diese 
Forderungen  an  Erfüllungs  Statt  für  Forderungen  gegen  Kassel  annahm, 
die  Leipziger  Bank  ersuchte,  von  dieser  Forderungsabtretung  die  Filialen 
nicht  zu  benachrichtigen.  Kassel  setzte  somit  als  möglich  voraus,  daß 
die  Tochtergesellschaften  der  Bank  erklärten,  Verbindlichkeiten  aus  Nach- 
lieferungen oder  Zuschüssen  bestünden  für  sie  an  Kassel  nicht,  solche 
Kreditoren  fänden  sich  nicht  in  ihren  Büchern.'^) 

b)  Eine  Hypothekenbank  ist  durch  gegenwärtige  Zahlungsunfähigkeit 
ihres  Schuldners  an  sich  veranlaßt,  eine  Hypothekforderung  von  500  000 
um  100  000  geringer  zu  bewerten.  Um  diese  Aktivenminderung  zu  ver- 
meiden, setzt  sie,  weil  Aussicht  auf  spätere  Zahlungsfähigkeit  besteht 
—  das  Unternehmen  des  Schuldners  verspricht  in  der  Zukunft  zu  pros- 
perieren — ,  zwar  die  Hypothek  auf  400000  herab,  dafür  aber  ein  Aktivum 
,, Vorschußkonto  100  000"  ein.  Der  gegenwärtige  Verlust  wird  als  Vor- 
schuß gebucht.  Es  ist  unzulässig,  Wertrückgänge,  die  vielleicht  wieder 
eingeholt  werden  können,  als  Aktivum  zu  bewerten.  Werden  sie  gar  als 
,, Vorschuß"  bezeichnet,  so  liegt  eine  doppelte  Fälschung  vor:  Fälschung 
des  Wertes  und  Fälschung  des  Namens. 

B.  Die  andere  Weise,  die  Zahl  der  Bilanzgegenstände  zu  fälschen, 
besteht  im    Weglassen  vorhandener  Passivwerte  aus  der  B, 

Dabei  sind  auch  hier  zwei  Fälle  zu  unterscheiden :  Weglassungen, 
welche  zugleich  eine  Fälschung  der  Wert.'*  ö/te  des  Gesamtvermögensstandes 
darstellen,  und  Weglassungen,  die  keine  oder  nur  eine  Unrichtigkeit  der 
Angaben  über  Zusammensetzung  des  Gesamtvermögens  bewirken. 

Wegen  der  praktischen  Wichtigkeit,  welche  diese  Unterscheidung 
hier  besitzt,  ist  sie  zum  obersten  Einteilungsgrund  zu  machen. 

1.  Weglassungen,  die  zugleich  eine  Fälschung  der  Höhe  des  Ver- 
mögensstandes darstellen.'^)    Folgende  Beispiele: 

a)  Einer  A.  werden  Gefälligkeitsakzepte  in  dei-  Höhe  von  2  Ml- 
lionen  erteilt.  Sie  besitzt  damit  2  000  000  Wechselforderungen,  aber  zu- 
gleich entsteht  für  sie  die  Verpflichtung,  den  Akzeptanten  die  Wechsel- 
zahlijng  zu  vergüten,  somit  eine  Schuld  von  2  Millionen.    Der  Vermögens- 


»)  Vgl.  dazu  Franlcf.  Zeitung  vom  22.  Juni  1903  Abendblatt  171. 

*)  Der  der  summarischen  Repartition  zugrunde  liegende  Gedanke  war :  Das  Berg- 
mannsche  Patentverfahren  wird  nach  den  Berechnungen  Bergmanns  in  der  Zukunft 
der  Trebergesellschaft  Nettogewinn  durch  Dividenden  der  im  Besitz  der  Trebergesell- 
schaft  befindlichen  Aktien  der  Tochterwerke  bringen  und  dieser  Zukunftsgewinn  wurde 
unter  dem  Titel  „Konto  der  Nachlieferungen  und  Vorschüsse"  als  Gegenwartsa.ktiram. 
eingestellt.    Also  Wert-  und  Namenfälschung. 

')  Es  werden  Schulden  anerkannt,  aber  nicht  gebucht.  Bei  den  Spielhagenbanken 
wurden  viele  Hypothekentransaktionen  gar  nicht  gebucht  (Schriften  des  Vereins  für 
Sozialpolitik  111,  21).  Nach  dem  Bericht  der  Revisionskommission  waren  bei  der 
preußischen  Hypothekenaktienbank  2S  Mill.  Schulden  ungebucht  gelassen. 
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stand  ist  unwalir  dargestellt,   wenn   in  der  ß.  nicht  auch  die  Verpflich- 
tung, die  Wechselzahlung  zu  erstatten,  eingesetzt  wird. 

b)  Die  Gesellschaft  hat  eine  Reihe  Eventualverpflichtungen :  Rück- 
kaufs-, Biirgschafts-,  Giro-  und  andere  Garantie  Verbindlichkeiten.  Die 
Inanspruchnahme  hieraus  ist  sehr  wahrscheinlich.  Die  Gesellschaft  fälscht 
die  B.,  wenn  sie  die  Verpflichtungen  wegläßt.  Im  Bilanzkonto  der  Kasseler 
Trebertrocknung  sind  1900  54  Millionen  solcher  Verbindlichkeiten  unge- 
bucht  geblieben.^)  Ebenso  hatte  Leipzig  den  Käufern  von  Obligationen 
Kasseler  Filialen  Garantie  geleistet.  Das  Garantiekonto  betrug  Ende  1900 
5,5  Millionen.     Trotzdem  wurde  es  nicht  in  die  B.  aufgenommen. 

c)  In  Gewinnverteilungsbilanzen  werden  eine  Reihe  anderer  Kredi- 
toren oder  die  Posten  Grundkapital  oder  Reservefonds  weggelassen. 

d)  Unterlassen  wird  das  Einsetzen  von  Passivantizipationen  der 
Formel:  verursachter,  (wirtschaftlich)  geschuldeter,  aber  noch  nicht  be- 
zahlter Mietzins.  Die  A.  ist  von  dem  Momente  zur  Zahlung  der  Ab- 
schlußprovisionen an  ihre  Agenten  verpflichtet,  in  dem  die  (erste)  Zah- 
lung aus  dem  vom  Agenten  vermittelten  Geschäfte  eingeht.  Von  da  an 
ist  die  Provision  zu  entrichten.  Wird  sie  rechtlich  nach  besonderer  Ver- 
einbarung erst  im  nächsten  Jahre  fällig,  so  ist  sie  doch  wirtschaftlich 
schon  im  alten  Jahre  verschuldet.  Ihr  Weglassen  aus  der  B.  bei  Vor- 
handensein der  Vorstellung,  daß  damit  möglicherweise  der  Vermügens- 
stand  unrichtig  angegeben  wird,  ist  Bilanzfälschung. 

2.  Die  zweite  Gruppe  der  Weglassnngen  bilden  diejenigen,  welche 
nicht  zugleich  den  Bilanzs« Zr/o  unwahr  machen. 

a)  Dies  ist  innerhalb  der  Bilanzlinie  nur  möglich,  wenn  gleichzeitig 
Weglassungen  auf  der  Passiv-  und  der  Aktivseite  und  zwar  in  gleichem 
Betrage  geschehen.  Zunächst  seien  zwei  nicht  selten  begegnende  Bei- 
spiele angeführt: 

a]  Die  Aktivzinsen  (Hypothekzinsen)  der  A.  betragen  1 000  000,  ihre 
Passivzinsen  (Bank-,  Obligationenzinsen)  I  050  000 ;  um  die  hohen  Passiv- 
zinsen unersichtlich  zu  machen,  wird  im  Gewinn-  und  Verlustkonto  ledig- 
lich gebucht  (auf  der  Verlustseite):  „Zinsenkonto  50  000".  Oder:  Die 
Debitoren  20  Millionen,  die  Schuld  an  die  Bank  21  Millionen.  Um  die 
beträchtliche  Bankschuld  in  der  B.  zu  verhüllen,  wird  nur  auf  der  Passiv- 
seite gebucht :  Kreditoren  1 000  000.  Es  ist  ein  Unterschied,  ob  eine  Ge- 
sellschaft nur  500  000  Mk.  Ausstände  und  keine  Schulden  oder  1 500  000  Mk. 
Ausstände  und  1 000  000  Mk.  Schulden  hat.  Daher  liegt  grobe  Bilanz- 
fälschung vor,  wenn  als  Forderung  nur  gebucht  wird,  was  nach  Abzug  der 
Schulden,  und  als  Schuld,  was  nach  Abzug  der  Forderungen  bleibt.^) 


')  Vgl.  §  117X  und  Simon,  Betrachtungen  388,  398. 

*)  Eine  A.  hat  viele  Ausstände.  Sie  verpfändet  sie  an  einen  Bankier,  läßt  sie 
deshalb  als  nicht  mehr  ihr  gehörig  aus  der  B.  weg  und  in  gleicher  Höhe  die  Bank- 
schulden (s.  §  15).  —  In  einem  Geschäftsbericht  einer  Wollwarenfabrik  stand:  der  Um- 
satz betrug  3  6Ü0ÜU0  Mk.  Trotzdem  wies  die  B.  als  Debitoren  nur  360  000  Mk.  aus. 
Das  mußte  dem  Sachkenner  auffallen.  Ausstünde  nur  in  der  Höhe  von  10 %  des  Um- 
satzes setzt  eine  außerordentlich  zahlungsfähige  Kundschaft  voraus.  Sie  muß  nicht  nur 
per  Kasse  zahlen,  sondern  zu  einem  großen  Teile  bei  der  Bestellung  und  vor  der  Liefe- 
rung leisten,  denn  ohne  das  ist  ein  so  schneller  Eingang  der  Außenstände  im  Waren- 
geschäft (Textilbranche)  ausgeschlos.sen.  Den  Schlii3.sel  gab  ein  Vergleich  der  Vorbilanz, 
biegen  sie  waren  die  Verbindlichkeiten  von  lOOOüOO  auf  HüOOOü  gefallen,  aber  nicht 
mehr  nach  Lieferanten  und  Bankschuld  getrennt.  Eine  Anfrage  in  der  Generalver- 
sammlung gab  die  Aufklärung.  Die  Kreditoren  setzten  sich  aus  700 OUÜ  Einkaufs-  und 
lüOOÜO  Bankschulden  zusammen.  In  Wirklichkeit  seien  letztere,  aber  auch  die  Debitoren 
um  1250000  höher.    Man   habe  1'/«  Mill.  Ausstände  durch  Zession  an  einen  Bankier 
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ß)  Aber  nicht  bloß  zwischen  Verbindlichkeiten  und  Forderungen, 
sondern  auch  zwisclien  anderen  Passiven  und  Aktiven  erfolgt  solche  Aus- 
gleichung.*) Eine  Hypothekenbank  nimmt  auf  ihr  Bankgebäude  im  Tax- 
wert von  500000  Mk.  eine  Hypothek  von  ;;00  000  Mk.  auf.  Die  Tat- 
sache der  Pfandeigenschaft  des  Gebäudes  kommt  als  solche  in  der  B. 
nicht  zum  Ausdruck.  Die  Einträge  lauten  bei  ordnungsmäßiger  Buchung : 
Bankgebäude  500000;  Kreditoren  300  000.  Aber  die  Bank  will  die  Auf- 
nahme des  Darlehens  auf  ihr  Betriebsgebäude  auch  ziffernmäßig  verdecken.^) 
Daher  wird  nur  auf  einer  Seite,  hier  der  Aktivseite,  gebucht:  Grund- 
stückskonto 200000.  —  Die  A.  für  Grundbesitz  und  Hypothekenverkehr, 
eine  Immobiliengesellschaft  des  Sandenkonzerns,  hat  nach  den  Angaben 
Rechts'^)  ihre  Passivhypotheken  nicht  auf  der  Passivseite  der  B.  auf- 
geführt, sondern  sie  vom  Buchwert  ihrer  Immobilien  abgezogen:  Im- 
mobilienkonto o3  748 130.07  —  Hypothekenkonto  26  287  407.56  gibt  als 
Bilanzposten:  ,, Immobilien  7  461723.11".  Oder:  Eine  A.  hat  einen  großen 
Teil  der  Aktien  einer  Gesellschaft  Z,  sagen  wir:  30  Millionen  Nominal. 
Der  Börsenpreis  der  Aktien  am  Bilanztag  ist  70.  Also  könnton  diese 
Aktien  im  x4.ktivum  auf  Effektenkonto  mit  21  i\Iillionen  gebucht  werden. 
Aber  die  Gesellschaft  A  hat  für  die  ^-Gesellschaft  auch  eine  Garantie 
ihres  Bankkredits  bis  zu  30  Millionen  Mk.  übernommen.  Die  Bankschuld, 
deren  Rückzahlung  und  Verzinsung  garantiert  wird,  beträgt  augenblick- 
lich 20  Millionen.  Nach  der  wiilschaftlichen  Lage  der  ^-Gesellschaft 
ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  garantierende  Gesellschaft  in  Anspruch 
genommen  wird.  Ihre  Verwaltung  ist  daher  veranlaßt,  die  Garantie  Ver- 
bindlichkeit zu  bewerten.  Sie  tut  es  mit  (j  Millionen.  Aber  um  die 
Existenz  dieser  Garantiepflicht  in  der  B.  zu  verdecken,  macht  sie  es  buch- 
mäßig nicht  in  der  Form,  daß  sie  dem  Aktivposten  „Effekten  21  Millionen" 
einen  Passivposten  ,, Kreditoren  6  Millionen"  gegenüberstellt,  sondern  in 
der  Weise,  daß  sie  die  Effekten  nur  zu  50  Prozent  bewertet ;  also  ,, Effekten- 
konto 15  Millionen". 

b)  In  allen  vorgeführten  Fällen  wird  die  Höhe  des  Vermögeusstandes 
nicht  unrichtig  augegeben  und  doch  liegt  nicht  bloß  Verschleierung,  son- 
dern unrichtige  Darstellung  vor. 

a)  Wohl  läßt  sich  sagen :  Das  G.  schreibt  nicht  bloß :  Strafbar  macht 
sich,  wer  den  Stand  der  Verhältnisse  unwahr  darstellt  oder  verschleiert, 
sondern:  Der  Strafe  unterliegt,  wer  in  seinen  Darstellungen,  in  seinen 
Übersichten  über  den  Vermögensstand  oder  in  seinen  Vorträgen  den  Stand 
der  Verhältnisse  unwahr  darstellt  oder  verschleiert;  in  Darstellungen 
(d.  h.  Berichten)  und  Vorträgen  bildet  die  Angabe  der  Bankschuld  ledig- 
lich mit  1  Million  und  des  Wertes   des  Bankgebäudes  mit  200  000  eine 

verpfändet  und  sie  deshalb  als  nicht  mehr  der  Gesellschaft  gehörig  betrachtet  und  daher 
sowohl  diese  Ausstände  als  Aktivum  wie  auch  den  dafür  vom  Bankhaus  vorgestreckten 
Wert  als  Passivum  weggelassen. 

*)  Die  Pfandbriefvertriebskosten  erscheinen  nicht  auf  einem  Pfandbriefumsatz- 
konto, sondern  werden  an  dem  Pfandbriefzinseukonto  abgezogen ;  die  Pfandbrief verkaufs- 
provisionen  werden  dadurch  verdeckt,  daß  die  Erträgnisse  aus  Kontokorrentzins  oder 
aus  Provisionen  des  Darlehensgeschäftes  um  sie  gekürzt  werden ;  die  Prämieneinnahmen 
werden  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnuug  nicht  voll,  sondern  unter  Abzug  der  Rabatte 
und  Bonifikationen  angegeben,  letztere  also  nicht  unter  Ausgaben  verbucht. 

')  Eine  Brauerei  bucht  ihre  Wirtschaftsanwesen  mit  dem  Werte,  der  nach  Abzug 
der  darauf  lastenden  Hypotheken  bleibt.  Dementsprechend  Averden  noch  auf  dem  Ge- 
winn- und  Verlustkonto  die  Hypothekenzinsen  nicht  besonders  angegeben.  —  Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik  111,  71. 

')  Hecht,  Bilanzmethoden  343. 
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unrichtige  Darlegung,  aber  nicht  ist  dies  bei  solcher  Angabe  in  Über- 
sichten der  Fall.  Übersichten  sind  Zusammenziehungen,  eine  Form  der 
Zusammenziehung  bildet  auch  das  Weglassen  sich  ausgleichender  Werte ; 
insbesondere  bei  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechuung,  welche  die  Natur 
summarischer  Übersichten  besitzen,  liegt  solche  Zusammenfassung  im 
Wesen  der  Übersicht.  Somit  enthält  die  Angabe  nur  der  Dijferenz 
zivischeu  bestimmten  Aktiven  und  Passiven  statt  Angabe  dieser  Aktiva 
und  Passiva  je  in  ihrer  vollen  Höhe  lediglich  eine  Bilanzunklarheit  und 
obendrein  eine  erlaubte. 

ß)  Allein  gegen  solcJie  Schlußfolgerung  spricht  ein  dreifaches  Bedenken. 

aa)  Zunächst  sind  B.  im  technischen  Sinne  und  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung nicht  bloß  Übersichten,  sondern  auch  Konten,  ,, Wagen". 
Sie  sollen  das  Wertverhältnis  zwischen  entgegengesetzten  Werten  ziffern- 
mäßig darstellen.  Ihr  Zweck  ist,  einander  entgegengesetzte  Werte  in 
ihrem  gegenseitigen  Verhältnis  abzuAvägen,  nicht  die  gegeneinander  ab- 
zuwägenden Gegenstände  durch  gleichmäßige  Wegnahmen  von  beiden  Teilen 
in  ihrer  Zahl  zu  mindern;  die  B.  im  technischen  Sinne  ist  Vermögens- 
und Erfolgs-,  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  Erfolgsi/Yr/zis;  das  Gleich- 
gewichtsverhältnis zwischen  positiven  und  negativen  Werten  sollen  sie 
darstellen,  nicht  die  einen  von  den  anderen  abziehen ;  ein  ,,das  Verhältnis 
des  Vermögens-  und  der  Schulden  darstellender  Abschluß"  hat  sogar 
gesetzlich  die  B.  zu  sein;  ,, Vermögen"  und  ,, Schulden"  sind  sich  somit 
gegenüberzustellen ;  nicht  die  eine  Seite  um  die  andere  mehr  oder  weniger 
zu  kürzen.  Zusammengefaßt  werden  zu  einem  Posten  dürfen  Wertgegen- 
stände derselben  Kontoseite ;  zulässig  ist  Effekten  und  Wechsel  zu  einem 
Konto  ,, Effekten-  und  AVechselbestand"  zu  vereinigen.  Zusammenfassung 
von  Aktiven  und  Passiven  im  Wege  gegenseitigen  Abzugs  dagegen  ist 
ordnungs-  und  gesetzwidrig;  es  widerspricht  dem  natürlichen  Wesen  der 
B.  und  ausdrücklicher  Vorschrift  des  Gesetzes.^) 

ßß)  Hierzu  kommt:  Die  B,  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ist 
,, Übersicht  über  den  Vermögensstand''  ^)  und  dazu  gehört  nicht  bloß  Über- 
sicht über  die  Vermögenshöhe,  Angabe  darüber,  ob  die  Aktiva  oder  Passiva 
überwiegen,  sondern  auch  Übersicht  über  die  Vermögenszusammensetzung. 
Die  B.  ist  nicht  bloß  Vermögeusrechnungsabschluß,  sondern  auch  summarisches 
Yermögensverzeichnis.  Und  dasselbe  gilt  für  das  Gewinn-  und  Verlustkonto. 

yy)  Endlich  aber:  Das  G.  setzt  unter  Strafe  nicht  bloß  unrichtige 
Darstellung  des  Vermögensverhältnisses,  sondern  „der"  Vermögens,, Ver- 
hältnisse"; also  auch  unrichtige  Angaben  über  einzelne  Vermögensteile, 
somit  auch  über  die  Zahl  der  Aktiva  und  Passiva. 

y)  Noch  könnte  man  ein  Doppeltes  einwenden: 

aa)-  Das  österreichische  Vers.-Reg.  §  83  Ziff.  15  bestimmt  ausdrück- 
lich: ,, Die  Debitoren  und  Kreditoren  der  Gesellschaft  sind  gesondert  aus- 
zuweisen." Wozu  diese  Vorschrift,  wenn  gegenseitige  Zusammenziehung 
von  Debitoren  und  Kreditoren  schon  ohnedies  ordnungs-  oder  gar  gesetz- 
widrig wäre?  Allein  die  ausdrückliche  Vorschrift  will  nur  eine  bereits 
aus  altem  HGB.  Art.  29  (,,Das  Verhältnis  des  Vermögens  und  der  Schulden 
darstellender  Abschluß")  sich  ergebende  Konsequenz  außer  Zweifel  stellen. 

ßß)  Der  andere  Einwand  wäre:  Grundsatz  ordnungsmäßiger  Buch- 
haltung ist,  daß  entgegengesetzte  wirtschaftliche  Wirkungen  aus  ein  und 


h  HGB.  §39. 

»j  HGB.  §314  Z.  1. 


§  118.  Die  einfache  Bilanzfälschung.  497 

demselben  Geschäftsvorfalle  in  den  Handelsbüchern  ungebucht  bleiben, 
sofern  sie  sich  im  Werte  die  Wage  halten.*)  Allein  der  Satz  gilt  nicht 
für  die  zusammenfassenden  Abschlußübersichten.  Die  B.  hat  nach  Wesen 
und  Gesetz  Vermögen  und  Schulden,  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
Gewinne  und  Verluste  einander  gegenüberzustellen. 

c)  Gefälscht  ist  die  B.  auch,^)  wenn  das  Grundkapital  im  Passivum 
nur  in  der  Höhe  seiner  effektiven  Einzahlung  eingesetzt  und  dafür  die 
Einlageforderungen  im  Aktivum  w^eggelassen  werden. 

C.  Häufiger  noch  als  dadurch,  daß  auf  Aktiv-  und  Passivseite  Bilanz- 
gegenstände w^eggelassen  werden,  geschieht  Bilanzfälschung  in  der  Weise, 
daß  auf  der  Aktivseite  nicht  existierende  Wertgegenstände  hinzugefügt^ 
auf  der  Passivseite  existierende  weggelassen  werden.  In  diesem  Falle 
ist  nicht  bloß  die  Zusammensetzung,  sondern  auch  die  Werthöhe  des  Ver- 
mögens (Gesamtgewinnes,  Gesamtverlustes)  gefälscht.  Denn  bei  solcher 
Kombination  der  Formen  A  und  B  wird  der  Wert  der  Aktivseite  über 
seinen  wahren  Stand  erhöht,  die  Summe  der  Passiven  unter  ihren  wahren 
Betrag  gemindert.  Ein  größerer  Gewinn-  oder  ein  geringerer  Verlust- 
saldo ist  das  Ergebnis.  Durch  Überbewertungen  von  Aktiven  und  Ein- 
setzung fingierter  Aktiven  sollen  nach  Aussage  der  Sachverständigen  in 
der  B.  der  Trebertrocknungsgesellschaft  in  Kassel  für  das  Jahr  1899/1900 
statt  15  Millionen  40  Millionen  Aktiva  stehen  und  ebenso  im  Passivum 
infolge  von  Unterbew^ertung  und  Weglassung  statt  50  Millionen  Kreditoren 
nur  84.  Das  macht  im  Ergebnis  statt  einer  Überschuldung  von  (50 — 15  =) 
35  Millionen  einen  Reingewinn  von  (40—34=)  6  Millionen.^) 

D.  Eine  Bilanzfälschung  kann  auch  dadurch  begangen  werden,  daß 
Abschreibungen  nicht  kenntlich  gemacht  werden,  wo  sie  wegen  besonderer 
Vorschrift  kennthch  zu  machen  wären.  Nach  HypBG.  §  24  Ziff.  2  mit 
§  28  Ziff.  5  ist  in  der  B.  ,,der  Gesamtbetrag  der  rückständigen  Hypothek- 
zinsen" anzugeben,  d.  h.  der  Nennbetrag  des  Rückstandes.  Dadurch  ist 
die  Bank  nicht  gehindert,  uneinbringliche  Rückstände  abzuschreiben,  aber 
sie  muß  dann  die  wirklichen  Rückstände  vor  der  Linie  angeben.  Also 
ist  die  B.  gefälscht,  wenn  die  Rückstände  in  der  Bilanz  mit  30  000  Mk. 
eingesetzt  werden,  ohne  daß  vor  dem  Strich  angegeben  ist,  daß  90  000 
vorweg  abgeschrieben  werden. 

VI.  Die  dritte  Gruppe  der  Bilanzfälschungen  bilden  die  wissent- 
lich falschen  Benennungen  des  Wesens  von  Bilanzposten,  die  An- 
gabe eines  anderen  Wesens,  als  sie  in  Wirklichkeit  haben.  Die  B.  ist 
gröblich  gefälscht,  wenn  Posten  auf  Konten  übertragen  werden,  die  ein 
ganz  anderes  Wesen  haben. 

A.  Besitzt  eine  Gesellschaft  größeren  Effektenbestand,  belangreiche 
flüssige  Mittel,  Bankguthaben,  so  werden  wir  ihre  Lage  im  allgemeinen 
als  günstig,  hat  die  Gesellschaft  dagegen  Bankschulden  oder  größere  laufende 
VerbindKchkeiten,  so  werden  wir  ihre  Lage  für  die  Regel  als  ungünstig 
bezeichnen.  Demgemäß  ist  von  erheblicher  Bedeutung  für  Erkenntnis 
des  wahren  Vermögensstandes,  daß  die  B.  auch  die  einzelnen  Posten, 
aus  dem  sich  die  Aktiv-  und  Passivseite  zusammensetzt,  w^ahrheitsgemäß 
bezeichnet.  Damit  ist  erwiesen,  wie  bei  falscher  Benennung  der  einzelnen 
Posten,  wahrheitswidriger  Gruppierung  der  Aktiv-  oder  Passivw'erte  die 
Gesellschaftsverhältnisse  nicht  bloß  unklar,  sondern  unwahr  dargestellt  sind. 

')S.  §101. 

*)  Anders  Knappe  73. 

ä)  Dazu  Frankf.  Zeitung  vom  22.  Juni  1903  Nr.  171  Abendblatt. 

R  e  h  m  ,  BUanaen.    2.  Ana  32 
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B.  Diese  Art  der  Bilaiizfälschuiig"  beruht  auf  einem  alinliclien  Prinzip, 
wie  eine  der  Formen  der  Bilanzuiiklarlieit.  Wir  erwähnten  unter  diesen 
die  Verwendung  unklarer  Benennungen  für  die  einzelnen  Posten.  Hier 
steht  die  Verwendung  unwahrer  Benennungen  in  Frage.  Die  Grenze  zwischen 
beiden  Formen  ist  oft  fast  unmerklicli  und  zwar  selbst  zwischen  straf- 
barer Bilanzunwahrheit  und  strafloser  Bilanzunklarheit.  In  der  Praxis 
der  Gerichte  begegnet  daher  nicht  selten,  daß  noch  Bilanzunklarheit  und 
zwar  sogar  erlaubte  angenommen  wird,  wo  in  Wirklichkeit  strafbare  Bilanz- 
unwahrheit gegeben  ist.  Um  den  Unterschied  scharf  erkenntlich  zu  machen, 
schließen  wir  deshalb  unsere  hier  zu  erörternden  Beispiele  an  die  früher 
gegebenen  an. 

C.  l.  Wir  erklärten  früher^)  für  eine  erlaubte  Bilanzunklarheit  die 
Buchung:  ,, Diverse  Effekten  (oder  Reportkonto)  500  000,  Diverse  Debitoren 
1 000  000,  Interventionskonto  400  000."  Setzen  wir  dafür : ,, Effekten  500000, 
Debitoren  1000  000,  Iiiterventionskonto  400  000,"  so  ist  die  B.  nicht  mehr 
bloß  unklar,  sondern  gefälscht,  sofern  nicht  durch  Abnahme  von  Grund- 
stücken, sondern  zu  250  000  durch  Übernahme  von  Effekten,  zu  150  000 
durch  Gewährung  von  Darlehen  interveniert  wurde.  Effekten  schlechthin, 
Debitoren  schlechthin  erweckt  den  Anschein,  daß  weitere  Effekten  oder 
Debitoren  nicht  gegeben  sind. 

2.  Ein  ähnliches  Beispiel  ist  dieses.  Eine  A.  hat  aus  einer  Kon- 
sortialbeteiligung  250  000  Mk.  Effekten  fest  übernommen  und  bereits  ge- 
liefert erhalten,  aber  noch  nicht  abzustoßen  vermocht.  Außerdem  besitzt 
sie  500  000  Mk.  Effekten.  Hier  ist  die  Buchung  nur  unklar  und  zwar 
erlaubt  unklar,  wenn  sie  lautet:  Diverse  Effekten  500  000;  Konsortial- 
konto  250  000,  falsch  und  verboten,*)  wenn  sie  lautet:  Effekten  500  000, 
Konsortialkonto  250  000.  Im  ersteren  Falle  hätte,  um  klare  Buchung 
zu  geben,  formuliert  werden  müssen:  Diverse  Effekten  500  000,  Konsortial- 
effekten  250  000.  Im  anderen  Falle  wäre  wahr  gebucht,  wenn  die  Sach- 
lage die  sein  würde,  daß  die  Konsortialbeteiligung  noch  nicht  abgewickelt 
ist.  Ein  Konsortium  hat  die  Effektuierung  einer  Aktienemission  über- 
nommen. Es  ist  eben  im  Begriff,  die  Aktien  an  das  Publikum  zu  bringen. 
Eine  Bank  ist  am  Konsortium  beteiligt  und  leistete  zur  Zahlung  der  Aktien- 
einlagen an  die  zu  giiindende  Gesellschaft  250000.  Dann  hat  sie  eine 
Gesellschaftsforderung  von  250000.  Hier  ist  zutreffend :  Effekten  500  000. 
Konsortialkonto  250000. 

3.  Wieder  etwas  anders  liegt  nachstehender  Fall.  Eine  Bank  hat 
an  ein  und  denselben  Schuldner  eine  hohe  Kontokorrentforderung :  1  200  000 
Mark.  Das  soll  unersichtlich  gemacht  werden.  Ihre  sonstigen  Debitoren 
betragen  2  000000,  davon  300  000  in  laufender  Rechnung.  Zerlegt  die 
Bank  ihrep  großen  Forderungsposten  in  zwei  zu  200000  und  zu  1000  000 


M  §117  VC. 

';  In  der  Schlußbilanz  der  Leipziger  Bank  für  1899  wurden  11  Millionen  Debitoren 
Kassels  dadurch  aus  der  B.  entfernt,  daß  teils  vorgegebene,  teils  wirkliche  Konsortien 
unter  der  Führung  der  Leipziger  Bank  von  Kassel  im  Wege  des  Reportgeschäftes 
11  Millionen  Tochterwerte  auf  3  Monate  hereinnahmen.  Soweit  diese  Konsortien  wirk- 
lich bestanden,  übernahm  die  Bank  95  Prozent.  Trotzdem  lag  in  einer  Buchung  dieser 
Effekten  als  „Konsortialkonto"  keine  verbotene  Bilanzunklarheit,  wenn  das  Effekten- 
kouto  nicht  bloß  lautete  „Effekten",  sondern  „Diverse  Effekten".  Dagegen  war  auch 
bei  solcher  Benennung  des  Effektenkontos  eine  Fälschung  gegeben,  soweit  diese  Kon- 
sortien nur  fingiert  waren,  um  in  den  Büchern  der  Bank  bzw.  Kassels  die  Leipziger 
Bank  nicht  als  Eigentümerin  der  Reporteffekten  erscheinen,  zu  lassen.  Denn  es  war 
dann  etwas  Konsortialbeteiligung  genannt,  was  in  Wirklichkeit  als  solche  nicht  existierte. 
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und  blicht  sie  demgemäß:  „Diverse  Debitoren  (1700  000  +  1000000=) 
2  700  000,  Guthaben  in  Laufender  Rechnung  (300  000  +  200  000  =)  500  000," 
so  hat  sie  die  Bilanz  gefälscht,  denn  sie  erweckt  den  Anschein,  als  be- 
trügen ihre  Guthaben  in  laufender  Rechnung  lediglich  500  000,  während 
sie  1  500  000  ausmachen.  Die  Buchung  mußte  lauten :  Guthaben  in  lau- 
fender Rechnung  1500  000,  Diverse  Debitoren  1700  000. 

4.  Bei  Verkauf  von  Bauparzellen  durch  Immobilienverwertungs- 
gesellschaften wird  gewöhnlich  nur  ein  Teil  der  Valuta  bar  entrichtet; 
ein  Kaufpreisrest  wird  kreditiert  und  durch  Eintrag  als  Hypothek  auf 
die  veräußerte  Parzelle  sichergestellt.  Die  Gesellschaft  will  verdecken, 
daß  sie  viele  solche  Kaufgelderresthypotheken  auf  Grundstücken  besitzt. 
Der  Gesamtwert  ihrer  Hypotheken  macht  2  000  000,  davon  800000  solcher 
Kaufgeldresthypotheken.  Das  Institut  trägt  zur  Abminderung  des  Hypo- 
thekenkontos in  der  B.  diesen  Betrag  besonders  vor.  Also  Kontenspal- 
tuDg.  Sofern  gebucht  wird:  „Diverse  Hypotheken  1200000,  Grund- 
stücksuiterimskonto  800  000,"  ist  nichts  einzuwenden.  Nicht  einmal  eine 
Bilanzverschleierunff  liegt  vor.  Wohl  ist  die  B.  unklar.  Grundstücks- 
mferimskonto  kann  auch  provisorisches  Grundeigentum,  Eigentum  auf 
Zeit,  also  Grundstücke,  nicht  auf  Grundstücken  eingetragene  Forderungen 
bedeuten ;  daher  haben  wir  Verwendung  eines  mehrdeutigen  Ausdruckes  vor 
uns;  ^)  aber  der  Zusatz  „Diverse  Hypotheken"  deutet  an,  daß  der  Posten 
nicht  notwendig  alle  Hypotheken  vereinigt.  Anders  wenn  die  Buchung 
lautet:  „Hypotheken  1200  000;  Grundstücksinterimskonto  800000."  Hier 
wird  die  Vorstellung  erweckt,  als  enthalte  das  Interimskonto  nicht  auch 
Hypotheken.     Die  B.  ist  gefälscht. 

5.  a)  Schon  in  §  117  V  D  wiesen  wir  darauf  hin,  wie  auch  die  Be- 
zeichnung Delkrederekonto  zur  Bilanzfälschung  dienen  kann.  Abschrei- 
bungen an  Effekten  ohne  weiteren  Beisatz  auf  Delkrederekonto  zu  setzen, 
ist  nur  (allerdings  strafbare)  Bilauzunklarheit,  aber  Wertminderungen 
an  Anlagen  und  ähnlichem  ohne  näheren  Beisatz  unter  dem  Namen  Del- 
krederekonto vorzutragen,  erfüllt  die  Merkmale  Bilanzfälschung. 

b)  Ebenso  liegt  es  umgekehrt  mit  dem  Namen  Erneuerung sfonds. 
Er  ist  üblich  und  statthaft  für  Abschreibungen  auf  Sachen  außer  Wert- 
papieren. Unter  dem  Posten  ohne  aufklärenden  Zusatz  auch  die  Verluste 
an  Effekten  oder  Buchforderungen  einzureihen,  ist  Bilanzfälschung.  Nicht 
eine  ,, Unterart  des  Erneuerungsfonds", ^)  sondern  eine  zweite  Art  selb- 
ständiger Abschreibungskonten  neben  dem  Erneuerungsfonds  bildet  nach 
den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  das  Delkrederekonto. 

6.  Ein  weiteres  Beispiel  unerlaubter  Bilanzunwahrheit  liefert  die 
Verwendung  des  Namens  Debitoren.  Effekten  (und  Wechsel)  sind  Forde- 
rungen, aber  nicht  Debitoren.  Debitoren  sind  nur  i?zic/iforderungen, 
also  Forderungen,  die  nicht  in  einer  Sache  Verkörperung  finden.  Dem- 
gemäß sind  die  Vermögensverhältnisse  unwahr  dargestellt,  wenn  zur  Un- 
ersichtlichmachung  eines  hohen  Effektenbestandes  Effekten  unter  den 
Debitoren  oder  gar  unter  den  Kontokorrentdebitoren  gebucht  werden.^) 
Dasselbe  gilt  natürlich  umgekehrt.     Ebenso   ist  es  Fälschung,  wenn  die 


')  §  117  V  C. 

*)  Dies  meint  Lehmann,  A.en  II  302. 

*)  Die  Gesellschaft  hat  Effekten,  die  sich  nicht  verkaufen  lassen.  Sie  lombardiert 
sie  und  stellt  sie  in  der  Höhe  des  Darlehens  unter  Debitoren  ein.  Eine  Bank  hat  viele 
Aktien  einer  anderen.  Um  es  zu  verdecken,  werden  sie  auf  Kontokorrentkonto  gebucht 
(Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  111,  5,  10,  29). 
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, .'Wechsel  der  Aktionäre"  aus  ihrem  Eiiüageversprechen  ohne  Ersiehtlich- 
machung  unter  dem  Konto  Debitoren  stehen. 

7.  Ähnlich  ist  das  Verhältnis  von  Debitoren  und  Hyi)otheken. 
Beide  zusammen  stehen  unter  dem  Forderungsbegritf,  aber  Debitoren 
sind  nicht  Hypotheken  und  Hypotheken  nicht  Debitoren.  Somit  ist  die 
B.  gefälscht,  wenn  Guthaben  in  laufender  Rechnung,  um  sie  unersicht- 
lich zu  machen,  als  ,, Anlagen  im  Hypothekengeschäft",  rückständige  Hypo- 
thekzinsen (Baugelderzinsen)   als  ,, Kontokorrentzinsen"  verbucht  werden. 

8.  Noch  unwahrer  ist  die  Darstellung  des  Vermögensstandes,  wenn 
Zinsen  aus  Effekten  mit  unter  das  Konto  ,, Hypothekenzinsen"  aufgenommen 
werden. 

9.  Ferner  ist  die  B.  gefälscht,  wenn  statt  der  Forderungen  die  zur 
Sicherheit  erhalteneu  Pfandgegenstände,  somit  statt  Forderungen  die  dafür 
haftenden  fremden  Sachen,  als  wären  sie  eigene,  gebucht  werden. 

a)  Z.  B.  statt  „Lombardforderung  100  000":  „Effekten  100  000",  statt 
,, Hypotheken  500  000":  „Grundstückkonto  500  000".  Diese  Effekten  oder 
Grundstücke  sind  nicht  eigene  Wertpapiere,  eigene  Grundstücke ;  und  ,, Wert- 
papiere" schlechthin, ,, Grundstücke"  schlechthin  bedeutet  in  der  B.  eigene 
Wertpapiere,  eigene  Grundstücke.  Denn  was  der  Kaufmann  in  der  B, 
zu  verzeichnen  hat,  sind  nach  HGB.  §  39  „seine  Grundstücke",  „seine 
Forderungen",  „seine  Vermögensgegenstände".  Wäre  für  die  Lombard- 
oder Hypothekforderung  ,, lombardierte  Effekten",  ,,beliehene  Grundstücke" 
gesetzt,  so  würde  zwar  nicht  mehr  Bilanzfälschung,  wohl  aber  ordnungs- 
widrige Bilanzunklarheit  vorliegen.  Denn  die  Grundsätze  ordnungsmäßiger 
Buchführung  gestatten  nicht,  die  Pfandobjekte  statt  der  Forderungen  ein- 
zusetzen. 

b)  Die  nämliche  Sachlage  —  Buchung  fremder  Vermögensaktiva  als 
eigene  —  ist  gegeben,  wenn  statt  der  Forderung  dafür  verpfändete  Hypo- 
theken und  zwar  schlechthin  als  „Hj^potheken",  d.  h.  nicht  mit  einem  den 
Pfandcharakter  kenntlich  machenden  Zusatz  („zum  Pfand  erhaltene  Hypo- 
theken") benannt  werden.  Von  den  ,,13  Millionen  freien  (d.  h.  nicht  zur 
Pfandbriefdeckung  dienenden)  Hypotheken",  w^elche  die  B.  der  Pommerschen 
Hypothekenaktienbank  auswies,  sollen  8  Millionen  Hypotheken  gewesen 
sein,  welche  die  Immobilienverkehrsbank  der  Pommernbank  als  Sicherheit 
für  Bucliforderungen  gleicher  Höhe  überlassen  hatte.  Wären  die  Hypo- 
theken als  fremde  gekennzeichnet  worden,  so  läge  immer  noch  unerlaubte 
Bilanzunklarheit  vor. 

c)  Stärker  ist  die  B.  gefälscht,  wenn  die  zum  Pfand  erhaltenen  Sicher- 
heiten neben  den  Foi'derungen,  zu  deren  Sicherung  sie  dienen,  als  wären 
sie  eigene,  in  die  B.Aufnahme  finden.')  Angängig  wäre  dies -nur,  wenn 
ihnen  im  Passivum  ein  gleich  hoher  Betrag  gegenübergestellt  würde.  Bilanz- 
verschleierung wäre  auch  dann  noch  gegeben,  denn  fremde  Werte  gehören 
nicht  in  die  B.  Wie  die  Verpfändung  eigener  Aktiva  den  Bilanzbestand, 
den  Buchwert  der  Aktiva  nicht  ändert,  sofern  es  sich  nicht  um  Verpfändung 
für  fremde  Schuld  handelt,  weil  die  eigene  Schuld  in  der  B.  als  Passivum 
steht  und  mit  Befriedigung  des  Gläubigers  aus  dem  Pfandgegenstand  das 
gleichhohe  Passivum  entfällt,  so  kann  auch  der  Empfang  von  Pfandgegen- 
ständen in  der  B.  als  selbständiger  Posten  nicht  hervortreten.  Nur  die 
Wirkung  kann  sich  an  die  Bedeckung  knüpfen,  daß  der  Wert  des  be- 


')  Ea  geschieht  z.  B.  so,  daß   neben   dem  Posten  Hypothekendebitoren  noch  ein 
Poeten  Hypothekenanlagen  (Anlagen  im  Hypothekengeschäft)  erscheint. 
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deckten  Bilauzgegenstandes  gesteigert  wird.  Unstatthaft  ist  daher,  zum 
Pfand  erhaltene  Hypotheken  dem  Schuldner,  dessen  Schuld  dadurch  garantiert 
wird,  gutzuschreiben.  Dies  ist  rechtswidrige  Ersetzung  einer  eigenen 
Forderung  durch  eine  fremde  Hypothek,  die  an  sich  in  der  B.  nicht  be- 
wertet werden  darf;  unrichtige  Angabe  eines  Aktivums,  statt  Debitoren 
fremde  Hypotheken. 

10.  Endlich  seien  als  wissentliche  Angaben  des  unrichtigen  Wesens 
eines  Bilanzpostens  noch  folgende  Fälle  angeführt: 

a)  Abschreibungen  auf  erlittene  Verluste  werden  als  ,, Speziaireserve 
für  Verluste"  bezeichnet.  Von  Yerlustreserren  spricht  man  nur  bei  Rück- 
stellungen für  mögliche  Verluste. 

b)  Sacheinlagen  werden  als  Bareinlagen  gebucht ;  ein  Teil  der  Debi- 
toren auf  Konsortialkonto,  ohne  Beteiligung  zu  sein,  oder  ein  Teil  des 
Konsortialkontos  auf  Debitoren-  oder  Effektenkonto,  um  die  Beteiligungen 
kleiner  erscheinen  zu  lassen;^)  ein  Teil  der  laufenden  Debitoren  wird  unter 
Guthaben  bei  Bankhäusern  eingestellt;  um  die  Tatsache  einer  Akzept- 
schuld, also  eine  jederzeit  fällige  Schuld  zu  verdecken,  wird  statt  dessen 
die  dafür  bestellte  Sicherheitshypothek  eingetragen,  also  statt  Akzeptkonto 
Hypothekenkonto.  Das  gleiche  geschieht,  um  eine  Obligationenschuld  zu 
verhüllen.  Gefälscht  ist  die  B.  auch,  wenn  echte  Reserven  (z.  B.  echte 
Garantiereserven,  unter  Kreditoren  und  Kreditoren  unter  Reserven  oder 
Wechsel  und  Bankguthaben  unter  Kassa  eingestellt  werden.  Dasselbe 
gilt,  wenn  der  Gewinn  aus  spekulativen  Transaktionen  auf  Provisions- 
konto gesetzt  wird,  um  das  Erträgnis  aus  Provisionen  höher  erscheinen 
zu  lassen. 

c)  Aktivantizipationen  (namentlich  fingierte)  werden  unter  Debitoren 
eingerechnet,  z.  B.  die  Verteilung  von  Provisionen  für  Einführung  der  Obli- 
gationen an  der  Börse  auf  mehrere  Jahre. 

d)  Pferde,  AVagen,  Tnventarstücke,  welche  die  Brauerei  ihren  Ver- 
tretern nur  zum  Gebrauch  zur  Verfügung  stellt,  werden  auf  Debitoren-, 
statt  auf  Pferde-,  Wagen-,  Inventarkonto  gebucht.  Da  das  Bankzinsenkonto 
hoch  ist,  wird  ohne  Kenntlichmachung  ein  Teil  der  Passivzinsen  auf  Bau- 
konto gebucht,  weil  das  Bankgeld  zum  Teü  für  den  Neubau  verwendet 
wurde;  etwas  anderes  wäre  Betriebszinsenkonto  und  daneben  auf  Bau- 
konto Zinsen  für  geliehenes  Baugeld.  Das  Effektenkonto  wird  mit  4^'o 
zugunsten  des  Zinsenkontos  belastet  und  nur  der  Überschuß  als  Effekten- 
gewinn ausgewiesen:  also  wird  etwas  als  Ziusengewinn  bezeichnet,  was 
Effektengewinn  ist. 

e)  Eine  Bodenkreditanstalt  hat  unter  sich  sachlich  fremde  Konten 
auf  einem  von  ihnen  allen  wesensverschiedenen  Konto  verschwinden  lassen, 
nämlich  Agiogewinn,  Baugelderpro^dsionen,  Pfandbriefumsatzkosten  und 
Dubiosenkonto  auf  Kontokorrentzinsenkonto,  das  infolgedessen  mit  ge- 
ringem Betrag  im  Haben  der  Gewinn-  und  Veiiustrechnung  erscheint. 
Es  war  ein  gemischtes,  aber  kein  bloßes  Kontokorrentzinsen-Konto.  An 
sich  mußten  im  Gewinn-  und  Verlustkonto  erschemen  1.  auf  der  Gewinn- 
seite der  verfügbare  Agiogewinn  und  die  erzielten  Baugelderprovisionen, 
2.  auf  der  Verlustseite  die  Pfandbriefumsatzkosten  und  die  Abschreibungen 
an  Dubiosen.  Statt  dessen  wurden  um  den  Agiogewinn  die  Pfandbrief- 
umsatzspesen gekürzt  und  ihr  Rest,  sowie  das  Dubiosenkonto  dem  Konto- 


*)  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  110,  140. 
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korrentzinseukonto  angelastet,  auf  das  dafür  das  Erträgnis  an  Baugelder- 
provisionen übertragen  wurde.') 

f)  Einer  Gesellscliaft  mit  der  Firma  ,,Betriebsgese\\sch&ft  für  den 
Rheinauhafen"  wird  von  einem  anderen  Unternehmen  ein  bestimmter  Ge- 
winn garantiert.  Sie  setzt  den  lediglich  so  entstandenen  Gewinn  in  ihr 
Gewinn-  und  Verlustkonto  ein,  ohne  anzugeben,  daß  er  nicht  aus  dem 
Betriebe  stammt,  um  zu  verheimlichen,  daß  der  Betrieb  nicht  rentiert.^) 

g)  Wenn  eine  B.  unterscheidet  1,  börsengängige  Effekten,  2.  indu- 
strielle Aktien  und  I^eteiligungen,  3.  Finanzoperationen,  so  dürfen  börsen- 
gängige Konsortialeffekten  weder  unter  2  oder  3  stehen.^) 

h)  Um  zu  verdecken,  daß  man  Direktoren  und  Aufsichtsratsmitglieder 
von  Banken  und  Leute,  die  diesen  nahestehen,  zu  Schuldnern  hat,  stellt 
man  die  Forderungen  nicht  unter  Uebitoren,  sondern  unter  Guthaben  bei 
Bankhäusern.  Selbst  Forderungen  an  Banken  dürfen  unter  Bankguthaben 
lediglich  stehen,  wenn  sie  leicht  flüssig  zu  machen  sind.  Ausstände  bei 
Banken,  die  auch  nur  etwas  unsicher  sind,  Bankguthaben  zu  nennen,  ist 
Bilanzfälschung. 

i)  Das  Honorar  für  das  Projekt  eines  Baues  auf  dem  Grundstück  CT, 
der  unausgeführt  bleibt,  wird  nicht  auf  Handlungsunkostenkonto,  sondern 
auf  dem  Konto  eines  auf  dem  Grundstück  Z  hergestellten  Neubaues  ver- 
bucht. Ein  großes  Bauterrain  wird,  weil  einzelne  Häuser  darauf  gebaut 
werden,  als  bebaute  Grundstücke  gebucht. 

Vn.  Selbstverständlich  begegnen  die  drei  Fälschungsmittel  (falsches 
Bewerten,  falsches  Zählen,  falsches  Benennen)  auch  in  Verbindung. 

A.  Namentlich  wird  das  Wesen  falsch  angegeben,  um  rechtswidrige 
Bewertung  zu  verdecken. 

1.  HGB.  j;  261  verbietet,  bei  A.en  den  Buchwert  dem  Zeitwert  an- 
zupassen; Immobilien  dürfen  nur  zu  ihrem  Einstandswert  angesetzt  werden. 
Eine  A.  übertritt  dieses  Gebot.  Sie  bewertet  ihre  Anlagen  dem  Zeitwert 
entsprechend  um  100000  höher.  Sie  erhöht  darum  aber  nicht  das  An- 
lagenkonto, sonst  würde  die  Meinung  erweckt,  Neuanschaffungen  hätten 
stattgefunden ;  denn  nur  dann  darf  das  Anlagenkonto  erhöht  werden ;  sondern 
die  100  000  werden  dem  Fabrikationsgewinn  zugeschlagen,  obwohl  der 
Gewinn  nicht  durch  Fabrikation  entstand. 

2.  Werden  zum  Pfand  erhaltene  Sicherheiten  neben  den  Debitoren, 
die  sie  sichern,  eingesetzt  und  zwar  als  eigene  Aktiva,  so  wird  erstens 
der  Wert,"^)  zweitens  das  Wesen  ^)  gefälscht. 

3.  Eine  Garnspinnerei  kauft  für  60  000  Mk.  Maschinen,  läßt  sich  aber 
darüber  in  der  Faktura  als  Kaufpreis  20  "/o  mehr,  also  72  000  Mk.  aus- 
stellen. Sie  bucht  auf  Maschinenkonto  72  000,  daher  ergibt  sich  durch  Über- 
bewertung 12  000  Mk.  unwahrer  Gewinn.  Er  wird  dadurch  verdeckt,  daß 
er  auf  Gärnkonto  übertragen  wird,  so  daß  er  in  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung als  Garngewinn  (Fabrikationsgewinn)  erscheint. 

4.  Der  zahlungsunfähige  Direktor  einer  A.  schuldet  der  eigenen  Ge- 
sellschaft 300000  Mk.  Er  belastet  sich  trotzdem  in  den  Büchern  mit 
3i)0  000  Mk.  und  überträgt  sein  Konto  in  der  B.  auf  Warenkonto.  Nachdem 
diese  Umbuchung  ihre  Schuldigkeit  getan  hat,  bucht  er  die  Summe  zurück. 

')  LZ.  2,  470. 

»I  Schriften  111,  298. 

•)  Ebenda  110,  170. 

*)  S.  oben  IV  A. 

•;  Üben  IV  C  9  c.  * 
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B.  Ein  Hauptbeispiel  der  Verbindung  von  Fälscliungsmitteln  bietet 
die  B.  der  Immobilienverkebrsbank  ^)  des  Pommernbankkonzerns  für  das 
Jahr  1900.  Die  innige  Verbindung  zwischen  den  Gesellschaften  des  Kon- 
zerns, die  erkenntlich  geworden  wäre  durch  die  hohen  Hypothekschulden 
und  Lombard-Kreditoren  (als  Faustpfand  dienten  zweitstellige  Hypotheken), 
ist  darin  völlig  verdeckt,  also  das  Publikum  getäuscht. 

Die  B.  lautet :  -) 


Grundstücke  .     . 

6  316  935.59 

Aktienkapital  .     .     . 

500000.00 

Kasse,  Bankguthaben 

Reserven     .... 

970  019.49 

Scheck     .     .     . 

531480.64 

Diverse  Kreditoren 

7  430459.59 

Effekten      .     .     . 

1509159.14 

Gewinn 

132  829.24 

Wechsel      .     .     . 

234173.26 

Mobiliar       .     .     . 

1.00 

Diverse  Debitoren 

441558.69 

9  033  308.32 


9  033  308.32 


1 .  In  der  B.  waren  erstens  durch  Addition  und  Subtraktion  zwischen 
Aktiven  und  Passiven  die  Grundstücke  und  die  Schuldenhöhen  reduziert. 
Nach  den  Büchern  ergaben  sich  folgende  Posten  und  Buchwerte.  Die 
Buchwertsbilanz  hätte  lauten  müssen: 


1. 

Grundstücke . 

46430533.14 

1. 

Aktienkapital .     . 

500000.00 

2. 

Kasse  usw.     . 

531480.64 

2 

Reserven    .     .     . 

970019.49 

3. 

Effekten     .     . 

1509159.14 

Grundschulden     . 

11651000.00 

4. 

Wechsel     .     . 

234173.26 

4. 

Hypothek-  und 

5. 

Mobiliar     .     . 

1.00 

Grundschulden- 

6. 

Hypothekentfe-ö?'- 

Kreditoren 

47951998.75 

toren  .     .     . 

7838401.20 

5. 

Noch  zu  zahlende 

7. 

Eigene  Grund- 

Hypothekzinsen 

196076.86 

schulden  ,     . 

11651000.00 

6. 

Lombard-iTrß'- 

8. 

Lombardrf^^z- 

ditoren    .     .     . 

17536834.02 

toren  .     .     . 

11752004.41 

7. 

Noch  zu  zahlende 

9. 

Diverse  Debitorer 

i         441558.69 

8. 

Hypotheken 
Sonstige  Kredi- 
toren .... 

327514.42 
1122028.70 

9. 

Reingewinn     .     . 

132829.24 

80  388411.48 


80388411.48 


Aus  dieser  B.  wurde   die   den  Gesellschaftsorganen   vorgelegte,   also  die 
offizielle  so  hergestellt: 

a)  Von  den  Passiven  w'urden  die  Posten  3  und  4,  d.  h.  Grundschulden 
und  Hypothek-  und  Grundschulddebitoren  addiert.  Das  ergab  59  603  098.75 
Mark.  Davon  w^urden  abgezogen  die  Aktivposten  6  und  7  =  19  489501.20; 
es  blieb  als  Passivrest  40113  597.55  Hypothekenschuld. 

b)  Dieser  Posten  w^urde  abgezogen  vom  Grundsttickskonto  46  430  533.14. 
Es  blieb  dann  das  Grundstückskonto  der  offiziellen  Bilanz  mit  6  31 6  935.59  IVIk. 

c)  Die  nicht  hypothekarisch  eingetragenen  Kreditoren  (Posten  5 — 8) 
wurden  addiert  und  von  der  Summe  (19182  464  Mk.)  der  Aktivposten 
Lombarddebitoren  (11  752  004.41)  abgezogen;  dadurch  entstand  der  Posten 
diverse  Kreditoren  der  offiziellen  B.  mit  7  430  459.59  Mk. 


')  Oben  §  10  IV. 

^)  Zum  folgenden  Budde,  Imnaobilienverkehrsbank  20  ff. ;  derselbe,  Beiträge  II 52  £E. 


504     §  119.  Bilanzunklarheit  n.  Bilanzunwahrheit  in  gutem  Glauben  u.  in  guter  Absicht. 

So  war  verdeckt,  a)  daß  der  Grundbesitz  (im  Buchwerte  von  46,5  Mill. 
mit  48  ^lill.  Hypothekscliulden,  also)  über  seinem  Buchwert  belastet,  ja, 
daß  er  überhaupt  belastet  war;  es  heißt  nur  7,4  Mk.  , .diverse"  (nicht: 
Hypothek-)Kreditoreu,  daher  war  verdeckt,  daß  dies  Forderungen  der  Hypo- 
thekenbanken waren,  b)  daß  die  wirklichen  >^chulden  (die  hauptsächlich 
aus  Darlehen  und  Vorschüssen  der  Pommern-  und  der  Strelitzbank  be- 
standen) nicht  7,5,  sondern  66  Millionen  betrugen. 

2.  Aber  die  Aktiva  Avaren  zweitens  überbewertet.  Ihr  wirklicher 
Wert  stand  hinter  dem  Buchwert  zurück,  a)  Der  Grundbesitz  war  nicht 
46,   sondern   etwa  34  Mill.   wert  (zwei  Drittel   ertragloses  Bauterrain), 

b)  die  Effekten  waren  zumeist  wertlos  oder  nur  mit  Verlust  verkäuflich, 

c)  die  meisten  Wechsel  trugen  Unterschriften  zahlungsunfähiger  Schuldner, 

d)  die  Hypothek-  und  Lombarddebitoren  in  der  Höhe  von  ungefähr  20  Mill. 
Mark  waren  fast  ganz  uneinbringlich,  die  meisten  Hypothekschuldner 
mit  Zinsen  im  Rückstande  und  die  Hypotheken  zweitstellig,  die  Faust- 
pfänder bis  auf  kleine  Posten  wertlos. 

Andererseits  waren  die  Schulden  an  die  Pommern-  und  Hypotheken- 
bank bei  diesen  minderwertige  Debitoren.  Sie  waren  entstanden  durch 
zu  hohe  Festsetzung  des  Beleihungswertes.  Noch  1901  taxierten  gericht- 
lich vereidete  Sachverständige  den  wirklichen  Wert  der  mit  46,5  Mill.  Mk. 
eingesetzten  Grundstücke  auf  83  Mill,  Mk,  Also  sogar  noch  eine  stille 
Reserve  von  36,5  Mill.  Mk. ! 

In  AVahrheit  hatte  die  Bilanz  der  Immobilienverkehrsbank  für 
31,  Dezember  1901  etwa  zu  lauten: 

Grundstücke  ,     .     .     .     34  000  000  Aktienkapital      .     .  ,  500  000 

Verlust 32  500  000  ]  Hypothekenschulden  ,  48000  000 

I  Sonstige  Kreditoren  .  18  000  000 

66  500  000  I  66  500"0ÖÖ 

Pommern-  und  Strelitzbank  erließen  dann  die  nichthypothekarisch 
gesicherten  Schulden  ganz  und  die  Hypothekschulden  bis  zum  Grund- 
stückspfand wert.     So  entstand  die  B. : 

Grundstücke.     ,     ,     ,     34  000  000     Aktienkapital     ,     ,  .         500  000 

Verlust 500  000     Hypothekkreditoren  .     34000  000 

34  500000  i  34  500  000 
An  sie  knüpft  das  §  10  IV  Bemerkte  an,^) 

c)  Eilanzunklarlieit  und  Bilanzunwahrheit  in  gutem  Glauben  und 

in  guter  Absicht. 

§  119. 

I,  In  (/ufern  Glauben  handelt  der  die  Vermögenlage  unersichtlich 
Machende : 

A,  1.  Erstens,  wenn  er  glaubt ^  die  Darstellung  sei  nicht  unJchir, 
bzw.  nicht  unwahr.  Z.  B.  er  glaubt,  die  Darstellung  werde  nicht  unklar, 
wenn  er  reportierte  Effekten  nicht  als  Effekten,  sondern  als  Debitoren 
(Anspruch  auf  Rückzahlung  des  Darlehens)  bucht,  weil  er  meint,  herein- 
genommene Effekten  blieben  fremde,  oder  er  glaubt,  die  Darstellung  der  Ver- 

')  Weitere  Beispiele  beüei^Mcr  147  ff.  und  besonders  bei  Stern,  Kaufmännische  B.* 
(1911)  §419  ff. 
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mögensverliältnisse  werde  nicht  unwahr,  wenn  statt  Vortrags  der  Debi- 
toren und  Kreditoren  in  ihrer  vollen  Höhe  lediglich  die  Differenz  zwischen 
ihnen  eingesetzt  werde.') 

2.  Der  gute  Glaube  wird  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  daß  der  die 
Vermögenslage  unklar  oder  unwahr  Darstellende  bei  Anwendung  der  er- 
forderlichen Sorgfalt  die  Möglichkeit  einer  Unklarheit  oder  Unwahrheit 
hätte  voraussehen  müssen.  Durch  Nichtanwendung  der  erforderlichen 
Vorsicht  und  Voraussicht,  wie  sie  schon  darin  liegt,  daß  jemand  eine 
Verrichtung  übernimmt,  der  er  nicht  gewachsen  ist,  wird  nicht  der  gute 
Glaube,  sondern  nur  die  Entschuldbarkeit  aufgehoben.  Wenn  er  jene 
Sorgfalt  außer  acht  ließ,  hört  er  auf,  schuldlos  zu  sein,  nicht  aber  hört 
er  auf,  gutgläubig  zu  sein.^) 

3.  Schließt  der  gute  Glaube,  wenn  er  vermeidbar  war,  nicht  die 
Schuld  aus,  so  schließt  er  doch  aus  die  Wissentlichkeit.  Jeder  gute 
Glaube,  auch  der  unentschuldbare,  hebt  das  Bewußtsein  von  der  Unklar- 
heit oder  Unwahrheit  auf. 

4.  Wer  glaubt,  nicht  unklar  oder  unwahr  darzustellen,  während  er 
in  Wirklichkeit  unklar  und  unwahr  darstellt,  irrt.  Fahrlässige  Unklar- 
heit und  Unwahrheit  besteht  in  vermeidbarem  Irrtum ;  wissentliche  Un- 
klarheit oder  Unwahrheit  ist  durch  Irrtum,  unvermeidbaren  wie  vermeid- 
baren,   ausgeschlossen,  jeder  Irrtum   ist  Verneinung  der  Wissentlichkeit. 

5.  Der  Irrtum  über  die  Unklarheit  und  Unwahrheit,  der  gute 
Glaube  an  die  Klarheit  oder  Wahrheit  ist  nicht  immer  schuld-,  aber  immer 
straflos. 

a)  Die  Schuld  hebt  er  nicht  auf,  wenn  er  unverzeihlich  ist,  auf 
Fahrlässigkeit  beruht. 

b)  Die  Strafbarkeit  schließt  er  in  allen  Fällen  aus,  weil  das  Gesetz 
nicht  auch  fahrlässige  Unklarheit  bzw.  Unwahrheit  unter  Strafe  stellt. 
§  59  des  Eeichsstrafgesetzbuches  sagt :  Wenn  jemand  bei  Begehung  einer 
strafbaren  Handlung  das  Vorhandensein  von  Tatumständen  nicht  kannte, 
welche  zum  gesetzlichen  Tatbestande  gehören,  so  sind  ihm  diese  Um- 
stände nicht  zuzurechnen.  Unklare  und  unwahre  Darstellung  sind  Um- 
stände, d.  h.  Elemente  der  Tat  und  nicht  der  Folgen  der  Tat,  der  Straf- 
drohung, und  Tatumstände,  welche  zu  denjenigen  zählen,  die  vom  Gesetz 
selbst  als  Elemente  des  Tatbestandes  bezeichnet  werden.  Wenn  der 
Täter  somit  nicht  kennt,  weiß  oder  sich  wenigstens  als  möglich  vorstellt, 
daß  das,  was  er  darstellt,  unklar  oder  unwahr  ist,  so  kann  ihm  die  Un- 
klarheit und  Unwahrheit  nicht  zugerechnet  werden. 

6.  a)  Ein  häufig  begegnendes  Beispiel  solch  straflosen  Irrtums  ist 
folgendes.  Eine  Fabrik  elektrischer  Maschinen  und  Anlagen  beginnt  Elek- 
trizitätswerke nicht  bloß  für  fremde  Rechnung,  sondern  auch  für  den 
Betrieb  in  eigener  Bechtuuig  zu  errichten.  Da  sie  den  Gewinn  über 
den  Herstellungspreis  im  Aktivum  bewerten  darf,  wenn  sie  Maschinen  an 
Dritte  liefert,  elektrische  Anlagen  für  Dritte  erbaut,  glaubt  sie  zu  gleichem 
berechtigt  zu  sein,  wenn  sie  Elektrizitätswerke  zum  Betriebe  in  eigener 
Rechnung  errichtet. 

b)  Allein  hier  besteht  ein  wesentlicher  Unterschied.  Nehmen  wir 
an,  für  ein  Elektrizitätswerk   sind  Maschinen   notwendig,  deren  Herstel- 


')  Anderes  Beispiel:  Das  Grundkapital  wird  nur  in  der  Höhe  seiner  Einzahlung 
gebucht  und  dafür  die  gesamte  Einlageforderung  im  Aktivum  weggelassen. 

*)  Vgl.  dazu  aus  der  Praxis  Heinr.  Schtnidt,  Erfahrungen  im  Prozeß  Sauden  und 
Genossen  1903  S.  74  ff.,  181  ff.,  206. 
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luiigspreis  6  Millionen  Mk.  beträgt.  Die  Fabrik  hat  die  Maschinen  vor- 
rätig. Sie  stehen  nach  der  Rechtsvorschrift  des  HGB.  §  261  Ziff.  2,  daß 
Vermögensgegenstände  in  Gewinnverteilungsbilanzen  höchstens  mit  ihrem 
Herstellungspreise  angesetzt  werden  dürfen,  in  der  letzten  ß.  mit  6  Millionen 
zu  Buch.  Ihr  Verkaufs  wert  beträgt  7  Millionen  und  um  diesen  Preis 
werden  sie  auch  verkauft.  In  der  nächsten  B.  findet  sich  daher  im  Aktivum 
an  Stelle  des  Postens  Maschinenvorräte  6  000  000,  Kassakonto  oder  Debi- 
toren: 7  000  000  und  demgemäß  im  Passivum :  Gewinnsaldo  1000  000.  In 
derselben  Weise  darf  auch  gebucht  werden,  wenn  die  liefernde  Fabrik 
an  der  kaufenden  Unternehmung  mit  7  Millionen  sich  beteiligen  soll.  Auch 
hier  wird  der  Gewinn  noch  realisiert,  in  eine  andere  Wertform  umge- 
wandelt.') Wir  dürfen  buchen:  Konsortialkonto  7  000  000.  Indes  das 
gleiche  ist  nicht  mehr  zulässig,  wenn  die  elektrische  Zentrale,  für  welche 
die  Maschinen  geliefert  w^erden,  auf  eigene  Rechnung  errichtet  wird.  Die 
Maschinen  höi'en  in  diesem  Falle  nicht  auf,  der  Fabrikationsgesellschaft 
wirtschaftlich  zuzugehören.  Sie  werden  nur  Bestandteil  einer  Sachge- 
samtheit, die  der  Gesellschaft  gehört,  von  Maschinenvorratskonto  auf  Konto 
„eigene  Anlagen"  übertragen.  Aber  sie  bleiben  Sachen,  werden  nicht 
Geld  oder  Forderung  der  Gesellschaft.  Sie  werden  nicht  an  eine  andere 
wirtschaftliche  Persönlichkeit  verkauft.  Also  dürfen  sie  auch  als  Bestand- 
teil der  Zentrale  nur  zu  ihrem  Herstellungspreise  bewertet  werden :  „An- 
lagen in  eigener  Verwaltung  6  000  000";  ein  bilanzmäßiger  Gewinn  fehlt. 
Es  liegt,  wie  bei  Verkauf  an  Dritte,  wirtschaftlich  Gewinn  vor,  nicht 
aber  auch  bilanzmäßig.  Das  Verwenden  für  eigene  Werke  hat  wirt- 
schafthch  Ähnlichkeit  mit  Verkauf,  ist  aber  nicht  Verkauf.  So  kann 
der  Irrtum  entstehen,  als  dürfe  eine  derartige  Verwendung  wie  ein  Ver- 
kauf behandelt  werden.  In  Wahrheit  ist  das  wirtschaftliche  Verhältnis 
kein  anderes,  wie  bei  Verwendung  von  Halbfabrikaten  zu  Ganzfabrikaten. 
Allerdings  wird  der  in  solchem  Irrtum  befangene  Unternehmer,  wenn  er 
vorsichtig  verfährt,  den  buchmäßig  erzielten  Gewinn,  weil  er  in  diesem 
Falle  nicht  realisiert  ist,  in  Reserve  stellen,  also  buchen:  „Anlagen  in 
eigener  Verwaltung  7  000000;  Reserve  aus  Baugewinn  (Baugewinnreserve) 
1000  000." 

c)  Selbst  die  Meinung  ist  irrtümlich,  als  könne  zwar  nicht  vor,  aber 
nach  Inbetriebsetzung  der  Anlage  auch  bilanzm¥iG>\g  Gewinn  als  verdient 
angenommen  werden.  Gewinn  ist  verdient  schon  von  der  Verwendung 
an,  aber  kein  bilanzmäßiger.  Solcher  wird  nie  verdient,  weil  kein  Ver- 
kauf stattfindet,  daher  auch  nicht  im  Momente  der  Inbetriebsetzung.  Wird 
somit  vor  Inbetriebsetzung  gebucht:  , .Eigene  Anlagen  7  000  000"  und 
diesem  Posten  nach  dem  Schema  „empfangener,  aber  noch  nicht .  verdienter 
Gewinn"*)  im  Passivum  gegenübergestellt  „Interi mskonto  (d.  h.  transi- 
torische  Post)  der  Geschäftsgewinne  auf  erbaute,  aber  noch  nicht  in  Br- 
trieh  genommene  Anlagen",  so  hat  dieses  Interimskonto  reell  keine  andere 
Bedeutung,  als  ein  Abschreibungskonto.  Es  nach  Betriebseröifnung  auf 
Gewinnkonto,  d.  h.  als  Gewinn,  vorzutragen,  ist  ungesetzlich.  Nicht  bloß 
vorübergehend,  sondern  dauernd  ist  das  Anlagenkonto  zu  hoch  bewertet. 
Der  Name  Interimskonto  ist  unzutreffend. 

d)  Selbstverständlich  läßt  sich  der  Nachteil,  daß  man  für  eigene 
Werke  gelieferte  Maschinen  nicht  zu  ihrem  Verkaufs  wert  bewerten  darf. 


M  Vgl,  oben  §  28  II. 
»;  Oben  §  27  IV  A. 
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wirtschaftlich  leicht  hintanhalten  und  so  der  Satz,  daß  eigene  Vermögens- 
gegenstände höchstens  zu  ihrem  Herstellungspreise  angesetzt  werden  dürfen, 
in  seiner  praktischen  Bedeutung  ohne  Schwierigkeit  außer  Kraft  setzen. 
Die  Fabrikationsgesellschaft,  welche  Maschinen  für  Anlagen  liefert,  die 
sie  iu  eigener  Verwaltung  betreiben  will,  sorgt  dafür,  daß  die  Maschinen 
für  die  Gesellschaft  kurze  Zeit  fremde  werden.  Das  geschieht  dann,  wenn 
die  Gesellschaft  die  Anlage  nicht  selbst  erbaut,  sondern  erst  erbaut  von 
einer  dritten  Rechtspersönlichkeit  käuflich  übernimmt.  Z.  B.  die  Elek- 
trizitätsgesellschaft ^1  verpflichtet  sich,  in  der  Stadt  X  eine  elektrische 
Bahn  zu  betreiben;  aber  die  Stadtgemeinde  übernimmt  die  Herstellung 
der  Anlage  auf  eigene  Rechnung  unter  der  Verpflichtung,  die  elektrischen 
Einrichtungen  von  der  Gesellschaft  A  zu  beziehen.  Hier  werden  die 
Maschinen  mit  der  Lieferung  wirtschaftlich  eigene  der  Stadtgemeinde  und 
die  Gesellschaft  kauft  dann  das  fertiggestellte  Werk  um  7  000  000  von 
der  Stadtgemeiude.  An  die  Stelle  von  ,, Maschinen  usw.  Vorräte  6  000  000" 
ist  hier  getreten  ,, Kaufpreisforderung  aus  Maschinenlieferung  7  000  000". 
Dazutrittdann  „Eigentumserwerb  an  der  Anlage"  als  Aktivum  mit  7  000  000 
und  dem  gegenüber ,, Kaufpreisschuld  7  000  000".  Kaufpreisschuld  und  Kauf- 
preisforderung decken  sich,  bleibt  ,, Konto  eigener  Aulagen  7  000000". 
Vom  Moment  der  Lieferung  an  darf  schon  der  Gewinn  aus  der  Maschinen- 
lieferung bilanzmäßig  gezogen  werden,  nicht  erst  von  dem  Momente  der 
Übernahme  der  Anlage  an.  Es  braucht  nicht  gebucht  zu  werden :  ,, Kauf- 
preisforderung 7  000  000;  gezogener  aber  noch  nicht  verdienter  Gewinn 
aus  Maschinenlieferung  ^)  1  000  000",  sondern  sofort  ist  zulässig,  zu  buchen  : 
,, Debitoren  (Maschinenkaufpreisforderung)  7  000  000".  Unwahr  ist,  statt 
,, Debitoren  (aus  Maschinenlieferung  für  Anlagen)  7  000  000"  zu  buchen: 
„Anlagenkonto  (Konto  eigener  Anlagen)  7  000  000".  Noch  ist  die  Anlage 
keine  eigene  der  Gesellschaft. 

B.  Zweitens  handelt  der  die  Verhältnisse  unersichtlich  Machende 
im  guten  Glauben^  wenn  er  sich  zwar  bewußt  ist,  daß  das,  was  er  dar- 
stellt, unklar  oder  unwahr  ist,  aber  meint,  er  sei  berechtigt^  unklar  oder 
unwahr  darzustellen. 

L  Der  Buchende  weiß,  daß  die  Darstellung  unklar  wird,  wenn  er 
hereingenommene  Effekten  als  Debitoren  bucht,  aber  er  meint,  es  sei  recht- 
lich erlaubt.  Oder  der  die  B.  Aufstellende  hegt  keinen  Zweifel,  daß  die 
Darstellung  unwahr  ist,  sobald  er  nicht  den  Betrag  der  Debitoren  und 
der  Kreditoren  in  ihren  vollen  Höhen,  sondern  lediglich  den  Überschuß 
der  einen  tiber  die  anderen  in  der  B.  angibt,  aber  die  Überzeugung  er- 
füllt ihn,  daß  dies  eine  rechthch  zugelassene  Bilanzunwahrheit  sei.  Oder 
der  Buchführer  weiß,  daß  der  gegenwärtige  Verkaufs  wert  eines  Veräußerungs- 
gegenstandes hinter  dem  Herstellungs-  oder  Anschaffungswert  zurücksteht, 
setzt  den  Gegenstand  aber  trotzdem  zu  seinen  Gestehungskosten  an. 

2.  Dieser  Irrtum  über  die  Rechtswidrigkeit  ist  strafrechtlich  ver- 
schieden zu  behandeln,  je  nachdem  er  allgemein  oder  besonders  ist. 

a)  Nimmt  der  Täter  irrigerweise  an,  daß  unklare  und  unwahre  Dar- 
stellung überhaupt  nicht  rechtswidrig  sei,  so  ist  er  nicht  straffrei. 

a)  Nicht  läßt  sich  dies  begründen  mit  der  Behauptung,  Irrtum  über 
die  Rechtswidrigkeit  sei  grundsätzlich  ein  Irrtum  über  die  Rechtsfolgen 
der  Tat,  nicht  über  die  Tat  selbst,  und  Reichsstrafgesetzbuch  §  59  ent- 


*)  Unklar  ist  die  Benennung:  ,/n^eriwskonto  der  Geschäftsgewinue  auf  erbaute, 
abei-  noch  nicht  im  Besitz  (d.  h.  Eigentum)  der  Gesellschaft  befiudliche  Anlagen." 
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schuldige  lediglich  l'nkeiintuis  der  rmstände  der  Tat;  die  Rechtsfolge 
der  Tat  gehöre  nicht  zum  Wesen  der  letzteren.  Die  Namen,  die  das 
positive  Strafrecht  und  damit  das  Volksbewußtsein  im  Wechsel  der  Zeiten 
der  stratliaren  Handlung  beilegten,  haben  alle  gemein,  daß  sie  in  der 
strafbaren  Handlung  Verfehlung  gegen  die  Eechtsordnung  sahen.  Rechts- 
widrigkeit gehört  zum  Tatbestand  jeden  Delikts. 

ß)  Woraus  folgt,  daß  Nichtkenntnis  der  Rechtswidrigkeit  die  Schuld 
nicht  ausschließt,  ist  etwas  anderes.  Nach  Reichsstrafgesetzbuch  bleibt 
straffrei  nur  die  Unkenntnis  solcher  bcsojiderer  Tatumstände,  die  in  dem 
einzelnen  Strafrechtssatze  des  Gesetzes,  der  den  Tatbestand  formuliert, 
ausdrücklich  genannt  sind.  Hierzu  zählt  die  Rechtswidrigkeit  nicht.  Sie 
bildet  ein  allgemeines  Begriftsmerkmal. 

b)  Hat  der  Täter  die  Vorstellung,  daß  im  allgemeinen  unwahre  und 
unklare  Darstellung  rechtswidrig  ist,  ist  er  aber  in  dem  Irrtum  befangen, 
daß  ausuahmsiveise  die  Recütswidrigkeit  ausgeschlossen  sei,  so  ist  er 
straffrei. 

«)  Dies  folgt  aus  dem  sekundären  Charakter  des  Strafrechts.  Die 
Verbote  des  Strafrechts  treten  zurück,  sobald  außerordentliche  Umstände 
vorliegen,  die  nach  dem  außerhalb  des  Strafrechts  liegenden  Recht 
(z.  B.  Vertragrecht)  die  Handlung  als  erlaubte  erscheinen  lassen.  Der 
Dehktstatbestand  wird  durch  Umstände  negiert,  durch  die  das  nor- 
malerweise rechtswidrige  Verhalten  ausnahmsweise  gerechtfertigt  wird. 
Diese  Umstände  gehören  zum  gesetzlichen  Tatbestand  —  es  sind  die 
negativen  Tatbestandsmerkmale  —  und  daher  macht  das  irrtümliche  Nicht- 
kenneu  ihrer  Abwesenheit  straffrei.  Der  die  Aktiva  zu  niedrig  Bewer- 
tende weiß,  daß  solche  UnterbewTrtung  bei  statutarischer  Zulassung  er- 
laubt ist.     Er  glaubt,  das  Statut  lasse  sie  zu. 

ß)  Aber  der  gute  Glaube  muß  sich  auf  ein  sonst  wirkhch  vorhandenes 
Recht  beziehen.  Der  Täter  muß  einen  Tatbestand  annehmen,  dessen  tat- 
sächliches Vorliegen  die  Rechtswidrigkeit  wirklich  beseitigen  wälrde.  Also 
bleibt  der  Täter  nicht  straffrei,  1.  wenn  er  darum  glaubt,  er  sei  berechtigt, 
den  gegenwärtig  weit  unter  seinem  Herstellungspreise  anzusetzenden 
Veräußeruugsgegenstand  zum  Herstellungspreise  zu  bewerten,  weil  die 
Hoffnung  besteht,  daß  der  Verkaufswert  des  Gegenstands  in  Zukunft  den 
Herstellungswert  wieder  erreicht,  oder  2.  wenn  er  glaubt,  eine  an  sich 
notwendige  Abschreibung  wegen  Wertminderung  müsse  nur  unter  der 
Voraussetzung,  daß  es  möglich  sei,  die  Abschreibung  aus  Reserven  zu 
decken,  vollzogen  werden. 

C.  Straflos  macht  auch  nicht  der  Irrtum  über  die  Strafbarkeit 
der  Tat.  Der  die  B.  wissenthch  unklar  oder  unwahr  Machende  weiß 
zwar,  daß  sein  Beginnen  rechtswidrig  ist,  meint  aber,  die  Rechtswidrig- 
keit sei  keine  strafbare.  Hier  liegt  Irrtum  über  die  Rechtsfolc/e  der 
Tat  vor;  somit  etwas,  was  überhaupt  nicht  zum  Teitbestand  und  dem- 
gemäß erst  recht  nicht  zum  gesetzlichen  Tatbestand  zählt. 

II,  Der  die  Unklarheit  und  Unwahrheit  der  Vermögensdarstellung 
Bewirkende  weiß,  daß  er  unklar  und  unwahr  darstellt,  weiß  ferner,  daß 
er  zu  solcher  Darstellung  nicht  berechtigt  ist,  und  weiß,  daß  solche  Ver- 
schleierung und  Fälschung  an  sich  der  Strafe  unterliegt,  aber  er  handelt 
in  guter  Absicht,  nicht  um  sich  oder  andere  rechtswidrig  zu  bereichern 
oder  die  Gesellschaft  oder  andere  zu  schädigen,  sondern  um  der  Gesell- 
schaft und  damit  ihren  Mitgliedern  und  eventuell  auch  Gläubigern  zu 
nützen.     Um   die  Gesellschaft  zu  sanieren,    um  ihren  Zusammenbruch 
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ZU  verhinder'ii,^)  um  ihren  Gewinn  nicht  zu  schmälern-)  nimmt  der  Vor- 
stand Überbewertungen  der  Aktiva,  Unterbewertungen  der  Passiva  und 
andere  Bilanzfälschungen  vor/') 

A.  HGrß.  §  .'314  Ziff.  1  und  die  ihm  nachgebildeten  Bestimmungen 
verlangen  lediglich  Täuschungsabsicht.  Ob  die  Täuschung  guten  oder 
sonstigen  Zwecken  dienen,  schädigen  oder  nützen  soll,  ist  gleichgültig.  Auch 
wenn  sie  in  bester  Absicht  geschieht,  ist  sie  strafbar. 

B.  Gegen  diese  Anschauung  kann  nicht  angeführt  werden,  daß,  wenn 
sie  richtig  wäre,  der  die  B.  Aufstellende  in  schwere  Gewissenskonflikte 
und  im  Einzelfalle  unter  große  Ungerechtigkeit  geraten  kann.  Es  gibt 
Fälle,  wo  es  heißt:  ,, Schweigen"  oder  ,, Untergang",  wo  eine  Klarlegung 
der  Wahrheit  gleichbedeutend  ist  mit  gesellschaftlichem  Ruin,  und  Fälle, 
wo  die  Verwaltungsorgane  der  A.  große  persönliche  Opfer  für  die  Erhaltung 
des  Unternehmens  bringen,  der  Erfolg  dieser  Opfer  aber  nur  gesichert  ist, 
sofern  der  wahre  Stand  der  Gesellschaft  geheim  bleibt.'*)  Sollte  hier  die 
Geschäftsleitung  verpflichtet  sein,  Idar  und  wahr  zu  reden?  Soll  sie  durch 
Offenheit  und  Wahrheit  das  Unternehmen  vernichten  müssen,  wenn  es 
ohne  dies  erhalten  werden  könnte?  Sollte  der  Gesetzgeber  den  Helfern 
zumuten,  daß  sie  ihre  Opfer  nutzlos  bringen?  So  sehr  diese  Gründe  be- 
stechen und  selbst  angenommen,  es  könnten  ihnen  keine  anderen  gegen- 
übergestellt werden,  Ausschlag  geben  sie  nicht.  Was  ihnen  dazu  fehlt, 
ist,  daß  sie  gesetzgebungspolitischer  Natur  sind.  Nur  juristische  Gründe 
könnten   veranlassen,   den  §  314  Zift\  1   einschränkend   zu  interpretieren. 

C.  1.  Solche  scheinen  vorhanden:  HGB.  §  312  bestraft  Mitglieder 
des  Vorstandes  oder  des  Aufsichtsrates  und  Liquidatoren,  die  absichtlich 
zum  Nachteile  der  Gesellschaft  handeln.  Folgt  hieraus  nicht:  wenn  sie 
absichtlich  zum  Vorteil  der  Gesellschaft  handeln,  bleiben  sie  straffrei? 
Straffrei  also  auch,  wenn  sie  die  Grundsätze  klarer  und  wahrer  Bilanz- 
aufstellung zwar  wissentlich,  aber  zum  Besten  der  Gesellschaft  verlassen? 

2.  Allein  eine  derart  einschränkende  Auslegung  ginge  nur  an,  wenn 
sich  §  314  Ziff.  1  nach  seiner  Fassung  lediglich  auf  Darstellungen  bezöge, 
von  welchen  der  Gesetzgeber  annimmt,  daß  sie  über  den  Kreis  der  Ge- 
sellschaft nicht  hinauswirken.  Dann  wäre  anzunehmen,  daß  §  314  Ziff.  1 
ausschließhch  im  Intei-esse  der  Gesellschaft  gegeben  sei.  Indes  so  ist 
§  314  Ziff.  1  nicht  gefaßt.  Im  Gegenteil,  seine  Formulierung  ist  weit  ge- 
halten. Alle  unklaren  und  unwahren  Darlegungen  und  Übersichten  sind 
unter  Strafe  gestellt,  nicht  bloß  die  nur  für  die  Organe  der  Gesellschaft 
bestimmten,  sondern  auch  die  zu  veröffentlichenden  oder  sonst  von  den 
Vorstandsmitgliedern  als  solchen  an  Dritte  gelangenden.    Demgemäß  soll 


*)  Man  bewertet  höher  (stille  Unterbilanz),  um  das  Unternehmen  zu  halten.  Es 
kommt  sogar  vor,  daß  der  Staatsanwalt  nicht  eingreift,  Aveil  durch  den  Konkurs  der 
Fabrik  viele  Arbeiter  brotlos  würden.  Würde  sofort  die  Wahrheit  gesagt,  so  würden 
bei  der  Genossenschaft  die  Genossen  auseinanderlaufen. 

^)  Um  die  Fahrpreise  nicht  herabsetzen  zu  müssen,  ist  die  einzige  Gesellschaft, 
die  die  Konzession  für  den  Schiffahrtsbetrieb  auf  einem  Voralpensee  hat,  bestrebt,  die 
B.  schlechter  erscheinen  zu  lassen,  als  sie  ist.  Sie  streckt  die  Dividende  auf  alle  mögliche 
Weise,  auf  rechtmäßige  (erhöht  das  Aktienkapital  um  das  Doppelte  aus  dem  Gewinn, 
gibt  hochverzinsliche  Prioritätsobligationen  mit  Gewinnanteil  aus)  und  auf  unrechtmäßige : 
sie  setzt  in  die  B.,  was  erlaubt  ist,  ein  fingiertes  Passivum  von  240  OUO  Mk.  ein,  weil 
40  Jahre  lang  kein  weiterer  Beamter  mit  6000  Mk.  Gehalt  angestellt  wurde,  den  man 
gebraucht  hätte,  nennt  aber  diese  ersparte  Betriebsausgabe  eine  Betriebsschuld  (Kredi- 
torenposten). 

*)  Keine  gute  Absicht  ist;  um  ungünstige  Geschäfte  nicht  eingestehen  zu  müssen. 

*)  Vgl.  V.  Gordon,  Juristenzeitung  1902  S.  381. 
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die  StrafbestimDiiiiig:  des  §  314  Ziff.  1  nicht  bloß  dem  Schutze  der  Ge- 
sellscliaft,  sondern  auch  dem  des  Publikums  dienen.')  Daher  bedeutet 
HGB.  §  314  Ziff.  1:  Verboten  ist  unklare  und  unwahre  Darstellun«?  selbst, 
wenn  die  Unklarheit  und  Unwahrheit  der  Gesellschaft  Vorteil  bringt, 
soferne  sie  für  das  Publikum  bestimmt  ist.  Wie  weit  die  Offenlegungspflicht 
geht,  bestimmt  sich  also  nach  dem  Zwecke  der  Darstellung.  Der  Ge- 
schäftsbericht ist  für  die  Aktionäre  bestimmt,  darf  daher  verdecken,  w^as 
für  ihre  Entschließungen  nach  Anschauung  des  sorgfältigen  Geschäfts- 
mannes bedeutungslos  ist.  Die  B.  ist  für  die  Öffentlichkeit  bestimmt,  darf  also 
Dicht  unersichtlich  machen,  was  für  die  ()tfentlichkeit  von  Bedeutung  ist.^) 

3.  Somit  ergibt  sich  für  die  B.  ein  gerade  umgekehrtes  Verliältnis 
zu  §  312.  Nicht  §  314  Ziff.  1  ist  aus  §  312,  sondern  §  312  aus  §  314 
Ziff\  l  einschränkend  zu  interpretieren.  Stellt  der  Gesetzgeber  den  Schutz 
des  Publikums  höher  als  den  der  Gesellschaft,  muß  der  Vorstand  usw. 
klar  und  wahr  auch  darstellen,  sofern  dadurch  der  Gesellschaft  Nachteil 
zugefügt  wird,  so  ist  nicht  möglich,  daß  der  Vorstand  aus  §  312  wegen 
absichtlicher  Benachteiligung  der  Gesellschaft  (Untreue)  bestraft  wird, 
wenn  er  diese  Benachteiligung  dadurch  beging,  daß  er  seine  Pflicht  zu 
klarer  und  wahrer  Darstellung  erfüllte.^)  Die  Pflicht  der  Klarheit  und 
Wahrheit  geht  der  Pflicht,  die  Gesellschaft  nicht  zu  schädigen,  vor. 

4.  Die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  wird  durch  den  Zusammen- 
hang mit  dem  übrigen  G.  bestätigt.  Einmal  entspricht  sie  dem  ganzen 
Grundcharakter  des  modernen  Aktienrechtes.  Worauf  sein  System  vor 
allem  abzielt,  ist  Schutz  der  Gläubiger  und  des  Publikums.  Was  diesem 
Gedanken  dient,  hat  vor  anderem  den  Vorrang.  Und  dazu  kommt :  nach 
HGB.  j5  240  Abs.  2  ist,  sofern  sich  bei  Aufstellung  der  JdXw^sbilanz  oder 
einer  Zwischenbilanz  ergibt,  daß  das  Vermögen  nicht  mehr  die  Schulden 
deckt,  es  unbeschränkte  Pflicht  des  Vorstandes,  die  Eröffnung  des  Kon- 
kurses zu  beantragen.  Daher  muß  er  es  auch  dann,  wenn  die  Nicht- 
eröffnung  des  Konkurses  die  Aussicht  böte,  die  Gesellschaft  wieder  flott 
zu  machen. 

d)  Besonderes  einfaches  Bilanzdelikt  des  Versicherungsrechtes. 

§  120. 

I.  Durch  VAG.  ß  106  Ziff.  2  werden  Mitglieder  des  Voistandes,  eines 
Aufsichtsrates  oder  ähnlichen  Organs  sowie  die  Liquidatoren  einer  Ver- 
sicherungsgesellschaft auf  Aktien  oder  eines  Versicherungsvereines  auf 
Gegenseitigkeit  mit  Strafe  bedroht,  wenn  sie  wissentlich  ,,den  gesetz- 
lichen Vorschriften  über  die  Berechnung  und  Buchung  der  Främi^nreserve'' 
bei  der  Lebensversiclierung  usw.  zuwiderhandeln. 

»)  S.  oben  §  115  II  C  und  RGSt.  37,  433;  45,  213. 

»)  Bondi  im  SächsArch.  f.  Deutsches  bürgerl.  Recht  14  (1904),  194.  Nach  RGSt. 
41,  298  ist  wegen  HGB,  §  265  und  §  9  auch  der  Geschäftsbericht  für  das  Publikum  be- 
stimmt. In  erster  Linie  dient  er  der  Aufgabe,  klar  und  wahr  darzustellen,  was  die  B. 
nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  unklar  und  unwahr  läßt.  Er  soll 
den  in  der  B.  enthaltenen  Bericht  ergänzen  ;RGSt.  4l,  297).     Vgl.  noch  §  113  IV. 

*)  Ebenso  v.  Gordon,  Juristenzeitung  1902  S.  381.  Mitlelstacdt  ebenda  S.  521  f. 
leugnet,  daß  zwischen  HGB.  §  312  und  §  314  Ziff.  1  überhaupt  eine  erst  durch  die  Aus- 
legung zu  beseitigende  Kollision  bestehe.  Er  meint,  eine  Kollision  .sei  nicht  möglich, 
weil  unwahre  oder  unklare  Darstellung  nur  zum  Nachteil  der  A.  geschehen  könne:  „Ein 
Interesse  der  Gesellschaft,  durch  Täuschung  im  Geschäftsberichte  Vorteile  zu  gewinnen 
oder  sich  vor  Schaden  zu  bewahren,  kann  vor  dem  Gesetze  nicht  bestehen  und  ist  auch 
tatsächlich  nicht  vorhanden." 
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Dies  bezieht  sich  auf  VAG.  §§  56  und  99,  wonach  die  Prämienreserve 
für  den  Schluß  eines  jeden  Jahres  getrennt  nach  den  einzehien  Ver- 
sicherungsarten zu  berechnen  und  zu  buclien  ist. 

IL  HGB.  §§  241  Abs.  .']  Zitf.  2  mit  5  und  VAG.  §§  34  und  35  machen 
dieselben  Organe  schadensersatzpflichtig,  wenn  entgegen  dem  Gesetze  eine 
Verteilung  von  Gesellschaftsvermögen  erfolgt.  VAG.  §  106  Ziff.  1  fügt 
für  einen  besonderen  Fall  —  hier  aber  auch  bei  Verletzung  nur  der  Satzung  — 
Bestrafung  wissentlicher'  Verletzung  hinzu.  Beispiel:  Zu  niedrige 
Rücklage  zum  Zwangsreservefonds  und  infolge  dessen  höherer  verteil- 
barer Gewinn. 

3.  Die  koukursrechtliclien  Bilanzdelikte. 

a)  Allgemeines. 

§  121. 

I.  Das  in  HGB.  §  314  Ziff.  1  unter  Strafe  gestellte  Delikt  betrifft 
nicht  nur  die  B.,  sondern  auch  andere  Übersichten.  Wenn  wir  die  Delikte 
nicht  Übersichtsverschleierung  und  Übersichtsfälschung  nannten,  so  ge- 
schah es  lediglich,  weil  unserem  Thema  die  Verschleierung  oder  Fälschung 
anderer  Übersichten  unmittelbar  nicht  untersteht. 

II.  Wie  die  ein  Tatbestandsraerkmal  von  HGB.  §  214  Ziff.  1  bildenden 
Übersichten  nicht  notwendig  Übersichten  sein  müssen,  die  einen  Bestand- 
teil der  ordnungsmäßigen  Buchführung  ausmachen,  HGB.  §  314  Ziff.  l 
sich  vielmehr  auch  auf  andere  Übersichten  als  B.,  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung und  Inventar  bezieht,  so  bilden  auch  die  konkursrechtlichen 
Bilanzdelikte  im  allgemeinen  keine  besondere  Deliktsgruppe.  Auch  die 
in  Konkursordnung  §§  239  f.  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen  betreffen 
nicht  bloß  Buchführungs-  oder  gar  nur  Bilanzdelikte. 

III.  Wir  betrachten  auch  die  konkursrechtlichen  Strafbestimmungen 
lediglich  unter  dem  Gesichtspunkt  ihrer  Beziehung  zur  B.  Demgemäß 
bleiben  unerörtert  1.  vom  betrügerischen  Bankerutt  das  Beiseiteschaffen  von 
Vermögensstücken,  2.  vom  einfachen  Bankerutt  a)  Verbrauch  oder  Schuldig- 
keit übermäßiger  Summen  infolge  von  Aufwand,  Spiel  usw.,  b)  Käufe 
auf  Kredit  und  Verkäufe  unter  deren  Wert  in  der  Absicht,  die  Konkurs- 
eröffnung hinauszuschieben. 

IV.  A.  Von  den  übrigen  Delikten  bedürfen  folgende  Buchführungs- 
delikte keiner  weiteren  Behandlung: 

1.  Die  Verheimlichung  von  Vermögensstücken. 

2.  Die  Anerkennung  oder  Aufstellung  von  ganz  oder  teilweise  er- 
dichteten Schulden  oder  Rechtsgeschäften. 

3.  Die  Unterlassung  der  Führung  von  Handelsbüchern. 

4.  Die  Unterlassung  der  Bilanzziehung  in  der  gesetzlich  vorge- 
schriebenen Zeit. 

5.  Die  Vernichtung  oder  Verheimlichung  von  Handelsbüchern. 

B.  Alle^)  diese  Bankerutthandlungen  können  wohl  gerade  in  be- 
zug  auf  die  B.  begangen  werden  —   die  Verheimlichung  von  Vermögens- 


^)  Es  fehlt  jeder  Anlaß,  mit  v.  Gordon  a.  a.  0.  S.  382  einziischränken :  mir  §  239 
Ziff.  3  und  4,  nicht  aber  §  239  Ziff.  1  und  2  handelten  von  der  Buchführung.  Wie  in 
den  Handelsbriefen,  werden  auch  in  Handelsbücheru  z.  B.  Kechtsgeschäfte  und  Schulder, 
fingiert. 
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Stücken/)  die  Anerkennung;  oder  Aufstellung  von  fingierten  Rechtsgeschäften 
kann  in  der  B.  erfolgen  usw.  — ,  aber  die  besondere  Art  der  B.  schafft 
hier  keine  Zweifelsfragen.  Insbesondere  ergibt  sich  aus  §  118  V  B,  daß 
Vermögensstücke  auch  in  der  Form  des  Bilanzziehens  verheimlicht  werden 
können,  nämlich  dadurch,  daß  Vermögensstücke  in  der  B.  aus  Verheim- 
lichungsvorsatz weggelassen  werden.  Nicht  ist  das  Delikt  in  diesem 
Falle  schon  bei  bloßer  Nichtnennung  von  Aktivwerten  erfüllt.  Wir  werden 
weiter  unten  sehen,  daß  sich  die  konkursrechtlichen  Bilanzdelikte  von  den 
einfachen  dadurch  unterscheiden,  daß  sie  die  Möglichkeit  der  Schädigung 
der  Gläubiger  voraussetzen,  und  durch  Unterbewertung  der  Aktiva  werden 
die  Gläubiger  nicht  benachteiligt.  Hieraus  folgt  keineswegs,  daß  durch 
Nichtnennen  von  Aktiven  das  Delikt  des  §  239  Ziff.  1  nicht  begangen 
werden  kann,  sondern  das  ist  nur  richtig:  Unterlassen  der  Nennung  ge- 
nügt nicht.  Strafbar  ist  solche  Unterlassung  (Unterbewertung)  nur,  wenn 
sie  mit  dem  Vorsatz  'der  Verheimlichung  geschieht. 

V.  Somit  verbleibt  als  zu  erläuterndes  konkursrechtliches  Buchfüh- 
rungs-  und  damit  auch  Bilanzdelikt  lediglich  das  Delikt  kotikursrecht- 
Uch  strafbarer  unübersichtlicher  Biichfiihriing  und  zwar  in  zwei 
Formen : 

A.  Als  betrügerische  Bankerutthandlung :  Nach  Konkursordnung 
§  239  Ziff.  4  mit  Konkursordnung  §  244  und  GmbH.  §  83  sind  Mitglieder 
des  Vorstandes  usw.  einer  Handelsgesellschaft  usw.,  die  ihre  Zahlungen 
eingestellt  hat  oder  über  deren  Vermögen  das  Konkursverfahren  eröffnet 
worden  ist,  strafbar,  wenn  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitglieder  des 
Vorstandes  usw.  in  der  Absicht^  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  zu  be- 
nachteiligen, die  Handelsbücher  der  Gesellschaft  so  geführt  oder  ver- 
ändert haben,  daß  dieselben  keine  Übersicht  des  Vermögenszustandes 
der  Gesellschaft  gewähren. 

B.  Als  einfache  Bankerutthandlung :  Nach  Konkursordnung  §  240 
Ziff.  3  mit  Konkursordnung  §  244  und  GmbHG.  §  83  sind  Mitglieder  des 
Vorstandes  usw.  einer  Handelsgesellschaft  usw.,  die  ihre  Zahlungen  ein- 
gestellt hat  oder  über  deren  Vermögen  das  Konkursverfahren  eröffnet 
wurde,  strafbar,  wenn  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitglieder  des  Vorstandes 
usw.  die  Handelsbücher,  deren  Führung  ihnen  gesetzlich  oblag,  so  un- 
ordentlich geführt  Imhen,  ddiQ  sie  keine  Übersicht  des  Vermögenszustandes 
der  Gesellschaft  gewähren. 

b)  Die  nnübersichtliclxe  Buchführung. 

§  122. 

I.  Zwischen  unübersichtlicher  Buchführung  als  betrügerischer  und 
als  einfacher  Bankerutthandlung  besteht  ein  wesentlicher  Unterschied. 

A.  §  239  Ziff.  4  lautet:  strafbar,  wenn  ,,sie  ihre  Handelsbücher  so 
geführt  oder  verändert  haben,  daß  dieselben  keine  Übersicht  des  Ver- 
mögenszustandes gewähren" ;  §  240  Ziff.  3  hingegen  bemerkt :  strafbar, 
wenn  ,,sie  ihre  Handelsbücher  so  unordentlich  geführt  haben,  daß  sie 
keine  Übersicht  ihres  Vermögenszustandes  gewähren". 

Unordentlich  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  ordnungswidrig.  Ord- 
nungswidrig,  d.  h.  im   Widerspruch   mit  der  Ordnung   der  Buchführung, 

')  Z.  B.  von  Schulden,  wodurch  die  Gläubiger  bewogan  werden  können,  Moratorien 
zu  gewähren. 
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mit  den  Rechtssätzen  und  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchfiihruug 
können  die  Bücher  auch  vorsätzlich  geführt  werden.  Denn  der  Gegen- 
satz zu  „ordnungsmäßig"  (HGB.  §  38)  ist  nicht  unordentlich,  sondern 
ordnungswidi'ig.  Unordetitlich  bedeutet  dagegen  nachlässig,  unvor- 
sichtig, mit  Außerachtlassung  der  Sorgfalt  des  ordentlichen  Geschäfts- 
mannes. ')  Unordentlich  sind  die  Bücher  geführt,  wenn  der  Buchführende 
die  Tatsache  der  mangelnden  Ordnung  nicht  als  sicheren  oder  möglichen 
Erfolg  seiner  Handlung  sich  vorgestellt  hat,  aber  hätte  vorstellen  sollen 
oder  können.  Der  Bankbruch  nach  §  240  Ziff  3  kann,  soweit  die  Bankerutt- 
haudlung  ,, unordentliche  Buchführung"  in  Betracht  kommt,  nur  fahrlässig 
begangen  werden. 

B.  v.  Gordon  leugnet  den  eben  angegebenen  Unterschied  zwischen 
der  unübersichtlichen  Buchführung  aus  Konkursordnung  §  239  Ziff.  4  und 
§  240  Ziff  3.  Auch  als  betrügliche  Bankerutthandlung  setze  die  unüber- 
sichtliche Buchführung  das  Vorhandensein  unordentlicher  Buchführiing 
voraus.  Zwar  stehe  dem  der  Wortlaut  des  G.  entgegen,  aber  aus  dem 
Gesetzesinhalt  folge  es;  denn  ,, ein  Fehlen  der  Vermögensübersicht  sei  bei 
ordnungsmäßiger,  dem  Geschäfte  entsprechender  Buchführung  undenkbar".*) 

Hier  ist  jedenfalls  unordentlich  und  ordnungswidrig  verwechselt. 
Nicht  nur  die  unordentliche,  sondern  jede  ordnungswidrige  Führung  der 
Bücher  kann  die  Übersicht  des  Vermögenszustandes  verhindern.  Dann 
aber  trifft  die  dieser  Meinung  zugrunde  liegende  Anschauung  nicht  zu, 
als  gehöre  zum  Begriff  der  ordentlichen  oder  ordnungsgemäßen  Buchfüh- 
rung lediglich  formelle,  nicht  auch  materielle  Korrektheit,  nur  Klarheit, 
nicht  auch  Wahrheit  der  Buchung.  Mit  diesem  Punkte  haben  wir  uns 
zu  beschäftigen.  Es  ist  darzulegen^  daß  die  Buchführung  und  ins- 
besondere auch  die  ordentliche  Buchführung  sich  nicht  bloß  auf  die 
Fornij  sondern  auch  auf  den  Inhalt  der  Buchungen  (Postenbenennung, 
Vollständigkeit,  Bilanzfähigkeit,  Bewertung)  erstreckt.  Auf  der  Erkenntnis 
des  Grundsatzes,  daß  es  zu  den  Rechtspflichten  der  Buchhaltung  gehört, 
nicht  nur  den  buchmäßigen,  sondern  den  wahren  Vermögenszustand  klar 
ersichtlich  zu  machen,  beruht  vor  allem  der  Schutz  gegen  Bilanzverschleie- 
rung und  Bilanzfälschung.  Gehörte  zu  den  Buchführungspflichteu  des 
Kaufmanns  nicht,  den  Vermögensstand  in  den  Büchern  auch  wahr  darzu- 
stellen, so  wäre  es  leicht,  ohne  Verletzung  einer  Buchhaltungspflicht  die 
wahre  Vermögenslage  zu  verdecken;  denn  es  hält  nicht  schwer,  unter 
Einhaltung  der  Vorschriften  über  die  Buchführungsform  den  Buchungen 
einen  unwahren  Inhalt  zu  geben.  Eine  B.  kann  formell  tadellos  und 
doch  inhaltlich  unwahr  sein.  Sie  kann  formell  eine  lückenlose  Übersicht 
darstellen,  materiell  aber  dieser  Eigenschaft  entbehren.  Mit  peinlichster 
formaler  Klarheit  vermag  sich  stärkste  materielle  Unwahrheit  zu  verbinden. 

II.  Daß  die  Buchführungspflicht  auch  die  materielle  Korrektheit  der 
Buchungen  umfaßt,  ergibt  sich  aus  dem  Wesen  der  Buchführung  und  dem 
positiven  Recht. 

A.  Buchhaltung  ist  geordnete  (systematische)  Aufzeichnung  des  Fcr- 
/«ö^ßTisstandes  einer  Erwerbswirtschaft  und  seiner  Veränderungen  durch 
den  Geschäftsbetrieb.  Macht  systematische  Darstellung  von  Vermögens- 
stand und  Vermögensbewegung  das  Wesen  der  Buchhaltung  aus,  so  kann 
keine  wirkliche,  sondern  nur  scheinbare  Buchführung  vorliegen,  wenn  die 

')  RGSt.  39,  168  und  222. 

*j  V.  Gordon,  Juristenzeitung  1902  S.  382  und  dazu  die  Kritik  von  Weher  im  Ge- 
richtssaal Bd.  62  S.  368,  375. 
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Buchführung  zwar  eine  geordnete  Darstellung  eines  Vermögensstandes, 
aber  nicht  die  geordnete  Darstellung  des  wahren  Vermügensstandes  gibt. 
Nur  der  äußeren  Form,  aber  nicht  der  Sache  nach  ist  dann  Buchführung 
vorhanden. 

ß.  Aber  auch  das  positive  Recht  verlangt  zum  Wesen  der  Buch- 
haltung geordnete  Darstellung  der  wahren  Vermögenslage. 

1.  Nach  HGB.  §  88  hat  der  Kaufmann  die  Lage  seines  Vermögens 
in  seinen  Büchern  ersichtlich  zu  machen.  Aufgabe  des  Kaufmanns  ist 
demzufolge,  den  wahren  Stand  seines  Vermögens  durch  Schriftstücke  nach- 
zuweisen und  zwar  nicht  bloß  durch  seine  Handelsbriefe,  sondern  in  seinen 
d.  h.  von  ihm  zu  führenden  Büchern.  Also  sind  Haudelsbücher  im  Sinne 
des  G.  lediglich  Aufzeichnungen,  welche  die  wirkliche  Vermögenslage  er- 
sehen lassen. 

2.  Ferner  verbietet  HGB.  §  314  Ziff.  1  in  den  „Übersichten  über 
den  Vermögensstand"  'den  Stand  der  Verhältnisse  ^,u?iwahr"^  darzustellen. 
Demgemäß  gehört  zum  Wesen  der  Übersichten  Ersichtlichmachung  des 
wahren  Vermögensstandes. 

3.  Endlich  bedroht  das  G.  mit  Strafe,  die  Handelsbücher  so  zu  führen, 
,,daß  dieselben  keine  Übersicht  c^f's  Vermögenszustandes  gewähren".  D.  h.' 
doch  die  Buchführenden  sind  strafrechtlich  verantwortlich  nicht  bloß,  wenn 
ihre  Bücher  des  Charakters  der  -Übersicht  entbehren,  sondern  auch,  wenn 
sie  zwar  eine  Übersicht  gewähren,  aber  nur  die  Übersicht  eines  Ver- 
mögenszustandes, nicht  des  Vermögenszustandes,  d.  h.  des  wahren  Ver- 
mögenszustandes. ^) 

C.  Demgemäß  reicht  zum  Vorliegen  einer  Buchführung  im  wahren 
und  gesetzlichen  Sinne  nicht  hin,  daß  in  den  Büchern  nichts  unleserlich 
gemacht,  radiert  oder  überschrieben  ist,  in  ihnen  keine  rechnerischen  Un- 
richtigkeiten oder  sonstigen  Unstimmigkeiten  zwischen  den  einzelnen  Büchern 
und  Konten  sich  finden;  auch  das  genügt  nicht,  daß  zwischen  Buchung 
und  Buchungsunterlagen,  Handelskorrespondenz  (insbesondere  Handels- 
kopierbuch), ^)  Notizbüchern  und  ähnlichem,  völlige  Übereinstimmung  be- 
steht, sondern  was  das. Wesen  der  Buchhaltung  nach  Natur  und  Gesetz 
noch  weiter  fordert,  ist  Übereinstimmung  mit  derwahren  Vermögenslage. 

Hieraus  ergibt  sich  im  einzelnen: 

1.  a) -Aufgabe  der  Buchführung  ist,  die  Vermögenslage  ersichtlich 
zu  machen.  Also  muß  die  Darstellung  a)  wahr  b)  klar  sein.  Daher  dürfen 
keine  solchen  Buchungen  gemacht  werden,  daß  die  Darstellung  unwahr 
oder  unklar  wird.  Macht  der  Kaufmann  wissentlich  oder  fahrlässig  un- 
wahre oder  unklare  Einträge,  so  ist  grundsätzlich  die  Buchführungspflicht 
verletzt. 

b)  Die  wichtigste  Folgerung  ist:  zu  den  Buchführungspflichten  ge- 
hört aucii  die  Angabe  des  wahren  Wertes  der  Buchführungsposten,  die 
richtige  Bewertung  der  Aktiva  und  Passiva ;  denn  unwahre  Bewertung  in 
den  Handelsbüchern  ist  unwahre  Darstellung  der  wirklichen  Vermögens- 
lage. Daß  die  Verpflichtung  zu  richtiger  Bewertung  einen  Bestandteil 
der  Buchführungspflicht  ausmacht,  beweist  auch  das  positive  Recht.  Die 
allgemeinen  Bewertungsvorschriften  des  HGB,  stehen  in  dem  Abschnitte 
über  ,, Handelsbücher",  die  Vorschriften  des  Aktienrechts  über  die  Be- 
wertung bezeichnen  sich  als  Vorschriften  über  die  Aufstellung  der  B.    Die 

»)  Vgl.  dazu  auch   Weher,  Gerichtssaal  62  8.  375,  377. 

*)  Das  Handelskopierbuch  gehört  nicht  zur  Buchhaltung,  aber  zu  den  Handels- 
büchem. 
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Buchführungspflicht  umfaßt  nicht  lediglich  die  Pflicht  zur  Einhaltung 
der  Vorschriften  über  die  Buchungsformen,  sondern  auch  die  Pflicht 
zur  Einhaltung  der  Vorschriften  über  den  Inhalt  der  Buchungen. 
2.  a)  Gleichgültig-  ist,  ob  die  Buchung  einen  Umstand  darstellt,  der 
außerhalb  der  Bücher  kein  Dasein  hat,  oder  ob  sie  eine  Tatsache  beur- 
kundet, die  auch  außerhalb  der  Bücher  und  ohne  Buchung  selbständiges 
Dasein  besitzt.  Einen  Buchführungsakt  repräsentiert  nicht  nur  die  Zer- 
legung des  Schuldkontos  eines  Schuldners  in  mehrere  Schuldposten,  z.  B. 
in  ein  ,, Conto  ordinario"  und  ein  ,, Vorschußkonto",  sondern  Buchführungs- 
akt ist  nicht  minder  ein  Akt,  der  nicht  bloß  in  den  Büchern,  sondern 
auch  außerhalb  derselben  besteht,  ein  Akt,  welcher  nicht  lediglich,  sondern 
nur  zugleich  Buchführungsakt  ist.  Buchführungsakt  ist  auch  der  Ver- 
kauf von  Waren  gegen  bar  oder  auf  Kredit.  Dieses  Geschäft  verändert 
nicht  bloß  die  Zusammensetzung  des  Vermögens  und  damit  die  Vermögens- 
lage, sondern  auch  die  Darstellung,  die  Ersichtlichmachung  der  Ver- 
mögenslage. Nach  dem  Wesen  der  Buchhaltung  als  schriftlicher  Dar- 
stellung des  Vermögenstandes  und  seiner  Veränderungen  sind  alle  den 
Vermögenszustand  verändernde  Maßnahmen  auch  Buchführungsakte.  Laut 
HGB.  §  38  hat  der  Kaufmann  seine  Handelsgeschäfte  und  seine  Ver- 
mögenslage in  seinen  Büchern  ersichtlich  zu  machen;  also  liegt  in  der 
Vornahme  von  Handelsgeschäften  zugleich  ein  Akt  von  buchhalterischer 
Bedeutung.  Diese  Auffassung  scheitert  keineswegs  etwa  daran,  daß  der 
Gesetzgeber  in  Konkursordnung  §  239  nicht  nur  die  unübersichtliche  ,, Füh- 
rung" der  Handelsbücher,  sondern  daneben  noch  besonders  die  „Auf- 
stellung" erdichteter  Eechtsgeschäfte  oder  Schulden  unter  Strafe  stellt. 
Nicht  alle  Handelsgeschäfte  sind  zugleich  Buchführungsakte.  Es  gibt 
Geschäfte,  die  keiner  Buchung  bedürfen,  Z.  B.  die  Verpfändung  von 
Aktiven.  Sie  ist  ersichtlich  aus  den  Handelsbriefen,  nicht  notwendig  aber 
aus  den  Handelsbüchern. 

b)  Eine  Mittelstellung  zwischen  den  Geschäftsereignissen,  die  nur 
durch  Buchung  existent  werden,  und  solchen,  die  ohne  jede  Buchung  zur 
Existenz  gelangen,  nehmen  Geschäftsvorgänge  ein,  die  zu  ihrer  Vollen- 
dung einer  Buchung  bedürfen.  Die  Vornahme  von  freiwilligen  Abschrei- 
bungen, die  Bildung  von  offenen  Rücklagen  aus  dem  Gewinn  ist  materiell 
verursacht,  begründet  mit  dem  Beschluß,  diesen  Gewinnteil  von  der  Aus- 
schüttung als  Dividende  auszunehmen.  Aber  die  Perfektion  des  Vorgangs 
verlaugt  noch  eine  Buchung.  Denn  die  Ausscheidung  des  betreffenden 
Gewinnteils  aus  dem  Reingewinn  erfolgt  nicht  tatsächhch,  sondern  buch- 
technisch. Ausgeschieden  wird  der  Gewinnteil  aus  einem  Konto,  nicht 
aus  der  Menge  der  reell  vorhandenen  Vermögenswerte. 

D.  Nicht  verwechselt  werden  darf  klare  und  wahre  Vermögenslage 
mit  einfacher  Vermögenslage.  Der  Kaufmann  hat  lediglich  die  Pflicht, 
seine  Vermögenslage  schriftlich  klar  und  wahr  darzustellen,  nicht  aber 
die  Pflicht,  sie  wirtschaftlich  nicht  kompliziert,  sondern  einfach  zu 
gestalten. 

1.  Der  Kaufmann  will  seine  Vermögenslage,  seine  Aktiva  flüssiger 
gestalten.  Zu  diesem  Zwecke  nimmt  er  S^chiebungen  vor.  D.  h.  er  setzt 
sein  Vermögen  anders  zusammen.  Er  schiebt  ein  Stück  aus  seinem  Ver- 
mögen hinaus,  läßt  es  daraus  verschwinden,  indem  er  es  durch  ein  anderes 
ersetzt.  Er  ersetzt  z.  B.  Aktivposten  durch  andere  (Umwandlung  von 
Debitoren  in  Effekten  oder  umgekehrt;  Ersetzen  eines  Schuldners  durch 
eine  Schuldnermehrheit)  oder  er  ersetzt  Passivposten  durch  andere  (an  Stelle 
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von  primären  Verbindlichkeiten  Garantieübernahmen).^)  Hierin  liegt  nichts 
Pflichtwitli-iges,  wenn  auch  die  vermögensrechtlichen  Beziehungen  dadurch 
zahlreicher  und  verwickelter  werden  und  daher  auch  die  Erkenntnis 
ihres  wirtschaftlichen  Ergebnisses,  die  Erkenntnis  des  Vermögenszustandes 
sich  schwieriger  gewinnen  läßt.  Der  Kaufmann  darf  —  auch  durch  die 
Künste  der  Buchführung  —  seine  Vermögenslage  unübersichtlich  gestalten. 
Erlaubt  ist  ihm,  seine  Vermögensverhältiiisse  unklar  zu  gestalten^ 
verboten  ist  ihm,  seine  Vermögensverhältnisse,  mögen  sie  klar  oder  unklar 
gestaltet  sein,  unwahr  und  unklar  darzustellen,  ausgenommen  natürlich 
die  Mittel  und  Formen  erlaubter  Bücherunwahrheit  und  Bücherunklarheit, 
die  das  technische  ^^'esen  der  Buchführung  an  die  Hand  gibt."^)  Der  Kauf- 
mann darf  seine  Vermögenslage  vorübergehend  (für  den  Jahreschluß) 
flüssiger  gestalten,  als  sie  regelmäßig  ist,  aber  er  darf  seine  Lage  nicht 
vorübergehend  (für  das  Ende  des  Jahres)  flüssiger  darstellen,  als  sie  in 
dem  vorübergehenden'  Zeitpunkte  wirklich  ist, 

2.  a)  Etwas  anderes  als  flüssige  Gestaltung  der  Vermögenslage  ist 
flüssige  und  schöne  Gestaltung  lediglich  der  Bücher ^  insbesondere  der  B. 
Nicht  verboten  ist,  die  Vermögenslage  und  damit  auch  die  B.  flüssig  zu 
gestalten,  wohl  aber  ist  unerlaubt,  mir  die  B.  flüssig  und  schön  zu 
formen.  In  solchem  Falle  wird  lediglich  die  Darstellung  der  Vermögens- 
lage in  den  Büchern,  der  Inhalt  der  Bücher,  nicht  aber  die  Vermögens- 
lage selbst  verändert.  Somit  liegt  hier  Abweichung  der  dargestellten  von 
der  wirklichen  Vermögenslage,  also  unwahre  und  unklare  Darstellung  der 
wahren  Vermögenslage  vor.  Erforderlich  macht  dies  Abschluß  von  Schein- 
geschäften, Weglassen  oder  Erdichten  von  Posten  (insbesondere  auch  Rechts- 
geschäften),')  Überbewerten  von  Aktiven,  Unterbewerten  von  Passiven, 
unwahre  und  unklare  Benennungen  und  Gruppierungen,  kurzum  eine  An- 
wendung aller  jener  unerlaubten  Bilanz- Unwahrheiten  und  -Unklarheiten, 
von  denen  §§117  und  118  handeln.  Die  Vorschi-iften  und  Regeln  über  die 
Buchhaltungs/orm  sind  dabei  sorgsamst  gewahrt,  die  Vorschriften  aber 
über  den  Buchungsinhalt,  das  materielle  Buchführungsrecht  aufs  gröbste 
verletzt.  ]\Ian  kann  die  Buchführung  unübersichtlich  gestalten  durch  Miß- 
achtung der  Regeln  der  Buchführungsform  —  dies  ist  die  gröbere  Art 
der  Begehung  des  Deliktes  von  KonkO.  §  239  Zitf.  4  —  und  man  kann 
formell  peinlichst  ordnungsmäßig  verfahren,  aber  die  Vorschriften  über 
Bilanzbewertung,  Bilanzfälligkeit  und  Postenbenennung  aufs  stärkste  miß- 
achten.    Dies,  ist  die  feinere  Art  der  Begehung. 

b)  Im  ersteren  Falle  wird  die  wahre  Vermögenslage  durch  Buch- 


')  Beispiel  oben  in  §117X2.  Natürlich  dürfen  die  Geschäfte  nicht  bloß  zum 
Schein  geschlossen  sein;  solche  ändern  an  der  Zusammensetzung  des  wirklichen  Ver- 
mögens nichts.  Sie  begründen  weder  Recht  noch  Pflicht.  Werden  sie  gebucht,  so 
ändern  sie  die  Vermögensdarstellung,  aber  nicht  das  Vermögen,  sind  also  Fälschung. 
Vgl.  §91  VI  und  §  117X2  c. 

")  Darüber  §§  117  und  118. 

'j  Nicht  zu  verwechseln  ist  diese  Aufstellung  erdichteter  Geschäfte,  diese  Fiktion 
von  Geschäften  in  den  Büchern  mit  den  nur  zum  Schein  wirklich  abgeschlossenen  Ge- 
schäften. Letztere  sind  wirkliche  Geschäftsvorfälle,  die  aber  nicht  gebucht  werden  dürfen, 
weil  hieraus  weder  Rechte  noch  Pflichten  entstehen  BGB.  §117).  Erstere  sind  gre^Zac/ife 
Geschäftsvorfälle.  In  der  Buchung  beider  Arten  liegt  Buchung  von  Unwahrheiten.  Falsch- 
buchnng,  Bnchfälschung,  KonkO.  §  239  Ziff.  2  betrifft  nur  die  fingierten  (erdichteten), 
nicht  auch  die  Scheinge.scLäfte.  Scheingeschäfte  sind  nicht  „erdichtet",  sondern  reell 
geschlossen,  aber,  weil  kein  wirtschaftliches  Gut,  ohne  wirtscliaftliche  Wirkung,  nicht 
bilanzfähig.  Vgl.  auch  Weher  S.  367  f,  377.  Die  Bankerutthandlung  von  §  239  Ziff.  4 
kann  durch  Scheingeschäfte  und  durch  erdichtete  Geschäfte  begangen  werden. 
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führung-sakte  unersichtlich  gemacht,  die  zugleich  die  Vermögenslage  tat- 
sächlich ändern.  Solche  Unersichtlichmachung  ist  völlig  gestattet,  soweit 
dabei  das  materielle  und  formelle  Buchführungsrecht  eingehalten  wird. 
Den  Änderungen  in  der  Vermögensdarstellung  entsprechen  Änderungen 
im  Vermögenszustande  selbst.  Anders  dagegen  im  zweiten  Falle:  Hier 
wird  nur  die  Vermögensdarstellung,  nicht  auch  die  Vermögenszusammen- 
setzung geändert.  Die  tatsächliche  Vermögenslage  bleibt  von  diesen 
fingierten  Veränderungen  des  Vermögensstandes  unberührt.  Die  Buchungen 
stellen  daher  falsche  Vermögensverhältnisse  dar.  Verboten  ist,  den  Stand 
in  der  Dezemberbilanz  flüssiger  erscheinen  zu  lassen,  als  er  im  Dezember 
ist.  Aber  erlaubt  ist,  ihn  für  den  Dezember  flüssiger  zu  gestalten,  als  er 
im  November  war  und  im  Januar  sein  wird. 

E.  Man  hat  aus  dem  Umstände,  daß  manche  Buchführungsakte  nur 
auch  Buchführungsakte  bilden,  d.  h.  zugleich  tatsächliche  Vermögensver- 
änderungen, materielle  Verfügungen  bilden,  die  Behauptung  abgeleitet, 
für  solche  Buchführungsakte  könne  der  Buchführer  nicht  immer  verant- 
wortlich gemacht  werden.^)  Allein  soweit  die  materielle  Verfügung  die  Ver- 
mögensbewertung berührt,  trifft  dies  nicht  zu.  Die  Bewertungsregeln  machen 
einen  Hauptteil  des  materiellen  Buchführungsrechtes  aus.  Demgemäß  um- 
faßt die  Buchführungspflicht  auch  die  Pflicht  zur  Einhaltung  dieser  Be- 
wertungsgrundsätze. JSFur  eine  Konsequenz  hiervon  ist^  daß  die  zur 
JPri'tfung  der  Bilanz  bestellten  Hevisoren  auch  die  Einhaltung 
des  materiellen  Buchführungsrecht  es  nachzuprüfen  haben. 

III.  Gibt  man  auch  zu,  daß  die  Beachtung  der  Bewertungsnormen 
einen  Bestandteil  der  kaufmännischen  Buchhaltungspflicht  ausmacht^,)  so 
wird  doch  behauptet,  die  Berücksichtigung  der  Regeln  bilde  keinen  Be- 
standteil der  Pflicht  der  ordnungsmäßigen  Buchführung.  Diese  Verbind- 
lichkeit beziehe  sich  lediglich  auf  das  Erfordernis  formeller  Korrektheit. 

A.  1.  Dies  ist  nicht  bloß  die  Meinung  v.  Goi^dons/)  sondern  auch 
Webers,  des  Anklägers  im  Leipziger  Bankprozeß.  In  verschiedenen  Wen- 
dungen^) behauptet  er:  „Entsprechen  die  Bucheinträge  den  Buchungs- 
unterlagen  (Handelsbriefen  usw.),  so  wii'd  man,  wenn  weiter  auch  noch 
die  äußeren  Formen,  die  für  die  Buchhaltungstechnik  in  Geltung  sind, 
Beobachtung  fanden,  von  ordnungsmäßiger  Buchführung  zu  sprechen 
haben". 

2.  Die  Folge  davon  wäre  Straflosigkeit  nachlässiger  Buchführung, 
wenn  sich  die  Nachlässigkeit  auf  Postenbezeichnung,  Bilanzfähigkeit,  Voll- 
ständigkeit der  Buchungen  und  Bewertungsrichtigkeit  bezieht. 

B.  Allein  diese  schon  nach  ihrem  Ergebnis  wenig  ansprechende  Lehre 
scheitert  an  einem  Doppelten. 

1.  Vor  allem  steht  sie  nicht  in  Einklang  mit  Wesen  und  Zweck 
der  Buchführung.  Worauf  die  Buchführung  abzielt,  ist  in  erster  Linie 
Darstellung  des  wirklichen  Vermögensstandes.  Dazu  genügt  nicht,  daß 
sie  die  äußere  Form  einer  Vermögensübersicht  erfüllt. 

2.  Dazu  kommt  das  positive  Recht: 

a)  Der  Kaufmann  hat  die  Pflicht,  ,, seine  Vermögenslage  in  den 
Büchern  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  ersichtlich 
zu  machen".    Würde  sich  der  Grundsatz  der  ürdnungsmäßigkeit  lediglich 


1)  V.  Gordon  a.  a.  0.  S.  383.     Gegen  ihn   Weher  S.  383  ff. 

*)  V.  Gordon  383 ;   Weher  a.  a.  0.  373,  383  f. 

»)  A.  a.  0  382. 

*)  Gerichtssaal  Bd.  62  S.  394,  376,  378,  381. 


518  §  122.  Die  übersichtliche  Buchführung. 

auf  die  Regeln  der  Buclilialtungslorm  beziehen,  so  wäre  der  Kaufmann, 
soweit  nicht  das  HGB.  materielle  Buchführungsvorschriften  aufstellt,  lediglich 
verpflichtet,  eine  formell  korrekte  Darstellung  zu  geben.  Wie  könnte  der 
Gesetzgeber  das  aber  ein  Ersieht l ichmsidien  nennen?  Erlaubt  doch  ge- 
rade die  Anwendung  der  Regeln  der  Buchhaltungsform,  die  materielle 
"Wahrheit  unersichtlich  zu  machen.  Eine  ganze  Reihe  von  Biichungs- 
formen  führten  wir  in  §§117  und  118  an,  durch  die  der  wirkliche  Ver- 
mögensstand buchmäßig  unklar  und  unwahr  gemacht  werden  kann,  ohne 
daß  sich  von  Ordnungswidrigkeit  sprechen  ließe. 

b)  Man  könnte  einwenden  wollen:  der  Begriff  ,, ordnungsmäßige  Buch- 
führung" braucht  trotzdem  nicht  auch  das  materielle  Buchhaltungsrecht 
zu  umfassen.  Die  Bewertungsvorschriften  trifft  der  Gesetzgeber  selbst. 
Hiervon  handelt  er  in  den  folgenden  Paragraphen  (§§  39  und  40).  Nur 
für  die  formelle  Seite  der  Buchführung  will  er  auf  den  Buchhaltungs- 
brauch, auf  die  Buchlialtungsordnung  verwiesen  haben.  Allein  decken 
sich  denn  Bilanzbewertungs-  und  materielles  Buchführungsrecht?  Das 
materielle  Biichführungsrecht  umfaßt  mehr :  auch  die  Fragen  der  Bilanz- 
fähigkeit und  der  Posteubezeichnung.  Und  hierfür  enthält  das  HGB. 
keine  Normen.  Also  muß  auf  die  Buchführungsordnung,  das  Buchhaltungs- 
gewohnheitsrecht  zurückgegriffen  werden. 

c)  Ein  wirklich  erhobener- Einwand  ist  der  der  praktischen  Uner- 
heblichkeit. Wenn  sich  der  Begriff  „unordentliche  Buchführung"  auch 
auf  die  materielle  Seite  der  Buchhaltung  bezöge,  so  würde  dies  doch 
praktisch  bedeutungslos  sein.  Wohl  könnte  denkbar  sein,  daß  die  Über- 
sicht im  Sinne  von  Konkursordnuug  §  240  Ziff.  3  lediglich  wegen  materiell 
zu  beanstandender  Buchungen  fehle,  aber  praktisch  werde  jeder,  der 
seine  Bücher  durch  Buchung  materiell  zu  beanstandender  Geschäfte  un- 
übersichtlich gestalte,  auch  zugleich  in  der  Absicht  handeln,  seine  Gläu- 
biger zu  benachteiligen,  so  daß  bei  ihm  gar  nicht  Konkursordnung  §  240 
Ziff.  3,  sondern  §  239  Ziff".  4  in  Frage  komme. ^)  Allein  ist  nicht  mög- 
lich, daß  jemand  aus  Mangel  an  Sorgfalt  Aktiven  aus  der  B.  wegläßt 
oder  Aktiven  unterbewertet?  Sollte  dann  nicht  unordentliche  Buchführung, 
die  Unübersichtlichkeit  bewirkt,  vorliegen.^ 

IV.  Welche  Irrtümer  die  Meinung  verursacht,  als  umfasse  die  Buch- 
führungspflicht nicht  auch  die  Verpflichtung  zur  Einhaltung  der  Bewer- 
tungsgrundsätze, zeigt  nichts  besser,  als  die  Konsequenzen,  zu  welchen 
die  Anschauung  für  die  Buchung  von  Scheingeschäften  führt. 

A.  Die  notwendige  Folgerung  aus  dem  angegebenen  Prinzip  ist:  der 
Buchführende  hat  lediglich  die  Grundsätze  der  Buchhaltungsform  zu  be- 
obachten, also  ist  er  nicht  nur  berechtigt,  sondern  sogar  verpflichtet,  alle 
Geschäftsvorfälle,  die  formell  buchungsfähig  sind,  zu  buchen,  insbesondere 
alle  wirklich  abgeschlossenen  Geschäfte.  Wirklich  abgeschlossen  sind  auch 
die  nur  zum  Schein  eingegangenen. 

B.  Beachtet  der  Buchführende  dagegen,  daß  seine  Pflicht  auch  die 
materielle  Seite  der  Buchungen  umfaßt,  so  weiß  er  sofort,  daß  die  Schein- 
geschäfte als  nichtige  Geschäfte  keinen  Wert  besitzen  und  dass,  weil  alle 
Vermögensgegenstände  nur  mit  ihrem  effektiven  Werte  eingesetzt  werden 
dürfen,  die  aus  dem  Scheingeschäft  formell  sich  ergebenden  Rechte  oder 
Verbindlichkeiten  in  den  Rechnungsbüchern  überhaupt  nicht  vorgetragen 
werden  dürfen.*) 

•)  Vgl.  Weber  a.  a.  0.  380. 
»)  Vgl.  auch  Weher  377. 
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V.  Noch  erübrigt,  einige  Eiiizelpimkte  festzustellen,  durch  die  sich 
das  Konkursdelikt  unübersichtlicher  Buchführung  aus  Fahrlässigkeit  oder 
Vorsatz  von  dem  handelsrechtlichen  Delikt  wissentlich  unwahrer  oder  un- 
klarer Darstellung  unterscheidet. 

A.  Beim  Delikt  des  HGB.  §  314  Ziff.  1  genügt  Verschleierung  in 
einer  zusammenfassenden  Übersicht,  in  der  B.,  dem  Gewinn-  und  Ver- 
lustkonto, im  Inventar.  ]\[ögen  die  übrigen  Handelsbücher  die  Vermögens- 
lage klar  und  wahr  darstellen,  so  liegt  doch  Strafbarkeit  vor,  wenn  diese 
Übersichten  Fälschungen  und  Verdunklungen  enthalten.  Zum  Vor- 
handensein der  Tatbestände  von  KonkO.  §  239  Ziff.  4  und  §  240  Ziff.  3 
reicht  nicht  hin,  daß  die  B.  oder  eine  andere  der  erwähnten  Zusammen- 
fassungen keine  Übersicht  gewährt. 

1.  Nicht  ist  hierfür  der  Grund,  daß  B.,  Gewinn-  und  Verlustrech- 
nung und  Inventar  nicht  zu  den  Handelsbüchern  gehörten,  die  Bilanz- 
aufmachung usw.  keinen  Akt  der  Buchführung  darstellte.  Zweifellos  rechnet 
die  B.  usw.  zu  den  Handelsbüchern ;  das  HGB.  ordnet  ihr  Recht  in  dem 
Abschnitte  über  die  Handelsbücher.  Und  auch  aus  allgemeinen  Erwägungen 
folgt  das  gleiche.  Aber  das  G.  verlangt,  daß  die  Schuldner  die  Handels- 
bücher so  (unordentlich)  geführt  haben,  daß  sie  keine  Übersicht  gewähren. 
Somit  reicht  zur  Straf  barkeit  nicht  aus,  daß  nur  B.  oder  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  oder  Inventar  keine  Übersicht  gewähren,  sobald 
die  übrigen  Handelsbücher  eine  Übersicht  des  Vermögenszustandes 
darbieten. 

2.  Nicht  ist  notwendig,  daß  die  Bücher  die  Übersicht  ohne  Zutun 
des  sie  Einsehenden  gewähren.  So  enge  darf  die  Bestimmung  nicht  auf- 
gefaßt werden.  Keineswegs  ist  erforderlich,  daß  die  Bücher  eine  Über- 
sicht des  Vermögenszustandes  enthalten,  d.  h.  eines  der  Konten  die  Form 
einer  Zusammenfassung  aller  Vermögensteile  an  sich  trägt.  Dann  läge 
für  die  laufende  Buchführung,  die  Buchführung  während  des  Jahres  oder 
eines  Jahresteils  immer  ein  Zustand  der  Unübersichtlichkeit  der  Bücher 
vor.  Was  die  Vorschrift  sagen  will,  ist:  die  Bücher  müssen  so  geführt 
sein,  daß  der  sie  Einsehende  jederzeit  durch  eigene  Tätigkeit  aus  ihnen 
eine  Übersicht  zu  ge\^annen,  d.  h.  sich  also  auch  eine  formelle  Zusammen- 
fassung aller  Konten,  eine  Übersicht  im  formellen  Sinne  herstellen  kann. 

3.  Hiermit  ist  zugleich  erwiesen,  daß  das  Wort  ,, Übersicht"  in  der 
KonkO.  §§  239  f.  jn  einer  anderen  Bedeutung  steht,  als  in  HGB.  §  314  Ziff.  1. 
Hier  bedeutet  ,, Übersicht"  etwas  Formelles :  eine  rechnerische  Zusammen- 
fassung des  Vermögensstandes  auf  einer  oder  wenigen  Seiten.  Anders 
dagegen  in  KonkO.  §§  239  f.  Hier  bedarf  es  nicht  des  Vorhandenseins 
einer  solchen  Übersichtstabelle,  solcher  Übersichtskonten  oder  Bücher.  Er- 
forderlich ist  lediglich,  daß  die  Bücher  so  geführt  sind,  daß  es  dem  sie 
Einsehenden  möglich  wird,  sich  in  verhältnismäßig  kürzerer  Zeit  ein 
Urteil  über  die  Vermögenslage  als  Ganzes  zu  büden. 

4.  Gewährt  nur  eines  der  Absclilußbücher,  die  B.  oder  das  Gewinn- 
und  Verlustkonto  oder  das  Inventar,  keine  Übersicht,  so  darf  keineswegs 
unter  allen  Umständen  die  Straffreiheit  gefolgert  werden.  Es  bleibt  immer 
noch  die  Möglichkeit  der  Bestrafung  aus  HGB.  §  314  Ziff.  1,  also  wegen 
wissentlicher,  wenn  auch  nicht  wegen  fahrlässiger,  Bilanzunwahrheit  oder 
Unklarheit.  Allerdings  ist  dies  nur  bei  den  dort  genannten  Gesellschaften 
möglich.  Sonstige  Schuldner,  gewöhnliche  Kaufleute,  sind  strafbar  ledig- 
lich, wenn  auch  die  übrigen  Bücher,  die  laufenden  Bücher  keine  Über- 
sicht gewähren. 
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5.  Nicht  darf  andererseits  gesclilosseu  werden,  daß  diese  Bücher 
alle  so  geführt  sein  müssen,  daß  sie  keine  Übersiclit  gewähren.  Not- 
wendig ist  nur,  daß  sie  insgesamt  nicht  zur  Gewährung  einer  Übersicht 
beitragen.  Das  eine  oder  andere  kann  ordentlich  und  ordnungsmäßig  ge- 
führt sein. 

B.  Weiter  setzt  die  Strafbarkeit  voraus,  daß  die  Buchführung  keine 
Übersicht  gewährt.  Das  ist  einerseits  mehr,  aber  andererseits  weniger, 
als  was  He^B.  §  314  Ziff.  1  verlangt. 

1.  Nach  HGB.  §  38  ist  der  Kaufmann  verpflichtet,  in  den  Handels- 
büchern die  Lage  seines  Vermögens  ^/"sichtlich  zu  machen.  Nach  HGB. 
§  39  hat  er  dies  auch  in  Form  des  Hersteilens  von  formellen  Übersichten 
zu  tun.  Zur  Bestrafung  nach  HGB.  §  314  Ziff.  1  reicht  hin,  daß  in  der 
Übersicht  irgend  ein  Vermögensverhältnis  unklar  oder  unwahr  dargestellt 
ist.  Nach  KonkO.  §§  239  f.  ist  erforderlich,  daß  Un ersieh tlichmachung  der 
Vermögenslage  als  eines  Ganzen,  daß  UnziZ^ez-sichtlichkeit  der  Vermögens- 
lage bewirkt  ist. 

2.  a)  Aber  andererseits  verlangt  die  Konkursordnung  auch  weniger. 
Das  HGB.  §  314  Ziff.  1  stellt  unter  Strafe  jede  Unersichtlichmachung,  auch 
die  eines  einzelnen  Vermögensverhältnisses.  Nach  dem  Tatbestande  von 
KonkO.  §§  239  f  ist  nicht  strafbar,  wenn  die  Bücher  so  geführt  sind,  daß 
sie  keine  Einsicht  in  die  einzelnen  Vermögensverhältnisse  gewähren.  In 
Einzelheiten  können  die  Bücher  Unwahrheiten  und  Unklarheiten  enthalten ; 
in  den  Konten  der  laufenden  Rechnung  dürfen  sich  im  einzelnen  absicht- 
liche., oder  fahrlässige  Ordnungswidrigkeiten  vorfinden.  Wenn  dadurch 
die  Vber^ioXxi  über  den  Vermögenszustand  nicht  gestört  wird,  macht  dies 
nicht  straffällig. 

b)  a)  AUerdings  darf  dies  nicht  so  weit  gehen,  daß  zwar  die  for- 
mellen Übersichten,  die  B.  usw.,  eine  Übersicht  über  den  wahren  Ver- 
mögenszustand gewähren,  aber  nicht  die  übrigen  Bücher.  Das  G.  sagt, 
wenn  ,,(i/>  Bücher"  so  geführt  sind,  daß  sie  keine  Übersicht  gewähren. 
Somit  ist  Strafbarkeit  auch  möglich,  wenn  zwar  B.,  Gewinn-  und  Ver- 
lustkonto oder  Inventar  eine  Übersicht  bieten,  aber  nicht  die  Bücher  der 
laufenden  Rechnung.  Der  die  Bücher  Einsehende  soll  nicht  nur  aus  den 
formellen  Übersichten,  sondern  auch  aus  den  Büchern  der  laufenden  Rech- 
nung ein  zusammenfassendes  Bild  sich  zu  machen  vermögen.  Sofern  die 
Buchführung  derart  ist,  daß  dies  ausgeschlossen  wird,  liegt  Strafbarkeit 
nach  KonkO.  §§  239  f.  vor.  Denn  zur  Übersicht  des  N ^YmögQ,\i^znstandes 
gehört  nicht  bloß  die  Übersicht  über  die  Zusammensetzung  der  Aktiva 
und  Passiva  nach  sachlichen  Gruppen  und  über  den  Wertunterschied,  der 
zwischen  Aktiven  und  Passiven  besteht,  sondern  dazu  rechnejt  auch  die 
Möglichkeit,  einen  Überblick  darüber  zu  gewinnen,  zu  welchen  Persönlich- 
keiten und  Unternehmen  der  Kaufmann  in  Gläubiger-  oder  Schuldner- 
beziehung steht,  welche  Preise  für  seine  Erzeugnisse  er  fordert,  welche 
Löhne  er  gezahlt,  welche  Bezugsquellen  er  gehabt  hat,  zu  welchen  Zeiten 
dies  oder  jenes  Geschäft  abgeschlossen,  dieser  oder  jener  Geschäftsvor- 
fall eingetreten  ist.  P>st  auch  diese  Momente  gewäliren  die  volle  Mög- 
lichkeit, sich  über  die  Vermögenslage  des  Geschäftes  zu  orientieren.  Sie 
erst  mit  geben  z.  B.  einen  einigermaßen  sicheren  Anhalt  dafür,  ob  das 
Unteniehmen  überhaupt  lebensfähig  und  daher  wert  ist,  von  den  Gläu- 
bigem gehalten  zu  werden.^) 


•)  Vgl.  Weher  S.  371. 
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ß)  Nicht  ^)  ist  liierzu  erforderlich,  daß  jeder  einzelne  Geschäftsvor- 
fall In  den  Büchern  angeführt  wird,  aber  ein  allgemeiner  Überblick  über 
die  Geschäftsvorfälle  der  abgelaufenen  Wirtschaftsperiode  in  diesen  per- 
sönlichen, sachlichen  und  zeitlichen  Richtungen  muß  aus  den  Büchern  der 
laufenden  Jahresrechnung  zu  gewinnen  sein.  Hieraus  folgt:  wenn  und 
soweit  über  die  persönliche,  sachliche  und  zeitliche  Seite  eines  einzelnen 
Geschäftsvorfalles  in  den  genannten  Büchern  Angaben  gemacht  werden, 
müssen  sie  klar  und  wahr,  also  Übersicht  gewährend,  sein.  Sind  daher 
die  laufenden  Bücher  so  geführt,  daß  sie  über  Zeitumstände,  die  für  die 
Beurteilung  des  Vermögenszustandes  von  Bedeutung  sein  können,  keine 
Übersicht  gewähren,  so  liegt  eine  Verfehlung  gegen  Konkursordnung 
§§  239  bzw.  240  vor.  Solche  Verfehlungen  sind  z.  B.  Ziirückdatiernngen, 
wie  solche  vorgenommen  werden,  um  den  inneren  Zusammenhang  mit 
dem  Rechnungsabschluß  für  Schiebungen  unersichtlich  zu  machen,  die 
zur  „Glättung",  ,, Frisierung"  der  B.  kurz  vor  Jahresende  stattfinden. 
Zurückdatierungen  können  ausnahmsweise  auch  den  Tatbestand  von  HGB. 
§  314  Ziff.  1  erfüllen.  Möglich  ist,  daß  in  den  B.en  in  der  Vorkolonne 
auch  Angaben  über  Zeitumstände  gemacht  werden.  Für  die  Bücher  der 
laufenden  Rechnung  gehören  Zeitangaben  zum  wesentlichen  Inhalt.  Unter 
das  konkursrechtliche  Buchführungsdelikt  können  Rückdatierungen  sehr 
leicht  fallen. 

C.  Ein  dritter  Punkt,  in  dem  sich  die  ßuchführungsdelikte  des  HGB. 
und  der  Konkursordnung  unterscheiden,  ist  nachstehender. 

1.  Zur  Strafbarkeit  nach  HGB.  §  314  Ziff.  1  reicht  hin,  daß  die 
Übersicht  erschwert  wird.  Jede  rechtswidrige  wissentliche  Unklarheit 
und  Unwahrheit  macht  strafbar,  auch  die  geringste.  Die  Strafbarkeit 
wird  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  daß  möglich  ist,  durch  Zurückgehen 
auf  die  Bücher  der  laufenden  Rechnung  oder  auf  die  Unterlagen  der 
Buchung  (Handelsbriefe,  sonstige  Aufzeichnungen)  die  wahre  und  klare 
Vermögenslage  zu  erkennen.  Zum  Tatbestand  von  Konkursordnung  §  239 
Ziff.  4  und  §  240  Ziff.  3  genügt  dagegen  nicht,  daß  die  Bücher  die  Über- 
sicht über  den  Vermögenstand  erschweren ;  sie  müssen  die  Übersicht  un- 
möglich machen,  „keine  Übersicht  gewähren".  Demgemäß  entfällt  z.  B. 
die  Bestrafungsmöglichkeit,  wenn  durch  gehäufte  Anwendung  des  Prinzips 
der  Kontenspaltung  es  Schwierigkeit  verursacht,  eine  Übersicht  über  den 
Vermögenszustand  zu  gewinnen,  sofern  es  nur  noch  überhaupt  gelingt,  eine 
Übersicht  über  den  Vermögenszustand  zu  erlangen.  Dabei  ist  aber  wohl  zu 
beachten,  daß  Übersicht  mehr  als  Einsicht  bedeutet.  Es  kann  sein,  daß  die 
Bücher  so  geführt  sind,  daß  sie  noch  die  Vermögenslage  ersichtlich  machen, 
aber  nicht  mehr  eine  Übersicht,  d.  h.  die  Möglichkeit  verhältnismäßig  rascher 
Orientierung  gewähren.  Das  Prinzip  der  Kontenspaltung  kann  so  weit  ausge- 
dehnt werden,  daß  es  wohl  möglich  ist,  die  wahre  Vermögenslage  zu  erkennen, 
aber  erst  nach  langwierigem  Studium.  Hier  machen  die  Bücher  den  Ver- 
mögenszustand zwar  noch  ersichtlich,  aber  in  unübersichtlicher  Weise.  Wenn 
die  Leipziger  Bank  das  Schuldkonto  der  Trebergesellschaft  so  führte,  daß 
es  auf  181  Einzelkonten  verteilt  war,  war  dadurch  nicht  eine  Ersicht- 
lichkeit, wohl  aber  eine  übersichtliche  Ersichtlichkeit,  eine  ,, Übersicht" 
der  Vermögenslage  ausgeschlossen. 

2.  Auch  dadurch  wird  die  strafrechtliche  Schuld  aus  Konkursordnung 
§§  239  f.  nicht  beseitigt,  daß  die  Bücher  bei  Zuliilfenahme  der  „Schriften" 


')  Vgl.  RGE.  in  Strafsachen  Bd.  29  S.  307  ff. 
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der  Gesellschaft,^)  d.  h.  aller  Aiifzeiclinungeu,  die  nicht  unter  den  Begriff 
,,Ha»delsbücher"  fallen,  eine  Übersicht  gewähren.  Die  Bücher  müssen 
allein,  d.  h.  ohne  Zurückgehen  auf  die  Biichungsunterlagen  eine  Über- 
sicht erniüglichen.  Tun  sie  das  nicht,  so  ist  strafrechtliche  Schuld  ge- 
geben. Übrigens  wird  sich  bei  Gewinnung  eines  Einblicks  in  die  Ver- 
mögenslage lediglich  unter  der  Voraussetzung  des  Beiziehens  der  Handels- 
korrespondenz in  der  Regel  nicht  mehr  von  Gewinnung  einer  Übersicht, 
sondern  nur  von  Erzielung  eines  Urteils  über  die  Vermögenslage  sprechen 
lassen.  Denn  ohne  zeitraubendes  Nachforschen  wird  das  Urteil,  die  Ein- 
sicht in  den  Vermögenszustand  nicht  zu  erreichen  sein. 

4.  Gemeinsames  für  einfache  und  konkursrechtliche 
Bilanzdelikte. 

b)  Ideal-  und  Gesetzeskonkurreuz. 

§  123. 

I.  A.  Mehrere  „unselbständige"^)  Handlungen  bilden  strafrechtlich 
eine  Handlung.  Demgemäß  liegt  Idealkonkurrenz  vor,  w^enn  eine  Aus- 
führungshandluug  in  mehrere  unselbständige  Teilhaudlungen  zerfällt.  Ein 
Buchführungsdelikt  befindet  sich  in  Idealkonkurrenz  mit  einem  anderen 
Delikt,  wenn  die  unwahre  oder  unklare  Darstellung  oder  unübersichtliche 
Bilanzaufstellung  zugleich  den  Tatbestand  eines  anderen  Strafgesetzes 
erfiUlt.-^ 

B.  Zum  Tatbestand  von  HGB.  §  3U  Ziff.  1  gehört  weder  Bereiche- 
rungs-,  noch  Schädigungsabsicht.  Aber  die  betreffende  Handlung  kann 
mit  solchem  Vorsatz  verbunden  sein,  also  §  314  Ziff.  1  mit  Delikten  solchen 
Inhalts  in  Idealkoukurrenz  treten.  Durch  Bilanzverschleierung,  Bilanz- 
fälschung oder  Buchführung,  die  Unübersichtlichkeit  des  Vermögenszustandes 
bewirkt,  können  Bereicherungs-  und  Schädigungsdelikte  begangen  werden. 
In  Betracht  kommen  vor  allem  untreue^  Betrug^  Stenerhinterziehung 
und  betrügerische  Angaben  in  Prospekten. 

1.  Untreue  «)  im  besonderen^)  Sinne  des  HGB.  §§  312,  320  Abs.  3 
und  325  Ziff".  9  (Aktienrecht),  des  VAG.  §  110  und  des  GenossG.  §  146 
und  ß)  was  Gesellschaften  m.  b.  H,  angeht,  im  allgemeinen^)  Sinne  von 
RStrGß.  §  266  Ziff.  2.  Zur  Untreue  in  jenem  besonderen  Sinne  genügt 
jedes  „absichtliche  Handeln  zum  Nachteile  der  Gesellschaft";  die  allgemeine 
strafrechtliche  Untreue  verlangt  Verfügung  über  ein  bestimmtes  Ver- 
mögensstück der  Gesellschaft  zu  deren  Nachteil.'') 

a)  Untreue  in  dem  besonderen  Sinne  des  aktien-  und  aktienähnlichen 
Rechtes  begehen  Mitglieder  des  Vorstandes  z.  B.,  wenn  sie  in  der  B. 
wissenthch  (Gegensatz:  leichtfertig)  Aktiva  überschätzen,  Schulden  unter- 
schätzen, um  durch  eine  hohe  Ziffer  des  bilanzmäßigen  Reingewinns  die 
Verteilung  beträclitlicher  Tantiemen  und  Dividenden  zu  ermöglichen.  Niclit 
genügt  also  die  Überbewertung  und  die  Unterbewertung  nur  zur  Her- 
stellung eines  bedeutenden  Reingewinnsaldos.     Geschieht  es  zur  Bildung 

•)  Vgl.  HGB.  §  267:  „Der  Vorstand  hat  den  Revisoren  die  Einsicht  der  Bücher 
und  Schriften  der  Gesellschaft  ...  zu  gestatten." 

')  RStrGB.  §  74:  „mehrere  selbständige  Handlungen". 

»)  Lehmann,  A.en  II  264,  267,  272,  314,  mh. 

*)  RG.St.  37,  26.  -  Über  den  Ohinprozeß  DJZ.  18,  146.5  If. 

')  Die  Geschäftsführer,  Mitglieder  des  Aufsichtsrata  und  ähnliche  Organe  .sind 
Bevollmächtigte  im  Verstände  von  RStrGB.  §  266  Ziff.  2. 

•)  Das  GmbHG.  hält  besondere  Strafbestimmungen  nu^  zum  Schutz  der  Gläubiger 
für  notwendig.   Die  Gesellschaft  selbst  genießt  nur  den  Schutz  des  allgemeinen  StrGB. 
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von  Reserven  oder  zum  Ausweise  eines  hohen  Gewinnübertrags  auf  das 
nächste  Jahr,  so  ist  keine  Untreue  gegeben. 

b)  Nicht  reicht  ans,  daß  die  Bilanzverschleierung,  die  Bilanzfälschung 
oder  die  Unübersichtlichkeit  zur  Folge  habende  Buchführung  wirtschaft- 
lichen Nachteil  für  die  Gesellschaft  bewirkt,  sondern  notwendig  ist,  daß 
die  Handlung  (Bilanzverschleierung  usw.)  mit  der  Benachteiligungsr/^s/f7<^ 
vorgenommen  wird.  Eine  Handlung  kann  für  die  Gesellschaft  wirtschaft- 
lich vorteilhaft  und  nachteilig  zugleich  sein.  Die  durch  Überbewerten 
von  Aktiven  und  Unterbewerten  der  Schulden  ermöglichte  Ausschüttung 
einer  hohen  Dividende  ist  gegebenenfalls  geeignet,  den  Kurs  der  Aktien 
und  damit  den  Kredit  und  die  Ausdehnung  des  Kundenkreises  zu  steigern. 
Hieraus  folgt :  die  Vorstellung  bei  Begehung  der  Handlung  (Bilanzfälschung 
usw.),  daß  sie  der  Gesellschaft  sicher  oder  möglicherweise  Nachteil  bringt, 
reicht  nicht  hin,  um  den  Tatbestand  eines  absiclitlichen  Handelns  zum 
Nachteil  der  Gesellschaft  zu  begründen.  Hat  der  die  Aktiva  über  ihren 
wahren  Wert  Ansetzende  zwar  die  Vorstellung,  daß  die  tJberbewertung 
sicher  oder  möglicherweise  nachteilig  für  die  Gesellschaft  wirken  wird,  ist 
er  aber  gleichzeitig  davon  überzeugt,  daß  die  an  die  Handlung  sich  sicher 
oder  möglicherweise  knüpfenden  wirtschaftlichen  Vorteile  gegenüber  diesen 
nachteiligen  Wirkungen  überwiegen  oder  sie  mindestens  ausgleichen,  glaubt 
er  also  z.  B.,  durch  Überbewerten  die  unsicher  stehende  Gesellschaft  über 
die  Krisis' hin  wegbringen  zu  können,  so  handelt  er  mit  der  Absicht,  ihr 
zu  nützen. 

c)  Damit  ist  keineswegs  gesagt,  daß  der  Benachteiligungsvorsatz 
nicht  auch  bloß  ein  eventueller  sein  könne.  Zum  subjektiven  Tatbestand 
des  HGB.  §  312  genügt  auch  dolus  eventualis.  Aber  eventueller  Vorsatz 
ist  nicht  schon  gegeben,  wenn  der  Handelnde  erwogen  hat,  daß  die  Hand- 
lung auch  nachteilige  Folgen  haben  und  diese  Folgen  die  vorteilhaften 
überwiegen  können,  sondern  dolus  eventualis  liegt  erst  vor,  wenn  er 
auch  eventuell  den  nachteiligen  Erfolg  will.  Sagte  sich  der  Fälschende, 
wüßte  ich,  daß  die  Fälschung  zum  Nachteil  für  die  Gesellschaft  ausschlägt, 
so  beginge  ich  die  Fälschung  nicht,  so  befand  er  sich  nicht  in  dolo.  Gibt 
sich  der  Täter  der  Erwartung  hin,  daß  das  als  möglich  vorgestellte  Über- 
wiegen der  Nachteile  tatsächlich  nicht  vorliegt,  und  handelt  er  in  dieser 
Erwartung,  so  fehlt  es  an  jedem  Vorsatz. 

d)  Läßt  sich  nach  dem  konkreten  Tatbestande  nur  annehmen,  daß 
der  Täter  (Fälschende  usw.)  die  Möglichkeit  des  Überwiegens  der  nach- 
teiligen Wirkungen  bei  Anwendung  der  von  ihm  als  Geschäftsmann  zu 
erwartenden  Aufmerksamkeit  hätte  voraussehen  müssen  oder  können,  so 
ist  nur  Falirlässigkeit  gegeben. 

e)  Über  das  Verhältnis  speziell  von  HGB.  §  314  Ziff.  1  zu  §  312  ist 
schon  in  §  119  II  gehandelt.  Konkursordnung  §  240  Ziff.  3  und  HGB. 
§  312  können  dann  nicht  in  Idealkonkurrenz  stehen,  wenn  von  §  240 
Ziff.  3  der  Konkursordnung  der  Fall  der  ,, unordentlichen  Buchführung" 
gegeben  ist.  Denn  unordentliche  Buchführung  ist  fahrlässige  Buchführung 
und  Fahrlässigkeit  in  der  Buchführung  schließt  Vorsatz,  durch  Buch- 
führung zu  schädigen,  aus. 

f)  Natürlich  kann  Untreue  auch  durch  erlaubte  Bilanzunwahrheit 
begangen  werden.  Z.  B.  die  Aktiva  werden  unter  und  die  Passiva  über 
ihrem  Werte  angesetzt,  in  der  Absicht,  dem  Zwangsreservefonds  nicht 
die  gesetzliche  Reingewinnquote  zufüliren  zu  müssen.  Hier  tritt  an  die 
Stelle  der  offenen  eine  stille  Reserve.     Aber   diese  ist  in  ihrer  Verwen- 
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duug  nicht  gesetzlich  gebunden,  also  verteilbar.  Andererseits  kann  die 
leichtere  Verwendbarkeit  vorteilhaft  sein.  Glaubt  der  Vorstand  usw., 
daß  die  Vorteile  überwiegen,  so  ist  er  nicht  strafbar. 

2.  Betrug.  Durch  Verletzung  von  Buchführungspflichten  kann 
auch  ein  Betrug  begangen  werden.  Buchführungsdelikt  in  Idealkon- 
kurrenz  mit  Betrug  ist  Buchführungsdelikt  in  Verbindung  mit  Vermögens- 
schädigungs-,  Täuschungs-  und  Bereicherungsvorsatz. 

a)  Was  Buchführungsdehkt  in  Idealkonkurrenz  mit  Betrug  von  Buch- 
führungsdelikt in  Idealkonkurrenz  mit  Untreue  unterscheidet,  ist :  1 .  Un- 
treue verlangt  nur  Vorsatz  der  Vermögensschädigung,  Betrug  auch  Täu- 
schungsvorsatz und  Bereicherungsabsicht;  2.  Untreue  fordert  Vermögens-' 
Schädigung  der  Gesell  schaff,  bei  Betrug  kann  der  Schädigungsvorsatz 
auch  gegen  andere:  einzelne  Gesellschafter,  Angestellte,  Gesellschafts- 
gläubiger gerichtet  sein.  Hieraus  folgt,  daß  auch  Betrug  nicht  durch  alle 
Buchführungsdelikte  bedangen  werden  kann.  Ausgeschlossen  ist  und 
zwar  aus  demselben  Gruude,  wie  bei  Untreue,  Idealkonkurrenz  zwischen 
unordentlicher  Buchführung  mit  Wirkung  der  Unübersichtlichkeit  (Kon- 
kursordnung §  240  Zitf.  3)  und  Betrug.  Möglich  ist  Idealkonkurrenz 
zwischen  Betrug  und  betriiglichem  Bankerutt.  Denn  zum  betrüglichen 
Bankerutt  gehört  Benachteiligungsabsicht  speziell  gegenüber  Gläubigern; 
es  kann  sich  damit  also  Benachtdligungsabsicht  gegenüber  Gesellschaft 
und  andere  Dritte  verbinden.  Und  zum  Betrug  reicht  nicht  Vorsatz,  zu 
benachteiligen,  hin.  Hinzutreten  muß  Täuschungsvorsatz  und  Bereiche- 
rungsabsicht. Nur  teilweise  also  besteht  zwischen  Konkursordnung  §  239 
und  RStrGB.  §  263  Gesetzeskonkurrenz. 

b)  Betrug  kann  begangen  werden: 

«)  Durch  unklare  Buchführung  (Bilanzverschleierung);  denn  wissent- 
lich unklare  Buchführung  fällt  unter  den  ßegrilf  „Entstellung  wahrer 
Tatsachen".  Entstellen  ist  wissentliches  Bewirken  der  Erschwerung  des 
Erkenuens,  also  Wahres  schwerer  ersichtlich  machen.  Keineswegs  ist 
eine  entstellte  wahre  Tatsache  eine  falsche.  Sonst  wäre  jede  Bilanz- 
unklarheit  eine  Bilanzunwahrheit. 

fi)  Durch  unwahre  Darstellung;  ,, Vorspiegelung  falscher  Tatsachen" 
(Einsetzung  fingierter  Aktiva,  Überbewertung  von  Passiven)  und  ,, Unter- 
drückung wahrer  Tatsachen"  (Weglassung  von  Passivposten)  können  gleich- 
mäßig durch  unwahre  Buchführung  betätigt  werden. 

c)  Durch  die  wissentlich  unklare  oder  unwahre  Buchführung  ist  der 
Buchführende  imstande,  zu  täuschen : 

a)  Gesellschaftsgläubiger  und  sonstige  Dritte.  In  ihnen  wird  durch 
Kenntnisnahme  der  veröffentlichten  B.  eine  der  Wahrheit  nicht  ent- 
sprechende. Vorstellung  erweckt,  z.  B.  die  Vorstellung,  daß  die  Vermögens- 
lage günstig  sei.  Erforderhch  ist  jedoch,  daß  die  Täuschung  gerade  durch 
diejenige  Unklarheit  oder  Unwahrheit  erfolgte,  die  sich  der  Buchführende 
als  kausal  für  die  Täuschung  dachte.  Nicht  ausgeschlossen  ist  der  Be- 
trug dadurch,  daß  die  Täuschung  (Irrtumserregung  oder  Unterhaltung) 
durch  Fahrlässigkeit  des  Getäuschten  befördert  wurde. 

li)  Andere  Gesellschaftsorgane.  Identität  der  getäuschten  und  ge- 
schädigten Person  ist  nicht  erforderlich.  Also  kann  der  Vorstand  z.  B. 
durch  Bilanzfälschung  die  Generalversammlung  über  die  Höhe  des  bilanz- 
mäßigen Gewinnes  täuschen. 

d)  Täuschung  reicht  nicht  hin.  Betrug  liegt. somit  noch  nicht  vor, 
wenn   der  Buchführende  die  B.  verschleiert  oder  fälscht,  um  das  Buch- 
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haltimg"spersonal  über  seine  Vermögenslage  zu  täuschen.  Hinzukommen 
muß,  daß  der  Irrende  auf  Grund  seines  Irrtums  ein  gewisses  Verhalten 
einschlägt.  Nicht  jedes  genügt.  Der  Täuschende  muß  den  Vorsatz  haben, 
durch  die  Irrtumserregung  den  Getäuschten  zu  einer  Verfügung  über 
Vermögen  mit  der  ^Mrkung  zu  veranlassen,  daß  dadurch  das  Vermögen 
des  Verfügenden  oder  eines  anderen  geschädigt  wird.  Der  Getäuschte 
muß  durch  die  Täuschung  zu  einer  sein  oder  fremdes  Vermögen  mindernden 
Vermögensverfügungen  bestimmt  werden.  Somit  liegt  strafrechtlicher  Betrug 
nicht  vor,  wenn  der  die  B.  Fälschende  die  Fälschung  begeht,  um  sein 
Buchhaltungspersonal  dadurch  zu  bestimmten  (unwahren  oder  unklaren) 
Buchungen  zu  veranlassen.  Durch  falsche  oder  unklare  Buchungen  mindert 
das  Buchhaltungsorgan  nicht  den  Wert  des  Vermögens  der  Gesellschaft. 
Buchung  ist  Konstatierung  des  Vorhandenseins  von  Vermögenswerten, 
aber  nicht  Verfügung  über  Vermögenswerte. 

e)  Aber  auch  Veranlassung  des  Getäuschten  zu  einer  Vermögens- 
dispositiou  reicht  nicht  hin.  Die  Generalversammlung  kann  durch  die 
Täuschung  zu  einer  das  Vermögen  der  Gesellschaft  schädigenden  Ver- 
fügung bestimmt  worden  sein;  sie  hat  irrtümlich  die  Verteilung  fiktiven 
Reingewinns,  d.  h.  die  Verteilung  von  Grundstockvermögen  als  Rein- 
gewinn beschlossen.  Hinzutreten  muß  Bereicherungsabsicht.  Der  Täuschende 
muß  durch  die  Vermögensschädigung  einen  rechtswidrigen  Vermögens- 
vorteil  für  sich  oder  andere  erstreben. 

3.  Steuerhinterziehung .  a)  Die  unklare  oder  unwahre  Darstellung 
des  Vermögens  in  den  Handelsbüchern  kann  auch  geschehen  zum  Zwecke 
der  Steuerhinterziehung.  Meist  dient  hier  zum  Mittel  eine  als  erlaubt 
geltende  Bilanzunwahrheit,  die  Bildung  stiller  Reserven  durch  Unter- 
bewertung von  Aktiven.  Die  Aktiva  w^erden  zu  dem  Zwecke  unterschätzt, 
Reserven  aus  Reingewinn  schon  vor  Bilanzabschluß  gebildet.  Strafbare 
Bilanzunwahrheit  wird  verwendet,  wenn  die  Bildung  von  Reserven  aus 
dem  Ertrag  vor  Bilanzabschluß  unter  Namen  geschieht,  die  verdecken, 
daß  es  sich  um  Reserven  handelt,  z.  B.  Abschreibungen  wegen  Wert- 
minderung. 

b)  Nach  preußischem  EinkStG.  §  72  ist  strafbar,  wer  wissentlich 
in  der  Steuererklärung  oder  bei  Beantwortung  der  von  zuständiger  Seite 
an  ihn  gerichteten  Fragen  oder  zur  Begründung  eines  Rechtsmittels 
«)  über  sein  steuerpflichtiges  Einkommen  unrichtige  oder  unvollständige 
Angaben  macht,  welche  geeignet  sind,  zur  Verkürzung  der  Steuer  zu 
führen,  ß)  steuerpflichtiges  Einkommen,  welches  er  nach  den  Vorschriften 
des  EinkStG.  anzugeben  verpflichtet  ist,  verschweigt})  Allerdings  bildet 
die  B  keinen  Bestandteil  der  Steuererklärung  —  nach  Einkommensteuer- 
gesetz §  25  sind  A.en  usw.  ,, außerdem",  d.  h.  außer  der  Verpflichtung 
zur  Abgabe  der  Steuererklärung,  die  nach  einem  bestimmten  Formular 
erfolgt,  verpflichtet,  ihre  Geschäftsberichte  und  Jahresabschlüsse  alljähr- 
lich dem  Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  einzureichen.  Aber 
insofern  können  die  Buchführenden  durch  unklare  und  unwahre  Buchungen 
ein  Steuerverkürzungsdelikt  begehen,  als  sie  bei  Beantwortung  der  Fragen 
oder  zur  Begründung  eines  Rechtsmittels  wissentlich  unrichtige  und  un- 
vollständige Bücher  vorlegen.  Zur  Steuerhinterziehung  (Sparen  an  Immo- 
bilien- und  anderen  Verkehrs-Stempelabgaben)  können  besonders  die  Ab- 
schreibungen (stille  Rücklagen)  dienen.    Meist  wird  sich  aus  der  Höhe  der 


^)  Ähnlich  österr.  PersStG.  §  239. 
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Abschreibung  (Größe  des  Absclireibungsprozeutes)  ergeben,  ob  die  ver- 
schwiegene freiwillige  Abschreibung  zur  Vorsicht  oder  zur  Steuerver- 
kürzung dienen  sollte.  ^) 

4.  Über  den  Prospektbetnig  BörsG.  vom  8.  Mai  1908  §  88  III. 

C.  Selbstverständlich  ist  es  möglich, 

1.  daß  HGB.  §  314  Ziff.  1  und  Konkursordnung  §  239  gleichzeitig 
mit  Untreue,  Betrug,  Steuerhinterziehung  und  Prospektbetrug  konkurrieren; 

2.  daß  die  mit  dem  Bilanzdelikt  weiter  verbundene  Absicht  über- 
haupt keine  strafbare  ist.  Der  Vorstand  begeht  z.  B.  Fälschungen  oder 
Verschleierungen  lediglich,  um  die  Vermögenslage  vor  Indiskretionen  durch 
Angestellte  sicher  zu  stellen. 

II.  Gesetzeskonkiirrenz.  A.  Gesetzeskonkurrenz  besteht  im  Ver- 
hältnis von  Konkursordnung  §  239  Ziff.  1  und  Ziff.  4  insofern,  als  die 
Buchführung  keine  Übersicht  über  den  Vermögenszustand  gewährt,  w'enn 
die  Verheimlichung  der  Vermögenstücke  durch  Weglassen  aus  den  Handels- 
bücheru  geschieht  (z.  B.  Nichtanführung  von  Aktiven  in  Liquidations- 
bilanzejil  M.  a.  W. :  der  Tatbestand  der  Konkursordnung  §  239  Ziff.  4 
bildet  gegenüber  dem  von  Konkursordnung  §  239  Ziff'.  1  unter  Umstanden 
ein  zusammengesetztes  und  damit  die  Anwendbarkeit  von  §  239  Ziff.  1 
ausschließendes  Delikt. 

B.  Nicht  in  Gesetzes-,  sondern  in  Idealkonkurrenz  stehen  HGB. 
§  314  Ziff".  1  (Unwahrheit  und  Unklarheit  in  Übersichten)  und  Konkurs- 
ordnung §  239  Ziff.  4  Das  an  letztgenannter  Stelle  geordnete  Buchfüh- 
rungsdelikt kann  schon  aus  dem  Grunde  nicht  als  das  zusammengesetzte 
gegenüber  §  314  Ziff.  1  gelten,  weil  die  Strafdrohung  der  Konkurs- 
ordnuug  §  239  lediglich  dem  Gläubigerschutze,  diejenige  des  HGB.  §  314 
Ziff.  1  dagegen  dem  Schutze  aller  nur  denkbarer  Interessen  dient. 

b)  Die  Frage  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  für 
Angestellte  und  Beschlüsse  höherer  Organe. 

§  124. 

1.  A.  1.  Strafbar  ist  nach  HGB.  §  314  Ziff.  1  und  Konkursordnung 
§  239  Ziff.  4  nur  die  wissentlich  unklare  und  unwahre  Bilanzaufstellung 
und  Buchführung.  Stellt  der  Vorstand  die  Vermögensverhältnisse  also 
unklar  oder  unwahr  dar,  weil  er  von  seinen  Angestellten  durch  unwahre 
und  unklare  Buchungen  getäuscht^)  wurde,  oder  weil  er  die  bei  Anwen- 
dung der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  erforderliche  Aus- 
wahl, Leitung  oder  Überwachung  des  Personals  unterließ,  so  ist  er  straf- 
los; in  dem  einen  Fall,  weil  ihn  gar  keine  Schuld  trifft,  in  dem  anderen, 
weil  ihn  nur  die  Schuld  der  Fahrlässigkeit  belastet. 

2.  Nfcht  bloß  Fahrlässigkeit,  sondern  eventueller  Vorsatz  ist  ge- 
geben, wenn  der  Vorstand  usw^  sich  Fälschung  oder  Verschleierung  durch 
Angestellte  als  möghch  vorgestellt  und  trotzdem  die  B.  unterschrieben 
oder  abändernde  Direktiven  oder  die  zum  Hintanhalten  von  Wieder- 
holungen nach  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  notw^endige 
Überwachung  unterlassen  hat. 

B.  Weiter  geht  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  des  Vorstands 
usw.  im  Falle  von  Konkursordnung  §  240  Ziff.  3.  Hiernach  haftet  das 
Mitglied   des  Vorstands    oder  der    Liquidator    unter    gewissen    Voraus- 

»)  Vgl.  S.  254*  und  S.  353. 

*)  Durch  die  Unterschrift  also  nur  Vermutung  für  Verantwortlichkeit. 
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Setzungen  auch  für  fahrlässige  Buchführung.  Demgemäß  ist  er  inso- 
weit strafrechtlich  auch  für  Nachlässigkeit  seiner  Angestellten  verhaftet. 
Die  Sorgfalt  des  ordentlichen  Geschäftsmannes  erfoi'dert  sachgemäße  Aus- 
wahl und  i'berwachung  der  Angestellten.  Wie  weit  diese  Sorgfalt  reicht, 
richtet  sich  nach  dem  einzelnen  Fall,  ist  Tatfrage.  Von  dem  Umfang 
des  Betriebes  und  der  Zahl  der  Dii'ektionsraitglieder  hängt  ab,  wie  weit 
von  dem  Vorstandsmitglied  usw.  eine  Überwachung  der  Buchführung  ge- 
fordert werden  darf. 

II.  A.  1.  Der  Aufsichtsrat  ist  dem  Vorstand  übergeordnet.  Dem- 
gemäß widerspricht  es  nicht  seinem  gesetzlichen  Wesen,  wenn  ihn  das 
Statut  neben  der  gesetzlichen  Kontrollfunktion  mit  Leitungsbefugnissen 
gegenüber  dem  Vorstand,  insbesondere  mit  dem  Rechte  ausstattet,  dem 
Vorstand  bindende  Weisungen  über  die  Art  der  Geschäftsführung  zu  geben. 

2,  Dieses  Recht  kann  sich  insbesondere  auch  auf  die  Bilanzauf- 
stellung beziehen.  Möglicherweise  steht  dem  Aufsichtsrat  die  Befugnis 
zu,  dem  Vorstand  Weisungen  über  die  Art  der  Bewertung,  insbesondere 
über  das  Maß  der  notwendigen  Abschreibungen  zugehen  zu  lassen. 

a)  Hier  ist  der  Vorstand  zivilrechtlich  verpflichtet,  den  Weisungen 
Folge  zu  leisten,  aber  die  zivilrechtliche  Folgepflicht  besitzt,  wie  die  Pflicht 
des  Staatsdieners  zu  Gehorsam  gegenüber  Dienstbefehlen,  ihre  Grenze 
am  Strafgesetz.  Würde  sich  der  Vorstand  durch  die  Befolgung  strafrechtlich 
verantwortlich  machen,  so  ist  er  von  der  Folgepflicht  befreit. 

b)  Nicht  darf  aus  dem  Umstände,  daß  der  Vorstand  zivilrechtüch 
verpflichtet  ist,  den  Weisungen  r achzukommen,  abgeleitet  werden,  daß, 
wenn  er  Folge  leistet,  ihn  keine  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  für  sein 
strafbares  Tun  trifft.^)  Die  Pflicht  gegenüber  dem  Strafgesetz  als  dem 
Gesetz  zum  Schutze  öffentlicher  Interessen  geht  der  Pflicht  gegenüber 
dem  Zivilgesetz  als  dem  Gesetz  zum  Schutze  privater  Interessen  vor. 
Und  ferner:  die  Pflicht  gegen  eine  Bestimmung,  die  nur  dem  Interesse 
der  Gesellschaft  und  ihrer  Mitglieder  dient,  hat  zurückzustehen  hinter 
der  Verbindlichkeit  gegen  ein  G.,  das,  wie  Konkursordnung  §  239,  eine 
Gruppe  von  Außenstehenden,  die  Gesellschaftsgläubiger,  oder,  wie  HGB. 
§314  Ziff.  1,  alle  Außenstphenden,  das  Gesamtpublikum,  schützen  soll. 
Auch  gegenüber  HGB.  §  312  ruht  die  Unterordnungspflicht  des  Vorstandes. 
Keineswegs  fehlt  strafbarer  Dolus,  Untreue  im  Sinne  von  HGB.  §  312, 
wenn  der  Vorstand  in  Ausführung  einer  Weisung  des  Aufsichtsrates  zum 
Nachteil  der  Gesellschaft  handelt,  weil  Untreue  nicht  begangen  werden 
kann,  sofern  man  nur  den  Willen  des  Machtgebers  vollzieht.  Wozu  HGB. 
§  312  den  Vorstand  verpflichtet,  ist  Treue  gegenüber  der  „Gesellschaft". 
Gehorsam  gegenüber  dem  Aufsichtsrat  oder  der  Generalversammlung  kann 
Untreue  gegen  die  Gesellschaft  sein. 

B,  Was  für  den  Vorstand  gegenüber  dem  Aufsichtsrat  gilt,  gilt  für 
ihn  und  Aufsichtsrat  auch  gegenüber  der  Generalversammlung. 

1.  Gemäß  HGB.  §  265  hat  der  Vorstand  die  B.  nach  ihrer  Ge- 
nehmigung in  der  genehmigten  Form  zu  veröffentlichen.  Enthält  diese 
Unklarheiten  oder  Unwahrheiten,  so  hat  er  demgemäß  das  Recht,  die 
Veröffentlichung  zu  unterlassen.  Veröffentlicht  er  sie,  so  bleibt  er  nicht 
straffrei,  weil  die  Unwahrheit  oder  Unklarheit  auf  Beschluß  der  General- 
versammlung beruht. 

2.  a)  Der  Bilanzfestsetzungbeschluß  der  Generalversammlung  hat 
Wirkung  lediglich  für  die  Rechnungslegung  des  abgelaufenen  Jahres.    Bei 

1)  S.  jedoch  wegen  §  312  ohen  §  119  II  C. 
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AufstelluDg  der  nächsten   B.   sind  also  Vorstand  und  Aufsichtsrat  nicht 
an  die  Ansätze  der  Generalversammlung  gebunden. 

b)  Aber  auch  allgemeine  Beschlüsse  der  Generalversammlung  über 
Bilanzbewertung  binden  die  genannten  Organe  nur,  soweit  deren  Befolgung 
nicht  den  Vorschriften  des  Strafrechts  (HGB  §§  312,  314;  Konkursord- 
nung §  239)  widerspricht. 

c)  Die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  der  Angestellten. 

§  125. 
Für  die  Angestellten,  wie  für  Taxatoren,  Revisoren  usw.,  gilt  ge- 
meines Strafrecht:  der  Betrugs-  und  Untreueparagraph  des  Eeichsstraf- 
gesetzbuches.  Bei  den  besonderen  Bilanzdelikten  des  HGB.  und  der  Kon- 
kursordnung können  sie  lediglich  Gehilfen  ^)  und  Anstifter  sein.  Anderer- 
seits werden  sie  aus  ähijlichen  Erwägungen,  wie  die,  welche  wir  in  §  124  II 
vortrugen,  durch  Handeln  auf  Weisung  ihrer  Vorgesetzten  nicht  von  ihrer 
Verantwortlichkeit  gegenüber  dem  allgemeinen  Strafgesetz  (RStrGB.  §§  63, 
266  usw.)  befreit. 

IL  Österreichisches  Strafrechl. 

§  126. 

I.  Das  in  Österreich  geltende  HGB.  von  1861  enthält  noch  keine  be- 
sonderen Strafbestimmungen  des  Aktienrechts.  Sie  brachte  erst  die  Novelle 
vom  11.  Juni  1870  Art.  249  Ziff.  3.  Das  österreichische  Recht  kennt 
somit,  was  A.en  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  angeht,  kein 
besonderes  einfaches  Bilanzdelikt,  wohl  aber  besondere  konkursrechtliche 
Buchführungsdelikte.  Das  Strafgesetz  vom  27.  Mai  1852  §  486  Abs.  2  c 
und  d  stellt  einen  in  Konkurs  verfallenen  Handelsmann  unter  Strafe, 
„c)  wenn  er  die  vorgeschriebenen  Handelsbücher  gar  nicht  oder  so  mangel- 
haft geführt  hat,  daß  der  Gang  seines  Geschäftsbetriebes  und  der  Stand 
seines  Vermögens  nicht  darnach  beurteilt  werden  kann;  d)  wenn  er  bei 
der  Buchführung  auch  nur  in  Ansehung  einzelner  Posten  absichtliche  Un- 
richtigkeiten begangen,  wenn  er  die  Bücher  ganz  oder  teilweise  vernichtet, 
unterdrückt  oder  den  Inhalt  derselben  auf  was  immer  für  eine  Weise  ent- 
stellt hat".     Hieraus  geht  hervor:  im  Falle  §  486  Abs.  2  c  genügt  nicht 

Unmöglichkeit  des  Gewinnens  einer  Übersicht,  sondern  strafbar  macht 
erst  Unmöglichkeit  des  Gewinnens  einer  Einsicht  in  den  Vermögensstand 
überhaupt.     Bei  juristischen  Personen  unterliegt  der  Strafe  der  Vorstand. 

II.  A.  Ein  besonderes  einfaches  Bilanzdelikt  findet  sich  einmal  im 
Genoss.-Gr.  vom  9.  April  1873.  §  89  bedroht  diejenigen  üißtglieder  des 
Vorstandes  und  des  Aufsich tsrates,  ferner  Liquidatoren  und  sonstige  Be- 
auftragte der  Genossenschaft,  die  in  den  Rechnungsabschlüssen  und  B.en  und 
in  den  beglaubigten  Abschriften  hiervon,  die  sie  der  politischen  Landesstelle 
und  auf  Verlangen  jedem  Genossen  mitzuteilen  haben,  wissentlich  falsche 
Angaben  maclien  oder  bestätigen,  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  sofern  sie 
nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen  nicht  strenger  zu  bestrafen  sind. 

B.  Nach  GmbHG.  §  123  begeht  ein  Vergehen,  wer  als  Geschäfts- 
führer usw.  in  Bilanzen  den  Vermögensstand  falsch  darstellt  oder  eine  Tat- 
sache verschweigt,  deren  Verschweigung  über  den  Vermögensstand  zu 
täuschen  geeignet  ist. 

')  In  diesem  Falle  müssen  sie  wissen,  daß  sie  eine  Tat  fördern,  die  den  Täter 
nach  HGB.  §§312,  314  bzw.  KonkO.  §  239  strafbar  macht.  ' 


Drittes  Buch. 


Das  Bilanzrecht  des  Wehrbeitrag= 
Gesetzes  insbesondere. 


I.  Das  Gesetz. 

§  127. 

I.  Von  inländischen  juristischen  Personen  sind  für  den  Wehrbeitrag 
nach  dem  Gesetz  vom  8.  Juli  1913  §  11  steuerpflichtig  die  Aktien-  und 
Kommandit- Aktiengesellschaften,  aber  nicht  mit  ihrem  ganzen  Vermögen, 
sondern  lediglich  „mit  den  in  der  Bilanz  des  letzten  Betriebsjahres  auf- 
geführten wirklichen  Reservekontenbeträgen,  zuzüglich  etwaiger  Gewinn- 
vorträge^  ohne  Anrechnung  der  Fonds  für  Wohlfahrtszwecke". 

II.  Sehen  wir  zunächst  von  den  Ausführuugsbestimmungen  des  Bundes- 
rates zum  Wehrbeitrags-Gesetz  ab,  so  ergibt  sich  als  Inhalt  des  Gesetzes: 

A.  1.  Steuerpflichtig  sind 

a)  nur  Reserven,^)  also  nicht ^) 

a)  das  Aktienkapital  und  die  Kapitaleinlagen  der  persönlich  haf- 
tenden Gesellschafter,  nicht  Grund-,  sondern  nur  Zusatzkapital ; 

ß)  was  vom  Gewinnsaldo  als  Gewinnanteil  an  Aktionäre  und  andere 
verteilt  wird; 

b)  nur  wirkliche  Reserven,  d.  h.  nicht  unechte,^)  somit  nicht  Passiv- 
posten, die  nur  den  Namen  Reserve  tragen,  deshalb  nicht 

a)  Verbindlichkeiten  unter  diesem  Namen,  d.  h.  bereits  durch  die 
Geschäftstätigkeit  entstandene,  also  schwebende  Verbindlichkeiten,  die 
in  näherer  Zeit  sicher  oder  wahrscheinlich  zu  decken  sind.  Sie  sind  be- 
reits entstanden,  aber  in  dem  Betriebsjahre  nicht  mehr  zu  erfüllen.'*)  In- 
soferne  werden  sie  zurückgestellt.  Daher  der  Name  Reserven :  unechte 
Garautiereserven^)  (schwebende  Garantieverbindlichkeiten),  Bezeichnung 
schwebender  Bauverpflichtungen'O  als  Baureserve,  in  der  Hauptsache  die 
Prämienreserve.  ^) 

ß)  Passivantizipationen  ^)  (Übertragungen  auf  das  nächste  Jahr  zum 
Erfolgsausgleich)  unter  dem  Namen  Reserven :  z.  B.  Mietreserve  für  bereits 
empfangenen,  aber  noch  nicht  verdienten  Mietzins^),  Schuldreserven  für 
schon  verursachte,  aber  noch  nicht  bezahlte  Betriebsausgaben,^")  sogenannte 
Schadenreserve.") 

•/)  Notwendige  Abschreibungen^^)  (Wertberichtigungen)  unter  dem 
Namen  Reserve  (z.  B.  unechte  Delkredere-,  unechte  Erneuerungsreserve). 


')  §  68.  »)  §  68  VI  A.  ')  §  70.  ")  §§  16—18,  101,  106.  ^)  §  70  IV  C  1. 
«)  §  13  III  B  3.  ')  §  73.  »)  §§  26,  27,  81  VH.  *)  §  71  IV.  '»)  §  27  III  B 
(S.  74  Anm.  4).   ")  §  27  VH  B  2  uud  §  TU  UI  C  3.    '^)  §§  60  f.,  70,  62. 
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c)  Nur  B.eseryekonfenheträge,  somit  nur  Rerservekonfi^  Reserve- 
posfen,  d.  li.  lediglich  Reserven,  die  in  der  Bilanz  sichtbar,  somit  „auf- 
geführt" sind,  demgemäß  bloß  offene,  nicht  stille')  Reserven. 

2.  Die  echten  und  offenen  Reserven  sind  grundsätzlich  alle  beitrags- 
ptiichtig,  daher 

a)  nicht  nur  die  aus  Gewinn,  sondern  auch  die  aus  Kapital  gebil- 
deten, die  Gewinn-  und  die  Kapitalreserven,-)  deshalb  z.  B.  auch  die  Agio- 
reserve,^)  die  Zuzahlung  auf  Aktien  ohne  Grundkapitalserhöhung  und  auf 
Geschäftsanteile,*)  der  geschenkte  Gründungsfond, ^)  die  Prämienreserve.^) 

b)  Nicht  nur  die  aus  den  Vorjahren  überkommenen,  sondern  auch 
die  in  dem  letzten  Betriebsjahre  und  seiner  Bilanz  neugebildeten  Reserven. 
Aus  der  Verbindung  der  ,, Gewinn  vortrage"  mit  den  Reservekontenbe- 
trägen durch  ,, zuzüglich"  folgt,  daß  der  Gesetzgeber  auch  den  Gewinn- 
vortrag als  eigenes  und  in  der  B.  aufgeführtes  Konto  voraussetzt.  So- 
mit versteht  das  G.  unter  letzter  B.  nicht  die  unaufgelöste  (die  vom 
31.  Dezember),  sondern  die  auf  Grund  des  Gewinnverteilungsbeschlusses 
aufgelöste  B.  (die  vom  1.  Januar  des  neuen  Geschäftsjahres);  in  ihr  aber 
sind  auch  die  neuen  Reserven  hinter  dem  Bilanzstrich  ,, aufgeführt".'') 

B.  Von  den  Regeln  bestehen  zwei  Ausnahmen: 

1.  Fonds  für  Wohlfahrtszwecke  ^)  sind  beitragsfrei,  auch  wenn  sie 
echte  und  offene  Reserven  sind, , 

2.  Der  Gewinnvortrag  auf  das  nächste  Jahr  ist  beitragspflichtig, 
obwohl  er  kaufmännisch,  bilanzmäßig  keine  Reserve  ist.^)  Das  Gesetz  er- 
kennt letzteres  durch  das  Wort  zuzüglich  an.  Es  sagt  nicht:  einschließlich.^'^) 
Der  Gewinnübertrag  aus  dem  Vorjahre  ist  steuerfrei;  denn  er  ist  nicht 
in  der  B.,  sondern  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  aufgeführt. 

II.  Die  Ausführungsbestimmungen. 

§  128. 

I.  Die  Ausführungsbestimmungen  zum  Gesetz  erläßt  gemäß  Wehr- 
beitrag-Gesetz §  70  der  Bundesrat.  Mag  er  den  Reservebegriff  einschränkend 
oder  ausdehnend  auslegen,  seine  Auslegung  ist  für  Gericht  und  Verwaltung 
bindend.  Denn  er  legt  authentisch  aus.  Die  Ausführungsbestimmungen 
sind  Rechtsvorschrift. 

IL  Der  Bundesrat  definiert  ^^)  den  Begriff  wirkliche  Reservekonten- 
beträge so,   daß   er  sagt,   was  dazu  gehört  und  was  dazu  nicht  gehört. 

A.  In  der  erstgenannten  Richtung  hatder  Bundesrat  weder  ausdehnend, 
noch  einschränkend,  sondern  so,  wie  es  dem  Begriffe  entspricht,  definiert. 
Er  sagt:  zu  den  wirklichen  Reservekontenbeträgen  gehören  nur  solche 
Bilanzposten,  die  ausweislich  der  Bilanz  eine  Kapita Idinsammlung  über 
den  Betrag  des  Grundkapitals  hinaus  darzustellen  bestimmt  sind.  Wir 
bezeichneten  dies  in  §  67  als  Reservefonds  im  engeren  Sinne.  Als  Bei- 
spiele werden  vom  Bundesrate  angeführt:   der  gesetzliche  Reservefonds, 


')  §  68  uud  S.  313  Anm.  2.  Stier-Somlo,  Webrbeitrag  und  Besitzsteuer  1913  S.  65 
hält  den  Ausdruck  „echte  Reserven"  gleichbedeutend  mit  „offene  Reserven". 

»)  §  69.  »j  §  47.  *)  §§  50  und  69.  ')  S.  250  Anm.  1.  «)  §§  81,  73. 
')  Vergl.  S.  538.  ")  §70IVB2.  •)  Vergl.  Rehm  in  GoldschmidtsZ.  75  S.  68  ff.; 
Horrwitz,  Recht  der  Generalversammlungen  1913  S.  365,  378.  >°)§67.  ")  Aus- 
führungsbestimmungen  §  48.  . 
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freiwillige  Reservefonds,  Dividendenausgleichsfonds  und  dann  generell 
„Rückstellungen  für  künftige,  inöglicherweise  eintretende  Verluste". 
Darin  ist  gut  das  Wesen  der  Reserve  in  ihrem  Gegensatze  zu  Rück- 
stellungen für  künftige,  wahrscheinliche  Verluste  angegeben.  Wahrschein- 
liche Verluste  müssen  abgeschrieben  werden,  sind  unechte  Reserven; 
unsichere  Aktiven  dürfen  nur  zu  ihrem  wahrscheinlichen  Werte  ange- 
setzt werden ;  Reserven  z.  B.  für  wahrscheinliche  Disagioverluste  sind 
unechte  Reserven,  Betriebsausgaben,  steuerfrei. 

B.  Bei  der  Bestimmung  dessen,  was  nicht  zu  den  wirklichen  Reserve- 
konten gehört,  hat  der  Bundesrat  ausdehnend  ausgelegt,  also  Posten,  die 
echte  Reserven  sind,  beitragsfrei  gemacht.  ZutreÖend  bemerkt  er:  Zu 
den  wirklichen  Reservekontenbeiträgen  gehören  nicht  Posten,  die  1.  einen 
Ausgleich  für  die  Wertminderungen  von  Vermögensgegenständen  darstellen 
sollen  oder  2.  die  zur  Deckung  „bereits  bestehender"  Verpflichtungen  ein- 
gestellt sind,  aber  er  führt  als  Beispiele  für  letzteren  Fall  nicht  nur  an 
Rücklagen  für  die  den  Versicherten  selbst  als  sog.  Dividende  zurückzu- 
gewährenden Prämienüberschüsse  (sog.  Gewinnreserven),^)  sondern  auch 
1.  die  Rücklagen  für  die  Versicherungssummen  schlechthin,  somit  — 
und  zwar,  weil  die  Schuldnatur  überwiegt,  mit  Recht  —  die 
ganze  Prämienreserve,  auch  soweit  sie  wirkliche  Reserve  ist,  2.  die  Re- 
serve für  den  Fall  des  ungünstigen  Ausganges  eines  anhängigen  oder 
bevorstehenden  Rechtsstreites,  obwohl  diese  Reserve  bereits  entstandene 
Verbindlichkeit  lediglich  ist,  wenn  der  Verlust  w^ahrscheinlich  oder  sicher, 
nicht  wenn  er  nur  möglich  ist,^)  3.  die  Talonsteuerreserve')  schlechthin, 
trotzdem  diese  echte  Reserve  ist,  denn  die  Verbindlichkeit  entsteht  erst 
im  Jahre  der  Ausgabe  neuer  Talons.  Andernfalls  müßte  analog  eine 
Schenkung,  die  der  Gesellschaft  z.  B.  im  Jahre  lyl3  für  das  Jahr  der 
Ausgabe  neuer  Scheine  (1918)  in  Aussicht  gestellt  ist,  auch  schon  im 
Jahre  1913  als  Forderung  eingestellt  werden. 

III.  Ausdrücklich  bemerkt  der  Bundesrat,  daß  für  den  Reserve- 
charakter nicht  die  Benennung  des  Postens  in  der  Bilanz,  sondern  seine 
Bestimmung  maßgebend  ist.  Sie  sei  aus  dem  Gesetz,  der  Satzung  oder 
den  Generalversammlungsbeschlüssen  entnehmbar, 

III.  Bilanzmäßige  Trennung  der  notwendigen  und  der  freiwilligen 

Abschreibung. 

§  129. 

I.  Die  Vorschriften  über  Wehrbeitragspflicht  der  Aktiengesellschaften 
sind  ein  überzeugendes  Beispiel  dafür,  wie  zweckmäßig  ist,  daß  der  Kauf- 
mann die  notwendigen  und  freiwilhgen  Abschreibungen  nicht  in  einem 
Konto  zusammenfaßt,  sondern  tunlichst  in  Konti  trennt.  Also  nicht  Ein 
Abschreibungs-  oder  Delkredere-  oder  Erneuerungskonto,  sondern  mehrere 
und  am  besten  getrennt  in:  1.  steuerfreie  Abschreibung,  2.  versteuerte  Zu- 
vielabschreibung, 3.  neue  Zuvielabschreibung.^)  Auf  diese  Weise  ist  dann 
klar,  wie  weit  die  Abschreibung  Reserveeigenschaft  besitzt  und  wie  weit 
nicht.  Wir  unterscheiden  im  täglichen  Leben  genau  zwischen  wahrschein- 
lich und  möglich.  Z.  B.  hat  ganz  andere  Bedeutung,  ob  ein  Krieg  zwischen 
zwei  Staaten  wahrscheinlich  oder  nur  möglich  ist.     Deshalb  ist  es  auch 


*)  S.  oben  §  70  IV  C  3.         "j  §  70  V;  §  75.       *)  §  75;  §  30  IVB.       *)  §  85. 

34* 


532  g  129. 

angezeigt,  im  Bilanzwesen  zwischen  Wahrscheinlichkeit  und  Möglichkeit 
zu  scheiden.  Wie  oft  sagt  der  Kaufmann  beim  Durchgehen  seines  Debi- 
torenbuches: an  dieser  Forderung  von  100  000  Mk.  Nennbetrag  verliere 
ich  sicher  20  000  Mk.,  wahrscheinlich  sogar  30000,  möglicherweise  sogar 
40  000  Mk.  Das  muß  auch  buchhalterisch  ausgedrückt  werden :  Debitoren- 
abschreibung 30  000,  Debitorenreserve  10000  i\Ik.;  30  000Mk.  Delkredere- 
Abschreibung,  10  000  Delkrederereserve.  Dann  ist  die  Forderung,  so- 
weit sie  zweifelhaft  ist,  zu  ihrem  wahrscheinlichen  Werte  angesetzt  (zu 
70  000)  und  für  weitere  mögliche  Verluste  an  ihr  eine  Reserve  geschaffen. 

n.  Noch  mehr  ist  natürlich  wichtig,  steuerpflichtige  und  steuerfreie 
Abschreibung  zu  trennen,  wenn,  wie  bei  der  Einkommensteuer,  auch  stille 
ft-eiwillige  Reserven  steuerpflichtig  sind.  Aber  auch  für  die  Innenbilanz, 
also  die  rein  kaufmännische  Buchhaltung  ist  wichtig,  daß  leicht  festgestellt 
werden  kann,  ob  und  inwieweit  die  Abschreibung  als  Pflicht-  oder  als 
freie  Abschreibung  gedacht  ist.     Vgl.  §  118IV  A  7. 
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Alphabetisches  Sachregister. 

(Die  Ziffern  bedeuten  die  Seitenzahlen.^ 


A. 

Abbaukonto   164. 

Abgabenhinterziehung  245,   353. 

Abgangkonto  400. 

Ablösung  von  Dividenden  usw.  -Vor- 
rechten 50. 

Abnutzung    356,    369  f.,    3741,    396  ff. 

Abonnementskonto  83. 

Abonnentenstock    als   Aktivum   14. 

Abrechnungskonten  67  ff. 

AbsatzqueUen  14  ff. 

Abschlußbilanzen  s.  Schlußbilanzen. 

Abschlußjahr  des  Vertrags  37,  86. 

Abschlußprovision   68  ff.,  492. 

Abschreibung,  Abminderung  durch  die 
Steuerbehörde  355  ff.  —  Abschreibung 
und  Reingewinn  200,  und  Ersatzan- 
schaffungskosten 204,  und  Reparatur- 
kosten 207.  —  Abschreiljungsprozente 
bei  den  einzelnen  Gegenständen  (Schif- 
fen, Häusern  usw.)  388.  —  Allgemei- 
nes 192  ff.  —  Als  Teil  der  Herstel- 
lungskosten 375.  —  Auf  Agiokonto 
221.  —  Auf  Disagiokonto  221.  —  Au- 
ßerordentliche 197,  392.  —  Begriff- 
liches 192  f.,  245,  264.  —  Bemessung 
in  Prozenten  des  Buchwertes  384,  391. 

—  Bemessung  in  Prozenten  des  Er- 
werbs- und  Herstellungswertes  383  ff., 
391.  —  Des  Reservefonds  s.  Reserve- 
fonds. —  Durch  Nichteinstellung  als 
Aktivum  93,  240.  —  Echte  197  ff.  — 
Extraabschreibung  200.  —  Form  der 
Abschr.  193,  387,  497;  s.  auch  Biianz- 
strich.  —  Freiwillige  192,  213,  531.  — 
Gründe    (Ursachen)    der   Abschr.   369. 

—  Herabsetzung  355  f.  —  Kollektivab- 
schreibung 433.  —  Notwendige  192,  531 . 

—  Offene  194.  —  Ordentliche  197.  — 
Regelmäßige  197  f.,  392.  —  Reserve- 
ähnliche Wirkung  der  Abschreibung 
194,  203.  —  Späteres  Hinaufsetzen  440. 

—  Statt  Reservefondsbildung  253.  — 
Steuerrechtliches  230  ff.,  337,  352,  531.  - 
Stille  194.  —  Unechte  197,  254  ff.  — 
Vertragsmäßige  193,  354  f.  —  Vor  Bi- 
lanzabschluß 200.  —  Wegen  Verpfän- 
dung 398.  —  Zinseszinsberechnung  384. 

Abschreibungsfonds  233,   252. 
Abschreibungskonto    194, 
Abschreibungsprozente  382  ff. 
Abschreibungsquoten  382  ff. 


Abschreibungstabellen  388  ff. 

Absendung  der  Ware,  Einfluss  auf  die 
Buchung  87. 

Absicht,    gute,    s.    Gute    Absicht. 

Abtretung    von    Forderungen   47. 

Abwicklung,  Buchung  noch  nicht  abge- 
wickelter Geschäfte  86  ff. 

Abwicklungskonto   267,  471. 

Abwicklungsreserve  266  f. 

Abzug  der  Passiva  von  den  Aktiven  40, 
497. 

Agio,  Abschreibung  131,  225  (HypBR.). 

—  Auf  Hypothekenpfandbriefe  135, 
261.  —  Auf  Obligationen  128  ff.,  134ft., 
137ff.,  221,  231.  —  Bei  Aktienausgabe 
und  Geschäftsanteilen  der  G.m.b.H. 
152  ff.,  231,  265.  —  Steuerrechtliches 
223,  353. 

Agioreserve  23,  129,  132  f.,  192,  243, 
245,   261,    283,   363. 

Agiorücklage  132  f. 

Agiotilgungsreserve  283. 

Agiovortrag  129,   132,  261. 

Aktien,  Amortisierte  180.  —  Bewertung 
s.  Zeitgeschäft.  —  Eigene  18,  181  f.  — 
Einziehung  s.  d.  ^  Erwerb  eigener  s. 
eigene  A.  —  Erwerbspreis  370  ff.  — 
Nicht  vollgezahlte  167  ff.  —  Gratis- 
aktie 183  f.  —  Genußaktie  183  f.  — 
Unbegebene  169.  —  Veräußerung  s. 
Zeitgeschäft, 

Aktienamortisationsfonds  180. 

Aktienauslosungskonto   174  ff. 

Aktieneinlösungskonto    174  ff. 

Aktieneinzahlungskonto   172,    183. 

Aktienemissionsagio  s.  Agio. 

Aktienkapital  s.  Grundkapital  u.  Kapi- 
talkonto. 

Aktienkapitalkonto    s.    Kapitalkonto. 

Aktienrestzahlungskonto   172. 

Aktienrückzahlungsfonds    182,    284. 

Aktientilgungsfonds  180,  284, 

Aktiva.  Abzug  der  Passiva  hiervon  in 
der  B.   40.   —   Begriffliches  4  ff.,   129. 

—  Nur  rechnungsmäßige  8  ff,,  128.  — 
Überbewertung  93.  —  Unterbewertung 
s.  d,  —  Weglassung  aus  der  B,  93, 
206,  240. 

Aktivantizipationen  67  ff.,   97. 
Aktivzinsen  s.  Verdiente  Zinsen. 
Akzepte  53,  s.   a.  Gefälligkeitsakzept. 
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Amortisation  s.  auch  Einziehung.  —  Art 
der  Buchung  179,  1S7.  —  Bei  Bahnen 
und  sonstigen  heiinfälhgen  Unterneh- 
mungen ISl,  254.  —  Bei  Bergwerken 
ISl.  —  Des  Aktienkapitals  l'77  ff.  - 
Des  Stammkapitals  177  ff.  —  Der  Ab- 
schlußprovisionen  s.  d.  —  Der  Obli- 
gationen 187.  —  Der  Organisationsko- 
sten s.  d. 

Amortisationsfonds.  Begriff  ISO,  1Q4, 
252  ff.  —  Aus  amortisierten  Aktien 
ISO  ff.   —  Obligationen   189. 

Amortisationskonto   178,    189. 

Amortisationsquoten  s.  Abschreibungs- 
quoten. 

Amortisationsreserve,  soviel  wie  Ab- 
schreibungsfonds oder  Amortisations- 
fonds. ' 

Amortisierte  Aktien,  Obligationen  s.  Ein- 
ziehung  und   Amortisation. 

Anfechtung  von  Bilanzrechtsverletzungen 
196,  295,  341,  353  f. 

Angestellte.  Bedeutung  des  Bilanzrechtes 
für  sie  351,  526  ff. 

Angreifbare  Reserve  s.  Reservefonds 
(Verwendung). 

Anlagekapital    211  ff.,    31 9  ff.,    360  ff. 

Anlagekosten.  Buchung  als  Geschäfts- 
unkosten 206. 

Anlagekonto   206;   s.    auch    Baukonto. 

Anlagen  400.  —  Errichtung  aus  eigener 
Fabrikation  505  ff.  —  Im  Hypotheken- 
geschäft   473,    481,    500. 

Anlagevermögen    213  ff.,    319  ff.,    360  ff. 

Anlegung  des  Erneuerungsfonds  s.  d.  — 
Des  Reservefonds  s.  d. 

Anleihe  45. 

Anleihetilgung   189,   191. 

Anrechnungswert  415. 

Anschaffungspreis  23,  356  ff.,  370  ff.,  401, 
425.  —  Gegenstände  ohne  Anschaf- 
fungspreis 23. 

Antizipandozins  80. 

Antizipation  67  ff.,  s.  auch  Aktiv-  und 
Passivantizipationen. 

Antizipationskonten  70. 

Apports  s.  Sacheinlagen. 

Arbeiterdispositionsfonds  256. 

Arbeiterunterstützungsfonds  256. 

Arbeiterunterstützungskasse  256. 

Arbeiterversicherungsbeiträge    375. 

Arbeitskraft    als    Aktivum    12  ff.,    19. 

Assekuranzfonds  s.  Selbstversicherungs- 
fonds. 

Aufgeld  s.  Agio. 

Aufsichtsrat.  Dotierung  und  Verwen- 
dung von  Reserven  296,  299.  —  Tan- 
tiemen s.  d. 

Aufwendungen  als  Voraussetzung  der 
Bilanzfähigkeit   15,   21,   362 ff. 

Aufstellung   der   B.   s.    Bilanzaufstellung. 

Ausbesserung  207  ff. 

Ausdehnungsfähigkeit   14. 

Auseinandersetzungsbilanz  359  ff. 

Ausführungsjahr  37,  86. 


Ausgaben  als  Aktiva  s.  Vorausbezahlter 

Mietzins. 
Ausgabereserven  282ff.,  337. 
Ausgang  von   Waren  usw..   Buchmäßige 

31. 
Ausgangsbilanz  s.  Schlußbilanz. 
Ausgleichungsfonds    260. 
Ausrüstung    für    lauf.    Reisen    83. 
Ausstände  476. 
Avalkonto  65  ff.,   473. 

B. 

Bahnen  s.  Eisenbahnen. 

Bahnkörpertilgungsfonds  s.  Amortisation 
bei  Bahnen. 

Bankerutthandlungen  511  ff. 

Bankguthaben  481,  497  ff.,  502. 

Banknoten.  Eigene  139.  —  Umlaufende 
140.   —   Bewertung  420  ff. 

Banknotenanfertigungskonto    98. 

Baudarlehen  406. 

Baufondskonto  284. 

Baugelder   379,   438. 

Baugrundstücke  (Bauterrains)  266  f., 
371  ff.,   375  ff.,   481. 

Baukonto  401  ff. 

Bauprämien  s.  Subventionen  (nicht  zu- 
rückzahlbare). 

Baureservc   s.   Baufonds. 

Bauschulden    434,    438. 

Bauwert    416. 

Bauzinsen  376,   401. 

Beamtenunterstützungsfonds  256. 

Bedeckte  Forderung  478,  488. 

Befristete   Forderungen   s.   Forderungen. 

Beihilfen   23,   243,  350. 

Beleihung  von  Hypotheken  47.  —  Von 
Immobilien  26,  372,  415  f,  s.  Verpfän- 
dung. —  Von  Policen  274,  415.  — 
Von  Wertpapieren   274,  415. 

Bemängelung  von  Bilanzansätzen  196, 
295. 

Berggewerkschaften  164. 

Bergwerke.  Abschreibung  396.  —  Ak- 
tienamortisation 181.  —  Erwerbspreis 
400.  —  Herstellungspreis  378.  —  Sub- 
stanzverringerung  396. 

Beschränkte   Haftung   355. 

Besitzwechsel   s.    Wechsel. 

Bestellte  Waren  86.  —  Nidht  bestellte 
361  ff. 

Besteuerung  s.  Steuer. 

Beteiligung  s.  Konsortialbeteiligung. 

Beteiligungskonto    16,    21,    488. 

Beteiligungsziffer  17. 

Betriebsausgaben  211,  348  ff.  —  Voraus- 
bezahlte 81. 

Betriebsbilanz  I,  359  ff. 

Betriebsdefizit   403. 

Betriebserweiterungsfonds  244,  360  ff., 
382  ff. 

Betriebsfonds  211,  284. 

Belriebsgegenstand.  Begriff  123,  211, 
363  ff.  —  Bewertung  123,  353,  356  ff., 
394. 
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Betriebsgewinn  31 9  ff.,  338. 

Betriebskapital   s.    Betriebsvermögen. 

Betriebskonto  490. 

Betriebsmaterial   s.   Bctriebs<^egeiistände. 

Betriebsspesen    s.    Betriebsausgaben. 

Betriebsunterbrechung  375. 

Betriebsverlust    211,    322,   337,    374. 

Betriebsvermögen  31 9  ff. 

Betriebswert   s.   üebrauchswert. 

Betriebszuschüsse  s.  Zuschüsse. 

Betrug  524. 

Bewertung,  falsche  488  ff.  —  Juristisch 
und  wirtschaftliche  richtige  354.  — 
Von  Grundstücken  2ö6,  358,  371  ff., 
375  ff.,  379,  396,  416  ff.;  s.  a.  Beleihung. 

—  Von  Veräußerungsgegenständen 
365  ff.,  371  ff.  —  Von  Sachgesamtheiten 
400  ff. 

Bewertungsgrundsätze,  allgemeine  92 f., 
351  ff.   —  Gegeiiwartswert  70. 

Bewertungskonten  10  ff. 

Bewertungsposten   s.   Bewertungskonten. 

Bewertungstag  70. 

Bezugs-  und  Absatzquellcn  als  Aktivum 
Uff. 

Bilanz.  Arten  1,  93,  359  ff.  (prakt.  Be- 
deut.  des  Untersch.).  —  Begriff  1.  — 
Betriebsbilanz  s.  d.  —  Fiüalbilaiiz  455 f. 

—  Frisierung,  Glättung  der  B.  521.  - 
Geteilte  Bilanz  455  ff .  —  Gewinnbilanz 
2  f.  —  Kaufmännische  338  ff.,  354 f.  — 
Liquidationsbilanz  s.  d.  —  Ordent- 
liche 2.  —  Steuerbilanz  338  ff.  —  Ver- 
hältnis zum  Inventar  90.  —  Vermö- 
gensbilanz s.  d.  —  Vollständigkeit  der 
B.  457. 

Bilanzaufstellung.   Bemängelung  196,  295. 

—  Zeitpunkt  70. 
Bilanzdelikt   462  ff.,    511  ff. 
Bilanzfähige    Gegenstände    12  ff. 
Bilanzfälschung  487  ff.   —  In  gut. 

ben  504. 

Bilanzklarheit  457  ff.,   471  ff. 

Bilanzkonto  9. 

Bilanzmäßige      Überschüsse      s. 
Schüsse. 

Bilanzpflichtige   Gegenstände   92  ff. 

Bilanzposten  8,  355  f. 

Bilanzrechtsverletzungen  196,  295,  341, 
353  f. 

Bilanzreservefonds    s.    Reservefonds.    — 

Bilanzschema  460. 

Bilanzstrich   195,  530. 

Bilanzverlust   s.   Verlust. 

Bilanzverschleierung  469  ff.  —  Guter 
Glaube   s.    d. 

Bilanzwahrheit  82,  92,  361,  457  ff. 

Bodenwert  420  f. 

Börseneinführung  95. 

Börsengeschäfte   s.   Zeitgeschäft. 

Börsenpreis   357  ff.,    366,   424. 

Börsentermingeschäft    s.    Zeitgeschäft. 

Brauchbarkeitsminderung  s.  Abschrei- 
bung. 

Briefpapier  4. 


361  ff. 
Glau- 


Über- 


Brüche    (Steinbrüche   usw.)    181,   396. 

Bruttobilanz   322. 

Bruttogewinn  322. 

Bruttoterrain  (Rohterrain),  s.  Baugrund- 
stücke. 

Bruttovermögen  9. 

Buchforderungen   (Diskontierung)  47. 

Buchfühiung.  Ordnungsmäßige  360,  368. 
—  Unordentliche  51 2  ff.  —  Unüber- 
sichtliche 51 2  ff. 

Buchgewinn  320,  339,  351. 

Buchverlust  320,  337. 

Buchwert  384  ff 

Bürgschaft  als   Aktivum  477. 

Bürgschaftsschulden   66,   406  ff.,   473. 


Chance  16. 
Conto  a  nuovo  79. 

D. 

Damno  soviel  wie  Abschlussprovision  s.  d. 

Darlehen  43,   472. 

Darlehensprovisionen   68  ff. 

Darstellung  unklare  bzw.  unwahre,  s. 
Bilanzverschleierung  u.  Bilanzfälschung. 

Debitoren  14,  33,  82,  434,  474  f.,  499  ff. 
—  S.   auch  Forderung. 

Debitorenkonto  474  ff.,  481. 

Deckungshypotheken   428  ff. 

Delkrederebewertungskonto   252  ff. 

Delkrederefonds,  Begriffliches  252  f.,  472, 
476,  490,  499. 

Delkrederekonto  s.   Delkrederefonds. 

Delkrederereserve  264,  283,  531  f. 

Depositen  43. 

Depot  32,  38. 

Depotgeschäft,    Buchung    38. 

Devisen  424. 

Dienstleistung   13,   15. 

Dienstverträge   19. 

Differenzgeschäfte   432,    439. 

Disagio.  Bei  Ausgabe  von  Aktien  und 
Geschäftsanteilen  165  ff.  —  Bei  Aus- 
gabe von  Obligationen  103  ff.,  221.  — 
Bei  Rückkauf  von  Obligationen  137  ff., 
231,  262,  294.  —  Steuerrechtliches  223. 

Disagionettogewinn  293. 

Disagioreserve  133,  231  f.,  262,  291,  301  ff. 
(Verwendung),  531. 

Diskontable  Wertpapiere   421,   435. 

Diskontierte  Effekten  27. 

Diskontierung  47. 

Diskonto  41 2  ff.,  420  ff. 

Diskontogeschäft  421. 

Dispositionsfonds  284  f. 

Dividendenergänzungsfonds  283. 

Dividendenfonds  260. 

Dividendengarantie  349. 

Dividendenreserve  261,  283. 

Dividendenscheine  371. 

Doppelbewertung  16,  97. 

Dotierung  des  Reservefonds  s.  Reserve- 
fonds. 
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Drainagen  3Q6. 

Dubiose  Forderungen  431.  —  Schulden 
437. 

Dubiosenreserve,  soviel  wie  Delkredere- 
fonds s.   d. 

Durchschnittspreis  266,  371  ff. 


Effekten,  Begriffliches  474,  4SI,  497  ff . 
—  Buchungsform  66.  —  Des  Erneue- 
rungsfonds 277.  —  Des  Reservefonds 
27,  267.  —  Diskontierte  27.  —  Eigene 
20,  27.  —  Reportierte  33.  —  Verkaufte 
13S.    —    S.    auch    Wertpapiere. 

Effektengewinn  338  ff. 

Effektenkonto  471  ff. 

Effektenreserve   252. 

Effektenverlustreserve   283.  ' 

Eigene    Aktien    s.    Aktien. 

Eigene   Sachen,   Kurse   usw.   20,   27. 

Eigenkapital   342,    373  ff.,   379. 

Eigentum,  buchmäßig  24  ff. 

Eigentumsvorbehalt  26,  33,  419. 

Eigenzinsen    370. 

Eingang  von  Waren  usw.,  buchmäßiger 
31  ff.  —  Des  Wechsels  63. 

Eingegangener  Mietzins,  Provision  usw. 
68  ff. 

Einkaufskommission  s.   Kommission. 

Einkaufspreis  s.   Anschaffungspreis. 

Einkommen  157. 

Einkommensbilanz    s.    Ertragsbilanz. 

Einlagen   182  ff. 

Einreden   432. 

Einrichtungskosten  18,  96  ff.,  375  ff .  — 
S.   auch  Organisationskosten. 

Einstandspreis  356  ff.,   370 ff. 

Einziehung  von  Aktien  177  ff.  —  Ge- 
schäftsanteilen 177  ff.  —  Obligationen 
189  ff. 

Eisenbahnen  364,  401.  —  Heimfall  s. 
heimfällige  Unternehmungen.  —  Obli- 
gationenamortisation  187ff. 

Eisenbahnobligationen    s.    Obligationen. 

Emission  über  Pari  s.  Agio.  —  Unter 
Pari  s.  Disagio.  —  Emissionsagio  s. 
Agio.   —  Emissionsdisagio  s.   Disagio. 

Emissionsstempel  245. 

Empfangbarkeit  35. 

Engagements,   schwebende   49,   427. 

Entrichten,  zu  entrichtende  Ausgaben 
68  ff. 

Entstandene  (aber  noch  nicht  gezahlte) 
Ausgaben  (Steuern,  Gehalte,  Provi- 
sionen), Mietzinse  usw.  67  ff.,  529,  531. 

Entwertung  369;  s.  Abschreibung  und 
Abnutzung. 

Erbgesellschaften  s.  Überlebensassozia- 
tionen. 

Erbschaft  22. 

Erdichtete  Posten  s.  fingierte  Posten. 

Erfolgsregulierung  67  ff. 

Erfolgsregulierungskonten  11,  52,  128, 
130. 


Ergänzungszinsen  68. 

Erhöhung   des   Grundkapitals    169. 

Erinnerungskonto    33,    253,    439,    472. 

Erneuerungsfonds.  Angelegter  277.  — 
Begriff  193  ff.,  233,  252  f.,  282,  288, 
472,  499.  —  Effekten  277.  —  Zinsen 
282. 

Erneuerungskonto  253,  531  f. 

Erneuerungsreservekonto  253. 

Eröffnungsbilanz  362. 

Errichlungskosten    19,    96  ff.,    375  ff. 

Ersatzanschaffung    204  ff.,    215,    404. 

Ersparnisse  gegenüber  dem.  Voranschlag 
404. 

Ertrag  158,   211,  376. 

Ertragsbilanz   1,   338,  359  ff. 

Ertragsfähigkeit  362  f. 

Ertragswert  359  ff.,   417. 

Erweiterungsfonds  284. 

Erwerbspreis  367.  —  E.  als  stille  Re- 
serve s.  stille  Reserve.  —  Gegenstände 
ohne  E.  23,  362  f. 

Eventuelle  Verbindlichkeiten  s.  Verbind- 
lichkeiten. 

Extrareserve  285.  —  Extrareservefonds 
285. 


F. 


16. 


Fabrikationsgeheimnisse   14, 

Fabrikationsgewinn  338. 

Fabrikationskonto  374  ff. 

Fabrikgrundstück  s.  Betriebsgegenstände. 

Fahrscheine,  unerledigte  83. 

Faktura,  Bedeutung  für  die  Buchung  34. 

Fakturenwert  370. 

Fakultative  Reservefonds  s.  Reserve- 
fonds. 

Fälligkeit  68  ff. 

Fälschung  s.  Bilanzfälschung. 

Fässer  395. 

Faustpfand,  Buchung  34.  —  Bewertung 
s.  Verpfändung. 

Feuer  320. 

Fiktive  Schulden   91,  241. 

Fiktiver  Reingewinn  s.  Gewinn. 

Filialbilanz  455  ff . 

Fingierte  Posten  91,  241,  491  ff. 

Firma   23,   24  ff.,   362  ff.,  398. 

Fonds,  Begriff  234.  —  Fonds  de  roule- 
ment   284. 

Forderungen  474,  499  ff.  —  Abtretung 
46f.  Abtretungswert425ff.  — Bedeckte 
414,  478,  488.  —  Bedingte  41  Off.  — 
Befristete  413.  —  Begriffliches  14,  474, 
499  ff.  —  Bewertung  406  ff.  —  Einzie- 
hungswert 425.  —  Fähigkeit  36  ff .  — 
Fälligkeitswert  410  ff.  —  Offene  s.  un- 
bedeckte —  Unbedeckte  414,  478,  488. 
—  Uneinbringliche  s.  d.  —  Unverzins- 
liche 41  Off.  —  Verkaufswert  424 ff.  — 
Zessionswert  424  ff.  —  Zweifelhafte  s. 
d.    —   S.   auch   Verpfändung. 

Forstwirtschaft  378,  397. 

Fracht  370. 

Frachten,  vorausbestellte  83. 
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Freiaktie  183. 

Freiwillige  Reservefonds  s.  Reservefonds. 

Fremde  Sachen  24  ff. 

Fuhrparkkonto  394. 

Funderwerb  23,  319. 

Fusion  262,  445. 

G. 

Garanten  434. 

Garantiebeiträge  350. 

Garantiefonds  49,  258. 

Garantiereserve   49,  259,  284,  529. 

Garantieverbindlichkeit  49,  259,  434,  529. 

Gärtnerei    378. 

Gebäude  s.  Häuser. 

Gebäudeamortisationskonto   389  ff.,    396. 

Gebrauchsdauer  392  ff.,  396. 

Gebrauchsgegenstand   17,  360,  363  ff. 

Gebrauchswert  360  ff.,  377,  417. 

Gefälligkeitswechsel  54  ff.,  439. 

Gefundene    Gegenstände    23,    319. 

Gegenseitigkeitsversicherungsvercinc  s. 
Versicherungsvereine. 

Gegenwartswert    70,    366,    417,    490. 

Gehalt,  im  voraus  bezogen  44.  —  Im 
voraus  entrichtet  44.  —  Als  Bestand- 
teil der  Kosten  370  ff. 

Geheimkonto    472,    484. 

Geheimreserve  233. 

Geldbeschaffungskosten    370,    376. 

Gemeinnützige  Fonds  256  f. 

Genehmigung  der  B.  s.  Bilanzaufstellung. 

Generalbilanz    455. 

Generalunkosten  als  Aktivum  18,  21.  — 
Als  Teil  der  Herstellungskosten  375  ff. 
—   S.    auch   Vervvaltungskosten. 

Genußaktie  183. 

Genußscheine  184  ff.  —  Ablösung  50. 

Geschäftsanteil   152,   162. 

Geschäftsbericht  462,  509  f. 

Geschäftsbilanz   338. 

Geschäftserwerbungskonto  14,  16,  320, 
363. 

Geschäftsgeheimnisse  14,   16. 

Geschäftsjahre :  mehrere,  Erfolgsregulie- 
rung zwischen   ihnen  86. 

Geschäftsunkostenkonto    206,    241,    331. 

Geschäftswert  14  ff.,  17,  359  ff.,  362  ff., 
380,   382,   398. 

Geschenkte  Gegenstände  23  f. 

Gesellschaft  m.  b.  H.  355  ff. 

Gesellschaften  348,  352  ff.,  355  f. 

Gesellschaftsvermögen  s.  Verteilung  von 

Gesellschaftsverträge   19,   40. 

Geteilte    Bilanz    455. 

Gewerkanteilskonto  164. 

Gewerkschaften   164. 

Gewinn,  Begriffliches:  bilanzrechtlich  9, 
154,  162,  317,  373;  steuerrechtlich  153, 
160  ff.,  337  ff.,  344  ff.  —  Fiktiver  351, 
356  ff.  —  Ideeller  351.  —  Noch  nicht 
verdienter  266.  —  Reeller  351,  356  ff. 
—    Verdienter,    aber   noch    nicht    ver- 


rechneter (ausgewiesener)  88,  242,  266. 
—  Verdienter,  aber  noch  nicht  einge- 
gangener 93,  266,  351,  356  f.  —  Ver- 
teilung zwischen  Bestellungs-  u.  Liefe- 
rungsjahr 86  f.>  —  Und  Tantieme  325  ff . 

Gewinnanteil   348  ff.,   352  ff. 

Gewinnbilanz    1,    338. 

Gewinne  23. 

Gewinnermittlungsbilanz  1,  9,  81,  155, 
360  ff. 

Gewinngarantie  348. 

Gewinngarantie,  Dritter  349  ff. 

Gewinn-  und  Verlustkonto  356. 

Gewinn-  und  Verlustrechnung  s.  Ge- 
winn- und  Verlustkonto. 

Gewinnreserve   242,   250,   260,   474,   531. 

Gewinnverteilungsbilanz    1,    23,   360  ff. 

Gewinnvortrag   234,   251,   321,  329,  338. 

Gewonnene  Sachen  23. 

Giro-Obligo  63  ff.,  407. 

Gratifikationen  330. 

Gratisaktien    183. 

Greifbare  Güter  36  ff.,  361  ff. 

Greifbarer  Gewinn  356  ff. 

Gruben  181,  396. 

Grundkapital,  Begriffliches  und  Wesen 
167,  177.  —  Buchung  149  ff.  —  Nicht 
volleingezahltes  167  ff.,  177,  351. 

Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchfüh- 
rung s.  Ordnungsmäßigkeit. 

Grundschuld  399. 

Grundstockvermögen   286,   319. 

Grundstücke,    Bewertung   s.    Bewertung. 

Gründungsbilanz  359  ff. 

Gründungsfonds    255. 

Gründungskosten  102,  381. 

Gutachten  40. 

Gute  Absicht  504. 

Guter  Glaube  im  Strafrecht  504. 

H. 

Haftpflichtreservefonds   284. 

Halbfabrikate  367. 

Handelsbriefe  4. 

Handelsgebrauch  bezüglich  der  B.  s. 
ordnungsmäßige  Buchführung. 

Handelsgeschäft  als  Aktivum  s.  Ge- 
schäftserwerbungskonto. 

Handelsmarke   als   Aktivum   14,   362. 

Handlungsunkosten  s.  Geschäftsunkosten. 

Häuser  386,  388  ff.,  396. 

Heimfällige  Unternehmungen  181,  254, 
369,  397. 

Herabsetzung  d.  Grundkapitals  7,  169  ff. 

Herstellungsjahr  87. 

Herstellungspreis  356  ff.,  373  ff.,  401,  425. 
—  Gegenstände  ohne  H.  23. 

Herstellungsvertrag  87  ff. 

Hinterziehung  245,  353. 

Hilfsstoffe  367. 

Hoffnungswert  416. 

Hoflieferant  als  Aktivum  14. 

Hypothek  41  Off.,  474 ff.,  499 ff.  —  Zweite 
372.  —  S.  auch  Verpfändung. 
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Hypothekenausfälle  370  ff. 
Hypothekenbanken    131ff.,    147,   255  ff., 

418.    42Sff.,    447. 
Hypothekenpfandbriefe  s.   Pfandbriefe. 
Hypothekzinsen  71,  376,  379. 

J. 

Jahresbilanz  361  f. 
Jahresgewinn  31 7 ff. 
Jahresverdienst   319,    373. 

I. 

Ideelle    Bilanzposten    15  ff.,    21,    361  ff., 

3SÜ,  398. 
Illationsgegenstände  s.   Sacheinlagen. 
Immaterielle  Güter  15  ff.,  21,  361  ff.,  370, 

3S0. 
Immobilien  s.  Grundstücke  u.  Häuser. 
Immobiiiengesellschaften  29  f.,  358,  371  ff. 
Immobilienreserve  252. 
Inbetriebsetzungskosten  378. 
Innere  Reserve  s.  Reserve  stille. 
Instandhaltung  220. 
Interimskonto  67  ff.,  472,  499,  506. 
Interne  Abrechnungskonten  67  ff. 
Interventionskonto  471,  488,  498. 
Inventar.    Abweichung   zwischen   I.    und 

Sachkonten  90.  —  Begriff  3. 


Kalibeteiligung  433. 

Kalkbrüche  181. 

Kapital:  Stehendes  211,  350 ff.;  s.  Be- 
triebsgegenstand. —  Umlaufendes  s. 
Veräußerungsgegenstände. 

Kapitalamortisation    s.    Amortisation. 

Kapitalkonto,  im  allgemeinen  356. 

Kapitalreserve  (Fonds)  164,  250,  261, 
265,    282  f.,    312. 

Kauf  37  ff. 

Käuferbilanz  362  f. 

Kaufmann  212. 

Kaufmännische  Bilanz  340  ff. 

Kautionsdarlehenreserve  283. 

Kautionseffekten  32. 

Klagbarkeit  der  Forderung  432. 

Kollektivabschreibung    s.    Abschreibung. 

Kommission  25  ff.,  34. 

Kommissionsgut  32. 

Konjunkturgewinn   319  ff.,   339. 

Konjunkturenwechsel  322. 

Konsignationswaren  32. 

Konsortialbeteiligung  40,  339,  409,  427, 
438,  481. 

Konsorlialdelkrederekonto  s.  Delkredere- 
fonds. 

Konsortialeffekten   481. 

Konsortialgewinn  338  f.,  483. 

Konsortialkonto  40,   427,   438,    501. 

Konsortialreserve  252. 

Kontingentskonto  16. 

Kontinuität  der  Bilanzansätze  440. 

Kontokorrentkonto  477  ff.,   484,  499  ff . 


Kontokorrentreserve  283  ff. 
Kontokorrentschulden  390. 
Konzession  als  Aktivum  16,  369,  397. 
Korrektivposten     =     Bewertungskonten 

s.  d. 
Korrekturposten     =     Bewertungskonten 

s.  d. 
Kosten  als  Aktiven  21  ff. 
Kostenlos    erworbene    Gegenstände    15, 

21,  362  ff. 
Kredit  als  Aktivum  14,  362  ff. 
Krediteröffnung  43. 
Kreditoren  47  f.,   82,  434  ff. 
Kriegsreserve  283. 

Kundschaft   14,   17,  362  ff.,   382,  398. 
Kurs   366,   370. 
Kursdifferenzfonds  283. 
Kursgewinn  287. 
Kursverlust  283  ff. 
Kux  165. 


Lage,  günstige,  als  Aktivum  16. 
Landwirtschaft  378,  397. 
Lebensversicherung  s.  Prämienreserve. 
Leihe  34. 

Liberierte  Aktien  182  ff. 
Lieferungsjahr  87. 
Lieferungsvertrag  49. 
Liquidationsbilanz  50,  359  ff. 
Liquidations-Vorrechte  50. 
Liquidität  356  ff.,  460  f. 
Lizenzen  14,  17,  490. 
Lohnverträge  43. 
Lombardforderungen  500. 
Lombardierte  Waren  usw.  34. 
Lotteriegewinn  23,  319. 

M. 

Mankokonto  400. 

Markenschutz  17. 

Marktpreis  357  ff.,   365  ff.,  424. 

Maschinen  204,  388  ff.,  395. 

Materialien  (Holz,  Steine,  Metalle),  Wert- 
ansatz 364. 

Medaille,  goldene  14. 

Mergelgruben  s.  Gruben. 

Mietvertrag    19,    34,   43. 

Mietzins,  vorausbezahlter  44,  51,  80.  — 
Vorausbezogener  77  ff.,  265.  —  Zu 
entrichtender   74,   265. 

Mitgliedschaftsrechte  a.  Aktiva  14. 

Modelle  14. 

Moorkultur  396. 

Musterschutz  8  ff.,  17. 

N. 
Nachschüsse  20,  355,  432  f. 
Nettoprämie  260. 
Nettoterrain  379. 
Neubaukonto  472. 
Neubaureserve  244. 
Notenbanken  431. 
Nutzungsrechte  16. 
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O. 

Obligationen   45.    —   Amortisierte    189  ff. 

—  Bewertung  zum  Nenn-  oder  Rück- 
zahlungsbetrag 133  ff.  —  Eigene  20.  — 
Emissionsagio  s.  Agio.  —  Emissions- 
disagio s.  Disagio.  —  Unbegebene  191. 

—  Rückkauf  137  ff.,  232. 

Obligationenamortisationskonto  1 88. 

Obligationentilgungsfonds   188,   254. 

Obligationenzinsen  376. 

Offenlegung  462,  509  f. 

Operationskonto  472. 

Ordnungsmäßige    Buchführung    s.  Buch- 
führung. 

Organisation   14,    18,  362  ff.,   398. 
Organisationsfonds  241,  255. 
Organisationskosten  19,  96  ff.,  356,  375  ff. 


P. 

Pachtvertrag,   Buchung   15,   19,  43. 

Pachtzins  52. 

Passagekonto  83. 

Passiva  s.    Passivposten. 

Passivantizipation  67  ff.,  76  ff.,  264,  312, 
473,  529. 

Passivposten,  Begriff  4  ff.,  11.  —  Über- 
bewertung 93.  —  Unterbewertung  93, 
351. 

Passivzinsen   347. 

Patent  23,  369  f.,  397.  —  S.  auch  Li- 
zenzen. 

Pauschalpreis    266,    371. 

Pendente   Reisen   83,  94. 

Pensionsfonds  256  ff.,   284. 

Pensionskassen  256  ff.,  284,  330.  —  Bu- 
chung ihres  Vermögens  32. 

Personal  s.  Angestellte. 

Pfand   s.    Verpfändung. 

Pfandbriefe,  eigene  139.  —  S.  auch  Obli- 
gationen.  —  Umlaufende  139. 

Pfandbriefgläubigerreserve   284. 

Pfandbriefreserve  284. 

Pfandbriefzinsen,  verdiente  71.  ^  Zu 
entrichtende    69. 

Pferde,    Abschreibung   394. 

Pflasterung  396. 

Pläne   als   Aktivum   14. 

Pommernbank    29,    503  f. 

Posten,   besondere  355  f. 

Prämien   241,    259. 

Prämiengeschäfte  40. 

Prämienreserve  84,  268  ff.,  272  ff.,  277  ff., 
312,  431,  510,  531. 

Prämienrückgewähr  260. 

Prämienüberträge  4,  259. 

Pränumerando  bezogener  Mietzins,  Ge- 
halt, Steuer,   Provision  usw.  37,  80. 

Pränumerationskauf  37. 

Preisdiplome  14. 

Preislisten  96. 

Prioritäten  s.  Obligationen. 

Privatausgaben   342,   373. 

ßebm,  Bilanzen.    2.  Aufl. 


Privatkonto  342,   373. 

Projekt  16,  40,  405,  502. 

Pro  memoria  33,  253. 

Pro  notitia  253. 

Provisionen,  Berücksichtigung  bei  Be- 
rechnung des  Erwerbspreises  370.  — 
Bei  Gewährung  von  Darlehen  s.  Ab- 
schlußprovision. —  Für  Einführung  an 
der  Börse  501.  —  Im  voraus  bezogene 
68  ff.  —  Im  voraus  entrichtete  68.  — 
Rückzahlungsprovision   68,   492. 

Provisionsreserve  68. 

Provisionsvortrag  68. 

Prozeßkostenreserve  284. 


R. 

Rabatt  370,  412. 

Realisation  356  ff. 

Realisierter  Gewinn  s.  Gewinn. 

Reedereien  241,  259,  373,  438. 

Regreßanspruch  63  ff.,  406  ff. 

Regreßverbindlichkeit  49,  63,  406  ff. 

Remeinkommen  s.  Reinertrag. 

Reinertrag  158,  211,  31 9  ff.,  337  ff. 

Reinertragsermittlungsbilanz  1. 

Reingewinn  9,  200,  317,  337. 

Reinvermögen  9,  355. 

Reisen  unerledigte  83,  94. 

Reklassifikationsvorschriften  209. 

Remuneration  346. 

Renommee  16. 

Rentabilitätsgarantie  349. 

Rentengarantie  349. 

Renten-Kapitalisierung  50. 

Rentenschuld  399. 

Rentensicherstellungsfonds  258. 

Reparaturkosten  207  ff.,  220,  378,  404. 

Reportgeschäft  33,  471,  481,  498. 

Reportierte  Effekten  33,  471.- Waren  33. 

Reserve,  Arten  282.  —  Begriff  239,  264, 
269.  —  Stille  (innere,  verschleierte, 
versteckte)  173,  239  ff.,  286,  295,  307 
341.  —  Technische  279. 

Reserveassekuranzkonto  242,   259,  283. 

Reservefonds,  Abschreibung  des  R.,  s. 
Verwendung,  Auflösung.  —  Abschrei- 
bung und  Reservefonds  253.  —  Aktiver 
267.  —  Allgemeiner  282  ff.  —  Anlegung 
267  ff.  —  Arten  282.  —  Amortisierter 
Aktien,  amortisierter  Obligationen  s. 
Amortisationsfonds.  —  Auflösung  der 
Reservefonds  309  ff.,  31 2  ff.  —  Außer- 
ordentlicher 285.  —  Ausgabereserve- 
fonds 251,  283.  —  Bedeckte  267.  — 
Begriff  u.  Natur  9,  232,  264,  269, 472,  529. 

—  Beschlußmäßiger  286  ff.  —  Beson- 
derer 282 ff.  —  Bildung  und  Dotierung: 
a)  Allgemeines  290.  b)  Aus  dem  Agio 
288.  c)  Aus  dem  Grundkapital  172, 
296.  d)  Aus  dem  Reingewinn  290  ff. 
e)  Aus  Sacheinlagen  297.  —  Echte  251. 

—  Effekten  des  R.  s.  Effekten.  —  Eigen- 
tum a.  R.  279.  —  Freiwillige  286.  —  Ge- 
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setzliche  286  ff .  —  Qewinnrescrvcfonds 
242,  250,  260.  —  im  Hypotliei<enbank- 
rechtl29ff.  —  Kapitalreservefonds  164, 
250,  261,  265,  282  f.,  312.  —  Obligato- 
rische s.  unten  Zwangsreservefonds.— 
Offener  233.  —  Passiver  267.  —  Statu- 
tarischer 2S0  ff.  —  Stcucrrcchtliches312, 
353,  529.  —  Speziaireservefonds  285. 
—  Umwandlung  309,  31 2  ff.  —  Un- 
echte 251  ff.  —  Verlustreservefonds  251, 
282,  501.  —  Versteckter  233.  —  Ver- 
wendung 298  ff.,  31 5  f.  —  Verzinsung 
des  R.  279.  —  Zwangsreservefonds 
288  ff.,  326,  335. 

Reservekonten  269. 

Rieselwiesen  396. 

Rimessen,  Buchungsform  54  ff. 

Rohgewinn  322. 

Rohmaterialien,  Rohstoffe  3'67. 

Rohterrains  s.  Baugrundstücke. 

Rückkauf  von  Aktien  s.  Aktien;  von 
Obligationen  s.  Obligationen.  —  Rück- 
kaufsagio s.  Agio,  Rückkaufsdisagio  s. 
Disagio. 

Rücklage  249  ff.,  529  ff. 

Rückständiger  (Zins  usw.)  71. 

Rückstellung    247,    249,   476,   483. 

Rückstellungszinsen  68. 

Rückzahlung  133,  174. 

Ruf  14. 

S. 

Sacheinlagen  29. 

Sachübernahmen  29. 

Saldo,  Begriff  10.  —  Verlustsaldo  6  ff. 

Sammelkonto  472,  480. 

Sanierung  508. 

Schadenreserve   84,    259,    263,    279,    529. 

Schatzanweisungen  421. 

Scheingeschäfte  358,  485,  516,  518. 

Schenkung  22. 

Schiebungen   358,   484  f.,   515. 

Schieferbrüche  181. 

Schiffe  202,  388  ff.,  394,  472. 

Schiffserneuerungsfonds  209. 

Schuhfabrik  395. 

Schulden    1  ff.,   5,  51,   91,   241,  434. 

Schuldenreserven   74,   529. 

Schuldverschreibungen   s.   Obligationen. 

Schwebende  Engagements  s.  d.  —  Ver- 
bindlichkeiten s.  d.  —  Schadenzahlung 
259. 

Selbsteintritt  des  Verkaufskommissionärs 
33. 

Selbstkostenpreis  160  ff.,  373,  376  ff. 

Selbstversicherung  241,  259. 

Separatkonto  471. 

Sicherheiten  478. 

Sicherheitsreserve   263,   338. 

Sicherungsübereignung  26,  29. 

Skonto  370,  412. 

Spekulationswert  416. 

Spesen  370. 

Spezlalreserve  283  ff.  —  Für  Kursver- 
luste 252,  283  ff. 


Staatsgarantie  350. 

Stammkapital  355. 

Stammvermögen  162,  211  ff.,  319  ff., 
337  ff.,  398. 

Steinbrüche  181,  396. 

Stellagegeschäfte  40. 

Stempelkosten  370. 

Steuer,  im  voraus  bezogene  68.  —  Im 
voraus  entrichtete  81.  —  Zurückbe- 
zahlte 319. 

Steuerbilanz  338  ff.,  354  f.,   531  f. 

Steuerfreie  Reservefonds  31 2  ff. 

Steuerhinterziehung   245,   353,   526. 

Steuerkredite  473. 

Steuerpflichtige    Reserven    31 2  ff.,    529  ff. 

Steuerreserve  284. 

Stille  Beihilfen  23. 

Stille  Gesellschaft  348. 

Stille  Reserve  s.  Reserve. 

Straßenbahnen  s.  Eisenbahnen. 

Strich  s.  Bilanzstrich. 

Substanzverringerung  s.  Abnützung. 

SubstanzverschTechlerung   s.    Abnutzung. 

Subventionen  23  f.,   348  tf.,  403  ff. 

Syndikatsgeschäfte  40. 

T. 

Talonsteuer  95,  284,  531. 

Tantiemen,  als  Betriebskosten  332,  348. 
—  Aufsichtsratstantiemen  326  ff.  —  Be- 
rechnung 325  ff.  —  Buchung  321  ff.  — 
Tantiemenpflicht  des  Gewinnvortrags 
325.  —  Verhältnis  zum  Reingewinn 
325,   530.   —  Vorstandstantieme  326  ff. 

Tantiemengarantie  343  ff. 

Tauschgeschäft  40. 

Täuschungsabsicht  463. 

Tauschwert  s.  Veräußerungswert. 

Teichanlagen  396. 

Teilschuldverschreibung   s.  Obligation. 

Termingeschäft  s.  Zeitgeschäft. 

Terrain  s.  Baugrundstücke. 

Terraingesellschaften  29  f.,  358,  371  ff. 

Tilgungsfonds  252. 

Titel  als  Aktivum  14. 

Tochtergesellschaften   17,  464  ff. 

Tongruben  181. 

Tonlager  181. 

Tontinen  s.  Überlebensassoziationen. 

Torf  gruben  181. 

Transitorische  Post  67  ff. 

Transport,  Buchung  von  Waren  auf  dem 
Tr.  34. 

U. 

Überbeleihung  488. 

Überbewertung  93,  240,  351,  354  ff.,  362, 

461,  487  ff. 
Überfahrtsgelder  83. 
Überlebensassoziafionen  261. 
Übernahmebilanz  359  ff. 
Überpariemission  s.  Emission. 
Überschüsse  160ff. 
Überschuldung  6  ff. 
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Überschwemmung  320. 
Übertrag  auf  neues  Jahr  67  ff.,  79. 
Überträge  84,  129. 
Ultimo  408,  426. 
Umbau  als  Aktivum  14. 
Umgründungsbilanz  441  f. 
Umsatz  (als  Aktivum)  14,  215. 
Umwandlungsbilanz  363,  441  f. 
Unbegebene  Aktien  s.  d. 
Uneinbringliche    Forderungen    431  ff. 
Unerledigte  Reisen  83,  94. 
Unfallrentenreserve  262. 
Unklarheit  der  B.  471  ff. 
Unkosten  s.  Geschäftsunkosten. 
Unrichtigkeiten  der  B.  s.  Bilanzwahrheit. 
Unterbewertung   93,   239,   351  ff.,   361  ff., 

461,  487  ff. 
Unterbilanz  6  ff.,  172,  337. 
Unterhaltung  220. 
Unternehmen  14. 
Unterpariemission  s.  Emission. 
Unterstützungen  350. 
Unterstützungsfonds  256,  330. 
Unterstützungskasse  256,  330. 
Untreue  510,  522. 
UnVollständigkeit  der  B.  457  ff. 
Urheberrechte  14  ff. 

V. 

Veraltung  369. 

Veräußerungsbilanz   1,  359  ff. 

Veräußerungsgegenstand  17,  211,  360  ff., 
400. 

Veräußerungswert  3,  359  ff.,  371  ff.,  377, 
417. 

Verbesserungen  210,  221,  404. 

Verbindlichkeit  47  ff.  —  Eventuelle  49.- 
Bewertung  406  ff. 

Verdienst  373. 

Verdienste,  aber  noch  nicht  bezogene 
Einnahmen  (Mietzins,  Pachtzins,  Steu- 
ern,   Provisionen,   Gewinn   usw.)    68  ff. 

Vergleich  49,  432. 

Verjährung  432. 

Verkauf  25  f.,  38. 

Verkäuferbilanz   362  f. 

Verkaufsbilanz   1,  359  ff. 

Verkaufskommission  33. 

Verkaufswert  368,   s.  Veräußerungswert. 

Verkaufte  Gegenstände  (Waren) :  Ver- 
kaufte aber  noch  nicht  hergestellte, 
abgesandte,  gelieferte  Waren  86  ff. 

Verkehrswert  =  Veräußerungswert;  s.  d. 

Verlorene  Gegenstände  23,  319. 

Verloste  Aktien  s.  amortisierte  Aktien. 

Verlust:  Außerordentlicher  198.  —  Be- 
griffliches 8,  282,  298,  374.  —  Bu- 
chung 356.  —  Verlustvortrag  320,  337. 
—  S.   auch  Buchverlust. 

Verlustreservefonds  s.  Reservefonds. 

Verlustvortrag  320  ff.,  337. 

Vermögen  233  ff.,  286,  319  ff..  337  ff. 

Vermögenermitt'ungsbilanz  1 . 

Vermögensbilanz  59  ff. 


Vermögensgegenstand  1,  15  ff. 
Vermögensverteilungsbilanz  1. 
Vermögenswert  12  ff. 
Verpfändung   32,   38,   47,   372,   398,   414, 

478. 
Verschleierung  469. 
Versicherungsbeiträge  370,   375. 
Versicherungsbilanz    83  ff.,    447  ff. 
Versicherungsprämien  68,  413. 
Versicherungsreserve  241  f. 
Verstaatlichung  181. 
Verteilung     von     Gesellschaftsvermögcn 

233  ff.,  239  ff. 
Vertriebskosten  374  ff. 
Verwahrung  34. 

Verwaltungsgebührenreserve  261,  263. 
Verwaltungskosten  18,  96  ff.,  356,  375  ff . 
Verwaltungskostenreserve  284. 
Vollständigkeit  der  B.,  s.  Bilanz. 
Vorarbeiten  16,  40. 
Vorausbezahlter      Mietzins,      Pachtzins, 

Hypothekenzins,      Gehalt,      Kaufpreis, 

Steuern,  Provision,  Passagen  44,51,82. 
Vorausbezogener  Mietzins  usw.  68,  77,  82. 
Vorschüsse  472,  484. 
Vorsichtsreserven  244,  353. 
Vortrag  auf  neue  Rechnung  s.  Gewinn- 

und  Verlustvortrag. 
Vorzugsaktien   s.  Zuzahlungen. 

W. 

Waren:  bestellte  86ff. ;  nicht  bestellte 
361. 

Warenlager,  Sicherungsübereignung  26, 
29.  —  Inventarisierung  54. 

Warenvorräte  391. 

Warenzeichen  14. 

Wasserkraft  als  Aktivum  14. 

Wechsel  54  ff.,  420  ff.,  474. 

Wechselakzept  53. 

Wechselaval  65  f.,  473. 

Wechselgiro  63  ff. 

Wechselkauf  27. 

Wechselobligo   63. 

Weglassen  von  Posten  aus  der  B.  93, 
2I0. 

Wehrbeitrag  313,  520«. 

Weitblicksreserven  244,  339. 

Werkvertrag,  Buchung  19,  40. 

Wert  350.  —  Gebrauchswert  s.  d.  —  Ge- 
genwartswert 70.  —  Innerer  377  f.  (an- 
dere Bedeutung:  bei  Reserve  innere). 

Wertansatz   s.  Bewertung. 

Wertberichtigungskonto,  s.  Bewertungs- 
konto. 

Wertkorrekturposten  s.  Bewertungskonto. 

Wertminderung  195,  211,  31 9  ff.,  356, 
369  f. 

Wertpapiere  474.  —  Bewertung  420 ff., 
424,  435.  —  Bilanzrechtliche  Natur  33, 
35,  66.  —  Diskontable  Bewertung  421, 
435.  —  Eigene  20,  27.  —  Eigentums- 
übergang 34.  —  Mit  Markt-  oder  Bör- 
senpreis 365  ff.,  424.  —  S.  a.  Effekten. 

35* 
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Wertzuwachs  innerer  377. 
Wiederinstandsetzung  220. 
Wirtschaftliche  Oüter  12  ff. 
Wissenth'chkeit    IdS. 
Wohlfahrtreservefonds    25ö,    330,    530. 
Wohltätige  Fonds  256. 


Zahlungshalber  yeocbcnc  Wechsel  61. 

Zeitablauf  397.  181,  254,  369. 

Zeitgeschäft  408,  426,  432. 

Zeitpunkt  der  Bewertung  70. 

Zessionswert  s.  Forderung. 

Zillmersche  .Wethode  99  ff . 

Zinsen  68  ff.,  375  f.  —  Bei  Wertberech- 
nung der  Forderungen  41  Off.  —  Des 
eige^nen  Kapitals  342,  370,  373  ff.,  379. 
—  Des  Reservefonds  s.  d.  —  Gezahlte 
als  Anlagekostcn  373  ff.  —  Coupon- 
zinsen 74. 

Zinseszinsrechnung  bei  Abschreibungen 
383. 


Zinscoupons  420  f. 

Zubußen   20,    164. 

Zugehörigkeit  zum  Vermögen  24  ff . 

Zurückdatierung  521. 

Zurücklegen  249  ff. 

Zurückstellen   249  ff.,   529. 

Zurückzahlung    des    Grundkapitals    171, 

—-   Von    Einlagen   182. 
Zusammenbruch  508. 
Zuschüsse   a  fonds   perdu   24,    164. 
Zuschußkonto  164. 
Zuschußreserve  283. 
Zuvielabschreibung  213  ff.,  337  ff. 
Zuwachs  213  ff. 

Zuzahlung   auf   Aktien    162  ff.,   196,  372. 
Zwangsreservefonds  s.  Reservefonds. 
Zwangsvergleich  432. 
Zweifelhafte  Forderungen  431  ff. 
Zweiggeschäft  s.  Filiale. 
Zweimonatsbilanz  459  ff. 
Zwischenkonten  70. 
Zwischenzins  383,  41 2  ff.,  420  ff. 


Leipziger  Zeitschrift 

für  Deutsches  Recht 

Unter  Leitung  von   Dr.  F.  von   Miltner,  K.  B.  Suatsminisicr  a.  D, 
herausgegeben  von 
Or.  A.  Düringer  Dr.  L.  Ebermayer  Dr.  M.  Hachenburg^ 

Rcichsgenchlsral  Reichsgenchlsial  Kcchtianwall  in  Mannheim 

Dr.  E.  Jaeger  H.  Könige  E.  Meyn  Dr.  F.  Stein, 

(jeb.Holrat.ProIcssorandcr  OniversilülUipzig      Re^chsscrulüsrac      Sc^al^p^as■Jenl  am  Reicli5Krrichl        Professor  an  der  Universiläl  Uipjig 

J.  Schweitzer    Verlag    (Arthur  Setiler)    in    München,    Berlin    und    Leipzig. 

Am  1.  und  15.  jeden  Monats  erscheint  ein  Heft  im  Umfange  von  mindestens 
80  Spalten.     Preis  vierteljährlich  Mk.  5.—. 


Die  „Leipziger  Zeitschrift  für  Handels-,  Konkurs-  und  Versicherungs- 
recht" wurde  ab  1914  zur  „Leipziger  Zeitschrift  für  Deutsches  Recht"  er- 
weitert.    Sie  widmet  sich  jetzt 

dem  gesamten  Deutschen  Recht 
einschl.  des  Strafrechts. 

Den  bisher  mit  so  großem  Erfolge  gepflegten  Gebieten  wird  sie  auch 
künftig  die  gleiche,  unveränderte  Sorgfalt  angedeihen  lassen.  Der  Um- 
fang der  „LZ."  wurde  daher  verdoppelt,  und  die  Bezugszeit  auf  ein  Viertel- 
jahr herabgesetzt.     Der  Preis  blieb  trotzdem  unverändert. 

Die  neue  „LZ."  will  dauernde  Werte  schaffen;  sie  wird  ihr 
Augenmerk  hauptsächlich  auf  die  Pflege  der 

Bedürfnisse  des  praktischen  Rechtslebens 

richten;  sie  wird  aber  mit  gleicher  Kraft  auch  auf  strengwissenschaftliche 
Behandlung  des  Rechts  und  seine  Fortentwicklung  hinarbeiten  und  des- 
halb Reformgedanken  und  der  Kritik  eine  bereitwillige  Stätte  bieten. 

Dieses  Programm  spiegelt  sich  deutlich  wieder  in  der  Zusammen- 
setzung der  Gesamtredaktion  und  der  etwa  150  Namen  umfassenden  Liste 
der  ständigen  Mitarbeiter.  Die  Männer,  in  deren  Händen  Leitung  und 
Herausgabe  der  Zeitschrift  liegen,  haben  Proben  ihrer  Organisationskraft 
und  der  Förderung  des  praktischen  und  wissenschaftlichen  Rechtslebens 
gegeben;  ihre  Namen  bürgen  dafür,  daß  die  gestellte  Aufgabe  gelöst  wird. 

Die  „LZ."  bringt  Abhandlungen  nicht  zu  großen  Umfangs, 
kürzere  Mitteilungen  und  Erörterungen,  sorgfältig  von  den  Heraus- 
gebern selbst  bearbeitete  Rechtsgrundsätze  und  zahlreiche 
Urteile  des  Reichsgerichts  und  der  Oberlandesgerichte. 

Prospekte  u.  Probeheft  kostenlos  durch  jede  Buchhandlung  u.  den  Verlag. 
J.  Schweitzer  Verlag  (Arthur  Sellier)  München,  Berlin  u.  Leipzig. 


J.  Schweitzer  Verlag  [Arthur  seiiieri  München,  Berlin  und  Leipzig. 

Arnold,  Dr,  Anton,  Rechtsanwalt  in  Nürnberg. 

Die  Aufschlusspflicht  von  Vorstand  und  Aufsichtsrat  gegenüber 

d.  Generalversammlung  nach  deutschem  Aktienrecht,  gr.  8°.  (808.)  1908.  2.40 


Frankenburger,  Dr.  H.,  .Tustizrat,  Rechtsanwalt  in  München. 

Handelsgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  (mit  ausscm.  d.  see- 

rechts)  nebst  Einfiihrun^jsgesetz.  Mit  Erläutgeu.  3.  AuH.  (X,  572  S.)  geb.  ö. — 

Fromherz,   A.,  Landgerichtsrat  in  Karlsruhe. 

Haftpflichtrecht.  Ornndriss  der  ausservertraglichen  Haftpflicht  insbesondere 
aus  unerlaubten  Handlungen  nach  Deutschlands  Recht  und  Rechtsprechung. 
8».   (XLV,  298S.,m.  4Tafeln.)   1913.  geb.  6.50 

Haselberger,  Dr.  Jos. 
Das  Stimmrecht  des  Aktionärs,  gr.  8».  (viii, es s.)  i906.  2.- 

Hlrschland,  Dr.  Georg. 
Die  Einziehung  von  Aktien,   gr.  8°.   (36  s.)  1908.  1.- 


Homberger,  Dr.  Ludwig. 
Das  Recht  der  entstehenden  Aktiengesellschaft,    gr.  8».    (vi, 

45  S.)     1907.  1.50 

Kahn,   Dr.  J.,  Justizrat,  Syndikus  der  Handelskammer  München  und 
Weiss,  Dr.  Chr.,  Ratsassessor  in  Nürnberg. 

Wettbewerbsgesetz  vom  7.  Junl  1909.  Mit  Erläuterungen.  2.  neubearb.  Aufl. 

(XVI,  404  S.)  7  50 

Lessing,   Dr.  Hans,  Rechtsanwalt. 

Scheckgesetz  vom  ll.  März  1908.  Mit  Erläuterungen  und  Anhang  betr.  die 
Einführung  des  Post-Überweisungs-  u.  Scheckverkehrs.  8".  (VIII,  262  S.) 
1909.  I»  Leinen  geb.  5.— 


Marx,  Dr.  Alex,  Rechtsanwalt  in  Offenbach  a.  M.  < 

Firmenrechtliche  Grundbegriffe,  gr.  8«.  (xi,  224  s.)  1912.  5.- 
Thuleslus,  Dr.  E. 

Die  KonkurrenzkhUSel  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Entwurfs 
eines  Gesetzes  zur  Anwendung  der  §§  74,  75  und  des  §  76  Abs.  l  des 
Handelsgesetzbuchs,   gr.  8".   (VIIL  108  S.)    1913.  3.— 


Zehntner,   Dr.  J.,  Landgerichts-Präsident  in  Offenburg,  M.  d.  R. 

RG.  über  den  Versicherungsvertrag  mit  dem  Einfahrungsgesetz  und 

dem  Gesetz  betr.  Abänderung   der    Vorschriften   dCs  HGB.    über   die   See- 
versicherung.   S».    (XVI,  304  S.)    1909.  geb.  6.50 


J.  Schweitzer  Verlag  (Arthur  seiiier]  München,  Berlin  und  Leipzig. 

Allfeld,   Dr.   Ph.,  Univ. -Prof.  in  Erlangen. 

Die  Strafgesetzgebung  des  Deutschen  Reichs,    samminng  aUer 

Reichsgesetze  strafrechtlichen  und  strafprozessualen  Inhalts  mit  einem 
Gesamtregister.  Für  den  akademischen  Gebrauch  und  die  Praxis.  2.  Aufl. 
gr.  80.     (XII,  1315  S.)    1913.  geb.  13.— 

Becher,   Dr.  H.,  Landgerichtsdirektor  in  München. 

Die  Ausfiihrungsgesetze  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche.  Samm- 
lung der  von  den  Bundesstaaten  zur  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs und  seiner  Nebengesetze  erl.  Ges.  u.  m.  Gesetzeskraft  vers.  Verord- 
nungen, gr.  8°.  2  Bde.  u.  e.  Ergzgsbd.  mit  e.  Ges.-Reg.  (215  Bogen.) 
1900/1901.  32.60;  in  Halbfr.  geb.  38.50 

desgl.  2.  Ergänzungsband.  Enthaltend  die  Ausführungs-  u.  Ergänzungs- 
gesetze aller  deutschen  Bundesstaaten  zum  BGB.  von  1900  bis  Ende  1910. 
gr.  8".    2  Bände  155  Bogen.    1911.  Brosch.  4ü.— ,  geb.  44.— 

Bosenick,  A. 

Neudeutsche  gemischte  Bankwirtschaft.  Ein  versuch  zur  Grund- 
legung des  Bankwesens.    Bd.  I.    gr.  8".    (X,  366  S.j    1912.  12.— 

Jaeger,  Dr.  E.,  Geh.  Hofrat,  Professor  in  Leipzig. 

Reichszivilgesetze.  Eine  Sammlung  der  wichtigsten  Reichsgesetze  über 
bürgerliches  Recht  und  über  Rechtspflege.  Für  den  Gebrauch  auf  der 
Hochschule  und  in  der  Praxis  mit  Gesamtregistern.    3.  Auflage.     1911. 

Ausgabe  für  das  Reich:  Gr.  8°.    1630  S.  geb.  8.— 

Ausgabe  für  Preussen:  (Mitherausgeg.  von  Justizrat  Dr.  Weissler, 
Halle).    Gr.  8".    1840  S.  geb.  11.— 

Ausgabe  für  Bayern:  (Mitherausgeg.  von  Landgerichtsr.  Schiedermair, 
München).    Gr.  8".    1708  S.  geb.  11.— 

Ausgabe  für  Sachsen:  (Mitherausgegeben  von  Oberfinanzrat  Dr.  Kloss, 
Dresden).    Gr  8".    1725  S.  geb.  12.— 

Ausgabe  für  Baden:  Gr.  8».   1896  S.  geb.  14.— 

Maenner,   Karl,  Reichsgerichtsrat. 

Das  Sachenrecht  nach   dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  und 

der  Grundbuchordnung  für  das  Deutsche  Reich.  2.  neu- 
bearbeitete Auflage  des  „Rechts  der  Grundstücke",  gr.  8".  (XII,  547  S.) 
1906.  Eleg.  in  Gauzl.  geb.  14.— 

Müller,  Dr.  Gustav,  L  Staatsanwalt  in  München  und 
Meikel,   Georg,   Landgerichtsrat  in  München. 

Das  Bürgerliche  Recht  des  Deutschen  Reichs,  systematisch  dar- 
gestellt und  durch  Beispiele  erläutert.  2.  vollständig  umgearbeitete  Auflage. 
8".   (XXVIII,  1853  S.)   2  Bde.   1904.  13.—,  geb.  15.— 

Müller,  Dr.  Ernst,   Landgerichtsrat  und  Mitglied   des   Reichstages  für 
Meiningen,  des  bayer.  Landtages  für  Hof. 

Das  Deutsche  Urheber- und  Verlagsrecht,    i.  Band:   i.  Teil:   Das 

Reichsgesetz  betr.  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und  Ton- 
kunst. 2.  Teil :  Die  internationalen  Urheberrechtsbeziehungen  d.  Deutschen 
Reichs.  3.  Teil :  Das  Reichsgesetz  betr.  das  Verlagsrecht.  Mit  Erläutgen. 
und  ausführl.  Sachregister.  8".  (VIII,  425  S.)  1901.  7.—  ;  in  Ganzl.  geb.  8.20 
n.  Band  :  Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden  Künste  und  der  Photographie, 
Ges.  V.  9.1. 07.  M.  Erl,  u.  ausf.  Sachreg.  8°.  (VIII,  332  S.)  1907.  550;  geb.  6.50 

Die  BSnde  sind  einzeln  käuflich . 


J.  Schweitzer  Verlag  [Arthur  Sellier]  Manchen,  Berlin  und  Leipzig. 

Soeben  erschien: 

die  rieubearbeitetej  7.  und  8.  Auflage 

von 

Staudingers 
Kommentar  zum  BGB. 

und  dem  Einjührungsgesetz. 

Band  I:  Einleitung  und  Allgemeiner  Teil.  Erl.  v.  Professor,  Geh.  Justiz- 
rat Dr.  Th.  Loewenfeld,  München,  und  Prof.  Dr.  E.  Riezler, 
Erlangen.     Lex.  8».  XIV,  822  S.     Geh.  M.  19.50,  geb.  M.  22.  -. 

Band  II:  Recht  der  Schuldverhältnisse.  Erl.  v.  Prof.  Dr.  Kuhlenbeck, 
Naumburg,  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  K.  Kober,  München  und  Ober- 
landesgerichtsrat Dr.  Th.  Engelmann,  München.  Lex.  8".  XVIII, 
1943  S.    In  2  Teilen.    Geh.  M.  47.—,  geb.  M.  52.-. 

Band  III:  Sachenrecht.  Erl.  von  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  K.  Kober, 
München.    Lex  8».    VIII,  1173  S.    Geh.  M.  28.—,  geb.  M.  30.50. 

Band  IV:  Familienrecht.  Erl.  von  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  Th.  Engel- 
mann ,  München.    Lex.  8°.    XVI,  1589  S.     Geh.  M.  38.-,  geb.  M.  43.— . 

Band  V:  Erbrecht.  Erl.  von  Justizrat  Rechtsanwalt  Dr.  F.  Herzfelder, 
München.     (Wird  bis  Ende  P'ebruar  1914  vollständig.) 

Band  VI/VII :  Einführungsgesetz.  Erl.  von  Prof.  Dr.  L.  Kuhlenbeck, 
Naumburg,  und  Gesamtregister  von  Landgerichtsrat  F.  Keidel, 
München.     (Erscheinen  bis  spätestens  Ende  März  1914.j 

Gesamtumfang  der  7./8.  Auflage  in  7  Bänden  ca.  450  Bogen. 
Gesamtpreis  brosch.  ca.  M.  170. — ,  gebunden  ca.  M.  190.— 


Aus  den  Urteilen: 

Beiträge  zur  Erläuterung  des  Deutschen  Rechts,  57.  Jahrg.  1.  Heft:  Die 
neue  Auflage  trägt  den  Forlschritten  der  Theorie  und  Praxis,  die  für  die 
Zwischenzeit  zu  verzeichnen  sind,  in  gewohnter  Weise  Rechnung.  Eines 
empfehlenden  Geleitwortes  bedarf  das  Werk  in  seinem  neuesten  Gewände 
nicht.  Predari. 

Juristische  Wochenschrift,  1912  Nr.  6:  Staudingers  Kommentar  bedarf 
keiner  Empfehlung  mehr  ....  Ihnen  allen  ist  es  gelungen,  in  dem  Kom- 
mentar ein  unentbehrliches,  erstklassiges  Hilfsmittel  zu 
schaffen." 

Das  Recht,  1913  Nr.  14:  Die  mir  jetzt  vorliegende  7.  und  8.  Lieferung 
(§§  1297  bis  1652)  verdient  wiederum  vollste  Anerkennung.  Die  Erläute- 
rungen lassen  an  Gründlichkeit,  Uebersichtlichkeit  und  Klarheit  nichts  zu 
wünschen  übrig.  Ueber  jede  Rechtsfrage  findet  man  vollständigen  Auf- 
schluß. Die  zahlreichen  Hinweise  auf  Urteile  deutscher  Gerichtshöfe, 
namentlich  des  RG.  und  auf  das  einschlägige  Schrifttum  erleichtern  es 
dem  Leser,  sich  über  den  Stand  jeder  Frage  durch  eigenes  Nachlesen 
zu  unterrichten.  Der  Rechtsstoff  hat  in  der  neuen  Aufläge  eine  wertvolle 
Vermehrung  erfahren.  Daß  ein  so  hervorragendes  Werk  wie  Staudingers 
Kommentar  sich  allgemeiner  Wertschätzuung  erfreut  kann  nicht  wunder- 
nehmen. Reichsgerichtsrat  Erl  er. 
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Die  bilanzen. 
2,,  völlig  umgearb.  aufl. 
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